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Zur  Einführung. 

Der  Herausgeber  einer  neuen  Zeitschrift  hat  wohl  die  Pflicht, 
einige  Worte  zur  Einführung  zu  sagen.  Man  stellt  an  ihn  meist 
das  Verlangen,  dafs  er  ein  Programm  entwickele.  Ich  will  mich 
kurz  fassen,  hoffe  ich  doch,  daCs  der  Inhalt  des  vorliegenden  wie 
der  folgenden  Hefte  mehr  als  alle  einleitenden  Worte  Zeugnis  für 
mein  Wollen  ablege  und  namentlich  auch  die  „Bedürfnisfrage", 
falls  über  sie  überhaupt  noch  ein  Zweifel  bestehen  sollte,  zu  Gun- 
sten der  Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der 
Staatswissenschaften  entscheide.  Natürlicherweise  habe  ich 
nur  die  Bedürfnisfrage  vom  wissenschaftlichen  Standpunkte  aus  im 
Auge.  Von  einem  anderen  Standpunkte  ist,  wie  ich  wenigstens 
glaube,  die  Existenzberechtigung  eines  wissenschaftlichen  Organs 
keinesfalls  zu  betrachten.  Wer  anderer  Ansicht  sein  sollte,  dem 
möchte  ich  indessen  von  vornherein  eine  beruhigende  Versicherung 
geben:  Die  Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der  Staats- 
wissenschaften will  nicht  mit  einer  der  bestehenden  staatswissen- 
schaftlichen Fachzeitschriften  in  Konkurrenz  treten.  Dafür  spricht 
in  unverkennbarer  Weise  schon  der  Umstand,  dafs, sie  sich,  in  der 
Meinung,  dafs  die  Wissenschaft  der  politischen  Ökonomie  inter- 
national sei,  im  Gegensatz  zu  den  deutschen  und  ausländischen  Zeit- 
schriften von  heute  vollständig  auf  einen  internationalen 
Boden  stellt.  Daran  ändert  auch  die  Thatsache  nichts,  dafs  sie 
in  deutscher  Sprache  erscheint. 

Es  wird  Niemand  zu  leugnen  vermögen,  dafs  die  Stellung  der 
Staatswissenschaften  im  Kreise  der  Wissenschaften  überhaupt  mehr 
und  mehr  an  Bedeutung  gewonnen  hat.  Mit  ihrer  wachsenden  Be- 
deutung steht  im  Zusammenhang,  dafs  auch  die  staatswissenschaft- 
liche Litteratur  von  Jahr  zu  Jahr  umfangreicher  geworden  ist.  Die 
Beschäftigung  mit  allen  den  einzelnen  Fragen,  die  das  Gebiet  der 
Volkswirtschaft,  Finanzwissenschaft,  Statistik,  des  Staats-  und  Ver- 
waltung^rechts  u.  s.  w.  berühren,  setzt  heute  eine  Kenntnis  der  zeit- 
genössischen internationalen  Fachlitteratur  und  ein  Stu- 
dium der  geschichtlichen  Entwickelung  unsrer  Wissen- 
schaft voraus.  Dieser  Voraussetzung  zu  genügen,  stöfst  unter  den 
gegenwärtigen  Verhältnissen  indessen  auf  die  gröfsten  Schwierig- 
keiten. Unsere  Fachzeitschriften  befinden  sich  aus  naheliegenden 
Gründen  nicht  in  der  Lage,  zur  Beseitigung  jener  Schwierigkeiten 
vermittelnd  und  helfend  einzugreifen;  nur  ein  besonderes  littera- 
risches Organ,  das  der  gesamten  deutschen  und  ausländischen  Lit- 
teratur und  Geschichte  der  Staatswissenschaften  ausschliefslich  seine 
Aufmerksamkeit  widmet,  wird  Abhilfe  zu  schaffen  vermögen. 

Überblickt  man  die  staatswissenschaftliche  Litteratur  von  heute, 
insbesondere  auch  die  Zeitschriftenlitteratur,  so  findet  man,  dafs  es 
wesentlich  Fragen  praktischer  Natur,  Fragen  der  Wirtschafts-  und 
Sozialpolitik  u.  s.  w.  sind,  die  zur  Erörterung  gelangen.  Histo- 
rischen oder  theoretischen  Untersuchungen  begegnet  man  nur  selten. 
Auch  die  Methodologie  der  Staats-  und  sozial  wissenschaftlichen 
Forschung  hat  in  der  neueren  Zeit  so  gut  wie  keine  Beachtung  er- 
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fahren  —  eine  Thatsache,  die  bei  der  bedeutungsvollen  Entwickelung 
deir  politischen  Ökonomie  freilich  sehr  bemerkenswert,  allein  des- 
halb wohl  erklärlich  erscheint,  weil  ja  auf  jedem  Gebiete  mensch- 
licher Angelegenheiten  die  Praxis  der  Wissenschaft  im  allgemeinen 
lange  voranzugehen  pflegt.  Wie  dem  auch  sei,  zweifellos  ergiebt 
sich,  dafs  in  der  staatswissenschaftlichen  Litteratur  eine  empfindliche 
Lücke  vorhanden  ist,  und  dafs  es  gilt,  litterarhistorische  und  metho- 
dologische Forschungen  anzuregen  und  ihnen  eine  Statte  zu  bieten. 

Die  „Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der 
Staatswissenschaften"  will  die  Lücke,  die  schon  von  vielen 
Seiten  empfunden  worden  ist,  ausfüllen.  Indem  sie  ein  littera- 
rischer Mittelpunkt  für  alle  Forscher  zu  werden  sucht,  die  ihre 
wissenschaftliche  Thätigkeit  der  Methodologie  und  Litteratur- 
geschichte  der  Staats-  und  Sozialwissenschaften  zugewendet  haben, 
glaubt  sie  auch  den  Grundsätzen  einer  durchaus  berechtigten  und 
überall  fortschreitenden  wissenschaftlichen  Arbeitsteilung  zu  ent- 
sprechen. Aber  nicht  nur  wissenschaftlichen  Bestrebungen,  auch 
rein  praktischen  Bedürfnissen  will  die  Zeitschrift  dienen,  sie  stellt 
sich  die  Aufgabe,  dem  Fachmann  bei  dem  Studium  von  Spezialfragen 
ein  Wegweiser  zu  sein. 

Wie  die  Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der 
Staatswissenschaften  ihre  Aufgaben  zu  lösen  suchen  wird,  dafür 
mögen  das  vorliegende  und  die  folgenden  Hefte  Zeugnis  ablegen. 
Nur  kurz  sei  Einiges  noch  bemerkt. 

Der  erste  Abschnitt  der  Zeitschrift  soll  zur  Veröffentlichung 
gTÖfserer  Beiträge  bestimmt  sein,  die  sich  mit  der  Methode  der 
Staats-  und  sozialwissenschaftlichen  Forschung  und  mit  der  staats- 
wissen schaftlichen  Litteraturgeschichte  beschäftigen. 
Auch  Abhandlungen  und  Aufsätze  wirtschaftsgeschichtlichen 
Inhalts  sollen  hier  Platz  finden  können. 

Der  zweite  Abschnitt  bleibt  Referaten  und  Kritiken  über 
neue  Erscheinungen  auf  dem  Gebiete  der  staatswissenschaftlichen 
Litteratur  aller  Länder  vorbehalten,  der  dritte  einer  Biblio- 
graphie, die,  so  weit  das  im^ Rahmen  einer  Zeitschrift  möglich  ist, 
in  systematischer  Weise  eine  Übersicht  über  die  gesamte  staats- 
wissenschaftliche Weltlitteratur  (einschl.  der  Publikationen 
in  Zeitschriften)  zu  geben  sucht.  In  dem  dritten  Abschnitte  werden 
von  Zeit  zu  Zeit  auch  vollständige  Litteraturnachweise  für  ein- 
zelne Zweige  der  Staatswissenschaften  publiziert  werden. 
In  einem  vierten  Abschnitte  endlich  sollen  als  „Kleinere  Mit- 
teilungen" Nachrichten  aus  den  Staats  wissenschaftlichen  Gesell- 
schaften, Personalnotizen  u.  s.  w.  gebracht  werden. 

Der  Herausgeber  ist  sich  der  Schwierigkeiten,  die  seiner  bei 
der  Durchführung  seines  Planes  harren,  wohl  bewufst.  Er  vertraut 
aber  einerseits  auf  die  Unterstützung  seiner  ständigen  Herren  Mit- 
arbeiter, deren  Namen  wohl  die  beste  Gewähr  für  die  streng  wissen- 
schaftliche Haltung  der  Zeitschrift  bieten  dürften,  anderseits  darauf, 
dafs  mehr  als  hundert  angesehener  Fachgelehrten  im  In-  und  Aus- 
lande ihre  Bereitwilligkeit  ausgesprochen  haben,  die  Zeitschrift  ge- 
legentlich durch  Beiträge  zu  unterstützen. 

Berlin,  Anfang  Januar  1893-  K.  Frankensteln. 
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Beiträge 
zur  Geschiclite  des  Sozialismns  nnd  des  EommnnisiiiTis. 

Von 

H.  Dietzel. 


Einleitung. 

Vor  einigen  Jahren  habe  ich  in  der;  terminologischen  Fragen  ge- 
widmeten Einleitung  meines  Buches  über  die  Sozialphilosophie  E.  Rod- 
BEBTUS  die  klägliche  Verwirrung  und  Verschwommenheit,  welche  heute 
auf  dogmengeschichtlichem  Gebiet  herrscht,  gekennzeichnet.  Auch  von 
anderer  Seite  ist  diese  Thatsache  scharf  gerügt  worden  —  so  von 
E.  DiEHL^)  und  A.  Mengeb.^) 

Zum  Teil  liegt  die  Ursache  in  der  geringen  Mühe,  welche  in  einer 
Zeit,  die  an  der  „rage  des  faits"  leidet,  auf  Analyse  von  Ideen  ver- 
wandt zu  werden  pflegt.  Nicht  wenige  der  neueren  Geschichtsschreiber 
haben  sich  die  Arbeit  überaus  bequem  gemacht,  indem  sie  „sich  damit 
begnügt  haben,  Beybaüd,  Stein  und  Maelo  zu  exzerpieren,  oder  ein- 
fach auszuschreiben,  ohne  auf  die  Quellen  zurückzugehen''  (A.  Mengeb). 
Gegen  derartige  saloppe  Manier  giebt  es  kein  Mittel  als  rücksichtslose 
Eritik  solcher  technisch  ungenügenden  Leistungen. 

Aber  zum  andern  Teil  liegt  die  Ursache  des  traurigen  Zustandes 
dieses  Forschungszweiges  in  dem,  heute  mit  nur  vereinzelten  Ausnahmen 
befolgten,  methodischen  Prinzip,  die  Theorien,  die  zur  Darstellung 
gelangen,  nicht  auf  die  ihnen  zu  Grunde  liegenden  ethischen  Ideen 
zu  prüfen,  sondern  —  „realistisch"  —  sich  zu  „begnügen'',  möglichst 
exakt  zu  registrieren,  welches,  mehr  oder  minder  kuriose,  praktische 
Programm  zur  Weltverbesserung  in  den  hübsch  chronologisch  anein- 


1)  K.  DiEHL,  Proudhon.  I.    1887.   S.  VI. 

2)  A.  Mbnoeb,  Becht  aaf  den  yoUen  Arbeitsertrag.    1886. 
Zeitschr.  f.  Oeseh.  u.  litt.  d.  Staatsw.  I. 
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andergereihten  Köpfen  erwachsen  sei,  welche  mehr  oder  minder 
begründeten  Angriffe  diese  sonderbaren  Schwärmer  gegen  die  sie  um- 
gebende Geselischaftsordnang  gerichtet  haben.  So  kommt  die  übliche 
Addition  —  y,fehlt  leider  nur  das  geistige  Band''  —  zustande,  die  sich 
Geschichte  glaubt 

Gegenüber  diesem  falschen  methodischen  Prinzip,  dessen  Befolgung 
ich  als  die  weit  wichtigere  Ursache  der  Misere  ansehe,  soll  hier  Stel- 
lung genommen  werden. 

Die  Gesundung  dieses  Zustandes,  „welcher  der  deutschen  Wissen- 
schaft nichts  weniger  als  zur  Ehre  gereicht''  (A.  Mengeb),  kann  und  mufs 
dadurch  kommen,  daijs  die  Dogmen  nicht  mehr  „realistisch",  sondern 
wieder  „dogmatisch"  behandelt  werden  —  d.  h.  dafs  der  Dogmenhisto- 
riker an  erster  Stelle  bestrebt  ist,  das  ideelle  Centrum  der  Theorie  auf- 
zuspüren, die  herrschende  Grundnorm  des  sozialen  Seinsollens,  aus  der 
die  Theorie  als  Ganzes  gedacht  ist,  von  der  alle  Einzelheiten  hervor- 
getrieben werden,  nach  der  sie  alle  hindrängen  — ,  dafs  man  wieder 
so  verfahre,  wie  L.  v.  Stein  in  seinem  bis  heute  unübertroffenen, 
trotz  des  „lückenhaften  und  oberflächlichen  Quellenstudiums",'  welches 
A.  Menger  auch  an  ihm  mit  Recht  tadelt,  doch  wegen  der  genialen 
Intuition,  mit  welcher  dieser  gewaltige  Geist  den  ethischen  Kern  der 
von  ihm  dargestellten  Theorien  erfafst  hat,  bis  heute  mustergiltigen 
Erstlingswerk  verfahren  ist. 

Einen  Versuch,  in  dieses  Geleise  wieder  einzulenken,  habe  ich  in 
jener  eingangs  erwähnten  Analyse  der  Sozialphilosophie  des  Denkers 
von  Jagezow  gemacht,  indem  ich  die  Eigenart  dieses  Gedankengebäudes 
als  konsequenten  Anti-Individualismus  erwies.  Einer  dem  ethischen 
Kern  nachforschenden  Methode  konnte  dieser  Charakter  des  vielbespro- 
chenen Systems  unmöglich  sich  verbergen  —  er  war  nur  deshalb  bis 
dahin  dunkel  geblieben,  weil  ausschliefslich  das  praktische  Pro- 
gramm ins  Auge  gefa&t  war,  welches  ja  mit  dem  Wunschzettel  des 
„potenzierten  Individualismus"  (Schafplb)  der  Peoüdhon, 
Marx  u.  s.  w.  in  vielen  Punkten  sich  deckte. 

Wenn  ich  so  am  Beispiel  Rodbertus  zeigte,  dafs  in  der  gegen 
die  jetzige  Gesellschaftsordnung  gerichteten  Bewegung  zwei  Richtungen 
sich  vorfinden,  welche  zur  gleichen  Negation  des  Systems  der  freien 
Konkurrenz  aus  polar  entgegengesetzten  ethischen  Grund- 
normen gelangen,  so  wurde,  wie  mir  schien,  notwendig,  für  jede  dieser 
Richtungen  eine  besondere  Bezeichnung  zu  setzen. 

Da  die  folgenden  Beiträge  sich  dieser  Terminologie  bedienen,  so 
werde  ich  meine  damals  gewonnenen  Ergebnisse  hier  kurz  zusammen- 
fassen und  sie  gegen  eine  ihnen  gewordene  Kritik  verteidigen.  — 

Das  sozialwissenschaftliche  Denken,  sofern  es  auf  das  soziale  Sein- 
8 ollen  sich  richtet,  drängt  zu  einer  Grundnorm,  aus  welcher  alle  Einzel- 
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arteUe  Aber  die  Best&nde  und  Bewegungen  des  sozialen  Lebens  ihre  innere 
Einheit  nnd  endgiltige  Begründung  finden.  Der  menschliche  Geist  ruht 
nicht  eher,  als  bis  er  zu  einem  letzten,  obersten,  nicht  mehr  ableitbaren 
Prinzip  des  SeinsoUens  sich  durchgerungen  hat;  wie  er  für  die  Fülle  der 
Katurphänomene  zu  einer  Grundursache,  beziehentlich  einem  Endzweck 
strebt,  zur  causa  causans  und  zur  causa  finalis,  aus  deren  Gewinnung 
er  ein  harmonisches  Bild  des  Seins  und  Werdens  aller  Naturstoffe  und 
Natnrkräfte  sich  gestalten  möge,  so  auch  für  die  Fülle  der  sozialen 
Phänomene,  für  das  Gebiet  menschlichen  Handelns,  welches  die  Be- 
ziehungen zwischen  Mensch  und  Mensch  gestaltet.  Und  welches  ist 
nun  die  Grundnorm,  das  Grundprinzip  des  sozialen  Sein  s  o  11  e  n  s ,  m.  a.  W. : 
das  höchste  ethische  Gebot?  Die  Antwort  lautet  in  ein  Entweder — 
Oder  aus.  Es  bieten  sich  zwei  polare  Axiome  dar,  die  sich  kurz  als 
Sozialprinzip  und  Individualprinzip  taufen  lassen. 

Das  Sozialprinzip,  d.  i.  der  Satz,  dafs  die  Gesellschaft  ober- 
ster Zweck  sein  solle,  das  Individuum  nur  dienendes  Mittel  für  ihre 
Zwecke,  Organ  des  „sozialen  Körpers'',  wie  das  Glied  Organ  des 
physischen. 

Das  Individualprincip,  d.i.  der  Satz,  dafs  das  Individuum 
—  jedes  Individuum  als  „gleichwertig"  jedem  andern  gedacht  — 
oberster  Zweck  sein  solle,  die  gesellschaftliche  Organisation  dienendes 
Mittel  für  seine  Zwecke. 

Entweder  auf  jenes  o  d  e  r  auf  dieses  Axiom  0  baut  sich  jede  Theorie 
des  sozialen  SeinsoUens  auf  —  falls  erstens  konsequent  durchdacht  und 
zweitens  nicht  auf  eine  „geoffenbarte"  Religion  sich  stützend,  sondern 
ans  der  Vernunft  gezogen. 

Die  Thatsactie  des  Gegensatzes  dieser  seit  Jahrtausenden  miteinander 
kämpfenden  ethischen  Axiome  ist  längst  Gemeingut  der  Sozialwissenschaft, 
dem  Kreise  sozialökonomischer  Denker  allerdings  weniger  geläufig, 
da  ihnen  die  Fühlung  mit  der  „Bechtsphilosophie",  deren  Lehr- 
bücher diesen  Gegensatz  zum  Fundament  ihrer  Erörterungen  nehmen, 
allzusehr  verloren  gegangen  ist. 

Da,  wie  ich  glaube,  dieser  heute  zu  geringe  Kontakt  zwischen 
Sozialökonomie  und  Bechtsphilosophie,  d.  h.  der  vom  „Ge- 
rechten" handelnden  Spezi aldisziplin  der  Ethik,  ein  wesentliches 
Hindernis  für  den  Fortschritt  der  Geschichtsschreibung  der  sozialen 
Ideen  bedeutet,  so  sei  hier  eine  kurze  kritische  Bemerkung  eingeflochten, 
bevor  ich  auf  jene  ethischen  Axiome  näher  eingehe. 

Die  Frage  nach  dem  Verhältnis  zwischen  Sozialökonomie  und 
Rechtsphilosophie  ist  in  neuerer  Zeit  mehrfach,  z.  B.  von  Diehl  und 
ScHMOLLEB  aufgeworfcn  worden;  die  Art  der  Behandlung  zeigt  aber 

1)  Über  den  axiomatischen  Charakter  vgl.  meinen  Artikel  „Individualismus^' 
im  „Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften"  und  K.  Bodbbbtub,  II.  S.  217. 
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deutlich,  wie  gering  die  Beschäftignng  dieser  Bozialökonomischen  Schrift- 
steller mit  dem  rechtsphilosophischen  Stoff  gewesen. 

DiEHL  polemisirt  gegen  den  Juristen  A.  Mengeb,  welcher  die 
Methode  seines  oben  bereits  genannten  Baches  gegründet  hatte  auf  das 
Prinzip y  dafs  ^^es  doch  im  wesentlichen  rechtsphilosophische  Sätze 
seien ,  die  den  Kern  des  Sozialismus  bilden  . . .  und  dab  es  national- 
Ökonomische  Verbrämung  sei,  die  namentlich  bei  den  deutschen  Sozia- 
listen einen  so  breiten  Kaum  einnehme''  0  Ihm  wird  aber  von  Diehl 
erwidert,  „dafs  die  Begründung  dieser  rechtsphilosophischen 
Sätze  nur  aus  der  nationalOkonomischen  Wissenschaft  zu  entnehmen  ist, 
und  dab  die  sog.  nationalökonomische  Verbrämung  von  wesentlicher 
Bedeutung  ist". 

Zweifellos  ist  diese  „Verbrämung"  von  wesentlicher  Bedeutung  — 
ich  glaube  nicht,  dafs  A.  Mengeb  dies  leugnet.  Doch  der  Satz  Diehl's, 
dafs  „die  Begründung  der  rechtsphilosophischen  Sätze  aus 
der  nationalökonomischen  Wissenschaft  zu  entnehmen",  ist  unhaltbar,  aber 
charakteristisch.  Die  Begründung  der  „praktischenZiele"ist  Sache 
sozialökonomischer  Forschung.  Aber  die  Begründung  der  „  r  e  c  h  t  s  p  h  i  - 
losophischen  Sätze",  der  „ D o g m  e n "  —  Recht  auf  Existenz,  Recht 
auf  den  vollen  Arbeitsertrag  u.  s.  w.  — ,  hat  mit  der  Sozialökonomie 
nicht  das  Mindeste  zu  thun.  Hier  mufs  sich  die  Sozialökonomie  auf 
Ethik  und  Rechtsphilosophie  stützen;  „begründbar"  sind  diese  Sätze  über- 
haupt nicht,  da  die  Gerechtigkeitsidee,  aus  der  sie  gezogen  sind,  axio- 
matischer  Natur  ist 

Charakteristisch  für  das  mangelhafte  Verständnis  des  Sozialöko- 
nomen für  Themata,  welche  in  das  rechtsphilosophische  Gebiet  hin- 
über spielen,  sind  femer  folgende  Worte  Diehls.  „*Der  Anarchismus 
—  schreibt  er  —  war  bei  Pboudhon  eine  direkte  Folge  seiner  in- 
dividualistischen Grundanschauung;  das  Individuum  sollte  wirt- 
schaftlich frei  sei,  folglich  auch  politisch;  der  ökonomische 
und  politische  Amorphismus  Pboudhons  darf  aber  nicht  verwechselt 
werden  mit  dem  schrankenlosen  Individualismus,  der  in  Egoismus 
ausarten  könnte;  es  sollte  ein  geläuterter  Individualismus  sein,  und 
geläutert  durch  die  Gerechtigkeitsidee."^) 

Man  sieht:  für  Diehl  ist  Individualismus  in  erster  Linie  ein  öko- 
nomischer Begriff,  sonst  könnte  er  nicht  schreiben  —  „das  Indivi- 
duum sollte  wirtschaftlich  frei  sein,  folglich  auch  politisch". 
Der  Individualismus  ist  vielmehr,  so  wie  er  bisher  im  philosohpischen 
Sprachgebrauch  verstanden  wird,  eine  Weltanschauung,  welche  das  reli- 
giöse, moralische,  staatskonstitutionelle,  wirtschaftliche  u.  s.  w.  Gebiet 
gleicherweise  ergreift  und  normieren  will;  es  mufs  heifsen:  die  direkte 

1)  Diehl,  Prondhon.  IL  S.  320. 

2)  Diehl,  Proadhon.  H.  S.  321. 
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Folge  der  individnalistischen  Grandanschanung  Pboudhons  war,  dals 
das  IndiTidnam  sowohl  wirtschaftlich  als  politisch,  als  n.  s.  w.  frei 
sein  sollte. 

Und  ebenso  falsch  ist  die  Formel  von  einem  ;,geläaterten'^  Indi- 
vidnalismns.  Es  giebt  nicht  einen  mit  Schlacken  behafteten  nnd  einen 
,,geläaterten'^  Individnalismos,  sondern  es  giebt  eine  grofse  Gmppe  im 
Individualismus,  welche  auf  der  Machttheorie  anfstflzt  —  z.  B.  die 
Lehre  einzelner  hellenischer  Sophisten,  dann  Spinoza,  Hobbes,  dann  in 
unserer  Gegenwart  Fb.  Nietzsche  u.  s.  w.  — ,  nnd  ihr  gegenüber  eine 
zweite  groise  Grappe  im  Individualismus,  welche  auf  der  Bechts- 
theorie,  auf  der  „Gerechtigkeitsidee^^  aufstfltzt  —  z.  B.  Gbotius,  Locke, 
A.  Smith,  Kaütt,  Pboudhon  \l  s.  w.  Aber  jener  ist  nicht  das 
schwarze,  dieser  das  weilse  Schaf,  sondern  es  sind  zwei  logisch  gleich- 
wertige, logisch  gleich  notwendige  Erscheinungsformen  der  individua- 
listischen Idee.  ^) 

Diehl  kann  so  schreiben  nur  deshalb,  weil  er,  wie  eben  heute 
in  sozialökonomischen  Kreisen  Mode  geworden,  die  rechtsphilosophische 
Litteratur  ignoriert. 

Die  Ausführungen  Schmollebs,  in  seinem  sonst  so  vortrefflichen 
Essay  Aber  Fichte^),  kranken  gleichfalls  an  einer  Verkennung  des 
Wesens  der  Rechtsphilosophie,  wenn  auch  Sghmolleb  sich  die  Unter- 
schätzung dieser,  die  Überschätzung  der  Sozialökonomie,  in  welche 
DiEHii  verfällt,  nicht  zu  Schulden  kommen  lässt. 

Er  will  erörtern  „die  Stellung  des  Sozialismus  als  einer  eigenen 
Art  von  Wissenschaft  zwischen  Nationalökonomie  und  Rechts- 
philosophie'' —  während  doch  die  „Bourgeoisie-Ökonomie  des  Libe- 
ralismus, wie  ihr  jüngerer  Bruder,  der  Kommunismus,  wie  ihre 
prinzipiellen  Gegner,  die  „organische^'  Gesellschaftstheorie  und  der 
Sozialismus Fightes  und Rodbebtus,  alle  aufrechtsphilosophi- 
schen  Fundamenten  sich  autbauen;  nur  allerdings  auf  verschiedenen. 
Wenn  der  „Sozialismus^^  eine  „eigene  Art  von  Wissenschaft''  sein  soll 
zwischen  Nationalökonomie  und  Rechtsphilosophie,  so  kann  man  ebenso 
gut  den  Eantianismus  als  eine  „eigene  Art  von  Wissenschaft" 
zwischen  der  Sozialphilosophie  Wolffs  und  derjenigen  Hegels  be- 
zeichnen. 

Nicht  „eine  Versöhnung  der  (liberal-individualistischen)  Rechts- 
philosophie und  der  Nationalökonomie  hebt  allein  der  Sozia- 
li s  m  u  s  als  wissenschaftliche  Erscheinung  auf",  wie  Sghmolleb  schreibt ; 
sondern  als  „wissenschaftliche  Erscheinungen",  als  notwen- 

1)  YgL  meinen  Artikel  „IndiYidaalismas*^  im  HandwGrterbach,  Bd.  lY, 
8.  567—568.  571.  580. 

2)  ScHMOLLEB,  Zox  LitteratargeBchichte  der  Staats-  und  Sozialwissenschaften. 
1888.  8.  51  ff. 
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dige  Staffeln  der  Dialektik  der  individnalistischen  Idee,  bleiben  Eantia- 
nisnins  nnd  Smithianismus  einerseits,  die  verschiedenen  Varianten  des 
individualistischen  Kollektivismus  anderseits  für  immer  selbständig 
nebeneinander.  Aber  die  „praktischen  Ziele"  des  letzteren,  an  die 
ScHMOLLER  —  wie  auch  DiEHL  —  stets  denkt,  können  allerdings  dnrch 
Konzessionen  seitens  jener  berflhrt  werden. 

Diese  Sätze  Sghmollebs  klingen  nm  so  wunderbarer,  als  gerade 
er  immer  die  „Ethik"  im  Munde  führt;  wenige  Seiten  vorher  hat  er 
sich  die  Aufgabe  gestellt,  einmal  zu  sehen,  welche  Konsequenzen  sich  für 
das  wirtschaftliche  Leben  aus  den  verschiedenen  ethischen  Stand- 
punkten ergeben  (S.  33).  Er  rügt  auf  nationalökonomischer  Seite 
„die  mehr  oder  weniger  herrschende  Gleichgiltigkeit  gegen  den  wissen- 
schaftlichen Begriff  und  die  wissenschaftlichen  Systeme  der  Ethik"  (S.30). 

Aber  anstatt  nun  seinerseits  die  prinzipielle  Divergenz  der 
„ethischen  Standpunkte"  als  ein  logisch  Notwendiges  zu  begreifen,  ver- 
fällt er  —  wie  auch  Diehl  —  in  den  Fehler,  gewissen  Systemen  der 
Ethik  eine  gute,  andern  eine  schlechte  Zensur  zu  geben.  Getreu 
seinem  Grundschema  spricht  er  über  die  „abstrakte"  Ethik,  welche 
in  dem  Naturrecht  ELÄJrrs  und  der  wirtschaftlichen  Theorie  der  Smith 
und  Say  ihre  Beispiele  findet,  das  Verdikt  (S.  45.  52.  76),  während 
die  eigene  „realistische"  Ethik  (S.  34.  40.  46.  54)  den  Tugend- 
preis erhält. 

Die  Hauptsache  bleibt  unklar.  Wenn  Schmoller  zuerst  die  Rechts- 
philosophie der  Leibniz  und  Wolf  (S.  32)  und  dann  die  Fichtes  in 
Gegensatz  stellt  zu  der  ßechtsphilosophie  des  18.  Jahrhunderts,  welche, 
mit  „abstrakten  Naturrechtsphrasen'' operierend,  über  „möglichst 
abstrakte  fiechtsdefinitionen  und  Begriffe''  nicht  hinauskam  gleich- 
wie die  junge  Nationalökonomie,  welche  „mit  dem  abstrakten  Stich- 
wort der  wirtschaftlichen  Freiheit  allen  nötigen  Rechtsboden"  für  das 
wirtschaftliche  Leben  gefunden  zu  haben  glaubt,  so  war  doch  das 
Programm,  welches  aus  dieser  Rechtsphilosophie  nnd  dieser  National- 
ökonomie gezogen  wurde,  mindestens  so  „realistisch"  fUr  ihre 
Gegenwart,  als  das  Programm  Leibnizens  und  Wolfs  für  die  Zeit  vor- 
her, und  jedenfals  „  r e  a  1  i  s  t  i  s  c  h  e  r  "  als  dasjenige  Fichtes.  Schmoller 
gesteht  dies  selbst  zu,  wenn  er  sagt,  diese  „abstrakten"  Phrasen  hätten 
„gestimmt  mit  der  destruktiven  Aufgabe  der  Zeit,  den  mittelalter- 
lichen Rechtszopf  zu  beseitigen"  —  wozu  dann  das  ttberflttssige  Räson- 
nieren mit  dem  Stigma  des  „Abstrakten"?  Dass  diese  Rechtsphiloso- 
phie und  Nationalökonomie  „Neues  weder  zu  geben,  noch  aufzunehmen" 
vermocht  hätten,  ist  eine  ganz  unhaltbare  Behauptung.  Der  heutige 
Liberalismus,  welcher  doch  auf  ihren  Schultern  steht,  hat  ein  wesent- 
lich andres  Programm  —  jene  gaben  eben  nur  die  allgemeinen  Grund- 
linien, welche  später  ins  Detail  geßihrt  Ymrden. 
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Weiter  aber  bleibt  bei  Sghmollbb  zq  sehr  verhüllty  dafs  diese  y,ab- 
strakte^' Rechtsphilosophie  and  Nationalökonomie  auf  einem  andern  prin- 
zipiellen  y^ethischen  Standpnnkt'^  basiert,  als  diejenige  der  eudä- 
monisti sehen  Sozialpbilosophie  und  die  Fichtbs  nnd  seine  eigene. 
Und  er  sieht  dies  nicht,  weil  er,  trotz  aller  „ethischen"  Verbrä- 
mung, immer  mit  dem  Auge  des  praktischen  Wirtscbaftspolitikers  in  die 
Systeme  hineinblickt,  nicht  nach  ihrer  centralen  Idee  vom  sozialen  Sein- 
sollen forschend;  sondern  hypnotisiert  durch  die  peripheren  Phänomene, 
die  ,fpraktisehen  Ziele"  —  was  allerdings  nicht  ausschlieist,  dafs  er 
im  Einzelfall  sich  von  dieser  „realistischen"  Methode  emanzipiert.^) 

Die  klare  Erkenntnis  des  Wesens  der  sich  folgenden  und  be- 
kämpfenden Sozialtheorien  kann  durch  diese  einseitige  Bewertung  nach 
den  Mafsstab  „abstrakt"  oder  „realistisch"  nicht  gefördert,  sondern 
nur  getrtibt  werden.  Nicht  auf  die  Schale,  sondern  auf  den  Kern 
kommt  es  an.  Und  in  der  Klarstellung  des  Kernes  ist  die  rechts- 
philosophische  Historik  —  Stahl  und  Ahrens  z.  B.  —  dem 
sozialökonomischen  „Historismus"  bisher  weit  „Aber",  wäh- 
rend leider  dieser  sich  gewöhnt  hat,  etwas  hochmütig  auf  jene  herab- 
zublicken.  Ich  kehre  nun  wieder  zur  Betrachtung  jener  ethischen 
Axiome  zurück. 

Die  auf  dem  Individualprinzip  fufsende,  in  einer  Menge  von 
Varianten  auftretende  Anschauung  vom  sozialen  Seinsollen  wird  schon 
seit  lange  zweckmäfsigerweise  alslndividualismus  bezeichnet ;  leider 
hat  sich  aber  die  sozialökonomische  Bede  weise  gewöhntauch  ein 
bestimmtes,  praktisches  Programm  —  das  „System  der  freien  Kon- 
kurrenz", welches  aus  dieser  Anschauung  abgeleitet  werden  kann,  aber 
durchaus  nicht  notwendigerweise  aus  ihr  abgeleitet  werden  mufs,  son- 
dern ebensowohl  aus  dem  Sozialprinzip  begründet  werden  kann,  gleich- 
falls „Individualismus"  zu  nennen.^) 

Die  auf  dem  Sozialprinzip  fufsende  Anschauung  Yom  sozialen  Sein- 
sollen wird,  gleichfalls  schon  seit  lange,  weniger  glücklich,  aber  schwer 
Terbesserbar,  als  „organische"  Gesellschaftsansicht  bezeichnet,  wo- 
mit hingedeutet  wird  auf  die  ihr  eigentümliche  Auffassung  der  sozialen 
Gebilde  als  souveräner  „Organismen",  in  deren  Leben  das  Individuum 
als  schlechthin  abhängiges  „Organ"  betrachtet  wird. 

Wenn  nun  —  wie  ich  am  Beispiel  Bodbertus  zunächst  nachge- 
wiesen habe  —  innerhalb  der  sozialreformatorisohen  Theorien,  welche 
das  System  der  freien  Konkurrenz  bekämpfen  und  ein  wesentlich  von 
ihm  abweichendes  System  als  das  sozial  Seinsollende  fordern,  es  einer- 
seits solche  giebt,  welche  aus  dem  Sozialprinzip  abgeleitet  sind,  aus 
an ti -individualistischer   Quelle  fliefsen  (die  Theorie  Bodbektus 

1)  Vgl.  die  Schhifsamnerkang. 

2)  Vgl.  „Indlvidaaliamos'«.    £inl. 
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z.  B.)y  anderseits  solche ^  welche  ans  dem  Indiyidnalprinzip  ent- 
springen, als  „potenzierter  Indiyidnalismns''  sich  darstellen 
(wie  die  Theorien  der  Pboüdhon,  H.  George,  Bellamy  etc.))  so  schien 
mir,  um  der  Unklarheit  ein  Ende  zu  bereiten  und  der  dogmengeschicht- 
lichen Klassifikation  in  einer  bequemen  Terminologie  eine  bequeme 
Handhabe  und  Stütze  zu  bieten,  notwendig,  fflr  die  erstere,  aus  dem 
Sozial  prinzip  zum  Kollektivismus  hindrängende  Gruppe  von  Theorien  % 
für  den  „potenzierten  Anti-Individualismus^',  einen  andern  Titel  zu 
bestimmen  als  für  die  letztere,  aus  dem  Indiyidnalprinzip  zum  Kol- 
lektivismus hindrängende  Gruppe,  —  und  zwar  jene  Gruppe  als  So- 
zialismus", diese  als  Kommunismus  zu  betiteln. 

Jene  als  Sozialismus  deshalb,  weil  dann  im  Wortlaut  der  Gleich- 
klang mit  Sozialprinzip,  der  sie  beherrschenden  Grundstimmung, 
waltet;  ferner  deshalb,  weil  der  Mann,  welcher  sich  die  Pathenschaft 
des  Terminus  „Socialisme^^  zuschreibt,  F.  Leboux,  darunter  verstanden 
wissen  wollte  jede  Theorie  „oü  l'individu  serait  sacrifiö  k  cette 
entitö  qu'on  nomme  la  socio tö".  Der  Sozialismus  in  diesem  Sinne 
ist  die  zum  Extrem  vorgetriebene  „organische'*  Gesellschaftsansicht 

Jene  als  Kommunismus,  weil  dann  im  Wortlaut  das  „bon- 
heur  commun'',  die  centrale  Idee  der  Theorien  dieser  Gruppe,  an- 
klingt. — 

Der  Kommunismus  ist  die  eine,  der  Liberalismus  die  andre  Haupt- 
erscheinungsform des  modernen  Individualismus;  dieser  der  frSre  atnö, 
jener  der  frSre  cadet  gleichen  Schofses. 

Der  Liberalismus,  der  ältere  Sprofs,  und  der  Kommunis- 
mus, sein  jüngerer  Bruder,  unterscheiden  sich  durch  ihr  praktisches 
Programm  —  durch  die  wesentlich  verschiedenen  Forderungen, 
welche  sie,  wenngleich  im  Dienst  derselben  Grnndnorm,  an  die  soziale 
Orgajiisation  stellen. 

Der  Liberalismus  verlangt  von  der  sozialen  Organisation  nur, 
dab  sie  für  jedes  einzelne  Individuum  neutrale  Bedingung  sei,  zur 
Gestaltung  des  von  ihm  selbst  sich  gesetzten,  aus  eigener  Initiative  und 
Energie  zu  gewinnenden  Lebensinhaltes  zu  gelangen.  Die  soziale  Or- 
ganisation ist  so  zu  ordnen,  dals  das  Individuum  weder  gehemmt,  noch 
gefördert,  noch  geleitet  werde,  sondern  jedes  Individuum  kraft  seiner 
Individualität  sich  zur  Geltung  bringe  in  gleicher  Freiheit  neben  jedem 
andern. 

Die  Konsequenz  für  die  Ordnung  des  sozialökonomischen  Le- 
bensgebietes ist  nun  folgende.  Alle  ökonomischen  Mittel  —  Mittel  der 
Befriedigung  der  ökonomischen  Interessen  —  sind  zu  legen  in  die  freie 
Verfügung  der  Individuen :  Boden,  Kapital,  Arbeitskraft  stehen  im  ab- 

1)  Dafs  es  sich  hier  in  der  That  am  eine  Gruppe  und  nicht  am  den  EinzelfaU 
der  Rodbertasianischen  Theorie  handelt,  wird  im  Folgenden  klar. 
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solntenSondereigeütnme  der  Individuen.  Bewehrt  mit  Eigentum 
verschiedener  Art  und  verschiedenen  Umfangs  treten  die  Individuen  in 
Beziehungen  zu  einander  ^  ihre  Freiheit  respektierend,  indem  sie  diese 
Beziehungen  ausschliefslich  in  die  Form  freier  Verträge  kleiden. 
Die  soziale  Organisation  greift  nicht  aus  auf  den  Inhalt  dieser  freien 
Verträge,  sondern  der  Staat  erzwingt  nur,  gegenüber  vertragswidrigem 
Verhalten,  deren  Erfüllung. 

„Pacta  servanda^'  —  die  vertragsmälsigen  Beziehungen  vor  Bechts- 
bmch  zu  schützen,  ist  die  eine  notwendige  Aufgabe  des  Staates. 
Die  zweite  ist,  zu  sichern,  dafs  nicht  im  Innern  der  sozialen  Gruppe, 
noch  von  Aufsen  her,  seitens  einer  andern  sozialen  Gruppe,  Gewalt 
die  freie  Bewegung  der  Individuen  störe,  und,  wo  sie  doch  sich  hervor- 
wagt, sie  zu  strafen. 

Hat  der  Staat  Zivilrecht  und  Zivilprozels,  Strafrecht  und  Strafpro- 
zefs,  die  Polizei,  das  Heer,  schliefslich  noch  den  diplomatischen  Dienst 
in  diesem  Sinne  organisiert,  so  ist  seine  Rolle  zu  Ende. 

Denn  er  soll  eben  nur  neutrale  Bedingung,  nicht  Ursache, 
positives  Mittel  für  die  Individuen  zur  Erreichung  ihrer  Zwecke,  zur 
Gestaltung  ihres  Lebensinhaltes  sein.  Vielmehr  soll  jedes  Individuum 
mit  jedem  andren  „frei  konkurrieren",  jedes  gemäfs  seiner  Individualität, 
gemäb  seinem  Wollen  und  Können,  sich  selbst  allein  —  „the  architect 
of  bis  own  fortune"  —  den  Lebensinhalt  erwirken  und  verdanken  — 
der  eine  durch  Kraft,  Fleiis,  Geschick  mächtig  emporstrebend,  der 
andre  durch  Schwäche,  Faulheit,  Ungeschick  tief  unten  bleibend. 

Dies  „System  der  freien  Konkurrenz"  wird  nun  deshalb  vom  Li- 
beralismus als  praktisches  Programm  vertreten,  weil  —  nach 
seiner  Anschauung  von  dem  Verlaufe  des  sozialen  Lebens  unter  diesem 
r^me  —  dann  jedes  Individuum  die,  hohe  oder  niedere,  Staffel  auf 
der  Gesellschaftsleiter  finden  werde,  welche  ihm  gerecht  er  weise  — 
als  verdient  oder  verschuldet  durch  seine  Individualität  —  ge- 
bühre. Die  Verschiedenheit  der  sozialen  Position  fordert  er 
als  legitime  Konsequenz  der  natürlichen  Verschiedenheit  der 
Individuen;  letztere  soll  zur  Geltung  kommen.  Und  soweit  dies 
geschieht,  hält  er  die  individualistische  Grundnorm  der  „Gleichwertig- 
keit'^ der  Individuen  für  nicht  verletzt  — 

Der  Kommunismus,  auf  gleicher  individualistischer 
Grundnorm  fufsend,  verwirft  dies  „System  der  freien  Konkurrenz^', 
fordert  eine  mehr  oder  minder  davon  verschiedene  Organisation  des 
sozialen  Lebens,  vertritt  ein  anderes  praktisches  Programm. 

Das  System  der  „freien  Konkurrenz''  wird  von  ihm  bekämpft,  weil 
es  —  nach  seiner,  von  der  des  Liberalismus  abweichenden  Anschauung 
von  dem  Verlaufe  des  sozialen  Lebens  unter  diesem  regime  —  die  Ge- 
rechtigkeit verletze.    Er  hat  den  Glauben  an  das  tadellose  Funktionieren 
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des  Regulators  „freie  Konkurreoz"  verloren ,  meint  vielmehr  erweisen 
zn  können,  dafs,  falls  der  Staat  sich  nur  beschränkt  auf  Schutz,  Siche- 
rung, Strafe,  diese  Form  der  sozialen  Organisation,  angeblich  neutrale 
Bedingung,  in  Wahrheit  zu  einer  die  Einen  bevorteilenden,  die  An- 
dern benachteilenden,  Ungerechtigkeit  wirkenden  Ursache  werde 
—  dafs  keine  gerechte  Staffelung  auf  diesem  Fundamente  erstehe,  son- 
dern hier  unverdienter  Reichtum,  dort  unverschuldetes  Elend.  Statt 
dieser  illegitimen  Ungleichheit  des  Lebensinhalts  —  hier  Glück,  dort  Un- 
glück —  verspricht  er  das  „bonheur  commun'^ 

Nebeneinander  und  nacheinander  erstehen  zahlreiche  Programme 
der  sozialen  Reform,  trotz  der  bunten  Verschiedenheit  des  Wortlauts 
doch  alle  dahin  drängend,  dafs  die  soziale  Organisation  —  von  der 
man  eingesehen  hat,  dafs  sie  nur  neutrale  Bedingung  nicht  sein 
dürfe  —  eine  immer  exakter  im  Dienste  des  Individualprinzips  fun- 
gierende Ursache,  ein  positives  Mittel  werde. 

Während  im  „System  der  freien  Konkurrenz*'  der  Staat,  als  Garant 
des  Sondereigentums  und  der  Vertragsfreiheit,  eine  Ungerechtig- 
keit wirkende  Ursache  gewesen,  ein  ungleiches  Mittel  für  die 
Individuen,  dem  zum  Heil,  jenem  zum  Schaden,  so  soll  er  jetzt,  nach- 
dem so  oder  so  das  Eigentums-  und  das  Vertragsrecht  gemodelt  ist, 
zu  einem  Gemeingut  werden,  zu  einem,  allen  Individuen  gleich 
nützlichen  Werkzeug  zur  harmonischen  Befriedigung  aller  legitimen 
Interessen,  zur  Verwirklichung  des  „bonheur  commun".  ^) 

Der  eine  will  die  Welt  der  „freien  Konkurrenz*'  von  Grund  aus 
umbauen  durch  seine  Phalansterien,  der  zweite  streicht  nur  das  Erb- 
recht, überantwortet  der  Gesellschaft  nur  die  Austeilung  der  Hinter- 
lassenschaften nach  dem  Grundsatze  „ä  chacun  selon  ses  facultas",  jener 
begnügt  sich,  durch  Vergesellschaftung  des  Bodeneigentums  die  ihm 
als  schlimmste  erscheinende  Ungerechtigkeit,  die  Grundrentenbezüge, 
zu  jappen,  dieser  „konstituiert**  den  Tauschwert,  ein  andrer  ordnet 
die  Armee  der  Produzenten  in  lokal,  bez.  professional  abgegrenzte 
Kollektivkörper,  welche  sich  „frei  bilden  und  lösen**,  ein  andrer  will, 
dafs  das  wirtschaftliche  Leben  „nach  einem  grofsen  Plane**  einheitlich 
von  einer  zentralen  Spitze  aus  geleitet  werde. 

So  treibt  das  gleiche  Mifstrauen  gegen  das  „System  der  freien 
Konkurrenz**  die  verschiedensten  Programme  hervor;  verschieden 
aber  weiter  —  und  daraus  erklärt  sich  zumTeil,  aber  nicht  allein,  die 
Divergenz  der  Programme  —  sind  die  ethischen  Normen 2),  welche 

1)  Vgl.  E.  RoDBBBTüs,  IL,  S.  30  die  Bachlich  gleiche  Formulierung  des  Unter- 
BchiedeB  Yon  Liberalismus  und  Kommunismus  in  kürzerer  Fassung. 

2)  Die  ethischen  Nonnen  yariieren  innerhalb  der  kommunistischen  Gruppe  — 
nicht  aber  derart,  dafs  die  individualistische  Grundnorm  irgendwo  negirt  würde, 
sondern  es  yariiert  nur  die  Auffassung  vom  individualistisch  Gerechten. 
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im  Kerne  der  Theorien  stehen.  ,, Jedem  nach  seiner  Arbeit '',  fordert 
der  eine  und  erkennt  die  y^hiörarchie  des  fonetions''  als  gerecht  an, 
der  zweite  proklamiert  die  „öquivalence  des  fonctions"  und  will  fttr 
gleiche  Arbeitszeit  gleichviel  welcher  Arbeitsart  gleiches  Entgelt  ge- 
währeoy  der  dritte  will  ,jedem  nach  seinen  Bedürfnissen'^  geben,  der 
vierte  fordert  die  ,,portion  ögale'^  die  Gleichheit  des  Lebensinhaltes  für 
jedes  Individnnm.  — 

Dafs  in  diesem  Chaos  von  Theorien  die  eine  individnali- 
stische  Gesellschaftsansicht  das  eine  Individaalprinzip  sich  aus- 
wirkt —  dab  sie  alle  nur  Erscheinungsformen  eines  ^^potenzierten  In- 
dividnalismus''  sind,  kann  nicht  bezweifelt  werden.  Deshalb  bedarf  es 
eines  zusammenfassenden  Namens  für  ihre  Gesamtheit,  fttr  alle  dieser 
Gruppe  angehörigen  Theorien. 

Und  ebenso  bedarf  es,  sobald  klar  geworden  ist,  dals  die  gleiche 
Negation  des  Systems  der  freien  Konkurrenz  von  Seite  des 
Sozial prinzips  her,  aus  der  anti-individualistischen  Gesell- 
schaftsansicht gefolgert  wird,  gefolgert  werden  mufs,  eines  zusammen- 
fassenden Namens  für  diese,  das  gleiche  —  wenigstens  in  der  Nega- 
tion gleiche  —  praktische  Ziel  aus  konträrer  prinzipieller  An- 
schauung verfolgende  Gruppe  von  Theorien. 

Fttr  jene  Gruppe  erscheint  mir  nun,  wie  bereits  oben  bemerkt, 
Kommunismus,  fttr  diese  Sozialismus  als  die  zweckmäfsige, 
leicht  verständliche,  weil  das  Wesen  im  Worte  andeutende  Bezeich- 
nung. Sozialismus  heilst  letztere  Gruppe  von  Theorien,  weil  sie 
ihre  Einzelurteile  aus  dem  Sozial  Interesse,  aus  dem  Prinzip  des  pri- 
mären Rechtes  der  Gesellschaft  ableitet;  Kommunismus  erstere, 
weil  sie,  ausgehend  vom  Individualinteresse,  zum  Ideal  des  „bon- 
heur  commun^'  strebt 

Ob  diese  Titulatur  die  zweckmäfsigste»  oder  es  eine  noch  zweck- 
mäbigere  giebt  —  darttber  wird  sich  natttrlich  streiten  lassen ;  ich  kapri- 
ziere mich  durchaus  nicht  auf  die  Titelfrage.  Desto  energischer  mufs 
ich  allerdings  die  Notwendigkeit,  diese,  die  „dogmatische*' Methode 
fttr  Klassiffikation  der  sozialen  Theorien  zu  gebrauchen,  betonen.  Man 
taufe  die  Gruppen,  mit  welchen  Namen  man  wolle  —  aber  die  Prin- 
zipien, die  ethischen  Grundnormen  mttssen  Gevatter  stehen,  sonst  werden 
die  Kinder  des  Gedankens  immer  in  der  bedenklichen  Unklarheit  über 
ihre  Familienbeziehungen  herumlaufen,  an  welcher  sie  heute  leiden. 

Ich  wäre  nicht  nochmals  auf  diese,  wie  mir  scheint,  ganz  selbstver- 
ständliche These  zurttckgekommen,  wenn  nicht  die  Berechtigung  der  dog- 
matischen Methode  mir  bestritten  worden  wäre.  K.  Diehl  findet  meine 
Terminologie,  welche  Sozialismus  und  Kommunismus  als  zwei 
sich  gegensätzliche  Gruppen  von  Theorien  sondert,  „keineswegs  zweck- 
mälsig'',  sondern  hält  an  dem  eingewurzelten,  m.  a.  A.  nach  verderb- 
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liehen y  zur  Verflachnng  der  Erkenntnis  f&hrenden  Usus  fest,  unter 
yySozialismas^'  zn  verstehen  „diejenige  nationalökonomisehe  Schule, 
welche  gegen  die  Grundlagen  unsrer  wirtschaftlichen  Rechtsordnung, 
besonders  gegen  das  Privateigentum,  gerichtet  ist'S  0  Im 
„Sozialismus'^  soll  dann  weiter  unterschieden  werden  der  Sozialismus 
im  engeren  Sinne  —  diejenige  Richtung  nämlich,  welche  die  Auf- 
hebung des  Privateigentums  an  den  Produktionsmitteln  erstrebt,  und 
Kommunismus  —  diejenige  Richtung,  „welche  das  „Privateigentum 
an  den  Produktionsmitteln  und  an  den  Gegenständen  des  Verbrauches 
aufheben  will''. 

DiEHL  giebt  zu,  dafs  ich  die  Theorie  Rodbebtus  als  konsequenten 
Anti-Individualismus  nachgewiesen  habe,  ebenso  wie  er  die  „indi- 
vidualistische Gesinnung"  Pboudhons  zugiebt  —  aber  trotzdem  beide 
in  den  einen  Topf  des  „Sozialismus":  das  „Kriterium  der  Sozialisten 
ist  die  eigentumsfeindliche  Tendenz". 

Dals  man  ihm  selbst  den  Einwand  machen  werde,  Pboudhon  sei 
gar  nicht  „eigentumsfeindlich",  zähle  also  nicht  unter  die  Gruppe  der 
„Sozialisten",  ahnt  er  mit  Recht;  er  entgegnet,  dals  P&oudhon  doch 
so  starke  Modifikationen  an  der  heute  herrschenden  Eigentumsordnung 
vornehmen  wolle,  dals  man  ihn  dem  „Sozialismus"  trotzdem  zuweisen 
müsse.  „Auf  der  einen  Seite  stehen  alle  diejenigen  Ökonomen,  die 
im  Prinzip  die  Grundlagen  (des  Systems  der  freien  Konkurrenz) 
anerkennen,  auf  der  andern  alle  diejenigen,  welche  diese  Grund- 
lagen beseitigen  wollen;  letztere  nennen  wir  Sozialisten"  (S.  313). 

Damit  kommt  Dibhl  meiner  oben  gegebenen  Klassifikation  der 
individualistischen  Theorien  nahe  —  ich  nenne  die  Gruppe  der 
„Anerkennenden"  Liberalismus,  die  Gruppe  der  „Beseitigenden" 
Kommunismus. 

Mit  ersterem  Titel  wird  Diehl  wohl  einverstanden  sein;  anstatt 
des  zweiten  setzt  er  Sozialismus  —  der  wesentliche  Unterschied 
zwischen  ihm  und  mir  liegt  nun  darin,  dafs  er  hierunter  sowohl  die 
aus  individualistischer,  wie  aus  anti-individualistischer 
Quelle  strömende  Reaktion  gegen  die  „Grundlagen"  begreifen  will. 

Diehl  meint,  ich  nehme  mit  meiner  Scheidung  „zu  sehr  Rücksicht 
auf  die  Eigenart  einzelner  Schriftsteller"  —  was  wohl  heifsen  soll: 
auf  die  Eigenart  eines  einzigen,  Rodbebtus  nämlich  —  „statt  auf  die 
objektiven  Ziele  zu  sehen,  die  von  vielen  Autoren  gemeinsam  ver- 
folgt werden.  Dietzels  Definition  ist  für  uns  unannehmbar,  weil  sie  die 
verschiedenen  Systeme  dogmatisch  prüft,  statt  sie  realistisch  zu 
beurteilen."  Dies  führe  „zu  dem  Mifsstand,  dafs  völlig  disparate 
Systeme  unter  einen  Begriff  gezwängt  und  zusammengehörige  Systeme 


1)  E.  Dibhl,  Proadhon,  IL,  S.  312. 
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getrennt  werden;  denn  nach  Dietzel  soll  es  in  der  Begriffsbestimmnng 
nicht  mehr  daranf  ankommen,  welche  praktischen  Ziele  ein  Sozia- 
list verfolgt,  sondern  von  welchem  Dogma  er  ausgeht". 

DiEHL  stellt  also  die  Frage  so,  als  ob  es  sich  um  ein  ant— ant 
handle:  entweder  mttssen  die  „praktischen  Ziele"  oder  die  „Dog- 
men" das  artbildende  Moment  sein.  Es  heiÜBt  vielmehr  einfach  et— et. 
Zunächst  mnfs  die  Klassifikation  ansetzen  am  „Dogma",  richtiger:  an 
den  ethischen  Gmndnormen,  welche  im  Centmm  der  Theorien  vom 
sozialen  Seinsollen  stehen.  Daraus  ergiebt  sich  die  fundamentale,  die 
groben  Massen  schichtende  Klassifikation  —  auf  der  einen  Seite  die 
im  Individualprinzip  wurzelnden  Theorien,  auf  der  andern  Seite 
die  im  Sozialprinzip  wurzelnden.  Dann  erst  greift,  innerhalb  dieser 
wie  jener  Gruppe,  als  die  Unterabteilung  mit,  doch  keineswegs  not- 
wendigerweise allein  beherrschend  die  Verschiedenheit  der  „prakti- 
sichen  Ziele"  ein:  der  Individualismus  zerfällt  danach,  wie  oben  aus- 
geführt, in  Liberalismus  und  Kommunismus.  Diehl  hat  vollkommen 
ignoriert,  dafs  es  auch  nach  mir  auf  dies  Moment  der  „praktischen  Ziele" 
mit  „ankommt".  Nur  kann  dies  nicht  das  primäre,  sondern  darf 
erst  das  sekundäre  Klassifikationsmoment  sein. 

Von  primärer  Bedeutung  ist  die  Thatsache,  aus  welcher  der  beiden 
polaren  Gesellschaftsauffassungen  eine  Theorie  abgeleitet  ist?  Wenn 
dies  sich  anders  verhielte,  so  hätte  z.  B.  die  Dogmengeschichte  der 
politischen  Theorien  den  Physiokratismus,  welcher  die  politische 
„Grundlage"  des  ancien  regime,  den  Absolutismus,  beibehalten  wollte, 
Arm  in  Arm  aufmarschieren  zu  lassen  mit  den  litterarischen  Trabanten 
des  Sonnenkönigs.  Niemandem  kann  dies  im  Ernst  einfallen  —  denn 
das  Prinzip,  aus  dem  die  Physiokraten  den  Absolutismus  preisen,  ist 
durchaus  entgegengesetzt  dem,  welches  die  romanisierende  Sozialphilo- 
sophie bis  dahin  zum  Leitmotiv  genommen.  Für  Quesnat  u.  s.  w.  ist 
der  Monarch  deshalb  absolut,  weil  damit,  wie  sie  meinen,  dem  In- 
dividuum am  besten  gedient  wird  —  der  Absolutismus  ist  äuüseres  Mittel 
für  das  individualistische  Ideal;  früher  ward  der  Absolutismus 
gefordert  als  äuTseres  Mittel,  das  Individuum  mit  seinen,  dem  Staats - 
interesse  widerstrebenden  Trieben  zu  zwingen  in  das  Geleise  des  Staats- 
karrens, welcher  ohne  Rücksicht  auf  Wohl  und  Wehe  des  Individuum 
seinem  Ziele,  der  Grö&e  und  Macht  des  Staates,  zueilt.  So  finden, 
trotz  der  Gleichheit  der  einen  „Grundlage",  des  einen  „praktischen 
Ziels",  welche  sie  äufserlich  verbindet  mit  den  Vertretern  des  ancien 
regime,  die  Physiokraten ,  wegen  des  „Dogma",  aus  dem  heraus  sie 
alles  Einzelne  erfassen,  dem  individualistischen,  ihre  Stelle  in 
der  Geschichte  der  politischen  Theorien  nicht  mit  letzteren  zusammen, 
sondern  zusammen  mit  den  Liberalen. 

Doch  wozu  Beispiele?    Es  ist  an  sich  klar,  dals  man  einen  Orga- 
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nUmns  von  Ideen  über  das  soziale  Seinsollen  nach  derselben  Methode 
zu  „prüfen"  nnd  zn  „beurteilen'^  hat,  wie  jeden  physischen  Organismus, 
d.  h.  da&  man  zuerst  fragt:  wo  liegt  die  oberste  Ursache,  welche  die 
Statik  und  Dynamik  dieses  Wesens  als  Ganzes  beherrscht?  Nur  nachdem 
das  oberste  „weshalb'^  oder  „wodurch''  erkannt  ist,  aus  dem  alle  Einzel- 
phänomene sich  erklären,  ist  die  Erkenntnis  da,  zu  welcher  wir  streben. 

Wenn  mir  jemand  sagt:  in  der  sozialen  Theorie  dieses  Autors  werden 
die  „praktischen  Ziele"  a  +  b  +  c  vertreten,  in  der  sozialen  Theorie 
jenes  die  „praktischen  Ziele"  a  +  b  +  d,  ohne  mich  verstehen  zu 
lassen,  weshalb  hier  diese,  dort  jene  „praktischen  Ziele"  sich  zu- 
sammenfinden, m.  a.  W. :  auf  welche  nicht  mehr  ableitbare  Grundnorm 
des  sozialen  SeinsoUens  diese  abgeleiteten  Forderungen  zurückweisen, 
so  beruhigt  er  meine  „Unruhe  des  Warnmfragens"  (Sigwart)  ebenso- 
wenig, wie  jemand,  welcher  mir  einen  physischen  Organismus  er- 
klären wollte  nach  den  äulseren  Gestalten  und  Bewegungen  seiner 
Glieder,  ohne  mir  über  Blutumlauf,  Nervensystem,  Knochengerüst  u.  s.  w. 
Aufschlufs  zu  geben. 

Und  wer  die  ideellen  Organismen  klassifiziert  nach  a -h  b  -{-  c, 
bez.  a  +  b  +  d,  d.  h.  zum  fundamentum  divisionis  die  Wirkungen 
nimmt  statt  der  Ursache,  speist  mich  mit  einer  ebenso  unzuläng- 
lichen Antwort  ab ,  wie  Jemand,  welcher  mir  z.  B.  die  Säugetiere  nach 
Augen,  Ohren,  Pfoten  klassifizieren  wollte. 

Hier  wie  dort  —  im  Gebiet  der  Erforschung  der  Gedankengebilde 
wie  der  Naturprodukte  —  muä  die  Erkenntnis  des  Wesens  sich  richten, 
die  Klassifikation  sich  gründen  auf  das  oberste  kausale  Agens,  welches 
in  Form  und  Funktion  der  Teile  sich  zum  Ausdruck  bringt. 

Im  Ideenkörper,  dessen  Glieder  Sätze  über  das  soziale  Seinsollen 
bilden,  bedeutet  die  ethische  Grundnorm  —  das  „Dogma"  —  das  oberste 
causale  Agens,  dessen  Wesen  und  Eigenart  in  jedem  der  einzelnen 
„praktischen  Ziele"  als  in  seinen  Wirkungen  wiederspiegelt 

DiEHL  will  nach  den  Wirkungen  klassifizieren,  ich  nach  den 
Ursachen.  Es  scheint  mir  nicht  nötig',  weiter  auszuführen,  dafs 
seine  Methode  nur  provisorisch  sein  kann  —  nur  gut  und  richtig 
so  lange,  als  eine  nur  oberflächliche  Erkenntnis  der  Theorien  vorhanden, 
bez.  als  endgiltige  zuzugeben  nur  für  die  Theorien,  welche  der 
Konsequenz,  der  organischen  Einheit,  ermangeln. 

Zwischen  seiner  und  meiner  Methode  ist  ungefähr  derselbe  Unter- 
schied wie,  im  Bereich  naturwissenschaftlicher  Erkenntnis,  zwischen 
Empirie  und  exakter  Forschung.  Er  beruhigt  sich  bei  dem 
„post  hoc",  begnügt  sich,  die  Reihe  der  „praktischen  Ziele"  zu  erkennen, 
ich  will  zum  „proptor  hoc',  will  diese  Reihe  als  logisch  notwendige 
kausal  begreifen.  Diehl  stellt  die  logische  Kausalität  auf  den  Kopf, 
indem  er  umgekehrt  wie  ich  verfahren  will. 
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yyWenn  zwei  Sozialisten  —  sagt  er  —  trotz  des  verschiede- 
nen Dogmas,  von  dem  sie  ausgehen,  zu  derselben  praktischen 
Forderung  gelangen,  z.  B.  zur  Vergesellschaftung  der  Produktion,  so 
mttssen  sie  auch  unter  einen  Begriff  gebracht  werden/' 

„Bei  der  Charakterisierung  der  einzelnen  Schriftsteller  einer  be- 
stimmten Richtung  kann  der  dogmatische  Unterschied  hervorgehoben 
werden:  aber  in  den  praktischen  Zielen  der  Gesellschaftsreform 
haben  wir  das  beste  Einteilungs-  und  Unterscheidungsmerkmal  für 
die  mannigfachen  sozialistischen  Sekten." 

„Daher  z.  B.  Foubieb  und  Rodbebtus  trotz  ihres  verschiedenen 
dogmatischen  Ausgangspunktes  doch  zusammengehören,  insofern 
sie  beide  kommunistische  Wirtschaftsweise  anstreben.  Pboudhon  und 
Rodbebtus  gehören  verschiedenen  Richtungen  an,  denn  in  den 
praktischen  Zielen  gehen  sie  auseinander. ''  (S.  316.) 

Wenn  nach  diesem  Programm  Geschichte  der  sozialen  Theorien 
gemacht  werden  wird,  so  wird  sie  auch  ferner  das  traurige  Bild  der 
Konfusion  bieten  wie  bisher.  Rodbebtus  gehört  nicht  zu  Foubieb,  er 
gehört  allerdings  ebensowenig  zu  Proudhon,  sondern  seine  Theorie  ist 
ein  Glied  der  grofsen,  durch  das  ihnen  gemeinsame  Sozial prinzip  ver- 
kntlpften  Kette  von  Denkern,  welche,  von  Plato  und  Aristoteles  aus- 
laufend, in  der  Renaissance  mit  den  Theoretikern  der  „Staatsräson'^ 
wieder  einsetzend,  dann  Ende  des  18.  Jahrhunderts  als  schroffe  Reaktion 
gegen  den  Individualismus  in  verjüngter  Gestalt  neu  sich  erhebend 
(Hegel,  Schelung,  Fichte,  Ad.  Mülleb),  heute  minder  konsequent 
in  einzelnen  Führern  des  „Kathedersozialismus"  (Wagneb,  Schmolleb) 
und  einzelnen  Rechtsphilosophen  (Jhebing),  am  konsequentesten  aber 
in  Rodbebtus  sich  darstellt.  Ein  grofser  Strom,  quellend  aus  der 
„organischen"  Gesellschaftsansicht,  flutet  durch  die  Jahrtausende, 
stets  durchkreuzt,  fttr  kürzere  oder  längere  Perioden  zurückgestaut  durch 
den  Gegenstrom  des  Individualismus  —  jener  spült  als  letzte, 
äulserste  Welle  den  Sozialismus,  dieser  den  Kommunismus  hervor. 

Nur  als  der  ewige  Kampf  dieser  unlösbaren  Gegensätze  kann  die 
Geschichte  der  sozialen  Theorien  begriffen  und  geschrieben  werden, 
sonst  wird  sie  ein  flacher,  fader  Rezeptenkatalog. 

Da£3  meine  Terminologie  „praktisch  sehr  schwer  zu  handhaben  ist", 
weil  es  „mit  groDsen  Schwierigkeiten  verbunden  sein  dürfte,  bei  den  ein- 
zelnen sozialistischen  Schriftstellern  festzustellen,  wer  Vertreter  des  In - 
di  vi  dual-  und  wer  Vertreter  des  Sozialprinzips  sei"  (S.  317)  — 
darin  hat  Diehl  ja  durchaus  recht.  Aber  gerade  an  Überwindung 
dieser  „Schwierigkeiten"  wird  und  mufs  die  schlapp  gewordene  Dogmen- 
geschichte wieder  erstarken  —  denn,  so  „dogmatisch"  behandelt,  auf 
die  ethische  Grundnorm  ihr  erstes  Interesse  richtend,  wird  sie  ge- 
zwungen, die  bequeme  Manier  der  Ideen-Addition  zu  verlassen ;  wird 
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sie  gezwungen,  die  Theorien  als  organische  Ganze,  in  denen  „alles 
sich  zum  Ganzen  webt,  eins  in  dem  andern  wirkt  nnd  lebt'^,  zn  be- 
greifen, —  sie  anf  ihre  innere  Konsequenz  zu  prüfen,  während  sie  bis- 
her vielfach  nur  den  äufseren  Gleichklang  oder  Widerspruch  der 
„praktischen  Ziele"  der  betreffenden  Theorie  im  Verhältnis  zu 
anderen  Theorien  notierte;  wird  sie  schliefslich  gezwungen,  die  Folge 
der  Theorien  nicht  als  ein  zufälliges  post  hoc,  sondern  als  ein  notwen- 
diges propter  hoc,  als  logischen  Kausalismus,  anzuschauen  —  mindestens 
zu  fragen,  ob  letzteres  Verhältnis  vorliegt,  ob  nichts 

Nattlrlich  ist  das  weniger  bequem  —  gerade  deshalb  soll  so  ver- 
fahren werden,  um  den  Rittern  vom  Zettelkasten  das  Handwerk  zu  legen. 

Dafs  selbst  „bei  Schriftstellern  ausgeprägter  Eigenart",  wie  Rod- 
BEBTüs  und  Pboudhon,  Inkonsequenzen  unterlaufen  —  „Sätze,  die  häufig 
mit  den  Grundprinzipien  in  Widerspruch  stehen"  (S.  317)  — 
ist  doch  wohl  kein  Einwand?  Es  finden  sich  doch  auch  Inkonsequenzen 
betreffs  der  „praktischen  Ziele"? 

Gerade  das  Jagen  nach  Inkonsequenzen  ist  eine  überaus  heilsame 
Form  der  geistigen  Gymnastik.  Der  Stil  des  Baues  wird  immer  klarer, 
je  deutlicher  mir  bewufst  wird,  welche  Teile  nicht  dazu  passen,  wes- 
halb nicht,  und  weshalb  sie  doch  hineinkamen.  Exceptio  firmat  regu- 
lam,  kann  man  hier  mit  Recht  sagen.  ^) 


1)  Ein  Beispiel  für  die  Methode,  welche  ich  für  die  auf  dogmengeBchichtlichem 
Gebiet  einzig  erspriersliche  und  notwendige  halte,  bieten  die  neueren  Arbeiten  Ton 
W.  Hasbach. 

2)  Ich  glanbe  sehr  gern,  daCs,  wie  Duhl  bemerkt,  anch  bei  Pboudhon  Änfse- 
nmgen  Yorkommen,  welche  ans  dem  Sozialprinzip  fiieCsen.  Aber  die  anfserhalb 
des  Zusammenhanges,  ohne  genaue  Quellenangabe,  mitgeteilten  S&tze  aus  der  „Justice 
dans  la  r^Tolution"  erweisen  mir  aUerdings  nichts.  Und  wenn  dann  Ddihl  weiter 
zum  Belege  anführt,  Pboudhon  yerlange  „im  öffentlichen  Interesse*'  Normie- 
rung des  ZinsfuGses,  Vergesellschaftung  des  Versicherungswesens,  so  ist  damit  auch 
nichts  bewiesen.  Was  heifst  hier  „öffentliches  Interesse**  —  ist  es  gleichbedeutend 
mit  „Int^rdt  de  tous"  oder  mit  „int^rdt  g^n^al**  ?  Der  Individualist  folgert  aus  dem 
„int^§t  de  touB**,  verwirft  ein  davon  unterschiedenes  „int^r^t  g^ndral"  (Sozial Inter- 
esse), welches  der  Vertreter  des  Sozial prinzips  zur  Richtschnur  nimmt. 

Wenn  Gabst  —  worauf  Diehl  noch  hinweist  —  seine  extrem  individuallBtische 
,3opu^lik**  in  gleiche  Linie  stellt  mit  der  des  Plato,  des  Aristotelikers  Bonnrüs, 
des  als  Sozialphilosoph  stark  platonischen  Einflüssen  unterliegenden  Roüssbaü,  weil 
diese  , Jeden  Staat,  der  im  öffentlichen  Interesse  verwaltet"  wird,  „Repu- 
plik**  nannten,  so  beweist  das  nur,  dafs  auch  Gabst  das  „int^ßt  de  tous*',  welches 
er  an  Grunde  legt,  zusammenwirft  mit  dem  „int^6t  gön^ral**  der  platonisch-aristo- 
telischen Gruppe. 

DaCs  die  „meisten  Übrigen  Sozialisten"  .  . .  „ihre  Reformpläne  oft  abwech- 
selnd (?)  mit  dem  Individual-  und  Sozial interesse  begründen",  bestreite  ich 
entschieden.  Wenn  Dibhl  diesen  Satz  mit  der  Thatsache  stützt,  dars  sie  „gleich- 
zeitig auf  das  Recht  des  Einzelnen  auf  Genufs,  teils  auf  den  Zwang  des  Staates 
hinweisen",  so  beweist  dies  nur,  dafs  DniHL  selbst  den  Unterschied  zwischen  Indi- 
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Bestreite  ich  also  grundsätzlich  die  y,realisti8che'' Methode  der 
CharakterisieniDg  nnd  Klassifikation  der  sozialen  Theorie,  so  gebe  ich 
DiEHL  durchaus  wieder  zu,  dafs  vielleicht  andere  Termini  als  ,,Eom- 
mnnismns^'  nnd  ,,Sozialismas''  gewählt  werden  können,  nm  den 
Gegensatz  einer  extrem  individualistischen  und  einer  extrem 
anti-individualistischen  Strömung  in  der  Flut,  welche  heute  gegen 
das  System  der  freien  Konkurrenz  prallt,  zu  kennzeichnen.  Aber  seine 
Polemik  gegen  dieZweckmäfsigkeit  dieser  Wortwahl  steht  gleich- 
falls auf  sehr  schwachen  Füfsen. 

„GoDwiN,  Thompson  und  H.  George  —  schrieb  ich  früher^)  — 
sind  ebenso  wie  Tolain  (Proudhonist),  Guillaume  und  Bakünin  nichts 
als  mehr  oder  minder  konsequente  Individualisten,  welche  alle  unsere 
Gesellschaftsordnung  verdammen,  weil  die  Masse  der  Individuen  hier 
nicht  zu  ihrem  Rechte  gelange,  und  eine  neue  aufbauen  wollen,  in  der 
die  Gesellschaft  möglichst  allen  Individuen  eine  möglichst  gleiche 
Freiheit  und  möglichst  gleiches  Einkommen  garantiere.  Sie  alle  er- 
streben ein  bonheur  commun  —  sie  alle  sind  Kommunisten,  ob  sie 
sich  nun  Sozialisten,  Mntualisten,  Anarchisten  oderKollektivisten  nennen.'^ 

Darauf  Diehl:  „Also  Pboüdhon  ein  Kommunist  —  dies  die 
Konsequenz  der  Definition  Dietzels 'S  während  doch  Proudhon  es 
als  seine  Lebensaufgabe  betrachtet  habe,  den  Kommunismus  zu  be- 
kämpfen! Proudhon  in  eine  „Kategorie''  zu  stellen  mit  Gäbet 
z.  B.  gehe  nicht  an;  der  Umstand,  dais  beide  das  Glück  des  Indi- 
viduum befördern  wollen,  reiche  nicht  aus,  um  die  „tiefgreifenden 
Unterschiede  unberttcksichtigt  zu  lassen". 

Wer  will  denn  letzteres?  Was  ich  behaupte,  ist  nur,  dars  Proud- 
hon und  Gäbet  als  konsequente  Individualisten  zu  der  einen  der 
groben  sozialreformatorischen  Gruppen  gehören ,  Rodbertus,  Wagner, 
Schmoller  als  Anti-Individualisten  zu  der  andern. 

Erstere  nenne  ich  die  Kommunisten;  man  mag  einen  andern 
Kamen  vorschlagen,  aber  ein  unterscheidender  Name  mufs  da  sein. 
Innerhalb  dieser  „kommunistischen"  Gruppe  sind  natürlich  wieder 
verschiedene  „Kategorie n'*  zu  bilden  —  wie  in  der  „sozialistischen" 
gleichfalls. 

vi  dual-  nnd  Sozial  Interesse  sich  nicht  klar  gemacht  hat  —  er  würde  ihn  sonst 
«ach  nicht  so  en  bagatelle  behandeln.  Wenn  der  „Zwang  des  Staates*'  eingesetzt 
wird  im  Interesse  des  Genufsstrebens  der  Individuen  —  wie  bei  vielen  der  DisaL'schen 
^.Sozialisten''  — ,  so  entspringt  er  eben  dem  Individualinteresse,  ist  ein  äufseres 
Mittel  der  Erreichung  des  individualistischen  Ideals,  wie  die  freie  Konkurrenz 
auch ;  ob  dies  oder  jenes  gewählt  wird,  h&ngt  von  Zweckmäfsigkeitsgründen  ab  und 
von  der  Beurteilung  der  thats&chlichen  Verhältnisse.  Eine  Inkonsequenz  ist  aus 
dieser  Thatsache  des  „gleichzeitigen"  Hinweisens  auf  „Recht  des  Einzelnen"  und 
„Zwang  des  Staates"  nicht  erweisbar. 
1)  E.  Bodbertus,  IL  S.  234. 
ZeitBchr.  f.  Litt,  tu  Gesch.  d.  Staataw.  I.  2 
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Wenn  aber  Diehl  gegen  meinen  Tanfvorschlag  nichts  weiter  ein- 
zuwenden findet^  als  dafs  Pboudhon  unmöglich  ,, Kommunist"  heilsen 
könne,  weil  er  immer  den  Kommunismus  bekämpft  habe,  so  erwi- 
dere ich,  dafs  er  gleichfalls  den  Sozialismus  bekämpft  hat  —  ,J'ai 
commencö,  ä  l'applaudissement  universel,  la  critique  des  utopies  so- 
cialistes",  schreibt  er.^)  Wenn  Diehl  jenes  gegen  mich  gewandte 
Argument  gegen  sich  selbst  gebrauchte,  so  dürfte  er  Pboudhon  auch 
nicht  „ Sozialisten ''  nennen.  Pboudhon  reitet  eben  sein  Sonder- 
pferdchen,  will  weder  mit  den  „Kommunisten'^,  noch  irgend  welchen 
andern  „isten'*  zusammengeworfen  werden,  sondern  markiert  sich  als 
„Mutualist^'. 

Das  hat  seine  Anhänger  nicht  gehindert,  sich  den  Kommanisten 
zuzurechnen.  Tolain  z.  B.  sagt  von  seiner  Partei,  sie  gehöre  „in  ihrer 
Tendenz  auf  Gleichheit  der  Lebensbedingungen  der  grofsen  kommu- 
nistischen Strömung  an'',  nur  betone  sie  besonders  die  Notwendig- 
keit der  „individuellen  Garantien,"  die  Notwendigkeit,  eine 
feste,  klare  Grenze  zwischen  dem,  was  dem  Individuum  gehört,  und 
dem,  was  der  Gesamtheit  gehört^  zu  bestimmen.^)  Die  Gegner  be- 
zeichnen diese  Spielart  des  Kollektivismus  als  „communisme  non 
autoritaire"  (Brief  von  Vablin  an  Aubby),  auch  „communisme  li- 
bertaire"  —  werfen  den  Proudhonisten  allerdings  auch  gern  ihren 
„individualisme"  vor,  was  aber  natürlich  als  „injure  et  calomnie"  mit 
Entrüstung  zurückgewiesen  wird:  sie  seien  „Mutualisten**.^) 

Mir  scheint,  dab  auch  Diehl,  nach  den  „praktischen  Zielen" 
klassifizierend,  zugeben  kann,  dafs  ein  Mann  wie  Pboudhon,  welcher' 
der  „Kommunalisierung"  des  landwirtschaftlich  benutzten  Eigentums 
huldigt^),  pro  tanto  „Kommunist"  war,  nur  quantitativ  von  dem 
konsequenteren,  ziemlich  alle  Kategorien  der  Produktionsmittel 
verstaatlichenden  System  sich  unterscheidend,  welches  Mabx  und  En- 
gels im  „Kommunistischen  Manifest"  entwarfen.  Dass  letztere  erbar- 
mungslos auf  den  „Kleinbürger"  Pboudhon  schimpfen,  kann  ebenso- 
wenig hindern,  sie  und  Pboudhon  in  eine  grofse  Gruppe  zusammen- 
zureihen,  wie  das  Verdikt,  welches  Pboudhon  über  sie  und  andre 
fällte.  Da  Diehl  mit  Pboudhon  repliziert,  um  meine  „dogmatische" 
Methode  und  die  mit  ihr  konnexe  Terminologie  zu  widerlegen,  so 
möchte  ich  meine  Duplik  noch  unterstützen  durch  einige  Gitate  aus 
der  proudhonistischen  Litteratur,  welche  beweisen,  dafs  der  Ge- 
gensatz,  den  ich  als  grauer  „Dogmatiker"  zwischen  einem  extrem  in- 


1)  DiBHL,  n.  S.  325. 

2)  Testut,  S.  439. 

3)  Debatte  zwischen  Robin  and  Tolain  auf  dem  Kongrers  zn  Basel  (Yillb- 
TASD,  S.  131). 

4)  DiBHL,  n.  S.  312. 
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dividnalistischen  „Eommanismns''  und  einem  extrem  anti-individnalisti- 
Bchen  yySozialismas''  statuiere,  von  den  Vertretern  des  vierten  Standes 
anfis  klarste  erkannt  wird.  Diehls  AnsfÜhrungen  machen  glauben, 
dab  ich  die  Divergenz  der  Prinzipien  in  die  Bewegung  hineindoktri- 
närisiere,  während  ich  sie  aas  ihr  herausgelesen  habe. 

Ein  memoire  y  welches  bei  Fbiboubg,  histoire  de  Tlntemationale, 
p.  71  y  abgedrückt  ist^),  bezeichnet  die  axiomatischen  Grnndnormen  des 
sozialen  SeinsoUens,  welche  hier  Individnal-  and  Sozial prinzip 
benannt  sind,  als  Idee  der  Goopöration  and  Idee  der  Associa- 
tion. Und  wenn  ich  sagte,  daJs  jene,  grundsätzlich  einander  feind- 
lichen Prinzipien  doch  zu  gleichem  „praktischem  Ziele''  —  Negation 
des  Systems  der  freien  Konkurrenz  —  ftthren,  so  heifst  es  im  memoire, 
sie  hätten  zwar  „forme  commune'',  seien  aber  „radicalement  dif- 
förentes  par  leur  but,  leurs  moyens,  leurs  rösultats". 

Was  bedeutet  nämlich  „association"?  Diejenige  Gesellschafts- 
ansicht, welche  die  Souveränität  der  Individualwillen  und  Individual- 
interessen absolut  negiert,  welche  zu  einer  absoluten  „fusion  des  vo- 
lonte" strebt,  welche  will  „fonder  tous  les  int6r6ts". 

Die  Gesellschaft  ist  alles,  das  Individuum  nichts;  nur  jene  hat 
Rechte,  dieses  nur  Pflichten.  „Le  bien  de  la  collectivitö  —  wel- 
ches sehr  zu  unterscheiden  vom  bien  de  tousi  —  ötant  lebutsuprgme, 
les  satisfactions  offertes  älapartie  —  dem  Individuum  als  abhängigem 
Gliede  —  sont  une  concession  faite  gracieusement  par  le  tout,  et 
non  point  une  röpartition  basöe  sur  des  Conventions  tacites  ou 
reelles,  puisque  il  n'y  a  plus  d'individualitös  contractantes,  mais 
bien  une  unitö  supörieure  et  absorbante"  —  sozialer  Organismus 
als  das  Primäre,  Souveräne. 

„Tandisque  Tassociation  englobe  les  individus  —  la  Coopera- 
tion groupe  les  hommes  pour  exalter  les  forces  et  Tinitiative  de  chacun." 

Und  später,  etwas  breiter  ausgreifend,  heifst  es: 

„Ge  qui  fait  l'essence  de  la  Cooperation,  c'est  que,  gräce  au 
libre  contrat,  les  i  n  d  i  v  i  d  u  s  non  seulement  s'obligent  synallagmatiquement 
et  commutativement  les  uns  envers  les  autres  mais  qu'ils  acquiörent 
encore  par  le  pacte,  une  somme  plus  considörable  de  droits 
et  de  libertö  sans  avoir  ä  redouter  aucune  atteinte  ä  leur  libre  ini- 
tiative, qui  se  trouve  au  contraire,  augmentöe  de  toute  la  somme 
d*efforts  apportös  par  chacun." 

„Association,  teile  qu'elle  a  ötö  comprise  et  pratiquöe  a  voulu  dire : 

1)  Ich  möchte  auf  diese  kleine  Schrift  einmal  anfinerksam  machen.  Sie  giebt, 
scheint  mir  —  Yon  den  Bestrebungen,  die  Holle  der  ProndhonistenfOhrer,  deren  der 
Yerfasser  einer  war,  möglichst  wichtig  erscheinen  zu  lassen,  abgesehen  — ,  ein  ob- 
jekti?erea  Bild  der  Thatsachen  der  Internationale  und  der  Ideen,  die  in  ihr  sich  be- 
rührten und  bekämpften,  als  die  Kompilationen  des  Tbstüt,  Yillbtabd,  Gu^boült  etc. 

2* 
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SonmisBion  de  rindividn  k  la  collectivitöabontisBant presqne 
infEuUiblement  k  ranöantissement  de  la  libertö  et  de  Tinitiative  indi- 
vidnelle.  Coopöration:  Contrat  librement  consenti  dans  nn  bat uniqne, 
döterminö  et  döfini  d'avance/'    Und  znsammenfassend  dann: 

yyDans  Tassociation  Tintörfit  gönöral  ötait  ce  principe 
snpörienr  devant  lequel  s'inclinait  Tindividn;  la  Coopera- 
tion c'est  la  collectivitö  qni  s'organisCi  en  vne  de  fonrnir  k 
rindividn  tons  lesmoyens  d'aogmenter  sa  libertö  d'action^  de 
dövelopper  son  initiative  individnelle/' 

Man  vergleiche  mit  dieser  Formnliernng  der  Cooperation,  des  Orond- 
prinzips  des  y^Mataalismas^'^  die  Sätze,  in  denen  Quesnay,  A.  Smith, 
EIant  ihre  Aufüassnng  von  Staat  nnd  Gesellschaft  niedergelegt  haben, 
und  man  wird  zageben,  dals  die  prinzipielle  Grandanschanang,  die  in- 
dividualistische, hier  und  dort  genau  sich  deckt. 

Nun  wird  zur  weiteren  Erläuterung  der  Idee  der  „coopöration^^  ein 
Citat  aus  Proudhon  gegeben,  in  dem  der  Charakter  des  „MutuaUsmus^^ 
als  konsequenter  „Individualismus^^  so  scharf  als  möglich  hervortritt. 
Er  sagt: 

„Uidöe  m6re  (de  la  Cooperation)  est  celle  d'un  contrat  par 
lequel  plusieurs  individus  conviennent  d'organiser  entre  euz,  dans  une 
certaine  mesure  et  pour  un  temps  determinä  soit  la  production,  soit  la 
circulation,  ou  Töchange:  cons6quemment  s'obligent  les  uns  envers  les 
autres  et  se  garantissent  mutuellement,  reciproquement  une 
certaine  somme  de  produits,  Services,  avantages,  devoirs  etc.,  qu'ils 
sont  en  position  de  se  procurer  et  de  se  rendre,  se  reconnaissant  du  reste 
parfaitement  indöpendants,  soit  pour  leur  production  soit  pour 
leur  consommation. 

Ge  contrat  estdonc  essentiellement  synallagmatique:  il 
n'impose  d'obligations  aux  contractants  que  Celles  qui  rösultent 
de  leur  promesse  röciproque;  il  n'est  soumis  k  aucune  autoritö 
extörieure;  il  fait  seul  la  loi  des  parties;  il  n'attend  son  exöcutive  que 
de  leur  initiative.'^ 

Dagegen  führe  die  Idee  der  „association''  zur  Vernichtung  des 
Individuum.  „Dans  Tassociation  teile  qu'elle  s'est  räv616e  ä  nous 
jusqu'ici,  le  contrat  est,  pour  une  partie  plus .  ou  moins  considörable, 
Sans  compensation  .  •  .  Tassociation  c'est  la  Subordination  de 
rindividu  au  groupe." 

Die  Apostel  der  association  hätten  nie  daran  gedacht,  der  „fusion 
des  volontös'*,  welche  ihr  Ideal  bildet,  das  Prinzip  des  „libre  contrat" 
zu  Grunde  zu  legen  —  alle  die  Reformatoren  der  Vergangenheit,  Gäbet, 
Owen,  Fouribe,  L.  Blanc,  nähmen  vielmehr  zur  Basis  —  ^tout  comme 
Lycurgue"  —  das  Prinzip  „que  la  soci6t6  est  tout,  a  seule  des  droits, 
et  que  Tindividu  n'a  que  des  devoirs". 


Digitized  by 


Google 


Beiträge  zur  Geschichte  des  SoziaUsmas  und  des  EommuniBmas.  21 

So  richtig  das  mömoire  den  logischen  Widersprach  zwischen  In- 
d  i  Y  i  d  n  a  1  -  und  Sozial  prinzip  bestimmt,  so  irrig  ist  die  Exemplifikation : 
Die  Cabet  u.  s.  w.  sind  himmelweit  davon  entfemt|  die  antike  Staats- 
idee —  „tout  comme  Lycurgue"  —  zur  Basis  zu  nehmen.  Die  Herren 
Proudhonisten  erkennen  zwar  mit  echt  französischer  Geistesklarheit, 
dafs  eine  logische  Antinomie  im  Gebiete  des  sozialen  SeinsoUens  be- 
stehty  aber  sie  haben  nicht  exakt  genug  Dogmengeschichte  studiert. 

Wenn  jene  Konkurrenten  auf  dem  Markte  der  Weltverbesserungs- 
ideen  die  „Subordination  de  Tindividu  au  groupe*"  fordern,  so  thun  sie 
es  nicht  aus  dem  Axiom  ,,que  la  sociätö  est  tout^,  sondern  sie  sind  In- 
dividualisten, nicht  anders  als  die  Schüler  Pboübhons. 

Die  mehr  oder  minder  komplizierte,  mehr  oder  minder  die  Frei- 
heit des  Individuum  einschnürende,  ihm  Pflichten  auferlegende  Or- 
ganisation, welche  jene  vertreten,  wird  von  ihnen  nur  deshalb  vertreten, 
weil  sie  ihnen  als  besseres,  sicherer  funktionierendes  Mittel  erscheint, 
dem  Individuum  zu  seinen  Rechten  auf  Glück  und  Genufs  zu  ver- 
helfen, als  das  System  „du  libre  contrat",  welches  der  Liberalis- 
mus, gleichfalls  auf  dem  Individualprinzip  fufsend,  entworfen  hatte,  und 
auf  welchem,  abweichend  von  den  Vertretern  der  Organisation,  der 
Proudhonismus  weiterbauen  will. 

Dort  —  bei  Cabet  u.s.  w.  —  wird  das  Individuum  mittels  Zwanges 
zu  Glück  und  Genuis  geführt,  zur  Verwirklichung  des  „dösir  de  jouir'^, 
welches  auf  der  ganzen,  sich  immer  verbreiternden  Front  des  Indivi- 
vidualismus  —  von  den  Physiokraten  bis  zu  den  Anarchisten  —  als 
Sammel-  und  Zielpunkt  gilt.^) 

Dieses  zwangsweise  Seligwerden  widerstrebt  aber  den  Proüdhon, 
ToLAiN,  Fbibourg  u.  8.  w.  —  sic  wollen  das  Individuum  auf  ihre  eigene 
Fagon  und  auf  seine  eigene  Fagon  selig  werden  lassen.  Immer  und  immer 
wieder  betonen  sie  —  ganz  im  Sinne  des  Liberalismus  —  das  Prinzip 
der  Selbstverantwortlichkeit,  ohne  welches  die  Würde  des  In- 
dividuum nicht  bestehen  kann.  -„Vivez  \k  —  im  Staate  des  Gäbet, 
FouBiBR  u.  8.  w.  —  si  vous  Ic  pouvez,  gtre  mortel  et  libre,  qui  sentez 
se  dövelopper  en  vous  une  dignit6  croissante  en  raison  de  votre 
responsabilit&" 

Aber  anstatt  zu  begreifen,  dals  von  jenen  älteren  Kommunisten  sie 
nur  die  Differenz  des   praktischen  Programms  und  (s.  u.)  eine 

1)  Wenn  ich  bestreite,  daTs  die  Gabbt,  Foubibb,  Owbn,  L.  Blano  u.  s.  w.  An- 
hänger der  association  in  dem  Sinne  sind,  welchen  das  mtooire  dem  Worte  giebt 
—  also  bestreite,  dafs  sie  Anhänger  des  Sozialprinzips  sind,  so  leagne  ich  darch- 
ans  nicht,  dafs  die  „praktischen  Ziele'S  welche  jene  sich  stellen,  die  atopischen 
Organisationsformen,  die  sie  malen ,  falls  verwirklicht,  allerdings  eine  „sounüssion 
de  Tindividu  ä  la  coUectint^^'  ergeben  würden,  wie  sie  der  schroffste  Yer 
„organischen'^  Sozialtheorie  sich  nicht  besser  wünschen  könnte.  Aber  „par  essence'' 
ist  der  Fonrierismos,  Cabetismas  u.  s.  w.  dem  MntoaUsmus  verwandt. 
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andre  Auffassung  vom  sozial  Gerechten  scheidet^  klügeln  sie  eine  Dif- 
ferenz prinzipieller  Natnr  zwischen  sich  und  jenen  heraus,  welche 
nicht  vorliegt  —  sie  bedienen  sich,  absichtlich  oder  nicht,  eines  be- 
kannten taktischen  Kniffes:  sie  erweitern  den  Abstand  zwischen  sich 
und  den  ihnen  nahestehenden  Parteien,  am  die  eigene  Bedeutung, 
den  grofsen  Fortschritt,  welcher  durch  ihre  so  neue,  so  grundverschie- 
dene Lehre  gewonnen,  in  bessere  Perspektive  zu  setzen.  Ein  klarer, 
prinzipieller  Unterschied  giebt  gute  Schlagworte  fttr  die  Debatte,  paukt 
sich  den  Proletarierschädeln  einfacher  ein,  als  subtile  Varianten  des 
praktischen  Programms.  Der  Marxismus  hat  es  ja  genau  ebenso  ge- 
macht, der  junge  deutsche  Anarchismus  handelt  nach  gleicher  Maxime. 
Sehr  charakteristisch  für  dieses  Bestreben,  prinzipielle  Differenzen 
zu  erweisen,  ist  die  Manier,  wie  sich  jenes  memoire  mit  der  „famosen'' 
Formel  „de  chacun  selon  ses  facultas,  k  chacun  suivant  ses  besoins'' 
abfindet.  Der  soziale  Organismus  fordert  also  —  so  lautet  die 
proudhonistische  Kritik  —  vom  Organ,  dem  Individuum,  alles, 
was  es  bestenfalls  erarbeiten  kann  (peut  röellement  produire),  und 
giebt  ihm  dafür  nur  so  viel,  als  nach  seinem  Ermessen  notwendig  ist, 
die  Bedürfnisse  des  Individuum  zu  befriedigen!  Die  Individuen  „de- 
vaienttout,  et  recevaient  partie".  Das  erscheint  dem  Mntualisten 
als  eine  krasse  Ungerechtigkeit !  Er,  welcher  die  Gesellschaft  ganz  nach 
individualistisch  •  liberaler  Art  ansieht  als  eine  Summe  von  gleichbe- 
rechtigten Aktionären  0  9  verdammt  dieses  Verteilungsprinzip  als  anti- 
individualistisch, das  natürliche  Recht  des  Individuum  negierend.  In 
Wahrheit  ist  es  gut  individualistisch  gedacht  —  es  ist  allerdings  eine 
andre  Theorie  vom  sozial  Gerechten,  welche  aber  durchaus  nicht 
den  Rahmen  des  Individualismus  durchbricht,  untergelegt.  Während 
der  Proudbonismns  für  gerecht  hält,  dafs  dem  Individuum  werde  gemäfs 
seiner  Arbeit,  welche  entsprechend  der  natürlichen  Verschiedenheit 
der  Individuen  qualitativ  und  quantitativ  verschieden  ausfällt,  so  ver- 
neint die  Gruppe,  welche  die  „famose''  Formel  „selon  ses  besoins" 
vertritt,  dafs  es  gerecht  sei,  dem  Individuum  seine  Superiorität  oder 
Inferiorität  gegenüber  andren  Individuen  zuzurechnen.  Denn:  Fleills, 
Energie,  Geschick  sind  Geschenke,  dem  einen  Individuum  unverdient 
in  die  Wiege  gelegt,  dem  andern  ohne  Schuld  entzogen ;  die  stiefmütter- 
lich ausgestatteten  Individuen  haben  das  gleiche  Recht  wie  die  Sonntags- 
kinder.^) Dafs  jeder  das  Beste  leistet,  was  er  kraft  seiner  gegebenen 
Individualität  vermag,  und  das  empfängt,  was  er  kraft  seiner  gege- 
benen Individualität  bedarf,  ist  dieser  Gruppe  das  Gerechte.  Man  kann 
die  praktische  Möglichkeit,  dies  Verteilungsprinzip  einer  Gesellschafts- 
ordnung zu  Grunde  zu  legen,  bestreiten,  kann  diese  Erscheinungsform 

1)  S.  oben  das  Gitat  aas  Psoudhon. 

2)  Vgl.  „IndividMOismus''  Handwörterbuch  lY.  S.  578. 
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des  Individaalismus  als  überspannt  zurückweisen  —  aber  Individnalis- 
mos  bleibt  sie.  Der  Satz  der  „Gleichwertigkeit''  der  Individuen  wird 
hier  nur  anders  gedeutet.  — 

Doch  deshalb,  weil  der  proudhonistische  Verfasser  des  memoire  mit 
seiner  Charakteristik  der  Cabet  u.  s.  w.  irrt,  verliert  die  Erörterung 
keineswegs  an  Wert  Denn  die  Idee  der  „association'',  welche 
er  bekämpft,  und  deren  Wesensunterschied  zu  der  der  ,, Cooperation'' 
er  treffend  formuliert,  lebt  zwar  nicht  in  den  Geistern,  an  deren  Namen 
das  memoire  sie  irrtümlicherweise  heftet,  aber  sie  lebt  darum  nicht 
minder  —  jenseit  der  Vogesen  hat  sie  ihr,  der  individualistisch- kom- 
munistischen Armee  feindliches  Hauptquartier  aufgeschlagen;  in  den 
sozialisierenden  Theorien  der  Fichte,  Ad.  Müller,  Rodbertüs  hat  die 
Idee  der  „association",  m.  a.  W.:  das  Sozialprinzip,  die  „orga- 
nische" Gesellschaftsansicht  ihre  Vertreter;  hier  wird  der  Schritt 
vom  ^,Staatspantheismus"  zur  Negation  des  Systems  der  freien  Konkur- 
renz —  dessen  logische  Notwendigkeit  H.  Ahrens  erkannt  hat  (Natur- 
recht I,  S.  189)  —  von  einer  Reihe  sozialphilosophischer  Denker,  nur 
mehr  oder  minder  konsequent,  vollzogen.  — 

Auch  in  die  Debatten  der  Internationale  klang  das  Bewufstsein 
dieses  Gegensatzes  einer  „anti-individualistischen"  und  einer  „individu- 
alistischen" Strömung  hinein.  Es  war  der  derzeitige  Führer  der  „Mu- 
tualisten",  Tolain  —  ursprünglich  Bronzearbeiter,  schliefslich  franzö- 
sischer Senator  ~,  welcher  auf  dem  Kongrefs  zu  Basel  (1869)  das 
System  der  „contrats  libres"  den  centralisierenden  Tendenzen  der  „auto- 
ritaires"  entgegenstellte. 

„Sie  werdem  mir  zugeben  —  sagte  er  — ,  dafs  die  Gesellschaft 
besteht  aus  Individuen;  dafs  die  Gesellschaft  ein  abstraktes  0 
mysteriöses  Ding  ist,  das  man  uns  aufnötigen  möchte.  Das  In- 
dividuum ist  ein  Konkretes,  Leibhaftiges." 

Nur  das  Individuum  arbeite  und  schaffe;  was  die  Gesellschaft  ge- 
worden, danke  sie  den  Individuen.  Das  Individuum  sei  das  Primäre, 
die  Gesellschaft  das  Sekundäre.  Daher:  „la  collectivitö  ne  peut 
avoir  de  droits  qui  portent  auz  droits  naturels  des  individus  qui 
la  composent,  les  droits  collectifs  ne  peuvent  ötre  que  des  garan- 
ties  qui  assurent  ä  chacun  le  libre  exercice  de  ses  facultas". 

„Jeder  hat  den  Trieb,  sein  eigener  König  zu  sein"^)  —  die  ge- 
sellschaftliche Organisation  ist  so  zu  gestalten,  dafs  diesem  Triebe  so- 
weit als  irgend  möglich  entsprochen  wird. 

1)  Das  r^glement  arbitraire,  das  die  Gegner  wollen,  beruhe  auf  einer  „id^e  ab- 
straite  prlae  en  dehors  de  Thomme  et  sup^rieure  &  Thumanit^".  Durchaus  richtig 
—  die  das  Sozialprinzip  zu  Grunde  legende  Geseilschaftsansicht  ist  ohne  meta- 
physische Voraussetzung  nicht  haltbar  (s.  „Individualismus''  S.  566). 

2)  Tbstut,  S.  435.  —  Yillbtabd,  S.  302. 
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In  dem  Kreise  der  deutschen  Dogmenhistoriker  ist  heute  diese 
scharfe  Scheidung  der  ^individualistischen^'  und  ^^organisch- sozialisti- 
schen'' Gesellschaftsansicht  verloren  gegangen. 

Wie  klar  er  früher,  von  Einzelnen  wenigstens,  erschaut  ward,  mögen 
einige  Stellen  beweisen,  die  ich  dem  Buche  Rogges,  „Parlamentarische 
Gröfsen",  entnehme.^) 

In  der  „allgemeinen  europäischen  Revolution"  seien  zwei  Strömungen 
zu  unterscheiden,  deren  eine  auf  der  Idee  des  „Zwangs  Staates",  deren 
andre  auf  der  Idee  „der  auf  Freiwilligkeit  basierten  Gesellschaft" 
beruhe.  Oder,  wie  er  an  andrer  Stelle  formuliert,  es  walte  in  dem 
Getriebe  der  logische  Widerspruch  zwischen  der  „einheitlichen" 
und  der  „freiheitlichen"  Bewegung  (S.  187),  zwischen  den  Aposteln 
des  „Staates"  und  denen  der  „Menschheit"  (S.  35),  zwischen  denen  der 
„Volkssouveränität"  und  denen  der  „Volksfreiheit"  (S.  174).  Es 
ist,  unter  anderm  Namen,  ganz  derselbe  Widerspruch,  den  ich  als  So- 
zia Iprinzip  contra  Individualprinzip  bezeichne. 

Die  Idee  des  „Zwangs  Staates"  spreche  sich  ans  im  Kreise  der 
Konservativen  in  der  Neigung,  „durch  Reglementiererei,  durch  Vor- 
kehrungen, die  Freiheit  und  Bildung  zu  vernichten  drohen,  ein  Boll- 
werk gegen  künftige  Revolutionen  zu  errichten,  bei  den  Demokraten 
in  sozialistischen  Gelüsten  aller  Art"  (S.  191). 

Der  Sozialismus  sei  „die  höchste  Potenz  der  Volkssouveränität 
und  gleichzeitig  vollständige  Negation  der  Volksfreiheit" —  „nackte, 
blanke  Reaktion  gegen  die  individuelle  Freiheit"  —  extreme  Erschei- 
nungsform des  Sozial  Prinzips,  extrem  anti- individualistische  Gesell- 
schaftsansicht. 

Wer  diesen  logischen  Gegensatz  „noch  ignoriert,  dem  fehlt  eben 
Gedankenklarheit",  wer  ihn  verwischt,  „erhält  nichts  als  ein  011a  Po- 
trida"  (S.  174). 

Dies  „011a  Potrida",  diese  „Konfusion",  über  die  Rogge  klagt, 
besteht  heute  leider  noch  immer  fort. 

Rogge  irrt  im  Thatsächlichen  genau  so  wie  jenes  memoire 
irrt  —  der  „Sozialismus"  seiner  Zeit,  dessen  Hauptvertreter  die  CabeTi 
Owen,  Foubieb,  L.  Blang  u.  s.  w.  waren,  setzt  zweifellos  nicht  den 
„Staat",  das  soziale  Ganze,  als  das  Primäre,  sondern  die  „Menschheit", 
die  Summe  der  „Individuen".  Diese  „Sozialisten  und  Demokraten"  sind, 
wie  RoDBEBTüS  einmal  sagt,  „alle  Individualisten".  — 

Zum  Schlufs  möge  noch  einer  der  Hauptvertreter  des  Kommunis- 
mus, FouRiEB,  mir  bezeugen,  dafs  diese  zwiefache  Strömung  sichtbar 
ist  für  jeden,  der  sie  sehen  will. 

1)  In  etwas  kürzerer  Fassung  habe  ich  sie  schon  früher  mitgeteilt:  Rodbertas, 
II.  S.  27.  Ebenda  noch  weitere  Beispiele  dafür,  daCs  allmählich  in  der  Gegenwart 
ein  Bewurstsein  dieses  fundamentalen  G^cnsatzes  aufdämmert. 
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FouBiEB  ist  sich  durchaus  klar,  dafs  seine  Theorie  des  Genusses,  sein 
Kommunismus,  aufs  schärfste  kontrastiert  mit  der  asketischen  Theorie 
des  platonisierenden  Sozialismus,  welche  in  den  Werken  Rousseaüs 
und  Mablts,  in  den  Beden  der  Robespierbe  und  St.  Just,  in  gewissen 
Aktionen  des  unter  ihrem  Einfluss  handelnden  Konvents  sich  ausprägt. 

FoüBiERS  ethische  Grundnorm  ist  das  Recht  auf  Genufs;  im  Epi- 
kureismus  erkennt  er  den  Vorläufer  seiner  Lehre.  Sich  gegenüber  weifs 
er  die  Plato,  Seneca,  Rousseau  u;kI  die  Männer  der  Schreckenszeit, 
welche  „uns  predigen  die  Verachtung  des  Reichtums''. 

Um  diesen  Gegensatz  deutlich  zu  machen,  citiert  er  das  Konvents- 
mitglied PisON  DU  Galand  ,  welcher  der  Versammlung  die  Lehre  „in- 
considörer  ou  non  considörer  les  richesses''  —  die  auch  von  andern 
„Champions  moraux  de  mgme  force"  vertreten  sei  —  vortrug,  und 
weiter  eine  praktische  Anwendung  dieser  Theorie,  den  Antrag  „de  faire 
confisquer  tout  Tor  et  Targent  existants  dans  la  röpublique,  de  fondre 
ces  vils  mötaux,  et  en  fabriquer  des  boulets  pour  les  lancer  contre  les 
sateUites  de  Pitt  et  de  Coburg''. 

FouBiEB  findet  das  ganz  konsequent  —  wenn  das  Individuum  kein 
Recht  auf  Genufs  hat,  wenn  es  nur  da  ist  als  Träger  der  Staatsidee, 
so  müsse  man  Gold  und  Silber  ins  Lager  der  Feinde  hinfiberschleudem, 
da  nach  dieser  Anschauung  es  „nichts  bedarf  als  Brot,  Eisen,  Salpeter 
und  Tugend".  0 

Der  Gegensatz  zwischen  den  beiden  Grundanschauungen  kann  kaum 
anschaulicher  zur  Erkenntnis  gebracht  werden,  als  mit  diesen  Sätzen  Fou- 
BiEBS.  Eine  weltweite  Kluft  liegt  zwischen  dem  anti-individualis- 
tischen Kollektivismus  der  Plato,  Rousseau  u.  s.  w.,  welcher  das  Eigen- 
tum an  sich  negiert,  weil  er  die  Souveränität  des  Individuum  negiert  — 
weil  ihm  das  Individuum  nur  Mittel  einer  Idee  ist,  deren  Verwirk- 
lichung durch  die  Zulassung  des  Sondereigen  gefährdet,  wird  und  dem 
individualistischen  Kollektivismus  der  Fourieb,  Owen,  Gäbet,  L. 
Blang  u.  s.  w.,  welcher  nur  die  historische  Eigentumsordnung  — 
die  ungleiche  Verteilung  des  Eigentums  —  negiert,  und  sie  umgestalten 
will  dahin,  dafs  jedes  Individuum  zu  Eigentum  gelange,  weil  ihm 
das  Individuum  Selbstzweck,  All  ein  zweck  der  sozialen  Organi- 
sation ist*^)  — 


1)  FoüBiXB,  Oea?r.  compl.  lY.  S.  420.  421. 

2)  Sehr  gut  hat  Sobmollbb  diesen  Oegensatz  klar  gemacht  an  dem  Yerh&ltnis 
FioHTBs  zu  Entantin  uod  FouBDSB.  Während  diesen  —  sagt  er  —  „als  Moti?  . . . 
die  Gleichheit  der  Genüsse  Yorschwebt'S  diesen  „die  Lust,  das  materielle 
Wohlbefinden  als  das  letzte  Ziel  des  Lebens*'  erscheint  und  „deswegen  (aus 
dem  Individualprinzip)  eine  Änderung  in  den  Besitzverhältnissen  und  der  Gesell- 
schaftsordnung'*  yon  ihnen  verlangt  wird,  so  geht  Fichtes  im  praktischen  Ziele  ähn- 
lich lautende  Forderung  „als  Eonsequenz  aus  dem  erhabensten  Idealismus 
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Da  heute  diese  Thatsache,  von  wenigen  Ausnahmen  abgesehen^ 
immer  verwischt  wird  und  deren  Konsequenz,  die  Notwendigkeit  einer 
Veränderung  der  Terminologie,  bestritten  wird,  so  will  ich  im  Folgenden 
versuchen,  eine  Reihe  von  Beispielen  beizubringen,  welche  zeigen,  dafs 
die  logische  Antinomie  zwischen  Sozialprinzip  und  Individual- 
prinzip  zu  den  verschiedensten  Zeiten  zu  einem  Gegensatz  soziali- 
stischer, extrem  anti-individualistischer,  und  kommunistischer,  ex- 
trem individualistischer  Systeme  geführt  hat.  Denn  der  Hauptgrund, 
weshalb  Diehl  meine  These  ablehnt,  scheint  mir  darin  zu  liegen,  dals 
er  glaubt,  meine  Klassifikation  und  Terminologie  sei  eigentlich  nur  ad 
hominem  Rodbertus,  nur  auf  die  „Eigenart'*  (Diehl,  S.  314)  dieses 
Schriftstellers  zurechtgemacht,  während  umgekehrt  Rodbertus  mir  nur 
ein,  allerdings  recht  anschauliches  Exempel  für  eine  längst  feststehende 
Auffassung  bot. 

Die  erste  der  folgenden  Abhandlungen  soll  den  Gegensatz  erläutern 
an  der  Sozialtheorie  der  platonischen  Politeia  und  der  der  „Ekklesia- 
zusen."  — 


hervor,  aus  einer  sittlichen  Weltanschauang,  die  nur  Th&tigkeit,  keinen  Genufs 
verlangt,  die  unter  allen  modernen  Sittenlehren  der  strengen  Stoa  noch  am  meisten 
verwandt  ist". 

„Die  ethische  Grundlage  des  FiCHTBschen  Sozialismus  ist  die  Beherr- 
schung und  Ordnung  der  Naturtriebe  zu  einem  vernanftig-sittlichen 
Ganzen,  die  ethische  Grundlage  des  französischen  Sozialismus  ist  die  N e g a t i o n 
jeder  ordnenden  Yemunftherrschaft  über  die  natttrlichen  Triebe,  das  regel-  und 
zügellose  Spiel  der  Leidenschaft"  (Schhollkb,  Zur  Litteratur  der  Staats-  und 
Sozialwissenschaft.  S.  79.) 

Sachlich  deckt  sich  meine  Scheidung  durchaus  mit  der,  welche  Schhollbb 
hier  vornimmt  Nur  sage  ich  nicht,  wie  er,  daCs  der  FioHXESche  Sozialismus  „hoch 
über  dem  französischen  Sozialismus  steht".  Sondern  Fichte  und  Foübibk  sind  mir 
inkommensurable  Gröfsen,  weil  sie  auf  diametral  entgegengesetzten  Weltanschauungen 
fuTsen;  jener  auf  der  platonisch- stoischen,  dieser  auf  der  epikureischen. 

Ebensowenig  aber,  wie  man  in  der  Geschichte  der  Philosophie  die  Stoiker  mit 
den  Epikureern  deshalb  unter  einen  Namen  zusammenzwängt,  weil  sie  beide  ein 
gleiches  „praktisches  Ziel",  die  Staatsflucht  des  Individuum,  vertreten,  sondern 
sie  scharf  wegen  der  Grundverschiedenheit  ihres  „Dogmas"  gegeneinanderstellt,  soll 
man  auch  zwei  so  verschiedene  geistige  Wesen  wie  Fichtb  und  Foubieb  nicht  mit 
einem  Namen  taufen,  sondern  die  Lehre  jenes  als  „Sozialismus",  die  dieses  als 
„Kommunismus"  kennzeichnen.  Sonst  wird  das  heutige  Potpourri  con  grazie  ad 
infinitum  weitergespielt  werden. 
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Lndwig  XYL  nnd  das  physiokratische  System. 


Von 


August  Oncken. 

Am  21.  Januar  1893  werden  es  hundert  Jahre,  dafs  der  letzte 
Vertreter  des  Ancien  regime  auf  dem  Throne  Frankreichs  unter 
dem  Bichtschwerte  verblutete.  Dieses  Ereignis  geht  in  erster  Linie 
die  Politik  an.  Dafs  aber  auch  die  Ökonomik  ihren  Anteil  daran 
hat,  das  wird  niemand  bestreiten,  der  bedenkt,  dafs  es  namentlich  wirt- 
schaftliche Schwierigkeiten  waren,  welche  die  allgemeine  Unzufrieden- 
heit und  in  weiterer  Folge  den  Fall  der  Monarchie  bewirkten.  Von 
keiner  Seite  wurde  die  Beformbedürftigkeit  des  französischen  Staates 
lauter  gepredigt,  als  von  jener  Gruppe  von  Männern,  welche  sich  „Eco- 
nomisten^'  nannten,  und  die  in  dem  in  unmittelbarster  Umgebung  des 
Königs  Ludwigs  XV.,  nämlich  im  Versailler  Schlosse  selbst,  1758  ent- 
worfenen „Tableau  6conomique^'  das  politisch-ökonomische  Heilselixir 
verehrten.  Tocqueville  ist  es  gewesen,  der  zuerst  in  nachdrücklicher 
Weise  auf  die  revolutionäre  Wirkung  dieser  Lehre,  welche  nach  der 
Absicht  ihrer  Vertreter  freilich  einen  durchaus  konservativen,  auf 
Stützung  der  monarchischen  Gewalt  berechneten  Charakter  haben  sollte, 
hingedeutet  hat.  Im  dritten  Buche  (Kap.  UL)  seines  Werkes  „L'ancien 
rögime'^  sagt  er:  „Alle  Institutionen,  welche  die  Bevolution  für  immer 
abschalSfen  sollte,  haben  die  Physiokraten  mit  grofser  Energie  ange- 
griffen; keine  einzige  fand  Schonung  vor  ihren  Augen.  Alle  jene  an- 
deren dagegen,  welche  als  Schöpfungen  der  Bevolution  angesehen  werden 
können,  sind  von  jenen  Männern  vorher  verkündigt  und  mit  Begeiste- 
rung gepriesen  worden;  man  könnte  kaum  eine  einzige  anführen,  deren 
Keim  nicht  in  irgend  einem  ihrer  Werke  bereits  anzutreffen  wäre;  man 
findet  in  denselben  alles,  was  der  Bevolution  wesentlich  angehört"^ 
mit  Ausnahme  des  Bepublikanismus,  muTs  man  hinzufügen,  denn  die 
Physiokraten  waren  eifrige  Monarchisten.  Doch  kann  man  wieder  Toc- 
queville insofern  beistimmen,  als  ihre  Lehre  gegen  ihren  Willen  re- 
publikanisch gewirkt  hat.    Ihr  eigentliches  Ideal  war  der  chinesisc 
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Staat,  der  ttberhaapt  im  achtzehnten  Jahrhundert  in  Mode  war,  nnd 
in  dieser  Hinsicht  ist  es  wieder  richtig,  was  TocQUEviLiiE  folgen  läfst: 
„Ich  übertreibe  nicht,  wenn  ich  behaupte,  dab  es  keinen  einzigen  unter 
ihnen  giebt,  der  nicht  irgendwo  in  seinen  Schriften  das  chinesische 
Reich  mit  Begeisterung  gepriesen  hätte.  ^)  Sie  fühlen  sich  bewegt  und 
wie  entzückt  beim  Anblicke  eines  Landes,  wo  der  Herrscher,  unum- 
schränkt und  doch  über  alle  Vorurteile  erhaben,  einmal  jährlich  das 
Land  pflügt,  um  die  nützlichen  Künste  dadurch  zu  ehren"  u.  s.  w. 

Allein  nicht  von  diesen  allgemeinen  Umständen  sei  hier  die  Bede, 
sondern  von  den  engeren  Beziehungen,  welche  Ludwig  XVI.  zu  den 
Häuptern  der  Economisten  und  zur  Lehre  selbst  gehabt  hat,  soweit 
sich  beides  urkundlich  nachweisen  läfst. 

Gewöhnlich  ist  es  Ludwig  XV.,  nicht  sein  unglücklicher  Enkel  und 
Nachfolger  auf  dem  französischen  Throne,  dem  ein  engeres  Verhältnis 
zum  physiokratischen  Systeme  nachgesagt  wird.  War  doch  der  Stifter 
desselben,  Fran^ois  Quesnay,  sein  Leibarzt,  und  ihm  vermöge  dieser 
nahen  Stellung  persönlich  befreundet  Die  Legende  zwar,  dafs  der 
König  ein  so  eifriger  Jünger  der  ökonomischen  Lehren  seines  Arztes 
gewesen  sei,  dafs  er  beim  Drucke  des  „Tableau  öconomique"  persön- 
lich mitgeholfen  habe,  eine  Angabe,  die  sich  auf  eine  unklare  und  wohl 
mifsverstandene  Stelle  im  Eloge  de  Quesnay  von  Gbanb-Jean  de 
FoucHY^)  stützt,  wird  derjenige  nicht  mehr  für  zutreflFend  halten,  der 
die  Mömoiren  der  Madame  du  Hausset  ^)  gelesen  und  daraus  das  wahre 
Verhältnis  des  Königs  zu  seinem  Arzte  und  zumal  zu  dessen  econo- 
mistischen  Anhängern  kennen  gelernt  hat.  War  es  doch  gerade  die 
physiokratische  Anrede  an  den  König  in  der  „Theorie  de  Timpöt'^  (1760) 
des  Marquis  vonMirabeau  gewesen,  welche  Ludwigs  XV.  Wut  in  dem  Ma&e 
hervorrief,  daüs  er  den  Verfasser  in  den  Schlofsturm  von  Vincennes 
werfen  liefs,  aus  welchem  er  dann  durch  die  von  Quesnay  erbetene 
Fürsprache  der  Pompadour  (nach  fünf  Tagen)  wieder  erlöst  wurde. 

Nicht  sowohl  auf  seinen  unmittelbaren  Gebieter,  als  vielmehr  auf 
dessen  Sohn  Ludwig,  den  damaligen  Dauphin,  hatte  Quesnay  die  Hoff- 
nung für  die  Verwirklichung  seiner  economistischen  Beformpläne  anfangs 
gebaut  gehabt.  Diesen,  den  Vater  des  nachmaligen  Ludwigs  XVL  hatte 
Quesnay  im  August  1752,  als  derselbe  lebensgefährlich  an  den  Blattern 


1)  Es  sei  hier  namentlich  an  die  Abhandlung  Quesnays:  „Despotisme  de  la 
Chine"  erinnert ,  in  welcher  der  Yon  seinen  Schülern  als  „Confocius  de  rEorope'^ 
gepriesene  Stifter  des  physiokratischen  Systems  die  Quintessenz  seiner  Staatslehre 
gegeben  hat. 

2)  Das  Eloge,  wie  auch  die  weiterhin  zu  nennenden  Quellenschriften  sind  mit- 
geteüt  in  meiner  Ausgabe  der  „Oeu^es  ^conomiqaes  et  phUosophiques  de  F.  Qnes- 
nay'^  Francfort  (Joseph  Baer)  et  Paris  (Jules  Peehnan)  1888. 

3)  Mitgeteilt  in  den  darauf  bezüglichen  Stellen  im  Yorstehend  genannten  Werke. 
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«rkrankt  war,  geheilt ,  was  ihm  die  Würde  eines  ,,preinier  mödecin 
ordinaire  dn  roi'^  und  die  Erhebung  in  den  Adelstand  eintrug;  letzteres 
geschah  also  nicht,  wie  das  häufig  behauptet  wird,  aus  Anlafs  seiner 
Ökonomischen  Leistungen ;  denn  seine  erste  desfalsige  Schrift,  der  Artikel 
„Fermiers^^  in  der  Encyclopödie  von  d'Alebibert  und  Diderot,  erschien 
erst  vier  Jahre  später,  nämlich  1756.  Aus  dem  Verkehr  Quesnays  mit 
diesem  Prinzen  sind  uns  zwei  Anekdoten  0  überliefert,  die  häufig  weiter- 
erzählt werden. 

Eines  Tages,  so  wird  berichtet,  trat  der  Dauphin  auf  Quesnay  zu 
mit  den  Worten:  Mr.  Quesnay,  wir  sprechen  gerade  über  Ökonomie, 
wir  jagen  also  auf  Ihren  Feldern  und  spazieren  auf  Ihrem  Terri- 
torium. Monseigneur,  erwiderte  der  Angeredete,  Sie  ergehen  sich 
in  Ihrem  eigenen  Garten,  denn  das  ist  der  Ort,  wo  die  Lilien 
(die  Wappenblumen  der  Bourbonen)  wachsen.  Derselbe  Prinz  äuiserte 
einmal,  dafs  es  doch  eine  schwere  Aufgabe  sei,  König  zu  sein.  Mon- 
seigneur, antwortete  Quesnay,  ich  finde  das  nicht.  —  Nun,  was  würden 
Sie  denn  thun,  wenn  Sie  König  wären?  —  Monseigneur,  ich  würde 
nichts  thun.  —  Und  wer  würde  regieren?  —  Die  Gesetze! 

Der  Tod  des  Prinzen  (1765)  war  ein  schwerer  Schlag  für  Ques- 
nay. Aber  er  liefs  seine  Hoffnungen  nicht  sinken,  wandte  dieselben 
vielmehr  von  jetzt  an  dem  damals  elfjährigen  nunmehrigen  Dauphin 
(geb.  1754)  zu.  War  es  sein  Plan  gewesen,  das  älteste  Organ  seiner 
Lehre,  das  von  Du  Pont  redigierte  „Journal  de  Fagriculture,  du  com- 
merce et  des  finances"  (1765  und  1766)  unter  das  Protektorat  des 
älteren  Dauphins  zu  stellen,  was  durch  dessen  verfrühten  Tod  verei- 
telt wurde,  so  war  es  von  nun  an  eine  Herzensangelegenheit  für  ihn, 
das  nachmalige  Organ  (seit  Anfang  1767)  seiner  im  Entstehen  begriffenen 
Schule,  die  „Eph6m6rides  du  citoyen",  dem  Patronate  des  neuen 
Dauphin  zu  unterstellen.  Er  knüpfte  zu  diesem  Zwecke  Verbindungen 
mit  dem  Erzieher  des  Prinzen,  dem  Herzog  de  la  Vaugnyon,  an,  dessen 
Sohn,  der  Herzog  von  Saint-M^grin,  zu  den  Mitarbeitern  der  „Eph6m6- 
rides''  zählte.  Die  Anregung  wurde  gut  aufgenommen,  und  es  schien 
alles  im  besten  Gange.  Da  fand  der  Plan  einen  unerwarteten  und  zähen 
Widerstand  bei  dem  Marquis  von  Mirabeau.  Dieser  hatte  damals  ge-- 
rade  seine  später  viel  genannten,  aber  auch  viel  verspotteten  Diens- 
tags-Assembleen  in  seinem  Hotel  in  der  rue  Vaugirard  zu  Paris  be- 
grtlndet,  „une  espöce  d'acadömie",  wie  Du  Pont  sich  ausdrückte,  für 
die  economistische  Lehre.  Die  „Eph6m6rides''  sollten  das  spezielle 
Organ  dieses  Kreises  sein,  dem  er  präsidierte.  Mirabeau  mochte  wohl 
voraussehen,   dafs  durch  den  vorgedruekten  Namen  des  Thronfolgers 


1)  Eloge  de  Fran^ois  Qaesnsy  par  G.  H.  de  Romance,  Marquis  de  Mesmon. 
p.  110  f.  in  der  Note.  (Aufgenommen  in  die  „Oeuvres  de  Quesnay".) 
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Bttcksichten  geboten  würden,  welche  die  Freiheit  der  Meinungs- 
änfsening  beeinträchtigen  könnten.  Er  wafste  daher  den  Abbö  Bau- 
dean,  den  damaligen  Bedaktenr  der  Zeitschrift  (bis  Mai  176S),  gegen 
den  Plan  einzunehmen,  so  dalis  derselbe  ablehnte.  Als  nun  im  Mai 
1768  Bandean  nach  Polen  berufen  wnrde  and  die  Bedaktion  in  die 
Hände  des  früheren  Leiters  des  „Journal  de  ragriculture'^  etc.,  Du 
Pont,  überging,  erschienen  Quesnay  die  Umstände  für  die  Er- 
füllung seines  Lieblingswunsches  günstiger.  In  Gemeinschaft  mit 
Du  Pont  wnrde  ein  Widmungsschreiben  an  den  Dauphin  gerichtet 
und  von  diesem  angenommen.  Von  Beginn  des  folgenden  Jahres  an 
sollten  die  „Ephömörides^^  offiziell  unter  dem  Patronate  des  Thronfol- 
gers erscheinen.  Jetzt  erst  erhielt  Mirabeau  von  dem  Vorgange  Kenntnis. 
Mit  der  ihm  eigenen  Heftigkeit  erklärte  er  Quesnay  rundweg,  dafs  er 
sich  von  jedweder  Verbindung  mit  der  Zeitschrift  zurückziehen  werde, 
wenn  dieselbe  unter  den  Schutz  des  Hofes  gestellt  werde.  Es  sei  Sache 
der  Fürsten,  die  Unterstützung  der  „Ephömärides'^  durch  ihre  Hand- 
lungen oder  sonstigen  Auslassungen  zu  verdienen,  nicht  umgekehrt 
Quesnay  sah  sich  in  die  unangenehmste  Lage  versetzt.  Der  Dauphin 
hatte  die  Widmung  angenommen,  und  anderenteils  war  so  viel  sicher, 
dafs,  wenn  Mirabeau  seine  Drohung  wahr  machte  und  überdies  seinen 
Schttlerkreis  von  der  Mitarbeit  abhielt,  der  Zeitschrift  die  litterarische 
Nahrung  abgeschnitten  war.  Das  konnte  nun  wieder  Du  Pont  nicht 
wollen.  Es  wurden  verschiedene  Vermittelungsversuche  unternommen. 
So  schickte  der  Herzog  de  la  Vauguyon  seinen  mit  Mirabeau  befreun- 
deten Sohn  zu  diesem,  um  ihn  umzustimmen ;  aber  ohne  Erfolg.  Selbst 
der  Tadel  seines  Bruders,  des  Bailli,  auf  dessen  Urteil  Mirabeau  sonst 
viel  gab,  vermochte  ihn  nicht  von  seinem  Entschlüsse  abzubringen. 
Der  Plan  fiel  ins  Wasser,  zum  grofsen  Verdrnsse  des  blofsgestellten 
Quesnay,  der  seit  jener  Zeit  keinen  Beitrag  mehr  für  die  Zeitschrift 
lieferte.  0 

In  die  Periode  der  Vorbereitung  des  mifsglttckten  Planes  fällt  die 
Veröffentlichung  eines  interessanten  Briefes  in  der  Augustnummer  1768 
der  „Eph6m6rides".  Das  Schreiben  war  offenbar  von  Quesnay  ver- 
anlafst,  wenn  nicht  selbst  verfafst  worden,  und  sollte  wohl  dazu  dienen, 
den  Übergang  in  das  neue  Verhältnis  einzuleiten.  Es  handelte  sich 
darum,  die  besondere  Neigung  des  Dauphin  für  den  Landbau  darzn- 
thun.  Der  Brief  hat  folgenden  Wortlaut: 

„Versailles,  den  16.  Juni  1768. 

„Ohne  Zweifel  glauben  Sie,  mein  Herr,  dafs  man  nach  China  gehen 
müsse,   um  erhabene  Hände  den  Pflug  führen  zu  sehen.    Nun  denn, 


1)  Yergl.  über  diese  Vorgänge,  sowie  über  das  unmittelbar  Folgende  meine  oben 
angeführte  Ausgabe  der  Werke  Quesnays  p.  692  f.  Note  1. 
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bekehren  Sie  sich  za  einer  anderen  Meinung.  Gestern  gab  nns  Mon* 
seigneur,  der  Danphin,  dieses  ebenso  rührende  wie  belehrende  Schau- 
spiel. Dieser  Prinz  lenkte  seinen  Spaziergang  nach  einem  gerade  in 
Bearbeitung  befindlichen  Felde.  Er  prüfte  einige  Zeit  das  Verfahren 
und  begehrte  dann  selbst  den  Pflug  zu  lenken.  Dies  that  er  mit  so 
yiel  Kraft  und  Geschicklichkeit,  dafs  der  Landmann,  wie  alle  Um- 
stehenden, nicht  nur  über  die  Tiefe  der  Furche,  sondern  auch  über  die 
Geradheit  der  Linie  erstaunt  waren.  Das  grofse  Interesse,  welches  Sie, 
mein  Herr,  an  dem  Ackerbau  nehmen,  dürfte  Ihnen  diese  Nachricht 
ebenso  erfreulich  erscheinen  lassen,  als  es  mir  Genugthuung  bereitet, 
sie  Ihnen  zu  melden. 

„Ich  steigere  diese  Empfindungen,  indem  ich  Ihnen  einen  weiteren 
Zug  mitteile,  welcher  dem  Herzen  dieses  jungen  und  erhabenen  Prinzen 
in  ähnlicher  Weise  Lob  spendet,  wie  der  vorgemeldete  seinem  guten 
Geschmacke. 

„Im  yerflossenen  Jahre  folgte  Monseigneur,  der  Dauphin,  mit  seinen 
fürstlichen  Brüdern  in  einer  Karosse  unserem  yielgeliebten  (bien-aim6) 
Monarchen  auf  die  Jagd.  Die  Wagen  können,  wie  Sie  wissen,  nicht 
immer  den  Jägern  zur  Seite  bleiben.  Derjenige,  in  welchem  sich  Mon- 
seigneur, der  Dauphin,  befand,  war  noch  weit  zurück,  als  man  das 
Waldhorn  den  Tod  des  Hirsches  verkünden  hörte.  Ein  natürlicher  Freu- 
denschrei erhebt  sich  ans  der  Gruppe  der  jungen  Prinzen.  Da  er- 
tönt das  Hallali.  Eilen  wir!  Eilen  wir!  Der  Weg  kann  abgekürzt 
werden,  wenn  ein  mit  nahezu  reifem  Korn  bestandenes  Feld  durchfahren 
wird.  Monseigneur,  der  Dauphin,  stürzt  sich  als  er  die  dahinzielende 
Richtung  des  Wagens  wahrnimmt,  auf  die  Wagenthür  und  ruft  dem 
Kutscher  zu,  er  möge  anhalten  und  den  Weg  ändern.  Dieses  Korn 
gehört  uns  nicht,  ruft  er  aus,  es  ist  uns  nicht  erlaubt,  es  niederzutreten. 
Man  gehorcht,  und  der  Graf  von  Artois  (Bruder  des  Dauphin)  kann 
den  Ausruf  nicht  unterdrücken :  „0  welches  Glück  für  Frankreich,  einen 
von  solchem  Gerechtigkeitsgefühle  beseelten  Fürsten  zu  erhalten!*' 
Rufen  wir  dies,  mein  Herr,  ihm  nicht  nach?  Ja,  wir  sind  unend- 
lich glücklich,  einen  so  gerechten  und  weisen  Prinzen  zu  haben, 
und  unser  Glück  verdoppelt  sich,  wenn  wir  wahrnehmen,  dafs  er 
Brüder  besitzt,  welche  ihm  nachzuahmen  streben,  da  sie  ihm  Beifall 
spenden. 

„Ich  weiÜB  nicht,  ob  ich  mich  einer  Täuschung  hingebe,  allein  es 
scheint  mir,  dafs  diese  beiden,  dem  Ackerbau  dargebrachten  Huldi- 
gungen Monseigneur  dem  Dauphin  die  schönsten  Lebenstage  verheifsen. 
So  viel  wenigstens  ist  gewifis,  dafs  meine  eigenen  durch  die  Tugenden 
unserer  Gebieter  verschönert  werden.    Ich  bin''  etc. 

Aus  diesem  Briefe  ergiebt  sich  zunächst,  dafs  es  Kaiser  Joseph  H. 
nicht  allein  war,  der  unter  den  Fürsten  des  achtzehnten  Jahrhunderts 
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das  chinesische  Vorbild  kopierte.  Er  hatte  einen  Mitbewerber  in  dem 
jugendlichen  Dauphin  und  späteren  König  von  Frankreich,  Ludwig  XVI. 

Das  Schreiben  erfüllte  indessen  seinen  Zweck ,  wie  wir  wissen, 
nicht.  Die  von  Quesnay  so  eifrig  gesuchte  Verbindung  kam  nicht  zu 
Stande.  Quesnay  zog  sich  hinfort  auf  seine  mathematisch-geometrischen 
Studien  zurück,  während  Mirabeau  die  Agitation  für  die  Lehre  des 
produit  net  um  so  eifriger  in  die  Hand  nahm.  Zu  einem  persönlichen 
Bruche  scheint  es  indessen  zwischen  den  beiden  Freunden  nicht  ge- 
kommen zu  sein,  wenn  sich  das  wechselseitige  Verhältnis  auch  natur- 
gemäfs  in  der  Folge  zu  einem  entfernteren  gestaltete.  | 

Von  irgendwelcher  Fühlung  mit  dem  Dauphin  ist  von  da  an  bis 
zu  dessen  Begierungsantritt  nicht  mehr  die  Bede.  Die  nächste  Be- 
rührung sollte  sogar  fUr  Quesnay  [einen  sehr  peinlichen  Charakter  haben. 
Ob  der  unglückliche  Ausgang  jener  Angelegenheit  einen  Stachel  im 
Gemüte  des  Prinzen  zurückgelassen  haben  mochte,  dals  eine  der  ersten, 
wenn  nicht  die  erste  Begierungshandlung  des  jungen  Königs  diejenige 
war,  den  greisenLeibarzt  seines  Grofsvaters  in  ungnädigster  Form  seiner 
Amter  zu  entsetzen?  Nur  Andeutungen  sind  uns  über  die  Ursachen 
erhalten.  In  dem  „Eloge  funöbre  de  Frangois  Quesnay^' 0>  welches 
Mirabeau  vier  Tage  nach  dem  am  16.  Dezember  1774,  erfolgten  Tode  des 
Stifters  der  physiokratischen  Lehre  im  Kreise  der  Schüler  hielt,  heilst  es 
darüber  u.  a.:  „Mit  welcher  ehrenvollen  und  gehaltenen  Festigkeit  er- 
duldete er  den  plötzlichen  Luftzug  einer  ebenso  kühn  angestifteten  als  tief 
bedachten  Ungnade  . . .  Mit  welcher  Weisheit  wählte  er,  wog  er  ab  und 
machte  er  ehrenvoll  seinen  Bücktritt,  welchen  er  ohne  Prahlerei  und 
ohne  Schwäche  nahm,  wobei  er  das  seltene  Beispiel  einer  guten  Hal- 
tung in  einer  solchen  Lage  gab,  welche  darin  besteht,  dafs  man  der 
Verfolgung  ausweicht,  indem  man  ihr  weder  die  Stime  bietet,  noch 
vor  ihr  flieht".  Schon  in  den  letzten  Lebenstagen  des  Königs  scheint 
es  zu  allerhand  Feindseligkeiten  gegen  Quesnay  seitens  einer  Partei 
gekommen  zu  sein,  welche  den  Tod  des  Königs  nicht  abwarten  konnte, 
und  welcher  der  treue  Arzt  im  Wege  stand.  So  wenigstens  dürfte  der 
etwas  dunkle  Satz  aufzufassen  sein,  worin  Mirabeau  auf  eine  spätere, 
jedoch  nicht  erfolgte  Bekanntmachung  dieser  Vorgänge  verweist  mit 
den  Worten:  „Je  dissiperai  les  ombres  que  Tenvie  voulut  röpandre 
sur  sa  carriöre  en  Ini  faisant  un  crime  d'avoir  rassnrö  une  igte  faible, 
effrayöe,  et  ömoussö  ainsi  Tarme  meurtriöre  que  Tintrigue,  hideuse  et 
toujours  active,  avant-courriöre  des  crimes  r6fl6chis  et  pr6par6s,  prä- 
sente sous  toutes  les  formes  k  tonte  illegitime  antoritö!''  An  Ques- 
nays  Stelle  trat  der  bisherige  Leibarzt  der  Königin,  de  la  Sone,  und 
die  längere  Zeit  offen  gestandene  Stelle  eines  ersten  königlichen  Leib- 


1)  Mitgeteilt  in  den  „Oeuvres  de  Qaesnay"  p.  3—14. 
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arztes,  des  y^premier  mödecin  du  roi'' 0»  wurde  durch  Herrn  Lieutaud 
besetzt 

Wenn  somit  der  Antritt  Ludwigs  XVI.  (10.  Mai  1774)  unmittelbar 
für  den  achtzigjährigen  Quesnay  mit  einem  empfindlichen  Schlage  ver- 
bunden war,  der  zu  seinem,  ein  halbes  Jahr  nachher  erfolgten  Tode 
manches  beigetragen  haben  mag,  so  sollte  der  Urheber  der  Physiokratie 
doch  nicht  ohne  eine  unbeschreibliche  Genugthuung  aus  dem  Leben  schei- 
den. Am  19.  Juli  wurde  sein  Jünger  Tuboot  zunächst  provisorisch  als  Leiter 
des  Marine-Departements  in  das  Staatsministerium  berufen  und  vier  Wochen 
darauf  zum  Generalkontroleur  der  Finanzen,  dem  wichtigsten  Amte  der 
alten  Monarchie,  befördert.  Als  Quesnay  am  16.  Dezember  1774  starb, 
war  Frankreich  noch  in  heller  Begeisterung  über  diese  Ernennung,  die 
für  Quesnay  die  Morgenröte  eines  neuen  Zeitalters  im  Sinne  seines 
Systems  zu  bedeuten  schien,  während  sie  in  Wahrheit  dessen  Abend- 
röte bedeutete. 

Ganz  irrig  wäre  es,  anzunehmen,  Turgot  sei  wegen  seines  physio- 
kratischen  Glaubensbekenntnisses  an  die  Seite  des  Königs  berufen  worden« 
Man  weifs  jetzt,  daTs  es  dabei  ganz  in  den  Geleisen  des  Ancien  rögime 
zugegangen  ist,  d.  h.  dals  die  Protektion  mehr  Anteil  daran  hatte  als 
das  Verdienst.  Wenn  man  in  jenen  oberflächlich  denkenden  mafsge- 
benden  Regionen  gewufst  hätte,  wen  man  in  dem  bisherigen  Intendanten 
von  Limoges  wählte,  so  würde  man  sich  dreimal  vor  ihm  bekreuzigt 
haben.  So  genügte  es,  dafs  der  sowohl  Turgot  wie  dem  Ministerprä- 
sidenten Maurepas  und  seiner  Gattin  befreundete  Abbö  de  Very  bei  der 
Suche  nach  einem  Nachfolger  für  den  aus  den  Zeiten  der  du  Barry  her- 
übergenommenen Generalkontroleur,  Abbö  Terray,  die  Aufmerksamkeit 
auf  einen  Mann  lenkte,  der  als  einziger  unter  den  königlichen  Inten- 
danten den  Mut  gehabt  hatte,  gegen  gewisse  Mafsnahmen  Terrays,  zu- 
mal in  der  Frage  des  Getreidehandels,  eine  selbständige  Meinung  zu 
vertreten.  Letzteres  war  auch  dem  König  bekannt  geworden,  und 
da  Turgot  überdies  zu  dem  Kreise  der  täglich  lauter  das  Wort  er- 
hebenden Schriftstellerwelt  gehörte,  einer  Gruppe,  welche  sich  Mau- 
repas glaubte  verbinden  zu  sollen,  so  entschied  man  sich  definitiv  für 
seine  Wahl. 

Der  berühmte  Brief,  welchen  Turgot  im  August  1774  beim  Über- 
tritt in  die  leitende  Stelle  des  Finanzdepartements  an  den  König  rich- 
tete und  der  in  den  Programmpunkten  gipfelte:  Keinen  Bankrott, 
keine  Steuererhöhung  und  keine  Anlehen;  dafür  aber  Ersparungen  in 
der  königlichen  Hausverwaltung,  war  an  und  für  sich  nicht  direkt 
physiokratischen  Inhalts.    Das  gleiche  Programm  hätte  auch  ein  irgend 


1)  Quesnay  als  „premier  m^ecin  ordinaire"  hatte  nur  die  Stelle  eines  zweiten 
Leibarztes  innc. 
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einem  anderen  ökonomischen  Systeme  huldigender  Minister  aufstellen 
können.  Das  Vertrauen ,  welches  der  junge  König  Turgot  zu  Anfang 
entgegentrug,  galt  auch  mehr  dem  viel  verheifsenden  Finanzkünstler, 
als  dem  economistischen  Staatsreformer.  In  dem  Malisei  wie  sich  der 
letztere  entpuppte,  erwachten  die  Bedenken  des  Königs  wie  der  übrigen 
Minister,  Bedenken,  welche  sich  in  den  Vorwurf  zuspitzten,  Turgot  mische 
sich  in  Dinge,  die  nicht  seines  Ressorts  seien.  Als  es  Ludwig  XVI.  endlich 
klar  wurde,  worauf  sein  Finanzkontroleur  hinsteuerte,  nämlich  auf  einen 
physiokratischen  Umbau  des  ganzen  Staatsorganismus,  da  schreckte  er 
entsetzt  zurflck.  Mit  allergrößter  Mtlhe  hatte  Turgot  Ludwig  XVI.  noch 
zur  Kissensitzung  des  12.  März  behufs  Einregistrierung  der  berühmten 
sechs  Edikte  in  die  Parlamentsakten  drängen  können.  Von  da  an  war 
es  mit  der  Willfährigkeit  des  Königs  vorbei,  und  der  definitive  Um- 
schlag knüpft  sich,  wie  wir  jetzt  wissen,  an  die  Kenntnisnahme  einer 
Denkschrift,  welche  ihm  Turgot  bald  nach  jener  Kissensitzung  über- 
reicht haben  mufs.  Auf  diese  Denkschrift  ist  in  jüngster  Zeit  die  Auf- 
merksamkeit wieder  gelenkt  worden  durch  eine  wertvolle  archivalische 
Publikation,  die  zwar  ihrem  Hauptinhalte  nach  anderes  Material  wieder- 
giebt,  die  aber  nebenher  auch  Stoff  zur  Beurteilung  und  Erforschung 
jenes  wichtigen  historischen  Ereignisses  zur  Hand  giebt,  wie  es  der 
Sturz  des  ersten  Reformministers  der  alten  Monarchie  bildet.  Ich  meine 
das  von  der  „Badischen  Historischen  Kommission^'  herausgegebene  und 
von  Karl  Knies  bearbeitete  und  eingeleitete  Werk:  „Karl  Friedrichs 
von  Baden  brieflicher  Verkehr  mit  Mirabeau  und  Du  Pont".  0 

„Eine  Quelle  ersten  Ranges  auch  fUr  ,grolse  Historiker',  sagt  der 
Bearbeiter,  ist  erschlossen  durch  die  zwei  längeren  Zuschriften  du  Ponts 
über  den  Verlauf  des  Ministeriums  Turgot."  Wenn  dies  nun  zwar 
gerade  mit  Rücksicht  auf  diese  beiden  Zuschriften,  wie  sich  unten  er- 
geben wird,  nicht  der  Fall  ist,  so  giebt  die  daneben  an  den  Markgrafen 
geschickte  Urschrift  des  von  Du  Pont  im  Auftrag  Turgots  verfafsten 
„Memoire  sur  les  Municipalitös"  (Septembre  1775)  zu  so  viel  wichtigen 
Betrachtungen  und  weiteren  Nachforschungen  Anlafs,  dafs  eine  beson- 
dere Besprechung  der  Publikation,  so  weit  sich  ihr  Inhalt  auf  diesen 
Punkt  bezieht,  wohl  am  Platze  ist.  Dieselbe  soll  im  Nachstehenden 
gegeben  werden. 

Den  sogenannten  Munizipalitätenentwurf  Turgots  kannte  man  bis- 
her durch  die  von  Du  Pont  in  den  Jahren  1809—1811  veranstaltete 
Ausgabe  der  „Oeuvres  de  Turgot",  welche  im  Jahre  1844  durch  E. 
Daibe  in  etwas  anderer  Anordnung  neu  in  Druck  gelegt  worden  ist. 
In  dem  soeben  genannten  Werke  wird  nun,  wie  bemerkt,  dieser 
zur    Reform    der    Verfassung    Frankreichs    bestimmte    Entwurf,    der 


1)  Heidelberg,  Karl  Winter.   1892.  2  Bde. 
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bald  nach  seiner  Abfossung  von  Du  Pont  in  einer  Abschrift  an  den 
Markgrafen  Carl  Friedrich  von  Baden  gesandt  worden  war,  in  der  Ur- 
schrift mitgeteilt,  was  insofern  von  besonderem  Interesse  ist,  als  sich 
heransstellt,  dals  die  spätere  Aasgabe  von  1809  vielfache  Abänderungen 
von  der  Hand  Du  Ponts  aufweist  Diese  Abänderungen  würden  nun 
zwar  historisch  nicht  sehr  ins  Gewicht  fallen,  wenn  es  wahr  wäre, 
was  Du  Pont  immer  behauptet  hat,  und  was  auch  der  jetzige  Heraus- 
geber der  Urschrift,  Kabl  Knies,  annimmt,  dafs  die  Denkschrift  nie- 
mals dem  König  Ludwig  XVI.  vorgelegt  worden  sei. 

Über  diese  Annahme  ist  jedoch  die  allgemeine,  oder,  um  dieKNiESsche 
Ausdrucksweise  anzuwenden,  die  „grofse  Oeschichte^'  bereits  hinweg- 
geschritten, wenn  auch  die  volle  Würdigung  dieses  Umstandes  erst  neuer- 
dings in  Angriff  genommen  worden  ist^)  und  noch  der  Ergänzung  be- 
darf, die  hier  gegeben  werden  soll.  Es  handelte  sich  nämlich  bei 
diesem  Verfassungsprojekt  um  nicht  mehr  und  nicht  weniger  als  um 
ein  „Schach  dem  König''  seitens  des  physiokratischen  Systems,  ein 
Zug,  der  zwar  zunächst  durch  den  Gegenzug  der  anderen  Seite  zum 
Schlagen  der  Hauptfigur  der  vorstrebenden  Partei  ftthrte,  ohne  dafs 
freilich  dadurch  der  späteren  Mattsetzung  des  angegriffenen  Königs  vor- 
gebeugt worden  wäre. 

Das  Memoire  selbst  ist,  wie  Knies  richtig  bemerkt,  „eine  echte 
Blttte  der  ans  Quesnays  Prinzipien  erwachsenen  Physiokratie''. 

Gleich  der  am  Eingange  stehende  Satz:  „Les  droits  des  hommes 
röunis  en  sociötö,  ne  sont  pas  fondös  sur  leur  histoire,  mais  sur  leur 
nature"  ist  Quesnay,  der  gegen  die  historische  Methode  an  ver- 
schiedenen Stellen  seiner  Schriften  eifert,  aus  der  Seele  geschrie- 
ben. Das  Gleiche  gilt  von  dem  grolsen  Nachdruck,  welcher  auf  die 
Organisation  eines  allgemeinen  und  weltlichen  Volksunterrichtes  gegen- 
über dem  bisherigen  ausschliefslich  kirchlichen  gelegt  wird.  Der 
weitere  Vorschlag,  daCs  alle  bestehenden  indirekten  Steuern  durch  eine 
einzige  direkte  Grundsteuer  ersetzt  werden  sollen,  braucht  nicht  erst 
als  physiokratisch  nachgewiesen  zu  werden,  und  ebensowenig  die  Fol- 
gerung, dafs  bei  der  Ausschlagung  der  Abgaben  auf  die  einzelnen  Grund- 
stücke das  Stimmrecht  der  Besitzer  nach  der  Gröfse  ihres  Besitzes 
abgestuft  werden  solle. 

Zweifelhaft  kann  man  höchstens  darüber  sein,  ob  Quesnay  auch 
den  hierarchischen  Aufbau  der  verschiedenen  „Munizipalitäten",  näm- 
lich von  Gemeindemunizipalitäten,  Kreismunizipalitäten,  Provinzialmuni- 
zipalitäten,  mit  der  allgemeinen  Beichsmunizipalität  an  der  Spitze,  wo- 
bei die  oberen  Stufen  jeweils  aus  Delegierten  der  unteren  zusammen- 


1)  VergL   das  Werk  meines  Bruders  Wilhelm  Okokbn:   Das  Zeitalter  Fried- 
richs des  Grofsen.  Bd.  11.  Buch  9.  Y.  Berlin  1882. 
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gesetzt  sind,  gebilligt  haben  wttrde.  Nach  dem  Targotschen  Pro- 
jekt sollen  diese  Behörden  zwar  keine  politischen  Befugnisse  haben, 
sondern  einfach  zur  Unterverteilnng  der  vom  Staate  geforderten  Steuer- 
summen  auf  Provinzen,  Kreise,  Gemeinden  dienen ;  blofs  etwa  noch  die 
mit  dem  Abgabenwesen  in  Verbindung  stehend^  Armenunterstfitzung 
und  die  Beschlnfsfassung  über  Wege  und  Strafsenbauten  soll  ihnen  zu- 
kommen. Allein  man  wird  wohl  annehmen  dürfen,  dem  Scharfblicke 
Quesnays  werde  es  kaum  entgangen  sein,  dafs  damit  der  Ansatz  zu 
einer  neuen  Standes-  und  Eorporationsbildung  gegeben  sei  gegen  welche 
er,  der  Anhänger  des  aufgeklärten  Absolutismus,  an  verschiedenen 
Stellen  seiner  Schriften  mit  Nachdruck  zu  Felde  zieht. 

Sei  dem  wie  ihm  wolle,  das  Aktenstück  atmet  durchaus  physio- 
kratischen  Geist  und  bewegt  sich  auch  in  der  schulmäfsigen  Ausdrucks- 
weise. Dasselbe  wurde  von  Du  Pont,  dem  damaligen  Hilfsarbeiter  Tur- 
gots,  während  eines  ihm  eigens  dazu  erteilten  Urlaubes,  den  er  auf 
seinem  bei  Nemours  gelegenen  Landgute  Chevannes  zubrachte,  Ende 
August  bis  Mitte  September  1775  abgefabt  und  zwar,  wie  Du  Pont  selbst 
wiederholt  berichtet,  auf  Grund  eingehender  Vorbesprechungen  mit  dem 
Minister.  In  einer  Note  zu  dem  in  seiner  Gesamtausgabe  der  Werke 
Turgots  (1809—1811)  zum  Abdruck  gebrachten  und  in  der  E.  Daibb- 
schen  Ausgabe  der  Oeuvres  de  Turgot  (Paris  1844)  reproduzierten  Me- 
moire sagt  er  u.  a.:  „Toutes  les  idöes  du  memoire  sont  k  Mr.  Turgot; 
elles  prösentent  le  Projet  de  Constitution  qu'il  avait  vouln  donner 
k  la  France  pour  Tayantage  mutuel  de  la  Nation  et  du  Boi.  La  r6dac- 
tion  est  d'une  autre  main;  il  avait  confiö  le  premier  essai  k  son  ami 
le  plus  intime"  (nämlich  Du  Pont  selbst).  In  einer  früheren  Erklärung 
gelegentlich  einer  von  fremder  Hand  im  Jahre  1787  erfolgten  Veröffent- 
lichung des  Memoire  hatte  er  freilich  seinen  Anteil  als  einen  größeren 
hingestellt,  wovon  noch  unten  die  Bede  sein  wird.  Der  Plan  sollte, 
wie  Du  Pont  an  verschiedenen  Orten  und  namentlich  auch  in  den  an 
den  badischen  Hof  gerichteten  Zuschriften  (aus  dem  Jahre  1783)  be- 
merkt, ursprünglich  mit  dem  Beginne  des  nächsten,  vom  1.  Oktober 
1775  an  laufenden  Finanzjahres  in  Kraft  gesetzt  werden.  Durch  den 
heftigen  und  unerwarteten  Widerstand,  welchen  die  ersten  Beformedikte 
Turgots,  zumal  dasjenige  über  die  Freiheit  des  Getreidehandels  fanden, 
durch  welches  letztere  der  vielgenannte  „  Mehlkrieg  ^'  (guerre  des 
farines)  hervorgerufen  wurde,  glaubte  Turgot  das  Projekt  auf  den  Herbst 
des  folgenden  Jahres  1776,  d.  h.  bis  nach  der  Einheimsung  der  viel- 
versprechenden Ernte  vertagen  zu  sollen.  Leider,  so  klagt  Du  Pont, 
seien  sie  dann  beide  nicht  mehr  im  Amte  gewesen,  und  jenes  zum  Wohl 
Frankreichs  bestimmte  Projekt,  „qui  n'a  jamais  616  pr6sentä  au  roi'', 
sei  dadurch  in  das  Beich  der  schönen  Träume  gerückt  worden.  Du 
Pont  empfiehlt  nun  dem  Markgrafen,  das  Projekt,  das  er  ihm  1779  in 
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der  Kopie  zusendet,  in  seinen  eigenen  Landen  einzaf&hren.  Und  diesem 
Umstände  verdanken  wir  den  Besitz  des  merkwürdigen  Schriftstückes 
in  seiner  Urform,  d.  h.  in  derjenigen  Abfassung,  wie  es  seiner  Zeit 
aus  den  Fänden  Du  Ponts  in  diejenigen  Turgots  überging. 

Knies  will  aus  allem  diesem,  und  da  es  sich  nm  eine  „in  Wirk- 
lichkeit ja  ausgebliebene  Vorlage  an  den  König''  handle,  die  Berech- 
tigung, das  Memoire  unter  die  Werke  Turgots  zu  stellen,  bestreiten.  Es 
handle  sich  ausschliefslich  um  ein  Werk  Du  Fonts.  „Turgot^',  so  sagt 
er  in  dem  einleitenden  Vorworte  zum  Mömoire  0^  „Turgot  konnte  für  das 
in  dem  wirklichen  Entwürfe  Du  Ponts  von  1775  vorfindliche  Gute  und 
Mutige  reichlichen  Beifall  aassprechen,  aber  dieses  Memoire  sich  an- 
eignen, das  konnte  er  nicht,  hat  auch  nie  Anlafs  gegeben,  solches  von 
ihm  zu  glauben.'' 

Wie  nun  aber,  wenn  diese  Vorlage  an  den  König  wirklich  er- 
folgt ist?  Dab  dies  nun  geschehen,  wissen  wir  aus  den  eigenhän- 
digen Bandbemerkangen  des  Königs  zu  dem  Memorandum,  wie  sie  uns 
darch  Soulayib  ^)  überliefert  worden  sind.  Das  mit  den  Notizen  Lud- 
wigs XVI.  versehene  Aktenstück  befand  sich  unter  jenen  Papieren,  welche 
den  Bevolutionären  bei  der  Erstürmung  der  Tuilerien  am  10.  Angust  1792 
in  die  Hände  fielen  (dieselben  dürfen  nach  Soulayie  nicht  verwechselt 
werden  mit  den  im  eisernen  Schranke  verwahrten  Papieren).  Abge- 
sehen von  dem  Stempel  innerer  Echtheit,  den  diese  Bemerkungen  tragen, 
ist  dieselbe  in  neuester  Zeit  durch  die  ergänzende  Entdeckung  eines 
von  SouLAviE  gleichfalls  eingesehenen,  aber  nur  im  kurzen  Auszage 
behandelten  Originalbriefes  Turgots  an  den  König  aus  der  gleichen  Zeit, 
im  Nachlasse  des  Abbö  de  Very^),  über  allen  Zweifel  erhoben  worden. 

Erst  hierdurch  gewinnt  das  Memoire  jene  groise  historische  Bedeutung, 
welche  Knies  demselben  zwar  zugeschrieben  wissen  will,  welche  er  sich 
jedoch  merkwürdigerweise  wieder  indirekt  bemüht,  herabzusetzen,  in- 
dem er  die  Denkschrift  als  eine  durch  Turgot  Mos  veranlagte  Privatarbeit 
Du  Ponts  hinzustellen  sucht. 

Aber  auch  für  die  Geschichte  der  nationalökonomischen  Wissen- 
schaft gewinnt  das  Memoire  eine  gewaltige  Bedeutung,  wenn  man  sieht, 
dafs  hier  thatsächlich  das  physiokratische  System  und  das  Ancien  re- 
gime gleichsam  offiziell  aufeinander  prallten. 

Von  der  Thatsache  der  Vorlegung  der  Denkschrift  an  den  König 
hat  Du  Pont,  wie  man  aus  allen  seinen  Schriften  entnehmen  kann,  Zeit 
seines  langen  Lebens  (f  1817)  nichts  erfahren;  aber  auch  den  meisten 
Historikern  und  Nationalökonomen  ist  sie  entgangen,  ja  sogar,  was  be- 

1)  A.  a.  0.    Bd.  I.  p.  263. 

2)  J.  L.  Soulayib,  Mdmoires  historiqaes  et  politigaes  du  r^e  de  Loais  XYI. 
Paris  1801.  t.  ni. 

3)  Labct  ,  Louis  XVI.  et  Turgot.    Vgl.  auch  unten  p.  43  und  p.  44  Note  1. 
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sonders  überraschen  mntSj  auch  O.  Schelle,  dem  verdienstvollen  Ver- 
fasser des  Werkes:  ^^Du  Pont  de  Nemours  et  Töcole  physiocratiqne". ^) 
Um  so  mehr  dürfte  es  angezeigt  sein,  diese  Bandbemerknngen  ihrem 
vollem  Umfange  nach  einschlie&lieh  der  betreffenden  Stellen  der  Denk- 
schrift hier  folgen  zu  lassen.  Dieselben  finden  sich  im  dritten  Bande 
der  „Mömoires  historiqaes  et  politiqaes  da  r6gne  de  Loais  XVI/^ 
von  Jean-Louis  Soulavie,  Chap.  XU  u.  XIII,  und  zerfallen  in  zwei 
Abteilangen:  erstens  in  die  von  Ludwig  XVI.  blols  angestrichenen 
Stellen,  und  zweitens  in  die  mit  Anmerkungen  versehenen  Sätze.  Ich 
beschränke  mich  hier  auf  die  Wiedergabe  der  letzteren  Abteilung  in 
möglichst  wortgetreuer  Übertragung. 

Bemerkungen  Ludwigs  lYL  zum  MunizipaUtätenentwurf  Turgots 

nach  Soulavie. 
Denkschriß.  Um  zu  wissen,  ob  es  zweckmäfsig  sei,  Munizipali- 
täten einzurichten,  mufs  man  die  bestehenden  vervollkommnen  oder  ab- 
ändern, und  behufs  Einführung  derer,  welche  man  für  nötig  hält,  ge- 
nügt es  nicht,  auf  den  Ursprung  dieser  Gemeindeverwaltungen  zurück- 
zuweisen •  .  .  Man  hat  viel  zu  sehr  in  wichtigen  Dingen  den  Brauch 
beobachtet,  die  Richtschnur  fUr  das  eigene  Handeln  aus  der  Prüfung 
und  dem  Beispiel  dessen  zu  entnehmen,  was  unsere  Vorfahren  in  Zeiten 
gethan  haben,  die  wir  selbst  als  solche  der  Unwissenheit  und  Barbarei 
anzusehen  übereingekommen  sind  .  •  .  Diese  Methode  führt  nur  dahin, 
die  Fürsten  mit  Widerwillen  gegen  ihre  wichtigsten  Amtspflichten  zu 
erfüllen,  indem  ihnen  weifs  gemacht  wird,  dafs  man,  um  sich  deren  mit 
Anstand  und  Erfolg  zu  entledigen,  ungeheuer  gelehrt  (prodigieusement 
savant)  sein  müsse. 

Bemerkung  Ludwigs  XVL  Man  braucht  nicht  sehr  gelehrt  zu 
sein,  um  zu  erkennen,  dal's  diese  Denkschrift  gemacht  ist  zu  dem  Zwecke, 
Frankreich  eine  neue  Regierungsform  zu  geben  und  die  alten  Ein- 
richtungen, welche  der  Verfasser  als  das  Werk  jahrhundertelanger  Un- 
wissenheit ansieht,  in  Verruf  zu  bringen.  Als  ob  die  Regierungen  meiner 
drei  letzten  Vorgänger  von  einem  gerechten  und  vernünftigen  Kopfe 
mit  denen  barbarischer  Jahrhunderte  auf  die  gleiche  Rangstufe  gestellt 
werden  könnten,  und  als  ob  mein  Reich  nicht  gerade  diesen  drei  Re- 
gierungen das  Ansehen  und  die  Stellung  verdankte,  welche  es  in  Eu- 
ropa geniefst  Niemals  wird  man  Europa  einreden,  dafs  diese  drei  Re- 
gierungen solche  der  Unwissenheit  und  Barbarei  gewesen  seien;  weit 
eher  wird  man  Europa  davon  überzeugen,  dafs  es  gerade  diesen  drei 
Regierungen  zum  Teil  die  Civilisation  schuldet,  deren  es  sich  heutzu- 
tage erfreut. 

Denkschrift,  Sie  könnten,  Sire,  regieren  wie  Gott  durch  allgemeine 
Gesetze,  wenn  die  wesentlichen  Teile  Ihres  Reiches  eine  regelmäfsige 
Organisation  und  anerkannte  Beziehungen  zu  einander  hätten. 

1)  Paris  1888. 


Digitized  by 


Google 


Ludwig  XVI.  und  das  physiokraüsche  System.  89 

Randbemerkung,  Sehr  wahrscbeinlicli  würde  das  Gegenteil  ein- 
treten. Wäre  die  Organisation  meiner  Provinzen  gleichartig,  so  würde 
die  Folge  davon  sein,  dafs  mir  gar  kein  oder  nur  schlechter  Gehorsam 
geleistet  würde.  Es  wäre  weit  schwieriger,  eine  ganze  Masse  auf  ein- 
mal in  Bewegung  zu  setzen,  als,  wie  meine  Vorfahren  gethan,  sie  durch 
Intendanten  und  Landstände  (pays-d'dtat)  anzutreiben. 

Denkschrift.  Die  Ursache  des  Übels  liegt  darin,  Sire,  dafe  Ihre 
Nation  keine  Verfassung  hat. 

Randbemerkung.  Das  ist  der  grofse  Kummer  des  Herrn  Turgot. 
Für  die  Neuerungssüchtigen  bedarf  es  eines  Frankreich,  das  mehr  als 
englisch  (plus  qu'anglaise)  ist 

Denkschrift.  Einige  Ihrer  Provinzen  haben  zwar  eine  Verfassung, 
politische  Versammlungen,  eine  Art  von  öffentlicher  Willensäufserong. 
Man  nennt  sie  die  „P^ys  d'ötat^';  aber  da  sie  ans  Standesordnungen 
zusammengesetzt  sind,  deren  Ansprüche  sehr  verschieden  nicht  nur 
untereinander,  sondern  auch  gegenüber  dem  Staate  sind,  so  waren  diese 
Stände  weit  davon  entfernt,  den  Provinzen,  an  deren  Verwaltung  sie 
teil  haben,  all  das  Gute  zu  verschaffen,  das  zu  wünschen  war  .  .  .  Euere 
Majestät  ist  in  der  Lage,  den  anderen  Provinzen,  die  keine  Verfassung 
haben,  eine  solche  von  besserer  Organisation  zu  geben,  als  wie  die 
pays  d'ötat  sich  deren  rühmen ...  Es  bedürfte  nur,  dals  man  einen 
Plan  erfände,  durch  welchen  man  die  Individuen  an  ihre  Fami- 
lien,  die  Familien  an  das  Dorf,  die  Dörfer  und  Städte  an  den  Kreis 
(arrondissement),  die  Kreise  an  die  Provinzen  und  die  Provinzen  an 
den  Staat  kettete. 

Randbemerkung.  Man  sieht  wieder,  dafs  Herr  Turgot  der  Feind 
der  mannigfaltigen  Standesgliederungen  in  den  pays  d'dtat,  und  ebenso  der 
Hierarchie  ihrer  Versammlungen  ist,  durch  welche  doch  in  Frankreich 
die  Fähigkeiten  und  die  Ehre  der  verschiedenen  Individuen  aufrecht 
gehalten  wird  und  worin  die  Form  der  Rangordnung  meiner  ünterthanen 
besteht,  ohne  die  kein  einziger  Teil  der  Monarchie  sein  Dasein  behaupten 
kann.  Herr  Turgot  schlägt  eine  Hierarchie  der  Gewalten  (hi^rarchie  de 
pouvoirs)  vor.  Diese  Hierarchie  ist  chimärisch,  wenn  ihr  nicht  eine 
Hierarchie  der  Geburt  zur  Grundlage  dient,  wie  das  in  allen  Monar- 
chien der  Vergangenheit  und  der  Gegenwart  sowie  in  beinahe  allen 
Bepubliken  der  Fall  ist. 

Denkschriß.  Man  kann  von  Rechts  wegen  das  Bürgerrecht  oder 
das  Stimmrecht  in  den  Gemeindeversammlungen  nur  denjenigen  ver- 
leihen, welche  daselbst  Grundbesitzer  sind. 

Randbemerkung.  Das  wäre  ein  Mittel,  um  unter  der  Klasse  der 
Nichtgmndbesitzer  Unzufriedenheit  zu  erregen.  Erlaubt  man  den  Grund- 
eignem, sich  zu  versammeln,  so  ist  das  eine  Quelle  der  Zwietracht 

Denkschrift.  Ich  werde  Ew.  Majestät  vorschlagen,  nur  dem  Be- 
sitzer von  600  Livres  Grundeinkommen  eine  Stimme  als  Bürger  zu  ge- 
währen •  •  •  Wer  nur  100  Lire  hat,  wäre  ein  Sechstel  von  einem  Bürger. 
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Randbemerkung.  In  einer  politischen  Yersammlung  die  Hechte 
eines  Mannes  in  Hälften  oder  Viertel  spalten,  je  nach  der  Gröfse  seines 
Vermögens,  ist  eine  so  neue  und  unserer  Denkweise  so  wunderlich  und 
abenteuerlich  vorkommende  Idee,  dals  die  Wllrde  des  Staates  nicht  er- 
lauben würde,  sie  in  Vorschlag  zu  bringen. 

Denkschrift.  Die  Provinzialversammlung  würde  aus  Abgeordneten 
der  Gemeindeversammlungen  gebildet  vrerden  und  hätte  die  Aufgabe, 
auf  deren  Distrikte  die  erforderlichen  Stenersummen  auszuschlagen. 

Randbemerkung.  Diese  Operation  geschieht  vermittelst  der  vom 
Könige  eingesetzten  Intendanten  und  in  den  pays  d'6tat  durch  die  drei 
Stände.  Diese  Zusammensetzung  aus  drei  Ordnungen  hängt  zu  enge 
mit  den  Privilegien  der  Franzosen  zusammen,  und  die  Aufgabe  der 
Intendanten  ist  zu  innig  mit  der  königlichen  Autorität  verknüpft,  als 
dafs  deren  Umwandlung  in  Abgeordnete  des  Volks  (d^put6s  du  peuple) 
statthaft  wäre.  Dies  würde  jede  bestehende  Ordnung,  und  mit  wenigen 
Ausnahmen  auch  die  Verwaltung  der  pays  d^^tat  von  Grund  aus  um- 
kehren. Die  Verwaltung  der  Intendanten  ist,  wenige  Mifsbräuche  ab- 
gerechnet, das  Beste  in  meinem  Königreiche.  Nicht  hier  ist  der  Punkt, 
wo  der  Staat  vornehmlich  krankt. 

Denksekriß.  Die  grofse  Munizipalität,  Sire,  die  allgemeine  Seichs- 
munizipalität (la  municipalitä  gönärale  du  royaume)  würde  die  Ein- 
setzung der  Munizipalitäten  niederen  Grades  ergänzen,  sie  würde  das 
Gebinde  darstellen,  vermöge  dessen  alle  Fäden,  auch  jene  aus  den  ent- 
ferntesten und  unbedeutendsten  Punkten,  ohne  Schwierigkeit  in  die 
Hände  Eurer  Majestät  zusammenliefen.  Diese  allgemeine  Munizipaliföt 
würde  zusammengesetzt  sein  aus  Abgeordneten  jeder  Provinzialversamm- 
lung, wobei  jedem  ein  Stellvertreter  zur  Seite  stände.  Ew.  Majestät 
würde  durch  den  Finanzminister  die  Summen  bekannt  geben  lassen, 
welche  flir  den  Staatsbedarf  von  der  Gesamtheit  der  Provinzen  aufzu- 
bringen wären. 

Randbemerkung,  Das  würde  vielleicht  gerade  dahin  führen,  gar 
nichts  zu  erhalten.  Meine  Parlamente  sind  gewohnt,  alles  zu  bewilligen, 
was  man  von  ihnen  auf  Kosten  des  Volkes  verlangt;  sie  sind  gewohnt, 
alles  zu  verweigern  und  sich  selbst  darum  verbannen  zu  lassen,  wenn  man 
von  ihnen  eine  Steuer  verlangt,  die  sie  persönlich  trifft.  Versammelt  man 
die  Grundeigentümer  meines  Königreiches,  um  von  ihnen  die  Auflegung 
einer  Steuer  zu  verlangen,  so  ist  dies  das  Mittel,  sie  gegen  die  Abgabe 
zum  Widerstand  aufisurufen.  Der  Abb6  Terray  hat  klar  bewiesen,  dafs 
man  nur  dann  des  Einganges  der  Steuer  sicher  ist,  wenn  diese  auf  Be- 
fehl dessen  erhoben  wird,  welcher  nichts  oder  doch  nur  wenig  dazu 
beizutragen  hat  Der  Gedanke,  ständige  Reichsvertretungen  (^tat8-g6- 
n^raux  perp6tuels)  zu  bilden,  ist  grundstürzend  für  die  Monarchie,  die 
nur  deshalb  absolut  ist,  weil  ihre  Autorität  ungeteilt  ist.  Von  dem 
Augenblicke  ihrer  Eröffnung  an  besteht  zwischen  dem  König  und  seiner 
Nation  kein  Zwischenglied  mehr  als  eine  Armee,  und  es  ist  bedauerns- 
wert und  schmerzlich,  dieser  die  Verteidigung  der  Autorität  des  Staates 
gegen  die  Versammlung  der  Franzosen  anzuvertrauen.  Das  Sysjtejn.des  Herrn 


Digitized  by 


Google 


Ludwig  XVI.  und  das  physiokratische  System.  41 

Turgot  ißt  ein  schöner  Traum  (un  beau  r6ve).  Es  ist  eine  weitere 
sonderbare  Utopie  eines  Mannes,  der  es  gut  meint,  durch  welche  aber 
die  bestehende  Ordnung  umgestürzt  würde.  Die  Ideen  des  Herrn  Turgot 
sind  im  höchsten  Grade  gefährlich  (extr^mement  dangereuses)  und  ihre 
Neuheit  ruft  zum  Widerstände  auf. 

Denkschrift.  Alles  das  kann  in  diesem  und  zu  Anfang  des  kom- 
menden Jahres  ausgeführt  werden;  aber  nicht  vor  den  ersten  Tagen  des 
Oktober,  wann  die  Ernten  alle  eingeheimst  und  bekannt  sind,  könnten 
die  Mmiizipalitätsversammlungen  abgehalten  werden. 

Randbemerkung,  Das  wäre  ja  eine  sehr  prompte  Wiedergeburt 
und  Versammlung  eines  neuen  Frankreich;  aber  mittlerweile  würde  das 
alte  Frankreich,  nämlich  die  Grofsen  des  Reiches,  die  Parlamente,  die 
Vertretungskörperschaften  der  pays  d'^tat,  die  Schöffen,  die  Eaufmann- 
schaftsvorsteher,  die  Rathsherren  ihrerseits  Sitzungen  abhalten  und  sich 
auflehnen,  um  die  Verbrechen  zu  erfahren,  durch  welche  sie  ihre  Ab- 
setzung verdient  haben. 

Denkschrift.  Nach  Ablauf  einiger  Jahre  hätte  Ew.  Majestät  ein 
nenes  Volk  und  das  erste  der  Völker. 

Randbemerkung,  Neu  würden  diese  Versammlungen  in  Frankreich 
allerdings  sein;  denn  das  Recht  des  Eigentums  in  Verbindung  mit  dem 
Rechte  der  Geburt  und  des  Standes  samt  den  alten  Formen  der  Monarchie 
wären  abgeschafft,  und  durch  Vereinigungen  eines  neuen  Volkes  ersetzt. 

Denkschrift,  An  Stelle  der  Verderbtheit,  der  Feigheit,  der  Intrigue 
nnd  der  Habgier,  die  Ew.  Majestät  überall  angetroffen  haben,  würden 
Sie  überall  Tugend,  Uneigenntttzigkeit,  Ehre  und  Eifer  finden. 

Randbemerkung.  Ich  weil's  nicht,  ob  Frankreich,  verwaltet  von 
den  Erwählten  des  Volkes  und  den  reichsten  Bürgern,  tugendhafter  sein 
würde  als  jetzt,  wo  es  nach  dem  Rechte  der  Geburt  und  durch  Aus- 
gewählte des  Königs  regiert  wird.  Ich  finde  in  den  Reihen  der  von 
meinen  Vorfahren  eingesetzten  Administratoren  und  in  den  ersten  Fa- 
milien der  Robe  und  selbst  der  Finanz  meines  Reiches  Franzosen,  die 
allen  bekannten  Nationen  zur  Zierde  gereicht  haben  würden.  Der  Über- 
gang vom  bestehenden  Regime  zu  demjenigen,  das  Herr  Turgot  augen- 
blicklich vorschlägt  (que  Mr.  Turgot  propose  actuellement) ,  erfordert 
Nachdenken;  denn  man  sieht  wohl  was  ist,  aber  man  sieht  nur  in  der 
Einbildung  was  nicht  ist,  und  man  soll  keine  gefährlichen  Experimente 
machen,  wenn  man  das  Ende  nicht  absehen  kann,  (den  15.  Febr.  1788«  0 

Jt  Wer  dieses  schriftliche  Zwiegespräch  des  Königs  mit  seinem  Mi- 
nister gelesen  hat,  der  glaubt  nicht  mehr  an  die  Behauptungen  Du  Ponts, 
daJjs  es  nur  ein  persönliches  Intriguenspiel  Maarepas  gewesen  sei,  das  Tar- 
get gestürzt  habe,  und  dafs  letzterer  sonst  „serait  peut  gtre  restö  ministre 


1)  Zu  diesem  Datum  (ce  15  fävrier  1788)  macht  Soulavib  eine  Anmerkung,  die 
folgendermalsen  beginnt:  „Das  Datum  der  Randbemerkungen  Ludwigs  XYI.  und 
daqenige  der  Entlassang  Turgots  liegen  weit  auseinander.  Ich  versetze  dessenunge- 
achtet die  Antworten  des  Königs  in  die  Epoche  der  Abüassung  der  Denkschrift"  etc- 
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du  roi  jnsqu'ä  sa  mort''.  Und  als  wundersame  Selbsttäuschung  muten 
einen  die  Worte  an,  in  welche  Du  Pont  noch  1809  bei  der  Einstellung 
des  Memoire  unter  die  Schriften  Turgots  ausbricht:  „Deplorons  la 
malheureuse  modestie  du  bon  Louis  XVI. ,  qui  Tempfichait  de  croire 
k  ses  propres  pensöes,  k  la  justesse  de  sa  propre  raison,  et  de  tenir 
k  ses  propres  affections,  quand  la  majoritö  de  cenx  qui  Tentoura- 
ient  n'ötait  pas  de  son  avis^^  Du  Pont  und  alle,  die  ihm  gefolgt  sind, 
tappen  hier  vollständig  im  Dunkeln,  und  es  ergiebt  sich  nebenbei,  dafs 
Du  Pont  keineswegs  die  nahe  persönliche  Vertrauensstellung  bei  Turgot 
eingenommen  haben  kann,  deren  er  sich  Zeit  seines  Lebens  gerühmt 
hat,  und  von  der  Knies  sagt,  Du  Pont  sei  der  Freund  gewesen,  der 
„alles  weis''.  Damit  sinken  aber  auch  seine  übrigen  Angaben  von  der 
Höhe  herab,  „eine  Quelle  ersten  Banges''  fUr  die  Historiker  zu  sein. 

An  den  Mitteilungen  Soulavies  fällt  eines  auf.  Es  ist  das  Datum 
„ce  15  fövrier  1788".  Soulavie  macht,  wie  man  sieht,  selbst  eine  An- 
merkung dazu,  wonach  er  dasselbe  als  Zeitpunkt  der  Randbemerkungen 
für  falsch  hält.  Und  dafs  dies  wirklich  der  Fall,  geht  unzweideutig  daraus 
hervor,  dab  der  König  in  der  Schluisbemerkung  spricht  von  dem  „re- 
gime que  Mr.  Turgot  propose  actuellement",  während  dieser  im  Fe- 
bruar 1788  schon  seit  sieben  Jahren  tot  war.  Das  Datum  mnb  sich 
also  auf  etwas  anderes  beziehen.  Wann  wurde  nun  aber  die  Denk- 
schrift dem  Könige  übergeben? 

Wir  wissen  von  Du  Pont,  dafs  sie  im  September  1775  von  ihm 
fertiggestellt  wurde,  und  dafs  sie  die  Bestimmung  hatte,  dem  König 
sofort  eingereicht  zu  werden,  damit  man  schon  mit  dem  am  1.  Oktober, 
also  wenige  Wochen  darauf,  beginnenden  neuen  Finanzjahre  zur  Ver- 
wirklichung des  Planes  schreiten  könne.  Aus  äuiseren  Gründen  ver- 
schob man  dies  jedoch  auf  das  folgende  Finanzjahr.  Wie  Du  Pont 
selbst  angiebt,  hatte  man  sich  angesichts  der  grofsen,  durch  die  bishe- 
rigen Mafsnahmen  hervorgerufenen  Volksaufregung  entschliefsen  müssen, 
fürs  erste  von  weiteren  Reformen  abzusehen.  Immerhin  fand  am  12. 
März  1776  das  berühmte  lit  de  justice  zur  Einregistrierung  der  sechs 
Reformedikte  statt,  und  Turgot  konnte  nun  etwa  annehmen,  dafs  er 
den  König  zu  weiteren  Schritten  werde  mitreifsen  können. 

Ohne  Rücksprache  und  Einverständnis  mit  seinen  übrigen  Minister- 
kollegen und  durch  verschiedene  Indiskretionen  vorsichtig  gemacht  0, 
auch  ohne  seinen  Mitarbeitern  darüber  etwas  zu  sagen,  legte  er  den 
neuen  Verfassungsentwurf  dem  Könige  vor.  Eeinenfalls  haben  wir  die 
Übergabe  vor  den  Termin  der  Kissensitzung  zu  verlegen,  da  der  König, 
wie  man  aus  seinen  Randbemerkungen  schliefsen  mufs,  sonst  niemals 
sich  zu  dieser  herbeigelassen  haben  würde. 

1)  Siehe  hierüber  namentlich  die  MitteUungen,  welche  Du  Pont  in  seinem  Briefe 
an  den  Markgrafen  Karl  Friedrich  von  Baden  vom  1.  Febr.  1783  macht. 
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Der  Erfolg  war  demjenigen,  den  Tnrgot  erhofft  hatte,  völlig  ent- 
gegengesetzt. Es  ist  bekannt,  dals  die  Stimmung  des  Königs  gegen  Tnrgot 
schon  bald  nach  der  Eissensitzung  völlig  Umschlag.  In  der  letzten 
Woche  des  April  fand  dann  jener  vielbernfene  Vorfall  statt,  der  dem 
Minister  klar  machte,  dafs  eine  tiefe  Entfremdung  des  Königs  ihm  gegen- 
über eingetreten  war.  Der  König  war  dem  Vortrage  seines  Oeneral- 
kontroUeurs  über  die  Ersetzung  des  aus  dem  Ministerium  austretenden 
Malesherbes  durch  den  Abbö  de  Very  mit  steigender  Ungeduld  gefolgt 
und  hatte  beim  Schlüsse  barsch  gefragt:  Ist  das  alles?  Auf  die  be- 
jahende Antwort  hatte  er  dem  Minister  den  Bücken  gekehrt  mit  den 
Worten:  Desto  besser!  Turgot  war  aufs  tiefste  verletzt  In  der  Mei- 
nung, der  Premierminister  Maurepas  habe  gegen  ihn  intriguiert,  schrieb 
er  am  30.  April  1776  vier  Briefe  an  den  König,  von  denen  einer  hef- 
tiger war  als  der  andere.  Nach  dem  Berichte  Du  Fonts  glaubte  er 
alles  an  alles  setzen,  das  heibt,  den  Versuch  zum  Sturze  Maurepas 
machen  zu  sollen.  Diese  mit  der  Bitte  um  Geheimhaltung  versehenen 
Briefe  hat  Soulavib  noch  vor  Augen  gehabt  und  ans  dem  wichtigsten 
derselben  eine  Stelle  überliefert,  die  auf  den  etwas  furchtsamen  König 
einen  tiefen  Eindruck  gemacht  haben  muis,  nämlich  den  Hinweis, 
dals  die  Schwäche  es  gewesen,  welche  seiner  Zeit  Karl  L  von  England 
auf  das  Schaffet  gebracht.  Dieser  Brief  ist  neuerdings  ans  dem  Nach- 
lasse des  Abb6  de  Very,  dem  sein  Freund  Turgot,  wie  es  scheint,  eine 
Abschrift  davon  eingesendet  hatte,  seinem  vollen  Wortlaute  nach  wieder 
ans  Licht  gezogen  worden.  Das  Schreiben  ^  ist  wohl  das  stärkste, 
was  ein  Minister  nicht  blofs  unter  dem  alten  Regime,  sondern  überhaupt 
jemals  seinem  königlichen  Herrn  zu  bieten  gewagt  hat.  Es  heifst  darin 
unter  anderem: 

„Ew.  Majestät  hat  mir  gesagt,  Sie  bedürften  noch  der  Überlegung 
und  ermangelten  der  Erfahrung.  Es  fehlt  Ihnen  an  Erfahrung,  Sire; 
ich  weils,  mit  22  Jahren  und  in  Ihrer  Stellung  hat  man  nicht,  was  die 
Gewohnheit,  mit  seinesgleichen  zu  leben,  den  Privaten  an  Menschen- 
kenntnis giebt;  aber  werden  Sie  mehr  Erfahrung  haben  in  acht  Tagen, 
in  einem  Monat?  .  .  .  Persönliche  Erfahrung  haben  Sie  nicht,  aber 
haben  Sie  nicht  die  noch  so  frische  Erfahrung  Ihres  Grofsvaters,  um 
die  vorhandenen  Gefahren  Ihrer  Stellung  zu  fühlen?  .  .  .  Für  Ihre  Be- 
giernng  giebt  es  nichts  Nötigeres  als  Charakterstärke.  Vergessen 
Sie  nicht,  Sire,  dafs  die  Schwäche  es  war^  die.  Karls  L 
Haupt  aufs  Schaffet  gebracht  ...  Sie  haben  es  gesagt,  Sire, 
die  Erfahrung  fehlt  Ihnen,  Sie  brauchen  einen  Führer,  und  dieser  Führer 
braucht  Einsicht  und  Kraft.    In  Wahrheit,  Sire,  ich  begreife  Sie  nicht 

1)  Labot  a.  a.  0.  Der  Brief  findet  sich  wiedergegeben  bei  Li^ON  Sat,  Tnrgot. 
Paris  1887,  und  früher  schon  in  deutscher  Übersetzung  bei  Wilhelm  Oncken,  Das 
Zeitalter  Friedrichs  des  Greisen.  Bd.  II.  (1883)  p.  605  ff. 
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Mag  man  Ihnen  sagen,  ich  sei  ein  Brausekopf  oder  ein  Träumer;  mir 
scheint  doch,  als  ob,  was  ich  Ihnen  alles  sage,  nicht  den  EinfllUen 
eines  Narren  gliche.  Mir  scheint  sogar,  als  ob  die  Mafsnahmen,  die 
ich  durchgesetzt  habe,  allem  Geschrei  und  allem  Widerstreben  zum 
Trotze,  genau  so  gelungen  wären,  wie  ich  sie  angekündigt  hatte;  und 
wenn  ich  kein  Karr  bin,  wenn  in  den  Gefahren,  die  ich  Ihnen  gezeigt, 
einige  Wirklichkeit  ist,  dann  kann  Ew.  Majestät,  ohne  sich  selber  auf- 
zugeben, nicht  aus  Gefälligkeit  fttr  Herrn  von  Maurepas  sich  dahin 
treiben  lassen.'^ 

Der  Brief  schliefst  in  einem  nach  dem  Vorstehenden  begreiflichen 
Ahnungsgefühle  mit  den  Worten :  „Wenn  ich  schlielslich  das  Unglück 
haben  sollte,  dab  dieses  Schreiben  mir  die  Ungnade  Ew.  Majestät  zu- 
zieht, so  flehe  ich  Ew.  Majestät  an,  mir  das  selbst  kund  zu  geben.  In 
allen  Fällen  rechne  ich  auf  Geheimhaltung  desselben." 

Die  Bitte  um  Geheimhaltung  scheint  der  König  getreulich  erfüllt 
zu  haben.  Er  verwahrte  die  Briefe  in  einem  Umschlage,  worauf  ge- 
schrieben stand:  „Lettres  de  Turgot",  und  so  hat  sie  Soulayie  noch 
gesehen.  0  Auf  den  Wunsch  Turgots,  ihm  seine  etwaige  Ungnade  selbst 
bekannt  geben  zu  wollen,  ist  der  König  jedoch  nicht  eingegangen. 
Durch  den  Minister  Bertin  lieÜB  er  ihm  am  12.  Mai  melden,  er  möge  seine 

1)  Eine  interessante  Best&tigang  dessen,  was  bisher  mehr  oder  weniger  verbargt 
aber  diese  Omst&nde  bekannt  war,  findet  sich  bei  L^on  Sat,  Targot.  1887,  p.  165  ff. 
Dort  heilst  es:  „üne  d^couverte  plus  räcente  est  venne  d'ailleurs  lever  tous  les 
dontes  qa*on  aorait  pu  avoir  sur  l*exiBtance  des  lettres  en  question  et  sur  Tan- 
thenticitö  de  ceüe  qne  M.  Larcy  a  publik.  M.  le  marquis  Turgot  a  troavä  dans 
les  archives  du  ch&teau  de  Lanthenil  nn  papier  qui  avait  servi  de  chemise  &  an 
dossier,  dont  il  ne  restait  plus  rien;  mais  sur  cette  chemise  Malesherbes  (der  Testa- 
mentsvollstrecker Turgots)  avait  4crit  de  samain  les  observations  qui  suivent:  ,Cette 
liasse  contient  quatre  lettres  äcrites  par  M.  Targot  au  roi  dans  le  temps  qu'il  fut 
question  da  choix  de  mon  successeur  .  .  .  J'esp^e  qae  les  lettres  mdmes,  öcrites 
au  roi,  seront  ensevelies  dans  le  plus  profond  oubli.  Si  le  contraire  arrive,  ce  ne 
sera  pas  la  faute  de  Turgot,  ni  de  sa  famille ;  mais  ils  ne  doivent  pas  se  reprocher 
d*7  avoir  contribu^  par  la  conservation  des  minutes.  J*exhorte  m6me  M.  le  marquis 
Turgot  &  renoncer  &  les  lire  lui-m3me ;  je  lui  räp^te  qu'il  ne  fait  de  cela  aucon  sacri- 
fice,  et  moi  qui  ne  les  ai  lues  que  sept  ou  huit  jours  apr^s  en  avoir  4tt6  chargö,  je 
voudrais  k  präsent  ne  les  avoir  Jamals  lues ,  tant  je  crains  que ,  si  les  secrets  du 
ministre  au  roi  sont  an  jour  divulgu^s,  on  m'en  accuse.  J'ajoute  que,  ce  secret 
ätant  celui  du  roi  comme  celui  du  ministre,  c*estune  marque  de  respect  qu*on  doit 
au  roi,  de  les  brüler  si  cela  se  peut,  en  präsence  de  quelqu'un  qui  puisse  le  lui  cer- 
tifier^  Les  pi^ces  que  renfermait  cette  chemise  sont  ^videmment  les  minutes  des 
lettres  que  Soulavie  a  vues  en  1793,  et  qui  sont  aujourdhui  perdues.  Les  minutes 
refermöes  dans  la  liasse  dont  Tenveloppe  seule  a  ^t6  retrouv^e  dans  les  archives  de 
Lanthenil  ont  sans  doute  ^t^  brülees,  comme  le  demandait  Malesherbes.  La  copie 
d*une  des  quatre  lettres  avait  ^t^  probablement  envoy^e  k  Vary  par  Turgot  lui- 
mSme,  qui  avait  voulu  lui  faire  savoir  dans  quels  termes  il  avait  insistä  pour  qa*on 
le  choislt  en  remplacement  de  Malesherbes  et  qu*on  lui  donn&t  le  ministe  de  la 
maison  du  roi.'* 
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Funktionell  niederlegen.  Es  dauerte  immerhin  noch  bis  zum  18.  Mai, 
dals  sich  Turgot  entschlofs,  dem  Folge  zu  geben,  worauf  die  Entlassung 
am  20.  Mai  thatsächlich  erfolgte.  Die  Erzählung,  Turgot  sei  Ton  dem 
Entlassungsschreiben  bei  der  Abfassung  eines  Berichtes  überrascht  wor- 
den, worauf  er  in  edler  Gemttthsruhe  die  Feder  niedergelegt  habe  mit 
den  Worten:  „mein  Nachfolger  mag's  vollenden'' 0»  erweist  sich  sonach 
als  eine  später  erfundene  schöne  Legende.  Vielleicht  hat  Turgot  den 
wahren  Grund  seines  Sturzes,  der  zweifellos  in  der  Nichtbi^igung  seines 
Projektes  für  den  Umbau  des  Staates  seitens  des  Königs  bestand,  nie- 
mals erfahren.  Den  König  selbst  aber  wird  man  darum  nicht  tadeln 
können,  dafs  er  einen  Minister,  von  dem  ihn  in  seinen  Anschauungen 
nicht  weniger  als  alles  trennte,  entliefs. 

Noch  immer  wissen  wir  übrigens  nichts  darüber,  wie  das  Datum 
des  15.  Februar  1788  auf  das  mit  den  Bandbemerkungen  des  Königs 
versehene  Memoire  gekommen  ist.  Um  dies  zu  verstehen,  mufs  man 
einen  Blick  auf  die  Nachgeschichte  der  Denkschrift  werfen.  Wir  sind 
nämlich  mit  der  historischen  Würdigung  dieses  Aktenstückes  noch 
nicht  fertig. 

Zunächst  gilt  es,  eine  Thatsache  richtig  zu  stellen,  in  bezug  aui 
welche  Knies  bei  Wiedergabe  der  Urschrift  des  Memoires  ein  Versehen 
untergelaufen  ist.  In  der  Vorerörterung  sagt  er:  „Der  nachfolgende 
Abdruck  ist  wortgetreu  dem  Exemplar  entnommen,  welches  du  Poin? 
dem  Markgrafen  Carl  Friedrich  im  September  1775  übersandt  hat.'^ 

Dieses  Datum,  auf  welches  Knies  weitere  Folgerungen  baut,  ist 
irrig,  wie  sich  aus  den  von  ihm  selbst  mitgeteilten  Originalbriefen  er- 
giebt.  Nach  diesen  wurde  das  Manuskript  erst  in  Begleitung  eines  Briefes 
vom  19.  Juni  1779  dem  Markgrafen  behändigt,  also  vier  Jahre  später. 
Würde  die  Datumsangabe  von  Knies  richtig  sein,  so  wäre  die  Denk- 
schrift unmittelbar  nach  ihrer  Fertigstellung,  also  im  gleichen  Zeitpunkt, 
wo  sie  an  Turgot  abgeliefert  wurde,  auch  nach  Karlsruhe  gesandt 
worden,  was  eine  grobe  Indiskretion  Du  Fonts  gewesen  wäre. 

Natürlich  beeinträchtigt  der  spätere  Termin  einigermalsen  die  An- 
nahme, dals  wir  es  bei  dem  Karlsruher  Exemplar  wirklich  mit  dem 
ältesten  Wortlaute  des  Aktenstückes  zu  thun  haben,  zumal  da  Du  Pont 
in  einem  vorausgegangenen  Schreiben  vom  12.  Februar  1778  2}  die  Denk- 
schrift mit  den  Worten  anmeldet:  ,Je  le  copierai  et  chercherai  une 
occasion  süre  pour  le  faire  passer  k  Votre  Altesse'^  Was  nun  das 
Kopieren  bei  Du  Pont  bedeutete,  das  hat  Knies  selbst  deutlich  genug 
zu  verstehen  gegeben,  wenn  er  Du  Pont  nachweist,  derselbe  habe  bei  der 
späteren,  im  Jahre  1809  in  den  „Oeuvres  de  Turgot"  veröffentlichten 


1)  0.  Kbllnsb,  Zur  Geschichte  des  Physiokratismus.  Göttingen  1847.  p.  156. 

2)  Nicht  im  Schreiben  vom  4.  September  1775,  wie  Knies  ungenau  anführt. 
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Kopie  der  gleichen  Denkschrift  erhebliche  Ändeningen,  Zusätze  und 
Aaslassnngen  vorgenommen.  Immerhin  wird  man  annehmen  dürfen,  das» 
das  Karlsruher  Exemplar,  gegenüber  allen  späteren  Veröffentlichungen, 
der  Urschrift  am  nächsten  kommt  Ich  sage  „gegenüber  allen  späteren 
Veröffentlichungen^^  denn  es  existiert  noch  eine  dritte  Ausgabe  der  Denk- 
schrift, welche  Du  Pont  viel  Arger  yerursacht  hat,  und  die  von  ihm 
in  heftigster  Weise  verläugnet  worden  ist.  Es  ist  eine  in  den  Tagen 
der  von  Calonne  zusammenberufenen  Notablenversammlung  1787  er- 
schienene Publikation:  „Oeuvres  posthumes  de  M.  Turgot,  ou  Memoire 
de  M.  Turgot,  sur  les  Administrations  provinciales ,  mis  en  parallele 
avec  celui  de  M.  Necker,  suivi  d'une  Lettre  sur  ce  Plan,  et  des  Obser- 
vations  d'un  Röpublicain  sur  ces  Mömoires;  et  en  g6n6ral  sur  le  bien 
qu'on  doit  attendre  de  cette  Administration  dans  les  Monarchies.  A  Lau- 
sanne 1787."  1) 

In  welchem  Verhältnisse  steht  nun  diese  zu  den  beiden,  von 
Du  Pont  herrührenden  Ausgaben?  Knies  kennt  sie  nur  von  Hören- 
sagen, d.  h.  aus  dem,  was  Schelle  darüber  in  seinem  Werke  über  Du 
Pont  mitteilt.  Er  streift  den  Gegenstand  nur  ganz  nebenher,  was  eint- 
germafsen  Wunder  nehmen  mulis,  wenn  man  bedenkt,  dafs  die  näm- 
liche grofsherzoglich  Badische  Hof-  und  Staatsbibliothek,  aus  der  er 
die  Urschrift  Du  Ponts  geschöpft  hat,  auch  ein  Exemplar  dieser  höchst 
selten  gewordenen  Flugschrift  besitzt,  so  dafs  sie  ihm  leicht  zugänglich 
gewesen  wäre;  sie  liegt  mir  gegenwärtig  vor.  2)  In  der  Vorrede  liest 
man  folgendes:  „Je  crois  rendre  un  grand  Service  au  Public  et  k  la 
memoire  de  M.  Turgot,  en  publiant  son  Memoire  sur  les  municipalitös. 
II  est  impossible  d'ölever  aucun  doute  sur  son  authenticit6. 
Jele  tiensd'unhommerespectable  qui  le  trouva  k  samort  parmi  sespapiers,. 
et  qui  me  permit  d'en  tirer  une  copie.  Les  amis  de  ce  Ministre  öclairö, 
ceux  qui  connaissent  ses  principes  et  son  style,  le  reconnattront  ais6* 
ment  dans  cet  excellent  morceau"  etc. 

Niemand  war  durch  diesen  Abdruck  mehr  überrascht  worden  als 
Du  Pont,  der  nach  dem  Tode  Turgots  dessen  nachgelassene  Papiere 
für  seine  schon  1783  in  erster  Ausgabe  erschienene  Turgotbiographie 
benutzt  hatte.  Er  schien  durch  diese  Worte  direkt  bezeichnet  zu  sein, 
und  man  sieht  aus  einem  von  Schelle^)  wiedergegebenen  Briefe  Du 

1)  Die  Pablikatioa  ist  mit  einem  Bilde  Turgots  in  Eupferdruck  geschmückt. 
Die  beiden  Zugaben,  von  denen  die  erstere  Brissot  zum  Verfasser  haben  soll,  sind 
bedeutongslos. 

2)  Ein  ebenfalls  aus  Lausanne  datierter,  mit  der  Jahreszahl  1788  yersehener 
Nachdruck  dieser  Publikation  trägt  den  abweichenden  Titel:  „Des  Administrations 
provinciales;  Memoire  pr^ent^  au  Roi,  par  feu  M.  Turgot/'  Darunter  findet  sich 
das  Motto :  ex  audacia  veritas.  Bis  auf  einige  Druckfehler  stimmt  diese  mir  ebenfalls 
vor  Augen  liegende  Ausgabe  dem  Text  nach  mit  deijenigen  von  1787  Qberein. 

3)  a.  a.  0.  p.  193  f. 
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PoüTTS  an  den  Brnder  nnd  Erben  des  Ministers,  dafs  er  darum  Ton  der 
Familie  angefragt  worden  war.  Seiner  Antwort  an  den  Marquis  Turgot 
legt  Du  Pont  eine  von  ihm  am  2.  Juli  1787  im  „Journal  de  Paris"  ver- 
öffentlichte Erklärung  bei,  von  der  noch  nachher  die  Rede  sein  soll, 
und  giebt  daneben  folgende  Auseinandersetzung,  wie  er  sich  den  Her- 
gang bei  jener  Publikation  vorstellt. 

Als  der  Graf  6.  H.  Mirabeau  (der  spätere  Bevolutionsredner)  im  Ge- 
fängnisse zu  Vincennes  gesessen  (1780),  habe  er  ihn  alle  Sonntage  besucht 
und  ihm  auf  seine  Bitte  um  Litteratur  zur  Vertreibung  der  Langeweile 
allerhand  Schriften  über  staatswissenschaftliche  Materien,  darunter  auch 
sein  Manuskript  über  die  Municipalitäten  fibergeben.  Mirabeau  müsse 
nun  heimlich  eine  Abschrift  davon  genommen  haben.  Thatsache  sei, 
dab  durch  ihn  der  Minister  Calonne  in  den  Besitz  einer  Kopie  davon  ge- 
langt sei,  für  welche  Mirabeau  sich  im  Anfang  selbst  die  Autorschaft  zuge- 
schrieben habe.  Erst  durch  die  Vorlegung  seines  (Du  Ponts)  mit  Notizen 
von  der  Hand  Turgots  versehenen  Manuskriptes  habe  er  seine  eigene 
Autorschaft  dem  Minister  (Du  Pont  war  nach  dem  Sturze  Turgots 
entlassen,  aber  nachher  durch  Vergennes  wieder  in  den  Staatsdienst 
gezogen  worden)  klar  gemacht.  Später  habe  der  stets  in  Geldverlegen- 
heit befindliche  Graf  Mirabeau  seine  Kopie  an  einen  Buchhändler  zur 
Veröffentlichung  verkauft.  Um  die  Sache  zugkräftiger  zu  machen, 
habe  man  dann  den  Namen  des  Ministers  Turgots  beigeftlgt,  der 
in  Wahrheit  zwar  die  in  der  Abhandlung  enthaltenen  Ideen  geteilt, 
mit  der  Abfassung  des  Schriftstückes  selbst  aber  nichts  zu  thun  ge- 
habt habe.  Dieser  letztere  Punkt  bildet  nun  im  besonderen  den  Gegen- 
stand der  dem  Briefe  beigelegten  Erklärung  im  „Journal  de  Paris'',  wo 
zunächst  behauptet  wird,  die  Denkschrift  sei  dem  Könige  gar  niemals 
vorgelegt  worden,  Turgot  habe  dieselbe,  wie  aus  seinen  mit  Bleistift 
gemachten  Bemerkungen  zu  dem  von  Du  Pont  verfafsten  Manuskript 
hervorgehe,  nach  verschiedenen  Seiten  hin  erst  umarbeiten  wollen;  so- 
nach komme  mehr  ihm  selbst  als  Turgot  die  wahre  Autorschaft  zu, 
und  schlieislich  wird  behauptet,  auch  der  Wortlaut  sei  inkorrekt  wieder- 
gegeben. „L'ödition  furtive  qui  vient  d'gtre  faite  est  d'ailleurs  si  in- 
correcte,  eile  prösente  tant  d'omissions  et  de  fautes  qui  sont  des  contre- 
sens  grossiers,  eile  est  accompagnöe  d'additions  si  ötranges  que  l'auteur 
serait  doublement  affligö  de  sa  publicitö,  s'il  n'ötait  convaincu  que  Touv- 
rage  sera  peu  recherchö  quand  on  saura  qu'il  n'est  pas  de  M.  Turgot.'' 

Diese  ganze,  auf  den  ersten  Blick  nicht  unwahrscheinlich  klingende 
Darstellung  fällt  nun  zusammen  wie  ein  Kartenhaus,  wenn  man  die 
Frage  aufwirft:  wie  stellt  sich  der  Abdruck  von  1787  zu  dem  Wort- 
laut des  von  Soulavie  eingesehenen  und  in  Exzerpten  uns  teilweise 
vor  Augen  geführten  Aktenstückes  mit  den  Randbemerkungen  Lud- 
wigs XVL?    Und  da  machen  wir  denn  die  verblüffende  Wahrnehmung, 
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dafs  dem  KOnige  nicht  die  in  Earlsrahe  aufbewahrte  Urschrift,  aach 
natürlich  nicht  die  spätere  Überarbeitung  durch  Du  Pont  aus  dem  Jahre 
1809  vorgelegen  hat,  sondern  gerade  jene  von  ihrem  ersten  Verfasser 
verleugnete  und  als  inkorrekt  verschrieene  Formulierung  mit  der  Jahres- 
zahl 1787.  Es  besteht  darüber  auch  nicht  der  leiseste  Zweifel,  wenn 
man  die  verschiedenen  Texte  miteinander  vergleicht.^) 

Hieraus  darf  man  schlieJsen,  dafs,  wenn  es  wirklich  der  Graf 
Mirabeau  war,  der  die  Hand  bei  dieser  Veröffentlichung  im  Spiele  hatte, 
was  ziemlich  wahrscheinlich  ist,  derselbe  immerhin  keinen  Verrat  an 
Du  Pont  verttbt  hat,  welcher  letztere  sich  die  Sache  offenbar  etwas  will- 
ktlrlich  zurechtlegte ,  weil  er  keine  andere  Erklärung  über  den  Hergang 
finden  konnte.  Wenn  thatsächlich  ein  „Schelmenstreich",  wie  es  Knies 
ausdrückt,  begangen  wurde,  so  muis  ein  anderer  als  Du  Pont  das  Opfer 
desselben  gewesen  sein.  Und  man  braucht  nicht  lange  zu  suchen,  um 
den  Betreffenden  zu  finden. 

Es  war  ums  Jahr  1786,  als  der  Graf  Mirabeau  durch  seinen  Freund, 
den  Bankier  Panchaud,  mit  dem  Minister  Calonne  in  Verbindung  ge- 
bracht wurde.  Beide  wurden  miteinander  handelseinig,  Mirabeau  solle 
„über  alle  Teile  der  Administration  und  der  Finanzen,  die  ihm  der 
Kritik  oder  der  Beobachtung  des  Patriotismus  wert  erscheinen  würden, 
schreiben,  ohne  jemals  verpflichtet  zu  werden,  einer  anderen  Herrschaft 
als  derjenigen  seiner  Überzeugung  zu  folgen".  ^)  Das  Verhältnis  zwischen 
beiden  Männern  mnfs  zeitweise  ein  sehr  nahes  gewesen  sein.  Wenig- 
stens rühmte  sich  Mirabeau  wiederholt,  dafs  er  es  gewesen,  der  Calonne 
die  Idee  der  Notablenversammlung  eingegeben  habe,  wodurch  er  sich 


1)  Schon  der  erste  Satz  der  Denkschrift  bietet  hierfür  ein  Beispiel.  Derselbe 
lautet  in  der  von  Soülavis  und  in  Übereinstimmung  damit  in  der  durch  Mirabeau 
veranlafsten  Ausgabe  von  1787:  „Pour  savoir  s'il  convient  d'^tablir  des  municipaUt^s 
s*il  faut  perfectionner  ou  changer  Celles  qui  existent  d^jä,  et  comment  constituer 
Celles  qu'on  croira  n^cessaires,  il  ne  suffit  pas  de  remonter  a  Torigine  de  ces 
administrations  municipales"  etc.  In  den  beiden  von  Du  Pont  herrührenden  For- 
mulierungen (Karlsruher  Urschrift  und  Ausgabe  von  1809)  steht  statt  „il  ne  suffit 
pas"  vielmehr  „il  ne  s'agit  pas".  Weiterhin  heifst  es  einmal  parallel  dazu  „mais 
6tant"  bei  Soulayis-Mibabeaü  und  „mais  ces  Etats  ^tant"  bei  Du  Pont  I.  und 
IL;  statt  „ä  qui  Ton"  steht  andemteils  „auquel  on"  u.s.w.  Noch  deutlicher  tritt 
das  Verhältnis  bei  denjenigen  Stellen  hervor,  welche  der  König,  ohne  Bemerkungen 
daran  zu  knüpfen,  blofs  angestrichen  hat,  und  welche  ebenfalls  von  Soülavib  wieder- 
gegeben werden.  So  steht  z.  £.  bei  Soülatie-Mibabbaü:  „Des  manoeuvres  Limou- 
sins  viennent  bä.tir  les  maisons  ä  Paris"  etc.,  wogegen  bei  Du  Pont  beidemal  „scier 
es  maisons"  etc.,  weiterhin  statt  einfach  „lourde"  vielmehr  „une  Charge  trop 
lourde",  statt  „volle  de  ia  vanit^"  vielmehr  „manteau  de  la  vanit^"  u.s.w.  u.s.w. 
Überall  stimmt  der  Wortlaut  bei  Soülavib  und  Mibabeau  überein  im  gemeinsamen 
unterschied  zu  den  beiden  Ausgaben  Du  Pont 's. 

2)  Lucas  de  Montigny,  Memoiren  Mirabeaus,  üb^s.  von  Le  Petit.  Quedlinburg 
und  Leipzig  1836.   Bd.  V.  p.  396.   Vgl.  auch  Alfred  Stern,  Das  Leben  Mirabeaus.  Bd.  L 
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einen  begründeten  Anspruch  auf  die  zweite  Sekretärstelle  bei  der  Ver- 
sammlang erworben  habe.  Auf  eigene  Faust  von  Berlin,  wo  er  sich 
gerade  in  geheimer  Mission  aufhielt,  damals  nach  Paris  zurückgekehrt, 
um  sich  fttr  diese  Stelle  zu  melden,  mufste  er  erfolglos  wieder  abziehen, 
da  statt  seiner  Du  Pont  dazu  berufen  wurde.  Und  nun  brach  der 
Grimm  gegen  den  undankbaren  Calonne  zu  hellen  Flammen  aus. 

Calonne  hatte  der  Notablenversammlung  ein  Verfassungsprojekt 
vorgelegt,  das  mit  wenigen  Abänderungen  dem  Turgotschen  Mnnicipali- 
tätenentwurf  nachgebildet  war.  Es  ist  bekannt,  dafs  der  König  den 
vorbereitenden  Sitzungen  zu  den  Calonneschen  Vorlagen  persönlich  an- 
wohnte. Ob  er  sich  bei  diesen  Beratungen  nicht  wohl  des  bei  seinen 
Papieren  liegenden  Municipalitätenentwurfes ,  der  ihm  seinerzeit  von 
Turgot  übergeben  und  von  ihm  glossiert  worden  war,  erinnerte  und 
diesen  hervorholte?  Es  wird  erzählt 0>  der  König  habe  bei  der  ersten 
Kenntnisnahme  des  Beformprojekts  von  Calonne,  das,  wie  der  Graf 
Mirabeau  sich  berühmte,  auf  Grund  einer  Denkschrift  von  ihm  aus- 
gearbeitet worden  war,  ausgerufen:  „Mais  c'est  du  Necker,  tout  pur  que 
vous  me  donnez  lä'^;  worauf  Calonne  geantwortet  habe:  „Sire,  c'est 
ce  qu'on  peut  vous  donner  de  mieux*^  Hier  ist  ofifenbar  für  „Necker^' 
„Turgot''  zu  setzen.  Denn  nur  so  entspricht  es  der  Wahrheit,  und 
Calonne  würde  niemals  jene  Worte  auf  den  von  ihm  bitter  gehalsten 
Necker  angewendet  haben.  Hatte  im  übrigen  doch  Turgot  selbst  von 
dem  Beformplane  Neckers  gesagt,  derselbe  gleiche  seinem  Municipali- 
tätenentwurf  wie  eine  Windmühle  dem  Monde.  Sei  dem  wie  immer, 
die  Thatsache  läfst  sich  nicht  bestreiten,  dafs  der  Municipalitätenentwurf 
damals  hervorgeholt  worden  sein  mufs.  Wahrscheinlich  wurde  derselbe 
zunächst  Calonne  mitgeteilt,  bei  dem  ihn  Mirabeau  gesehen  und  im  ge- 
heimen kopiert  haben  mag.  Als  dann  der  Bruch  zwischen  ihm  und  Calonne 
eintrat,  hat  er  ihn  publiziert,  einesteils  um  Geld  zu  gewinnen,  andem- 
teils  aber  auch  wohl  ans  Bache  gegen  Calonne,  dem  er  solchermafsen. 
dessen  Entwurf  als  Plagiat  an  Turgot  nachweisen  konnte.  ^)    Das  Datum 


1)  Schelle  p.  262. 

2)  Die  Pablikatioii  erscMen,  nach  Schelle  a.  a.  0.  p.  193,  „1®  2  juillet  1787, 
presque  aa  lendemain  de  la  cldture  de  la  premi^re  assembläe  des  notables."  Der  auf- 
fallende Umstand,  dafs  Du  Pomt,  obgleich  damals  Ministerialbeamter,  das  aus 
dem  Geheimarchiv  des  Königs  entnommene  Aktenstüclc  nicht  zu  Gesicht  bekam  und 
bei  dessen  Ycrö£fentlichung  sofort  erklärte,  dafs  „ce  memoire  n*a  j*amais  ^t^  pr^- 
sent^  au  roi",  dürfte  sich  daraus  erkl&ren,  dafs  der  König  begreiflicherweise  die  mit 
seinen  Randbemerkungen  versehene  Denkschrift  mit  Diskretion  behandelt  wissen 
wollte.  Im  übrigen  war  Du  Pont,  im  Auftrag  des  Ministers  Yergennes,  durch  den 
gröfseren  Teil  des  Jahres  1786  mit  der  Leitung  der  Verhandlungen  zum  Abschlufs 
des  Handelsvertrages  mit  England  beschäftigt  gewesen.  Erst  später  wurde  er  zu  den 
Vorarbeiten  zur  Notablenversammlung  von  Calonne  herangezogen,  wobei  er  die  un- 
liebsame Entdeckung  machte,  dafs  der  Minister  bereits  längere  Zeit  Kenntnis  von 
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des  15.  Febraar  1788,  welchee  sich  auf  dem  yon  Soulavie  eingesehenen 
Memoire  aufgezeichnet  fand,  dttrfte  den  Zeitpunkt  angeben,  wo  die 
Denkschrift  wieder  in  das  Geheimarchiv  des  Königs  znrttckgelegt  worde, 
nachdem  das  Ton  den  Notablen  abgelehnte  Projekt  definitiv  aufgegeben 
war.  Die  Anmerkungen  des  KOnigs  mit  zu  veröfifentlichen,  lag  fttr 
Mirabeau  kein  Grund  vor.  Im  Gegenteil,  sie  würden  die  Wirkung  des 
Schriftstückes  nur  beeinträchtigt  haben  und  wären  überdies  kaum  für 
echt  gehalten  worden,  da  der  König  ja  gerade  zu  einem  in  manchen 
Punkten  wörtlich  damit  übereinstimmenden  Projekte  sich  offiziell  be- 
kannt hatte.  Mit  welchen  Gefühlen  aber  mag  der  König  seine  Rand- 
bemerkungen damals  wieder  gelesen  haben,  worin  er  in  richtiger  Vor- 
ahnung den  umstürzenden  Charakter  einer  derartigen  oder  einer  ver- 
wandten Reform  geweissagt  hatte  ?^) 

dem  Maniclpalit&tenentwurf  hatte,  ,,non  par  le  r^dactenr  y^itable,  mais  par  Mira- 
beau, le  futur  orateur  de  la  Constituante  qui,  pour  obtenir  des  fonctions  qu*il  am- 
bitionnait,  lui  avait  remis  cet  important  travail,  en  s'en  attribuant  la  paternitö*^ 
(Schelle  a.  a.  0.  p.  198).  Hier  liegt  offenbar  eine  Verwechselung  des  durch  den  König 
herrorgeholten  Municipalit&tenentwurfes  mit  jener  Denkschrift  Mirabeaus  an  Galonne 
Tor,  welche  den  ersten  Anstofs  zur  Einberufung  der  Notablenversanmilung  gegeben 
hat  und  welche  immerhin  auf  Grund  von  Erinnerungen  aus  der  ersten  Lektüre  des 
Municipalit&tenentwurfes  im  Oeiängnis  zu  Vincennes  (1780)  gestaltet  gewesen  sein 
mag.  Vielleicht  hat  gerade  der  Umstand,  dafs  Du  Poht,  wie  er  selbst  mitteilt,  seinen 
eigenen  Anteil  an  der  Autorschaft  dem  Minister  nachzuweisen  vermochte,  den  Qrund 
dafür  abgegeben,  dafs  nachher  er  und  nicht  Mirabeau  die  Sekretärstelle  bei  der 
Kotablenversammlung  erhielt  Ganz  Genaues  hierüber  und  namentlich  wie  Mirabeeu 
in  den  Besitz  einer  Kopie  der  Turgotschen  Originalschrift  gekommen  ist,  wird  wohl 
niemals  bekannt  werden.  Sicher  ist,  dafs  Du  Pont  nachher  an  der  Ausarbeitung 
der  HauptTorlage  an  die  Notablenversammlung  stark  beteiligt  war.  Schelle  berichtet 
darüber  (p.  261  f.) :  „La  plus  consid^rable  de  ces  x^formes  ^tait  la  cr^ation  d'assem- 
bl^s  provinciales  et  municipales.  Du  Pont  avait  repris  le  Systeme  expos^  d^jk 
dans  le  mämoire  sur  les  mnnicipalitds  et  Galonne  y  avait  changö  peu  de  chose  . . . 
En  somme  Galonne  avait  adopt^  presque  en  entier  le  memoire  sur  les  municipalit^s ; 
la  seule  partie  qu'il  n*avait  pas  maintenue  dans  les  propositions  faites  au  notables 
^tait  la  formation  de  cette  assemblöe  nationale  quo  Turgot  et  Du  Pont  avaient  placke 
au  sommet  de  leur  hidrarchie.  Pour  le  moment,  Tassembl^  des  notables  en  tenaient 
lieu'^  etc.  Über  die  Grundtendenz  des  ganzen  Planes  heifst  es  dann:  „Galonne 
avait  r^uni  les  notables  pour  ^viter  les  Etats  g^närauz". 

1)  Es  spricht  nicht  sehr  für  die  Gründlichkeit  von  H.  Martin,  wenn  er  in 
t.  XVI  seiner  grofsen  „Histoire  de  France"  p.  380,  Note  1,  das  Datum  des  15.  Fe- 
bruar 1788  als  Zeitpunkt  der  Bandbemerkungen  des  Königs  festhält  und  dabei  in 
folgende  Worte  ausbricht:  „On  a  de  sa  (des  Königs)  main  quelques  annotations  sur 
ce  plan  (des  municipalitds)  dat^s  de  fövrier  1788.  Elles  ne  sont  pas  ä  Tavantage  de 
son  intelligence.  Durant  les  douze  ann^es  ^coul^es  depuis  la  chute  de  Turgot  il 
semble  n'avoir  fait  de  pas  qu'en  arriöre.  A  la  veille  de  la  Revolution  la  röforme 
de  Turgot  lui  parait  une  utopie  töm^raire,  et  il  n'est  pröoccupö  que  de  la  nöcessitö 
de  maintenir  F^tat  actuel,  le  regime  des  trois  ordres,  la  hi^rarchie  sociale  fond^e 
sur  la  naissance/*  Martin  mutet  also  dem  König  indirekt  zu,  im  Jahre  1 788  nicht  gewufst 
zu  haben,  dafs  Turgot  schon  1781  gestorben  war,  und  dafs  er  dem  ein  Jahr  vorher 
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Ans  dem  Vorstehenden  ergiebt  sich,  dafs  wir  bezüglich  der  Denk- 
schrifty  welche  nunmehr  als  ein  Dokument  Ton  weltgeschichtlicher  Be- 
deutung dasteht  y  drei  verschiedene  Ausgaben  und  Formulierungen  zu 
unterscheiden  haben:  1.  die  in  Karlsruhe  aufbewahrte  Urschrift  von 
Du  Pont  (Kopie  aus  dem  Jahre  1779),  2.  die  von  Mirabeau  1787  ver- 
anlafste  Lausanner  Ausgabe  von  der  Hand  Turgots  (woneben  zweiter 
Abdruck  1788),  und  3.  die  von  Du  Pont  1809  in  die  »^Oeuvres  de  Turgot" 
eingestellte  (von  E.  Daire  1846  wiedergegebene)  Überarbeitung.  Die 
letztere,  welche  die  bekannteste  ist,  hat  den  geringsten  historischen 
Wert.  Hoher  steht  das  Karlsruher  Exemplar,  wenn  auch  hier  Zweifel 
bleiben  mögen,  ob  es  sich  dabei  um  den  wirklichen  Wortlaut  der  Ur- 
schrift handle.  Am  meisten  historischen  Wert  besitzt  dagegen  die  von 
Du  Pont  verleugnete  Ausgabe  von  1787,  da  sie  die  Formulierung  dar- 
stellt, in  welcher  die  Denkschrift  von  Turgot  dem  Könige  vorgelegt 
wurde.  Und  wenn  wir  nun  fragen:  Wie  verhalten  sich  diese  verschie- 
denen Formulierungen  zu  einander?  so  müssen  wir  zunächst  Du  Pont 
einer  bewulsten  Übertreibung  zeihen,  wenn  er  in  seiner  gegen  die 
durch  Mirabeau  veranlalste  Ausgabe  gerichteten  Erklärung  vom  2.  Juli 
1787  sagt:  „eile  prösente  taut  d'omissions  et  de  fautes  qui  sont  des 
contre-sens  grossiers,  eile  est  accompagnöe  d'additions  si  ötranges^'  etc. 
In  der  Hauptsache  sind  die  allerdings  fast  in  jedem  Satze  vorkommen- 
den Abweichungen  von  der  Karlsruher  Urschrift  blofs  stilistischer  Natur. 
Auslassungen  und  Zusätze  kommen  zwar  vor,  allein  dieselben  sind  nicht 
entfernt  derart,  dafs  sie  jene  scharfen  Worte  Du  Ponts  rechtfertigen 
würden.  Namentlich  sind  die  Abänderungen  keineswegs  so  grofs,  wie 
diejenigen,  welche  Du  Pont  1809,  ohne  es  zu  sagen,  selbst  daran  vor- 
genommen hat.  Auch  fehlen  die  angeblich  von  Turgot  mit  Bleistift 
auf  der  Urschrift  angebrachten  Bemerkungen,  worüber  Du  Pont  in  seiner 
Erklärung  ausführliche  Angaben  macht,  völlig.  Wahrscheinlich  wurden 
dieselben  erst  bei  einer  späteren  nochmaligen  Durchsicht  von  Turgot 
angefügt    Dagegen  ist  eines  wieder  geradezu  verblüffend. 


Yon  Galonne  in  seinem  Namen  der  NotablenTenammlang  vorgelegten  Projekt  so  total 
fremd  gegenübergestanden  habe,  wie  die  Randbemerkungen  zum  Torgotschen  Ent- 
vnrf  es  ausdrücken.  —  In  den  specieUen  Werken  über  Turgot  finde  ich  blofs  bei 
P.  Foncin,  „Essay  sur  le  Ministäre  de  Turgot",  Paris  1877,  eine  kurze  Bezug- 
nahme auf  die  Eandbemerkungen  des  Königs;  es  heifst  da  p.  55,  Note  2,  unter  Be- 
rufung auf  Martin:  „II  (Louis  XVI.)  ^crivit  en  marge  quelques  annotations  qul  ne 
fönt  pas  pr^cis^ment  honneur  k  son  intelbgence".  Von  deutschen  Schriftstellern 
hat  G.  Kellner  in  seinem  Buche:  „Zur  Geschichte  des  Physiokratismus",  Göttingen 
1847,  davon  gesprochen.  Der  Verfasser  nennt  p.  237  die  Noten  des  Königs  „so  in- 
haltlos, dafs  sie  Ludwig  XVI.  wohl  yerfafst  haben  kann^.  Wer  jedoch  unbe- 
fangenen Geistes  an  die  Beurteilung  derselben  herantritt  und  namentlich  die  Zeit- 
umst&nde  in  Betracht  zieht,  wird  sich  einer  besseren  Meinung  darüber  nicht  ent- 
schlagen können. 
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Wenn  man  den  Worüant  aller  drei  Ausgaben  sorgfältig  yergleicht, 
so  nimmt  man  wahr,  dafs  sowohl  bei  den  Znsätzen,  wie  bei  den  Aus- 
lassungen der  1787er  Ausgabe  sich  solche  befinden,  welche  in  der 
späteren  Überarbeitung  Du  Ponts  vom  Jahre  1809  wiederkehren. 
Wie  erklärt  sich  das?  Offenbar  dadurch,  dals  diese  Veränderungen 
schon  auf  dem  von  Turgot  benutzten  Konzept,  welches  Du  Pont  im 
Nachlasse  des  Ministers  (f  1781)  wieder  vorgefunden  und  zurückgenommen 
haben  mag,  vielleicht  mit  Tinte  angebracht  waren.  Hierzu  gehört  zumal 
der  von  Knies  besonders  hervorgehobene  Schlufssatz  des  Memoires:  „Ah! 
Sire,  si  le  dösir  de  voir  ce  jour  heureux  ne  m'animait  pas,  et  ne  m'atten- 
drissait  pas  jusqu'aux  larmes,  je  ne  möriterais  pas  la  bontö  dont  Votre 
Migestö  me  comble'^ 

Dieser  Satz  befindet  sich  im  Karlsruher  Manuskript  von  1779.  £r 
fehlt  in  der  späteren  Ausgabe  von  1809.  Er  fehlt  aber  auch  schon  in 
der  Ausgabe  von  1787;  warum  wohl?  Der  Satz  entsprach  der  Situa- 
tion in  dem  Zeitpunkte,  wo  das  Dokument  abgefa&t  wurde,  nämlich  im 
August  bezw.  September  1775.  Damals  bestand  noch  ein  herzliches 
Einvernehmen  zwischen  dem  König  und  seinem  Minister.  Der  Ent- 
wurf entsprach  der  Situation  nicht  mehr  im  Augenblick  der  Übergabe 
der  Denkschrift  an  den  König  gegen  Ende  März  1776,  also  nicht  lange 
vor  dem  völligen  Bruche.  Darum  hat  ihn  Turgot  damals  wohl  ge- 
strichen. Du  Pont  hat  dann  bei  seiner  späteren  Überarbeitung,  wobei 
ihm  die  Korrekturen  von  der  Hand  Turgots  vorlagen,  jene  Abänderungen 
teilweise  herübergenommen  und  weitere  hinzugefügt.  Indirekt  wird  da- 
mit aber  durch  keinen  anderen  als  durch  Du  Pont  selbst  die  Echt- 
heit der  in  der  Ausgabe  von  1787  enthaltenen  Formulierung  als  von 
der  Hand  Turgots  herrührend  bestätigt 

Nicht  alle  Abänderungen  Turgots  an  der  Urschrift  finden  sich 
jedoch,  wie  schon  bemerkt,  in  der  Ausgabe  von  1809  wieder.  Du  Pont 
hat  hier,  vielleicht  um  seine  Erklärung  im  „Journal  de  Paris"  vom 
2.  Juli  1787  nachträglich  zu  rechtfertigen,  wirklich  mit  grofser  Un- 
geniertheit verfahren  und  sich  dadurch  den  gerechten  Tadel  von  Knies 
zugezogen.  Indessen  läfst  sich  einige  Entschuldigung  insofern  für  ihn 
geltend  machen,  als  er  die  ganze  historische  Bedeutung  des  Dokumen- 
tes nicht  kannte  und  in  dem  Glauben  handelte,  es  ständen  ihm  die 
wesentlichsten  Autorrechte  an  dem  Schriftstücke  zu,  also  auch  das  Becht 
einer  späteren  Neuredaktion. 

Die  mit  den  „Observations  d'un  Röpublicain'^  (gewöhnlich  wird 
Brissot  als  deren  Verfasser  genannt)  versehene  Ausgabe  von  1787  machte 
das  gewaltigste  Aufsehen.  Sie  wurde  im  republikanischen  Sinne  aus- 
gebeutet und  als  ein  weiterer  Beleg  für  die  Notwendigkeit  der  Ein- 
berufung von  Generalständen  hingestellt.  Und  dies  war  das  Schicksal 
aller  physiokratischen  Bestrebungen  in  der  Vorgeschichte  der  franzö- 
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sischen  RoTolntion.  Es  ist  richtig,  was  Tocqaeville  sagt,  dafs  man  ia 
den  Schriften  der  Physiokraten  schon  das  revolutionäre  Temperament 
vorfinde.  Das  Pathos,  mit  dem  sie  die  absolute  Reformbedürftigkeit 
der  Monarchie  vertreten,  hat  ansteckend  gewirkt  nnd  zu  Folgerungen 
geführt,  welche  weitaus  über  das  von  ihnen  gesteckte  Ziel,  Umbau  der 
Monarchie,  um  sie  desto  sicherer  zu  fundieren,  hinauslagen.  Von  der 
,yglttckseligen  Revolution'^,  von  der  sie  wiederholt  sprachen,  sollte  die 
„Revolution''  kommen,  aber  sie  sollte  keine  „glückselige"  sein,  auch 
nicht  für  sie.  Das  hat  u.  a.  einer  der  Freunde  Turgots  bei  seinem 
Lebensende  erfahren.  Malesherbes,  dessen  ertrotzter  Austritt  aus  dem 
Ministerium  1776  wesentlich  zur  Beschleunigung  der  Entlassung  Tur- 
gots beigetragen  hatte,  war  später  in  edler  Aufwallung  dem  EOnige  bei 
seinem  Prozesse  im  December  des  Jahres  1792  freiwillig  als  Verteidiger 
beigesprungen.  „Sie  werden  mir  nicht  helfen  kOnnen  und  nur  Ihr  eigenes 
Leben  in  Gefahr  bringen",  hatte  ihm  der  König,  der  nun  mit  Sicher- 
heit voraussah,  dafs  ihm  das  Schicksal  Karls  I.  nicht  erspart  bleiben 
werde,  freundschaftlich  abmahnend  gesagt.  Das  sollte  sich  erwahren. 
Am  21.  Januar  1793  fiel  das  Haupt  des  Königs.  Und  Ende  des  Jahres 
wurde  auch  an  Malesherbes  Hand  gelegt  Im  Gefängnis  traf  er  mit 
einem  alten  Freunde  aus  der  Zeit  des  Ministeriums  Turgot  zusammen. 
Es  war  der  Economist  de  Vaines.  Dem  schüttete  er  sein  Herz  aus. 
„Turgot  und  ich,"  so  sagte  er,  „waren  die  ehrenwertesten  Männer 
von  der  Welt,  sehr  unterrichtet  und  voll  Eifer  für  das  Gute.  Wer  hätte 
zu  denken  gewagt,  dals  man  etwas  Besseres  thun  könne,  als  uns  zu 
wählen!  Aber  wir  haben  schlecht  verwaltet.  Wir  kannten  die  Menschen 
nur  aus  Büchern  .  .  .  und  ohne  es  zu  wollen  oder  es  vorauszusehen, 
haben  wir  zur  Revolution  beigetragen."^)  Mit  seiner  ganzen,  drei  Ge- 
schlechter umfassenden  Familie  bestieg  Malesherbes  im  April  1794  das 
Blutgerüst 

„Wir  kannten  die  Menschen  nur  aus  Büchern"  —  in  diesen  Worten 
gipfelt  das  Verhängnis  des  physiokratischen  Systems! 


1)  MitgeteUt  in  den  „M^moiies  (inädits)  de  VAhU  MoreUet".  Paris  1823.  t.  IL 
p.  427i 
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Ein  neues  System  der  SozialQkonomie. 
Achilles  Lorias  Werke. 

Von 

ügo  Babbeno. 


Das  neue  System  der  Sozialökonomie,  dessen  Grandzüge  wir 
in  diesem  Anfisatze  yorfübren  wollen,  ist  in  den  yersebiedenen  Werken 
des  italienischen  Ökonomisten  Achilles  Lobia  entwickelt  Wie  jede 
neue  Theorie,  ist  anch  diese  einer  weitgehenden  Ejritik  ausgesetzt,  aber 
sie  ist  so  originell,  dafs  sie  eingehend  besprochen  zn  werden  verdient; 
anf  jeden  Fall  ist  sie  ein  sehr  bemerkenswerter  Beitrag  zom  Fortschritt 
der  sozialökonomischen  Wissenschaften.  Sie  wird  nach  unserer  Mei- 
nung einen  tiefen  Einflufs  anf  sie  ausüben,  und  ein  solcher  labt  sich 
schon  jetzt  in  ökonomischen  Ejreisen  Italiens  bemerken. 

Die  Werke  Lobias  lassen  alle  mit  grober  Übereinstimmung  einen 
Versuch  erkennen,  nämlich  den,  die  ökonomischen  Erscheinungen,  ja 
die  soziale  Entwickelung  im  allgemeinen  auf  eine  einzige  Ursache 
zurttckzuftlhren,  auf  die  Bedingungen  des  Bodens,  welche  die  verschie- 
denen Grade  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  historisch  bestimmen. 
Das  System  Lobias  schliefst  sich  direkt  an  die  Schule  Ricabdo-Mal- 
THus  an,  und  die  Theorien  von  der  Bevölkerung  und  der  Beute  bilden 
ihren  Angelpunkt;  aber  die  Art,  wie  Lobia  diese  Gesetze  in  ihrer  Ent- 
wickelung betrachtet,  und  der  Wert,  den  er  ihnen  zuerkennt,  sind 
ganz  verschieden,  und  ebenso  verschieden,  ja  entgegengesetzt,  sind  die 
Folgen,  die  er  daraus  ableitet,  während  im  übrigen  sein  ganzes  theo- 
retisches Gebäude  ein  vollständig  originelles  Gepräge  zeigt. 

Die  Grundlagen  der  Theorien  Lobias  und  ihre  Abweichungen  von 
denen  der  Ricabdo-Malthüs  finden  sich  in  einer  sehr  schönen  Vor- 
lesung, mit  welcher  er  1882  zum  erstenmal  seine  Thätigkeit  an  der 
Universität  zu  Siena  begann.^) 

Das  Grundeigentum  ist  fttr  Lobia,  wie  auch  fUr  Gbobgb  (mit  dem 
er  sich  in  manchen  Punkten  berührt,  obgleich  er  sich,  wie  wir  sehen 

1)  S.  Lobias  landed  system  of  social  economy,  by  Prof.  U.  Rabbeno, 
in  „PoUtical  Science  Quarterly*'  Vol.  VU.,  No.  2. 
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werden,  dann  von  ihm  entfernt)  die  Grundlage  der  sozialen  Erschei- 
nnngy  und  die  Beziehung  zwischen  der  Produktivität  des  Bodens  und 
der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  ist  die  Grundlage  der  verschiedenen 
historischen  Perioden  der  Ökonomie  der  Völker.  Das  System  von 
Bicardo-Malthus  hatte  in  der  Ökonomie  diese  territoriale  Grundlage 
fibersehen,  welche  die  gegenwärtige  mächtige  Entwickelung  der  indu- 
striellen Ökonomie  aus  dem  Gesicht  hatte  verlieren  lassen,  oder  es 
hatte  sie  nicht  vollständig  verstanden«  Diese  Erscheinungen,  die  ftir 
Malthus  und  Bigabdo  absolut  und  unwandelbar  sind,  sind  fttr  Lobia 
wesentlich  geschichtlich  und  veränderlich.  Unser  Ökonomiker  prflft 
gründlich  die  Lehre  von  der  Bevölkerung  und  findet  dabei  einen  Irr- 
tum in  der  Auffassung,  dafs  die  Quantität  der  agrarischen  Produktion 
ausschliefslich  aus  der  produktiven  Kraft  des  Bodens  und  dem  Grade 
der  Entwickelung  der  landwirtschaftlichen  Technik  resultiere,  und  dafs 
die  Fortpflanzung  sich  ausschlieifilich  nach  dem  physiologischen  Gesetze 
der  menschlichen  Vervielfältigung  und  der  moralischen  Mäfsigung  des 
Menschen  reguliere.  Die  landwirtschaftliche  Produktion  hat  aufser 
natürlichen  und  technischen  auch  wirtschaftliche  Grenzen  in  ihrer  Ent- 
wicklung, so  die  Vorenthaltung  fruchtbarer  Ländereien  von  Seiten  grofser 
Grundbesitzer,  das  Wohnen  derselben  in  den  Städten,  das  unproduktive 
Liegenlassen  vieler  Ländereien,  die  gedruckte  Lage  des  ländlichen 
Arbeiters,  und  vor  allem  der  Widerspruch  zwischen  dem  Ergebnis  der 
Bodenverbesserung  und  dem  Interesse  der  Eigenttlmer,  die  aus  der  Ver- 
minderung der  Produktivität  unter  der  Form  von  Grundrente  Vorteil 
ziehen.  Die  ländliche  Industrie  wird  also  aus  Ökonomischen  Gründen 
durch  künstliche  Grenzen  eingeschränkt,  und  das  gegenwärtige  Mifs- 
verhältnis  zwischen  Bevölkerung  und  Lebensunterhalt  erscheint  nicht 
als  eine  notwendige  Folge  einer  Erscheinung  der  physischen  Natur, 
sondern  als  ein  Produkt  menschlicher  und  sozialer  Institutionen.  Was 
nun  die  Fortpflanzung  betrifft,  so  ist  auch  sie  von  Ökonomischen  Rück- 
sichten bestimmt,  abgesehen  von  physischen  und  moralischen  Gründen ; 
es  beweist  dieses  die  Thatsache,  dafs  sich,  im  Gegensatz  zu  dem 
Schlüsse  aus  dem  malthusianischen  Gesetz,  die  reichen  Klassen  wenig, 
die  armen  stark  vervielfältigen.  Es  erklärt  sich  das  aus  dem  Wunsche  der 
Seichen,  sich  das  Wohlbefinden,  dessen  sie  sich  erfreuen,  zu  erhalten. 
Als  Gegenstück  mOge  man  hinzufügen,  dafs  das  Mifsverhältnis  zwischen 
Bevölkerung  und  Lebensunterhalt,  wie  es  von  Malthus  gedacht  ist, 
um  wahr  zu  sein,  die  Armut  einer  ganzen  Nation  hervorbringen  müfste, 
und  nicht  nur  die  einer  Klasse,  die  sich  dann  in  einem  schreienden 
Gegensatz  zum  Reichtum  der  andern  befände.  Die  Armut  einer  Klasse 
an  sich  ist  also  andern  Gründen  zuzuschreiben,  und  zwar  einem  bestimm- 
ten System  der  Verteilung  der  Reichtümer,  das  parallel  dem  Anwachsen 
der  Bevölkerung,  die  Ökonomische  Läge  der  verschiedenen  sozialen 


Digitized  by 


Google 


56  Rabbbno 

Klassen  modifiziert.  Aber  diese  menschlichen  und  sozialen  Ursachen, 
diese  Anordnung,  die  thatsächliche  Ursache  des  Ubelstandes  (and  hier 
entwickelt  sich  der  weite  Begriff  Lorias  von  dem  Phänomen  der 
Bevölkerang)  sind  ihrerseits  nichts  als  Wirkungen  der  Entwickelang  der 
Bevölkerung. 

Das  Anwachsen  der  Bevölkerung  verwandelte  die  patriarchale  Wirt- 
schaft in  ein  Feudalgrundsystem,  welches  den  gestiegenen  Bedürfnissen 
besser  entsprechen  sollte;  ein  neues  Anwachsen  der  Bevölkerung  machte 
auch  diese  mittelalterliche  Ordnung,  die  dem  Arbeiter  noch  ein  gewisses 
Wohlbefinden  sicherte,  hinfällig  und  machte  ihn  zum  Lohnarbeiter;  und 
ein  letzter  Entwickelungsgrad  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  wird  die 
gegenwärtige  soziale  Ordnung,  weil  mit  ihr  unvereinbar,  umbilden  und 
eine  neue  Form  des  Bodenbesitzes  und  der  Industrie  herbeiführen. 

Das  Wachsen  der  Bevölkerung  ist  also  nicht,  wie  bei  Malthus, 
unmittelbare  und  absolute  Ursache  für  die  Armut  der  zahlreichen 
Klassen,  sondern  ist  ihre  mittelbare  und  geschichtliche  Ursache. 
Zwischen  den  beiden  Theorien  ist  eine  Kluft:  für  Malthus  ist  die  Not 
ein  notwendiges  und  ewiges  Resultat  des  Kontrastes  zwischen  zwei  Ge- 
setzen, von  denen  das  eine  physischer,  das  andre  physiologischer  Natur 
ist,  für  LoBXA  dagegen  besteht  der  Kontrast  zwischen  einem  ökono- 
mischen Koeffizienten,  der  gegenwärtig  in  Bezug  auf  die  Produktion 
negativ  ist  und  sie  thatsächlich  beschränkt,  und  einem  ökono- 
mischen Koeffizienten  der  Fortpflanzung,  positiv,  insofern  er  gegen- 
wärtig darauf  hinausläuft,  die  Bevölkerung  wachsen  zu  lassen;  ihnen 
schliefst  sich  das  jetzige  System  der  Verteilung  des  Reichtums  an.  Und 
diese  Erscheinungen  sind  das  Produkt  nicht  eines  unwandelbaren  Ge- 
setzes der  Bevölkerung,  sondern  des  jetzigen  Grades  der  Entwickelang 
ihrer  Dichtigkeit,  ein  von  der  Zeit  (historisch)  abhängiger  Grad,  der 
sich  ändern  kann  und  sich  sogar  notwendigerweise  ändern  muTs.  So 
kann  man  sagen:  der  Inhalt  des  Gesetzes  der  Bevölkerung,  der  für 
Malthus  statisch  (statico)  ist,  wird  fllr  Lobia  dynamisch  (dinamico). 

Mit  dem  Fortschreiten  der  verschiedenen  Grade  der  Dichtigkeit 
der  Bevölkerung  verändert  sich  die  soziale  Ökonomie,  und  das  ökono- 
mische Phänomen,  welche  Form  es  auch  annehme,  welchen  Charakter 
es  auch  erlange,  ist  immer  das  Produkt  einer  einzigen  Ursache,  des 
Grades  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  oder,  was  ganz  dasselbe  ist, 
des  Grades  der  produktiven  Beschränkung  des  Bodens.  Nach  diesem 
Verhältnis  erklärt  Lobia  die  verschiedenen  historischen  Einrichtungen 
der  sozialen  Ökonomie,  und  die  gegenwärtige  Einrichtung  mit  ihrem 
Kampfe  des  Kapitals  gegen  die  Arbeit,  der  Grofs-  gegen  die  Klein-In- 
dustrie  mit  der  Einführung  der  Maschinen,  mit  der  Erniedrigung  der 
Löhne:  alles  Erscheinungen,  die  uns  eine  natürliche  Illusion  für  Pro- 
dukte des  technischen  Organismus  der  Industrie  halten  läfst,  während 
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sie,  wie  Lobia  sagt  und  mit  einer  Reibe  von  Gründen  stützt,  das  not- 
wendige Besoltat  des  jetzigen  Zustandes  der  Bevölkerung  sind. 

Eine  hundertjährige,  gleichmäisige,  nnaufhörliche  Ursache  wirkt 
aof  die  Erde:  die  Zunahme  des  Menschengeschlechtes;  diese  Ursache 
in  ihrem  übermäfsigen  unaufhörlichen  Wirken  bestimmt  eine  Reihe  von 
succesiven  Graden  in  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung.  Jetzt  entspricht 
sie  einem  Grade  der  Dichtigkeit  der  Bevölkerung,  und  daraus  entwickelt 
sich  ein  bestimmtes  sozialökonomisches  System,  folglich  ein  bestimmter 
Modus  der  Produktion,  der  Ordnung  des  Grundeigentums,  der  Kultur  u.  s.  w. 
Aber  sobald  sich  die  Bevölkerung  mehrt,  wird  dies  ganze  sozialöko- 
nomische System  für  die  wachsenden  Bedürfnisse  unzureichend,  und 
vermöge  derselben  Ursache,  welche  es  entstehen  liefs,  zersetzt  es  sich  not- 
wendigerweise, um  einer  neuen  ökonomischen  Ordnung  Platz  zu  machen, 
die  den  wachsenden  Bedürfnissen  der  Bevölkerung  Rechnung  trägt 
Und  dieses  neue  System  dauert  seinerseits  eine  gewisse  Periode  hin- 
durch, bis  es  sich  aus  demselben  Grunde,  wie  das  vorhergehende, 
ändern  mufs. 

Dies  sind  die  Fundamente  des  Systems  von  Lobia,  eines  Systems, 
das  zwar  die  ökonomische  Organisation  nicht  als  unwandelbar  recht- 
fertigt, aber  wohl  als  eine  historische  Thatsache  rechtfertigt;  die  Recht- 
fertigung schliefst  zugleich  die  Kritik  in  sich,  und  im  Lichte  der  Kritik 
sieht  er  die  Auflösung  vorher,  indem  er  auf  neue  Ordnungen  hindeutet, 
die,  den  neuen  Bedürfnissen  Rechnung  tragend,  im  beständigen  und  un- 
vermeidlichen Fortschreiten  der  sozialen  Bewegung  sich  an  Stelle  der 
vorhergehenden  setzen. 

In  seinen  verschiedenen  Werken  hat  Lobia  dieses  System  weit- 
läufig entwickelt,  sowohl  vom  historischen  als  vom  theoretischen  Ge- 
sichtspunkte aus;  er  hat  die  ökonomische  Bewegung  in  ihren  verschie- 
denen Phasen  und  ihren  verschiedenen  Erscheinungen  erklärt  und  hat 
endlich  die  ganze  Verkettung  der  gegenwärtigen  Ordnung  scharf  kriti- 
siert, indem  er  die  Notwendigkeit  ihrer  Auflösung  beweist.  Dieser  Ord- 
nung, die  von  allen  Seiten  zusammenbricht,  wird  er  notwendigerweise 
ein  nenes  Regime  substituieren  müssen,  das  den  Bedürfnissen  der  wach- 
senden Bevölkerung  entspricht  und  den  Menschen  jenen  Frieden,  jenes 
Wohlbefinden  und  jene  Gleichheit  der  Bedingungen  sichert,  die  sie 
bei  der  Krisis  der  gegenwärtigen  Gesellschaft  verloren  haben;  in  diesem 
neuen  Regime  werden  der  Kapitalzins,  der  Profit,  die  Rente,  sämtlich 
historische  und  veränderliche  Kategorien  schwinden,  um  einer  ökono- 
miischen Form  Platz  zu  machen,  die  auf  der  Basis  der  Freiheit  des 
Bodens  die  Freiheit  des  Arbeiters  und  die  soziale  Gleichheit  auf- 
bauen wird. 

Wir  müssen  nnserm  genialen  Autor  auf  seinem  langen  Wege 
folgen,  namentlich  in  seinen  zwei  grossen  Werken:  „Die  Grundrente 
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Ga  rendita  fondiaria)"  and  y^Analyse  des  Eapitalbesitzes  (analisi  della 
proprieti  capitalista)'^  0  Das  erste  schlieft  gerade  mit  der  Anf- 
lösnng  der  Rente  (elisione  della  rendita)  in  eine  neue  soziale  Ord- 
nung, während  das  zweite  den  Profit  in  seiner  Entstehung  und  in 
seiner  Bewegung  betrachtet,  indem  sein  Verschwinden  als  notwendig 
hingestellt  wird. 

Unser  Autor  geht  aus  von  der  RicABDOSchen  Theorie  der  Rente, 
die  er  ihrem  theoretischen  Inhalte  nach  acceptiert,  der  er  aber  einen 
relativen  und  historischen  Charakter  zuschreibt  Die  soziale  Mäbig- 
keit  der  Rente  ist  nach  seiner  Meinung  nur  der  gegenwärtigen  ökono- 
mischen Ordnung  eigentümlich  und  findet  in  den  Yorhergehenden  histo- 
rischen Perioden  kein  Gegenstäck.  Im  Gesamteigentum  der  ersten  Dorf- 
gemeinden gab  es  keine  Beute,  sie  war  sogar  ausgeschlossen,  weil  man 
bei  der  Verteilung  des  Bodens  die  verschiedene  Fruchtbarkeit  in  ver- 
schiedenen Weisen  auszugleichen  suchte.  In  den  Familiengemeinschaften, 
wo  der  Wechsel  —  wegen  des  Systems  der  patriarchalen  Ökonomie  — 
fast  gänzlich  fehlte,  hatte  die  Rente  nur  einen  einfachen  Gebrauchswert, 
den  die  ganze  Famile  genols.  Mit  dem  Entstehen  des  individuellen 
Besitzes  dagegen  wird  die  Rente  ein  Vorteil,  der  den  einzelnen  Be- 
sitzern dauernd  zugeschrieben  wird,  jedoch  mannigfache  Ursachen  be- 
schränken fllr  lange  Zeit  seine  Wichtigkeit  und  seine  Entwickelung;  im 
Mittelalter  zum  Beispiel  war  seine  soziale  Wichtigkeit  gering  und  seine 
Merkmale  von  den  gegenwärtigen  sehr  verschieden. 

Mit  der  neuen  ökonomischen  Ordnung  liefs  die  Entwickelung  des  Han- 
dels und  der  Bevölkerung  die  Beute  steigen:  aber  verschiedene  Ursachen, 
unter  ihnen  besonders  die  bedeutenden  landwirtschaftlichen  Verbesse- 
rungen, trugen  dazu  bei,  sie  reibend  schnell  wieder  zum  Fallen  zu 
bringen,  so  daCs  sie  in  der  ersten  Periode  des  modernen  Zeitalters  ge- 
ring war« 

Nur  dadurch,  dafs  die  Eigentümer  politischen  Einfluß  erhielten, 
gelang  es  ihnen,  ihre  Rente  durch  Schutz  des  Ackerbaues  und  des 
Getreides  seitens  der  Politik  zn  erhöhen,  und  der  Freihandel,  behauptet 
LoRiA  ktthn,  war  nicht  möglich,  solange  bei  dem  Anwachsen  der  Be- 
völkerung und  bei  dem  Auftreten  des  Gesetzes  von  der  sich  verringern- 
den Produktivität  des  Bodens  die  Rente  nicht  von  selbst  stieg,  indem 
sie  jede  künstliche  Steigerung  überflüssig  machte. 

Auch  in  der  gegenwärtigen  Ordnung  giebt  es  gewisse  Fälle,  in 
welche  der  Prozefs  der  Rente  verflochten  ist,  wenn  es  sich  um  traditio- 
nelle Gebräuche  handelt,  wie  z.  B.  um  Pachtkontrakte  (mezzadria).  Aber 
diese  Formen  haben  die  Neigung,  zu  verschwinden,  und  die  ökonomische 

1)  ,,La  rendita  fondiaria  e  la  saa  elisione  naturale.''  Mailand,  Hoepli.  1880. 
(t  Bd.  S.  p.  743)  und  „AnaÜBi  della  proprietä  capitalista.''  Turin,  Bocea.  1889. 
(2  Bde.  8.  p.  777  u.  474). 
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.Bewegung  im  Gegensatz  za  vergangenen  Perioden,  wo  die  Bente  ver- 
Bchwinden  wollte,  neigt  zu  einer  Anordnnng  des  Grundbesitzes,  die  bei 
Entfaltung  der  weitesten  Konkurrenz  dem  Besitzer  den  ganzen  Mehr- 
ertrag des  Bodens  vermöge  des  grolsen  Besitzes,  der  Pacht  und  des 
Arbeitslohnes  immer  vollständiger  sichert. 

In  der  jetzigen  Ordnung  erlangt  die  Bodenrente  also  eine  grofse 
Bedeutung.  Diese  steigert  sich  noch  dadurch,  dab  sie  selbst  Ursache  ihres 
eigenen  beständigen  Wachsens  wird,  indem  sie  der  Produktion  eine 
Grenze  setzt;  das  ist  das,  was  Lobu  rttck wirk  ende  Kraft  (forza 
di  ritorsione)  der  Bente  nennt.  Die  Verbesserungen  auf  landwirtschaft- 
lichem Gebiete  finden  besonders  auf  dem  fruchtbaren  Boden  statt,  der 
bei  dem  Erfordernis  greiser  Kapitale  sich  in  der  Form  des  Grolsgrund- 
besitzes  konzentriert  und  so  den  Mittel-  und  Kleinbesitz  verringert  und 
schwächt,  da  ihm  nur  der  geringe  Boden  verbleibt;  der  Vorteil  der 
Verbesserungen  kommt  nur  dem  Grofsgrundbesitzer  unter  der  Form  des 
Ertrages  eines  Monopols  (rendita  di  monopolio)  zu  statten. 

Aber  der  Grofsgrundbesitz  steht  den  Verbesserungen,  die  in  letzter 
Linie  dem  Interesse  der  Besitzer,  den  Bentnern,  konträr  sind,  entgegen: 
er  hindert  sie,  da  weite  Landstrecken  unproduktiv  bleiben,  weU  sie 
dem  Luxus  dienen,  er  hindert  sie  durch  die  Dummheit  der  Bearbeiter 
des  Bodens,  die  zu  einfachen  Lohnarbeitern  herabgesunken  sind,  da- 
durch, dafs  die  reichen  Besitzer  sich  in  die  Städte  zurttckziehen,  ihre 
Kapitalien  in  Luxus  verzehren  und  so  dem  landwirtschaftlichen  Be- 
triebe entziehen,  und  vor  allem  durch  das  System  der  Pachtkontrakte, 
die  den  Verbesserungen  desto  mehr  entgegen  sind,  während  ander- 
seits das  fortwährende  Steigen  der  Bente  die  Eigentümer  immer  ge- 
neigter macht,  sie  zu  kürzen. 

Die  verderblichen  Folgen  der  Grundrente  (rendita  fondiaria),  die 
gegenwärtig  besteht  und  auf  der  Basis  des  Grofogrunbesitzes  überhand 
nimmt,  erstrecken  sich  auf  die  ganze  soziale  Gesellschaft. 

Die  Bente  entzieht  in  ihren  Grundlagen  dem  individuellen  Besitz 
den  Boden.  In  der  That,  während  in  der  heutigen  Ordnung  ein  solches 
System  notwendig  war,  um  die  Kultivation  intensiver  zu  machen,  bildet 
sie  mit  der  Bente  ein  Hindernis  für  den  Fortschritt  dieser;  anderseits 
hat  der  Besitz  mit  dem  Überhandnehmen  der  Bente  keine  philosophische 
Rechtfertigung  mehr;  denn  während  der  sich  auf  Arbeit  gründende 
Besitz  zur  Abstraktion  wird,  stellt  sich  ein  Besitz  her,  der  ohne  jedes 
Recht  nicht  verdiente  und  sich  immer  mehrende  Einkünfte  an  sich 
zieht,  so  dais  der  Besitz  nicht  mehr  das  Recht  ist,  den  Boden  zu  ge- 
nielsen  und  über  ihn  zu  verfQgen  (dessen  sich  der  Grofsgrundbesitzer 
vollständig  begeben  hat),  sondern  dafs  er  das  Becht  ist,  einen  progres- 
siven Tribut  von  der  ganzen  Bevölkerung  zu  erheben. 

Die  Grundrente  übt  einen  drückenden  Einflufs  auf  die  besitzlosen 
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Klassen  aus,  sowohl  aaf  die  ländlichen  als  aaf  die  gewerbtreibenden» 
In  der  That,  die  kurze  Pachtzeit,  eine  Folge  des  Steigens  der  Rente, 
hat  einen  permanenten  Gegensatz  der  Interessen  zwischen  Pächter  und 
Besitzer  zur  Folge,  ein  Gegensatz,  der  sich  entweder  zum  Vorteil  des 
Besitzers  oder  zum  Schaden  des  Bodens  löst,  falls  nicht  Verbesserungen 
eingeftlhrt  werden.  Der  Pächter,  gezwungen  durch  die  kurze  Pacht- 
zeit und  durch  die  Konkurrenz,  ist  genötigt,  sich  auf  Kosten  seiner 
Arbeiter  schadlos  zu  halten,  denn  die  moralische  und  intellectuelle 
Niederhaltung  hindert  ihn,  sich  zur  Geltung  zu  bringen;  so  verringern 
sich  die  Löhne,  während  die  Preise  aller  Waren  steigen ;  und  der  Lohn- 
druck kommt  nicht  dem  Konsumenten,  nicht  dem  Pächter,  sondern  nur 
dem  Besitzer  zu  gute.  Es  ist  das  Gesetz  der  abnehmenden  Produk- 
tivität, und  die  Beute,  die  es  noch  herber  macht,  indem  sie  die  Pro- 
duktion beschränkt,  die  Erzeugnisse  des  Bodens  verteuert  und  folglich 
den  Preis  der  Arbeit  steigert,  wird  ein  Nachteil  fttr  den  Grofsfabri- 
kanten,  der  auf  alle  Weise  zu  reagieren  versucht,  indem  er  die  Folgen 
auf  die  Arbeiter  abwälzt. 

Von  diesen  Prämissen  schliefst  Lobia,  wie  man  vermuten  könnte, 
weder  darauf,  dafs  er  mit  Geobge  die  Rente  auf  den  Staat  übertragen, 
noch  mit  den  Sozialisten  den  Boden  und  das  Kollektiveigentum  der 
Produktionsmittel  nationalisieren  will:  beides  Lösungen,  die  er  ver- 
wirft und  streng  kritisiert.  Das  Heilmittel  mufs  nach  Loria  auf  dem 
Gebiete  der  Spontaneität  und  des  Individualismus  bleiben  und  in  einer 
Form  des  Eigentums  gefunden  werden,  die  den  historischen  Prozess 
der  Abschaffung  der  Renten  fortführt  und  auch  in  unsrer  Zeit  diesen 
traurigen  Faktor  der  Ungerechtigkeit  und  des  Elendes  ausschliefst. 

Die  nattlrliche  Beseitigung  der  Rente  würde  nach  Loria  mit  einem 
System  von  Assoziation  der  kleinen  Bodenbesitzer  zusammentreffen, 
das  den  Forderungen  des  Fortschrittes  der  Kultur  entspräche,  durch 
Bildung  und  Assoziation  verstärkt  würde  und  vor  allem  das  Kapital 
nicht  abschaffte:  ein  kleiner,  lebensfähiger  und  blühender  Besitz,  der 
den  wahren  Gegensatz  zu  dem  gegenwärtigen,  kleinen,  kraft-  und  mittel- 
losen Kleinbesitz,  der  beständig  zu  verschwinden  droht,  bilden  würde.  In 
einer  solchen  Ordnung  würden,  auch  wenn  Rente  bestände,  doch  ihre 
Wirkungen  gemildert  werden,  da  sie  einer  grofsen  Zahl  von  Personen 
von  Vorteil  wäre,  die  jetzt  darunter  leiden,  den  Arbeitslohn  nicht 
drücken  und  den  Ackerbau  heben  würde.  Aber  die  Rente  würde  von 
dem  kleinen  Landmann  nicht  gefühlt  werden. 

In  der  That,  damit  der  Wert  zwischen  Industriellem  und  Landwirt, 
der  niedrigere  Kosten  hat,  vom  Gesetz  der  höchsten  Produktionskosten 
bestimmt  werde  und  folglich  zur  Rente  Anlafs  gebe,  wäre  es  not- 
wendig, dafs  man  das  ländliche  Kapital  auf  die  Manufakturen  verwenden 
könnte,  sobald  der  Landwirt*  einen  unter  den  höchsten  Prodnktions- 
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kosten  stehenden  Preis  erlangte.  Aber  das  wtlrde  bei  dem  kleinen 
Landbesitz  nicht  möglieh  sein;  denn  die  Anhänglichkeit  des  kleinen 
Besitzers  an  seinem  Boden  würde  ihn  hindern,  sich  davon  zu  trennen, 
bevor  er  ans  seinem  Betrieb  den  gewöhnlichen  Nutzen  gezogen  hätte: 
die  relative  Unbeweglichkeit  des  ländlichen  Kapitals  im  kleinen  Be- 
sitz würde  die  Konkurrenz  der  Landwirte  mit  den  Indastriellen  be- 
schränken, würde  diesen  letzteren  ein  Vorrecht  gegenüber  dem  kleinen 
Landwirt  geben  und  würde  zur  Folge  haben,  dafs  man  auf  dem  Markte 
verschiedene  Preise  der  Waren  beim  Verkauf  an  die  verschiedenen 
Landwirte  hätte,  so  dafs  dann  die  Landwirte,  die  für  ihre  Produkte 
einen  Preis  über  die  Kosten  erhielten,  den  Oewinn  in  der  Form  eines 
höheren  Preises  für  die  Waren,  welche  sie  kaufen,  zurückerstatten 
mttfsten.  So  würde  die  Beute  zu  bestehen  aufhören,  und  wenn  sie  ver- 
schwanden wäre,  würde  durch  einen  natürlichen  historischen  Prozefs 
nach  Wiederherstellung  des  ländlichen  Besitzes  die  Institution  des  Eigen- 
tums ihre  Bechtfertigung  in  der  freien  und  gewissenhaften  Arbeit  des 
Bebaners  finden,  und  man  hätte  endlich  die  soziale  Harmonie. 

Aber  diese  soziale  Harmonie,  die  Loria  in  seinen  ersten  Unter- 
suchungen als  das  Besultat  der  Abschaffung  der  Beute  erschien,  er- 
scheint ihm  jetzt  nach  seinen  gründlichen  Arbeiten  über  die  „Analyse 
des  Kapitalbesitzes"  nur  als  die  letzte  Konsequenz  eines  langen  Pro- 
zesses der  vollständigen  Auflösung  des  ganzen  heutigen  sozialen  Systems, 
einer  Auflösung,  bei  der  nicht  nur  die  Beute,  sondern  auch  Zinsen  und 
Profit,  ausgemerzt  aus  einer  Form  des  Orundbesitzes,  die  viel  Ähnlich- 
keit hat  mit  dem  kleinen  Landbau,  der  anfangs  von  unserm  Autor  ge- 
priesen wurde,  zum  Verschwinden  verurteilt  sind. 

Das  jüngste  Werk  Lobias  über  Kapitaleigentum  (proprietä  capi- 
talista)  zerfällt  in  zwei  Teile.  In  dem  ersten  werden  die  Wirkungen 
des  Sozialsystems  zunächst  auf  den  freien  Boden  und  dann  auf  seine  Besei- 
tigung in  abstrakter  Weise  untersucht,  im  zweiten  werden  die  Besultate 
der  abstrakten  Schlufsfolgerung  mit  tiefem  geschichtlichen  Wissen  be- 
bestätigt In  einer  Wirtschaft,  worin  es  freies  Land  gäbe,  das  allen 
zugänglich  und  mit  einfacher  Arbeit  zum  Anbau  tauglich  wäre,  würde 
es  weder  Profit  noch  Interessen  geben.  Unter  solchen  Bedingungen 
würde  das  Faktum,  dafs  ein  Arbeiter  einwilligte,  das  freie  Land  zu 
verlassen  und  sich  als  Tagelöhner  auf  dem  Boden  eines  Erzeugers  von 
Kapital  zu  beschäftigen,  nur  da  möglich  sein,  wo  er  einen  Ersatz  er- 
hielte, der  einem  auf  dem  freien  Boden  angewendeten  Kapitale  ent- 
spräche. In  der  That,  die  beiden  Verzichte,  die  in  den  zwei  Alter- 
nativen statthätten,  nämlich  der  Verzicht  auf  den  freien  Boden  im 
ersten  Falle  und  der  Verzicht  auf  das  Produkt,  um  ein  Kapital  zu 
bilden,  im  zweiten  Falle,  müisten  ausgeglichen  werden.  In  einem  solchen 
Falle  würde  der  Arbeiter  sich  den  ganzen  Ersatz  des  vom  Unternehmer 
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gelieferten  Kapitals  aneignen:  das  würde  die  Zession  des  Kapitals,  weil 
zwecklos,  nnmttglich  machen.  Wenn  aber  der  Unternehmer  ein  Interesse 
hätte,  die  mit  seiner  Arbeit  erlangte  Produktion  intensiver  und  pro- 
duktiver zu  machen,  so  könnte  er  ein  neues  Kapital  anhänfen  und 
einem  Arbeiter  vorschiefsen,  der,  mit  ihm  associiert,  auf  seinem  Lande 
produzierte.  So  würde  es  ihm  gelingen,  auf  diesem  den  nützlichen  Effekt 
seiner  Arbeit  und  seines  Kapitals  mit  dem  des  neuen  Kapitals  und  eines 
einfachen  Arbeiters  zu  vereinigen.  Dem  Arbeiter  jedoch  mülste  er  dann 
die  Hälfte  von  seinem  Produkt  bewilligen,  denn  nur  unter  dieser  Be- 
dingung würde  der  einfache  Arbeiter  für  seinen  Verzicht  auf  den  freien 
Boden  einen  Ersatz  erhalten,  der  dem  entspräche,  den  der  Unternehmer 
für  seinen  Verzicht  auf  den  Konsum  erlangt  hat.  Übrigens  würden 
diese  Verträge  die  einzigen,  auf  die  der  einfache  Arbeiter  eingehen 
könnte,  für  den  Erzeuger  des  Kapitals  vorteilhaft  sein;  es  würde  ihm 
durch  die  Assoziation  der  Arbeit  gelingen,  ein  gröijseres  Produkt  zu 
erlangen,  als  das,  welches  er  allein  würde  erlangt  haben  können. 

Aber  in  solcher  Form  der  Verteilung,  die  mit  dieser  Assoziation 
bewerkstelligt  wird,  würde  sich  kein  Profit  herausstellen,  weil  der  Teil 
dessen,  der  aufgehäuft  hat,  gleich  sein  würde  demjenigen  dessen,  der 
nicht  aufgehäuft  hat,  und  der  Kapitalist  würde,  um  einen  Ertrag  zu 
haben,  gezwungen  sein,  unter  gleichen  Bedingungen  zu  arbeiten,  wie 
der  einfache  Arbeiter. 

Auch  der  Zins,  den  freien  Boden  vorausgesetzt,  würde  nicht  mög- 
lich sein.  In  der  That  würde  der  arbeitende  Besitzer,  der  von  einem 
Kapitalisten  ein  Kapital  aufnähme,  wie  Lobia  sagt,  in  Wirklichkeit 
aufliören,  Besitzer  zu  sein,  weil  er  vom  Kapitalisten  abhängig  würde; 
er  würde  schliefslich  auf  den  Boden  verzichten.  Aber  in  solchem  Falle 
würde  er  als  Entgelt  fttr  seinen  Verzicht  den  ganzen  Ertrag  des  Elapi- 
tals  beanspruchen,  so  dafs  dieses  nur  unentgeltlich  abgetreten  werden 
könnte. 

Der  Wert,  den  freien  Boden  angenommen,  würde  ausschliefslich 
von  der  Arbeit  bestimmt.  In  der  That,  wenn  ein  mit  Kapital  arbei- 
tender Produzent  einen  Wert  erhält,  der  dem  entspricht,  den  ein 
andrer  Produzent,  der  nur  seine  Arbeit  leistet,  erlangt  hat,  so  hat  der 
erste  kein  Recht,  sich  zu  beklagen,  denn  ihm  kommt  ein  Entgelt  für 
das  gestellte  Kapital  zu  in  der  Schwächung  der  Intensität  der  eigenen 
Arbeit,  die  das  Resultat  davon  ist  Die  Konkurrenz  zwischen  den 
arbeitenden  Kapitalisten  würde  weiterhin  verhindern,  dafs  er  diese  An- 
wendung des  Kapitals  anführen  könnte,  um  eine  Erhöhung  des  Wertes 
zu  erlangen ;  da  auf  diese  Weise  das  Kapital  an  den  Produktionskosten 
nicht  beteiligt  sein  würde,  würden  sich  die  Produkte  nur  auf  der  Bahn 
der  Quantität  und  Qualität  der  Arbeit  verändern. 

Kommt  aber  das  freie  Land  in  Wegfall,  so  ist  der  Arbeiter,  der 
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nicht  mehr  diese  Sicherheit  hinter  sich  hat,  nämlich  die  Freiheit  der 
Wahl  zwischen  der  freien  Erde  nnd  der  Assoziation  mit  dem  Unter- 
nehmer, gezwungen,  seine  Arbeit  dem  Kapitalisten  abzutreten,  aber  nicht 
mehr  für  einen  dem  seinigen  gleichen  Anteil,  sondern  für  einen  ge- 
ringeren, indem  er  dem  Kapitalisten  einen  Überschnüs  läfst,  der  eben 
den  Profit  aasmacht  Solange  dieser  Profit  gering  ist,  befreit  er  den 
Kapitalisten  nicht  von  der  Notwendigkeit  der  Arbeit;  aber  dies  tritt 
doch  sehr  bald  ein,  da  der  Profit  sich  steigert.  Dann  hat  man  die  voll- 
ständige Loslösnng  des  Kapitals  von  der  Arbeit  und  die  Bildung  einer 
Klasse  von  mttfsigen  Kapitalisten,  für  die  der  Profit  eine  Notwendig- 
keit der  Existenz  ist  So  wird  der  anfangs  nicht  vorhandene  und 
dann  nicht  notwendige  Profit  beim  Wegfall  des  freien  Bodens  fttr 
die  Kapitalisten  notwendig;  und  aufserdem  ftthrt  seine  Fortdauer 
notwendigerweise,  wie  wir  bald  sehen  werden,  zur  Beduktion  des 
Lohns  auf  das  geringste  Mafs. 

Mit  dem  Wegfall  des  freien  Bodens  erscheint  auch  sofort  der  Zins; 
denn  der  Arbeiter,  der  ein  Kapital  aufiiimmt,  kann,  da  er  die  Freiheit 
der  Wahl  des  freien  Bodens  nicht  hat,  nicht  das  ganze  Produkt  des 
Kapitals  beanspruchen  und  mufs  einen  Teil  davon  dem  Kapitalisten  ab- 
treten, der  eben  den  Zins  ausmacht 

Die  Existenz  des  Profites  erzeugt  eine  Wertbestimmung,  die  von 
der  verschieden  ist,  die  ohne  Profit  auf  dem  freien  Boden  zustande 
kam.  Wenn  es  sich  um  Produkte  handelte,  die  nur  durch  Arbeit  oder 
durch  Arbeit  und  durch  gleiche  Quantität  von  technischem  Kapital  er- 
langt sind,  so  wird  ihr  Wert  offenbar  von  der  Arbeit  bestimmt;  han- 
delte es  sich  aber,  wie  es  gewöhnlich  der  Fall  ist,  um  Produkte,  die 
durch  Arbeit  und  durch  verschiedene  Quantitäten  von  technischem  Kapi- 
tal erlangt  sind,  so  wird  die  Beihilfe  des  Kapitals  offenbar  einen  Er- 
satz fordern,  der  nicht  mehr  einfach  eine  Verminderung  der  Intensität 
der  Arbeit  ist,  denn  der  Kapitalist  arbeitet  nicht,  und  wird  folglich 
einen  Einfluss  auf  den  Wert  austlben.  Der  Wert,  um  die  in  Wahr- 
heit nicht  sehr  klaren  Ausdrücke  Lobias  anzuwenden,  wird  ge- 
geben aus  der  Quantität  der  zusammengesetzten  Arbeit  (lavoro 
complesso),  nämlich  der  Quantität  der  wirklichen  (reale)  Arbeit, 
die  in  den  Produkten  enthalten  ist,  femer  aus  der  Quantität  der  ein- 
gebildeten (immaginario)  Arbeit,  die  in  dem  angewendeten  tech- 
nischen Kapital  enthalten  ist,  multipliziert  durch  den  Anschlag  des  Pro- 
fits, der  der  Dauer  des  Vorschusses  entspricht;  Anschlag  des  Profits,  der 
sich  notwendigerweise  nach  dem  Lohne  bestimmt  und  diesen  je  nach 
der  Verschiedenheit  des  Aufwandes  für  die  Erhaltung  des  Arbeiters  auf 
das  geringste  Mafs  reduziert. 

Diese  Erwägungen  ftthren  den  Autor  zu  dem  Schlüsse,  dafs  das 
Phänomen  des  Wertes  einen  wesentlich  historischen  Charakter  hat 
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Sehr  wichtig  sind  die  BemerkuDgen  Lobias  ttber  die  Folgen  von 
der  Anhäafnng  des  Kapitals  und  über  den  Lohn  f(ir  Abtretung  des 
freien  Bodens. 

Solange  der  freie  Boden  und  jene  Form  der  Assoziation  zwischen 
Arbeiter- Kapitalist  und  einfachem  Arbeiter ^  wovon  wir  sprachen,  be- 
steht, wird  die  individuelle  Anhäufung  eine  Grenze  finden.  In  der  That, 
die  Anhäufung  des  Kapitals  wird  nicht  ttber  die  Grenze  hinausgehen 
können,  in  der  das  Hinzukommen  eines  neuen  Arbeiters  nicht  die  Pro- 
duktivität der  individuellen  Arbeit  erhöht;  denn  die  assoziierten  Pro- 
duzenten haben  ein  Interesse  anzuhäufen,  um  sich  andere  Arbeiter  zu 
assoziieren,  nur  so  lange,  bis  diese  neue  Assoziation  die  Quantität  eines 
jeden  von  ihnen  erlangten  Produkts  vergröfsert. 

Die  individuelle  Anhäufung  des  Kapitals  wird  folglich  von  seiner 
produktiven  Funktion  beschränkt 

Man  wird  jedoch  die  soziale  Anhäufung  nicht  hemmen;  denn  die 
von  der  Assoziation  zurückgewiesenen  Arbeiter  können  sich  an  den 
freien  Boden  halten  und  auf  ihm  andre  Associationen  organisieren. 

Fällt  jedoch  das  freie  Land  weg,  ist  die  Arbeit  vom  Kapital  ge- 
trennt, so  wird  die  Anhäufung  automatisch  und  schreitet  unbeschränkt 
vorwärts;  denn  mit  einem  gröfseren  Kapitale  kann  der  Kapitalist  eine 
immer  gröfsere  Zahl  von  Arbeitern  anstellen.  Der  Kapitalist,  der  nicht 
arbeitet,  häuft  nicht  an  zu  dem  Zwecke,  die  Wirkungskraft  seiner  Arbeit 
zu  vergröfsern,  wie  im  Falle  der  freien  Erde,  sondern  zum  Zwecke,  die 
Zahl  der  Arbeiter,  von  deren  jedem  er  die  Difi^erenz  zwischen  Produkt 
und  Lohn  herausprefst,  immer  mehr  zu  erhöhen.  Die  individuelle  An- 
häufung hat  folglich  gar  keine  Schranke  und  wird  ein  ununterbrochener 
Mechanismus,  mit  welchem  die  Glücksgttter  sich  unbegrenzt  mehren. 
Ais  ein  Produkt  des  Wegfalls  der  freien  Erde  entsteht  jenes  Gold- 
fieber, welches  der  Ökonomist  als  untrennbar  von  der  Natur  des  Menschen 
ansieht,  während  es  nur,  wie  Lobia  sagt,  eine  historische  Form  ist. 
Aber  diese  unbeschränkte  Akkumulation  reagiert  vermöge  der  Konkur- 
renz auf  die  Höhe  der  Löhne,  indem  sie  sie  steigert;  sie  bedroht  die 
Fortdauer  der  Kapitalökonomie,  weil  die  Steigerung  des  Lohnes  es  dem 
Arbeiter  möglich  macht,  sich  an  weniger  fruchtbares,  noch  besitzloses 
Land  zu  machen,  das  nur  von  dem,  der  ein  Kapital  besitzt,  bebaut 
werden  kann.  So  steht  das  Kapital  vor  dem  Problem,  zu  leben  oder 
zu  sterben,  sich  auszugleichen  mit  der  unbeschränkten  Akkumulation, 
dem  sie  sich  nicht  entziehen  kann;  die  Reduktion  des  Lohnes  auf 
ein  Minimum,  das  ist  die  Basis  der  Dauer  des  Profits.  Diesem  Zwecke 
dienen:  Verwendung  von  Frauen  und  Kindern,  Verlängerung  des  Arbeits- 
tages, direkte  Diminution  des  Lohnes,  Gebrauch  der  Maschinen ;  ander- 
seits eine  Reihe  von  Faktoren,  die  darauf  abzielen,  die  produktive  An- 
wendung des  Kapitals  zu  beschränken,  so  die  ausgedehnte  Kristalli- 
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sation  des  Kapitals  nnter  der  Form  von  Geld,  die  Bezahlung  des  Dien- 
stes von  überflüssigen  Vermittlern,  der  teilweise  stattfindende  Übergang 
des  Kapitals  von  produktivem  in  nnprodaktives,  die  Koalition  der  Kapi- 
talisten und  die  Konzentration  des  Kapitals  in  wenigen  Händen,  der 
Verbranch  des  Kapitals  bei  Spekulationen  und  Krisen.  Um  den  Profit 
aufrecht  zu  erhalten,  konsumiert  man  und  macht  Kapital  unproduktiv, 
man  reduziert  den  Lohn  auf  ein  Minimum ;  denn  wird  das  Kapital  zurück- 
gezogen oder  zum  Teil  unproduktiv  gemacht,  so  wird  das  Arbeitsangebot 
und  folglich  die  Bevölkerung  künstlich  übermütig  gemacht,  nicht  den 
Subsistenzmitteln,  sondern  dem  Elapital  gegenüber.  Trotzdem  bringt 
die  progressive  Akkumulation  des  Kapitals  den  Profit  zum  Sinken  und 
Zügelt  so  wieder  die  Akkumulation;  anderseits  aber,  wenn  der  Lohn 
auf  das  Minimum  gesunken  ist,  legt  die  Bescha£Fenheit  des  Lohnes  der 
Vervielfältigung  der  Arbeiter  keinerlei  Zügel  an.  Die  arme  Bevöl- 
kerung wächst,  während  das  Kapital,  da  für  die  reiche  Bevölkerung 
ein  solcher  Zügel  da  ist,  danach  3t^ebt,  sich  immer  mehr  zu  konzen- 
trieren, und  so  wird  die  Kluft  zwischen  den  sozialen  Klassen  immer 
grölser. 

Diese  Lage  der  Dinge  ist  jedoch  nicht  notwendig  und  absolut, 
sondern  einfach  geschichtlich :  sie  ist  das  Produkt  des  Orades  der  Okku- 
pation des  Bodens,  welchen  die  Rente  produziert,  eine  Schranke  der 
Produktion,  das  Minimum  des  Profits,  eine  Schranke  für  die  Akkumu- 
lation, und  der  niedrigste  Lohn  ein  Antrieb  für  die  Prokreation. 

In  den  letzten  Gründen  jedoch  ist  der  Überschufs  der  Bevölkerung 
und  das  Elend  der  zahlreichsten  Klassen  dem  ausschliefs liehen 
Eigentumsrecht  des  Bodens  zu  verdanken,  das  den  Profit,  den 
Minimallohn,  die  BiCARDOsche  Beute  und  aufserdem  eine  neue  Form 
des  Ertrages  hervorbringt,  nämlich  den  Ertrag  des  Bodenmonopols,  der 
nur  den  Besitzern  zu  gute  kommt  und  sich  immer  vermehrt. 

In  der  That,  wenn  auch  nach  Wegfall  des  unbebauten  Bodens 
allen  das  Becht  zugestanden  würde,  ihn  in  Besitz  zu  nehmen,  so 
könnte  auf  ihm  die  freie  Assoziation  zwischen  dem  Arbeiterkapita- 
listen und  dem  einfachen  Arbeiter  wiederhergestellt  werden,  welche 
Rente,  Profit  und  Lohn  aufhören  lassen  und  die  Gleichheit  wieder  her- 
stellen würde. 

Aber  die  ökonomische  Ordnung,  in  der  unsere  Gesellschaft  sich 
selbst  wie  in  einem  Labyrinth  vergeblich  abquält,  trägt  glücklicher- 
weise in  sich  selbst  die  Keime  der  Zerstörung.  Es  ist  eben  der  schein- 
bar dauernde,  automatische  Exzefs  der  Bevölkerung,  der  notwendig  zu 
solcher  Zerstörung  führt. 

In  der  That,  da  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  die  Bebauung 
der  weniger  fruchtbaren  Landstrecken  nötig  macht,  so  wird  auch  die 
die  Rente  immer  mehr  steigen  und  einen  Teil  des  Profites  absorbieren; 
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letzteren  wird  der  Fortschritt  der  Produktion  mehr  und  mehr  kürzen, 
während  der  ausschliefsliche  Besitz  des  Bodens  die  Rente  des  Mo- 
nopols weiter  anwachsen  lassen  wird.  Um  den  Yersnch  zu  machen, 
den  schwindenden  Profit  zu  heben,  wird  man  die  riskantesten  Speku- 
lationen nnternehmen  und  den  Boden  bis  zar  Erschöpfang  aasntttzen, 
aber  vergeblich:  „Gerade  in  dem  Augenblicke,  wo  der  automatisch 
gewordene  Profit  jeden  Angriff  herauszufordern  scheint,  bereitet  sich 
unvermeidlich  seine  Negation  vor;  weil  sich  der  Profit  unter  das  Mini- 
mum verkürzt,  da  der  ausschliefsliche  Besitz  des  Bodens  der  Produktion 
und  dem  Profit  eine  wachsende  Schranke  auflegt,  wird  die  Fortdauer 
der  Produktion  unvereinbar  mit  der  kapitalistischen  Ökonomie,  und  des- 
halb wird  es  nötig,  jener  auf  der  Unterdrückung  der  freien  Erde  gegründeten 
ökonomischen  Form  die  höhere  soziale  Form,  die  sich  auf  die  freie  Erde 
stützt,  zu  substituieren  oder  die  gemischte  Assoziation  (nämlich  die  Asso- 
ziation zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  unter  gleichen  Beding- 
ungen) einzuführen,  indem  man  das  enge  Verhältnis  (connubio)  zwischen 
Mensch  und  Boden  wiederherstellt^)  Der  Triumph  der  Bewegung  der 
arbeitenden  Klassen,  deren  Gärungstoflf  und  Unbehaglichkeit  die  gegen- 
wärtige Phase  der  sozialen  Ordnung  bezeichnen,  ist  unvermeidlich ;  die 
Zahly  welche  die  Schwäche  des  arbeitenden  Volkes  im  ökonomischen 
Kampfe  bildet,  bildet  seine  Kraft  im  sozialen  Kampfe  und  macht  seinen 
Aufstand  unwiderstehlich;  dieser  findet  sein  Ende  in  der  Wiederher- 
stellung des  freien  Bodens  und  in  der  Institution  jener  sozialen  Form, 
die  das  notwendige  Produkt  davon  ist."-) 
(Schlafß  folgt.) 

1)  AnaliBi  I.  777.  2)  Analisi  L  776. 
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Deutsche  Litterator. 
Deutschland.    Österreich -Ungarn.    Schweiz.) 

Dr.  Adolf  Brader,  Costos  der  k.  k.  Universitäts-Bibliothek  Innsbruck, 
Staatslexikon.  Herausgegeben  im  Auftrage  der  Görres- Gesellschaft  zur 
Pflege  der  Wissenschaft  im  katholischen  Deutschland.  Freiburg  i.  B., 
Herdersche  Verlagsbuchhandlung.  Erster  Band:  Aargau  bis  Corpus  juris. 
Vm  u.  1600  8.  Preis  br.  15  M.,  geb.  17,40  M.  1889.  Zweiter  Band: 
Costarica  bis  Grofsstädte.    1648  S.    Preis  br.  15  M.,  geb.  17,40  M.  1892. 

Die  leitenden  Gesichtspunkte,  die  für  die  Bearbeitung  des  auf  katholischen 
Grundsätzen  beruhenden  Staatslezikons  von  der  Görres-Gesellschaft  aufge- 
stellt worden  sind,  sind  folgende: 

„Das  Hauptgewicht  wird  auf  die  Erörterung  der  fundamentalen  Be- 
griffe von  Religion  und  Moral,  Recht  und  Gesetz,  natürlichem  und  posi- 
tivem Recht,  von  Staat  und  Kirche,  Familie  und  Eigentum  zu  legen  sein. 
Das  Recht  ist  auf  seinen  ewigen  Urgrund,  den  Schöpfer  selbst,  zurttckzu- 
führen,  das  Naturrecht  als  Grundlage  und  Norm  der  positiven  Rechtsbildung 
zur  Anerkennung  zu  bringen;  es  sind  die  sittlich-rechtlichen  Momente  zu 
betonen,  welche  die  Verbindlichkeit  menschlicher  Gesetze  fOr  das  Gewissen 
der  Individuen  bedingen.  Staat  und  Gesellschaft  sind  als  die  von  Gott 
gewollte  Ordnung  mit  dem  Zweck  des  Menschen  und  der  Menschheit  in 
Verbindung  zu  bringen ;  die  Familie  ist  als  die  Grund-  und  Unterlage  aller 
staatlichen  und  gesellschaftlichen  Organisation  und  Entwicklung  zu  ver- 
teidigen. Eine  besondere  Aufmerksamkeit  wird  der  Behandlung  der  volks- 
wirtschaftlichen und  sozialpolitischen  Fragen  zuzuwenden  sein.  Dem  ver- 
derblichen System  gegenüber,  welches  in  denselben  keine  andern  Gesichts- 
punkte angewandt  wissen  will,  als  die  bei  Kauf  und  Verkauf  mafsgebenden, 
sind  mit  allem  Nachdruck  die  von  allen  menschlichen  Verhältnissen  unab- 
trennbaren sittlichen  und  religiösen  Gesichtspunkte  zur  Geltung  zu  bringen. 
Für  die  Darlegung  der  Beziehungen  zwischen  Staat  und  Kirche  werden 
selbstverständlich  die  feststehenden  Prinzipien  der  kirchlichen  Lehre  und 
der  katholischen  Wissenschaft  malsgebend  sein.^' 

„Mit  strenger  Wahrung  des  katholischen  Standpunktes  ist  sorgfältiges 
Eingehen  auf  die  besonderen  Bedtlrfnisse  der  modernen  Gesellschaft  unter 
genauer  Würdigung  der  jedesmal  einschlagenden  thatsächlichen  Verhältnisse 
zu  verbinden.     Es  sind  ebenso  die  sämtlichen  Artikel  den  strengen  Anfor- 
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dernngen  der  heutigen  Wissenschaft  gemäfs  zu  bearbeiten.  Wo  der  Gregen- 
stand  dazu  Veranlassung  bietet,  ist  die  Statistik  heranzuziehen.'^ 

,ylm  allgemeinen  wird  auf  das  Systematische  gröfseres  Gewicht  zu  legen 
sein,  als  auf  das  Historische;  rein  Historisches  ist  ebenso  auszuschliefsen, 
wie  alles  rein  Geographische  und  rein  Ethnographische.  ...  Da  es  sich 
femer  um  die  Bearbeitung  eines  Staats-  und  Gesellschaftelexikons,  nicht 
eines  Rechtslezikons  im  engeren  Sinne  handelt,  so  ist  das  Detail  des  Privat- 
und  Handelsrechts,  der  Prozefslehre,  des  Strafirechts  und  des  Eirchenrechts 
auszuschliefsen,  während  auch  hier  die  allgemeinen  Grundsätze  und  die  ver- 
schiedenen aufgestellten  Systeme  zu  erörtern  sind.  Allen  wichtigeren  Artikeln 
ist  eine  Übersicht  über  die  einschlagende  Litteratur  beizufügen.'' 

Wer  nicht  auf  einem  steng  katholischen  Standpunkte  steht,  wird  einer 
Darstellung  und  Behandlung  Staats-  und  volkswirtschaftlicher  Fragen 
im  einzelnen  wie  des  Gebietes  der  Wissenschaft  der  politischen  Ökonomie 
im  ganzen  nach  spezifisch  katholisch-kirchlichen  Grundsätzen  natllrlicher- 
weise  mehr  oder  minder  eine  Berechtigung  absprechen.  Hierüber  wollen  wir 
nicht  rechten.  Wir  befinden  uns  erfreulicherweise  in  der  Lage,  anzu- 
erkennen, dafs  selbst  der  Fachmann  wie  der  Laie,  der  andern  als  katho- 
lisch-kirchlichen Anschauungen  huldigt,  durch  die  gründliche,  klare  und  im 
allgemeinen  mafsvolle  Darstellung  der  einzelnen  Artikel  befriedigt  werden 
kann.  Auch  nichtkatholischen  Kreisen,  insbesondere  Juristen  und  Volks- 
wirten, Beamten  und  Parlamentariern,  Journalisten  und  Publizisten  wird 
das  Staatslexikon  ein  brauchbares  Nachschlagebuch  sein. 

Aus  der  grofsen  Zahl  der  Artikel,  die  der  erste  und  zweite  Band  bieten, 
heben  wir  hervor:  Agrargesetzgebung  (Wighhann),  Arbeiterfrage  (Hitze), 
Aristoteles  (v.  Heetlikg),  Börse  (SgheimpflügJ,  Korporationen  und  Genossen- 
schaften (V.  Rintelen),  Dismembration  (Bruder),  Domänen  (v.  Hueme),  Ote- 
fängniswesen  (Baghem),  Gewerbe  (Becher,  Hitze)  u.  s.  w. 

Wir  kommen  ausführlich  auf  das  Werk  zu  sprechen,  sobald  es  abge- 
schlossen vorliegen  wird. 

Berlin.  K.  Fraiykenstein. 

Engel,  Gustav,  Die  Philosophie  und  die  soziale  Frage.  Leipzig,  Verlag 
von  C.  E.  M.  Pfeflfer.    1892.    Preis  1  M.  20  Pf. 

Der  Autor  ist  Hegelianer  und  betrachtet  die  soziale  Frage  angeb- 
lich vom  Standpunkt  der  Philosophie  seines  Meisters.  In  unkritischer 
Überschätzung  ihres  Wertes  erwartet  er  das  Heil  der  Welt  von  einer 
philosophischen  Durchbildung  aller  Bürger.  Der  Autor  verkennt  zwar 
nicht,  dafs  die  Erfüllung  dieses  Wunsches  noch  lange  dauern  kann,  aber 
er  glaubt  sie  doch  nicht  allzu  fem.  „Bildung  macht  gleich'^  und  erst 
recht  natürlich,  wenn  sie  Hegeische  Philosophie  ist  Also  würden  in  dem 
erwarteten  philosophischen  Zeitalter  dann  ganz  von  selbst  alle  sozialen 
Gegensätze  schwinden  und  somit  auch  aller  Klassenkampf.  Heutzutage 
wüte  dieser  so  heftig,  eben  weil  die  philosophische  Bildung  weiten  Kreisen 
fehle,  und  ihr  Zauberwort  daher  die  Vorurteile  der  Stände  noch  nicht  auf- 
heben könne.  Darum  sei  zunächst  nichts  anderes  möglich,  als  dafs  „auf- 
opfernde Menschenfreunde  den  Versuch  machen,  kleine  Kreise  von  besonders 
begabten  und  strebsamen  Arbeitern  allmählich  zu  jenen  Stufen  geistiger 
Bildung  heranzuziehen,  die  wiederum  in  späterer  Zukunft  zu  Vorstufen  von 
noch  Höherem  werden  können.  ...  Es  würde  darauf  ankommen,  langsam 
einen  Kern  von  Arbeitern  zu  erziehen,  der  geistig  reif  genug  ist,  um  die 
Irrwege,    auf  weiche  die  Führer  der  Partei  die  Arbeiter  zu    verlocken 
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Bachen,  zu  durchschauen,  so  dafs  aus  der  eigenen  Mitte  der  Arbeiterschar 
ein  Kampf  gegen  die  Übertreibungen  und  Unmöglichkeiten  der  Sozialdemo- 
kratie sich  erheben  könnte/^ 

Das  ist  die  „Sozialphilosophie^^  des  Herrn  G.  Engel!  Sie  zeigt  klar, 
dafs  der  Autor  sich  die  Weltgeschichte  in  stiller  Klause  konstruiert  hat 
und  von  den  realen  Grundlagen  der  sozialen  Frage  rein  gar  nichts  ahnt. 

Frei  bürg  i.  Br.  Geobo  Adler. 

fFie  stelle  ich  mich  zur  sozialen  Frage?  Gedanken  und  Vorschläge  eines 
Schweizers.   VII,  182  S.    Bern,  Schmid,  Francke  &  Comp.,  1892.    Preis  2  M. 

Noch  immer  wird  fleifsig  über  die  „soziale  Frage^^  geschrieben,  so 
sehr  ein  universalis  consensus  auch  entstanden  ist,  der  diesem  vieldeutigen, 
verschwommenen  Ausdruck,  unseres  Erachtens  mit  Fug  und  Hecht,  den 
Krieg  erklärt.  Nun  hat  ein  ökonomisches  Credo  z^^eifellos  seinen  Wert, 
wenn,  wie  hier,  der  ungenannte  Autor  auf  jeder  Seite  nicht  nur  verrät, 
dafs  er  die  bekaiintere  Litteratur  des  Faches  gründlich  studirt  hat,  sondern 
dafs  ihm  auch  keineswegs  ein  scharfer  Blick  für  die  Anwendbarkeit  der 
sozialpolitischen  Theorien  zunächst  im  Gebiete  seiner  engeren  Heimat  fehlt. 
Anerkennenswert  ist  die  gefällige  Darstellungsweise,  welche  sich  sehr 
sorglich  von  jeder  Phrase  freihält,  hervorzuheben,  wie  die  Unparteilich- 
keit des  Standpunktes  überhaupt;  der  Hauptwert  der  ganzen  Schrift 
beruht  jedoch  unseres  Erachtens  nicht  in  der  Darstellung  und  Kritik  der 
bemerkenswerten  sozialpolitischen  Thesen  und  Reformvorschläge  unserer 
Zeit.  Hier  war  es  naturgemäfs  schwer^  auf  182  Seiten,  von  denen  noch 
ein  beträchtlicher  Prozentsatz  religiöse,  philosophische  und  politische  Pro- 
bleme behandelt,  Neues  oder  doch  sehr  tief  in  die  Sache  Eindringendes 
zu  bieten.  Allein  der  nüchterne  Sinn  fUr  das  Reale,  welcher  dem  Schweizer- 
volke eigen  ist,  macht  die  Schrift  auch  dem  wertvoll,  der  hier  und  da 
auf  Grund  von  Beobachtungen,  die  von  dem  Verfasser  nicht  zur  Genüge 
durchforscht  sind,  zu  anderen  Schlüssen  gelangen  wird.  Nicht  minder  die 
offenbar  nicht  ostentativ  zur  Schau  getragene,  sondern,  wie  sich  aus  po- 
sitiven Darlegungen  ergiebt,  tief  innerliche  Begeisterung  des  Autors  fUr  die 
demokratischen  Grundgedanken,  auf  denen  sich  die  Verfassung  seines  Heimat- 
landes aufbaut.  Der  Zusammenhang  zwischen  allgemeinpolitischen  und 
sozialpolitischen  Fragen,  welchen  die  Nationalökonomen  allzu  leicht  geneigt 
sind,  zu  unterschätzen,  wird  mit  Recht  betont  und  durch  die  stete  Bezug- 
nahme auf  Schweizer  und  Berner  Verhältnisse  illustriert  Es  hat  mithin 
die  Schrift  einen  „erdigen''  Beigeschmack,  der  jedoch  unseres  Erachtens 
gerade  ihren  Wert  erhöht;  denn  es  spricht  hier  offenbar  ein  Mann,  der  den 
territorial  beschränkten,  aber  sozialpolitisch  bedeutsamen  Schweizerboden 
genau  kennt.  Ist  nun  die  Schweiz,  wie  es  kürzlich  in  einem  offiziellen  Akten- 
stücke hiefs,  das  „sozialpolitische  Exerzierfeld  der  Welt'',  so  gewinnt  gerade 
eine  derartige  Beschränkung  an  Bedeutung   auch  für  den  NichtSchweizer. 

Die  Schrift  gliedert  sich  in  sechs  Abschnitte,  deren  erster  vom  „In- 
halt der  sozialen  Frage"  handelt.  Als  ihre  Quintessenz  wird  hier  das  „Ver- 
hältnis von  Kapital  und  Mittellosigkeit"  bezeichnet;  —  wie  auf  den  ersten 
Blick  ersichtlich,  kann  diese  Definition  in  keiner  Weise  als  genügend  be- 
zeichnet werden  und  bindet  sich  auch  der  Autor  nicht  daran.  Und  so 
liefre  sich  im  einzelnen  vielfach  namentlich  an  den  theoretischen  Unter- 
lagen Kritik  üben.  Namentlich  ist  des  Verfassers  Ansicht  über  die  Bildung 
und  Bedeutung  der  Ringe  und  Kartelle,  wie  der  Aktiengesellschaften  eine 
höchst  einseitige.    Es  geht  nicht  an  und  ist  auch  wenig  genug  damit  gesagt, 
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diese  Erscheinangen  kurzweg  als  ^yAnswttchse  des  Kapitalismas^'  za  be- 
zeichnen and  nnr  ihre  unleugbaren  Schattenseiten  zu  betonen.  Der  sozial- 
politischen Bedeutung  dieser  Formen  wird  man  jedenfalls  dabei  in  keiner 
Weise  gerecht.  Gerade  die  Aktiengesellschaften  enthalten  ein  demokra- 
tisches Element,  welches  einer  weitverbreiteten,  aber  grundfalschen  An- 
schauung gegenüber  scharf  betont  werden  mufs.  Die  kapitalistischen  Aus- 
wtlchse  aber  bestehen  in  andern  Erscheinungen,  so  namentlich  in  dem  stets 
wachsenden  Egoismus  und  der  Genufssucht,  denen  gegenüber  die  ethischen 
Grundlagen  jedes  in  sich  berechtigten  Wirtschaftssystems  betont  werden 
mttfsten,  wie  dies  kürzlich  in  unübertrefflicher  Weise  von  Zieglbb  ge- 
schehen ist.  Aliein  hier  ist  nicht  Splitterrichterei  zu  treiben  an  dem,  was  in 
dem  vorliegenden  Buche  steht,  noch  an  dem,  was  wir  darin  vermissen.  Die  Ur- 
sprünge der  Arbeiterfrage  sind  im  Wesentlichen  richtig,  im  Einzelnen  natür- 
lich kursorisch  und  nicht  immer  in  ihren  entscheidenden  Momenten  dar- 
gelegt 

Das  zweite  Elapitel  beschäftigt  sich  mit  der  Bodenreform,  und  bei  der 
Kritik  dieser  Lehre  tritt  der  schon  oben  betonte  praktische  Blick  des  Ver- 
fassers in  die  rechte  Beleuchtung.    Es  kann  nicht  oft  genug  gesagt  werden, 
dafs  es  nicht  angängig  sei,  gleich  Mephisto 
Das  ganze  Weh  und  Ach 
Aus  einem  Punkte  zu  kurieren. 

„Ich  möchte  fast  behaupten  —  bemerkt  der  Autor  treffend  —  dass  ein 
solcher  Plan,  je  kosequenter  und  in  der  Ghdankenfolge  unfehlbarer  er 
ausgearbeitet  ist,  um  so  sicherer  von  der  lebendigen  Erfahrung  mifsachtet 
werden  wird." 

Auf  Grund  der  Erfahrungsthatsachen  aus  der  schweizerischen  Land- 
wirtschaft wird  der  Rückgang  von  deren  Rentabilität  bestritten  und  dies 
durch  unanfechtbare  Zahlen  belegt*  Richtig  ist  femer,  dafs  der  Verfasser 
im  Kanton  Bern  wie  auch  in  Frankreich  und  Italien  eher  ein  Zunehmen  des 
Kleinbesitzes  als  des  Grofsgrundbesitzes  in  der  Landwirtschaft  konstatirt 
Freilich  wird  dies  hier  allzusehr  verallgemeinert;  wäre  diese  Erscheinung  all- 
gemein nachweisbar,  so  wäre  sie  der  triftigste  praktische  Einwand  gegen 
Marx  „Expropriationstheorie".  Nach  Miaskowskis  trefflichen  Arbeiten  ist 
allerdings  auch  fUr  Deutschland  diese  fundamentale  Frage  noch  nicht  ent- 
schieden. 

Der  ungenannte  Autor  knüpft  hieran  die  bekannten  naheliegenden  Ein- 
wände gegen  die  Bodenbesitztheorien  und  schält  als  deren  fUr  seine  Hei- 
mat ,,berechtigten  Kern"  bestimmte  Vorschläge  heraus  über  Reform  des 
landwirtschaftlichen  Kredits,  auf  die  wir  hier  nicht  eingehen  können.  Endlich 
werden  Verbesserung  des  Steuerwesens,  steigende  Fachbildung  und  Weiter- 
entwickelung landwirtschaftlicher  Genossenschaften  besprochen  und  empfohlen. 
Im  Ganzen  neigt  hier  der  Verfasser  für  die  schweizerischen  Verhältnisse  zu  einer 
•Verneinung  der  Staatsintervention,  höchstens  für  Aneignung  von  Bodenkom- 
plexen in  der  nächsten  Umgegend  der  Städte,  fUr  ein  Vorkaufsrecht  der  Gemein- 
den in  dieserRichtung  tritt  er  ein  und  will  auch  das  Recht  der  Gemeinden 
auf  die  Benutzung  der  Wasserkraft  prinzipiell  gewahrt  wissen.  Freilich 
soll  auch  Privaten  die  Ausnutzung  überlassen  werden;  doch  soll  die  Ge- 
meinde dieses  Recht  nie  veräufsem  dürfen,  sondern  höchstens  verpachten. 
Mit  einem  hoffnungsfreudigen  Ausblick  in  die  Zukunft  der  schweizerischen 
Landwirtschaft  schliefst  dieser  Abschnitt. 

Der  folgende  behandelt  die  Lehren  und  Kritik  der  Sozialdemokratie. 
Kurz  wird  auch  auf  den  Anarchismus  eingegangen,  dessen  Gegensätzlich- 
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keit  zur  Sozialdemokratie  betont  und  seine  Absurdidät  unter  den  gegebenen  Ver- 
hältnissen hervorgehoben  wird.  Bezüglich  der  Sozialdemokratie,  meint  unser 
Autor,  dass,  falls  ihre  Lehre  berechtigt  sei,  sie  tlber  kurz  oder  lang  ver- 
wirklicht  werden  würde.  Es  ist  für  ihn  nach  dem  Dichterwort  , Jeder  Aus- 
gang ein  Gottesurteil'^.  Dennoch  kann  er  sich  nicht  entschliefsen,  in  die 
Reihen  der  sozialdemokratischen  Kämpen  einzutreten.  Er  hält  die  Voraus- 
setzungen ihrer  Beurteilung  der  heutigen  Lage  der  Arbeiterschaft  in  der 
Schweiz,  aber  auch  anderwärts  für  unzutreflfend,  sie  basierte  auf  den  Zu- 
ständen Englands  im  ersten  Quartal  dieses  Jahrhunderts.  In  dieser  Kritik 
ist  manches  wahre  enthalten,  und  die  Übertreibungen  der  Sozialdemokraten 
richten  sich  selbst,  wenn  sie  in  ihren  Agitationsschriften  und  Reden  stets 
nur  einzelne  besonders  schlimme  Mifsstände  herausgreifen  und  diese  als 
die  Norm  bezeichnen.  Andererseits  ist  doch  festzuhalten,  dafs  wir  nach 
einem  treffenden  Worte  von  Rodbertüs  „die  sozialen  Zustände  um  uns'^ 
Tiel  za  wenig  oder  gar  nicht  kennen  und  alle  Arbeiten  in  dieser  Richtung 
vollauf  bestätigen,  wie  viel  zu  bessern  noch  sei,  um  menschenwürdige  Zu- 
stände zu  schaffen.  Ebenso  ist  anzumerken,  wie  viel  der  thatsächlichen 
Besserung  in  der  letzten  Epoche  —  eine  Besserung,  die  vielleicht  von  allen 
Seiten  infolge  miingelbafter  Kenntnis  der  früheren  Lage  der  Arbeiter  wie 
im  Hinblilk  auf  das»  was  noch  zu  thun  bleibt,  sehr  unterschätzt  wird  — 
wieviel  davon  gerade  dem  Widerstände  der  organisierten  proletarischen 
Bewegung  geschuldet  ist. 

Weitere  Bedenken  des  Verfassers  betreffen  das  Löhnungssystem  im 
„Zukunftsstaate^^,  die  stramme  Ordnung,  Überwachung  und  deren  Druck 
und  Zwang  —  Bedenken,  die  oft  genug  in  extenso  erörtert  worden  sind  und 
unwiderleglich  sein  dürften.  Sehr  mit  Recht  wird  betont,  dafs  von  einer 
Freiheit  zu  arbeiten  oder  auch  nicht,  in  diesem  Idealstaate  keine  Rede  sein 
könnte,  da  sonst  die  Produktion  empfindlich  gestört  werden  würde,  ja  un- 
möglich wäre.  Demungeachtet  wird  betont,  dafs  eine  allmähliche  Einfüh- 
rung dieses  Staates  manche  Unebenheiten  beseitigen  könnte,  dafs  jedes  System 
seine  Schattenseiten  habe  und  nur  die  Unvereinbarkeit  dieses  Staates  mit 
der  menschlichen  Natur  und  sein  vorher  ausgeklügelter  Plan  erweckten  Be- 
denken. Hier  geht  wohl  das  Mifstrauen  des  Autors  gegen  die  „graue  Theorie^^ 
etwas  zu  weit.  Die  Menschen  und  speziell  in  schlechter  Lage  befindliche 
Massen  verlangen  nach  einem  greifbaren  Ideal  und  malen  sich  das  aus.  Klarer 
blickende  Köpfe  werden  selbstredend  erkennen,  dafs  sich  der  Gang  der 
Geschichte  nicht  in  der  Studierstube  aushecken  läfst  und  dafs  schliefslich  in 
der  Ausführung  etwas  ganz  anderes  daraus  wird,  wenn  etwa  die  Rei- 
bungswiderstände nicht  sorglich  eliminiert,  sondern  berücksichtigt  werden. 
Damit  ist  jedoch  unseres  Erachtens  nichts  gegen  die  Ausarbeitung  eines 
derartigen  spezialisierten  Organisationsplanes  eingeworfen.  Auch  die  Theorie 
hat  ihr  Recht  und  hat  allen  gröfseren  Bewegungskämpfen  der  Menschheit 
vorgearbeitet. 

Endlich  spielt  der  Verfasser  als  Haupttrumpf  gegen  die  sozialdemo- 
kratische Lehre  aus,  dafs  durch  Abschneidung  aller  egoistischen  Triebe 
so  die  Güterproduktion  wie  die  freie  Forschung  gelähmt  würde.  Eine 
breitere  Erörterung  dieser  Kardinalfrage  ist  hier  unmöglich;  zu  lösen  ist 
sie  einzig  unseres  Erachtens  durch  gründliche  ethische  und  psychologische 
Untersuchungen,  an  denen  es  der  Natur  der  Sache  nach  heute  fehlt  und 
fehlen  mufs.  Die  „menschliche  Natur'^,  welche  von  beiden  Seiten  im  Kampfe 
der  Meinungen  so  oft  angerufen  wird,  ist  keine  einheitliche  und  ein  fttr 
alle  Mal  gegebene,  ihre  Veränderung  und  Zusammensetzung  festzustellen 
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and  za  messen  kann  einzig  zam  Ziele  führen.  In  dieser  Schrift  wird  das 
nicht  versacht. 

Zam  Abschlafs  wird  der  Meinang  Aasdrnck  gegeben^  dafs  in  der  Schweiz 
die  Sozialdemokratie  schwerlich  zar  Herrschaft  gelangen  wttrde. 

In  breiter  Aosftthrong  wird  alsdann  Religion  and  Kirche  besprochen^ 
ein  Gebiet  y  aaf  welches  wir  begreiflicherweise  hier  dem  Verfasser  nicht 
folgen  können.  Er  bespricht  die  bezüglichen  Fragen  vom  ankirchlichen^ 
aber  innerlich-religiösen  Standpunkte  in  treffender  Weise. 

Den  breitesten  Raam  in  seinen  Erörterangen  nimmt  natargemäfs  das 
5.  Kapital  ein,  das  ,,Sozialreformen''  überschrieben  ist.  Hier  ist  es  ganz 
anthanlich,  aaf  Einzelheiten  einzugehen.  Qenag,  dass  der  Verfasser  wiedemm 
seinen  offenen  Blick  für  die  aasflihrbaren  Probleme  unter  steter  Bezug- 
nahme auf  die  Verhältnisse  seiner  Heimat  bethätigt  und  den  Standpunkt 
einer  objektiven,  von  fortschrittlichen  Ideen  getragenen  Sozialpolitik  nach- 
drücklich wahrt.  Es  sei  angeführt,  dafs  er  Verstaatlichung  des  Getreide- 
handels und  des  Versicherungswesens  und  ziemlich  weitgehendes  staatliches 
Erbrecht,  Mafsregeln  gegen  die  Bodenspekulation  u.  A,  mehr  verlangt. 
Von  besonderem  Interesse  ist  auch  ftlr  uns  die  Organisation  des  Arbeiter- 
standes durch  Berufsgenossenschaften,  welche  jedoch  mit  den  deutschen  nur 
im  Namen  übereinstimmen.  Die  Unternehmer  und  Arbeiter  jeder  Betriebs- 
art sollen  organisiert  werden  und  an  deren  Spitze  sei  ein  unparteiischer 
Obmann  zu  stellen.  Diese  Genossenschaften  sollen  jedoch  erst  freiwillig, 
nur  durch  ein  allgemeines  schweizerisches  Gewerbegesetz  gefördert  wirken 
und  je  nach  ihrer  Bewährung  sollen  ihnen  successive  offizielle  Befugnisse 
zuerteilt  werden  —  ein  Modus,  der  sich  vorteilhaft  von  dem  bekannten 
sozialdemokratischen  Antrage  unterscheidet  und  den  wir  selbst  seiner  Zeit 
als  den  einzig  gangbaren  an  anderer  Stelle  bezeichneten.  Den  Schlufs  der 
Schrift  und  gewissermafsen  ihre  Quintessenz  giebt  folgende  Erinnerung: 

„Alle  unserer  Bemühungen  zur  Lösung  der  sozialen  Fragen  werden 
das  höchste  Ziel,  das  sie  sich  stellen,  das  Glück  der  Menschen  niemals 
ganz  erreichen  können  und  Trübsal  und  Unzufriedenheit  werden  selbst  bei 
der  gerechtesten  Gesellschaftsorganisation  zu  allen  Zeiten  das  Loos  eines 
grofsen  Teiles  der  Menschheit  bleiben.'^ 

Trotzdem  ist  die  ganze  Schrift  nichts  weniger  als  pessimistisch  gehalten, 
und  wenn  es  mehr  so  unbefangen  denkende  und  mit  dem  sozialen  Fort- 
schritt sympathisierende  Sozialpolitiker  geben  würde,  so  könnte  es  um  dessen 
Sache  nicht  Übel  stehen.  Denn  das  Richtige  kann  nicht  oft  genug  gesagt 
werden,  und  hier  findet  sich  des  Anregenden  so  viel,  dafs  wir  das  Büchlein 
auch  dem  empfehlen  können,  der  sich  aus  Neigung  oder  Beruf  derartigen 
Studien  widmet  und  stets  nur  das  „Neue^^  von  ihnen  erwartet. 

Berlin.  Rudolf  Gbätzeb« 

Dr.  Karl  Fuhr,  Rechtsanwalt  in  Giefsen,  Strafrechtspflege  und  Sozial- 
politik. Ein  Beitrag  zur  Reform  der  Strafgesetzgebung  auf  Grund  rechtsver- 
gleichender und  statistischer  Erhebungen  über  die  Polizeiaufsicht.  VIU, 
342  S.     Berlin,  Liebmann,  1892.     8  M. 

Die  von  dem  Verfasser  seinem  Lehrer  F.  v.  Liszt  gewidmete  Arbeit 
steht  auf  dem  Boden  der  in  der  jüngsten  Entwicklung  der  theore- 
tischen Strafrechtswissenschaft  zu  immer  entschiedenerer  Herrschaft  ge- 
langenden Auffassung  des  Strafrechts  als  einer  sozialen  Einrichtung.  Der 
einzelne  Mensch  ist  ein  Erzeugnis  der  ihn  beherrschenden  Verhältnisse 
einerseits  und  seiner  natürlichen  Anlagen  und  Triebe  andererseits.    Wie 
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man  das  Racheprinzip  ans  dem  Strafrecht  entfernt  hat;  so  soll  man  auch 
den  Vergeltnngsgesichtspnnkt  aufgeben,  man  soll  in  dem  Verbrecher 
y^nicht  so  sehr  den  verabschenangswürdigen  Bösewicht,  als  den  durch 
gesellschaftliche  Verhältnisse  und  menschliche  Schicksale  erzeugten  Unglück- 
lichen erblicken''  (8.  278).  Man  soll  deshalb  insbesondere  ,,nach  der  Ent- 
lassung des  Sträflings  denselben  Mann,  gegen  den  man  vorher  die  Rache- 
geister  heraufbeschworen  hat,  nunmehr  zum  Gegenstande  erziehlicher, 
bessernder  Experimente  machen  und  dem  öffentlichen  Mitleid,  der  Ftlrsorge 
empfehlen^'  (8.  278).  Aber  auch  bereits  bei  der  Festsetzung  der  Strafe  ist 
der  bisherige  Ausgangspunkt  grundsätzlich  zu  ändern,  indem  man  nicht  so- 
wohl das  Verbrechen,  sondernden  Verbrecher  zur  Unterlage  nimmt, 
die  That  nicht  von  ihrer  objectiven,  sondern  von  ihrer  subjectiven  Seite  be- 
trachtet. „Die  verbrecherische  Handlung  hat  fernerhin  nur  als  Symptom 
ftir  die  Erkennung  der  antisozialen  Gesinnung  des  verbrecherischen  Hanges 
zu  dienen,  nicht  als  Grund,  sondern  als  äufserer  An lafs  der  Strafe.  Die 
Frage,  ob  und  in  welcher  Art,  in  welchem  Umfange  die  staatliche  Reaktion, 
die  Strafe  einzutreten  habe,  mufs  in  erster  Linie  und  vorwiegend  beur- 
teilt werden  nach  der  Stärke  der  verbrecherischen  Gesinnung  des  Thäters, 
nach  der  Gefährlichkeit  desselben  für  die  bürgerliche  Gesellschaft,  fUr  welche 
nach  den  Lehren  der  Eriminalsoziologie,  den  Ergebnissen  der  anthropologischen 
Forschung  weniger  der  soziale  Wert  des  angegriflPenen,  bedrohten  Rechts- 
gutes, als  die  zu  ferneren  Rechtsbrüchen  vorhandene  Neigung  des  Thäters 
den  Mafsstab  zu  liefern  hat.  Um  diese  zu  erfassen,  genügt  nicht  der  Auf- 
schlufs,  welchen  das  einzelne  Verbrechen  in  der  Art  seiner  Ausführung, 
der  Wahl  des  Angriffsobjektes  bietet ;  die  ganze  Persönlichkeit,  ihre  Eigen- 
art, wie  sie  sich  ausbildet  durch  Geburt,  Erziehung,  äufsere  Lebensverhält- 
nisse, durch  das  ganze  Leben  und  Treiben  bis  zum  Tage  des  Verbrechens 
ist  zu  ergrtlnden  und  danach  die  soziale  Wertschätzung  des  Verbrechers, 
nicht  seines  einzelnen  Verbrechens  vorzunehmen,  die  Gefährlichkeit  desselben 
fOr  die  bürgerliehe  Gesellschaft  zu  bestimmen,  und  es  sind  alsdann  die- 
jenigen Mafsregeln  auszuwählen,  welche  geeignet  erscheinen,  die  bürger- 
liche Gesellschaft  gegen  den  Verbrecher  nach  Möglichkeit  auf  die  Dauer 
sicher  zu  stellen^'  (8.277).  Der  Verfasser  zieht  also  aus  seiner  Auffassung 
des  Verbrechens  nicht  die  von  der  Lombrososchen  Schule  gezogenen  Folge- 
rungen, welche  auf  das  Aufgeben  des  bisherigen  Begriffes  des  Verbrechens 
als  eines  zurechnungsfähigen  Unrechts  und  der  Strafe  als  eines  Sühnemittels 
für  dieses  Unrecht  herauslaufen  und  an  die  Stelle  des  Unrechts  die  Krank- 
heit, an  diejenige  der  Strafe  die  Heilung  oder  den  Schutz  setzen  wollen. 
Aber  er  verlangt  trotzdem  bei  der  Aburteilung  des  Verbrechers  eine  um- 
fassendere Berücksichtigung  von  dessen  ganzer  Persönlichkeit  und  bei  dem 
Strafvollzuge  eine  stärkere  Betonung  des  Zweckmomentes  der  Strafe,  als 
welches  er  in  erster  Linie  die  Sicherung^egen  Wiederholungen  des  Un- 
rechtes ansieht.  In  beiden  Beziehungen  soll  eine  gröfsere  Individualisierung 
Platz  greifen.  Der  bisherigen  Rechtsprechung  und  Strafvollziehung  wird  der 
Vorwurf  gemacht,  dass  sie  in  Verkennung  jenes  Zweckmomentes  eine  mecha- 
nische Verknüpfung  von  Verbrechen  und  Strafe  gesetzt  haben,  bei  welcher  man 
sich  lediglich  an  gewisse  äufsere  Eigenschaften  der  objectiven  Strafthat  halte. 
Diesen  Grundgedanken  glaubt  Verfasser  am  überzeugendsten  zu  be- 
weisen durch  seine  Verfolgung  an  einem  einzelnen  Institute,  nämlich  der 
Polizeiaufsicht.  Er  widmet  dieser  eine  sehr  gründliche  historische  und 
dogmatische  Untersuchung,  indem  er  die  Gesetzgebung  Deutschlands,  Frank- 
reichSy  Belgiens,  Italiens,  Englands,  Österreichs,  Rufslands,  Schwedens,  Nor- 
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wegens  nnd  der  Schweiz  eingehend  darlegt.  Ihren  Ursprung  hat  die  Polizei- 
aufsicht genommen  aus  dem  Bestreben  der  Gerichte,  gegenüber  dem  Zwange 
der  gesetzlichen  Beweistheorie  die  freie  Überzeugung  und  somit  das  wahre 
Kecht  zur  Geltung  zu  bringen.  Hatte  die  Tortur  die  Folge,  dafs  das  er- 
zwungene Geständnis  vollen  Beweis  der  Schuld  lieferte,  so  mufste  umge- 
kehrt derjenige,  der  sie  tiberstanden  hatte,  als  unschuldig  behandelt  werden, 
auch  wenn  das  Gericht  auf  Grund  der  stärksten  Anzeichen  von  der  Schuld 
tiberzeugt  war.  Als  Reaktion  hiergegen  stellten  die  Gerichte  den  Grundsatz 
auf,  dafs  es  zulässig  sei,  einen  in  dieser  Weise  Verdächtigen  im  Gefängnis  fest- 
zuhalten^  indem  man  dabei  teils  den  aus  dem  Corpus  juris  hergeleiteten  Begriff 
einer  poena  extraordinaria  anwandte,  teils  die  Notwendigkeit  eines  Schutzes 
und  einer  Sicherung  gegen  zu  erwartende  wiederholte  Verbrechen  betonte. 
Während  man  allmählich  die  Unmöglichkeit  des  ersteren  Gesichtspunktes 
einsah,  bildete  man  dagegen  den  Begriff  der  Präventivhaft  immer  weiter 
aus  und  blieb  nur  darüber  im  Zweifel,  ob  die  Mafsregel  den  Gerichten 
oder  den  Polizeibehörden  anzuvertrauen  sei.  Als  Sicherungsmittel  betrach- 
tete man  neben  einer  eigentlichen  Haft  die  Unterwerfung  unter  eine  be- 
sondere polizeiliche  Aufsicht  mit  Wirkungen,  die  in  den  einzelnen  Ländern 
sehr  verschieden  waren,  als  welche  aber  anzufahren  sind :  Die  Verstrickung 
an  einen  bestimmten  Ort,  das  Verbot  des  Aufenthaltes  an  gewissen  Orten, 
die  unbeschränkte  Zulässigkeit  von  Durchsuchungen,  vor  allem  aber  die 
Verpflichtung  zur  persönlichen  Meldung  in  gewissen  Zwischenräumen  und 
beim  Aufentbaltswechsel.  Daneben  kommt  noch  in  Betracht  die  Friedens- 
bttrgschaft,  die  jedoch  nicht  als  Ausflufs  der  Polizeiaufsicht  anzusehen  ist 
Verfasser  stellt  an  der  Hand  eines  reichen  litterarischen  und  statistischen 
Materials,  welches  letztere  er  zum  Teil  durch  persönliche  Erhebungen  bei 
den  betreffenden  Behörden  gewonnen  hat,  die  völlige  Wertlosigkeit  des 
Instituts  in  Deutschland  und  Frankreich  fest,  während  dasselbe  in  England 
die  gröfsesten  Erfolge  aufzuweisen  hat  Der  Grund  hierfür  liegt  darin, 
dafs  man  dort,  anstatt  allerlei  tief  in  die  Bewegungsfreiheit  des  entlassenen 
Sträflings  eingreifender  und  deshalb  dessen  Wiederherstellung  in  der  bürger- 
lichen Achtung  und  die  Erlangung  ehrlichen  Erwerbes  schwer  schädigen- 
der Mafsregeln,  welche  aber  jede  Fürsorge  für  denselben  vermissen  lassen, 
sich  im  wesentlichen  auf  die  Meldepflicht  beschränkt,  diese  aber  wirksam 
kontrolliert  und  sie  mit  einer  werkthätigen,  weitgreifenden  Schutzfürsorge 
verbindet, 

Verfasser  weist  darauf  hin,  dafs  die  Mängel  der  festländischen  Ein- 
richtungen weniger  in  der  Gesetzgebung^  als  in  der  tbatsächlichen  Hand- 
habung und  nicht  an  letzter  Stelle  in  der  Persönlichkeit  der  zur  Verhängung 
und  Durchfahrung  berufenen  Personen  liegen.  Dafs  bei  uns  die  Strafjustiz 
eine  geringere  Wertschätzung  erfahre,  als  die  bürgerliche  Rechtspflege, 
liege  vorwiegend  daran,  dafs  die  Beschäftigung  mit  ihr  wegen  der  ihr  an- 
haftenden Mängel  unbefriedigend  sei ;  daneben  aber  reiche  die  heutige  Vorbil- 
dung nicht  entfernt  aus,  um  dem  Strafrichter  das  Verständnis  seiner  un- 
endlich verantwortungsvollen  Aufgaben  zu  erschliefsen. 

Der  auf  diesen  Grundanschauungen  aufgebaute  Reformplan  ist  ein 
sehr  umfassender,  den  wir  hier  nur  in  knappen  Strichen  zu  skizzieren  ver< 
suchen  können. 

Für  die  Verhängung  der  Strafe  ist  zu  unterscheiden  zwischen  fol- 
genden Klassen  von  Angeklagten. 

1.  Erstmalige  Verbre  eher.  Bei  ihnen  mufs  der  Schwerpunkt  der 
Strafe  in  einer  sittlichen  Besserung  gefunden  worden.     Als  Strafmittel  em- 
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pfehlen  sich  möglichst  knrze^  aber  um  so  empfindlichere  Freiheitsstrafen 
nach  Art  des  militärischen  Arrestes;  daneben  ist  Geldstrafe  zu  verwenden. 
In  gewissen  Fällen  ist  bedingte  Vemrteilnng  mit  oder  ohne  Friedensbttrg- 
schi^t  zuzulassen.  Verfasser  bekämpft  hier  die  Ansicht  von  Liszt,  der  die 
kurzzeitigen  Freiheitsstrafen  ausnahmslos  verwirft. 

2.  6  elegenheits Verbrecher,  welche  die  Verbrechen  nicht  auf- 
suchen, aber  der  Versuchung,  die  an  sie  herantritt,  erliegen,  also  rück- 
fällige, aber  in  ihrem  verbrecherischen  Hange  nicht  so  weit  entwickelte 
Personen,  dafs  ihre  Besserung  aussichtslos  wäre.  Ihnen  gegenüber  muss 
das  Ziel  der  Strafe  an  sich  das  gleiche  sein,  wie  unter  t),  doch  ist  eine 
gröfsere  Empfindlichkeit  der  strafrechtlichen  Reaktion  erforderlich,  deshalb 
aber  die  bedingte  Verurteilung  ausgeschlossen.  Hier  sind  neben  Geldstrafe 
nach  Art  und  Dauer  verschärfte  Freiheitsstrafen,  in  gewissen  Fällen  auch 
Friedensbttrgschaft  am  Platze. 

3.  Gewohnheitsverbrecher,  welche  durch  ihren  verbrecherischen 
Hang  unwiderstehlich  von  Verbrechen  zu  Verbrechen  in  rascher  Aufeinander- 
folge getrieben  werden.  Wie  viele  Fälle  des  Rückfalles  den  Begriff  eines 
Gewohnheitsverbrechers  begründen,  ist  entweder  vom  Gesetze  zu  bestimmen 
oder  innerhalb  gewisser  Grenzen  der  dem  Richter  zufallenden  Würdigung 
des  einzelnen  Falles  zu  überlassen.  Für  die  Gewohnheitsverbrecher  sind 
langzeitige  und  selbst  lebenslängliche  Freiheitsstrafen  geeignet.  Die  Rück- 
sicht auf  die  Besserung  tritt  zurück  gegenüber  derjenigen  auf  Sicherung 
der  Gesellschaft  gegen  fernere  Angriffe.  Immerhin  ist  noch  zwischen  Solchen, 
bei  welchen  man  auf  Besserung  hofft,  und  Solchen,  bei  denen  diese  Hoffnung 
aufgegeben  ist ,  zu  unterscheiden.  Für  die  Besserungsfähigen  empfiehlt 
sich  die  Freiheitsstrafe  auf  unbestimmte  Zeit  mit  einer  nach  der  Schwere 
des  Falles  zu  bemessenden  Minimalgrenze,  die  jedoch  niemals  unter  8  Jahre 
sinken  darf.  Die  Entscheidung  über  die  Strafdauer  gebührt  besonderen 
Strafvollzugsämtern.  Nach  mindestens  3  Jahren  kann  probeweise  Entlassung 
mit  Polizeiaufsicht  und  Fürsorge  eintreten.  Gegen  die  Besserungsun- 
fähigen ist  lebenslängliche  Einsperrung  diejenige  Strafe,  welche  sich 
dorch  die  Rücksicht  rechtfertigt,  dafs  der  Staat  hier  lyir  allein  noch  auf 
die  Sicherung  neben  möglichster  Ausnutzung  der  Arbeitskraft  zu  sehen  Ver- 
anlassung hat.  Immerhin  ist  der  Möglichkeit  einer  Besserung  Rechnung  zu 
tragen  durch  die  Zulassung  einer  probeweisen  Entlassung,  jedoch  höchstens 
nach  7  Jahren  unter  strenger  Polizeiaufsicht. 

Was  die  Strafarten  betrifft,  so  verlangt  Verfasser  im  Gegensatz  zu  den 
auf  Verschmelzung  von  Gefängnis  und  Zuchthaus  gerichteten  Bestrebungen 
deren  schärfere  Trennung. 

Als  Voraussetzung  für  die  Durchführung  dieses  Systems  wird  bezeichnet 
die  sorgfältigere  Ausbildung  und  Vorbereitung  der  Strafrichter.  Als  Ideal 
schwebt  dem  Verfasser  vor  der  englische  Friedensrichter,  in  dessen  Hand 
sich  neben  der  niederen  StraiQustiz  und  gewissen  Verwaltnngsbefugnissen 
insbesondere  die  Präventivjustiz  vereinigt,  und  der  infolge  seiner  genauen 
Orts-  und  Personenkenntnis  eine  weitgehende  Vertrauensstellung  geniefst 
Es  wird  deshalb  die  völlige  Trennung  der  Strafjustiz  von  der 
Zivilrechtspflege  und  für  den  Strafrichter  die  Ausbildung  in  Psycho- 
logie, Psychiatrie,  Soziologie  und  Sozialpolitik,  Polizei-  und  Gefängniswesen, 
insbesondere  in  letztem  ein  fachmäfsiger  praktis^cher  Kursus  verlangt.  Der 
Strafrichter  ist  Vorsteher  aller  in  seinem  Bezirke  belegenen  Strafanstalten 
und  Mitglied  des  Strafvollzugsamtes,  sowie  Mittelpunkt  der  auf  die  Fürsorge 
für  entlassene  Sträflinge  gerichteten  Bestrebungen,  welche  freiwilligen  Ver- 
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einen^  jedoch  nnter  Anlehnnng  an  staatliche  Beamte  überlassen  werden  soll. 
Weitere  Oeschäftszweige  des  Strafrichters  sind  die  Zwangserziehung  rer- 
wahrloster  Kinder,  das  Armenwesen  und  die  hente  den  Verwaltangsbehör- 
den  übertragene  Mitwirkung  in  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung.  Der  Be- 
zirk eines  Strafrichters  nmfasst  mehrere  Amtsgerichtsbezirke.  Verfasser 
glaubt  auf  diese  Weise  Beamte  zu  schaffen,  welche  mitten  im  Yolkaleben 
stehend  insbesondere  Fühlung  mit  den  das  Hauptkontingent  der  Verbrecher 
liefernden  ärmeren  Klassen  haben.  Um  eine  einheitliche  Ordnung  zu  er- 
zielen, will  er  alle  Strafanstalten  den  Einzelstaaten  abnehmen  und  dem 
Reiche  übertragen. 

Die  Polizeiaufsicht  bleibt  hiemach  nur  noch  eine  Mafsregel  für  den 
Übergang  von  der  Freiheitsstrafe  zur  völligen  Freiheit  für  Gewohnheits- 
rerbrecher  bei  deren  probeweiser  Entlassung.  Ihr  Inhalt  besteht  lediglich 
in  einer  genau  geregelten  Meldepflicht.  Mit  ihr  verbunden  ist  eine  welt- 
gehende Fürsorge  für  den  Beobachteten.  Die  Personen,  denen  Beides  zu 
übertragen  ist,  sind  nicht  eigentliche  Polizeibeamte,  mindestens  aber  solche, 
die  ausschliefslich  für  diesen  Beruf  ausgewählt  sind,  keine  Uniform  tragen, 
die  Beobachtung  möglichst  unauffällig  aufiüben  und  nach  ihrer  ganzen  Stel- 
lung in  erster  Linie  Vertrauensmänner  des  Sträflings  sein  sollen,  indem 
sie  ihm  ratend  und  helfend  zur  Seite  stehen.  — 

So  weit  in  knapper  Zusammenfassung  die  Kritik  und  die  Reformvor- 
schläge des  Verfassers.  Dem  Buche  sind  als  Anlagen  beigegeben  der  Ab- 
druck der  wichtigsten  deutschen  und  aufserdeutschen,  auf  die  Polizeiauf- 
sicht bezüglichen  Bestimmungen  und  eine  Reihe  statistischer  Tabellen  über 
die  Verwendung  und  die  Erfolge  der  Polizeiaufsicht  in  den  einzelnen 
deutschen  Staaten. 

Der  Verfasser  nimmt  im  Zusammenhange  seiner  Untersuchungen  zu« 
gleich  Stellung  zu  einer  Reihe  von  wichtigen  und  viel  erörterten  Einzel- 
fragen,  aus  welchen  die  folgenden  hervorgehoben  werden  mögen. 

Im  Gegensatz  zu  Gneist  und  H.  Seuffbrt  (Stengel,  Wörterb.  d.  Verw.- 
Rechts  unter  „Freizügigkeit'^  und  „Polizeiaufsicht'Oy  sowie  M.  Setdkl 
(HmTH,  Annalen  L  90),  auch  in  Widerspruch  zu  der  Rechtsprechung  des 
Reichsgerichts  und  des  preufsischen  Oberverwaltungsgerichts  erklärt  er 
(S.  214)  auf  Grund  von  §  3  des  Freizügigkeitsgesetzes  die  Ausweisung  aus 
einem  Bundesstaate  gegen  Bundesangehörige  für  unzulässig,  dagegen  ver- 
teidigt er  (S.  217),  abweichend  von  Besneb,  Hälschneb,  Rüdobff,  Ofpen- 
HOF,  die  Befugnis  der  Polizeibehörde,  dem  unter  Polizeiaufsicht  Gestellten 
auch  in  seiner  Heimatgemeinde  den  Aufenthalt  zu  untersagen. 

Ein  Irrtum  ist  dem  Verfasser  untergelaufen,  insofern  er  (8.  193)  unter 
den  der  Polizeiaufsicht  ähnlichen  Bestimmungen  anderer  Gesetze  als  des 
Strafgesetzbuchs  auch  die  durch  §§  1,  4,  5  des  Gesetzes  vom  4.  Mai  1874 
betr.  Verhinderung  der  unbefugten  Ausübung  von  Earchenämtem  begrün- 
dete Befugnis  der  Anweisung  oder  Versagung  des  Aufenthaltes  in  bestimm- 
ten Orten  anführt,  während  das  gedachte  Gesetz  durch  das  Gesetz  vom 
6.  Mai  1890  nach  seinem  ganzen  Umfange  aufgehoben  ist  Da  auch  bei 
Behandlung  der  österreichischen  Gesetzgebung  der  Entwurf  des  Strafgesetz- 
buchs von  lSb9,  nicht  aber  dessen  weiteres  Schicksal  erwähnt  wird,  so 
scheint  Verfasser  unterlassen  zu  haben,  sein  Manuskript  einer  letzten  Durch- 
sicht in  Hinblick  auf  die  während  dessen  Entstehung  ins  Leben  getretenen 
gesetzlichen  Änderungen  zu  unterziehen.  Dieser  Vorbehalt  kann  jedoch 
dem  Urteil  keinen  Abbruch  thun,  dafs  wir  es  mit  einer  Arbeit  zu  thun 
haben,   welche  nicht  allein  das  bis  dahin  kaum  zusammenhängend  behau- 
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delte  Gebiet  der  Polizeiaufsicht  einer  nmfassenden  und  erschöpfenden  Dar- 
stellung unterzieht  und  dadurch  in  dankenswerter  Weise  eine  Lücke  der 
Litteratur  ausfüllt^  sondern  zugleich  mit  Verständnis  es  unternimmt,  die  in 
der  Strömung  der  modernen  Strafrechtsbewegung  einhertreibenden  Gedanken 
und  Vorschläge  zu  einem  einheitlichen,  durchaus  beachtenswerten  grofsen 
Reformplane  zusammenzufassen. 

Braunschweig.  W.  Külem^nn. 

P.  Cäuur,  Die  Speisung  armer  Schtilkinder  (Les  saupes  scolaires). 
Übersetzt,  mit  einer  Vorrede  und  statistischen  Tabellen  versehen  von  Agnbs 
Bluhenfeld,  Vorsitzender  des  Vereins  zur  Speisung  armer  Kinder  und 
Notleidender  in  Berlin.  99  S.  Berlin  1892,  Verlag  von  Emil  Apolant.  M.1,50. 

Der  Verfasser  hat  die  in  den  letzten  Jahrzehnten  zu  Gunsten  der  notleiden- 
den Einderwelt  in  verschiedenen  Kulturländern  Europas  und  auch  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Nordamerika  getroffene  Einrichtung  der  Schulsuppen 
oder  teilweisen  Beköstigung  von  Schulkindern  zum  Gegenstand  einer  Studie 
gemacht  und  für  die  vorliegende  Schrift  von  der  London  Dinner  Association 
den  ersten  Preis  erhalten. 

Die  Schrift  geht  von  der  Thatsache  des  bestehenden  Elends,  dem 
Pauperismus  einerseits  und  der  gesetzlichen  Feststellung  der  allgemeinen 
Schulpflicht  anderseits  als  Grundlage  aus  und  folgert  daraus  die  Notwen- 
digkeit und  Nützlichkeit  der  getroffenen  Einrichtungen  sowohl  im  Sinne 
einer  planmäfsigen  Armen-  und  Wohlthätigkeitspflege,  als  auch  im  allge- 
meinen pädagogischen  Interesse;  die  zur  Zeit  bestehenden  Einrichtungen 
werden  im  einzelnen  beschrieben  und  Beweise  für  die  Popularität  und  die 
guten  Erfolge  beigebracht.  Der  thatsächliche  Inhalt  der  Schrift  beruht  auf 
offiziellen  Auskünften  der  bevollmächtigten  Minister  der  Schweiz,  und  zwar  bei 
der  französischen  Republik,  dem  Deutschen  Reich,  Österreich-Ungarn,  Belgien 
und  dem  Kongostaat,  sowie  von  Schuldirektoren  in  den  Städten  Bern,  Basel, 
Genf  und  Zürich  und  den  eigenen  Wahrnehmungen  des  Verfassers  als  Pfarrer 
und  Schuldirektor  in  dem  durch  seine  Uhrenindustrie  bekannten  Dorfe 
St.  Imier.  Wir  erfahren,  dafs  die  Einrichtung  in  Frankreich  vor  1 2  Jahren 
begann^  dafs  in  Deutschland  die  Speisung  der  Kinder  aufserhalb  der  Schule 
vor  17  und  innerhalb  derselben  vor  10,  in  der  Schweiz  vor  7  oder  8,  in 
Österreich  und  Belgien  erst  in  den  letzten  Jahren  eingeführt  worden,  und 
dafs  sie  in  der  Schweiz  am  meisten  verbreitet  ist  —  Der  Verfasser  be- 
richtet über  die  Aufbringung  der  Mittel,  die  Zahl  der  Schulkinder,  welchen 
die  Wohlthat  zu  teil  wird.  Ort  und  Zeit  der  Verteilung  der  Mahlzeiten  und 
die  zu  diesem  Behufe  getroffenen  Organisationen.  Eine  sozialistische  Ver- 
allgemeinerung dieses  philanthropischen  Werkes  wird  mit  Entschiedenheit 
verworfen,  ein  Bedürfnis  im  allgemeinen  nur  für  die  grofsen  Städte,  be- 
sonders die  Handelsstädte,  und  auch  nur  zu  Gunsten  der  allerbedürftigsten 
Schüler  während  der  Winterszeit  anerkannt;  ausnahmsweise  sollen  jedoch 
auch  Kinder  besser  situierter  Eltern  berücksichtigt  werden,  welche  von  der 
Schule  zu  sehr  entfernt  wohnen.  Die  Mittel  sollen  nach  dem  Grundsatz 
der  sozialen  Solidarität  durch  private  Wohlthätigkeit  und  teilweise  von  den 
Eltern  der  Kindern  aufgebracht  werden,  nur  ergänzungsweise  soll  die  Ge- 
meinde eintreten,  der  Staat  aber  sich  auf  Empfehlung  des  guten  Werkes 
beschränken. 

Da  es  sich  im  wesentlichen  um  eine  Hilfseinrichtung  der  Schule  handelt, 
so  wird  die  Auswahl  der  bedürftigen  Kinder,  wie  die  Aufsicht  über  die 
Verteilung  der  Mahlzeiten,  als  welche  nur  erstes  oder  zweites  Frühstück, 
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oder  anch  ein  Mittagsessen  in  Betracht  kommen,  hauptsächlich  den  Lehrern 
zur  Pflicht  gemacht  nnd  empfohlen ,  in  Sohnlhäosem  von  mäfsiger  Aus- 
dehnung das  Kellergeschofs  mit  einer  Schnlkttche  und  Räumen  znr  Ver- 
teilung der  Speisen  zu  versehen,  geeignetenfalls  auch  einen  Saal  ffir  meh- 
rere Schulen  gemeinsam  za  mieten. 

Ein  Vergleich  zwischen  Paris  und  Berlin  ergiebt  einen  grofsen  Abstand 
sowohl  hinsichtlich  der  Höhe  des  Aufwandes,  als  auch  hinsichtlich  der  Or- 
ganisation. In  Paris  beträgt  der  Zuschufs  des  Stadtrats  jährlich  500  000 
Francs  und  wird  dort  hauptsächlich  Mittagsessen,  bestehend  aus  Fleisch, 
Suppe  und  Gemüse,  von  besonders  angestellten  Beamten  verteilt,  während  von 
den  192  Berliner  Gemeindeschulen  im  verflossenen  Winter  nur  165  Schulen 
mit  durchschnittlich  5 — 7000  Kindern  täglich  an  der  Frtthstttcksverteilnng 
—  bestehend  aus  Schrippen,  Milch,  Butter-  oder  Schmalzstullen,  an  einzelnen 
Stellen  auch  Mehlsuppe  —  meist  von  der  Rektorsfrau  oder  einer  Lehrerin 
versorgt  worden  sind  und  die  Ausgabe  90  bis  350  Mark  pro  Schule  betrug. 

Die  Schrift  ist  reich  an  zutreffenden  sozialpolitischen  und  pädagogischen 
Ausführungen,  ein  Beweis,  wie  eng  in  unserm  Zeitalter  Pädagogik  und 
Staatswissenschaft  sich  in  ihren  Zwecken  gegenseitig  durchdringen.  Die 
Wärme  der  Empfindung  und  edle  Begeisterung,  welche  die  Feder  des  Ver- 
fassers geführt,  machen  einen  wohlthuenden  Eindruck. 

Berlin.  [Rice.  Petong. 

BochoB  Schmidt,  Geschichte  des  Araberaufstandes  in  Ostafrika^  Seine 
Entstehung,  seine  Niederwerfung  und  seine  Folgen.  8®.  VI,  360  S.  m. 
1  färb.  Karte.  Frankfurt  a.  0.,  Verlag  der  Kgl.  Hofbuchdruckerei  Trowitzsch 
&  Sohn.    1892.    Preis  geb.  in  Lein w.  5  M. 

Wir  haben  hier  ein  Werk  von  einem  Manne  vor  uns,  der  alle  Phasen 
unsrer  ostafrikanischen  Politik  miterlebt  hat.  Schon  als  Beamter  der  ostafri- 
kanischen Gesellschaft  jahrelang  thätig  und  als  solcher  an  dem  Erwerbe  unsrer 
Kolonien  für  das  Deutsche  Kelch  mitbeteiligt,  hatte  er  später  Gelegenheit,  sich 
in  der  Wissmanntruppe  verschiedentlich  auszuzeichnen,  und  hat  endlich  auch 
als  militärischer  Berater  des  Herrn  v.  Soden  das  neue  Regiment  aufs  ge- 
naueste kennen  gelernt.  Gewifs  war  also  der  Verfasser  ganz  besonders 
berufen,  die  Geschichte  des  Araberaufstandes,  sowie  seine  Ursachen  und 
seine  Wirkungen  zu  schildern,  und  er  hat  sich  dieser  Aufgabe  auch  in  vor- 
treflflicher  Weise  entledigt.  Er  liefert  uns  ein  durchaus  klares  Bild  aller 
wesentlichen  Vorgänge  und  thut  dies  in  ungemein  objektiver  Darstellung 
und  in  einer  ruhigen  und  gut  stilisierten,  wenn  auch  vielleicht  etwas  allzu 
nüchtern-verständigen  Sprache.  Besonders  gespannt  durfte  man  auf  das 
Urteil  des  Verfassers  über  die  Verwaltung  des  Herrn  v.  Soden  und  damit 
über  das  nach  seiner  Ansicht  beste  Kolonisationssystem  überhaupt  sein. 
Wenn  nun  auch  zugegeben  werden  mufs,  dafs  er  sich  auch  hier  durchaus 
seine  Ruhe  und  Sachlichkeit  bewahrt  hat,  und  dafs  er  in  der  Beurteilung 
einzelner  Akte  des  Gouverneurs  vielleicht  das  Richtige  getroffen  hat,  so  mufs 
doch  auf  der  andern  Seite  hervorgehoben  werden,  dafs  er  in  allgemeinen 
Kolonisationsfragen  auf  einem  sehr  einseitigen  Standpunkte  steht.  Der  Ver- 
fasser kennt  fast  keine  andern  Interessen,  als  die  des  grofsen  Karawanen- 
handels, und  keine  andre  kolonisatorische  Thätigkeit,  als  die  Regelung 
und  Regierung  vorhandener  wirtschaftlicher  Thätigkeiten,  insbesondere 
also  wieder  die  des  grofsen  Karawanenhandels.  Dafs  es  sich  bei  einer 
Kolonisation  ebenso  auch  darum  handelt,  neue  wirtschaftliche  Thätigkeiten 
hervorzurufen  und  die   vorhandenen  nicht  nur  zu  reglementieren,  sondern 
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anch  zu  fördern,  zu  erweitern  und  möglicherweise  in  bessere  Bahnen  zu 
lenken,  hat  der  Verfasser  anscheinend  nicht  erkannt.  Sehr  bezeichnend 
für  diese  Anschauungsweise  des  Verfassers  ist  der  Ratschlag,  den  er  giebt, 
um  neu  eintretende  juristische  Beamte  in  Ostafrika  allmählich  regierungs- 
flüiig  zu  machen,  nämlich  ihnen  die  Eontrolle  der  Karawanen  zu  übertragen. 
Beine  Praktiker,  wie  der  Verfasser,  die  sich  über  die  Kolonisationserfolge 
andrer  Völker  niemals  genauer  zu  unterrichten  Gelegenheit  genommen 
und  auch  sonst  keinerlei  nationalökonomische  oder  tropenlandwirtschaft- 
liche Vorbildung  genossen  haben,  können  natürlich  nicht  beurteilen,  was 
fOr  Kenntnisse  und  Fähigkeiten  zu  einer  erfolgreichen  kolonisatorischen 
Thätigkeit  gehören  und  halten  zweitens  den  Faktor,  der  in  der  Gegen- 
wart am  auffillligsten  in  die  Augen  tritt,  für  alle  Zeiten  als  den  wich- 
tigsten, ohne  zu  bedenken,  dafs,  wenn  wir  die  Zukunft  einer  so  grofsen 
Kolonie  wie  Deutsch  -  Ostafrika  ausschliefslich  auf  die  aussterbenden  Ele- 
fanten gründen  wollten,  wir  unglaublich  kurzsichtig  handeln  würden. 
Dieser  ganzen  Oedankenrichtung  entspricht  es  auch,  dafs  der  Verfasser  einen 
so  ausschliefslicheu  Wert  auf  die  in  Afrika  selbst  gewonnenen  Erfahrungen 
legt  und  daher  alle  Menschen,  die  nicht  jahrelang  in  Afrika  gewesen  sind, 
für  unfähig  zur  Verwaltung  der  Kolonie  zu  halten  geneigt  ist,  dafs  er  aber 
das,  worauf  es  in  erster  Linie  ankommt,  das  Verständnis  oder  zum  min- 
desten das  Interesse  für  wirtschaftliche  Fragen,  überhaupt  gar  nicht  erwähnt. 
Berlin.  K.  Kaeroeb. 

Ernst  Hisohler,  Handbuch  der  Venvaltungsstatistik.  I.  Band:  Allge- 
meine Grundlagen  der  Verwaltungsstatistik.  VIII  und  323  S.  Stuttgart, 
Cottasche  Buchhdlg.  Nachf.,  1892.     Preis  6  M. 

Das  vorliegende  Werk  bietet  mehr,  als  sein  Titel  verspricht.  Denn 
der  Verfasser  hat  den  Begriff  der  „Verwaltungsstatistik''  so  weit  gefafst,  dafs 
er  sein  Buch  ebenso  gut  als  ein  Handbuch  der  Statistik  hätte  bezeichnen 
können.     Dies  beeinträchtigt  natürlich  den  Wert  des  Buches  nicht. 

Es  sind  zwei  Formen,  welche  Mischleb  bei  der  statistischen  „Funktion^' 
der  Verwaltung  unterscheidet:  1.  die  nicht  „ausgelöste^'  Verwaltungsstatistik, 
d.  h.  den  Zustand,  „in  welchem  diese  nur  insofern  existiert,  als  sie  der 
Verwaltungsthätigkeit  immanent  und  somit  mit  dieser  schon  gegeben  ist,  ohne 
selbständig  hervorzutreten'';  die  statistische  Funktion  sei  hier  vollständig 
von  der  Verwaltungsthätigkeit  bedingt;  2.  die  ausgelöste  Verwaltungs- 
statistik ;  diese  sei  der  höhere,  ausgebildete  Grad ;  die  statistische  Funktion 
erscheine  hier  von  der  eigentlichen  Verwaltungsthätigkeit  getrennt  und  sei 
selbständig  geworden.  Hier  werden  wiederum  zwei  Formen  unterschieden, 
je  nachdem  die  Auslösung  eine  volle  sei  oder  nur  eine  teilweise.  Zur  voll  aus- 
gelösten Verwaltungsstatistik  werden  z.  B.  die  Volkszählungen  gerechnet, 
zur  teilweise  ausgelösten  die  statistischen  Ämter.  Die  Thätigkeit  jener  in- 
volviere die  Ausübung  einer  Verwaltungshoheit,  was  bei  diesen,  den  Ämtern, 
nicht  der  Fall  sei.  Dieses  sind  die  grundlegenden  Gedanken  für  die  Syste- 
matik des  vorliegenden  ersten  Teiles. 

Ist  es  nun  auch  —  wie  bemerkt  —  fUr  die  Beurteilung  des  Buches 
selbst  belanglos,  ob  man  diesen  Standpunkt  des  Verfassers  teilt  oder  nicht, 
so  fragt  man  doch  unwillkürlich,  wie  bei  einer  so  weiten  Fassung  des  Be- 
griffs der  Verwaltungsstatistik  noch  ein  Gebiet  für  die  übrige  Statistik 
zurückbleiben  kann.  Auf  S.  278  zieht  Mischler  sogar  —  wenn  auch  nur 
anhangsweise  —  „die  verwaltungsstatistische  Thätigkeit  privater  Per- 
sonen" in   den  Bereich  seiner  Betrachtungen.     Unseres  Erachtens  dürfte 
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68  zweckmäfsiger  sein,  überhaupt  nur  die  erste  der  genannten  Formen  als 
Yerwaltnngsstatistik  zu  bezeichnen.  Nur  diejenige  Statistik  der  Verwaltung, 
welche  —  um  uns  des  Ausdrucks  des  Verfassers  zu  bedienen  —  nicht 
^^ausgelöst^'  ist,  kann  man  eigentlich  als  Verwaltungsstatistik  betrachten, 
und  es  hätte  auch  verlohnt,  nur  diese  den  Behörden  ,4nmianente^^  Thätig- 
keit  zum  Gegenstände  eines  Handbuches  zu  machen.  Gerade  diese  bietet 
—  wie  ja  auch  einem  so  gründlichen  Praktiker  der  Statistik,  wie  es  Misghler 
ist,  bekannt  ist  —  eine  Fülle  von  für  diese  Wissenschaft  wichtigen  Mo- 
menten. Man  kann  wohl  behaupten,  dafs  eben  noch  in  dem  Stadium  der 
Immanenz,  noch  vor  der  Auslösung,  noch  in  den  Händen  der  eigentlichen 
Sammler  und  Hervorbringer  der  ersten  statistischen  Daten  eine  wesentlichere 
Förderung  der  Statistik  erwartet  werden  mufs.  Wir  glauben,  dafs  die 
nächsten  Hoffnungen  der  Statistiker  gerade  auf  die  Verwaltungsstatistik  im 
engeren  Sinne  gerichtet  sein  werden;  die  Verwaltungen  müssen  zu  einem 
weit  intensiveren  und  verständnisvolleren  statistischen  Funktionieren  ange- 
regt werden,  und  es  wäre  eine  dankbare  Aufgabe  in  den  einzelnen  Fällen, 
z.  B.  bei  der  Steuer-,  der  Schul-,  der  Armen-,  der  Arbeiter- Versicherungs- 
statistik, darzuthun,  was  hier  schon  geleistet  worden  ist,  und  was  man  noch 
berechtigt  ist,  zu  erwarten.  In  diesem  Sinne  ist  es  ganz  richtig,  dafs  — 
wie  Misghler  zu  Beginn  seines  Buches  sagt  —  die  Statistik  gegenwärtig 
im  Zeichen  der  Verwaltung  steht.  Aber  es  gilt  hier  noch  manches  Vor- 
urteil zu  besiegen ,  noch  gegen  manche  Indolenz  anzukämpfen.  Das  Da- 
niederliegen wichtiger  Zweige  der  Verwaltungsstatistik  ist  ein  Beispiel  dafür. 

Vielleicht  geht  übrigens  der  zweite  Band  des  MiscHLEBschen  Buches, 
welcher  „die  Methodik  und  Technik  auf  den  einzelnen  Gebieten  des  Systems 
der  Verwaltungsstatistik'^  behandeln  soll,  auf  diese  Verhältnisse  näher  ein. 
Jedenfalls  würde  dies  auch  der  Würdigung  des  vorliegenden  ersten  Bandes 
zu  gute  kommen.  Die  Bedeutung  desselben  namentlich  für  die  Systematik  und 
für  die  praktische  Anleitung  auch  für  den  Nichtfachmann  soll  darum  nicht 
verkannt  werden. 

Misghler  teilt  die  allgemeinen  Grundlagen  seines  Buches  in  zwei  grofse 
Abschnitte,  in  „die  Statistik  und  die  Verwaltung'^  und  in  „die  Organisation 
der  Verwaltungsstatistik  im  19.  Jahrhundert''.  Nachdem  er  zunächst  die 
statistische  Funktion  der  Verwaltung  erörtert  hat,  kommt  er  in  einem 
weiteren  Kapitel  auf  die  „Verwaltungsfunktion  der  Statistik"  und  schneidet 
hier  einen  bisher  noch  nicht  so  ergiebig  behandelten  Gegenstand  mit  Glück 
an.  Er  erörtert  zunächst  die  informative,  die  kritische  und  die  normative 
Bedeutung  der  Statistik  in  subtilen  Unterscheidungen :  „Als  normierend  für 
den  Eintritt  von  Verwaltungsreformen  kommt  die  Verwaltungstatistik  dort  zur 
Anwendung,  wo  feststehende  Grundsätze  eine  neue  Gestaltung  erfahren  sollen, 
weil  der  statistische  Nachweis  des  Widerspruchs  der  thattilchlichen  Verhält- 
nisse mit  dem  Grundsatz  geliefert  sein  mufs,  um  die  Reform  wirklich  motivieren 
zu  können."  Hiermit  in  Verbindung  wird  dann  die  Bedeutung  der  Statistik 
für  die  staatlichen  und  privaten  Verhältnisse  an  Beispielen  illustriert 

In  den  eindringenden  Besprechungen  der  Subjekte  und  Objekte  der 
Verwaltungstatistik  könnte  man  zwar  bei  dem  einleitenden  Satze,  dafs  die 
Begierungsform  eines  Staates  wenig  oder  nahezu  keine  Bedeutung  auf  die 
erstere  habe,  Einwendungen  erheben.  Theoretisch  mag  dies  unbestritten 
bleiben,  dagegen  kann  man  wohl  sagen,  dafs  ein  Polizei-  und  Beamten- 
Staat  der  Statistik  im  allgemeinen  mehr  Unterlagen  wird  bieten  können, 
als  ein  mehr  freiheitlich  gegliedertes  Staatwesen,  welches  dem  Individuum 
geringere  statistische  Pflichten  auferlegt 
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Oegen  die  Einteilung  in  zentrale ;  föderierte  und  partikulare  Statistik 
polemisiert  Misghleh:  der  Ausdruck  .^zentral^'  ergebe  sich  aus  der  Ver- 
waltungy  y^föderiert'^  aus  der  Verfassung  und  ,;partikular^'  aus  der  Rechts- 
entwickelung. Mischleb  meint,  es  sei  einfacher^  von  der  von  den  Reichs- 
organen im  Oegensatz  zu  denen  der  Einzelstaaten  gepflegten  Statistik  zu 
sprechen^  und  geht  kurz  auf  die  sich  hier  ergebende  konkurrierende  Thätig- 
keit  ein,  welche  zu  den  bekannten  Konferenzen  der  konkurrierenden  Statistiker 
geführt  hat.  Im  Anschlufs  hieran  wird  dann  die  interprovinzielle  und  nament- 
lich die  interkommunale  Statistik  erörtert.  Die  Äufserung,  dafs  die  Selbst- 
verwaltung den  Massenerscheinungen  sachlich  und  räumlich  näher  stehe, 
rtlhrt  eine  Frage  ganz  andrer  Art  an.  Sachlich  rechtfertigt  sich  die  Selbst- 
verwaltungsstatistäc  als  nicht  ausgelöste,  als  eigentliche  Yerwaltungsstatistik 
ganz  von  selbst.  Räumlich  tritt  hier  nur  bei  der  nicht  eigentlichen  Yer- 
waltungsstatistik die  oft  erörterte  Frage  auf^  ob  Zentralisation  oder  De- 
zentralisation. Bei  den  Volkszählungen  z.  B.  wird  in  Preufsen  und  Sachsen 
jedesmal  von  einzelnen  Selbstverwaltungskörpem  eine  Zediernng  der  ;;Ver- 
waltungshoheit'^  des  Staates  mit  oder  ohne  EHfolg  angestrebt.  In  dieser  Hin- 
sicht ist  ein  besonderes  Verdienst  Mischlebs,  auf  die  Lücke  hingewiesen 
zu  haben^  welche  zwischen  staatlicher  und  städtischer  Statistik  besteht.  ;,Es 
fehlt  noch  die  organische  Verknüpfung  der  Statistik  der  Selbstverwaltung 
mit  jener  des  Staates.''  Diese  Verbindung  könne  durch  nationale  Ver- 
einigungen der  Organe  der  Selbstverwaltungsstatistik  gefördert  werden, 
9,denn  an  Stelle  der  Vielköpfigkeit  entsteht  hier  ein  greifbares  einheitliches 
Zentralorgan,  und  an  Stelle  der  minderen  Schulung  und  etwa  auch  des  der  Iso- 
lierung eigenen  minderen  Verständnisses  und  statistischen  Pfahlbürgertums 
tritt  die  durch  den  Austausch  und  Widerstreit  der  Meinungen  geläuterte 
gemeinsame  Ansicht,  welche  der  Verknüpfung  des  Gesamtkomplexes  der 
Selbstverwaltungsstatistik  mit  der  staatlichen  Statistik  Gerechtigkeit  wider- 
fahren lassen  mufs^'.  Leider  wird  diese  Verknüpfung  wohl  noch  lange  ein 
frommer  Wunsch  bleiben.  Einstweilen  fehlt  der  kommunalen  Statistik  ebenso 
wie  der  staatlichen  die  wünschenswerte  Einheitlichkeit  im  Äufseren  und 
Inneren.  Aber  die  von  Mischler  angeführten  Werke,  das  ^^Österreichische 
Städtebach'',  umfassend  die  Statistik  der  Städte  über  15000  Einwohner,  an 
welchem  er  selbst  hervorragend  beteiligt  war,  und  das  „Statistische  Jahr- 
buch deutscher  Städte",  umfassend  die  Städte  mit  über  50  000  Einwohnern, 
sind  schon  ein  Fortschritt  zum  Besseren. 

Ähnlicher  Erfolge  wie  die  interkommunale  kann  sich  die  internatio- 
nale Statistik  freilich  wenig  rühmen.  Der  Autor  macht  hier  folgende  Unter- 
scheidungen: 1.  Statistische  Staatsverträge,  z.  B.  hinsichtlich  des  Austausches 
der  Individualdaten  bei  Volkszählungen;  2.  Staatsverträge  verwaltungs- 
rechtlichen Inhalts  mit  gleichzeitigen  Bestimmungen  in  statistischer  Hin- 
aicht,  z.  B.  der  Weltpostverein;   3.  der  Verkehr  der  statistischen  Organe. 

Als  Subjekte  der  Verwaltungsstatistik  erörtert  Mischler  schliefslich  auch 
Vereine  und  Einzelpersonen.  Unseres  Erachtens  kann  es  sich  hier,  abge- 
sehen von  dem  von  Mischler  hervorgehobenen  Fall,  dafs  die  verwaltungs- 
statistische Thätigkeit  einer  Privatperson  im  Ehrenamt,  z.  B.  bei  Volks- 
zählungen, in  Frage  steht,  überhaupt  nicht  um  eine  verwaltungsstatistische 
Thätigkeit  handeln,  und  wenn  eine  Privatperson  im  Ehrenamt  statistisch 
thätig  ist,  so  ist  sie  hierin  eben  nicht  mehr  Privatperson. 

Unter  den  Objekten  der  Verwaltungsstatistik  macht  Mischler  verschie- 
dene Einteilungen.  Er  trennt  sie  zunächst  nach  den  reinen  Massenerschei- 
nungen, nach  den  von  der  Verwaltung  beeinflufsten  und  nach  den  Formal- 
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akten  der  VerwaUnng.  Unter  letzteren  versteht  er  die  OeschäftsstatiBtik, 
die  ersteren  sind  die  nneigentliche  nnd  die  eigentliche  Verwaltnngsstatistik. 
Ein  weiterer  Einteilungsgmnd  ergiebt  sich  ihm  ans  dem  Begriff  der  Sta- 
tistik einerseits  nnd  der  VerwaUnng  anderseits^  ohne  dafs  er  indessen  diese 
Objekte  im  einzelnen  erörtert  Indessen  bietet  die  detailierter  erfolgende 
Inhaltsangabe  einzelner  statistischer  Jahrbücher  den  besten  Beleg  für  die 
Verschiedenheit  der  Objekte  der  Statistik  im  allgemeinen  und  der  Ver- 
waltnngsstatistik  im  besondern.  Unter  den  anschliefsenden  Erörternngen 
interessieren  besonders  diejenigen  über  das  Moment  der  Zeit;  ein  Gegen- 
stand; welchem  Misghleb  viele  neue  Seiten  abgewinnt.  Er  bezeichnet  ;;die 
Anordnungen  der  Massenerscheinnngen  in  der  Kategorie  der  Zeit  oder  als 
Funktion  derselben'^  als  die  ;;Zeitliche  Dichte"  nnd  bemerkt  mit  Recht; 
dafs  dieselbe  noch  viel  zu  wenig  beachtet  wird.  Aach  die  Fragestellang 
anf  den  Zählkarten  „seit  wann?^'  nnd  ;;Wie  lange?"  wird  besprochen. 

Ein  besonderes  Kapitel  nimmt  die  Organisation  der  statistischen  Amter 
ein.  Hier  fesselt  manche  feine  Beobachtung.  So  bemerkt  MisghlsR;  ^;dafs 
die  Bedeutung  der  statistischen  Zentralkommission  mit  der  Bedeutung  des 
Leiters  des  Amtes  in  ungekehrtem  Verhältnis  stehen  dürfte".  Eine  Eigen- 
art der  statistischen  Kommissionen  ist  übrigens  auch  die,  dafs  der  Leiter 
des  ihnen  zur  Seite  stehenden  Amtes  oft  nur  beratende  Stimme  hat.  So 
wird  der  eigentlich  vernünftige  Zustand  gerade  umgekehrt;  nicht  der  Sta- 
tistiker soll  lediglich  Berater  in  der  Kommission;  sondern  die  Kommission 
lediglfch  Beraterin  des  Statistikers  seiU;  und  nichts  mehr. 

An  die  Besprechung  der  Organisation  der  Amter  und  der  statistischen 
Verwaltungsthätigkeit  schliefst  sich  dann  der  zweite  Teil  des  BucheS;  die 
Organisation  der  Verwaltnngsstatistik  im  neunzehnten  Jahrhundert;  in  fünf 
Abschnitten:  1.  die  staatlichen  statistischen  Ämter;  2.  die  unausgelöste  staat- 
liche Verwaltungsstatistik;  3.  die  Statistik  der  Selbstverwaltung;  4.  die  sta- 
tistischen Vereine;  5.  die  internationale  Verwaltungsstatistik.  Was  die  Ämter 
betrifft;  so  verarbeitet  der  Verfasser  so  ziemlich  das  ganze  einschlägige 
Material  zu  einer  Darstellung ,  wie  sie  in  dieser  Übersichtlichkeit  in  der 
Litteratur  bisher  noch  fehlte.  Aber  auch  die  statistischen  Vereine  dürften 
in  dieser  Weise  bisher  noch  nicht  behandelt  worden  seiU;  obwohl  dieselben 
mehrfach  auch  auf  die  amtliche  Statistik  von  direktem  Einflufs  geworden 
sind.  Über  die  Statistical  Society  of  London  sagt  der  Verfasser:  ;;Ihre 
Thätigkeit  ergab  sich  aus  dem  Charakter  der  englischen  Verwaltungssta- 
tistik; und  es  mufs  zugestanden  werden ;  dafs  sie  diesem  Gesichtspunkte 
gerecht  wurde.  Vor  allem  handelte  es  sich  in  Verhandlungen  und  Kom- 
missionsarbeiten darum;  die  fehlende  Verwaltungsstatistik  zu  ersetzen;  die 
vorhandene;  wo  erforderlich;  wissenschaftlich  durchzubilden  und  einheitlich 
zusammenzufassen."  Im  Zusammenhang  damit  stehe  noch  die  Thatsachc;  dafs 
die  amtlichen  Statistiker  mit  dieser  Gesellschaft  in  engster  Fühlung  ständen. 

Der  schon  oft  behandelte  Gegenstand  der  internationalen  Statistik 
nimmt  dann  den  Rest  des  Werkes  in  Anspruch.  Die  Behandlung  ist  bei 
aller  Kürze  erschöpfend;  namentlich  durch  Beibringung  der  in  Frage  stehen- 
den Litteratur.  Es  ist  ganz  richtig;  wenn  Mischleb  den  EinflufS;  welchen 
die  internationalen  Kongresse  auf  die  Statistik  gehabt  haben;  nicht  uner- 
wähnt läfst.  Grofs  kann  derselbe  natürlich  nicht  sein.  Die  internationale 
Statistik  soll  das  statistische  Gebäude  der  Staaten  kröneu;  welches  noch 
lange  nicht  fertig  ist.  Die  belebende  Wirkung;  welche  von  den  internatio- 
nalen Vereinigungen  der  Statistiker  ausgeht  und  manche  statistische  Be- 
strebungen in  den  einzelnen  Ländern  wachruft;  braucht  nicht  bestritten;  und 
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die  Zweckmäfsigkeit  dieser  Zusammenkünfte  nioht  niedrig  veranschlagt  zu 
werden,  um  doch  an  baldigen  praktischen  Resultaten  zu  zweifeln. 

Vielleicht  wird  das  vor  sechs  Jahren  begründete  internationale  sta- 
tistische Institut,  welches  Mischler  zum  Schlüsse  seines  wertvollen  Buches 
behandelt,  erfolgreicher  sein,  als  die  vorausgegangenen  Bestrebungen.  Be- 
urteilen läfst  sich  dies  noch  nicht,  denn  mit  Beschlüssen  allein  ist  nichts 
gethan,  man  mufs  auch  sehen,  dafs  sie  Früchte  tragen.  Eine  rein  theo- 
retische Behandlung  der  Statistik  aber  ist  leicht  unfruchtbar,  weil  von  der 
Theorie  zur  Praxis  namentlich  in  der  Statistik  ein  weiter  Weg  ist. 

Berlin.  E.  HntsoHBEBO. 

J.  B.  Westerkamp,  Staatenbund  und  Bundesstaat.  XVIII  und  550  S. 
Leipzig,  Brockhaus,  1892.    Preis  14  M. 

Die  Gründung  des  norddeutschen  Bundes  und  des  neuen  Deutschen 
Reiches  hat  die  vielumstrittene  Frage  nach  dem  Wesen  des  modernen 
Staatenbundes  und  Bundesstaates  naturgemSlfs  wieder  in  den  Vorder- 
grund staatsrechtlicher  Erörterung  gerückt,  da  die  Beantwortung  dieser 
Frage  für  die  rechtliche  Konstruktion  des  neuen  deutschen  Gesamtstaates 
ausschlaggebend  sein  mufste.  In  der  That  haben  denn  auch  alle  Lehr- 
und  Handbücher  des  Reichsstaatsrechts  zu  dieser  Frage  Stellung  genommen, 
und  zwar  ist  dies  in  der  Regel  in  aprioristischer  Weise  geschehen. 
Die  Schriftsteller  gingen  von  gewissen  als  feststehend  und  gegeben  an- 
genommenen Begriffen  wie  dem  Begriffe  der  Souveränität  und  der  Unteil- 
barkeit und  Unveräufserlichkeit  derselben  oder  von  der  Auffassung  aus, 
dafis  der  Staatenbund  nur  ein  Rechtsverhältnis,  der  Bundesstaat  aber  eine 
Gesamtpersönlichkeit,  also  ein  Rechtssubjekt  sei,  und  konstruierten  dann 
von  diesen  sich  selbst  gesetzten  Ausgangspunkten  aus  den  Bundesstaat  und 
den  Staatenbund.  Je  nach  dem  Ergebnisse  der  Konstruktion  wurde  das 
Deutsche  Reich  von  dem  einen  als  Bundesstaat,  von  dem  andern  als  Staaten- 
bund betrachtet  Die  Verfassung  der  bestehenden,  bezw.  der  früher  be- 
standenen Bundesstaaten  und  Staatenbünde  wurde  gewöhnlich  nur  zum  Be- 
weise der  aprioristisch  gefundenen  Konstruktion  herangezogen. 

Einen  andern  Weg  hat  Westebkamp  in  der  vorliegenden  Schrift  ein- 
geschlagen; er  untersucht  die  Verfassung  der  verschiedenen  Staatenver- 
bindungen, die  im  Mittelalter  und  in  der  Neuzeit  entstanden  sind  und  die 
als  Bundesstaaten  bezw.  Staatenbünde  bezeichnet  werden.  Auf  Grund  der 
in  dieser  Weise  gefundenen  Ergebnisse  sucht  er  dann  den  Begriff  und  das 
rechtliche  Wesen  des  Bundesstaates  und  des  Staatenbundes  festzustellen 
und  die  Unterschiede  beider  Rechtsformen  klarzulegen. 

Im  ersten  Teile  des  Werkes  giebt  der  Verf.  einen  Überblick  über  die 
Verfassung  der  „modernen  Bünde'%  die  er  in  drei  Gruppen  zerlegt: 
germanische  Bünde,  angelsächsische  Bünde  und  romanische  Bünde.  Zu 
den  germanischen  Bünden  rechnet  er  neben  der  schweizerischen  Eid- 
genossenschaft und  der  Republik  der  Vereinigten  Niederlande  als  sog. 
„Deutsche  Bünde^'  das  frühere  Deutsche  Reich,  den  Rheinbund,  den 
Deutschen  Bund,  bei  welchem  er  auch  die  Reformbestrebungen,  namentlich 
die  für  die  Ausgestaltung  der  norddeutschen  Bundesverfassung,  bezw.  der 
heutigen  Reichsverfassung  nicht  unwichtige  Frankfurter  Reichsverfassung 
bespricht,  den  Norddeutschen  Bund  und  das  neue  Deutsche  Reich  (I.  Kap.). 

In  dem  zweiten  Kapitel  ist  unter  der  Überschrift  „Angelsächsische 
Bünde^'  die  geschichtliche  Entwickelung  der  Verfassung  der  Vereinigten 
Staaten,  dann  die  Verfassung  des  Kanadischen  Bundes  (Dominion  of  Canada) 
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und  endlich  die  British  South  Africa  Act  (1877)  und  die  Federal  Council 
of  Australia  Act  (1885)  in  den  Hauptpunkten  dargestellt  und  erörtert 

Das  dritte  Kapitel  ^»Romanische  Bttnde'^  giebt  neben  allgemeinen  Er- 
örterungen über  die  romanische  Auffassung  von  der  Souveränität  im  wesent- 
lichen einen  kurzen  Überblick  über  die  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten 
von  Mexiko  und  der  Argentinischen  Republik. 

Der  zweite  Teil  ^^Untersuchungen  über  das  Recht  der  Yomehmlich 
wichtigen  modernen  Bünde'^  behandelt  im  ersten  Kapitel  die  materiellen 
Befugnisse  der  Bundesgewalt,  im  zweiten  Kapitel  ^e  Organisation  der 
Bundesgewalt,  im  dritten  Kapitel  die  Funktionen  der  Bundesregierung  und 
im  vierten  Kapitel  die  Änderung  und  die  Garantien  der  Bundesverfassung. 
Dabei  sind  in  den  einzelnen  Kapiteln  jeweils  einerseits  die  staatenbündi- 
schen Verfassungen  (Republik  der  Vereinigten  Niederlande ,  Vereinigte 
Staaten  unter  den  Konföderationsartikeln  von  1777 ,  Schweizerische  Eid- 
genossenschaft unter  dem  Bundesvertrage  von  1815,  und  Deutscher  Bund) 
und  andererseits  die  Verfassungen  der  Bundesstaaten,  nämlich  der  Ver- 
einigten Staaten  unter  der  Unionsverfassung,  der  Schweizerischen  Eidge- 
nossenschaft seit  1848,  der  Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  der  Argenti- 
nischen Republik,  des  Kanadischen  Bundes  und  des  Deutschen  Reichs 
besonders  besprochen. 

Der  dritte  Teil  des  Werkes  endlich  „Ergebnisse"  erörtert  den  Unter- 
schied von  Staatenbund  und  Bundesstaat  „nach  der  Bundespraxis  und  nach 
dem  Bundesrecht'',  untersucht  die  Ansichten  andrer  Schriftsteller  über 
diesen  Unterschied  und  bringt  schliefslich  einige  hier  nicht  weiter  zu  berück- 
sichtigende Bemerkungen  über  die  Bewährung  der  „Selbstregierung"  in  der 
Verfassungsgeschichte  und  Entwickelung  der  Vereinigten  Staaten  mit  einer 
Vergleichung  der  Unionsverfassung  und  der  kanadischen  Bundesverfassung. 

Von  den  im  dritten  Teile  (S.  450 — 513)  enthaltenen  Erörterungen  be- 
anspruchen das  gröfste  Interesse  die  Untersuchungen  über  den  Unterschied 
zwischen  Bundesstaat  und  Staatenbund.  In  dieser  Beziehung  weist  der  Ver- 
fasser zunächst  darauf  hin,  dafs  der  Unterschied  von  Staatenbund  und  Bun- 
desstaat auf  dem  Oebiete  der  Herrschaftsrechte,  die  bei  einigen  Ländern 
gezählt,  in  andern  aber  ungezählt  sind,  nur  ein  quantitativer,  kein  quali- 
tativer ist,  wenn  auch  das  Mafs  der  praktisch  bedeutsamen  Befugnisse  auf 
staatsrechtlichem,  wie  völkerrechtlichem  Gebiete  beim  Bundesstaate  gröfser 
zu  sein  pflegt,  als  beim  Staatenbunde.  Ebenso  ist,  was  die  Organisation 
der  Bundesgewalt  anlangt,  nach  Ansicht  des  Verfassers  der  Unterschied 
nur  quantitativ,  nicht  qualitativ.  Den  Organisationen  der  verschiedenen 
Bundesstaaten  ist  nämlich  gemeinsam,  dafs  sie  die  Bundesgewalt  von  den 
Regierungen  der  einzelnen  Staaten  mehr  oder  weniger  unabhängig  machen, 
wogegen  die  Organisationen  der  Staatenbünde  sich  an  die  Regierungen  der 
einzelnen  Staaten  anlehnen,  was  namentlich  darin  sich  zeigt,  dafs  oberstes 
Bundesorgan  im  Staatenbunde  ein  Gesandtenkongrefs  ist,  der  aus  bevollmäch- 
tigten Vertretern  der  Regierungen  der  einzelnen  verbündeten  Staaten  besteht 

Freilich  kommen  Ausnahmen  nach  der  einen  und  andern  Richtung 
vor,  wie  z.  B.  der  Bundesrath  im  Deutschen  Reiche.  Anlangend  endlich 
die  Funktionen  der  Bundesregierung,  so  ist  dem  Staatenbunde  und  dem 
Bundesstaate  Ausübung  der  gesetzgebenden,  vollziehenden  und  richterlichen 
Gewalt  innerhalb  seiner  Zuständigkeit  durch  seine  Organe  gemeinsam  und 
ist  auch  hier  der  Unterschied  nur  ein  quantitativer. 

Der  charakteristische  Unterschied  zwischen  Staatenbund  und  Bundestaat 
liegt  somit  nach  Ansicht  des  Verfassers  nicht  auf  dem  Gebiete   der  Herr- 
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schaftsrechte  für  sich  und  nicht  auf  dem  Gebiete  der  Organisation  der 
Bnndesgewalt  oder  der  Funktionen  der  Bundesregierungen  für  sich;  er 
liegt  vielmehr  auf  dem  Gebiete  der  Änderung  und  der  Garantien  der  Bun- 
desverfassung. Die  wichtigeren  modernen  staatenbttndischen  Verfassungen 
stimmen  nämlich  darin  überein  ^  dafs  sie  nur  mit  Zustimmung  sämtlicher 
Bundesstaaten  geändert  werden  können,  dagegen  verlangt  keiner  der  moder- 
nen Bundesstaaten  Zustimmung  sämtlicher  Bundesglieder  zu  Verfassungs- 
änderungen und  keiner  erklärt  sie  für  ausreichend.  Verfassungsänderungen 
erfolgen  durch  Mehrheitsbeschlüsse  der  nach  der  Verfassung  dazu  ermäch- 
tigten Organe.  Allerdings  weichen  in  dieser  Beziehung  die  einzelnen  Bun- 
desverfassungen sehr  voneinander  ab.  Während  die  Verfassung  des  Deut- 
schen Reiches  grundsätztlich  im  Wege  der  Reichsgesetzgebung  geändert 
werden  kann,  ist  in  den  Vereinigten  Staaten  Vorschlag  von  Verfassungs- 
änderungen entweder  durch  übereinstimmenden  Zweidrittelmehrheitsbeschlufs 
des  Senats  und  des  Repräsentantenhauses  oder  durch  eine  besondere  Ver- 
fassungskonvention und  Bestätigung  derselben  durch  drei  Viertel  der  je- 
weiligen Staaten  in  ihren  gewöhnlichen  Legislaturen  oder  besonderen  Ver- 
fassungskonventionen erforderlich.  Die  Verfassung  der  schweizerischen 
Eidgenossenschaft  kann  nur  in  einer  Volksabstimmung  durch  die  Mehrheit 
der  abstimmenden,  nach  Kantonen  gegliederten  Schweizerbürger  geändert 
werden,  welchen,  abgesehen  von  einer  Partialrevision  auf  Volksanregung, 
übereinstimmende  Mehrheitsbeschlüsse  von  Nationalrat  und  Ständerat  voran- 
gehen müssen.  Änderungen  der  Verfassung  der  Vereinigten  Staaten  von 
Mexiko  erfordern  Zweidrittelmehrheit  in  jedem  der  beiden  Häuser  des  Kon- 
gresses und  Genehmigung  durch  die  Mehrheit  der  Staatslegislaturen;  in 
der  Argentinischen  Republik  gehört  nur  die  Vorbereitung  der  Verfassungs- 
änderungen zur  Zuständigkeit  des  Kongresses;  über  dieselbe  beschliefst  aber 
eine  besondere  Verfassungskonvention. 

Daraus  ergiebt  sich  nach  Ansicht  des  Verfassers,  dafs  das  Unterschei- 
dungsmerkmal zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat  in  der  Selbstgenüg- 
samkeit, der  Selbständigkeit  und  Unabhängigkeit  des  Bundes  gegenüber 
seinen  Mitgliedern  liegt. 

Allerdings  ist  dieses  Unterscheidungsmerkmal,  das  keine  Wesensver- 
schiedenheit zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat  annimmt,  sondern  das 
Unterscheidende  nur  in  die  Eigenschaften  des  Bundes  setzt,  nach  vierfacher 
Richtung  näher  zu  bestimmen  und  zu  begrenzen.  1.  Zum  Bundesstaate  ist 
ein  gröfseres  Mafs  von  Herrschaftsrechten  nötig,  wenn  auch  eine  abstrakte 
Bestimmung  des  Mindestmafses  derselben  unthunÜch  ist.  2.  Zum  Bundesstaate 
ist  eine  solche  Organisation  der  Bundesgewalt  erforderlich,  welche  dieselbe 
vom  Willen  der  einzelnen  Bundesglieder  unabhängig  macht  und  eine  wirk- 
same Ausübung  der  Herrschaftsrechte  des  Bundes  ermöglicht.  3.  Ebenso 
mub  im  Bundesstaate  die  Ausübung  seiner  gesetzgebenden,  vollziehenden 
und  richterlichen  Gewalt  so  eingerichtet  sein,  dafs  sie  vom  Belieben  seiner 
einzelnen  Glieder  unabhängig  ist.  4.  Endlich  dürfen  Verfassungsänderungen 
im  Bundesstaate  nicht  an  die  Zustimmung  sämtlicher  Glieder  gebunden  sein, 
was  übrigens  eine  Mitwirkung  der  Einzelstaaten  bei  Verfassungsänderungen 
nicht  völlig  ausschliefst. 

Die  im  Vorstehenden  kurz  wiedergegebene  Auffassung  Westerkahps 
steht  zunächst  im  Widerspruch  mit  der  Ansicht,  dafs  zum  Wesen  des  Bun- 
desstaates Einheit  in  der  auswärtigen  Vertretung,  also  ausschliefsliches  Kriegs-, 
Vertrags-  und  Gesandtschaftsrecht  gehöre  (vgl.  z.  B.  Holtzendoiiff,  Hand- 
buch  des   Völkerrechts  II  §§  32  —  34).     Dem  gegenüber   weist   Wester- 
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KAMP  mit  Recht  darauf  hin^  dafs  dieses  Eriteriam  nach  verschiedenen  ban- 
desstaatlichen Verfassungen  nicht  zntriflft;  und  dafs  es  der  Bedentnng  und 
dem  Zwecke  des  Bundesstaates  gar  nicht  entspricht;  lediglich  in  der  Ein- 
richtung gerade  der  auswärtigen  Verwaltung  sein  Wesen  zu  erblicken. 

Ebenso  wendet  sich  Wbstebxamps  Auffassung  gegen  die  von  einer 
grofsen  Anzahl  deutscher  wie  ausländischer  Autoritäten  vertretene  Ansicht, 
dafs  im  Staatenbund  die  Bundesregierung  nur  über  die  Regierungen  der 
einzelnen  verbündeten  Staaten  herrscht,  im  Bundesstaate  dagegen  auch  über 
deren  Angehörige.  Mit  Recht  wendet  Westbrkamp  hiergegen  ein,  dafs  auch 
nach  staatenbündischen  Verfassungen  unmittelbare  Beziehungen  der  Bundes- 
gewalt zu  den  Angehörigen  der  Einzelstaaten  gegeben  waren,  wie  z.  B. 
im  Deutschen  Bunde. 

Endlich  bekämpft  Westerkakp  scharf  die  aprioristische  und  scholastische 
Konstruktion  des  Bundesstaates,  wie  sie  sich  bei  Laband  findet,  der  nament- 
lich davon  ausgeht,  dafs  der  Staatenbund  ein  Rechtsverhältnis  unter  Staa- 
ten, der  Bundesstaat  aber  ein  Rechtssubjekt,  d.  h.  ein  Staat  —  Gtosamt- 
staat  —  sei;  der  eigene  Herschaftsrechte  und  einen  selbstitndigen  Herr- 
schaftswillen hat,  und  der  durch  eine  bestimmte  Form  der  Organisation, 
nämlich  durch  die  Beteiligung  der  Einzelstaaten  an  der  Herstellung  des 
Gesamtstaatswillens  begrifflich  bestimmt  ist  Gegenüber  dieser  Labamb- 
schen  Theorie  legt  nun  Westebeamp  dar,  dafs  bei  Anwendung  der  von 
Laband  hervorgehobenen  Merkmale  auf  die  modernen  Bünde  man  zu  dem 
sonderbaren  Ergebnis  gelangt,  dafs  die  schweizerische  Eidgenossenschaft 
bis  zum  Jahre  1848,  die  Republik  der  Vereinigten  Niederlande,  die  Ver- 
einigten Staaten  unter  den  Konföderationsartikeln,  der  deutsche  Bund  und 
das  neue  deutsche  Reich  in  die  Kategorie  der  Bundesstaaten  gehören,  die 
Vereinigten  Staaten  von  Mexiko,  die  Vereinigten  Staaten  unter  der  ünions- 
verfassung,  die  schweizerische  Eidgenossenschaft  seit  1848  und  die  Argen- 
tinische Republik  aber  weder  Staatenbünde,  noch  Bundesstaaten  sind,  ein 
Ergebnis,  das  jedenfalls  nicht  befriedigen  kann. 

Ehe  nun  auf  die  Ansichten  des  Verfassers  in  einigen  Hauptpunkten 
näher  eingegangen  wird,  ist  zunächst  gegenüber  dem  von  ihm  beigebrachten 
Materiale  hervorzuheben,  dafs  dasselbe  nach  einer  doppelten  Richtung 
nicht  ganz  einwandfrei  ist,  nämlich  insofern  das  frühere  Deutsche  Reich 
unter  den  Staatenbünden  aufgeführt  ist,  und  als  die  Konföderationen  eng- 
lischer Kolonien  (Kanada,  Südafrika  und  Australien)  auf  gleicher  Stufe  mit 
den  aus  der  Zusammenschliefsung  souveräner  Staaten  entstandenen  Bundes- 
staaten behandelt  sind.  Das  Deutsche  Reich  war  vom  Standpunkte  des  Rechts 
aus  betrachtet  bis  zu  seinem  Untergange  ein  Einheitsstaat,  aber  freilich 
ein  auseinanderfallender  Einheitsstaat.  Deshalb  konnte  man  es  zwar  poli- 
tisch, aber  nicht  verfassungsrechtlich  als  einen  Staatenbund  gelten  lassen. 
Das  Verfassungsrecht  und  die  thatsächlichen  Verhältnisse  stimmten  eben 
nicht  mehr  überein.  Weil  dies  aber  der  Fall  war,  läfst  sich  aus  den  Zu- 
ständen des  Deutschen  Reiches  in  den  letzten  zwei  Jahrunderten  seines 
Bestandes  für  die  rechtliche  Konstruktion  von  Staatenbund  oder  Bundes- 
staat nichts  Brauchbares  entnehmen. 

Was  sodann  die  Konföderationen  englischer  Kolonien  anlangt,  so  sind 
die  englischen  Kolonien  nicht  Staaten,  sondern  vom  staatsrechtlichen  Stand- 
punkte aus  betrachtet  lediglich  Provinzen  des  englischen  Staates,  die  grund- 
sätzlich der  Souveränität  des  englischen  Staates  ebenso  unterworfen  sind, 
wie  jede  Grafschaft  des  Mutterlandes.  Allerdings  macht  sich  diese  Sou- 
veränität gerade  in  den  wichtigsten  Kolonien,  nämlich  den  mit  responsible 
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Governmenty  die  hier  vor  allem  in  Betracht  kommen,  thatsächlich  nur  in 
geringem  Grade  geltend.  Aber  die  Unterordnung  unter  die  englische  E^rone 
besteht  doch,  und  sie  zeigt  sich  namentlich  darin,  dafs  die  Kolonien  sich 
ihre  Verfassung  nicht  selbst  geben,  sondern  dafs  sie  sie  vom  Mutterlande 
erhalten.  Die  erwähnten  Konföderationen  sind  daher  lediglich  bundesstaat- 
lichen Einrichtungen  nachgebildete  Vereinigungen  von  mit  grofser  Selb- 
ständigkeit ausgerüsteten  Provinzen  eines  Staates.  Diese  Vereinigungen 
können  aber  eben  deshalb  den  Bundesstaaten  nicht  in  jeder  Hinsicht  gleich- 
gestellt werden.  Namentlich  kann  sich  bei  ihnen  die  wichtige  Frage  der 
Teilung  der  Souveränität  gar  nicht  aufwerfen. 

Übrigens  ist  zuzugeben,  dafs,  wenn  man  auch  das  frühere  Deutsche 
Reich  ausscheidet  und  auf  die  kolonialen  Konföderationen  ein  besonderes 
Gewicht  nicht  legt,  und  obwohl  eine  Anzahl  süd-  und  mittelamerikanischer 
Konföderationen  nicht  weiter  vom  Verfasser  berücksichtigt  ist,  doch  das 
von  ihm  beigebrachte  Material  noch  reichhaltig  genug  ist,  um  als  Grund- 
lage flir  dogmatische  Konstruktion  dienen  zu  können. 

Wie  eingangs  hervorgehoben  wurde,  sind  namentlich  die  deutschen 
Schriftsteller  bei  den  Untersuchungen  ttber  das  Wesen  des  Bundesstaates 
und  den  Unterschied  desselben  vom  Staatenbunde  vom  Begriffe  der  Sou- 
verilnität  und  den  Fragen  der  Unveräufserlichkeit  und  Teilbarkeit  der  Sou- 
veränität ausgegangen.  In  der  That  sind  dies  Fragen  von  grundlegender 
Bedeutung,  und  es  ist  daher  zuzusehen,  wie  sich  Wsstebkamp  zu  denselben 
stellt.  Westerkamp  weist  nun  darauf  hin,  dafs  entwickelte  Blinde  zu  einer 
weitgehenden  Dezentralisation  der  Staatsgewalt  und  zu  einer  Beschränkung 
derselben  auf  bestimmte  und  gesetzlich  begrenzte  Befugnisse  führen.  „Die 
Staatsgewalt  ist  daher  nicht  allmächtig,  sie  gewährt  keine  vollkommene 
und  vollständige  Herrschaft  über  die  ihr  unterstehenden  Personen  und 
Sachen,  sie  umfafst  nur  diejenigen  Befugnisse,  welche  Verfassung  und  Gesetz 
ihr  beilegen.^'  Westerkamp  will  nun  aus  dieser  Teilung  und  Beschränkung 
der  Staatsgewalt  in  Bundeeverhältnissen  schliefsen,  dafs  der  ganze  Begriff 
der  Souveränität,  wie  er  von  der  herrschenden  Meinung  angenommen  wird, 
falsch  sei,  und  dafs  nur  die  Romanen  die  Theorie  von  der  Unbeschränk- 
barkeit, Unteilbarkeit  und  Unveräufserlichkeit  der  Staatsgewalt  ausgebildet, 
die  Germanen  aber  die  Staatsgewalt  stets  als  eine  beschränkte  Gewalt  be- 
trachtet haben.  (S.  100  ff.) 

Diese  Auffassung  Westebkamps  kann  so,  wie  er  sie  vertritt,  nicht  als 
richtig  erachtet  werden ;  insbesondere  auch  deshalb  nicht,  weil  verschiedene 
auseinanderzuhaltende  Dinge  zusammengeworfen  sind.  Wenn  wir  nämlich 
dem  Staate  das  Merkmal  der  Souveränität  beilegen,  so  sagen  wir  damit, 
dafs  der  staatliche  Wille,  die  Staatsgewalt,  innerhalb  des  staatlichen  Herr- 
schaftsbereichs der  unbedingt  ausschlaggebende  ist,  und  dafs  es  ihm  gegen- 
über namentlich  keine  sog.  wohlerworbenen  Rechte  giebt,  an  denen  er  eine 
Schranke  hätte.  Dies  gilt  auch  vom  Bundesstaate;  der  in  den  Bundes- 
gesetzen zum  Ausdruck  gelangende  souveräne  Wille  des  Bundesstaates  kann 
innerhalb  der  verfassungsmäfsigen  Zuständigkeit,  wozu  auch  die  Ausdeh- 
nung der  Zuständigkeit  selbst  gehören  kann,  ebensowenig  eine  Schranke 
haben,  wie  das  Gesetz  des  Einheitsstaates.  Das  Merkmal  der  Souveränität 
müssen  wir  aber  als  ein  wesentliches  Merkmal  des  Staates  betrachten,  da 
sich  der  Staat  sonst  qualitativ  von  andern  Gemeinwesen,  namentlich  den 
Gemeinden,  nicht  unterscheiden  würde.  Falsch  ist  es  daher,  von  nicht- 
souveränen  Staaten  zu  sprechen,  und  falsch  ist  es  insbesondere,  den  Unter- 
schied zwischen  Staat  und  Gemeinde  und  andern  Gemeinwesen  im  Umfang 
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der  Aufgaben  und  Zwecke  des  Staates  einerseits  und  der  andern  Gemein* 
wesen  anderseits  finden  zu  wollen.  Es  hat  Staaten  mit  sehr  wenig  Zwecken 
und  Aufgaben  und  Gemeinden  mit  sehr  vielen  gegeben. 

Weil  die  Souveränität  ein  wesentliches  Merkmal  des  Staatsbegriffis  ist, 
kann  auch  von  einer  Verschiedenheit  romanischer  und  germanischer  Auf- 
fassung in  dieser  Hinsicht  nicht  gesprochen  werden,  und  was  Westerkamp 
in  dieser  Hinsicht  vorbringt,  kann  nicht  als  zutreffend  erachtet  werden. 
Eine  weitere  Frage  ist  es  sodann,  wer  diesen  souveränen  Staatswillen  zum 
Ausdruck  und  zur  Geltung  bringen  darf,  und  in  welcher  Weise  dies  ge- 
schehen kann.  Hier  kann  nun  das  betreffende  Organ  unbeschränkt  durch 
andre  Organe  sein,  wie  in  der  absoluten  Monarchie,  oder  es  kann  an  die 
Mitwirkung  andrer  Faktoren  gebunden  sein,  oder  es  kann  der  Staatswille 
nur  durch  ein  Zusammenwirken  mehrerer  sich  gegenseitig  beschränkender 
Faktoren  zustande  kommen,  wie  in  einer  repräsentativen  Republik,  in  welcher 
die  Vertretung  des  souveränen  Volkes  in  verschiedene  Abteilungen  zerlegt 
ist  Es  mag  aber  die  Bildung  des  Staatswillens  noch  so  kompliziert  sein, 
immer  erscheint  derselbe  nach  Abschlufs  des  Entstehungsprozesses  als  ein 
einheitlicher  und  höchster  (souveräner)  Wille.  Beschränkt  können  nur  die 
diesen  Willen  zum  Ausdruck  bringenden  staatlichen  Organe,  nicht  aber  die 
Staatsgewalt  selbst  sein.  Indem  Westerkamp  so  scharf  die  Beschränkbar- 
keit  der  Staatsgewalt  betont,  scheint  er  die  Staatsgewalt  mit  den  Trägem 
derselben  verwechselt  zu  haben  und  so  zur  Ansicht  gekommen  zu  sein, 
dafs  die  Staatsgewalt  selbst  beschränkt  sei. 

Die  letzte  und  hier  die  wichtigste  Frage  ist  es  endlich,  wer  in  Bundes- 
verhältnissen die  Souveränität  besitzt,  ob  der  Gesamtstaat  oder  die  Einzel- 
staaten, bezw.  ob  etwa  eine  Teilung  der  Souveränität  zwischen  Gesamt- 
staat und  den  Einzelstaaten  vorliegt.  Wer  von  der  unbedingten  Unteilbarkeit 
der  Souveränität  auch  ihrem  Gegenstande  nach  ausgeht,  mufs,  wenn  er, 
was  nicht  zu  vermeiden  ist,  dem  Bundesstaate,  als  einem  wenn  auch  zu- 
sammengesetzten Staate,  die  Souveränität  beilegt,  dem  im  Bundesstaate  ver- 
einigten Einzelstaate  die  Eigenschaft  der  Souveränität  absprechen.  Be- 
trachtet er  dagegen  die  Einzelstaaten  als  souverän,  so  wird  er  leugnen, 
dafs  das  betreffende  Bundesverhältnis  als  Bundesstaat  aufzufassen  sei. 
Westerkamp  geht  nun  in  Übereinstimmung  mit  dem  geltenden  Rechte  und 
der  „Bundespraxis^^  von  der  Anschauung  aus,  dafs  sowohl  der  Bundesstaat 
wie  die  Einzelstaaten  souverän  sind  in  der  Weise,  dafs  die  Bundesgewalt 
in  bezug  auf  die  in  die  Zuständigkeit  des  Bundesstaates  fallenden  Gegen- 
stände souverän  ist  und  die  Einzelstaatsgewalt  hinsichtlich  der  den  Einzel- 
staaten verbliebenen  staatlichen  Zwecke  und  Aufgaben. 

Eine  Teilung  der  Souveränität  in  der  Weise,  dafs  zwei  Staatsgewalten 
in  bezug  auf  denselben  Gegenstand  gleichmäfsig  die  oberste  Entscheidung 
hätten,  ist  allerdings  nicht  denkbar,  wohl  aber  kann  nichts  im  Wege  stehen, 
die  Bundesgewalt  einerseits  und  die  Einzelstaatsgewalt  anderseits  jede  in 
ihrer  Sphäre  als  souverän  zu  betrachten.  Von  dieser  Auffassung  geht  denn 
auch  in  der  That  das  Verfassungsrecht,  wie  die  Praxis  in  den  Vereinigten 
Staaten,  in  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  und  im  Deutschen  Reiche 
aus.  Falsch  ist  es,  deshalb  die  Stellung  der  Einzelstaaten  in  einem  Bun- 
desstaate mit  dem  Ausdrucke  „Autonomie'^  oder  „Selbstverwaltung^^  zu  be- 
zeichnen. Von  Autonomie  im  Sinne  des  modernen  Staatsrechts  kann  man 
nur  in  bezug  auf  die  Stellung  von  Bestandteilen  (Gemeinden,  Provinzen, 
Kolonien)  eines  Einheitsstaates  sprechen.  Die  sog.  Autonomie  der  Gemeinden, 
Provinzen  u.  s.  w.  besteht  in  einer  gewissen  Selbständigkeit  in  der  Besorgung 


Digitized  by 


Google 


Deutsche  Litterator.  89 

ihrer  eigenen,  sowie  gewisser  ihnen  ttberlassenen ,  bezw.  übertragenen 
öffentlichen  Angelegenheiten.  Sie  stehen  aber  dabei  nnter  der  Aufsicht 
nnd  Eontrolle  des  Staates,  der  ihnen  auch  Ihren  autonomen  Wirkungskreis 
anweist.  Die  Mitglieder  eines  Gesamtstaates  dagegen  stehen  in  bezug  auf 
die  ihnen  verbliebenen  Angelegenheiten  dem  Gesamtstaate  durchaus  unab- 
hängig und  selbständig  gegenüber,  und  sie  können  namentlich  für  diese 
Angelegenheiten  Gesetze  erlassen,  die  dieselbe  Bedeutung  haben,  wie  die 
Bundesgesetze  im  Rahmen  der  Zuständigkeit  des  Gesammtstaates. 

Westerkahp  nimmt  keine  Wesensverschiedenheit  zwischen  Staatenbund 
und  Bundesstaat  an,  sondern  findet  das  Unterscheidende  nur  in  gewissen 
Eigenschaften  des  Bundes.  Man  wird  ihm  hierin  grundsätzlich  zustimmen 
können;  auch  der  Staatenbund  ist  kein  blofses  Rechtsverhältnis,  wie  ein 
Bündnisvertrag  unter  mehreren  Staaten,  sondern  ein  Gesamtstaat,  also  ein 
Rechtssubjekt,  wenn  dasselbe  auch  weniger  entwickelt  und  ausgebildet  ist, 
als  im  Bundesstaat.  Daraus  folgt  dann  mit  Notwendigkeit,  dafs  auch  im 
Staatenbunde  eine  Teilung  der  Souveränität  zwischen  dem  Staatenbunde 
und  den  Einzelstaaten  gegeben  und  die  Souveränität  der  letzteren  eben- 
falls beschränkt  ist,  wenn  die  Beschränkung  auch  nicht  so  weit  geht,  wie 
im  Bundesstaat.  Man  mag  mit  Rücksicht  auf  die  weitgehende  Beschränkung 
der  Einzelstaaten  im  Bundesstaate  von  halbsouveränen  Staaten  reden,  fest- 
gehalten mufs  aber  werden,  dafs  den  Einzelstaaten  die  Souveränität  nicht 
ganz  abgesprochen  werden  kann,  da  sie  sonst  eben  nicht  mehr  Staaten 
wären  und  daher  auch  kein  bundesstaatliches  Verhältnis  mehr  gegeben 
sein  könnte.  Nimmt  man,  wie  Westebkaup  thut,  keine  Wesensverschieden- 
heit zwischen  Staatenbund  und  Bundesstaat  an,  so  mufs  man  das  unter- 
scheidende Merkmal  in  besonderen  Eigenschaften  des  Bundesstaats  snchen, 
die  ihn  vor  dem  Staatenbunde  auszeichnen.  Man  kann  zugeben,  dafs 
Werterkamp  in  dieser  Beziehung  die  Hauptpunkte  hervorgehoben  hat.  Es 
ist  aber  nicht  zu  verkennen,  dafs  die  Grenzen  fliefsende  sind;  es  gab  und 
giebt  Bundesstaaten  mit  staatenbündlichen  Elementen  und  gab  Staaten- 
htfnde  mit  bundesstaatlichen  Ansätzen.  Das  wirkliche  Leben  richtet  sich 
eben  nicht  nach  Schulbegriffen,  und  man  mufs  sich  hüten,  die  thatsäch- 
lichen  Erscheinungen  unter  gewisse  theoretisch  gefundene  Kategorien  zwangs- 
weise unterbringen  zu  wollen.  Es  ist  ein  Verdienst  des  Verfassers,  darauf 
nachdrücklich  hingewiesen  zu  haben,  wie  er  sich  auch  dadurch  Dank  ver- 
dient hat,  dafs  er  zur  theoretischen  Konstruktion  der  gesamtstaatlichen  Ver- 
hältnisse ein  so  reichhaltiges  Material  zusammengebracht  und  übersichtlich 
dargestellt  hat. 

Würzburg.  V.  Stengel. 

Menzel,  Viktor,  wissensch.  Hilfslehrer,  Deutsches  Gesandtschaftstvesen 
im  MittelcUter.  Mit  einem  Vorwort  und  Inhaltsverzeichnis.  VI  n.  259  S. 
Hannover,  Hahnsche  Buchhandlung,  1892. 

Die  neuere  Litteratur  über  die  Geschichte  des  Gesandtschaftswesens 
nimmt  fast  durchweg  von  den  Anfängen  der  Entwicklung  der  ständigen 
Diplomatie  ihren  Ausgangspunkt;  sie  setzt  mit  dem  Ende  des  Mittelalters 
ein  und  berücksichtigt  frühere  Zeiten  höchstens,  soweit  es  sich  um  den  Nach- 
weis handelt,  dafs  dem  Mittelalter  vor  der  Ausbildung  der  italienischen  Diplo- 
matie stehende  Gesandtschaften  fremd  geblieben  sind.  Das  mittelalterliche 
.Gesandtschaftswesen  überhaupt  aber  hat  die  Forschung  bisher  fast  unberührt 
gelassen;  die  gröfseren  Werke  über  Völkerrecht  oder  Gesandtschaftsrecht 
im  besonderen  beschränken  sich  auf  wenige  Notizen^  und  auch  die  tüchtige 
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Dissertation  Löhbens  schildert  den  gesandtschaftlichen  Verkehr  des  Mittel- 
alters nur  bis  zum  Ende  des  neunten  Jahrhunderts.  Der  Verfasser  der 
vorliegenden  Schrift  sagt  deshalb  mit  Recht,  dafs  er  ein  fast  unbebautes  Feld 
bearbeite ;  er  hat  sich  zweifellos  durch  die  Vornahme  seiner  Untersuchungen 
ein  nicht  geringes  Verdienst  erworben.  Freilich  grenzt  auch  er  das  Gebiet 
seiner  Forschung  in  mehrfacher  Hinsicht  verhältnismäfsig  eng  ab.  Er  be- 
handelt einmal  nur  das  deutsche  Gesandtschaftswesen ,  und  das  läTst 
seine  Darstellung  in  mancher  Beziehung  als  einseitig  erscheinen,  weil  ja 
die  kulturgeschichtliche  Bedeutung  der  Gesandtschaftsinstitution  als  eines 
der  vornehmsten  Mittel  internationalen  Verkehrs  nicht  anders  als  durch 
Beleuchtung  dieses  Verkehrs  selbst  und  mithin  nicht  nur  der  bei  einem 
der  Verkehrssubjekte  herrschenden,  auf  den  Verkehr  bezüglichen  Einrich- 
tungen voll  erfafst  werden  kann.  Indessen  kann  man  mit  dem  Verfasser 
hierin  nicht  rechten ;  die  Beschaffenheit  des  Materials  mag  ihn  in  Schranken 
gehalten  haben,  und  jeder  Autor  kann  sich  ja  seine  Grenzen  nach  Gut- 
dünken ziehen.  Dagegen  muss  man  Menzel  allerdings  zum  Vorwurfe  machen, 
dafs  er  innerhalb  seines  Gebietes  sich  im  wesentlichen  mit  einer  antijiuarischen 
Darstellung  der  Formalien  des  Gesandtschafts wesens,  seiner  Äusserlich- 
keiten  begnügt  und  den  historisch  doch  gewifs  wichtigeren  Inhalt  des 
Instituts,  seine  kulturelle  und  politische  Bedeutung,  das  Gesandtenrecht 
u.  s.  w.  nur  sehr  oberflächlich  behandelt.  Die  Untersuchung  der  vom  Ver- 
fasser in  Negoziationspapiere ,  Negoziationsbelege  und  Hilfspapiere  einge- 
teilten Gesandtschaftsakten  nimmt  den  relativ  gröfsten  Raum  der  Schrift 
ein  (98  Seiten);  das  Ceremoniell,  die  Zahl  der  Gesandten,  Dauer, 
Beförderungsmittel  und  Kosten  der  Gesandtschaften  sind  ebenfalls 
in  grofser  Ausführlichkeit  behandelt.  Dagegen  wird  über  die  Unver- 
letzlichkeit der  Gesandten  und  ihrer  Begleitung  auf  nur  sieben,  über 
das  Gesandtschaftsrecht  auf  nur  vier  Seiten  und  auch  da  nur  ganz 
flüchtig  gesprochen;  hier  hätte  doch  die  Beschaffenheit  der  Quellen  dem 
Verfasser  sicherlich  Gelegenheit  geboten  etwas  mehr  aus  der  Tiefe  zu 
schöpfen.  Die  bereits  angedeutete  streng  systematische  Anordnung  des 
Stoffs  verhindern  auch  jedes  Eingehen  auf  die  Entstehung  und  Fortbildung 
des  mittelalterlichen  Gesandtschaftswesens  als  solchen ;  gerade  das  war  aber 
nötig,  um  den  Zusammenhang  mit  der  späteren  Entwicklung  aufzudecken. 
Die  formalistische  Neigung  des  Verfassers  verführt  ihn  auch  im 
einzelnen,  seine  Untersuchungen  auf  begrifflichen  Unterscheidungen  auf- 
zubauen, die  ohne  innere  Wahrheit  und  deshalb  ohne  Wert  sind,  ja  die 
sich  oft  als  gefährlich  erweisen,  weil  der  Verfasser  nach  seinem  eigenen 
Ausdrucke  aus  dem  Formalen  die  Entscheidung  für  materiale  Fragen  nimmt. 
Das  zeigt  sich  z.  B.  bei  der  Lehre  von  den  Negociationspapieren.  Menzel 
unterscheidet  zwischen  „Botschafter^^  und  „Machtboten'';  jener  ist  der  nur 
zur  Verhandlung,  dieser  der  auch  zum  Vertragsabschlüsse  befugte  Gesandte. 
Der  Botschafter  erhält  als  Legitimationspapier  eine  „Kredenz'',  der  Macht- 
bote ein  „Mandat";  jene  soll  nur  einführen  und  das  Verhandlungs-,  das 
Mandat  aufserdem  das  Abschliefsungsrecht  bescheinigen.  Innerlich  sind  nun 
diese  Papiere  nach  Menzel  dadurch  verschieden,  dafs  nur  das  Mandat  eine 
Vollmacht  enthält.  Aber  auch  die  Kredenz  ist  doch  Vollmacht,  auch  der 
„Botschafter"  mufs  bevollmächtigt  sein,  nur  reicht  seine  Vollmacht  nicht 
so  weit  wie  die  des  Machtboten.  Der  Versuch  des  Verfassers,  den  strengen 
inneren  Unterschied  zwischen  Kredenz  und  Mandat  für  das  ganze  Mittel- 
alter nachzuweisen  und  aus  ihm  allerhand  Konsequenzen  zu  ziehen,  kann 
deshalb  nicht  gelingen.     Falsch  ist  ferner  die  Behauptung,  Gesandter  und 
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Beamter  seien  begriffliche  unterschiede;  diese  unrichtige  Prämisse  ver- 
leitet Menzel  zu  dem  doppelten  Fehler^  den  karolingischen  missns  dominicns 
für  einen  Gesandten  im  technischen  Sinne  zn  erklären  and  ihm  deshalb  den 
Amtscharakter  abzusprechen.  —  In  seiner  Terminologie  ist  der  Verfasser 
nicht  sehr  glflcklich;  der  ^^Botschafter^^  als  Gegensatz  vom  ^^Machtboten^^ 
ist  doch  schwerlich  empfehlenswert ^  auch  ist  es  nicht  ratsam ,  eine  aus 
mehreren  Gesandten  bestehende  Gesandtschaft  als  ^^Corps'^  zu  bezeichnen^ 
weil  man  hierunter  nach  heutigem  diplomatischen  Sprachgebrauche  etwas 
ganz  anderes  versteht. 

Von  diesen  Mängeln  abgesehen ,  ist  die  MENZELSche  Schrift  sicherlich 
eine  tüchtige  Leistung,  ein  wertvoller  Beitrag  zur  deutschen  Kulturgeschichte 
des  Mittelalters.  Sie  benutzt  das  Quellenmaterial  mit  Umsicht  und  Fleiss; 
der  Historiker  wird  in  ihr  vielfache  Anregung  und  Förderung  finden.  Eine 
beiläufige  Bemerkung  mag  zum  Schlüsse  noch  gestattet  sein:  hält  der  Ver- 
fasser die  beiden  bekannten  Anekdoten  des  anekdotenreichen  Monach.  Sangall. 
von  den  Erlebnissen  eines  Gesandten  am  byzantinischen  und  einer  Gesandt- 
schaft am  fränkisen  Hofe  (S.  1 34. 1 4  0)  allen  Ernstes  fllr  geschichtliche  Wahrheit  ? 

Leipzig.  HEnnucH  Tbibpel. 

Italienische  Litteratur. 

Periodische  Übersicht  der  italienischen  volkswirtschaftlichen  Litteratur. 

L 

(Werke  von  Cossa,  Celli,  Loria  und  Ricca  Salemo.) 

Wir  könnten  diese  unsere  Bevue^  sei  es  im  Interesse  der  logischen  An- 
ordnung, sei  es  der  Wichtigkeit  des  zu  besprechenden  Werkes  und  der  wissen- 
schaftlichen Bedeutung  des  Verfassers  willen,  nicht  besser  beginnen,  als  mit 
einer  Besprechung  der  „Einführung  in  das  Studium  der  Nationalökonomie'^ 
von  Professor  Luigi  Cobma.^)  Cossa,  in  Italien  allgemein  als  Meister  aner- 
kannt, braucht  auch  in  Deutschland,  wo  seine  Arbeiten  übersetzt,  weitver- 
breitet und  geschätzt  sind,  nicht  erst  vorgestellt  zu  werden. 

Das  vorliegende  Werk  ist  als  die  dritte  Ausgabe  der  gleichfalls  schon 
vor  längerer  Zeit  ins  Deutsche  übersetzten  „Anleitung  zum  Studium  der 
Nationalökonomie^^  von  Cossa  bezeichnet,  aber  es  ist  in  Wirklichkeit 
eine  ganz  neue  Arbeit.  Cossas  ausgezeichnete  Eigenschaften,  Genauigkeit 
und  Nüchternheit  des  Gedankens,  grofse  Objektivität  und  Unparteilichkeit, 
und  vor  allem  tiefe  Gelehrsamkeit  ohne  schwerfälliges  Auftreten,  leuchten 
aus  diesem  Werke  glänzend  hervor  und  machen  es  zu  einem  wissenschaft- 
lichen Führer  und  einer  unschätzbaren  Quelle  des  Wissens. 

Das  Buch  besteht  aus  zwei  Teilen,  einem  theoretischen  und  einem  histo- 
rischen. Im  ersten  Teil  ist  ein  durchaus  neues  Kapitel  über  den  Charakter  der 
Nationalökonomie  und  ein  andres,  vollständig  überarbeitetes  über  die  Methode 
von  besonderer  Wichtigkeit.  Der  zweite  Teil  ist  im  Vergleich  zur  vorhergehen- 
den Ausgabe  vollständig  umgearbeitet  und  könnte  einen  Band  ftlr  sich  bilden« 

Indem  der  Verfasser  mit  tiefer  Bildung  die  charakteristischen  Merkmale 
der  Nationalökonomie  durchgeht,  ist  er  weit  entfernt^  sie  wie  die  Katheder- 
Sozialisten  gleichsam  als  eine  physische  und  biologische  Wissenschaft  zu  be- 
trachten, und  hält  die  Ähnlichkeiten  zwischen  dem  tierischen  und  dem  gesell- 
schaftlichen Organismus  zxmi  gröfsten  Teil  nur  für  scheinbar ;  aber  er  billigt 


1)  Introduzione  aUa  studio  dell'  economia  politica.    Milauo,  Hoepli,  1892.    8<^. 
XU-594. 
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trotzdem  die  zu  exclosive  Richtung  der  neueren  österreichischen  Schule  nicht^ 
welche  die  Nationalökonomie  als  ein  Anhängsel  der  Psychologie  und  als 
,,Mechanik  der  Rechnung'^  betrachtet  und,  ohne  die  Wichtigkeit  des  soge- 
nannten ^^ökonomischen''  Prinzipes  zu  erkennen^  behauptet,  dass  die  subjek- 
tive Theorie  des  Nutzens  und  des  Wertes  keineswegs  die  ganze  National- 
ökonomie, noch  ihre  hauptsächlichste  Stütze  sei. 

Indem  er  weiter  die  Grenzen  bespricht,  die  der  Methode  der  Induktion 
und  der  Deduktion  beim  Studium  der  Nationalökonomie  zu  ziehen  sind,  be- 
merkt der  Verfasser,  dafs  die  grofsen  Meister  der  Nationalökonomie,  wie  sehr 
sie  auch  in  der  Theorie  der  Methode  voneinander  abweichen,  sich  ohne  Aus- 
nahme jedesmal  der  für  das  Studium  der  verschiedenen  Fragen  geeignetsten 
Methode  bedient  haben.  Cossa  nimmt  als  sichere  Grundlage  die  allgemeinen 
Prämissen  der  klassischen  Schule  an,  aus  denen  diese  ihre  wichtigsten  Theorien 
abgeleitet  hat,  bemerkt  jedoch,  dafs  in  der  Wirklichkeit  aufser  den  bestän- 
digen auch  zuföllige  und  veränderliche  Ursachen  vorhanden  sind,  welche  Ver- 
besserungen in  den  Deduktionen  des  allgemeinen  Charakters  erfordern.  Die 
induktive  Methode  kann  daher  zur  Erkenntnis  dieser  störenden  Ursachen  und 
zur  Feststellung  der  empirischen  Gesetze  derselben  und  in  gewissen  Fällen 
zum  direkten  Studium  gewisser  besonderer  Erscheinungen  dienen.  Als  ent- 
schiedener Gegner  tritt  Cossa  der  historischen  Methode  und  dem  Gedanken 
einer  nationalen  Wirtschaftslehre  gegenüber,  und  obwohl  er  die  Vorzüge 
der  historischen  Untersuchungen  anerkennt,  leugnet  er,  dafs  diese  irgend  eine 
nützliche  Neuerung  in  den  allgemeinen  Prinzipien  der  Wissenschaft  mit  sich 
gebracht  hätten.  In  diesem  ganzen  Teile  gestatten  wir  uns,  bei  aller  Hoch- 
achtung vor  der  Tiefe  und  Klarheit  der  Bemerkungen  unseres  berühmten 
Meisters,  weitgehende  Vorbehalte  gegenüber  den  Behauptungen  des  Verfassers 
zu  machen,  mit  denen  wir  gröfstenteils  nicht  übereinstimmen,  und  zu  be- 
merken, dafs  uns  dajs  Urteil,  das  er  über  die  historische  Schule  abgiebt,  viel 
zu  streng,  und  das  Feld,  das  er  der  induktiven  Methode  anweist,  die  wir 
für  grundlegend  halten,  viel  zu  eng  erscheint 

Der  zweite  Teil  des  Werkes  von  Cossa  ist  eine  grofse  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  die  für  sich  bestehen  könnte,  und  die  an  Sachkenntnis, 
Genauigkeit  und  umfassender  Gelehrsamkeit  alle  anderen  derartigen  Arbeiten 
übertrifift.  Es  ist  uns  unmöglich,  ein  Resum^  davon  zu  geben,  wir  müssen 
uns  lediglich  auf  eine  Besprechung  der  Teile  beschränken,  die  am  meisten 
Neues  und  Interessantes  enthalten.  Cossa  giebt  von  jeder  geschichtlichen 
Periode  einen  erschöpfenden  synthetischen  Begriff,  indem  er  die  Schriften 
der  hauptsächlichsten  Autoren  analysiert  und  seine  Darlegung  mit  wertvollen 
biographischen  und  den  vollständigsten  bibliographischen  Anmerkungen  be- 
gleitet. So  verfährt  der  Autor  in  einer  neuen  und  höchst  interessanten  Aus- 
einandersetzung mit  den  scholastischen  Doktrinen;  ebenso  mit  den  huma- 
nistischen, und  ebenso  mit  den  weniger  bekannten  Verfassern  zahlreicher 
Monographien,  welche  der  nationalökonomischen  Synthese  vorangingen.  Auf 
die  erste  Periode  der  nationalökonomischen  Wissenschaft,  die  er  als  fragmen- 
tarisch bezeichnet,  weil  sie  einer  Synthese  ermangele,  folgt  mit  den  ersten 
synthetischen  Versuchen  die  Periode  der  empirischen  Systeme,  und  Cossa 
studiert  in  derselben  vor  allem  das  Ernährungssystem,  das  aus  dem  Bestreben 
hervorging,  den  Konsumenten  das  nötige  Getreide  zu  beschaffen,  und  ein- 
gehender das  merkantile  System. 

Von  diesem  giebt  er  die  Grundbegriffe  und  die  hochinteressante  histo- 
rische Evolution,  durch  die  man  von  der  rohesten  Form  der  Bestimmungen 
über  die  Ausfuhr  des  Geldes  zu  jener  der  Bilanz  der  Verträge  und  endlich 
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zu  dem  mehr  logischen  Begriffe  der  HandelBbüanz  gelangt.  Das  merkantile 
System  wird  dann  zum  protektionistischen  umgestaltet,  indem  die  Handels- 
bilanz nicht  mehr  der  Zweck,  sondern  das  Symptom  der  nationalökonomischen 
Wohlfahrt  wird.  Als  Reaktion  gegen  den  Merkantilismus  ersteht  der  agra- 
rische Protektionismus,  der  den  Impuls  zu  den  physiokratischen  Theorien  gab.. 
Vor  dem  Aufblühen  derselben  ging  eine  Reihe  wenig  bekannter  Schriftsteller, 
^e  der  Verfasser  in  interessanter  Weise  illustriert,  der  ökonomischen  Syn- 
these Yoran,  die  später  von  der  Schule  Quesnays  in  ein  wissenschaftliches 
System  gebracht  wurde.  Cossa  giebt  eine  umfassende  Auseinandersetzung  und 
KniSk  der  physiokratischen  Schule  und  zeigt  deren  Wichtigkeit  und  ihre  Lücken. 

Mit  den  Physiokraten  beginnt  sich  jenes  wissenschaftliche  Gebäude  zu 
erheben,  das  dann  von  Shtfe  und  seinen  unmittelbaren  Nachfolgern,  den 
grofsen  Meistern  der  Wissenschaft,  die  der  Verfasser  mit  glücklicher  und 
sicherer  Hand  beleuchtet,  in  umfassender  Weise  konsolidiert  wurde. 

Der  letzte  Teil  dieses  Meisterwerkes  (ca.  200  Seiten)  ist  der  Schilderung 
des  gegenwärtigen  Standes  der  ökonomischen  Wissenschaft  in  Europa  und 
in  Amerika  gewidmet  Es  ist  eine  Arbeit,  die  sich  nicht  kurz  zusammen- 
fassen läfst,  und  die  als  Denkmal  einer  so  umfassenden  und  tiefen  Gelehr- 
samkeit dasteht,  dafs  kein  anderes  Werk  einen  Vergleich  damit  aushält,  und 
die  nur  Cossa  herausgeben  konnte.  Während  einige  Kapitel,  wie  die  über 
Frankreich,  über  Deutschland,  über  Österreich,  durch  das  eingehende  Studium 
der  verschiedenen  ökonomischen  Schulen  und  der  verschiedenen  Richtungen, 
die  in  diesen  Ländern  das  Feld  der  Wissenschaft  behaupten,  von  grofser 
Wichtigkeit  sind,  sind  andere  Kapitel,  wie  z.  B.  die  über  die  Niederlande, 
über  die  skandinavischen  und  slavischen  Länder,  über  Ungarn,  darum  von 
besonderem  Werte,  weil  sie  Mitteilungen  enthalten,  die  den  meisten  voll- 
ständig neu  sein  werden,  und  weil  sie  eine  überaus  klare  Vorstellung  von 
der  wissenschaftlichen  Bewegung  in  einigen  Ländern  geben,  von  denen  man, 
hauptsächlich  wegen  der  Schwierigkeiten  der  Sprache,  im  allgemeinen  nur 
geringe  und  lückenhafte  Kenntnis  hat. 

Diese  wenigen  Andeutungen  mögen  genügen ;  denn  es  scheint  uns,  dafs 
auch  nur  ihretwegen  jeder,  der  sich  mit  der  Volkswirtschaft  beschäftigt, 
das  Bedürfnis  fühlen  mufs,  ein  Werk  zu  lesen  und  zu  studieren,  das  dazu 
bestimmt  ist,  das  Vademecum  der  Nationalökonomen  zu  werden. 

*  * 

* 

Indem  wir  von  der  Darstellung  der  allgemeinen  Geschichte  der  National  - 
Ökonomie  durch  Cossa  schon  der  Verwandtschaft  mit  dem  Thema  wegen  auf 
besondere  Untersuchungen  historischen  Charakters  übergehen,  müssen  wir  zu- 
nächst von  einem  soeben  erschienenen  Werke  reden,  das  einen  wichtigen 
Beitrag  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  in  Italien  liefert,  indem  es  zwei 
noch  ungedruckte  Schriften  von  Silvestro  Gozzolini,  einem  völlig  unbekann- 
ten Schriftsteller  des  16.  Jahrhunderts,  veröffentlicht  und  eingehend  bespricht.') 
Von  diesen  beiden  Schriften  beschäftigt  sich  die  eine  mit  dem  Haushalte  der 
Stadt  Pesaro  und  die  andern  mit  den  Mitteln  und  Wegen,  wie  die  Fürsten 
zu  Geld  kommen.  In  der  ersten  tritt  mit  Rücksicht  auf  die  damaligen  Zeiten 
als  bemerkenswert  der  Gedanke  Gozzolinis  hervor,  als  Subjekt  des  Reich- 
tums die  Stadt  und  nicht  den  Fürsten  zu  betrachten,  im  Gegensatz  zu  der 
feudalen  Auffassung,  die  das  Gebiet  des  Staates  als  Patrimonium  des  Fürsten 
und   das   Steuersystem  als    seine  Apanage  betrachtete.     Die  Begriffe,   die 


1)  LüiGX  Cblu,  SilTestro  Gozzolini  di  Osimo,  economista  e  finanziere  del  Se- 
colo  XVI.    Torino,  Roux,  1892.    8».    274  p. 
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GozzoLiNi  Yom  Reiohtam  und  von  der  Art  nnd  Weise  ^  ihn  zu  vermehren; 
hatte;  waren,  wie  gesagt,  mit  Btlcksieht  anf  die  damalige  Zeit  sehr  bemer- 
kenswert nnd  weit  weniger  roh,  als  die  Anschauung  späterer  Schriftsteller. 
Er  studierte  in  der  That  mit  merkantilistischer  Aiäfassung  die  Mittel  und 
Wege,  das  Geld  in  die  Städte  zu  ziehen,  hielt  dafttr,  da(s  der  Reichtum  des 
Staates  mit  der  Vermehrung  des  Geldes  wachse,  und  riet  dem  Fflrsten,  alles 
zu  begtlnstigen,  was  darauf  hinauslaufe,  dem  Staate  Geld  einzubringen.  Aber 
er  schlug  nicht  vor,  die  Ausfuhr  des  Geldes  zu  verbieten,  noch  andere  rohe 
Mittel,  wie  sie  in  der  ersten  Phase  des  Merkantilismus  gang  und  gäbe  waren^ 
sondern  riet  vielmehr,  die  Teztil-Industrie  und  den  Ackerbau  zu  fördern,  um 
die  Einfuhr  abzuschwächen,  und  den  Handel  mit  dem  Oriente,  wo  man  mit 
barem  Gelde  bezahlen  mufste,  zu  beschränken. 

In  dieser  Hinsicht  wäre  ein  Vergleich  zwischen  den  Ideen  Gozzolinis 
und  denen  seiner  Zeitgenossen  und  unmittelbaren  Nachfolger  am  Platze  ge- 
wesen, um  zu  dem  überaus  interessanten  Studium  der  allmählichen  Umge- 
staltung der  merkantilistischen  Theorie  anzuleiten. 

Celli,  weit  stärker  in  historischen  Untersuchungen  von  Thatsachen  als 
in  theoretischen,  giebt  uns  hingegen,  indem  er  mit  richtigem  historischen 
Verständnisse  den  Verfasser  mit  Rücksicht  auf  die  Zeit,  in  der  er  lebte,  stu- 
dierte, sehr  interessante  Nachrichten  über  die  ökonomischen  Verhältnisse  der 
kleinen  italienischen  Städte  in  jener  Epoche,  über  die  Entwickelung  des  Han- 
dels und  der  Industrie  in  Italien  und  besonders  über  den  Seidenbau  und  den 
Handel  mit  Kokons,  die  damals  in  vielen  Städten  in  Blüte  standen,  indem 
er  die  Übersicht,  die  Gozzolini  über  den  Haushalt  der  hauptsächlichsten 
Städte  in  Italien  aufstellte,  eingehend  kommentiert 

In  der  zweiten  Schrift  Gozzolinib  sind  die  Betrachtungen,  die  er  übet 
die  Veränderungen  der  Geldverhältnisse  und  über  die  Steuern,  die  er  mit 
bezug  auf  den  Fürsten,  der  sie  ausschreibt,  wie  in  bezug  auf  das  Volk, 
das  sie  bezahlt,  auf  die  Ursache,  weshalb  sie  ausgeschrieben  sind,  auf  ihre 
Schwere,  auf  die  Zeit  und  auf  die  Art  und  Weise,  wie  sie  erhoben  werden,, 
betrachtet^  von  besonderer  Wichtigkeit.  Er  will,  dafs  der  Grund  dazu  ver- 
nünftig und  gerecht  sei,  und  dafs  sie  nicht  dem  Luxus  der  Höfe  dienen,  son- 
dern der  öffentlichen  Wohlfahrt  Ihre  Grenzen  sollen  der  Bedarf  des  Für- 
sten und  der  Wohlstand  des  Volkes  sein.  In  bezug  auf  die  Art  und  Weise 
der  Besteuerung  zieht  er  die  Abschätzung  nach  der  Kopfsteuer  und  nach  der' 
Brandsteuer  vor,  unterscheidet  die  Steuern  von  den  Zöllen  als  indirekte  Steuern 
und  kritisiert  schliefslich  das  Steuer-System,  um  zu  beweisen,  welche  Mittel  und 
Wege  die  besten  sind,  Geld  flüssig  zu  machen,  nicht  zum  Vorteil  des  Fürsten^ 
sondern  zu  dem  des  Staates,  indem  er  zuletzt  bemerkt,  dafs  die  gute  Finanz- 
wirtschaft dahin  trachten  müsse,  die  ökonomischen  Verhältnisse  des  Staates  zu 
verbessern,  und  dafs  diese  dazu  beitrügen,  jene  um  so  blühender  zu  machen. 

Der  Verfasser  läfst  auf  die  Darstellung  und  den  Kommentar  der  Schriften 
GozzoLiKis  ein  Bild  des  ökonomischen  Lebens  der  Ortschaften  und  der  Zeiten 
des  letzteren  folgen.  Die  Mitteilungen,  die  er  uns  darüber  macht,  besonders 
diejenigen  über  die  Zollverhältnisse  der  italienischen  Städte,  die  Freihandels- 
verträge, die  im  Mittelalter  zwischen  den  Gemeinden  bestanden,  und  so  auch 
die  über  die  Finanzen,  die  Steuern,  die  Bevölkerung  und  die  Produktion  des 
Fürstentums  Urbino  sind  äufserst  interessant 

Alle  Forschungen  Cellis  sind  mit  grofser  historischer  Strenge  in  der 
Benutzung  des  fast  ganz  noch  ungedruckten  Materials  der  Archive  durch- 
geführt, wie  auch  die  Schriften  Gozzolinis  bisher  noch  ungedruckt  und  un- 
bekannt waren;  während  ihre  Herausgabe  ein  schätzbarer  Beitrag  zur  Ge- 
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schiehte  der  oationaldkonomischen  italienischen  Litteratnr  ist,  bilden  Cellis 
historische  üntersnchnngen  Aber  das  wirtschaftliche  Leben  der  italienischen 
Städte  in  einer  so  wichtigen  Periode  einen  noch  bemerkenswerteren  nnd  hoch- 
interessanten Beitrag  znr  Geschichte  der  Volkswirtschaft  in  Italien.  Ange- 
sichts solcher  unleugbar  sehr  groDBen  Vorzüge  leidet  das  Werk  Cellis  an 
zwei  freilich  nicht  sehr  schweren^  aber  gewifs  nicht  zu  unterschätzenden  Ge- 
brechen. Sein  Hauptfehler  beruht  darin^  daft  die  yolkswirtschaftliche  Bildung 
bei  dem  Verfasser  nicht  gleichen  Schritt  mit  der  historischen  hält,  und  dafs 
er,  während  er  in  der  geschichtlichen  Forschung  mit  Sachkenntnis  und  Terrain- 
sieherheit  vorgeht^  nicht  ebenso  sicher  ist,  wenn  er  die  volkswirtschaftlichen 
Theorien  Gozzolinis  auseinandersetzt  und  würdigt 

In  der  Hauptsache  ist  der  Verfasser  eben  mehr  Historiker  als  National- 
ökonom, und  während  der  Historiker  seine  Sache  aufs  beste  gemacht  hat, 
yerfiel  der  Ökonomist  bisweilen  in  unrichtige  Behauptungen,  da  er  von  den 
zahlreichen  Monographien  über  die  Geschichte  der  Nationalökonomie  in  Italien^ 
aus  denen  er  mit  Vorteil  schöpfen  konnte,  nicht  hinreichend  Gebrauch  machte. 
Der  andere,  nicht  gerade  so  schwere  und  verzeihliche  Fehler  Cellis  ist  der, 
dafs  er  die  Wichtigkeit  Gozzolinis  bedeutend  überschätzt  hat.  Wie  bemerkens- 
wert dessen  Schriften  auch  sein  mögen,  uns  sind  sie  nicht  so  wertvoll  und  so 
originell  erschienen,  um  die  Begeisterung,  womit  er  davon  spricht,  und   die 

Superiorität,  die  er  ihm  über  alle  seine  Zeitgenossen  anweist,  zu  rechtfertigen. 

*  * 

* 

Klein  dem  Umfange  nach,  aber  hochwichtig  durch  die  darin  entwickelten 
umfassenden  und  inhaltreichen  Gedanken  und  die  tiefe  Sachkenntnis  sind  die 
beiden  Antrittsvorlesungen,  die  von  zwei  der  bedeutendsten  italienischen 
Nationalökonomen,  Lobia  und  Ricoa  Salerno,  beim  Beginn  ihrer  akade- 
mischen Kurse  zu  Padua  und  Palermo  gehalten  wurden. 

In  seiner,  durch  eine  überaus  elegante  Form  ausgezeichneten  Bede  teilt 
Lobia  >),  mit  einer  hochphilosophischen  Synthese,  alle  nationalökonomischen 
Systeme  in  drei  grofse  Kategorien  ein,  je  nachdem  sie  als  grundlegendes 
Prinzip  den  Menschen  und  seine  Natur,  die  technische  Organisation  oder  die 
Erde  betrachten.  Auf  der  ersten  dieser  Auffassungen  beruht  die  orthodoxe 
Schule;  auf  der  zweiten  einerseits  die  sozialistische  und  anderseits  diejenige 
Bichtung,  die  der  Organisation  der  Handelsverhältnisse  einen  überwiegenden 
EinflulB  erweist  Der  Verfasser  unterwirft  alle  diese  Systeme  einer  glän- 
zenden und  eindringenden  Beurteilung,  indem  er  ihre  Lücken  und  Merkmale 
beleuchtet  und  dabei  aus  seinen  lebhaften  Sympathien  fOr  den  Sozialismus 
in  seinem  kritischen  Teile  kein  Hehl  macht;  sodann  hält  er  sich  länger  bei 
dem  letzten  System  auf,  das  die  Erde  als  Fundamentalbasis  aller  ökono- 
mischen Erscheinungen  betrachtet.  Dies  giebt  Loria  Gelegenheit,  sein  ganzes, 
ebenso  tiefes  als  neues  und  originelles  System  der  Philosophie  und  der  so- 
zialen Ökonomie  auseinanderzusetzen  und  zusammenzufassen,  und  dieser 
Teil  seiner  Bede  bildet  ein  kurzes  authentisches  und  fafsliches  Besum4 
seiner  Theorien,  während  der  Verfasser  gleichzeitig  die  ganze  Beredsamkeit 
und  Überzeugungskraft  des  Apostels  dabei  aufwendet.  Das  überaus  an- 
ziehende Thema  würde  uns  verleiten^  länger  bei  diesen  glänzenden  Seiten 
zu  verweilen  und  die  schönsten  Stellen  daraus  anzufahren,  wenn  wir  in 
dieser  Bevue  Lorias  Ideen  nicht  bereits  einen  längeren  Artikel  gewidmet  hätten. 

Höchst  lebhaftes  Interesse  bietet  auch  die  gelehrte  Antrittsvorlesung 
des  Professor  Bicga  Salerno'^),   die   ebenso  gedankenreich  und  in  glän- 

1)  La  terra  eil  sistema  sociale.    Padova  1892. 

2)  Snllo  Btato  presente  deir  economia  politica.    Palermo  1892. 
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zender  Weise  die  gegenwärtigen  Verhältnisse  des  volkswirtschaftlichen  Ge- 
dankens schildert  nnd  in  einer  umfassenden  Synthese  die  Geschichte  der 
Nationalökonomie  darstellt.  Wir  wollen  versuchen^  den  Gedankengang  in 
der  Hauptsache  kurz  zusammenzufassen. 

Der  gegenwärtige  Kampf  unserer  Gesellschaft  spiegelt  sich  im  Gedanken 
der  Schriftsteller  wieder,  so  dafs  die  Verschiedenheit  der  Ideen  unter  den 
Nationalökonomen  immer  mehr  hervortritt.  Die  frohen  Hoffnungen  auf  die 
Freiheit  der  Arheit,  des  Handels,  der  Konkurrenz  haben  sich  nicht  ver- 
wirklicht, und  der  von  einigen  prophezeiten  Harmonie  der  Interessen  stellt 
sich  die  rauhe  Wirklichkeit  der  vorhandenen  Konflikte  gegenüber. 

Die  Doktrinen  der  klassischen  Schule,  die  gleichzeitig  die  höchsten 
Errungenschaften  der  ökonomischen  Wissenschaft  bilden,  gingen  zu  sehr  ins 
Allgemeine,  während  sie  nur  der  treue  Ausdruck  der  historischen  Periode 
waren,  in  der  sie  sich  entwickelten,  und  deshalb  nur  eine  beschränkte  und 
einseitige  Beobachtung  umfafsten,  die  die  weiteren  Horizonte  der  Natur  und 
der  Geschichte  nicht  sah.  und  diese  einseitigen  Forschungen,  die  nicht 
alle  Erscheinungen  erklärten,  wurden  dann  in  allen  ihren  notwendigen  Kon- 
sequenzen vom  wissenschaftlichen  Sozialismus  weiter  entwickelt:  Marx  stammt 
direkt  von  Ricgardo  ab.  Der  Verfasser  möchte,  dafs  man  bei  der  wissenschaft- 
lichen Untersuchung  gleichzeitig  auf  die  allgemeinen  Grundsätze  Bedacht  nähme, 
die  die  Erklärung  der  ökonomischen  Erscheinungen  geben,  und  auf  die  ver- 
änderlichen und  geschichtlichen  Verhältnisse,  unter  denen  diese  sich  entwickeln. 

Nur  auf  die  ersten  sich  sttltzend,  wird  die  ökonomische  Wissenschaft 
abstrakt,  farblos  und  unfruchtbar,  während  der,  welcher  nur  die  zweiten 
studiert,  in  Empirismus  verfällt  und  die  besonderen  historischen  Gesetze 
fälschlich  für  allgemeine  Gesetze  hält  In  der  grossen  Mannigfaltigkeit  und 
Veränderlichkeit  der  Erscheinungen  kann  man  die  Einheit  der  wirtschaft- 
lichen Kräfte  herausfinden,  ebenso  wie  man  unter  den  verschiedensten  Ver- 
hältnissen des  Bodens  und  des  Klimas  derselben  menschlichen  Natur  und 
dem  gleichen  ütilitätsprinzipe  begegnet.  Die  verschiedenartigsten  gesell- 
schaftlichen Einrichtungen,  die  entlegensten  Epochen  und  Thatsachen,  die 
bisher  als  unzugänglich  für  eine  strenge  wissenschaftliche  Untersuchung  galten, 
erscheinen  unter  einem  ganz  anderen  Gesichtspunkte  wieder,  von  einem  inner- 
lichen Zusammenhange  mit  dem  Prinzip  des  Wertes,  das  die  Volkswirtschaft 
beherrscht,  verbunden. 

Die  ersten  Gemeinden,  die  Sklaverei  im  Altertum  und  in  der  Neuzeit 
in  ihren  verschiedensten  Abstufungen  und  das  neuere,  auf  die  Freiheit  der 
Industrie  und  das  Privateigentum  gegründete  Begime  sind  nur  Gräber,  an 
die  sich  der  Fortschritt  der  Menschheit  knüpft,  oder  Abschnitte  derselben 
gesellschaftlichen  Umwälzung,  die  von  demselben  Utilitätsgesetz  abhängt 
In  dem  Utilitätsmotiv,  dajs  die  menschliche  Thätigkeit  gestaltet  und  beherrscht, 
beruht  der  innere  Grund  der  Entwickelung  aller  ökonomischen  Erscheinungen. 
Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  versucht  der  berühmte  Professor  von  Palermo 
eine  umfassende  Interpretation  der  Geschichte  der  Volkswirtschaft,  die  er  in 
grofsen  Zügen  entwirft,  und  die  eine  weitergehende  Entwickelung  wünschen 
läfst,  als  sie  in  den  engen  Grenzen  einer  Vorlesung  ermöglicht  ist  Er  selbst 
fafst  den  Grundgedanken  in  folgende  Worte  zusammen; 

„Je  nachdem  in  der  Produktion  gleichmäfsige  oder  verschiedene  terri- 
toriale und  kapitalistische  Verhältnisse  vorwalten,  richtet  sich  der  Wert  der 
Produkte  im  ganzen  oder  teilweise  nach  dem  Verhältnisse  der  Arbeit,  oder 
die  fundamentale  Ausgleichung  zwischen  Arbeit  und  Beichtum  wird  durch 
die  einzelnen  Produkte  in  gleichmäfsiger  oder  verschiedener  Weise  vollzogen. 
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Im  ersteren  Falle  ist  der  Mensch  alles  in  der  Volks wirtBohaft^  es  ist  keine 
Möglichkeit  zum  Erwerb  vorhanden,  aufser  der  Arbeit ,  und  es  giebt  keine 
bemerkenswerten  Abweichungen  im  Tausch  und  in  der  Verteilung  von  dem 
quantitativen  Mafse  der  Arbeit  selbst;  im  anderen  Falle  hingegen  erscheinen 
jene  Differenzen  im  Werte,  die,  sich  in  den  Lftndereien  und  Kapitalien  ver- 
körpernd, die  Grundlage  und  die  Bedeutung  des  Privateigentums  bilden, 
neue  Beziehungen  zwischen  Individuen  und  Klassen  herstellen  und  eine  be- 
sondere Stellung  in  der  gesamten  volkswirtschaftlichen  Ordnung  einnehmen. 
Eine  derartige  einfache  Unterscheidung  enthält  so  zu  sagen  das  Oeheimnis  der 
Geschichte  der  Menschheit,  den  hauptsächlichsten  Grund  der  volkswirtschaft- 
lichen Entwickelung  und  des  grofsen  Unterschiedes,  der  zwischen  den  beiden 
Epochen  in  den  gesellschaftlichen  Einrichtungen,  in  den  rechtlichen  Systemen 
und  Ähnlichem  besteht,  und  giebt  uns  derselbe  den  Schlüssel  zu  den  schwie- 
rigsten Problemen,  mit  denen  die  Geister  sich  abmühen,  und  das  wirksamste 
Mittel,  die  Mifshelligkeiten  beizulegen  und  die  Widersprüche  zu  lösen,  auf 
dem  Felde  der  Theorie  wie  der  Praxis. 

Ein  vernünftiges  und  positives  Prinzip,  das  Prinzip  des  verhältnismäfsigen 
Nutzens,  das  die  tiefsten  und  ausgebreitetsten  Wurzeln  in  der  Natur  des 
Menschen,  in  seinen  Bedürfnissen  und  in  seinen  Befugnissen  gegenüber  den 
Verhältnissen  der  Aufsenwelt  hat,  bildet  fOr  sich  die  gesamte  historische  Ent- 
wickelung der  Volkswirtschaft  und  spiegelt  sich  in  seinen  verschiedenen  Teilen, 
in  anderen  Thatsachen  und  gesellschaftlichen  Beziehungen,  die  davon  abhängen.'^ 
Indem  der  Verfasser  diese  Ideen  auf  einige  besondere  Fragen  anwendet, 
giebt  er  eine  originelle  und  bemerkenswerte  Erklärung  des  Antagonismus, 
der  in  der  Frage  des  internationalen  Verkehres  zwischen  der  Freihandels- 
theorie und  der  Schutzzollpraxis  besteht. 

Die  Freihandelstheorie,  bemerkt  Ricca  Salbrno,  ist  in  der  Voraus- 
setzung eines  gemeinschaftlichen  und  allgemeinen  Interesses  aller  Produzenten 
richtig;  aber  dem  entsprächen  die  Verhältnisse  der  modernen  Volkswirtschaft 
nicht,  in  der  die  Produzenten  in  zwei  Klassen  zerfielen,  ELapitalisten  und 
Arbeiter,  die  von  entgegengesetzten  Interessen  geleitet  würden.  In  einer ^ 
ersten  Periode  der  Geldherrschaft  dienten  die  einschränkenden  Mafsregeln 
in  bezug  auf  den  Handel  mit  dem  Auslande  und  andere  gesetzliche  Be- 
stimmungen zur  Hebung  der  Interessen  des  Kapitals. 

„Der  Schutzzoll,  der  dazu  dient,  die  Produktion  zu  beschränken,  sie 
schwieriger,  komplizierter  und  lästiger  zu  machen,  gehört  in  die  Klasse  der 
Maßregeln  und  Einrichtungen,  die  in  dieser  ersten  Periode  vorwiegen,  und 
die  eine  Verteuerung  des  Produktes,  eine  Steigerung  des  allgemeinen  oder 
komplexiven  Preises,  zur  Folge  haben,  die,  indem  sie  hauptsächlich  auf  die 
Arbeiter  zurückfällt,  Veranlassung  zu  einer  Herabsetzung  des  Preises  der 
Arbeit  giebt  Die  Verhältnisse  der  gegenseitigen  Nachfrage  werden  umge- 
kehrte, und  indem  sich  die  bezügliche  Stellung  der  beiden  streitenden  Parteien 
ändert,  ist  die  Folge  davon  ein  Herabgehen  der  Löhne  und  eine  Erhöhung 
der  Thätigkeit  der  arbeitenden  Klassen.  Nur  in  einer  späteren,  weiter  vor- 
geschrittenen Periode  der  Kultur,  in  der  der  Lohn  quantitativ  und,  im  Ver- 
hältnis zu  einem  Maximum,  die  Quantität  der  Arbeit  auf  ein  Minimum  herab- 
gegangen ist,  die  Erhöhung  des  Preises  der  Produktion  auf  die  Kapitalisten 
zurückfällt  und  eine  Verminderung  des  Gewinnes  zur  Folge  hat,  verläfst 
man  die  früheren  Mafsregeln  der  Einschränkung  und  Unterdrückung  und 
führt  im  Handel,  im  Steuersystem  und  in  der  sozialen  Gesetzgebung  liberale 
Reformen  ein." 

Diese  wahrhaft  originellen  Gedanken  hat  der  Verfasser  schon  im  ver- 
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gangenen  Jahre  in  einigen  Artikeln,  die  er  im  ,,OiomaIe  degli  Economisti^' 
veröffentlichte,  über  das  SchatzzoilBystem  in  den  alten  und  neuen  Ländern  ent- 
wickelt, und  wenn  wir  uns  nicht  so  lange  bei  ihnen  aufhalten,  wie  sie  es 
yerdienen  wttrden,  so  geschieht  es  darum  nicht,  weil  wir  dieselben  in  einer 
demnächst  erscheinenden  Arbeit  zum  Gegenstand  einer  umfassenden  Be- 
sprechung gemacht  haben.  ^) 

Das  von  Ricoa  Salerno  aufgestellte  System  läfst  ihn,  obwohl  noch  in 
nebelhaften  Zflgen,  die  soziale  Zukunft  voraussehen.  „Jenes  ütilitätsprinzip 
selbst  oder  jenes  volkswirtschaftliche  Grundgesetz,  das  im  Laufe  der  Ge- 
schichte nach  und  nach  die  primitiven  Gemeinschaften,  die  auf  die  Sklaverei 
begründeten  Unternehmungen,  die  neuen  agrarischen  und  gewerblichen  Ge- 
meinschaften und  die  neueste  Herrschaft  der  Konkurrenz  bestimmend  einwirkte, 
wirkt  jetzt  dahin,  auf  weit  ausgedehnteren  Grundlagen  die  Wiederherstellung 
der  Kollektivformen  herbeizuftlhren  ....  Je  nachdem  die  GleichmäTsigkeit 
der  produktiven  und  volkswirtschaftlichen  VerhältniBse  durch  eiüen  natflr- 
lichen  Prozefs,  dessen  sichere  Anzeichen  mehr  denn  je  hervortreten,  wieder- 
hergestellt wird,  werden  sich  die  Ursachen  verringern,  die  die  gegenwärtigen 
Ungleichheiten  herbeigeführt  haben,  und  wird  das  Prinzip  der  Genossenschaft- 
lichkeit  und  wirtschaftlichen  Solidarität  die  Oberhand  gewinnen.  Schon  jetzt 
kann  von  dem  neuen  Regime  der  Volkswirtschaft  als  sicher  behauptet  werden, 
dafs  es,  während  es  der  umfassendsten  und  wirksamsten  Ausnutzung  der 
produktiven  Kräfte  Raum  giebt,  auch  eine  vollere,  gleichförmigere  Überein- 
stimmung zwischen  den  Entschädigungen  und  den  Opfern  der  Produzenten 
herbeiführen  wird.  Nach  Beseitigung  der  Verschiedenheiten  des  Wertes 
wird  die  Arbeit  ihre  volle  Macht  über  den  Reichtum  wiedergewinnen  und 
der  erste  herrschende  Faktor  der  Volkswirtschaft  und  der  Gesellschaft  sein." 

Wir  acceptieren  diese,  als  die  Schlufsfolgerung  einer  klaren,  wissen- 
schaftlichen Untersuchung  so  glänzend  ausgedrückte  Prophezeiung,  indem 
wir  uns  darüber  freuen,  dafs  die  gegenwärtige  ökonomische  Wissenschaft 
nach  einer  so  strengen  und  trostlosen  Kritik  der  Gesellschaftsordnung,  die 
sie  auf  den  Spuren  des  wissenschaftlichen  Sozialismus  geübt  hat,  mit  dem 
letzteren,  wenn  nicht  in  den  sicheren  Schlufsfolgerungen,  wenigstens  in  der 
Hoffnung  auf  eine  friedliche  Zukunft  übereinstimmt. 

Bologna.  Ugo  Rabbeko. 

Skandinavische  Litteratur. 
(Schweden  —  Norwegen.    Dänemark.) 

Professor  P.  E.  Fahlbeck:  Stand  och  Klassor,  En  sozialpoUtisk  dfverblick 
(Stände  und  Klassen.    Ein  sozialpolitischer  Überblick).    Lund  1892. 

„Libert6,  ega1it6  —  zwei  geflügelte  Worte,  welche  die  moderne  Gesell- 
schaft von  der  absoluten  Monarchie  und  der  Standesgesellschaft  geerbt  hat'' — 
so  wird  die  interessante  Schrift  vom  Verfasser  eingeleitet.  Es  würden  sich 
auch  nicht  leicht  zwei  Worte  finden,  die  besser  als  diese  die  entgegenge- 
setzten Pole  bezeichnen,  um  die  die  Gedanken-  und  Gesellschaftsentwick- 
lung unserer  Zeit  sich  dreht.  Denn  so  ist  es.  Nachdem  die  individuelle 
Freiheit  und  die  gesetzliche  Gleichheit  im  grofsen  und  ganzen  in  den  meisten 
zivilisierten  Staaten  durchgeführt  ist,  haben  die  Gleichheitsbestrebungen  all- 


1)  Die  unter  der  Presse  befindliche  Arbeit,  auf  die  vir  anspielen,  betitelt  sich: 
^Amerikanisches  Scbutzzollsystem  —  geschichtliche  Versuche  über  Handelspolitik* 
und  erscheint  im  Verlage  Yon  Dumolard  in  Mailand. 


Digitized  by 


Google 


Skandinavische  Litter atur.  99 

mählich  einen  neuen  Inhalt  bekommen,  wodurch  die  Realisation  derselben 
nicht  yermeiden  kann^  mit  dem  Freiheitsdrange  der  Persönlichkeit  zu  kolli- 
dieren. Der  Mensch  des  19.  Jahrhunderts  steht  dem  noch  ungelösten  Pro- 
bleme gegenüber,  diese  streitenden  Interessen  und  Bestrebungen  zu  versöhnen. 
Oebirge  von  Büchern  werden  in  allen  Sprachen  über  ;,die  soziale  Frage^^ 
geschrieben.  Sind  wir  der  Lösung  näher  gekommen  ?  Wir  glauben  diese 
Frage  insofern  bejahen  zu  dürfen,  als  sich  eine  steigende  Klarheit  ver- 
spüren lässt  über  die  bisherigen  Entwicklungslinien  der  Menschheit  und 
über  die  Voraussetzungen^  den  Zweck  und  den  wahren  Charakter  der 
Strömungen,  die  unsere  Zeit  bewegen. 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  betrachten  wir  die  Schrift  des  Herrn 
Professor  Fahlbeck  in  Lund  als  einen  wertvollen  Beitrag  zur  sozialpoli- 
tischen und  staatswissenschaftlichen  Diskussion.  Man  findet  in  dem  Buche 
so  viel;  wenn  auch  nicht  absolut  Neues,  so  doch  so  Frisches,  Originelles  und 
Treffendes,  dafs  das  Durchlesen  selbst  für  die  etwas  zu  lernen  giebt,  welche 
sich  speziell  mit  diesen  Fragen  beschäftigt  haben. 

Nachdem  der  Verfasser  eine  Übersicht  über  die  geschichtliche  Aufgabe  und 
den  schliefslichen  Untergang  der  Stände  gegeben  hat,  geht  der  Verfasser  zu 
einer  Darstellung  der  jetzigen  „Elassen-Oesellschaft'^  über,  welche  seiner  An- 
sicht nach  in  erster  Reihe  auf  der  Verschiedenheit  des  Einkommens  beruht. 
Es  darf  vielleicht  angenommen  werden,  dass  der  Verfasser  das  Gewicht  dieses 
Ökonomischen  Momentes  für  die  Klassensonderung  etwas  übertreibt.  Auch 
finden  wir,  dafs  er  die  Sonderung  zwischen  den  von  ihm  aufgestellten  drei 
sozialen  Klassen:  die  höhere,  die  Mittel-  und  die  untere  Klasse  zu  scharf 
auffasst.  Es  giebt,  wie  bekannt,  unter  den  ägyptischen  Pyramiden  bei 
Sakkfira  eine,  die  nicht  wie  die  andern  eine  einfach  schräge  Oberfläche 
darbietet,  sondern  in  aufwärts  sich  verengenden  Stockwerken  aufgebaut  ist. 
Etwa  in  der  Weise  denkt  sich  der  Verfasser  die  gesellschaftliche  Pyramide. 
Bei  einer  solchen  Stockwerkteilung  kann  man  doch  schwerlich  eine  gewisse 
Willkürlichkeit  vermeiden.  Man  könnte  unseres  Erachtens  mit  demselben 
Recht  eine  Fünf-Teilung  der  sozialen  Klassen  aufstellen,  z.B.:  1.  Proleta- 
riat, 2.  die  fachmäfsig  ausgebildeten  Arbeiter,  3.  die  Mittelklasse  oder  untere 
Bourgeoisie,  4.  die  akademisch  oder  gleichartig  ausgebildete  höhere  Bour- 
geoisie, 5.  die  Klasse  des  Hochadels  und  der  Oeldfürsten.  Würde  man  alle 
Zwischenglieder  überspringen,  so  könnte  man  von  diesen  5  Klassen  mit  dem- 
selben Rechte  wie  von  den  3  Klassen  des  Verfassers  behaupten,  dass  sie 
mit  Rücksicht  auf  commercium  und  connubium  getrennt  sind.  Beim 
Überspringen  der  Zwischenglieder  erhält  man  doch  kein  klares  Bild;  die 
sozialen  Klassen  gehen  ineinander  über;  die  gesellschaftliche  Pyramide 
hat  die  ordinäre  Form  mit  einer,  wenn  auch  nicht  glatten,  so  doch  ununter- 
brochenen schrägen  Oberfläche,  und  es  ist  einfach  der  Abstand  zweier 
Punkte  in  dieser  Oberfläche,  der  das  Ausschliefsen  des  commercium  und 
connubium  bestimmt. 

An  die  Darstellung  der  herrschenden  Klassenordnung  knüpft  sich  eine 
Analyse  der  Kräfte,  die  gegen  diese  Ordnung  gerichtet  sind.  Der  Ver- 
fasser liefert  wertvolle  Beiträge  zur  Systematik  des  Sozialismus,  verwirft 
den  Gegensatz  zwischen  Individualismus  und  Sozialismus  als  Hauptein- 
teilungsgrund und  sieht  in  den  Gleichheitsbestrebungen  das  Band,  das 
alle  sozialistischen  Richtungen  verbindet.  Vom  Gesichtspunkte  der  persön- 
lichen Motive  stellt  er  als  Hauptrichtungen  auf:  den  Sozialismus  des 
Mitleidsund  den  Sozialismus  des  Begehrens  oder  derGenufs- 
sucht,  die   erste  konservativ  in  bezug  auf  die   religiösen  und  sittlichen 
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Elemente  des  Menschenlebenfi  ^  die  letzte  revolutionär  und  materialistisch, 
beide  natürlich  oftmals  in  verschiedener  Mischung  miteinander  verbunden. 

Zu  andern  Gegensätzen  geben  die  Verschiedenheiten  der  Arbeiterbe- 
wegung in  verschiedenen  Ländern  Veranlassung.  So  hebt  der  Verfasser  als 
charakteristisch  für  die  deutsche  im  Gegensätze  zur  englischen  Arbeiterbe- 
wegung hervor,  dafs  jene  gröfsten teils  von  aufserhalb  des  Kreises  der  Hand- 
arbeiter stehenden  Personen  geleitet  wurde  und  einerseits  eine  politische, 
anderseits  eine  sozialistische  Tendenz  hatte.  Während  das  grofse  National- 
einkommen in  England  eine  allmähliche  Steigerung  des  Arbeitslohnes  er- 
laubt hat  und  den  Arbeitern  die  Hofihung  eröfifnet,  durch  eigene  Kräfte 
noch  mehr  ihre  Lage  verbessern  zu  können,  so  ruft  in  ärmeren  Ländern 
der  schmälere  Ertrag  der  Produktion  einerseits  den  Anspruch  auf  Staats- 
hilfe hervor  und  schafft  anderseits  die  Hoffnungslosigkeit,  welche  die  Ge- 
müter für  das  Evangelium  des  Sozialismus  empfänglich  macht 

In  seiner  sonst  scharfen  und  treffenden  Kritik  des  sozialdemokratischen 
Programms  läfst  der  Verfasser  eine  Einwendung  diesem  Programm  gegen- 
über unerwähnt,  .welche  von  antisozialistischer  Seite  in  den  Vordergrund 
gestellt  zu  werden  pflegt,  diejenige  nämlich,  dafs  es  unter  einer  sozial- 
demokratischen Produktionsordnung  unmöglich  sein  würde,  die  Tüchtigkeit 
in  gerechter  und  beträchtlicher  Weise  zu  prämiiren,  und  dafs  aus  diesem 
und  andern  Gründen  der  Arbeitseifer,  die  Energie  und  die  private  Ini- 
tiative so  bedenklich  geschwächt  werden  möchten,  dafs  die  hieraus  fliefsende 
Tendenz  zur  Schmälerung  des  Produktionsertrages,  die  durch  die  SoziaUsierung 
der  Arbeit  erhofften  Ersparnisse  mindestens  aufwiegen  wtlrde.  Es  läfst  sich 
ja  denken,  dafs  der  Verfasser  diese  Einwendung  gewogen  und  zu  leicht 
befunden  hat.  Es  wäre  jedoch  in  diesem  Falle  von  Interesse  gewesen,  die 
Gegengründe  des  Verfassers  zu  erfahren.  Darin  sind  wir  jedenfalls  mit  ihm 
vollständig  einverstanden,  dafs  der  gesamte  Produktionsertrag,  besonders 
in  ärmeren  Ländern,  lange  nicht  genügen  würde,  um  Reichtum  oder  gar 
nur  Wohlstand  für  sämtliche  Mitglieder  der  Gesellschaft  zu  schaffen.  Die 
Berechnungen,  die  der  Verfasser  auf  Grundlage  des  durchschnittlichen 
jährlichen  Einkommens  in  Schweden  anstellt,  müssen  sogar  als  zu  opti- 
mistisch bezeichnet  werden.  Denn  wenn,  seiner  Angabe  nach,  das  durch- 
schnittliche Einkommen  pro  Individuum  ca.  190  Kronen  (ca.  214  Rm.)  be- 
trägt, geht  es  durchaus  nicht  an,  jeder  aus  5  Personen  bestehenden  Familie 
den  ftinffachen  Betrag  von  900 — 1000  Kronen  zuzuweisen.  Eine  solche 
Einkommensverteilung  würde  voraussetzen,  dafs  der  unverheiratete,  erwach- 
sene Arbeiter  nur  jenes  Durchschnittseinkommen  von  190  Kronen  bekäme, 
was  nicht  blofs  eine  bedeutende  Verschlechterung  der  jetzigen  Lohnver- 
hältnisse repräsentieren  würde,  sondern  auch  in  sich  selbst  ganz  und  gar 
unzulänglich  wäre. 

Nach  dem  Standpunkte,  den  der  Verfasser  in  seiner  Kritik  der 
Sozialdemokratie  eingenommen  hat,  läfst  es  sich  nicht  leugnen,  dafs  man 
etwas  überrascht  wird,  wenn  man  ihn  in  dem  Abschnitte  „Famtido- 
signes^^  (Zukunftsbilder)  ein  Programm  ftir  die  zukünftige  Entwicklung  der 
Gesellschiaft  aufstellen  sieht,  welches  in  einem  Hauptpunkte  so  nahe  mit 
demjenigen  der  Sozialdemokraten  zusammenfällt,  dafs  es  keinem  Zweifel 
unterzogen  werden  kann,  dafs  diese  Partei  ihn  mit  offenen  Armen  als 
Meinungsgenossen  annehmen  wird.  Als  Wirtschaftsordnung  der  Zukunft 
stellt  er  nämlich  die  Übernahme  der  Produktion  durch  den  Staat  und 
die  Commune  auf.  „Dies^^,  sagt  der  Verfasser,  „scheint  mir  die  Ordnung 
zu  sein, , welche  früher  oder  später  die  herrschende  ablösen  wird,   wenn 
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anch  nicht  auf  allen,  so  doch  auf  den  meisten  Gebieten  der  materiellen; 
sowie  anf  allen  der  immateriellen  Produktion/^ 

Den  Hauptgrund  fllr  die  Richtigkeit  dieser  Auffassung  sieht  der  Ver- 
fasser darin;  dafs  die  Entwicklung  bis  jetzt  zu  einer  immer  gröfseren  Über- 
nahme der  Produktion  von  Seiten  des  Staates  und  der  Kommune  geführt 
hat  Das  Zwingende  in  dieser  Schlufsart  kommt  uns  doch  zweifelhaft  vor. 
Die  geschichtliche  Erfahrung  zeigt  uns  nicht;  dafs  die  Entwicklung  der 
Gesellschaft  ebensowenig  wie  diejenige  der  Begriffe  nach  der  geraden  Linie 
vorgeht  Vielmehr  giebt  die  Spirallinie  das  beste  Sinnbild  der  menschlichen 
Entwicklung.  Wer  sagt  uns,  dafs  wir  nicht  bald  den  Punkt  erreicht  haben, 
%ro  die  stark  ausgedehnte  Funktions-  und  Machtsphäre  des  Staates  als  eine 
unerträgliche  Last  empfunden  wird;  und  die  Richtungslinie  der  Bewegung 
sich  diesmal  gegen  eine  Ausdehnung  der  privaten  Initiative  und  gegen 
neue  Organisationsformen  etwa  auf  Grundlage  freier  Assoziationen  dreht? 
Wir  wagen  freilich  nicht  zu  behaupten;  dafs  die  ökonomische  Lage  des 
20.  Jahrhunderts  von  einer  solchen  Entwicklung  zu  erzählen  haben  wird. 
Aber  eine  Deutung  der  Rätsel  der  Zukunft  in  dieser  Richtung  scheint  uns 
ebenso  wahrscheinlich  wie  ein  ununterbrochenes  Fortschreiten  einer  ;;Sozia- 
lisierung^^  der  Arbeit. 

Dazu  kommt  noch;  dafs  sich  die  Sache  nicht  in  der  Weise  darstellen 
läfst;  als  ob  zwischen  den  gegenwärtigen  Wirtschaftszuständen  und  dem 
vollständig  oder  beinahe  vollständig  durchgeführten  Staatsbetriebe  nur  ein 
quantitativer  aber  kein  prinzipieller  Unterschied  wäre.  Es  leuchtet  eiu; 
dafs  der  Staat;  wo  die  Wirtschaftsordnung  noch  auf  privater  Initiative 
und  freier  Konkurrenz  beruht;  eine  ganz  andre  Stellung  einnimmt;  als 
bei  einer  Ordnung;  wonach  der  Staat  die  ganze  oder  fast  die  ganze  Pro- 
duktion übernommen  hat;  und  wo  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  Nor- 
mierung der  Preise  und  Arbeitslöhne;  sowie  der  freien  Berufswahl  entstehen 
werden;  die  wir  gegenwärtig  nicht  kennen. 

Es  geht  überhaupt  dem  Verfasser  wie  den  meisten  andern  Verfassern 
auf  diesem  Gebiete:  die  Kritik  sowohl  der  bestehenden  Verhältnisse;  als 
der  von  andern  aufgestellten  Programme  ist  vortrefflich;  der  Versuch  aber, 
selbst  den  Weg  der  zukünftigen  Wanderung  der  Gesellschaft  vorzuzeichneu; 
fällt  weniger  befriedigend  aus.  Dies  liegt  ja  in  der  natürlichen  Begrenzung 
des  menschlichen  Geistes  und  darf  uns  nicht  hindern,  das  viele  GutC;  Wahre 
und  Anregende  in  der  Schrift  des  Verfassers  zu  schätzen. 

Kristiania.  Beedo  Moboenstierke. 

Niederländische  Litteratnr. 

H.  P.  0.  ftnack;  Die  Sozialisten  —  Personen  und  Systeme.  Amster- 
dam; P.  N.  van  Kampen  und  Sohn. 

Die  dritte  Abteilung  dieses  wichtigen  Werkes  ist  vor  einigen  Monaten 
vollendet  worden;  während  von  den  beiden  ersten  Teilen  bereits  eine  zweite 
Auflage  erschienen  ist 

Der  erste  Teil  kann  als  Einleitung  betrachtet  werden.  Er  behandelt 
die  kommunistischen  und  sozialistischen  Systeme  früherer  Zeiten  bis  ans  Ende 
der  französischen  Revolution.  —  Mit  dem  zweiten  Teile  beginnt  die  Ge- 
schichte der  grossen  sozialistischen  Bewegung  unserer  Zeit  Eine  synchro- 
nistische Methode  befolgend;  behandelt  der  Verfasser  die  Häupter  der  sozia^ 
listischen  Schulen  in  den.  ersten  30  Jahren  des  19.  Jahrhunderts:  St.  SiuoN; 
FouRiEB;  Robert  OweN;  J.G.Fichte.     Der  dritte   Teil   behandelt  die 
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Periode  von  1830 — 1850.  Nacheinander  wird  die  Bewegung  der  St.  Simo- 
nisten,  der  Anhänger  FouRiERSy  der  französischen  Kommunisten  und  der 
revolutionären  Sozialisten  skizziert,  dann  werden  zum  Oegenstande  der  Darstel- 
lung gemacht  die  Lehren  des  religiösen  und  philosophischen  Sozialismus  in 
Frankreich,  Loüis  Bulncs  und  des  französischen  Staatssozialismus ,  der 
französischen  EollektiviBten ,  des  OefUhlssoziaUsmus  in  Frankreich,  Proüd- 
HONS,  der  Chartisten  in  England  und  des  deutschen  Sozialismus.  Zum  SchluTs' er- 
fährt das  kommunistische  Programm  von  Masz  und  ENaiaus,  vom  Februar  1848, 
das  eine  förmliche  Zusammenfassung  der  Forderungen  der  verschiedenen  Sozia- 
listen aus  den  Jahren  1830 — 1850  ist,  eine  eingehende  Erörterung. 

Es  ist  mir  besonders  angenehm,  die  Aufmerksamkeit  noch  einmal  auf 
dies  wichtige  Werk  meines  hochgeachteten  Amtsgenossen  zu  lenken.  Das 
Buch  ist  schon  darum  der  Beachtung  wert,  weil  es  ein  fremder  Vogel  in 
unserem  volkswirtschaftlichen  Kreise  ist.  Die  meisten  niederländischen  National- 
ökonomen zählen  nicht  zu  der  historisch-ethischen  Bichtung,  die  in  Deutsch- 
land vorherrschend  geworden  ist  Der  Hauptsache  nach  stehen  sie  auf  dem 
Standpunkt  von  Stuart  Mnx;  doch  haben  sie  ihn  durch  die  Jevons  undBömc- 
BAWERKSche  Wertlehre  berichtigt  Ein  weit  angelegtes  historisches  Werk, 
frei  von  individualistischen  und  aprioristischen  Tendenzen,  ist  schon  darum 
eine  merkwürdige  Erscheinung.  Aber  ganz  abgesehen  davon  hat  die  Studie 
von  QuACK  auch  andere  sehr  grofse  Vorzüge.  Sie  ist  geschrieben  in  einem 
fesselnden,  vielleicht  hie  und  da  etwas  zu  blumenreichen  Stil,  der  sich  jedoch 
auch  zu  Episoden  erhebt,  die  von  Geist  strahlen  und  durch  Intelligenz  glänzen. 
Die  Anordnung  des  StofEs  zeugt  durchgehends  von  der  künstlerischen  Anlage 
dieses  begabten  Schriftstellers.  Dazu  kommt,  dafs  eine  grofse  Anzahl  von 
Quellen,  von  denen  viele  sehr  schwer  zu  erlangen  sind,  mit  Sorgfalt  und 
Objektivität  zu  Rate  gezogen  ist.  Schon  die  Sammlung  des  weitläufigen  Mate- 
rials mufs  grofse  Beharrlichkeit  erfordert  haben.  Vor  allem  ist  Quack  in 
der  Beschreibung  der  Personen  ein  Meister.  Es  gehen  Leben  an  unserer 
Vorstellung  vorüber,  wir  sehen  ihre  äufseren  Verhältnisse  vor  uns  und  werden 
in  ihr  Leiden  und  ihre  Qualen,  in  ihre  Illusionen  und  Träume,  in  ihre  Schwach- 
heiten, ihre  Tugenden  und  ihre  Kraft  hineingeftlhrt.  Vortrefflich  sind  auch 
verschiedene  historische  Momente  wiedergegeben,  wie  z.B.  die  Februar- 
revolution, der  Sieg  und  die  Wankelmütigkeit  von  Louis  Blano,  oder  die 
Chartistenaufstände  in  England. 

So  wie  das  Buch  vor  uns  liegt,  ist  es  eine  vortreffliche  Arbeit,  und  doch 
befriedigt  es  mich  nicht  ganz.  Ich  sehe  aus  ihm  ein  Bild  von  gröfserer  Schön- 
heit hervorleuchten,  ein  Bild,  wie  es  dieser  Künstler  aus  diesem  Stoff  bilden 
kann  und  vielleicht  auch  noch  bilden  wird. 

Das  Gemälde,  das  uns  vorgelegt  wird,  ist  zu  gedrängt:  zu  viele  Ein- 
zelheiten drängen  sich  in  den  Vordergrund. 

Es  ist  wohl  interessant,  eine  Zeitperiode  geschichtlich  zu  skizzieren,  wie 
sie  sich  ihren  Zeitgenossen  djargestellt  haben  mag.  Auch  eine  einzelne  Lebens- 
beschreibung hat  ihre  unverkennbare  Wichtigkeit.  Schildert  man  ein  Leben 
oder  eine  Gruppe,  so  kann  es  von  Belang  sein,  keinen  nebensächlichen 
Teil  aufser  acht  zu  lassen.  Lebensäufserungen,  für  die  Öffentlichkeit  oder 
für  die  Geschichte  von  wenig  Belang,  können  oft  auf  die  Entwickelung  eines 
Charakters  ein  helles  Licht  werfen  oder  vergangene  Zustände  charakterisieren. 
Anders  jedoch  ist  es,  wenn  man  eine  Darstellung  entwirft  von  einer  groüsen 
langdauernden  sozialen  Bewegung,  wenn  man  sich  bestrebt,  die  Entwicke- 
lung eines  einflufsreichen  Gedankens  darzustellen,  und  den  Kampf  einer  Gruppe 
von  Ideen  zeichnet,   die  auf  die  Gesellschaft  einen  mächtigen  Einflufs  aus- 
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üben.  In  diesem  Fall  hat  man  die  Anfgabe,  Personen  und  Systeme  mehr 
ans  einem  zentralen  Gesichtspunkt  zu  betrachten.  Die  Persönlichkeiten,  deren 
Gröfse  die  Zeitgenossen  noch  nicht  fassen  konnten,  müssen  in  das  Licht  ge- 
stellt werden,  das  die  spätere  Zeit  auf  sie  wirft  Das  unbedeutende  mafs 
zurücktreten,  das  Einflufsreiche  und  Lebensfähige  in  den  Vordergrund  gestellt 
werden.  So  ist  es  mit  den  Schriften  der  bedeutenden  Persönlichkeiten.  Der 
Kern  muTs  aus  der  Schale  zum  Vorschein  kommen.  Die  Masse,  die  nichts 
oder  wenig  wert  erscheint,  kann  im  Dunkeln  gelassen  werden.  Die  Pflanze,  die 
sich  später  zu  einem,  grofsen  Baum  entwickelt  hat,  mufs  scharf  ins  Auge  fallen. 

In  dem  Buch  von  Quagk  treten  zu  viel  unbedeutende  Persönlichkeiten 
auf  und  ziehen  unsere  Aufmerksamkeit  von  den  Hauptfiguren  ab.  In  gleicher 
Weise  werden  allerlei  unbedeutende  Ausschweifungen  mit  derselben  Schärfe 
und  demselben  Eifer  auseinandergesetzt  und  wiedergegeben,  wie  die  Systeme, 
die  aus  diesem  Chaos  übrig  geblieben  sind.  Die  Folge  davon  ist,  dafs  sich  der 
Leser  unnötigerweise  ermüdet  und  den  Faden  verliert,  der  ihn  aus  diesem 
Irrgarten  an  das  Licht  führt.  Überdies  erhalten  mächtige,  lebenskräftige 
Gedanken  einen  Wiederschein  von  Einfältigkeit  und  Thorheit  durch  die  Nl^e 
scharf  hervortretender  Schwachheiten  und  geistiger  Verwirrungen.  So  ist 
es,  um  ein  paar  Beispiele  zu  nennen,  meines  Erachtens  verkehrt,  ausführlich 
das  thörichte  Geschwätz  eines  Enfantin  über  die  Rolle  der  Priester  zu  behandeln 
und  dieses  gleichsam  auf  eine  Linie  zu  stellen  mit  den  vortrefflichen  historischen 
Vorstellungen  von  Bazard.  So  ist  es  verwirrend,  die  Wirkung  der  „lymbes 
sociales'^  oder  die  „neuf  fl^aux  lymbiques^^  oder  die  Wirkung  der  Kabaliste, 
der  Papillone  und  der  Komposite  von  Foukier  zu  zergliedern.  So  verdienen 
die  „Garantien  der  Harmonie  und  der  Freiheit^^  eines  Phantasten  wie  WEiTLiNa 
in  keinem  Falle  die  Ehre  einer  längeren  und  eingehenderen  Besprechung. 

Die  Chartistenbewegung  ist  vortrefflich  geschildert,  und  es  wäre  wirklich 
ein  Verlust,  dieses  Kapitel  entbehren  zu  müssen.  Doch  pafst  es  in  dieser 
Form  nicht  in  die  Anlage  des  Buches.  Die  Chartistenbewegung  war 
wenigstens  der  Hauptsache  nach  eine  politische  Bewegung  von  leidenden, 
unzufriedenen  Arbeitern.  Aber  von  einem  sozialen  Gedanken  war  nur  bei 
einigen  Führern  die  Rede.  Dagegen  hätten  die  christlichen  Sozialiston, 
MAUKECE,EiNasiiBT,  LuDLOW,  ciuc  viel  ausführlichere  Darstellung  verdient,  eine 
Stelle  in  vollem  Licht  und  am  ersten  Platze.  Die  Idee  der  sozialen  Entwicklung 
und  der  ethischen  Grundlage  der  Gesellschaft  wird  bei  ihnen^  ungeachtet  der 
orthodoxen  christlichen  Form,  in  grofser  Reinheit  vorgefunden.  Es  kann  wohl 
nicht  als  genügender  Beweggrund  genannt  werden  für  die  sehr  karge  Behand- 
lung, da£3  der  Schriftsteller  anderwärts  sich  mit  dieser  Schule  beschäftigt  hat 

Im  allgemeinen  mufs  nach  meiner  Ansicht  jede  Geschichte  des  Sozia- 
lismus das  Ringen  des  sozialen  Gedankens  mit  dem  Individualismus  als  Richt- 
schnur nehmen  und  als  zentralen  Gedanken  inmitten  der  zahllosen  Strö- 
mungen und  Strudel  unserer  Zeit  hinstellen.  Näher  verwandt  scheinen 
dann  die  ethisch-historischen  Gedanken  von  St.  Simon,  der  christlichen  Sozia- 
listen in  England,  von  Boughez  und  seinen  Anhängern  in  Frankreich  und 
der  ethisch-historischen  Nationalökonomie  in  Deutschland.  Dagegen  entfernen 
sich  von  dieser  zentralen  Gruppe  der  individualistische  Foubieb  und  Proudhon 
und  die  deutschen  Sozialisten  vor  1850.  Alle  diese  sogenannten  Sozialisten, 
Franzosen  sowohl  als  Deutsche,  stehen  wirklich  der  klassischen  National- 
ökonomie näher  als  der  historisch-ethischen,  in  Wahrheit  sozialen  Ökonomie. 
Anderseits  sind  ebenso  die  Eollektivisten  von  dem  Schlage  von  Marx  und 
ENasLS,  welche  gegenwärtig  mit  Vorliebe  den  Namen  „Sozialisten^^  tragen, 
ebensowenig  die  Träger  einer  auf  ethischer  Entwicklung  ruhenden  sozialen 
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Idee.  Ihr  EollektiYismns  ist  äTifserlich,  das  verhängnisvolle  Resnltat  von 
Naturgesetzen  ohne  innerliche  Motive,  ohne  innerliche  Einheit  als  Quelle  der 
Solidarität,  ohne  scharfe  Moral  oder  grofse  Gedanken. 

Daran  knüpfe  ich  ein  zweites  Bedenken  gegen  das  Werk  von  Quack. 
Während  der  Vordergrund  zu  gedrängt  ist,  ist  der  Hintergrund  zu  viel  ver- 
wahrlost. Ökonomische  und  soziale  Systeme  werden  nicht  lediglich  durch 
die  inneren  Konsequenzen  eines  logischen  Gedankens  hervorgebracht, 
sondern  sie  entwickeln  und  verändern  sich  unter  dem  Einflufs  zahlreicher 
Umstände.  Auf  der  einen  Seite  verdanken  sie  ihr  Entstehen  dem  Eindruck, 
den  die  ökonomischen  Zustände,  die  Produktionsweise,  die  Verteilung  der 
Güter,  die  Rechtsmittel  auf  den  denkenden  Menschen  machen.  Anderseits 
sind  es  die  philosophischen,  ethischen  und  religiösen  Vorstellungen,  die  einen 
überwiegenden,  obschon  meist  indirekten  und  nicht  durchaus  beweisbaren 
Einflufs  auf  ihr  Entstehen,  ihre  Umbildung  und  ihre  Lebenskraft  ausüben. 
Sie  sind  Kinder  des  Geistes  ihrer  Zeit.  Quack  hat  die  Wirkung  der  Philo- 
sophie auf  den  Sozialismus  nicht  ganz  übersehen;  insbesondere  hat  er  den 
Einflufs  von  Hegel  und  der  linken  Seite  der  Hegelianer  auf  die  deutschen 
Sozialisten  klargelegt,  dagegen  sind  verschiedene  andere,  kaum  weniger  wich- 
tige Faktoren  von  ihm  unbeachtet  gelassen  worden.  Die  Wirkung  der 
Gall  und  Broussaisschen  Schule,  des  raumgewinnenden  physischen  und  phy- 
siologischen Materialismus  ist  ohne  Zweifel  sehr  grofs  gewesen,  ebenso  wie 
etwas  später  die  der  negativen  theologischen  Kritik.  Atheismus  und  Mate- 
rialismus sind  starke  Kräfte,  die  zu  dem  Individualismus  oder  äuüserlichen 
Kollektivismus  hintreiben,  aber  sie  lassen  sich  schlecht  mit  einer  ethisch- 
sozialen Auffassung  der  Gesellschaft  vereinigen.  Die  auflösende  Wirkung 
der  Kritik  auf  theologischem  Gebiete  und  der  Lehre,  dafs  jeder  Gedanke 
eine  Funktion  des  Gehirns  sei  und  nicht  mehr,  macht  sich  noch  allzeit  in 
unserer  Gesellschaft  fahlbar,  obgleich  die  Reaktion  schon  längst  eingetreten 
ist.  Doch  auch  schon  vor  1850,  welchen  Abschnitt  Quack  bis  heute  be- 
handelt, dürfen  diese  Faktoren  nicht  unberücksichtigt  bleiben.  Der  Unglaube 
und  der  Materialismus  dringt  mit  den  anarchistischen  und  kollektivistischen 
Vorstellungen  in  die  Masse  des  Volkes,  und  wenn  es  nicht  bald  zu  einem 
Ausbruch  kommt,  soll  durch  diesen  gährenden  Stoff  die  reformierende  Kraft 
des  heutigen  Sozialismus  gröfstenteils  gebrochen  werden. 

Auf  der  andern  Seite  ist  der  Einflufs  der  Hegeischen  Rechten  von 
Quack  gar  nicht  besprochen  worden,  ebensowenig  der  grofse  Wert  von 
A.  CoMTE  far  die  historische  Auffassung  und  selbst  für  die  Vorstellung  einer 
inneren  Entwicklung  der  Menschheit,  wie  wir  sie  bei  englischen  Denkern  vor- 
finden.   Die  Riesengestalt  eines  Carlyle  kommt  ebensowenig  zu  ihrem  Recht. 

In  der  Einleitung  zu  seinem  dritten  Teil,  zu  gleicher  Zeit  mit  dem  dritten 
Stück  dieses  Teils  erschienen,  stellt  der  Verfasser  die  Sache  so  dar,  als 
fühlte  er  selber  die  Wahrheit  der  Bedenken,  die  ich  auszusprechen  wage, 
dafs  die  Materien,  die  er  sammelt,  später  werden  dienen  können  als  Einsicht 
in  die  Abstammung  der  Ideen.  Ich  fürchte  jedoch,  dafs  ftlr  eine  gehörige 
Auseinandersetzung  dieser  Ideenabstammung  ein  oder  mehrere  Kapitel  nicht 
ausreichend  sein  werden,  und  dafs  ein  neues  Werk  sich  als  notwendig  her- 
ausstellen wird.  Dafs  der  begabte  Autor  dazu  den  Mut  finden  wird,  hoffe 
ich  von  Herzen.  An  Kraft  fehlt  es  ihm  offenbar  nicht,  und  auch  das  vor- 
liegende Werk  wird,  alles  in  allem  genommen,  eine  Zierde  der  niederlän- 
dischen Wissenschaft  bleiben  und  sehr  bald  ein  unentbehrliches  Hilfsmittel 
für  jeden,  der  sich  mit  dem  Studium  des  Sozialismus  beschäftigt,  werden. 
Amsterdam,  Nov.  1892.  P.  W.  A.  Cort  van  der  Lnn>EN. 
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Ein  neues  System  der  Sozialökonomie. 
Achilles  Lorias  Werke. 

Vott 

Ugo  Babbeno. 

(SchluCs.) 

Im  zweiten  Bande  seines  grofsen  Werkes  sacht  Lobia  in  den  That- 
sachen  die  Bestätigung  und  den  Beweis  für  seine  lange  Deduktion,  in- 
dem er  besonders  die  Eolonialgeschichte  betrachtet  In  den  Kolonien 
zeigt  sich  recht  offenbar  der  Einflufs  des  freien  Bodens.  In  den  An- 
fängen der  amerikanischen  Kolonisation  war  der  Boden  frei,  im  Über- 
fluis  vorhanden  und  zum  Anbau  tauglich  fast  ohne  Kapital;  die  ersten 
ländlichen  kolonialen  Institutionen  bieten  Analogien  mit  der  primitiven 
Gemeinschaft,  der  Profit  existierte  nicht.  Die  Gesetze  der  Kolonien 
verboten,  fflr  das  Leihen  des  Viehes  und  der  Werkzeuge  etwas  zu  nehmen. 
Die  Produktion  war  wenig  intensiv,  aber  für  die  Bedttrfoisse  der  dünnen 
Bevölkerung  ausreichend.  Die  steigende  Bevölkerung  und  die  abneh- 
mende Produktivität  des  Bodens  drängte  jedoch  zu  wirksameren  Pro- 
duktionssystemen: die  Assoziation  der  Arbeit  war  notwendig;  aber  da 
die  vereinzelten  Arbeiter  sich  nicht  freiwillig  dazu  entschlossen,  sich 
zu  assoziieren,  und  anderseits  bei  der  gegebenen  freien  Erde  der  Lohn 
nicht  möglich  war,  so  war  ein  System  von  Zwangs- Assoziation  notwendig. 

Ein  solches  war  die  Sklaverei,  die  den  Profit  auf  der  Basis 
der  Gewalt  inaugurierte.  Aber  diese  Form  konnte  nicht  lange  andauern, 
denn  anch  sie  sicherte  nicht  eine  genflgend  energische  Entwickelung 
der  Produktion.  Anderseits  war  die  Fruchtbarkeit  des  Bodens  noch 
hoch  genug,  als  dafs  die  Produzenten  das  Bedürfnis  geftthlt  hätten, 
ihre  Arbeit  durch  jene  freie  Assoziation  zu  ergänzen,  die  nötig  gewesen 
sein  wfirde,  um  die  Produktion  zu  erhöhen,  während  dann  alle  An- 
strengungen, daraufgerichtet,  eine  Assoziation  von  freien  Menschen  unter 
der  Direktion  eines  Kapitalisten  zu  schaffen,  gegen  die  Existenz  von 
unbesetztem  Boden  vergeblich  waren.  Unter  diesen  Bedingungen  sub- 
stituierte man  der  Sklaverei  die  Knechtschaft  in  den  Kolonien  mit 
den  „indented  servants'^  kontraktlich  gebundenen  Knechten,  so  wie  in 
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Europa  in  der  Fendalzeit  Später  aber  machten  die  BedflrfnisBe  der 
Bevölkerung  —  ebenso  in  Europa,  wie  in  den  amerikanischen  Kolonien  — 
die  Enechtsarbeit  unzureichend ,  und  man  kam  zur  freien  Arbeit. 

Die  Freiheit  der  Arbeit  und  die  Existenz  des  freien  Bodens  ge- 
stalten anfangs  die  Lage  des  Arbeiters  sehr  gut ;  so  war  es  in  Europa 
in  den  ersten  Zeiten  der  korporativen  Ordnung,  wie  in  den  amerika- 
nischen Kolonien  im  verflossenen  Jahrhundert.  Unzählige  Zeugnisse 
sagen  uns,  da(s  hier  die  Löhne  so  hoch  waren,  dafs  die  kapitalistischen 
Unternehmungen  sich  nicht  halten  konnten,  und  dafs  die  Kleinindustrie 
die  einzig  mögliche  Form  der  Unternehmung  war.  Aber  das  goldene 
Zeitalter  des  Arbeiters  dauert  nicht  lange,  weil  bei  dem  Bedürfnis  einer 
immer  wirksameren  Produktion  der  Besitz  und  die  Kultur  sich  kon- 
zentrieren, der  Orofsbesitz  sich  bildet,  die  zahlreiche  Klasse  der  Klein- 
besitzer verschwindet  oder  zu  verschwinden  strebt,  und  in  bezug  auf 
die  Manufakturindnstrie  die  Bedflrfiiisse  der  Bevölkerung  die  industriellen 
Erfindungen  immer  mächtiger  hervorrufen.  Mit  dem  Aufhören  des 
freien  Bodens  wird  die  juristische  Unterdrückung  des  Arbeiters,  um 
ihn  vom  Boden  auszuschliefsen,  flberflflssig:  der  Arbeiter  wird  dann 
juristisch  frei,  aber  ohne  freie  Erde  und  zum  Lohndienst  ge- 
zwungen bleibt  er  wirtschaftlich  Sklave.  Auf  der  Basis  des 
Lohndienstes  entwickeln  sich  die  technischen  Fortschritte  und 
die  Konkurrenz,  eine  Folge  der  Beweglichkeit  des  besoldeten  Ar- 
beiters und  der  Emsigkeit  des  Kapitalisten  in  einer  Unternehmung,  worin 
das  Kapital  die  gröüste  Wichtigkeit  erlangt  hat.  So  beginnt  eine  neue 
Ära  der  Ausbeutung  des  Arbeiters:  anfangs  ist  der  Lohn  wegen  des 
Mangels  an  Arbeitern  hoch;  aber  der  Kapitalismus  beginnt  eine  Reihe 
von  Methoden,  um  ihn  herabzusetzen,  die  Einstellung  von  Kindern  und 
Frauen,  Verlängerung  der  Arbeitstage  u.  s.  w.  In  einer  letzten  geschicht- 
lichen Phase  indessen  reduziert  die  Rente  des  Monopols,  die  sich  unter 
dem  Impuls  der  Bevölkerung  und  der  abnehmenden  Produktivität  mächtig 
entwickelt,  den  Profit  dauernd  unter  das  Minimum,  indem  sie  das 
Kapital  in  jenen  Zustand  der  Krisis  und  der  chronischen  Depression 
bringt,  die  den  gegenwärtigen  Moment  charakterisiert,  und  gegen  die 
es  vergeblich  zu  reagieren  versucht.  Die  kapitalistische  Ökonomie  zer- 
setzt sich  von  selbst,  während  die  Ungleichheit  der  sozialen  Bedingungen 
um  so  schwieriger  wird,  je  ernster  die  Reibungen,  je  gröfser  und  schmerz- 
licher das  Elend. 

Die  gegenwärtige  ökonomische  Form  zeigt  sich  in  ihrer  Krisis  durch- 
aus unfähig,  für  die  BedtLrfhisse  der  gewachsenen  Bevölkerung  und  der 
gesunkenen  Produktivität  des  Bodens  zu  sorgen,  und  da  nunmehr  alle 
Mittel  der  Ausbeutung  des  Arbeiters,  um  ihm  einen  Profit  zu  ent- 
winden, erschöpft  sind,  wird  die  Herstellung  einer  neuen  sozialen  Form 
notwendig. 
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Diese  nene  Form  wird  sich  auf  die  Beseitigung  des  ansschlieislicheii 
Eigentums  der  Erde  gründen  müssen;  sie  ist  das  verhängnisvolle  Werk- 
zengi  mittels  dessen  die  abnehmende  Produktivität  des  Bodens  und  der 
Fortschritt  der  Bevölkerung  für  die  menschliche  Oesellschaft  so  folgen- 
schwer werden;  und  sie  wird  durch  die  Thatsache  des  unverjährbaren 
Rechts  aller  Menschen  auf  die  Erde,  die  grodse  Mutter  des  Mensehen- 
geschlechtSy  aufrecht  erhalten.  Alle  müssen  Becht  und  Zutritt  zur 
Erde  haben,  damit  sie  sie  mit  ihrer  Arbeit  befruchten.  Auf  der  freien 
Erde  wird  man  notwendigerweise  nicht  mehr  die  vereinzelte  (dissociata) 
Kultur  haben,  sondern  jene  spontane  Assoziation  der  Arbeit,  die 
nicht  möglich  war,  solange  die  Erde  sehr  produktiv  war,  die  aber 
jetzt  infolge  der  geringeren  Produktivität  möglich  geworden,  ist.  Diese 
auf  der  freien  Erde  gegründete,  spontane  Association  wird  sein  eine 
Vereinigung  zu  gleichen  Bedingungen  zwischen  Unternehmern,  die  auch 
arbeiten,  das  Kapital  vorschiefsen  und  den  Besitz  der  Erde  haben  werden, 
und  den  einfachen  Arbeitern,  die  kein  Kapital  besitzen,  aber  auf  den 
Besitz  der  Erde  verzichten  werden.  Diese  Assoziation  wird  die  Frei- 
heit, die  Gleichheit  und  das  Wohlbefinden  aller  sichern;  denn  wo  die 
Kapitalisten  die  Arbeiter  zwingen  wollten,  fttr  eine  geringere  Entschä- 
digung zu  arbeiten,  als  die  ihrige,  würden  sich  diese  letzteren  wider- 
setzen und,  ihr  unverjährbares  Becht  auf  die  Erde  zur  Geltung  bringend, 
einen  Teil  der  Erde  auf  ihre  ausschlie&liche  Bechnung  besetzen.  Mit 
der  Ankunft  dieser  neuen  ökonomischen  Form  werden  der  hundert- 
jährige blutige  Kampf  der  Gesellschaft,  das  soziale  MiiGsverhältnis,  die 
tief  einschneidenden  und  schmerzlichen  Gegensätze  vollständig  schwinden, 
eine  Ära  des  Friedens  wird  beginnen,  worin  sich  der  menschliche  Ge- 
danke, befreit  von  den  langjährigen  Vorurteilen  der  materiellen  Interessen, 
zu  den  gro&artigsten  und  tiefsten  Problemen  der  Natur  wird  erheben 
können. 

Bei  diesem  Punkte  unserer  Abhandlung  angelangt,  können  wir,  bevor 
wir  in  den  letzten  Teil  der  Kritik  eintreten,  nicht  umhin,  karz  auf  ein 
andres,  vor  einigen  Jahren  erst  veröffentlichtes,  bedeutendes  Werk 
LoRiAS  hinzuweisen,  das  durch  seine  synthetische  und  wie  gewöhnlich 
originelle  und  tiefe  Theorie  sehr  geeignet  ist,  die  Gedanken,  die  der 
Autor  in  seinen  verschiedenen  Schriften  entwickelt,  gründlich  erkennen 
zu  lassen  und  eine  genauere  Idee  über  die  Art  zu  bilden,  mit  der  er 
die  Geschichte  und  den  historischen  Charakter  der  ökonomischen  Phä- 
nomene erfabt,  die  in  seinem  System  von  so  grober  Bedeutung  ist-O 
Das  Werk,  das  wir  meinen,  ist  eine  Studie  der  politischen  Philosophie 
auf  ökonomischer  Basis.  Die  politischen  Erscheinungen  haben  nach  Loria 
ihre  Basis  in  den  ökonomischen  Erscheinungen:  die  politische  Funktion 


1)  La  teoria  economica  della  eostitazione  poUtica.     Tarin,  Bocca.    1886. 
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ist  der  OkonomiBchen  völlig  antergeordnet.  Die  Ereignisse,  die  Um- 
bildungen der  Politik  und  der  Gesetzgebung  haben  notwendigerweise 
ihren  Ursprung  in  ökonomischen  Bedürfnissen,  die  sie  zuweilen  in  einer 
den  Menschen,  die  ihr  Werkzeug  sind,  verborgenen  und  unbewuisten 
Weise  bestimmen.  Die  politische  Verfassung  des  Staates  wird  un- 
vermeidlich von  seiner  ökonomischen  Verfassung  bestimmt  und  kann 
sich  nicht  davon  loslösen:  der  Staat  in  seiner  Oesamtheit  ist  nur 
„der  politische  Ausdruck  der  ökonomischen  Ordnung'',  eine  Behaup- 
tung, von  der  der  Autor  mutig  zu  der  logischen  Deduktion  schreitet, 
dafs  nämlich  „der  Staat  jeder  Epoche  von  der  Klasse  gebildet 
wird,  die  ökonomisch  prädominiert'',  und  dafs  die  Justiz  oder  deren 
herrschendes  Prinzip  in  einer  Epoche  nichts  andres  ist,  als  das,  was 
der  herrschenden  Klasse  zum  Vorteil  ausschlägt  Die  ganze  Geschichte 
bezeugt  uns  das  politische  Monopol  der  Klassen,  die  das  ökonomische 
Übergewicht  haben;  und  aufser  dem  primitiven  Kommunismus,  in  dem 
niemand  das  ökonomische  Übergewicht  hatte,  hatte  man  niemals  ein 
wahres  demokratisches  Regiment.  Die  besitzlose  Klasse  wurde  brutal 
durch  die  Gewalt  von  der  Teilnahme  an  der  Regierung  des  Staates  und 
von  jedem  politischen  Recht  in  der  alten  Welt  und  im  Mittelalter  aus- 
geschlossen, in  der  modernen  Welt  wird  sie  zunächst  durch  die  Beschrän- 
kungen des  Wahlrechts  ausgeschlossen  und  dann  erteilt  man  ihr  heuch- 
lerisch ein  solches  Recht,  gerade  wo  sie  wegen  ihrer  strengen  Abhängig- 
keit von  der  Klasse  der  Kapitalisten  auch  in  der  Wahl  thatsächlich  sehr 
wenig  frei  ist.  Auf  allen  Gebieten  der  sozialen  Verwaltung  offenbart 
sich  das  politische  Übergewicht  der  besitzenden  Klasse,  besonders  in 
der  Finanzgesetzgebung,  zunächst  vermöge  der  Steuerfreiheit,  dann  der 
Taxierung  der  Verbrauchsartikel ;  und  wenn  sich  in  gewissen  Momenten 
die  weniger  Besitzenden  der  flbermäisigen  Steuern  entledigen,  so  geschieht 
es  nur  dann,  wenn  ihre  Lage  so  elend  geworden  ist,  dals  sie  durchaus 
unfähig  sind,  jene  zu  ertragen.  Die  politischen  Revolutionen  sind  nur 
ein  Gegenschlag  der  wirtschaftlichen  Revolutionen,  und  die  Umwand- 
lungen, die  ihr  folgen,  ftthren  zu  nichts  anderm  als  zum  Übergewicht 
der  Klasse,  die  ökonomisch  triumphiert  hat.  So  gelingt  es,  dem  Bürger- 
Stande,  nachdem  an  ihn  das  wirtschaftliche  Übergewicht  des  Adels  und 
des  Klerus  tlbergegangen  ist,  sich  der  politischen  Gewalt  zu  bemächtigen; 
aber  sobald  sich  mit  der  Entwicklung  der  Industrie  im  Bflrgerstande 
zwei  Klassen  unterscheiden,  eine,  die  das  Kapital,  und  eine,  die  die 
Arbeit  vertritt,  trennt  sich  die  erste,  weil  sie  wirtschaftlich  überwiegt, 
von  der  zweiten  und  stürzt  den  Arbeiterin  die  wirtschaftliche  Knechtschaft 
Die  Geschichte  der  Menschheit  würde  zu  einer  Geschichte  von  be- 
ständiger Unterdrückung,  wohl  häblicher  und  heftiger,  als  sie  in  Wirk- 
lichkeit ist,  wenn  nicht  zum  Schutze  der  wirtschaftlich  unterdrückten 
Klasse  nach  der  Vorsehung  eine  Trennung  der  wirtschaftlich  Bevorzugten 
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im  feindlichen  Lager  vermittelnd  einträte  —  eine  Trennnng  zwischen 
der  Klasse  der  Kapitalisten  und  einer  solchen  der  Ornndeigentttmer, 
die  sich,  untereinander  gespalten,  wegen  der  im  Widersprach  stehenden 
Interessen  des  Profits,  des  Kapitals  und  der  Orandrente  bekämpfen  and 
gegenseitig  den  Ertrag  und  die  Macht  streitig  machen.  In  diesem  Kampfe 
wendet  sich  jede  der  Parteien  momentan  an  die  UntersttLtznng  der 
Arbeiter  und  schmeichelt  ihnen;  and  so  können  diese  wenigstens  für 
karze  Zeit  manchmal  Bähe  haben,  unbeschadet,  dafs  sie  von  neuem 
anterdrückt  werden,  sobald  eine  der  beiden  Parteien  triumphiert  hat,  oder 
sobald  sie  versuchen  sollten,  entschlossener  die  Stirn  zu  erheben. 

In  dem  hundertjährigen  Kampfe  gewinnt  schliefslich  die  Klasse 
der  Kapitalisten  über  die  Grundbesitzer,  die  einstigen  Herren,  die 
Oberhand;  aber  unter  den  triumphierenden  Kapitalisten  entsteht  eine 
neue  Trennung,  die  zwischen  dem  Manufakturkapital  und  dem  Bank- 
kapital scheidet  und  neue  Kämpfe  und  zum  Teil  zeitweise  Bevorzugungen 
der  weniger  begtlnstigten  Klassen  mit  sich  bringt. 

Auf  dieselbe  Weise  versucht  Lobia  eine  allgemeine  Interpretation 
der  Geschichte,  und  besonders  erklärt  er  die  wirtschaftliche  Politik  der 
letzten  Jahrhunderte,  ebenso  die  gro&en  historischen  Ereignisse,  wie 
zum  Beispiel  die  Kreuzzttge  und  das  Wiedererstehen  Italiens.  Es  sind 
Interpretationen,  die  oft  einen  Eindruck  von  Zweifel  und  Schwanken 
hinterlassen,  die  aber  gewiüs  neu,  fein  und  scharfsinnig  gedacht  sind.  Eine 
der  bemerkenswertesten  praktischen  Konklusionen  Lobias  ist  die  Un- 
fähigkeit des  Staates,  irgend  eine  bedeutende  wirtschafUiche  Beform 
ins  Werk  zu  setzen.  In  der  That,  ist  es  möglich,  wenn  der  Staat  der 
politische  Ausdruck  der  wirtschaftlich  überwiegenden  Klasse  ist,  an- 
zunehmen, dass  diese  Klasse  allen  ihren  Interessen  entgegen  zu  ihrem 
Nachteile  eine  doppelte  Dethronisation  ausfahren  könnte?  Und  eine 
andre  trostlose  Schlußfolgerung,  die  man  beim  ersten  Anblicke  aus 
den  wirtschaftspolitischen  Theorien  unseres  Autors  ziehen  könnte,  würde 
die  sein,  dafs  das  menschliche  Geschlecht  vom  Geschick  zu  einem 
System  fortwährender  Ungerechtigkeit,  der  Vergewaltigung  und  zum 
Despotismus  des  Beichtums,  der  immer  mehr  die  unteren  Klassen  unter- 
drückt und  degradiert,  die  soziale  Organisation  nach  ihrem  Belieben 
gestaltet,  verurteilt  wäre. 

Aber  von  einer  solchen  Schlufsfolgerung  steht  der  Autor  ab,  er 
deutet,  indem  er  auf  die  von  uns  schon  zergliederten  Besultate  seiner 
anderweitigen  Studien  vorbereitet,  auf  die  notwendige  Zersetzung  des 
Kapitalismus  und  auf  die  Herstellung  eines  Systemes  hin,  worin  die 
wirtschaftliche  Gleichheit  die  Basis  der  politischen  Gleichheit  sei,  und 
der  menschliche  Strom  zu  seinen  Quellen  zurückkehre.  Diese  neue 
Form,  deren  grofiser  Aufgabe  die  moderne  Wissenschaft  nachzugehen 
hat,  ist  nach  Lobia   die  Assoziation  auf  der  Basis  der  freien  Erde, 
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wie  wir  sie  in  seiner  ^yAnaljse  des  Kapitalbesitzes^'  von  ihm  gründlich 
erörtert  gesehen  haben. 

Manchem  wird  das  Attribut  einer  grolsen  Originalität,  das  wir  den 
Werken  Lobias  gegeben  haben,  übertrieben  erscheinen.  In  der  That, 
man  könnte  bemerken,  dab  sich  bei  nicht  wenig  Antoren  Hinweise 
finden,  sei  es  anf  den  Einflafs  der  wirtschaftlichen  Ordnung  anf  die 
politische  y  sei  es  anf  den  der  freien  Erde,  nnd  dals  der  gegenwärtige 
Grundbesitz  und  die  heutige  Eapitalwirtschaft  schon  von  andern  hin- 
länglich beurteilt  sei.  Aber  die  Originalität  Lobias  beruht  in  dem 
grofsen  historischen  System  der  Sozialökonomie,  das  er  entworfen  hat, 
und  dem  er  mit  so  grofser  Neuheit  und  Genialität  nachgegangen  ist, 
und  auch  in  so  zahlreichen  neuen  Ideen,  die  sich  in  seinen  bedeutenden 
Arbeiten  in  jedem  Abschnitt  zerstreut  finden.  Die  Originalität  Lobias 
ist  hinlänglich  sowohl  durch  den  Einflufs  nachgewiesen,  den  seine 
Theorien  auf  die  wirtschaftliche  Denkart  in  Italien  ausgeübt  haben, 
als  auch  durch  die  Einwände,  die  sie  eben  infolge  ihrer  Neuheit  und 
Eigenart  überall  gefunden  haben.  Gerade  deshalb  fühlen  wir  uns  auch 
verpflichtet,  der  kurzen  Darlegung  die  Darstellung  der  hauptsächlichsten 
Einwände  folgen  zu  lassen,  die  uns  bei  dem  Nachdenken  über  die 
vielseitigen  Arbeiten  Lobias  aufgestiegen  sind. 

Betrachten  wir  zunächst  das  erste  Werk  unsers  Autors,  das  über 
„die  Rente''.  Während  wir  vollständig  seine  glänzende  Schilderung 
der  sozialen  Folgen  der  Rente  in  der  gegenwärtigen  Ordnung  und  seine 
geschichtliche  Beweisführung,  wenigstens  von  der  gro&en  Verminderung 
des  sozialen  Einflusses  der  Rente  in  den  früheren  Zeiten  unterschreiben, 
so  scheint  uns  doch  nicht  genügend  dargethan,  wie  die  Rente  in  einer 
weiteren  Entwicklung  beseitigt  werden  könnte. 

Zu  viel  Raum  ist  von  dem  Autor  der  Hypothese  von  der  Existenz 
eines  kleinen  ländlichen  Besitzes  eingeräumt  worden,  zu  wenig  der  Be- 
weisführung, wie  dieser  Besitz  dem  gröfseren,  der  gerade  in  der  Gegen- 
wart den  kleinen  immer  mehr  zu  absorbieren  strebt,  substituiert  werden 
könne,  wie  er  sich  mit  allen  notwendigen  Mitteln  versehen  und  sich 
so  wirksam  in  der  Assoziation  ergänzen  könne.  Wenn  man  uns  sagen 
sollte,  daüs  ein  solcher  Beweis  überdies  von  Lobia  in  seiner  „Analyse" 
gegeben  werde,  so  werden  wir  antworten,  dafs  die  Form  „Assoziation 
auf  der  freien  Erde",  wenn  sie  auch  viele  Berührungspunkte  mit  dem 
„ländlichen  Besitz"  in  seiner  „Grundrente"  hat,  doch  nicht  dieselbe 
Sache  sei;  zwischen  beiden  Werken  läist  sich  auch  eine  gewisse  Ver- 
schiedenheit in  den  Schlufsfolgerungen  bemerken.  Anderseits  finden 
wir  auch  die  Thatsache  nicht  hinlänglich  bewiesen,  dals  der  kleine 
Besitz  die  Grundrente  sicherlich  ausschlielsen  müsse.  Ein  solcher  Aus- 
schluis  würde  nach  dem  Autor  vermöge  der  relativen  Unbeweglichkeit 
des  Kapitals  der  Grundbesitzer  und  durch  den  Einfluis  ihrer  Anhäng- 
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lichkeit  an  die  von  ihrer  Arbeit  befruchtete  Erde  entstehen.  Wenn 
wir  nnn  auch  das  Streben  des  kleinen  Besitzes,  die  Bente  zu  eliminieren, 
wie  LoEiA  mit  so  viel  Scharfsinn  behauptet,  annehmen,  so  fragen  wir 
nns  doch,  ob  nicht  die  Unbeweglichkeit  des  Kapitals  der  Bebaner  und 
deren  Wichtigkeit  übertrieben  sei,  nnd  ob  Lobia  damit  nicht  auf  eine 
analoge  Übertreibung  falle,  auf  die  Bigabdo  und  seine  Schule  geraten 
ist,  nnd  auf  die  er  selbst  sehr  oft  in  seinen  verschiedenen  Werken  gerät, 
wenn  er  umgekehrt  der  Arbeit  und  dem  industriellen  Kapital  eine  voll- 
ständige Beweglichkeit  zuschreibt,  die  doch  in  Wirklichkeit  bei  beiden 
zahlreiche  Beschränkungen  erleidet. 

Zahlreich  sind  die  Einwendungen,  die  eine  Lektüre  der  Schrift: 
„Wirtschaftliche  Theorie  der  politischen  Konstitution^^  hervorruft.  Manche 
Behauptungen  sind  dem  GefUhle  der  meisten  so  widerstrebend,  da(s 
man  Lobia  paradox  genannt  und  ihn  fast  eines  skeptischen  Gynismus 
geziehen  hat,  wenn  er  mit  wirtschaftlichen  Fragen  zum  Beispiel  die 
Krenzzttge  und  die  Erhebung  Italiens  verbindet.  Wir  können  uns  mit 
solchen  nebensächlichen  Kritiken  nicht  aufhalten,  obgleich  wir  gern 
zugeben,  dafs  der  geniale  Autor  von  der  Logik  und  dem  blendenden 
Scheine  seines  Systems  sich  zuweilen  habe  verleiten  lassen,  der  Inter- 
pretation mancher  Thatsache,  die  nicht  gut  in  seinen  Plan  zu  passen 
schien,  Oewalt  anzuthun.  Der  Grundgedanke  von  dem  Übergewicht 
der  wirtschaftlichen  über  die  politischen  Erscheinungen  scheint  uns 
wahr  zn  sein,  und  Lobia  hat  das  grofse  Verdienst,  dafttr  Gesetze  ab- 
geleitet zu  haben  und  in  das  innere  Wesen  der  sozialen  Phänomene 
eingedrungen  zu  sein,  dadurch,  dafs  er  mysteriös  und  unbewufst  ge- 
bliebene Beziehungen  beleuchtet  und  eine  geniale  Theorie  der  Politik 
ableitet  Wir  möchten  aber  behaupten,  dafs  er  in  diesem  wie  auch  in 
andern  seiner  Werke  zu  weit  gehe  und  dem  Wunsche,  von  politischen 
Thatsachen  eine  eigene  Beleuchtung  zu  geben,  zu  sehr  nachgegeben 
habe.  So  finden  wir  z.  B.  den  Einwand,  der  von  andern  gegen  Lobia 
erhoben  wird,  sehr  richtig,  dafs  nämlich  der  wirtschaftliche  Einflufs, 
wenn  er  auch  auf  die  politischen  Vorgänge  in  der  Neuzeit  und  der 
Gegenwart  sehr  stark  ist,  viel  weniger  im  Mittelalter  empfunden  wurde; 
und  wir  schlielsen  uns  auch  dem  Vorwurf  gegen  Lobia  an,  dab  er 
den  gro&en  Einfluis  des  Christentums  im  Mittelalter,  dessen  wirtschaft- 
liche Bedeutung  wir  uns  gar  nicht  vollständig  vorstellen  können, 
nicht  erkannt  habe.  Wenn  der  Hunger,  so  sagt  ganz  richtig  Salanda 
in  einer  Kritik  dieser  Arbeit  Lobias,  natürlich  ist,  so  ist  auch  der  Glaube 
eine  ganz  nattirliche  Erscheinung,  und  dasselbe  könnte  man  auch  vom 
Patriotismus  sagen.  Es  ist  zu  bemerken,  dals  der  Einfluis  anderer 
Motive  als  der  wirtschaftlichen  im  Leben  des  Mittelalters  und  der  von 
dem  unsem  verschiedene  Charakter  des  Mittelalters,  wo  Beichtum, 
Gold  und  selbstsüchtige  Beweggründe  allen  ihren  Einfluis  in  einem 
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zügellosen  Kampfe  aasttbten,  von  Lobia  in  andern  seiner  Schriften 
wohl  znsammengefalst  nnd  beleuchtet  worden  sind. 

Wir  müssen  uns  hier  vor  allem  mit  der  Analyse  des  Eapitalbe- 
sitzes  beschäftigen,  nicht  nar  weil  es  das  jüngste  Werk  ist,  sondern 
weil  darin  das  ganze  System  Lobias  vollständig  nnd  bis  zn  seinen 
letzten  Eonseqnenzen  erklärt  wird.  Eine  ganze  Reihe  von  Beobachtungen 
nnd  Einwänden  treten  uns  beim  Stndinm  dieses  Biesenwerkes,  das  ein 
wahrer  Denkstein  der  Wissenschaft  ist,  entgegen.  Wir  müssen  uns 
freilich  auf  eine  DarstelloDg  derjenigen  beschränken,  die  sich  spezieller 
auf  die  grundlegende  Basis  des  Systems  des  Verfassers  nnd  auf  die 
wichtigsten  Deduktionen  beziehen.  0  Obgleich  die  Thesis  des  Verfassers, 
dafs  die  Existenz  der  freien  Erde  den  Profit  und  den  Zins  unmöglich 
machen  würde,  besonders  durch  die  geistreichen,  logisch  verketteten 
Deduktionen,  woraus  sie  abgeleitet  ist,  einen  tiefen  Eindruck  auf  uns 
gemacht  hat,  und  obgleich  nach  unserer  Meinung  Loria  weitläufig 
nachweist,  dafs  die  Existenz  der  freien  Erde  einen  grofsen  sozialen 
und  zwar  ausgleichenden  Einflufs  ausübt,  so  können  wir  doch  der  so 
absoluten  SchluTsfolgerung  des  Verfassers  nicht  zustimmen. 

Die  Deduktionen  des  Verfassers  gehen  von  der  Voraussetzung  einer 
physischen,  intellektuellen  und  moralischen  Gleichheit  der  Menschen  aus. 
Diese  Voraussetzung  ist  durchaus  unzutreffend.  Die  freie  Erde  öffnet 
allerdings  ein  Feld  für  alle  Thätigkeiten,  versetzt  alle  in  dieselben  Be- 
dingungen, aber  ist  denn  anzunehmen,  dab  alle  Menschen,  wenn  auch 
in  gleiche  Lage  versetzt,  die  Erde,  und  zwar  ohne  Kapital  und  auf 
sich  allein  angewiesen,  bebauen  können  ?  Werden  sie  auf  ihr  ein  gleiches 
Kapital  in  derselben  Quantität  und  in  derselben  Zeit  anzuhäufen  ver- 
stehen und  anhäufen  wollen? 

Wenn  der  Verfasser  uns  sagt,  dafs,  gegebene  freie  Erde  voraus- 
gesetzt, bei  der  Enthaltung  der  Kapitalisten  vom  unmittelbaren  Ver- 
brauche und  Enthaltsamkeit  des  Arbeiters  in  bezug  auf  die  freie  Erde 
das  Produkt  der  inkommensurabeln  Grobe  halbiert  werden  müsse,  weil 
sonst  einer  der  beiden  den  Vorteil  haben  würde,  sich  in  die  Beding- 
ungen des  andern  zu  versetzen ,  so  fragen  wir  uns,  ob  alle,  wenn  auch 
fruchtbare  und  für  alle  freie  Erde  existierte,  in  der  Lage  sein  und  alle 

1)  Unter  den  jOngsten  Ausführongen ,  die,  wenn  sie  auch  nicht  direkt  gegen 
Lobia  gerichtet  sind,  doch  gegen  ihn  gerichtet  erscheinen,  sind  die  Ton  t.  Philippo- 
YiOH  in  seinem  „Grundrifs  der  politischen  Okononue^*  (Freibarg  1893.  S.  49)  zu  er- 
wähnen. T.  PmLiFPoyicH  schreibt :  „Handelsentwickelang,  Manufaktur  und  Industrie- 
system wiederholt  sich  nicht,  wenn  heute  eine  Ton  europftischer  Kultur  beelnflufste 
Kolonisation  vorgenommen  wird,  es  werden  vielmehr  die  wirtschaftlichen  und  tech- 
nischen Machtmittel  und  gesellschaftlichen  Zustände  der  europäischen  Kultur  un- 
mittelbar in  die  neuen  Verhältnisse  übertragen'^  Diese  Ausführungen  scheinen  uns 
freilich  ganz  in  Widerspruch  zu  stellen  mit  den  Thatsachen  des  2.  Bandes  der 
„Analisi",  den  v.  PHniippoviCH  allerdings  nicht  zu  kennen  scheint. 
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Opfer  tragen  werden  wollen,  die  die  Bebauung  des  jungfräulichen 
Bodens  erfordern  wttrde;  ob  alle  ihn  so  wirksam  zu  bebauen  verstunden 
und  bebauen  könnten,  dafs  sie  einen  Überschufs  von  Produkten  erzielten ; 
ob  alle  ihn  würden  anhäufen  wollen,  um  mit  ihm  ein  Kapital  zu  bilden. 
Wir  fragen  uns  noch,  die  Möglichkeit  und  das  Wollen  auch  vorausge- 
setzt, ob  dies  alles  allen  in  demselben  Orade  und  in  derselben  Zeit 
möglich  sein  wttrde,  und  ob  schliefslich  -  dies  solche  Schwierigkeiten 
bieten  und  solche  Opfer  verlangen  wttrde,  dafs  es  vorzuziehen  wäre, 
sei  es  fttr  viele  oder  fttr  wenige,  auch  gegen  einen  geringeren  Lohn  fttr 
andre  zu  arbeiten.  Anderseits,  da  einmal  die  Assoziation  zwischen 
Arbeiter  und  Kapital  und  dem  einfachen  Arbeiter  die  Produktion  steigen 
lädst,  wird  es,  um  dem  Interesse  des  einfachen  Arbeiters  zu  genttgen 
und  ihn  nicht  auf  den  Gedanken  zu  bringen,  sich  die  freie  Erde  an- 
zueignen, genttgen,  dafs  er  in  der  Assoziation  etwas  mehr  erhält,  als 
er  auf  der  freien  Erde  erhalten  wttrde,  und  es  ist  gerecht  und  natttr- 
lich,  dab  der  Best  und  der  grOüsere  Teil  der  Erhöhung  der  Pro- 
duktion, der  von  der  Assoziation  erzielt  wird,  vielmehr  dem  Arbeiter 
mit  Kapital  zu  gute  komme,  der  schon  aufgehäuft  hat,  als  dem  ein- 
fachen Arbeiter,  der  sich  wohl  der  Möglichkeit,  aber  auch  der  Schwie- 
rigkeit aufzuhäufen,  bewuist  sein  mu&.  Nicht  richtig  scheint  uns  je- 
doch der  Einwand,  der  von  Graziani  in  einigen  seiner  wichtigen  Noten 
LoBiA  gemacht  wird,  dafs  es  nämlich  absurd  sei,  dafs  derjenige,  der 
aufgehäuft  hat,  denselben  Ertrag  erhalte,  wie  der,  welcher  nicht  auf- 
gehäuft hat,  weil  in  diesem  Falle  der  Kapitalist  aufhören  wttrde,  an- 
zuhäufen, und  sich  in  einen  einfachen  Arbeiter  verwandeln  wttrde. 
Es  scheint  uns  nicht  richtig,  weil  der  Arbeiter  mit  Kapital  auch  mit 
der  Halbierung  doch  immer  von  der  Vermehrung  des  durch  die  Asso- 
ziation erzielten  Produktes  profitieren  wttrde.  Dagegen  scheint  uns  aber 
einleuchtend,  dais  derjenige  von  dem  durch  Assoziation  erlangten  Vorteil 
notwendigerweise  mehr  profitiere,  der  schon  aufgehäuft  hat,  als  derjenige, 
der  nur  die  Möglichkeit  hat,  aufzuhäufen.  Die  Theorie  Lobias  ent- 
hält jedoch  einen  grofsen  Fonds  von  Wahrheit;  die  freie  Erde  voraus- 
gesetzt, wttrde  nämlich  der  Profit  notwendig  mit  der  Arbeit  verbunden 
sein  und  auf  die  Arbeit  nicht  jenen  drttckenden  Einflufs  und  jene  aus- 
ntttzende  Gewalt  austtben,  die  ihm  in  der  gegenwärtigen  Ordnung  charak- 
teristisch ist.  Es  ttberzeugt  uns  auch  nicht  die  These,  dafs  die  freie 
Erde  den  Zins  unmöglich  machen  wttrde.  Wir  verstehen  nicht  voll- 
ständig die  Idee  Lobias,  dafs  das  Leihen  fttr  den  Arbeiter,  der  die 
freie  Erde  besetzt,  eine  Abhängigkeit  vom  Elapitalisten  zur  Folge  hätte, 
weil  es  ihn  der  Expropriation  aussetzen  wttrde,  und  dafs  solche  Ab- 
hängigkeit einem  Verzicht  auf  die  freie  Erde  gleichkäme,  der  als  Er- 
satz das  ganze  Produkt  des  Kapitals  fordert  Diese  Gleichheit  der  Ver- 
zichte, auf  der,  wie  wir  schon  sahen,  die  Unmöglichkeit  des  Profites 
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basiert,  anch  angenommen,  versteht  man  dann  doch  nicht,  wie  die  durch 
die  eigene  Schuld  yernrsachte  Abhängigkeit  des  Arbeiters  dem  effek- 
tiven Verzicht  anf  die  Erde  gleichstehen  könne:  die  Expropriation  wttrde 
bei  gegebener  freier  Erde  weder  Sinn  noch  Zweck  haben;  nnd  endlich 
eine  wirkliche  Abhängigkeit  des  Arbeiters  vom  Kapitalisten  könnte 
nicht  statthaben,  denn  bei  gegebener,  fttr  reine  Arbeit  brauchbarer  freien 
Erde  wttrde  das  Leihen  eines  Kapitals  mit  der  Bedingung  der  Gegen- 
seitigkeit fttr  den  Arbeiter  einen  Nutzen,  einen  Vorteil,  aber  nicht  eine 
Notwendigkeit  bilden.  Anderseits  setzt  auch  hier  der  Verfasser  voraus,  dafs 
nicht  nur  alle,  die  die  freie  Erde  bebauen,  Kapital  anhäufen  können 
und  wollen,  sondern  daTs  dies  au&erdem  sehr  leicht  und  rasch  gehe. 
Nun  könnte  doch  ein  einfacher  Arbeiter,  der  im  Zweifel  ist,  ob  er  für 
eine  gewisse,  vielleicht  lange  Zeit  mit  seiner  Arbeit  allein  die  Erde  be- 
bauen soll,  oder  ob  er  sie  mit  Hilfe  eines  geliehenen  Kapitals,  wofttr  er 
dem  Kapitalisten  einen  Teil  des  dadurch  erlangten  höheren  Profits  ab- 
tritt, bebauen  soll,  das  letztere  wählen  und  folglich  den  Zins  möglich 
machen.  Aufserdem  kann,  sei  es  in  bezug  auf  den  Profit,  sei  es 
in  bezug  auf  den  Zins,  beim  Leser  leicht  der  Zweifel  entstehen,  ob  sie 
mit  dem  Aufhören  der  freien  Erde,  oder  statt  dessen  nur  mit  dem  der 
furchtbareren  und  ohne  Kapitalistenhilfe  produktionsfähigen  Erde  Leben 
haben. 

Auch  die  Theorie  vom  Werte  auf  der  freien  Erde  (um  nicht  vom 
Gesetze  des  Wertes  beim  Vorhandensein  des  Profits,  der  den  schwie- 
rigsten und  verwickeltsten  Teil  des  Werkes  von  Lobia  bildet,  zu  sprechen) 
stöfst  auf  eine  der  vorigen  analogen  Schwierigkeit ,  weil  sie  eine  bei 
allen  Produzenten  wirksame  Konkurrenz  und  bei  allen  den  Besitz  oder 
die  gleiche  Möglichkeit,  unmittelbar  ein  gleiches  Kapitel  zu  erlangen, 
voraussetzt:  sie  setzt  voraus,  dab  der  einfache  Arbeiter  sich  sofort  in  einen 
Kapitalisten  umformen  und  ein  Kapital  von  derselben  Quantität  und 
Wirklichkeit  erlangen  könne.  Davon,  dafs  in  dieser,  wie  in  den  andern 
Theorien,  die  den  Wert  von  der  Arbeit  abhängig  machen,  der  Begriff 
der  Nützlichkeit  gar  nicht  in  Betracht  gezogen  wird,  wollen  wir  nicht 
reden.  Aber  der  schwächste  Punkt  der  Theorie  Lorias,  wir  wiederholen 
es,  scheint  im  wesentlichen  der  zu  sein,  dafs  er  die  Möglichkeit  und 
die  Fähigkeit  aufzuhäufen  bei  allen  als  gleich  voraussetzt.  Infolge- 
dessen entgeht  dem  Verfasser  die  Thatsache,  dafs  das  Kapital,  das  zur 
Produktion  beiträgt,  einen  Ersatz  verlangt,  sei  die  Erde  frei  oder  be- 
setzt; deshalb  häufen  nicht  alle  oder  nicht  in  derselben  Weise  an. 

Eine  der  Lieblingsideen  Lobias,  bei  der  er  lange  und  öfter  ver- 
weilt, ist  die  Notwendigkeit  fttr  den  Kapitalisten,  den  Lohn  auf  das 
Minimum  zu  bringen,  wenn  er  den  Profit  aufrecht  erhalten  und  ver- 
hindern will,  daJjs  sich  der  Arbeiter,  der  ein  Kapital  gesammelt  hat, 
mit  Hilfe  des  Kapitals  an  die  Bebauung  von  brauchbarem  unbesetztem 
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Lande  mache.  Nun  kann  man  vor  allen  bemerken,  dafs,  obgleich  auch 
gegenwärtig  unbesetzte  und  blofs  durch  reine  Arbeit  bebaubare  Erde 
vorhanden  ist,  solche  Erde  wegen  ihrer  Isolierung  und  wegen  ihrer  Ent- 
fernung von  den  Orten,  wo  sich  die  Arbeiterbevölkerung  konzentriert, 
für  den  Arbeiter  sehr  schwer  zugänglich  sein  kann,  und  dafs  das  grOlste 
Kontingent  für  die  Auswanderung  nach  fernen  Ländern  nicht  von  Arbei- 
tern, die  Kapital  angehäuft  haben,  sondern  von  Arbeitern,  die  in  das 
tiefste  Elend  gesunken  sind,  gestellt  wird.  Auch  nicht  alle  Arbeiter 
wtirden  imstande  sein,  zu  bebauen,  und  um  so  weniger,  wenn  sie  in  eine 
neue  Umgebung  gebracht  werden  mUTsten.  Endlich,  vorauszusetzen, 
dafs  jeder  Arbeiter  mit  einem  Aber  das  Notwendigste  hinausgehenden 
Verdienst  spare  und  Lust  habe,  den  ganzen  Überschufs  produktiv  an- 
zulegen, und  vorauszusetzen,  dass  der  Arbeiter  dies  immer  thun  wolle 
und  könne,  heifst  die  den  wissenschaftlichen  Hypothesen  erlaubten 
Grenzen  tlberschreiten.  Auch  hier  sieht  man  die  tiefe  Wahrheit,  die 
in  LoRiAS  Entwürfen  enthalten  ist,  aber  man  darf  die  Tragweite  nicht 
dahin  tiberschätzen,  dals  man  aus  der  absoluten  Notwendigkeit  des  ge- 
ringsten Lohnes  schliefst,  um  den  Profit  aufrecht  zu  erhalten. 

Man  bemerke  dann,  dafs  das  Gesetz  von  der  „zusammengesetzten 
Arbeit",  wonach  sich  bei  Loeia  der  Wert  in  der  jetzigen  Ordnung 
regelt,  ebenfalls  die  Reduktion  des  Lohnes  auf  das  Minimum  voraus- 
setzt, sonst,  giebt  Lobia  selbst  zu,  wflrde  es  nicht  anwendbar  sein. 
Nun  kann  man  fragen,  ob  auch  nur  als  einfache  Thatsache  gegenwärtig 
in  allen  Ländern,  wo  die  kapitalistische  Ordnung  ttberwiegt,  der  Lohn 
wirklich  und  immer  auf  das  Minimum  gesunken  sei.  Wie  es  uns  offen- 
bar scheint,  ist  eine  negative  Antwort  gegeben;  wie  soll  man  prak- 
tisch die  Grenzen  der  Anwendung  der  zwei  verschiedenen  Gesetze  über 
den  Wert  bestimmen,  da  sie  beide  so  nach  den  Umständen  wirken 
mfifsten ! 

Doch  kommen  wir  endlich  zu  der  neuen  Form,  die  man  nach 
Lobia  der  gegenwärtigen  Ordnung  substituieren  mflfste,  um  das  Wohlbe- 
finden und  die  Gleichheit  zu  sichern!  Diese  Form,  so  ausführlich  sie 
auch  der  Verfasser  beleuchtet  hat,  erscheint  uns  trotzdem  in  ihrer  prak- 
tischen Anwendbarkeit  nicht  hinlänglich  klar.  Vor  allem  verstehen 
wir  nicht,  welche  Bedeutung  und  welche  Daseinsberechtigung  ein  Pri- 
vatbesitz an  Land  haben  soll,  der  dem  Eigentümer  gar  keinen  Vor- 
teil sichert.  Bis  zu  einem  gewissen  Punkte  kann  man  wohl  annehmen, 
dafs  das  Kapital  in  der  Hand  eines  Arbeiters  ohne  Profit  existieren 
könne,  denn  der  Arbeiter  wird  wenigstens  den  Vorteil  der  Vermin- 
derung seiner  Mühe  empfinden ;  aber  dafs  Landbesitz  einem  Kapitalisten 
zugestanden  wird,  der  mit  einem  einfachen  Arbeiter  assoziiert  arbeitet 
and  mit  ihm  das  Produkt  halbiert,  ohne  irgend  welchen  Ersatz  weder  ftlr 
sein  Kapital,  noch  dafür  zu  haben,  dafs  er  Eigentümer  ist,  das  verstehen 
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wir  nicht.  Viel  klarer  erscheint  nns  der  Begriff  vom  kleinen  Land- 
besitZy  dem  Lobia  in  seiner  ersten  Arbeit  die  Fähigkeit  znschreibt,  die 
Bente  anfzaheben:  aber  ein  solcher  Landbesitz  würde  nicht  jene  grofse 
soziale  Bedentang  haben,  die  nnser  Verfasser  nnn  seiner  ^^freien  Asso- 
ziation" zuschreibt. 

Anfser  dem  RoUektivbesitz  von  Land  ist  auch  das  von  Lobia  pro- 
klamierte unverjährbare  Becht  aller  auf  freies  Land^  das  Becht  aller, 
es  zu  besetzen,  schwer  zu  verstehen.  Lobia  bemerkt,  daCs  die  freie 
Assoziation,  indem  sie  das  Wohlbefinden  sichert,  die  Zeugung  be- 
schränken und  folglich  eine  energische  Vermehrung  der  Bevölkerung 
unmöglich  machen  würde.  Allein  so  sehr  auch  die  Bevölkerung  zurück- 
gehalten werden  könnte,  es  kann  doch  leicht  der  Moment  eintreten,  dafs 
alles  nur  durch  Arbeit  kultivierbare  Land  und  auch  das,  welches  ein 
beschränktes  Kapital  erfordert,  von  Assoziationen  von  Arbeitern  mit 
Kapital  und  einfachen  Arbeitern  besetzt  ist.  In  einem  solchen  Falle 
mü&te  man  entweder  zu  einer  immer  gröfseren  Teilung,  die  in  jedem 
Falle  notwendigerweise  ihre  Grenzen  hätte,  schreiten,  oder  das  Becht, 
Land  zu  besetzen,  auf  übrigbleibendes  Land  beschränken.  Aber  dieses 
Land  würde  nach  und  nach  immer  gröfseres  Kapital  erfordern,  oder,  mit 
anderen  Worten,  der  Bebauung  immer  grössere  Schwierigkeiten  bieten, 
und  auch  dieses  würde  jedenfalls  seine  Grenzen  haben.  Die  Frei- 
heit der  Wahl  des  Arbeiters  würde  immer  mehr  eingeschränkt,  sein 
Becht,  Land  zu  besetzen,  immer  hinfälliger,  und  (auch  angenommen, 
dals  er  vorher  nicht  hätte  da  sein  können)  nach  und  nach  würde 
der  Profit  auftauchen  und  zuletzt  mit  dem  unvermeidlichen  Aufhören 
der  freien  Erde  feststehen.  Also  die  von  Lobia  gepriesene  neue  Form, 
wenn  sie  auch  möglich  wäre  und  alle  jene  sozialen  Vei^derungen 
hervorbrächte,  die  der  Verfasser  ihr  zuschreibt,  würde  nicht  eine  defi- 
nitive, könnte  nicht  die  letzte  Form  sein;  denn  die  fortschreitende  Be- 
völkerung würde  sie  zersetzen. 

Auch  wir  können  dem  von  Lobia  in  seinem  letzten  und  auch  in 
einem  früheren  Buche  ausgesprochenen  Gedanken,  dats  der  gegenwär- 
tigen Krisis  endlich  eine  feste  und  dauernde  Form  folgen  müsse,  nicht 
beistimmen,  so  schön  dieser  Gedanke  auch  ist  und  in  der  Legende  von 
Mazzeppa  uns  poetisch  vorgeführt  wird.  Das  Gesetz  der  Bewegung  und 
des  Fortschrittes  zeigt  uns,  dafs  die  fortwährende  Veränderung  das 
Geschick  der  Wesen  ist,  und  in  der  Bewegung  zeigt  sich  uns  das  Leben 
und  im  Stillstand  der  Tod. 

Nach  der  Kritik  des  einzelnen  betrachten  wir  die  Anordnung  im 
allgemeinen,  die  Methode.  Lobia  nimmt  in  bezug  auf  die  Methode  eine 
besondere  Stellung  ein;  es  würde  schwer  sein,  ihn  zu  klassifizieren. 
Er  beherrscht  die  deduktive  Methode  gründlich  und  benutzt  alle  ihre 
Hilfsquellen  in  wunderbaren  theoretischen  Konstruktionen,  die  oft  an 
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RiCABDO  erinnern.  Der  ganze  erste  Band  seiner  ^^Analyse'^  ist  ein 
logischer  Bau,  worin  ktthne  und  originelle  Deduktionen  in  so  streng 
logischer  Verkettung  aufeinander  folgen ,  dafs  man  den  Schlüssen  bei- 
stimmt, auch  wenn  man  die  Prämissen  bezweifelt.  Aber  er  schliefst 
nicht  mit  der  Unveränderlichkeit  der  wirtschaftlichen  Gesetze,  die  fttr 
die  deduktive  Schule  charakteristisch  ist,  im  Gegenteil:  die  Prämissen, 
von  denen  er  in  den  Deduktionen  ausgeht,  haben  fttr  ihn  keinen  ab- 
soluten, sondern  nur  relativen  und  historischen  Wert;  zum  Beweise 
seiner  Deduktionen  geht  er  zur  Geschichte  und  zur  induktiven  Methode 
und  ist  bemflht,  fflr  jeden  Passus  ein  Seitenstttck  aus  der  Geschichte 
zu  finden.  So  ist  sein  ganzes  System  wesentlich  und  gründlich  ge- 
schichtlich. Zuweilen  sogar  ftthrt  die  geschichtliche  Erklärung  mensch- 
licher Verhältnisse  Lobia  zu  Behauptungen,  die  paradox  scheinen,  so 
wenn  er  selbst  die  Logik  geschichtlich  und  relativ  nennt. 

Diese  Verbindung  der  zwei  Methoden  mit  Bevorzugung  der  geschicht- 
lichen Methode  würde  (sie  ist  es  gewils)  für  die  Wissenschaft  aufser- 
ordentlich  fruchtbar  und  fttr  uns  sogar  das  Ideal  einer  Methode  für 
wissenschaftliche  Untersuchung  sein,  wenn  die  Art,  wie  der  Verfasser 
bei  seinem  gewaltigen  Scharfsinn  sich  ihrer  bedient,  nicht  gefährlich 
würde. 

Das  ist  keine  positive  Theorie,  sagte  schon  Salandba.  bei  Be- 
sprechung einer  andern  Arbeit  Lobias,  die  in  der  Geschichte  nur  die 
Bestätigung  ftlr  ihre  Deduktionen  sucht  und  diese  mehr  oder  weniger 
zu  finden  vermag. 

Es  giebt  nur  zwei  Methoden,  die  abstrakte  Spekulation,  oder  die 
genaue  und  beharrliche  Untersuchung  der  geschichtlichen  Wirklichkeit 
der  Dinge,  um  die  bestehenden  Beziehungen  festzustellen,  wobei  jedes 
Vorurteil  ausgeschlossen  ist  Nun  können  diese  beiden  Methoden  in 
gleichem  Schritt  bei  der  wissenschaftlichen  Untersuchung  vorgehen,  da 
die  eine  die  andere  stützt,  wenn  nur  die  beiden  Untersuchungen  ge- 
trennt und  voneinander  unabhängig  geführt  werden,  und  wenn  nur 
(was  bei  einem  theoretischen  Bau  sehr  schwer  ist)  die  Vorurteile  der 
Deduktion  die  Ausschliefsungen  der  Induktion  und  die  Erklärung  der 
Thatsachen  nicht  beeinflussen.  Diesen  notwendigen  Forderungen  hat  sich 
Lobia  nicht  zu  fügen  verstanden,  und  so  augenscheinlich  es  ist,  dafs 
sein  so  scharfiBinniges,  genaues  Studium  der  Thatsachen  auf  seine  Ideen 
von  Einfluis  gewesen  sein  muls,  so  lälst  sich  doch  der  Verdacht  nicht 
abweisen,  dafs  die  theoretischen  Vorurteile  des  Verfassers  seine  histo- 
rischen Forschungen  beeinflufst  und  ihn  zuweilen  auch  unbewufst  ge- 
leitet haben.  Ein  solcher  Verdacht  wird  auch  von  der  auffallenden 
Thatsache  bestärkt,  dafs  in  der  Anordnung  der  Darlegung  Lokias  in 
seinem  letzten  Werke  das  Studium  der  Geschichte  in  einem  zweiten 
Teile  auftritt,  um  durch  die  Deduktion  schon  erhaltene  Resultate  zu 
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bestätigen.  Etwas  Ähnliches  können  wir  aach  im  zweiten  Bande,  der 
eine  reiche  Fundgrube  von  verschiedenen  Thatsachen  ist,  finden.  In 
der  That,  beim  Aufsuchen  der  verschiedenen  Phasen  der  wirtschaft- 
lichen Entwicklung  werden  die  Thatsachen  oft  wirr  durcheinander  ver- 
schiedenen Orten  und  Zeiten  entnommen,  so  dafs  zuweilen  das  Bedenken 
entsteht,  ob  auch  einige  der  vom  Verfasser  prächtig  beschriebenen  Um- 
bildungen der  Wirklichkeit  der  Dinge  entsprechen  oder  nicht  vielmehr 
einer  genialen  und  künstlichen  Rekonstruktion,  der  die  Wirklichkeit  nicht 
ganz  entspricht 

Was  zweifellos  jedoch  den  gröfsten  Mangel  in  allen  Arbeiten  Lorus 
ausmacht,  ist  fdr  ihn  zugleich  auch  ein  einziges,  beneidenswertes  Ver- 
dienst. Es  ist  die  Gewalt  seines  Geistes,  die  sich  gegen  die  Fesseln 
der  Kritik  und  Methode  bäumt,  sie  nicht  beachtet,  sie  oft  bricht,  indem  er 
sich  auf  die  eigene  Kraft  verläbt  und  den  von  ihm  selbst  gebahnten 
Weg  verfolgt.  Das  ist  das  Charakteristische  aller  mächtigen  Geister, 
aller  Schöpfer  neuer  Systeme.  Die  Gedanken  Lobias  sind  eben  genial; 
und  wenn  es  auch  der  Kritik  gelingt,  einen  Teil  der  theoretischen 
Thesen  oder  der  besonderen  Erklärung  der  Thatsachen  zu  stürzen,  so 
bleibt  doch  immer  ein  neuer  und  fruchtbarer  Impuls,  ein  Komplex  von 
neuen  Ideen  und  der  grolse,  tief  philosophische  und  synthetische  Ver- 
such ttbrig,  nicht  nur  die  wirtschaftlichen  Thatsachen,  sondern  alle  so- 
zialen Erscheinungen  auf  eine  einzige  Ursache  zurttckzuflihren  und  die 
ganze  Entwicklung  davon  abzuleiten. 

In  der  gegenwärtigen  Krisis,  die  sowohl  in  die  Ökonomie  der 
Völker,  als  auch  in  die  ökonomische  Wissenschaft  Unordnung  bringt 
und  sie  mit  einem  schmerzlichen  Skeptizismus  durchdringt,  wirft  Lobias 
mutiger  und  genialer  Versuch  einen  hellen  Schein,  von  ihm  fällt  auch 
ein  frisches,  belebendes  Licht  auf  die  Gedanken. 
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Znr  Litteratur  der  Lebre  Yom  Staatskredit 

Von 

Badolf  Orfttzer. 

Bei  der  Besprechnng  von  G.  Cohns  „Finanzwissensehaft"  0  hob 
GüSTAY  ScHMOLLER  ^)  hervor,  dafs  die  von  ersterem  verfafste  Zusammen- 
stellnng  der  theoretischen  Lehrmeinnngen  tlber  den  Staatskredit  ans  dem 
Grande  so  lehrreich  sei,  ,,weil  diese  in  beschämender  Weise  zeigten, 
wie  tief  in  den  Einderschnhen  diese  sämtlichen  Theorien  noch  ständen, 
wie  sehr  alle  diese  Doktrinäre  unter  dem  Eindruck  einzelner  ihnen  zu- 
nächst liegender  Thatsachen  zu  voreiligen  Generalisationen  schritten". 

Soweit  diese  Worte  ihre  Spitze  gegen  die  deduktive  Methode 
ttberhaupt  richten,  muss  hier  selbstredend  von  einer  kritischen  Wür- 
digung abgesehen  werden.  Beschränken  wir  uns  jedoch  auf  die  Theorie 
des  Staatskredits,  so  ist  zu  betonen,  dass  Schmollbrs  Gesamturteil 
ttber  ihren  Zustand  zwar  nicht  ganz  unbegründet  ist,  ans  mannigfachen 
Gründen  aber  über  das  Ziel  hinausschie&t.  Wenn  der  Satz,  mit  dem 
John  Stuart  Mill  seine  „Principles'^  einleitet:  „dals  auf  jedem  Gebiete 
menschlicher  Angelegenheiten  die  Praxis  der  Wissenschaft  lange  voran- 
gehe^S  den  Wert  eines  Axioms  beanspruchen  darf,  dann  ergiebt  sich 
der  Bückschlufs  für  das  Gebiet  des  Staatsschuldenwesens  von  selbst. 
Die  Anwendung  des  Staatskredits  ist  relativ  neu,  die  Entwicklung  rapid 
und  dabei  sprunghaft,  die  Eonseqnenzen  so  kompliziert,  dass  sich  allein 
daraus  das  Nachhinken  der  Theorie  hinter  der  Praxis  erklärt.  Auch 
der  eingefleischte  Anhänger  der  deduktiven  Methode  wird  nie  behaupten, 
dab  er  ohne  Sammlung  und  Zusammenstellung  von  Thatsachen  Schlüsse 
ziehen  kann.  An  derartigen  notwendigen  Vorarbeiten  fehlt  es  noch 
durchaus  >  und  bei  dem  stets  wechselnden  Stande  der  Verschuldung, 
dem  häufigen  Wechsel  der  Ereditpolitik  u.  a.  m.  werden  solche  un- 
dankbare Materialsammlungen  schwerlich  überall  entstehen,  während 
doch  gerade  die  Vergleichung  verschiedener  Länder  und  Zeiten  erst 


1)  System  der  Nationalökonomie.    Bd.  2.    Stattgart  1889. 

2)  Jahrb.  f.  Gesetzgebung  etc.  14.  Jahrg.  Hit.  2  p.  373.    Berlin  1890. 
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eine  allseitige  Theorie  zu  stützen  yermöchte.  So  ist  noch  heute  das 
Staatsschnldenwesen  verh&ltnismätsig  eine  terra  incognita  inmitten  der 
reichen  Blttte  der  deutschen  Finanzwissenschaft! 

Demungeachtet  ist  kein  Gebiet  der  Staatswissenschaften  fttr  de- 
duktive Forschung  so  geeignet  wie  dieses.  Der  Wert  der  Theorien 
wird  sich  freilich  auch  hier  danach  richten,  ob  der  Theoretiker  ans 
vorgefafster  Meinung,  der  Zeitströmung  folgend,  nach  der  vielleicht 
voreiligen  Beurteilung  einer  bestimmten  Kreditpolitik  sein  Urteil  ab- 
giebt,  oder  ob  er,  thunlichst  alle  Seiten  der  Streitfrage  sorgsam  unter- 
suchend, die  Thatsachen  sammelt,  die  Fehlerquellen  eliminiert  und  hier- 
nach seine  Theorie  formt  Theorien  der  letzteren  Kategorie  sind  wohl 
den  Kinderschuhen  entwachsen,  und  eine  nähere  Betrachtung  derselben, 
die  wir  hier  versuchen  wollen,  wird  zu  zeigen  haben,  dafs  es  daran 
nicht  fehlt 

Über  den  Nutzen  einer  derartigen  Zusammenstellung  der  Littera- 
tur  wollen  wir  noch  einige  Worte  vorausschicken.  Wir  haben  es  heute 
so  weit  gebracht,  über  die  „Finanzrezepte'^  der  älteren  Kameralisten 
die  Schale  unseres  Spottes  zu  ergie&en.  Gewiss  ist  die  Finanzgeschichte 
nicht  angewandte  Finanztheorie,  und  jede  einseitige  Überschätzung 
weniger  Formeln,  mit  denen  sich  das  vielgestaltige  Wirtschaftsleben 
regulieren  lassen  soll,  verfällt  ganz  mit  Recht  der  Lächerlichkeit  Allein 
die  Theorie,  zumal  die  Finanztheorie,  ist  heute  nicht  mehr  auf  jenem 
beschränkten  Standpunkte  stehen  geblieben.  Sie  verzichtet  bei  ihren 
namhaftesten  Vertretern  auf  die  aprioristische  Lösung  schwebender 
Streitfragen,  löst  jene  in  ihre  einzelnen  Elemente  auf  und  versucht 
unter  voller  Berücksichtigung  all  jener  „praktischen^'  Einwürfe  —  die 
ebenso  oft  unpraktisch  genannt  werden  könnten  —  fttr  jeden  Einzel- 
fall eine  entsprechende  Lösung  zu  finden.  Je  nach  dem  scholastischen 
Standpunkte  des  Betrachters  mag  man  ein  derartiges  Verfahren  fttr 
richtig  oder  irreftthrend  erachten,  es  fttr  „unwissenschaftlich''  zu  er- 
klären, liegt  nicht  der  mindeste  Anlals  vor.  Und  bei  der  Anwendung 
solcher  Methode  ist  eine  Kenntnis  und  Zusammenstellung  der  Litteratur 
der  Theoretiker  conditio  sine  qua  non.  Sie  klärt  erst  über  den  Um- 
fang der  bezüglichen  Kontroversen  auf,  illustriert  den  Zusammenhang 
der  Tagesereignisse  auf  die  volkswirtschaftlichen  Theorien  und  läfet 
volles  Licht  auf  die  hierdurch  eingeschlagenen  Irrwege  fallen.  Bacos 
Wort  bewahrheitet  sich  auch  hier:  Veritas  oritur  quandoque  ex  errore, 
sed  nunquam  ex  confnsione. 

Überblicken  wir  das  gesamte  Gebiet  theoretischer  Lehrmeinungen 
über  den  Staatskredit,  so  ist  zuvörderst  festzuhalten,  dafs  die  Diskussion 
derartiger  Kontroversen  wenig  über  ein  Jahrhundert  zurückreicht  Ist 
doch  die  moderne  Kreditwirtschaft  der  Staaten  spezifisch  verschieden 
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von  der  früheren.  Die  Grandsätze  der  Finanzverwaltnng  glichen  beim 
Ausgange  des  Mittelalters  denen  der  Domänenverwaltang,  und  die  be- 
ginnende Finanzwissenschaft  trieb  diesen  Vergleich  auf  die  Spitze.  0 

Erst  die  grossen  Finanznöte  der  Niederlande  und  dann  besonders 
in  England,  die  nach  verschiedenen  nnyollkommenen  und  tastenden 
Versuchen  die  moderne  Form  der  Staatsanleihen  zeitigten,  wiesen  anch 
der  Theorie  völlig  neue  Bahnen ;  deren  Entwickelongsgang  können  wir 
jedoch  hier  nur  aus  dem  Reflex  durch  die  Theorien  kennen  lernen. 

0.  GoHN  hat  die  citierten  Theoretiker  im  wesentlichen  nach  der 
Zeitfolge  mit  Unterscheidung  ihrer  Nationalität  gruppiert  Gerade 
aber  weil  es  durch  diese  ausserordentlich  dankenswerte  Vorarbeit 
uns  möglich  ist  „to  stand  in  bis  shoes^',  sollen  im  folgenden  jene 
Lehren  nach  sachlichen  Gesichtspunkten  geschieden  werden. 
Als  solche  empfehlen  sich  die  Stellung  der  Theoretiker  gegenüber  dem 
Anleihesystem  und  weiterhin  gegenüber  dem  Staatsschatz  als  Deckungs- 
mittel für  den  aufserordentlichen  Staatsbedarf.  Wir  unterscheiden  vier 
Gruppen,  und  zwar: 

1.  Gegner  der  Staatsschuld,  an  deren  Stelle  Steuervermehrung  und 
Staatsschatz  befürwortet  wird.  Ihr  Ausgangspunkt  ist  England,  ihre 
bekanntesten  Vorkämpfer  daselbst:  Hühe,  Ad.  Smith,  Bigabdo  und 
Mac  Cullogh.  Auf  gleichem  Standpunkte  stehen  in  Frankreich:  Mon- 
tesquieu, Negkeb,  J.  B.  Say;  in  Deutschland  die  Anhänger  der  Frei- 
handelsschule, aus  deren  Reihen  wir  0.  Michaelis,  A.  Soetbebb  und 
Gildebieister  hervorheben.  Sehr  nahe  steht  dieser  Bichtung  unseres 
Altmeisters  W.  Rosghers  Theorie ,  welche  das  Bindeglied  zur  zweiten 
Gruppe  bildet. 

2«  Die  deutschen  älteren  „Eameralisten^'.  Ausgehend  von  dem  Satze, 
daCs  Schuldenmachen  ein  Übel  unter  allen  Umständen  sei,  suchen 
diese  Gelehrten  wenigstens  durch  „Finanzrezepte^'  die  Schattenseiten 
dieses  Systems  einzudämmen,  erkennen  also  dessen  Notwendigkeit  an. 
Der  ältere  Teil  dieser  Gruppe  (Justi,  Schmalz,  Sonnenfels)  tritt  ent- 
schieden für  den  Staatsschatz  als  vollkommenes  Deckungsmittel  ein, 
die  Späteren  —  Jacob,  Malchus,  Raü,  Lotz,  Nebenius  —  ver- 
werfen ihn.  Viele  Berührungspunkte  mit  ihnen  hat  die  Lehre  von  J.  St. 
Mn.T«,  welche  zur  dritten  Gruppe  überleitet. 

3.  Die  Freunde  des  Anleihesystems  überhaupt.  In  England  Stewabt 
und  SiNCLAiB  relativ  gemäfsigt,  gehen  der  Holländer  Pinto  und  die 
Deutschen  E.  S.  Zachabiae  und  G.  Dietzel  sehr  ins  Extreme;  an  den 
Letztgenannten  schliesst  sich  L.  v.  Stein  an  und  bildet  dessen  Lehre 
vielfach  aus.    Endlich 


1)  YgL  die  Bücher  von  Bobmitz,  Bbsold,  besonders  Klock,  de  aerario,  und 
SoHBÖTTSK,  Forstliche  Rentkammer  u.  a.  m. 
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4.  Eine  gewissermaXsen  eklektische  oder  spezialisierende  Gruppe,  zu 
welcher  die  namhaftesten  neueren  Forscher  zählen.  Ihr  charakteristisch 
ist  es,  dab  die  verschiedenen  Fälle  des  anfserordentlichen  Staats- 
bedarfs  streng  auseinandergehalten  werden  und  für  jede  Kategorie  die 
passenden  Deckungsmittel  benannt  werden,  ^eit  Adolf  Wagners  bahn- 
brechenden Forschungen  hat  diese  Theorie  auch  durchweg  dessen  modi- 
ficierte  Lehre  ttber  den  Staatsschatz  adoptiert.  Ausser  dem  Genannten 
sollen  hier  noch  die  Anschauungen  von  Laspeybes,  Umpfenbagh,  Man- 
gold, Nasse,  Lebot-Beaulieu  und  G.  Cohn  angeführt  werden. 


Betrachten  wir  nunmehr,  was  wir  im  raschen  Fluge  der  Gesamt- 
flbersicht  durchmustert,  näher  im  einzelnen,  so  ist  für  England  Dayid 
Humes  0  Lehre  von  integrierender  Bedeutung.  Als  Vorläufer  von  Adam 
Smith  hat  er  auf  die  Ausgestaltung  der  Lehren  des  letzteren  bedeu- 
tenden Einfluss  ausgeübt.  Seine  Theorie  entwickelt  er  in  der  Abhand- 
lung „Vom  Staatskredit"  (1752). 

HuME  erOffiiet  seine  Betrachtungen  mit  der  Lehre  vom  Staatsschatz, 
erörtert  die  Bolle,  welche  dieser  im  Alterthum  gespielt  hat,  und  stellt 
diese  Bedarfsdeckung  dem  in  seiner  Zeit  florierenden  Anleihesystem 
gegenüber.  Mit  grausamem  Spott  sucht  er  die  Lehre  von  der  Heran- 
ziehung späterer  Generationen  zu  den  Lasten  der  Gegenwart  ad  ab- 
surdum zu  fahren. 

„Dagegen  ist  in  der  neueren  Zeit  —  meint  er  —  sehr  allgemein 
der  Gebrauch  aufgekommen,  die  Staatseinkünfte  zu  verpfänden  und 
sich  darauf  zu  verlassen,  daCs  die  Nachkommenschaft  die  von  ihren 
Vorfahren  gemachten  Schulden  bezahlen  werde,  und  die  Nachkommen- 
schaft, da  sie  ein  so  gutes  Exempel  an  ihren  weisen  Vätern  vor  Augen 
hat,  verlädst  sich  mit  derselben  Klugheit  auf  ihre  Nachkommenschaft, 
welche  zuletzt  mehr  aus  Notwendigkeit  denn  aus  Wahl  dasselbe  Ver- 
trauen auf  eine  neue  Nachkommenschaft  setzt'^  ^) 

HuME  bestreitet  weiterhin  die  Differenz  zwischen  privatem  und 
öffentlichem  Kredit  und  geht  sodann  zu  einer  Kritik  des  Schatzsystems 
seiner  Zeitepoche  über.  Als  dessen  Nachteile  bezeichnet  er,  daüs  da- 
durch „der  Staat  entweder  zu  raschen  Unternehmungen  verleitet  wird, 
oder  data  er  im  Vertrauen  auf  seinen  Reichtum  die  Kriegszucht  ver- 
nachlässigt'^  Die  Verpfändung  der  Staatseinkünfte  führe  aber  zur 
Armut,  Ohnmacht  und  Unterwerfung  unter  andere  Mächte. 

Eine  sehr  tiefe  Einsicht  in  das  Wesen  der  Thesaurierung  legt  Hume 


1)  Essays  and  Treatises  on  several  sabjects.    Wir  eitleren  nach  der  deutschen 
Übersetzung  yon  Kraufs,  Königsberg  1800. 

2)  p.  164flF.;  vgl.  hierzu  die  Charakterisierung  G.  Cohns  Fin.  Wiss.  §504  p.720. 
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an  den  Tag,  indem  er  die  Wirkungen  der  neneren  Kriege  mit  folgen- 
den Worten  denen  der  antiken  gegenüberstellt  <): 

,,Bei  den  Maximen  der  Alten  diente  das  An&ehlielsen  des  Staats- 
schatzes,  wodurch  ein  ungewöhnlicher  Zuflufs  von  Gold  und  Silber 
herrorgebracht  ward,  der  Betriebsamkeit  ftir  eine  Weile  zur  Aufmun- 
terung und  vergtttete  gewisserma&en  die  unvermeidlichen  Plagen  des 
Blrieges." 

Des  weiteren  werden  die  politischen  Eonsequenzen  des  Anleihe- 
systems betont.  Es  wird  hervorgehoben,  wie  letzteres  sehr  bequem 
fttr  die  Minister  sei,  weil  sie  vom  Volke  unabhängiger  würden  und 
ohne  Steuerflberbttrdung,  welche  ein  Odium  gegen  ihre  Politik  erzeuge, 
dennoch  ihre  Pläne  durchzuführen  vermöchten.  „Es  würde  kaum  ver- 
nünftiger sein  —  sagt  er  — ,  einem  verschwenderischen  Sohne  Kredit 
bei  allen  Bankiers  in  London  zu  gewähren,  als  einen  Staatsmann  zu 
berechtigen,  dafs  er  solchergestalt  Wechsel  auf  die  Nachkommenschaft 
ziehen  dürfe."  2) 

Die  stärksten  Wendungen  gebraucht  aber  Hume  gegen  die  reinen 
Staatsanleihen!  d.  h.  die  unfundierten,  welche  zur  Zeit,  da  er  schrieb, 
in  England  bereits  eine  ziemliche  Ausdehnung  erlangt  hatten.  3)  Mit 
den  bekannten  „laudationes"  vergleicht  er  die  Theorie  von  der  Nütz- 
lichkeit der  Staatsschulden  an  sich,  ohne  zwingende  Veranlassung. 
Jedoch  wenn  auch  eine  solche  vorliege,  weifs  er  an  ihnen  nur  geringe 
Vorzüge  nachzuweisen.  Als  solche  bezeichnet  er  die  leichte  Übertrag- 
barkeit der  Staatsschuldscheine,  welche  einer  Vermehrung  des  Geldes 
gleichkomme.  Durch  den  sicheren  Gewinn  an  diesen  Papieren  ernie- 
drigten sich  in  weiterer  Folge  die  Geschäftsprofite  und  daher  die 
Waarenpreise;  ebenso  hat  Hume  wenigstens  eine  Vorahnung  von  der 
Bedeutung  der  Staatsschuldscheine  als  Anlagen  für  überschüssige, 
momentan  unbenutzte  Kapitalien. 

Diesen  Vorteilen  ständen  jedoch  schwerwiegende  Bedenken  gegen- 
über. So  besonders  die  Konzentration  des  Reichtums  in  der  Haupt- 
stadty  ferner  all  die  schädlichen  Folgen  des  Papiergeldes.  Durch  die 
zur  Zinszahlung  erforderlichen  Steuern  würden  entweder  der  Preis  der 
Arbeit  erhöht,  oder  die  Ärmeren  prägravirt.  Auch  entstehe  die  Ge- 
fahr, dafs  Fremde  durch  Ankauf  von  Staatsschuldscheinen  sich  das 
Land  dienstbar  machten  und  mit  der  Zeit  „unsere  Gewerbe  und  unsere 


1)  p.  166  ff.    CoHN  sagt,  diese  Worte  könnten  heute  geschrieben  sein. 

2)  Tgl.  hierzu  Blaokbtonb  Commentaries  on  the  laws  of  England  book  I  eh.  8 
(edit  XI  p.  337).  „Unsere  Nationalschold  und  die  zur  Yerzinsong  derselben  erfor- 
derlichen Steuern  haben  in  die  exekutive  Schale  der  Regierung  ein  Gewicht  von 
Macht  geworfen,  von  welchem  sich  wohl  nicht  denken  l&Cst,  daCs  unsere  patrio- 
tischen Vorfahren  dasselbe  beabsichtigten.'' 

3)  Cf.  YooKB,  Gesch.  d.  Steuern  des  britt  Reichs.    Leipzig  1866.  p.  56  ff. 
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Leute  zu  ihnen  Übergehen^'.  Endlich  wird  der  sozialpolitiBchen  Nach- 
teile gedacht:  „da  der  gröÜBte  Teil  der  öffentlichen  Stocks  immer  in 
den  Händen  mttssiger  Leute  ist,  die  von  ihrem  Einkommen  leben,  so 
giebt  unsere  Nationalschuld  in  dieser  Beziehung  dem  unthätigen  und 
unnützen  Leben  grolsen  Vorschub'^ 

Alles  dies  sei  jedoch  eine  Kleinigkeit  im  Vergleich  mit  der  Schä- 
digung des  Staates  als  politischen  Körpers.  Hier  sieht  Hume  nur  Nach- 
teile ohne  jede  Kompensation.  Er  wendet  sich  gegen  den  Sophismus, 
dafs  durch  inländische  Anleihen  der  Staat  nicht  geschwächt  werde, 
oder,  wie  man  es  bildlich  ausdrückte,  man  lege  Gold  ans  der  rechten 
Hand  in  die  linke.  Es  gehe  nicht  an,  ein  Volk  durch  Steuern  zu  über- 
bürden; in  jedem  Staate  müsse  ein  gewisses  Verhältnis  zwischen  dem 
müssigen  und  dem  arbeitenden  Teile  der  Bevölkerung  existieren.  Es 
gebe  eine  Grenze  für  die  Erfindung  neuer  Steuern,  sonst  „treibe  das 
Land  dem  Untergange  entgegen^'. 

HuifE  sucht  sich  einen  Zustand  zu  konstruieren,  wo  infolge  der 
gestiegenen  Staatsschuld  derartige  Steuerüberbürdung  herrscht,  dafs 
z.  B.  der  Grundbesitzer  ^%  von  seinem  Ertrage  an  den  Staat  abgeben 
muTs.  „In  diesem  unnatürlichen  Zustande  der  Gesellschaft  sind  die 
einzigen  Personen,  welche  einiges  Einkommen  auTser  den  unmittelbaren 
Erzeugnissen  ihres  Fleiüses  genielsen,  die  stockholders,  welche  fast  die 
ganze  Beute  von  den  Ländereien  und  Häusern  und  überdies  den  Er- 
trag von  sämtlichen  Accisen  und  Zöllen  beziehen.^^  Diese  Leute  hätten 
aber  keine  Verbindung  mit  dem  Staate;  sie  könnten  überall  ihr  Ein- 
kommen verzehren  und  würden  in  den  grofsen  Städten  „in  die  Schlaf- 
sucht eines  dämlichen  und  schwelgenden  Wohllebens  versinken".  Durch 
die  Übertragbarkeit  und  den  schwankenden  Wert  dieser  Stocks  würden 
sich  die  Besitztümer  nie  lange  in  einer  Familie  erhalten^),  oder  wenn 
dies  auch  der  Fall  sei,  gefährdeten  sie  doch  die  Ordnung  der  Stände 
^  im  Staate.  Diese  Bedenken  werden  weiterhin  vom  Autor  in  den  düster- 
sten Farben  ausgemalt  Bei  einer  Kalamität  des  Staates  würden  die 
stockholders  (d.  h.  in  dem  oben  erwähnten  Falle)  nicht  zur  Besteuerung 
herangezogen  werden  können.  In  absolut  regierten  Staaten  führten  der- 
artige Versuche  zur  Beraubung  und  daher  folgerichtig  zur  Entwertung 
der  Schuldscheine  ~~  es  handelte  sich  hier  um  die  au  porteur  lauten- 
den Verschreibungen,  welche  damals  meist  in  Annuitäten  bezogen 
wurden.  Freiwillig  würden  aber  die  Leibrentner  niemals  ihre  Zustim- 
mung geben. 

Mit  kräftigen  Worten  beklagt  Hume  die  Sorglosigkeit  der  Bevöl- 
kerung gegenüber  der  stetig  zunehmenden  englischen  Staatsschuld.  „Was 


1)  Wie  auffaUend  dieser  konseryative  Sinn  des  Eugl&nders  selbst  in  einer  so 
freiheitsdnrstigen  Seele. 
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soll  denn  daraas  werden j^^'  ruft  er  ans.  ^^Es  mnfs  in  der  Thal  von 
zwei  Dingen  eines  eintreten:  entweder  die  Nation  mnfs  die  Schnld, 
oder  die  Schnid  wird  die  Nation  zerstören."^) 

Den  Plan  Hutchinsons,  sich  der  Staatsschuld  durch  eine  Ver- 
mögenssteuer mit  einem  Schlage  zu  entledigen,  hält  Hume  ftlr  un- 
realisierbar. Die  arbeitenden  Klassen  könnten  zwar  durch  Eonsumtions- 
steuem  erheblich  fUr  den  Staat  leisten,  nicht  aber  einen  adäquaten 
Teil  ihres  Vermögens  auf  einmal  erlegen.  Auch  könnte  das  bare 
und  im  Handel  steckende  Kapital  verborgen  werden,  und  das  sichtbare 
hätte  die  Zeche  zu  bezahlen. 

Drei  Möglichkeiten  gebe  es,  meint  Hume  am  Ende  dieses  Essays, 
f&r  das  Ziel  des  Staatskredits.  Entweder  mtlsse  dieser  durch  unsinnige 
Projektenmacher  erschöpft  werden  —  „er  wird  am  Doktor  sterben" 
drückt  er  sich  geistvoll  aus  — ,  oder  die  unvermeidliche  Verletzung  der 
Vertragstreue  des  Staates  f&hre  unter  ruinösen  Verlusten  ein  natür- 
liches Ende  des  Staatskredits  herbei.  Endlich  gebe  es  eine  letzte  Mög- 
lichkeit, den  Staatsbankerott  Dieser  werde  den  Verlust  der  politischen 
Machtstellung  Grossbritanniens  nach  sich  ziehen  und  bedeute  den  ge- 
waltsamen Tod  des  Staatskredits. 

Die  höchst  charakteristischen  Schlussworte  lauten: 

y,Dies  scheinen  die  Begebenheiten  zu  sein,  welche  nicht  mehr  weit 
entfernt  sind,  und  welche  die  Vernunft  so  klar  voraussieht,  als  sie  nur 
irgend  etwas,  das  im  Schöbe  der  Zeit  liegt,  voraussehen  kann.  Und 
obgleich  die  Alten  behaupteten,  dass  eine  gewisse  göttliche  Wut  oder 
Verrttcktheit  erforderlich  wäre,  um  die  Oabe  der  Prophezeiung  zu  er- 
langen, so  kann  man  doch  sicher  behaupten,  dab  zu  solchen  Prophe- 
zeiungen, wie  diese  hier,  weiter  nichts  nötig  sei,  als  bei  Verstände 
zu  sein  und  sich  von  dem  Einflüsse  nationaler  Verrttcktheit  und  Täu- 
schung frei  zu  halten." 

Damit  glauben  wir  Humes  Lehre,  welche  unseres  Wissens  die  erste 
zusammenhängende  Theorie  des  Staatskredits  ist,  thunlichst  mit  seinen 
eigenen  Worten  dargestellt  zu  haben.  Wir  bemerken  auf  den  ersten 
Blick,  sie  ist  ein  Kind  ihrer  Zeitepoche  und  schlielst  sich  eng  an  deren 
Geschehnisse  an.  Mit  dem  Fortschritt  in  der  Erkenntnis  des  Problems 
ist  so  manches  Stttck  dieser  Lehre  obsolet  geworden,  und  vieles  mutet 
uns  ganz  fremdartig  an.  Allein  eine  ganze  Reihe  von  Argumenten  spielt 
noch  heute  in  den  bezüglichen  Erörterungen  eine  grosse  Rolle  und  ist 
seither  von  allen  Theoretikern  —  zustimmend  oder  polemisierend  —  er- 
wähnt worden,  so  dafe  der  Ausgangspunkt  der  ganzen  Lehre  zugleich  die 
Anknüpfung  der  späteren  Theorien  an  Hume  bedeutet.  Aus  diesem  Grunde 
ist  ihr  auch  eine  breitere  Darstellung  an  dieser  Stelle  gewidmet  worden. 


1)  1.  c.  p.  184. 
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Um  80  gröfser  ist  die  Bedentnng  dieser  Theorie,  als  sie  unzweifel- 
haft auf  Adam  Smith  stark  eingewirkt  hat.  Und  hier  will  es  nns 
nicht  recht  begründet  erscheinen,  wenn  6.  Gohn^)  in  folgenden  Ans- 
ftthrnngen  einen  Vorwurf  gegen  Smith  erhebt: 

„Wie  sehr  Smtth  mit  seiner  Beurteilung  des  Staatskredits  in  einer 
rückwärts  liegenden  Periode  steckte,  geht  daraus  hervor,  dafs  er  teil- 
weise selbst  in  den  Worten  mit  seinem  älteren  Freunde  Hume  überein- 
stimmt.'^ 

An  sich  ist  es  nun  klar,  dafs  beide  Männer,  welche  von  annähernd 
gleichen  philosophischen  und  wirtschaftlichen  Grundideen  ausgingen, 
auch  zu  Resultaten  gelangen  mnfsten,  die  im  wesentlichen  identisch 
waren.  Der  Vorwurf  wäre  nur  substanziiert,  wenn  Smith  die  Periode 
zwischen  der  Publikation  beider  Schriften  (ungefähr  24  Jahre)  unbe- 
rücksichtigt gelassen  hätte  oder  die  Erfahrungen  der  Zwischenzeit  ihm 
eine  von  Hume  abweichende  Ansicht  hätten  aufzwingen  müssen.  Beide 
Annahmen  treffen  aber  nicht  zu.  Durch  den  siebenjährigen  Krieg  war 
England  in  eine  Schuldenlast  gestürzt  worden,  welche  bis  dahin  ohne 
Beispiel  war  ^)  (um  72  Mill.  Pfd.  Sterl.,  nahezu  das  Doppelte  der  früheren), 
und  diese  Erfahrung  wird  auf  Smiths  Theorie  sicher  eingewirkt  haben  3), 
und  zwar  im  Sinne  Humes,  von  dessen  Übertreibungen  sich  Smith  so 
gut  wie  gänzlich  frei  hält  Endlich  ist  seine  Lehre  unseres  Erachtens 
viel  reifer  als  die  seines  Vorgängers ,  das  dürfte  ihre  Betrachtung,  zu 
welcher  wir  uns  nunmehr  wenden,  erweisen. 

Seine  Betrachtungen  eröffnet  dieser  Autor  ^)  ebenfalls  mit  der  Be- 
deutung des  Thesaurierens,  und  getreu  seinem  Grundsatz,  auf  Sparsam- 
keit alles  wirtschaftliche  Gedeihen  zurückzuführen,  hebt  er  anerkennend 
die  Schatzsammlung  der  preufsischen  Könige  Friedrich  Wilhelm  I.  und 
seines  grofsen  Nachfolgers  hervor,  denen  stellt  er  die  mit  Schulden 
überladenen  Bepubliken  seiner  Zeit  entgegen.^) 

Durch  diesen  Mangel  an  Sparsamkeit  in  Friedenszeiten  sei  die 
Kontrahierung  von  Anleihen  im  Kriege  notwendig  geworden.^)  Smith 
hat  zu  viel  Einsicht  in  das  Wesen  der  Staatsverwaltung,  um  nicht  an- 
zuerkennen, dab  alsdann  eine  Anleihe  geboten  sei,  und  fügt  dem  noch 


1)  Fin.  WiBB.  p.  720. 

2)  VocKB  p.  69. 

3)  W.  of  n.,  übers,  von  Löwenthal.  Berlin  1879.  Bd.  2.  p.  441,  wo  Shith  die 
Erfahrungen  dieses  Krieges  ausdrücklich  erw&hnt. 

4)  1.  c.  dieser  Ausgabe  p.  424  fiP.    Vgl.  dazu  Cohn,  Fin.  Wiss.  p.  718  ff. 

5)  Mit  Ausnahme  des  Kantons  Bern,  vgl.  p.  426  ff. 

6)  An  dieser  Stelle  sei  daran  erinnert,  dafs  Smith  wie  viele  Schriftsteller  nach 
ihm  die  Anleihen  ausschliefslich  unter  dem  Gesichtspunkte  der  Kriegsanleihen 
betrachten.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort,  dies  zu  kritisieren ;  so  viel  ist  sicher,  dafs  es 
der  praktisch  wichtigste  Fall  ist. 
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das  HuME  entlehnte  Argument  von  dem  Nutzen  der  Geldvermehrung 
und  der  Anlagepapiere  bei.  Diesem  jedoch  wird  der  Nachteil 
gegentlbergestellt,  dafs  die  sich  Regierang  nunmehr  auf  die  Leichtig- 
keit des  Borgens  verlasse  und  sich  daher  der  Pflicht  des  Sparens  ent- 
schlage — ;  wie  öfters  bei  Smith  und  seinen  Nachfolgern,  wird  ein  an 
sich  richtiger  Gedankengang  dadurch  unhaltbar,  dafs  die  möglicher- 
weise eintretenden  Fälle  allzu  absolut  als  notwendige  Folgen  auf- 
gefosst  werden. 

Die  Darstellung  verweilt  nun  in  breiter  Ausftlhrlichkeit  bei  der 
Geschichte  der  englischen  Staatsschuld  und  wird  zum  Vergleiche  auch 
auf  die  französische  exemplifiziert.  Wie  Hume  verwirft  auch  Ad.  Smith 
das  Fundierungssystem  mit  den  Worten:  „Seitdem  wir  in  Grolsbritannien 
zu  dem  verderblichen  Mittel  dauernder  Fundierung  unsere  Zuflucht 
nehmen,  hat  die  Verminderung  der  Staatsschuld  in  Friedenszeiten  nie 
auch  nur  annähernd  im  Verhältniss  zu  ihrer  Vergröfsernng  in  Eriegs- 
zeiten  gestanden."' 

Er  wendet  sich  gegen  die  Ansicht,  welche  sich  die  Schuldenlast 
als  Ansammlung  eines  grofsen  Kapitals  vorstellt,  welches  zu  dem  son- 
stigen Nationalkapital  hinzugetreten  sei  und  mehr  als  dieses  für  die 
Produktion  genfltzt  hätte.  ^)  Hiergegen  wendet  Smith  ^)  ein,  dafs  durch 
das  Darleihen  der  Staatsgläubiger  einen  Teil  seines  Kapitals  dieser 
Funktion  entkleidete,  dass  er  nunmehr  ein  Einkommen  beziehe  von 
einem  Kapital,  welches  gewöhnlich  schon  im  Laufe  eines  Jahres  un- 
produktiv zerstört  sei,  ohne  auch  nur  die  Hoffnung  einer  Reproduktion 
zu  gewähren.  Allerdings  erhielten  die  Staatsgläubiger  fttr  das  vor- 
gestreckte Kapital  eine  in  den  meisten  Fällen  mehr  als  gleichwertige 
Rente  aus  den  öffentlichen  Fonds,  welche  ihnen  meistens  die  Fortfüh- 
rung ihrer  Geschäfte  gestatte.  Allein  dieses  vorgestreckte  Kapital 
mtUste  bereits  vorher  im  Lande  gewesen  sein  und  zwar  produktiv  ange- 
legt Mithin  wäre  es  kein  neues  Kapital  fttr  das  Land  und  hätte  nur 
seine  Verwendung  gewechselt  Hätten  die  Staatsgläubiger  ihr  Kapital 
behalten,  so  wären  zwei  statt  des  einen  im  Lande  gewesen. 

Dagegen  verhindere  die  Deckung  des  Finanzbedarfs  durch  Steuern 
zwar  mehr  oder  weniger  die  Bildung  neuer  Kapitalien,  vernichte  jedoch 
nicht  notwendig  die  vorhandenen,  während  die  Staatsschuld  alljähr- 
lich einen  Teil  des  vorhandenen  Kapitals  zerstöre,  „da  ein  Teil  des 
zur  Ernährung  produktiver  Arbeit  bestimmt  gewesenen  Jahresertrags 
zur  Erhaltung  unproduktiver  verwendet  werde".  Freilich  wären  in 
diesem  Falle  die  Steuern,  mithin  das  Privateinkommen  der  Individuen 
geringer  und  daher  ihre  Fähigkeit  zu  kapitalisieren  grösser.  „Bei  dem 
Fundierungssystem  kann  das  Volk  durch  Sparsamkeit  und  Fleife  die 


1)  p.  440;  YgL  YocKs  p    56  ff.  2)  p.  443  ff. 
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Lücken  viel  eher  ansfUleD,  welche  die  Vergendnng  der  Regierung  ge- 
legentlich in  das  Gesellschaftskapital  reifst"^) 

Dieser  Vorzug  vor  der  Stenererhöhong  gelte  jedoch  nur  während 
der  Dauer  des  Krieges.  Mttlste  man  die  Kriegskosten  in  demselben 
Jahre  durch  neue  Steuern  decken,  so  hörten  letztere  mit  dem  Ejiege 
auf;  also  wäre  die  Kapitalisierungsfähigkeit  des  Volkes  im  Kriege  zwar 
geringer,  im  Frieden  aber  gröfser  als  bei  dem  Anleihesystem.  Daher 
würden  die  Kriege  kürzer  werden,  weil  das  Volk  ihre  yoUe  Last 
empfände,  und  die  Regierung  brauchte  ihn  nicht  einer  Laune  des  Volkes 
willen  länger  als  nötig  fortzuführen.  Ebenso  würde  die  Nation  nur 
im  äufsersten  Notfalle  einen  Krieg  beginnen,  und  dies  hätte  natürlich 
günstige  Folgen  für  die  Kapitalisierungskraft 

Bei  einer  beträchtlichen  Höhe  der  Verschuldung  beeinträchtige  zu- 
dem die  Steuererhöhung  auch  im  Frieden  ebenso  die  Sparfähigkeit  des 
Volkes,  wie  die  Staatsanleihe  im  Kriege.  Diesen  Satz  sucht  Smtth 
durch  Exemplifikation  auf  die  ökonomische  Lage  Englands  zu  seiner  Zeit 
zu  erweisen. 

Es  folgt  eine  sich  durchaus  an  Hume  anlehnende,  indessen  viel 
umfassender  und  nicht  so  einseitig  angelegte  Argumentation  gegen  das 
Sophisma,  dass  die  Nation  durch  Anleihen  nicht  ärmer  werde,  die  wir, 
um  nicht  zu  wiederholen,  hier  übergehen  wollen.  Auch  in  der  Pro- 
phezeiung zeigt  sich  Sboth  durchaus  nicht  so  pessimistisch,  als  sein 
Vorgänger.  Er  wirft  einen  Blick  auf  die  Erfahrungen  anderer  Länder 
(die  italienischen  Republiken,  Spanien,  Frankreich)  und  fi*agt  sodann: 
„Ist  es  wahrscheinlich,  dafs  ein  Gebrauch,  der  sonst  über  jedes  Land 
Schwäche  und  Trostlosigkeit  gebracht  hat,  in  Grofsbritannien  allein 
sich  als  durchaus  unschuldig  erweisen  sollte?"  Allein  er  fügt  hinzu,  dafe 
das  englische  Besteuerungssystem  ein  besseres  sei,  es  belaste  die  Industrie 
so  wenig,  dafs  gerade  dadurch  nach  dem  letzten  kostspieligen  Kriege 
(dem  siebenjährigen^))  die  Gesamtproduktion  Englands  so  blühend  sei 
wie  vor  dessen  Beginn,  und  dafs  sich  seitdem  diese  noch  gesteigert 
habe.  Auf  der  anderen  Seite  verhehlt  er  sich  nichts  dafs  ohne  zeitige 
Schuldentilgung  auch  England  zu  drückenden  Steuern  bei  einem  neuen 
Kriege  greifen  müsse;  es  könne  auch  nur  eine  wenig  grössere  Belastung 
nicht  ohne  grosse  Not  ertragen. 

Smith  glaubt,  dafs  bei  einer  gewissen  Höhe  der  Staatsschulden 
ein  (offener  oder  versteckter)  Bankerott  unvermeidlich  sei,  und  belegt 
dies  durch  die  Erfahrungen  aus  seiner  Zeit  Er  bespricht  weiterhin  die 
unredlichen  Mittel   der  Bedarfsdeckung  durch   Münzverschlechterung, 


1)  p.  445.    Also  eine  Fortbildung  der  HuuBschen  Lehre! 

2)  Also  wiederum  eine  direkte  Anknüpfung  an  die  Zeit  unmittelbar  vor  der 
Konzeption  des  Buchest 
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welche  er  mit  harten  Worten  verwirft,  nnd  befürwortet  eine  Erhöhung 
der  englischen  Steuern,  sowie  eine  Union  mit  Irland  und  den  ameri* 
kanischen  Kolonien  behufs  Abtragung  der  Staatsschuld.  Sei  diese  un- 
möglich, so  mtt&ten  die  Ausgaben  beschränkt  werden. 

Wie  bereits  eingangs  dieser  Darstellung  der  SmTHschen  Theorie 
erwähnt,  vermögen  wir  uns  dem  Urteil  G.  Cohns  über  diese  Lehre  in 
keiner  Weise  anzuschliefsen.  Die  Vergleichung  mit  Hüme  ergiebt  einen 
beträchtlichen  Fortschritt,  eine  Emanzipation  von  der  Einseitigkeit  seines 
Vorgängers  gerade  auf  Grund  der  in  der  Zwischenzeit  erfolgten  histo- 
rischen Geschehnisse.  Der  Kern  dieser  Theorie  hat  noch  für  unsere 
Tage  Bedeutung,  wird  von  Theoretikern  wie  Praktikern  gewürdigt  und 
vertreten.  Die  Fortschritte  der  modernen  Theorie  sind  neueren  Datums 
und  bestehen  in  der  Spezialisierung  der  Kontroverse,  während  man 
unseres  Erachtens  mit  Recht  gegen  Smith  einwenden  könnte,  dals  seine 
Lehre,  wie  überhaupt  das  ganze  Buch  über  die  Besteuerung  etwas 
skizzenhaft  gehalten  ist  und  den  Mangel  an  brauchbaren  Unterlagen 
deutlich  hervortreten  läüst.  Es  mag  sein,  wie  Gohn  bemerkt 0 9  dafs 
der  kritisch -negative  Standpunkt  Simss  ihn  ungünstig  für  die  Be- 
urteilung des  Staatsschuldenwesens  disponierte,  ebenso  seine  radikale 
Auffassungsweise  der  Kriege.  Er  blieb  aber  darin  ein  Kind  seiner  Zeit- . 
epoche,  welche  gerade  die  gröfsten  Geister  im  Banne  ihrer  Anschauungen 
hält  Allein  in  seiner  Theorie  des  Staatskredits  ist  wenig  davon  zu 
bemerken,  wie  auch  aus  der  obigen  Darstellung  ersichtlich  sein  dürfte. 

Wenn  endlich  Gohn  bemerkt  2),  dafs  diese  Prädisposition  von  Smith 
nnd  seiner  Schule  „ein  eigentümliches  theoretisches  Moment  in  die  An- 
sicht vom  Staatskredit  hineinwirft,  indessen  nicht  ein  solches,  welchem 
se  beschieden  ist,  die  Thatsachen  zu  meistern,  sondern  das  Gegenteil  — 
die  Thatsachen  gehen  darüber  hinweg^'  — ,  so  ist  darauf  zu  erwidern, 
dafo  es  schwerlich  jemals  einer  wissenschaftlichen  Theorie  gegeben  war, 
die  Thatsachen  zu  meistern.  Zwar  soll  jede  Theorie  ihre  Richtigkeit 
in  der  Praxis  erweisen;  allein  wenn  der  gegenteilige  Weg  beschritten 
wird,  beweist  dann  der  Erfolg,  dafs  die  Theorie  im  Unrecht  war? 
Unseres  Erachtens  in  keiner  Weise! 

An  anderer  SteUe^)  wiederholt  und  verschärft  Gohn  diesen  Vor- 
wurf noch,  indem  er  schreibt: 

„Die  Anstrengungen  des  englischen  Staats  im  Kampfe  gegen  die 
französische  Revolution  führen  beide  Kampfmittel  (Einkommensteuer 
und  Staatskredit)  auf  eine  Höhe,  hinter  welcher  die  Theorie  des  Ad. 
Smith  zu  ihrer  Beschämung  zurückbleibt.^' 

Nun  ist  es  gerade  ein  Verdienst  des  hervorragenden  Gelehrten, 
gegen  den  diese  Polemik  hier  gerichtet  ist,  durch  seine  verdienstvolle 


1)  Fin.  Wiss.  p.  718.  2)  Fin.  Wiss.  p.  718  ff.  3)  Fin.  Wias.  p.  716. 
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Znsammenstellang  gezeigt  za  haben,  wie  abhängig  die  Theorien  von 
dem  Gange  der  historischen  Ereignisse  sind.  Weshalb  soll  diese  nattLr- 
liehe  Befangenheit  des  Urteils  —  wenn  der  Ansdrack  gestattet  ist  — 
nicht  aach  für  Adam  Smith  gelten,  der,  wie  dargethan,  stets  an  die 
Erfahrungen  seiner  Zeitepoche  anknüpft?  Es  raubt  doch  keiner  wissen- 
schaftlichen That  etwas  von  ihrem  Werte,  wenn  sie  die  letzten  Folgen 
des  Problems  noch  nicht  klar  zu  ttberblicken  vermag!  Und  wenn  mit 
dem  letzten  Citate  Gohns  behauptet  werden  soll,  die  Erfahrung  seines 
Zeitalters  hätte  Smith  zu  einer  ganz  anderen  Theorie  bezw.  zu  einem 
anderen  Ausblick  auf  die  finanzielle  Zukunft  Englands  führen  müssen, 
so  müssen  wir  auch  diese  Anschauung  bekämpfen.  Zu  welchen  Kala- 
mitäten diese  ungeheure  Nationalschuld  das  Land  gebracht  hat,  wie 
es  wiederholt  trotz  seiner  überreichen  Hilfsquellen  am  Rande  des  Ver- 
derbens stand,  ist  bekannt.  Wenn  nun  Smith  zur  Zeit  der  Abfassung 
seines  Buches  im  ganzen  zu  pessimistischen  Schlüssen  über  die  finan- 
zielle Lage  Englands  gelangte,  so  war  das  unseres  Erachtens  erklärlich 
genug.  Auch  hielt  er  sich  von  Humes  Übertreibungen  ziemlich  frei. 
Wir  stimmen  der  Ansicht  zu,  dafs  Eonjekturalpolitik  zu  treiben  ein 
äu&erst  thörichtes  Beginnen  sei;  allein  es  muis  doch  daran  erinnert 
werden,  dafs  die  Prophezeiungen  beider  Männer  nur  deshalb  nicht  ein- 
getroffen sind,  weil  ein  ganz  außergewöhnliches  Zusammentreffen  glück- 
licher Momente  —  vor  allem  die  großartigen  Erfolge  des  Seekrieges 
und  der  Beginn  der  maschinellen  Grobproduktion  —  die  Schäden  der 
ungeheuren  Schuldvermehrung  einigermaJsen  paralysierten. 

Dafs  dieser  Standpunkt  von  Smith  von  der  Mehrzahl  seiner  Lands- 
leute in  der  damaligen  Zeit  geteilt  wurde,  beweist  eine  Reihe  von 
Flugschriften,  welche  dieselben  Gedanken,  nur  zum  Teil  in  verschärfter 
Form,  zum  Ausdruck  bringen.  Wir  erwähnen  aus  dieser  reichen  Litte- 
ratur,  welche  für  wissenschaftliche  Zwecke  freilich  wenig  Ausbeute 
liefert,  die  von  John  Eael  of  Staib  0,  welche  trotz  mannigfacher  Über- 
treibungen die  einer  Krisis  zutreibende  Lage  des  Staates  im  wesent- 
lichen richtig  darstellt.  Dies  näher  auszuführen,  ist  hier  nicht 
der  Platz. 

Wir  können  nur  feststellen,  dafs  Smiths  Theorie  vielfach  lücken- 
haft ist  und  die  eigentlichen  Probleme  des  Staatskredits  keineswegs 
allseitig  erörtert.  Trotzdem  scheint  uns  das,  was  in  ihr  dargelegt  wird, 
im  höchsten  Grade  beachtenswert  und  adäquat  der  Beachtung,  welche 
seine  Lehren  auch  sonst  noch  heute  finden ;  jedenfalls  ist  sie  das  Bei&te, 


1)  An  attempt  to  balance  the  income  and  expenditure  of  the  State  with  Bome 
reflections  on  the  nature  and  tendency  of  the  late  political  struggles  for  power. 
2.  ed.  London  1783,  gegen  die  Sinolaib  polemisierte.  Von  dieser  Litteratur  standen 
uns  übrigens  nur  eilige  Schriften  zur  Verfügung. 
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was  auf  Grund  der  Erfahrnngen  jener  Epoche  überhaupt  abstrahiert 
werden  konnte.^) 

Adam  Smiths  Theorie  bezeichnet  zugleich  einen  gewissen  Höhe- 
punkt in  dieser  Gruppe,  welchem  gegenttber  D.  Rigabdos  ^)  Lehre  trotz 
einzelner,  scharfsichtiger  Gesichtspunkte  durchweg  eine  döcadence  zeigt. 
Im  „Funding  System'^  erklärt  sich  dieser  Autor  auf  das  entschiedenste 
gegen  die  Bedarfsdeckung  durch  Anleihen.  Allerdings  ist  er  der  An- 
sichty  dafis  manche  Steuerpflichtige,  namentlich  die  Grundeigentümer, 
im  Kriegsfalle  nicht  eine  Steuervermehrung  ertragen  könnten.  Diesen 
hätten  dann  die  Leute  beizuspringen,  welche  der  Begierung  Vorschüsse 
geben,  damit  die  Abgaben  entrichtet  werden  könnten.  Ricardo  ist  der 
Meinung,  dafs  dies  durch  ein  gutes  Hypothekensystem  zu  erreichen  sei. 
Gerade  die  am  meisten  Besteuerten  ^ben  die  stärksten  Garantien. 
Die  Schriftsteller,  welche  die  Anschauung,  da(s  eine  Nation  durch  Borgen 
und  Schuldenmachen  reicher  würde,  nicht  aufrecht  zu  erhalten  wagen, 
hätten  die  Bequemlichkeit  der  Anleihen  übertrieben.  Sie  nennen  eine 
Ausgabe  notwendig,  ohne  dafs  sie  es  immer  sei.  Aber  auch  wenn  dies 
zutreffe,  müfste  man  für  diese  Bequemlichkeit  einer  so  lästigen  Be- 
dingung sich  unterwerfen?  Man  könnte  dies  mit  den  kleinen  Haus- 
haltungen vergleichen,  die  ihre  Bedürfnisse  teurer  bezahlen  müssen, 
weil  sie  nicht  so  viel  Geld  besitzen,  um  sie  en  gros  zu  kaufen.  Dahin 
dürfe  eine  grofse  Nation  nie  gelangen. 

Die  Kriegsanleihen  würden  stets  zur  ungünstigsten  Zeit  so  kon- 
trahiert wie  heimgezahlt  „Man  leiht,  wenn  der  Kredit  am  niedrigsten 
steht,  zur  Zeit,  wo  man  jedes  Jahr  neue  Renten  auf  den  Markt  wirft, 
die  den  alten  Konkurrenz  machen  und  das  Niedergehen  der  einen  wie 
der  anderen  veranlassen.  Wenn  man  sie  heimzahlt,  geschieht  das  zur 
Zeit,  da  der  Frieden  zurückgekehrt  ist,  wenn  der  Staatskredit  solider 
ist  denn  je  und  der  Preis  der  Staatspapiere  seinen  höchsten  Stand  er- 
reicht hat  Daraus  folgt  die  allgemeine  Regel:  die  Regierung  verkauft 
immer  viel  niedriger,  als  sie  kauft;  sie  erleidet  immer  den  gleichen 
Verlust  gegenüber  den  Vorteilen,  welche  die  Rentenbesitzer  erringen, 
seien  das  Spekulanten  oder  einfache  Rentner,  und  das  hei&t  auf  der 
Börse:  Verbesserung  des  Kredits,  Vermehrung  der  Kapitalien,  die  in 
den  öffentlichen  Fonds  angelegt  sind.'' 

Endlich  wendet  sich  Ricabdo  gegen  die  Unmoralität  der  Börsen- 
spiele, die  durch  die  Staatsanleihen  hervorgerufen  und  begünstigt  würden, 
und  resümiert  sich  hier  dahin: 

„Im  ganzen,  von  welcher  Seite  man  auch  diese  Frage  betrachten 

1)  Vgl.  damit  das  Urteil  Oladbtonbs  bei  Lbrot-Bbaülieü,  Traltö  des  Finances 
Tome  U.  p.  218. 

2)  Fanding  System  in  Encyclopaedia  Brittanica  und  Principles,  übers,  y.  Öchmidt. 
Weimar  1821  passim. 
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möge,  kommen  wir  zu  demselben  Schlosse:  Es  ist  sehr  zu  wünschen, 
dafs  wir  unsere  Nation  von  dem  System  der  Anleihen  befreien.  Be- 
seitigen wir  die  Schwierigkeiten  in  dem  Mafse,  wie  sie  sich  zeigen,  und 
wir  werden  befreit  sein  von  allen  alten  Ausgaben,  deren  Last  wir  erst 
dann  stark  empfinden,  wenn  sie  unerträglich  geworden  ist'^ 

In  seinen  „Principles^*  behandelt  Bigasdo  unser  Problem  nur  bei- 
läufig. Er  stellt  den  Satz  auf ^),  dafs  Steuern,  die  zur  Bestreitung  der 
Eriegskosten  oder  der  gewöhnlichen  Ausgaben  des  Landes  erhoben 
würden,  und  deren  Ertrag  hauptsächlich  zum  Unterhalt  unproduktiver 
Arbeiter  bestimmt  sei,  aus  der  produktiven  Industrie  des  Landes  ge- 
nommen werden,  und  alles,  was  sich  von  derlei  Ausgaben  ersparen  lasse, 
komme  dem  Kapital  oder  Einkonunen  der  Steuerpflichtigen  zu  gute. 
Wenn  man  nun  zur  Bestreitung  eines  einjährigen  Krieges  durch  eine 
Anleihe  20  Millionen  erhebe,  so  entziehe  man  diese  Summe  dem  pro- 
duktiven Nationalkapital.  Die  Million,  welche  für  die  Zinszahlung 
gebraucht  und  durch  Besteuerung  eingehoben  werde,  werde  aber  von 
den  Händen  der  Steuerzahler  in  die  der  Staatsgläubiger  übertragen. 
Die  reine  Ausgabe  betrage  nur  20  Millionen ;  die  Zinsen  würden  kom- 
pensiert, und  das  Land  bliebe  durch  diese  Verpflichtung  in  der  glei- 
chen Lage. 

Hätte  nun  die  Regierung  auf  einmal  durch  Steuererhöhung  diese 
20  Millionen  beschafi't,  so  wären  keine  Zinsen  zu  zahlen.  „Dies  hätte 
indessen  die  Natur  der  Operation  nicht  verändert.''  Denn  man  hätte 
die  Steuerpflichtigen  nötigen  können,  ein  E^apital  von  2000  Pfd.  Sterl. 
auf  einmal  zu  zahlen,  anstatt  der  jährlichen  Zinsen  von  100  Pfd.  Sterl. 
Vielleicht  hätte  dann  dieser  Kontribuent  eine  Privatschuld  zu  dem  näm- 
lichen Zinsfuüs  kontrahiert,  statt  von  seinem  eigenen  Kapital  an  den 
Staat  zu  geben,  und  es  frage  sich  blofs,  ob  bei  dem  Privatschuldner 
oder  PrivaÜeiher  das  Geld  am  produktivsten  angelegt  werde.  Diese 
Frage  habe  jedoch  der  Staat  weder  das  Becht  noch  die  Mittel  zu  ent- 
scheiden. 

BicABDO  wendet  sich  alsdann  gegen  den  Treubruch  des  Staates 
bei  der  Erfüllung  von  ihm  eingegangener  Verpflichtungen  und  sucht 
nachzuweisen,  dals  hierdurch  (d.  h.  durch  Annullierung  der  Staatsschuld) 
nicht  einmal  der  Staat  Vorteil  hätte. 

Mithin  bedrücke  die  Zinszahlung  fdr  die  Schuld  nicht  eigentlich 
ein  Land.  Das  Nationalkapital  könne  einzig  durch  Ersparnisse  vom 
Einkommen  und  durch  Einschränkung  der  Ausgaben  zunehmen.  „Die 
Verschwendung  der  Begierung  und  der  Individuen  und  die  Anleihen 


1)  Übers,  von  G.  A.  Schmidt.  Weimar  1821.  p.  329  ff.  Ch.  XV.  Das  Kapitel 
handelt  von  der  Besteaerang  anderer  Oegenstftnde,  als  der  des  Ackerbaaes;  spe- 
zieller werden  die  Staatsschulden  nicht  besprochen. 
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sind  es,  die  ein  Land  arm  machen.'^  Folglich  könne  nur  öffentliche 
und  private  Sparsamkeit  dem  abhelfen. 

Hieraus  —  so  fährt  Ricardo  fort  —  dürfe  man  jedoch  nicht  den 
Schlnis  ziehen,  dafs  er  das  Anleihesystem  für  das  beste  Mittel  halte, 
um  die  aofserordentlichen  Bedtlrfnisse^)  des  Staates  zu  decken.  ^^Dieses 
System  bewirkt  Abnahme  unserer  Industrie  und  verblendet  uns  über 
unsere  wahre  Lage/'  Dies  soll  durch  ein  Zahlenbeispiel  bewiesen 
werden.  Angenommen,  die  jährlichen  Eriegskosten  betrügen  40  MilL 
Pfd.  Sterl.  und  der  einzelne  hätte  jährlich  100  Pfd.  Steri.  hierfür  zu 
leisten.  Würde  ihm  diese  Summe  auf  einmal  abgefordert,  so  würde  er 
suchen  sie  von  seinem  Einkommen  zu  sparen.  Verlange  man  aber  von 
ihm  nur  die  jährlichen  Zinsen  im  Betrage  von  5  Pfd.  Sterl.,  so  spare  er 
nur  diese  und  täusche  sich  selbst,  wenn  er  sich  für  ebenso  reich  denn 
zuvor  halte.  Auf  diese  Weise  erspare  die  Nation  nur  2  Mill.  Pfd.  Sterl. 
und  verliere  nicht  allein  diese  Zinsen  oder  den  Gewinn,  welchen  40  Mil- 
lionen produktiv  angelegtes  Kapital  gebracht  hätten,  sondern  sie  verliere 
auch  die  38  Millionen  Differenz  zwischen  ihrer  Ersparnis  und  den  ordent- 
lichen Staatsausgaben.  Müfste  jedermann  Geld  borgen,  um  nach  Be- 
endigung des  Krieges  seinen  Beitrag  zu  den  Kosten  zu  entrichten,  so 
verschwände  mit  dem  Kriege  auch  die  Besteuerung,  d.  h.  es  würde  sich 
vom  Standpunkte  des  Nationalvermögens  betrachtet  Schuld  und  For- 
denmg  kompensieren. 

Allein  ein  Land  mit  grofser  Schuldenlast  sei  in  einer  sehr  künst- 
lichen Lage;  die  Steuervermehrung  und  die  ihr  folgende  Steigerung 
des  Preises  der  Arbeit  rege  den  Wunsch  an,  die  Last  auf  andere  zu 
ttberwälzen.  Endlich  sei  hierbei  die  Gefahr  der  Auswanderung  in  minder 
überbürdete  Länder  zu  bedenken.  Jedenfalls  empfiehlt  Ricabdo  starke 
Schuldentilgung,  und  zwar  mit  den  folgenden  charakteristischen  Worten : 

yyDie  Handlung,  die  bei  einem  Individuum  weise  ist,  ist  es  auch 
bei  einer  ganzen  Nation.  Ein  Mann,  der  10  000  Pfd.  Sterl.  Vermögen  hat, 
die  ihm  500  Pfd.  Sterl.  Einkommen  geben,  von  welchem  er  jährlich 
100  Pfd.  Sterl.  abgeben  muTs,  besitzt  nur  8000  Pfd.  Steri.  und  wird  gleich 
reich  sein,  ob  er  fortfährt,  jährlich  100  Pfd.  Sterl.  zu  zahlen,  oder  ob 
er  mit  einemmal  2000  Pfd.  Steri.  aufopfert'' 

Den  Einwand,  dafs  sich  keine  Käufer  für  diese  Werte  finden  würden, 
sucht  Ricardo  durch  den  Hinweis  auf  die  Staatsgläubiger  zu  widerlegen.  ^) 


1)  BioABDOy  dessen  Aaslassungen  über  diese  Frage  übrigens  in  der  uns  zugäng- 
lichen Litteratur  wenig  oder  gar  nicht  beachtet  worden,  ist  unseres  Wissens  der 
erste,  welcher  das  Anleihesystem  bewufst  auf  den  aufs  erordentlichen  Finanz- 
bedarf beschränkt.  Vgl.  dagegen  Ad.  Waombb,  Fin.  Wiss.  I.Teil.  Heidelberg  1877. 
§  59  p.  115  den  Anfangssatz. 

2)  Also  das  Nämliche,  wie  oben  in  dem  „Funding  System",  ein  ausgebildetes 
Hypotheken  wesen . 
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Diesen  Plan  habe  man  schon  oft  vorgeschlagen;  ,,wir  sind  aber, 
wie  ich  fürchte,  weder  weise  noch  tugendhaft  genug,  um  ihn  anzu- 
nehmen/' Zum  Schlufs  wendet  sich  Ricardo  gegen  die  Lehre  vom 
sinking  fund,  dessen  wunderbare  Wirkung  er  mit  Recht  anzweifelt,  und 
bemerkt,  dafs  er  jedenfalls  nur  durch  wirkliche  Ersparnisse  wirksam 
sein  könnte;  er  resümiert  sich  dahin:  „Wenn  wir  im  Augenblicke,  wo 
ein  neuer  Krieg  ausbrechen  wird,  nicht  einen  bedeutenden  Teil  unserer 
Schuld  getilgt  haben  werden,  so  muüs  von  zwei  Dingen  sich  eins  er- 
eignen: entweder  müssen  alle  Kosten  dieses  Krieges  durch  von  Jahr  zu 
Jahr  erhobene  Steuern  bestritten  werden,  oder  wir  werden  am  Ende 
dieses  Krieges,  und  vielleicht  noch  früher,  einem  Nationalbankerott  nnter- 
liegen.  Nicht  dafs  wir  nicht  imstande  wären,  noch  einen  grofsen  Schnl- 
denzu wachs  zu  ertragen;  denn  es  ist  schwer,  die  Grenze  der  Kräfte 
einer  grofsen  Nation  zu  bezeichnen;  aber  es  giebt  sicherlich  Grenzen 
für  die  Geldopfer,  welchen  in  der  Gestalt  fortwährender  Steuern  die 
Individuen  fttr  das  blofse  Recht,  in  ihrem  Geburtslande  zu  wohnen,  sich 
unterziehen/' 

In  einzelnen  Ausführungen  folgt  hier  Rigabdo  Robert  Hamilton^), 
der  als  erster  gegen  die  „alchymie  räalisöe''  des  sinking  fund  aufge- 
getreten  war  und  hierzu  sich  folgenderma&en  äufsert:  „Man  ist  ge- 
zwungen, einzugestehen,  dafs  wir  oft  Krieg  aus  ungenügenden  Ursachen 
geführt  haben,  und  in  einer  Absicht,  welche  unmöglich  zu  erreichen 
war  und  in  der  That  auch  nicht  erreicht  worden  ist;  dafs  wir  unter 
dem  Verwände,  entfernten  und  zweifelhaften  Gefahren  zu  entgehen, 
in  wirkliche  und  drohende  Verlegenheiten  gestürzt  wurden;  daJb  der 
Zorn  und  die  Nationaleitelkeit  viel  mehr  als  vernünftige  und  gemälsigte 
Ansichten  in  der  Regel  unserer  Politik  sich  bedient  haben;  dals,  nach- 
dem wir  in  den  Krieg  unvorsichtigerweise  verwickelt  waren,  man  mit 
Hartnäckigkeit  darauf  bestand  und  bessere  Vorschläge  zurückwies,  als 
die,  welche  wir  später  gezwungenerweise  angenommen  haben.'' 

Ein  anderer  bekannter  Schriftsteller  dieser  Schule,  Mag  Culloch^}, 
hat  in  den  statistischen  Beweis  dafür  einzutreten  versucht,  dafs  die  Be- 
darfsdeckung der  Kriegskosten  durch  Steuern  leichter  und  besser  sei, 
als  die  durch  Anleihen.  Hierfür  hat  er  als  Objekt  der  Darstellung  den 
englischen  Krieg  von  1793—1815  ausgewählt.  Es  würde  weit  über 
den  Rahmen  dieser  Darstellung  hinausgreifen,  die  ja  nur  die  Zusammen- 
stellung der  Theorien  bezweckt,  wollten  wir  in  eine  detaillierte  Betrach- 
tung der  Konklusionen  dieses  —  wie  auch  sonst  —  mafslos  übertrei- 
benden Autors  eintreten.  Nur  das  Resultat  sei  hier  mit  Mac  Culloghs 
eigenen  Worten  angeführt:    „Es  scheint  uns,  dafs  man  zweifellos  wäh- 

1)  On  the  national  debt.   3.  ed.  p.  37  ff. 

2)  Zuerst  Artikel  in  der  Edinburgh  Review,  Januar  1820,  und  dann  „On  taxa- 
tion  and  funding  System^'  p.  418. 
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read  des  amerikanischen  Krieges  eine  Einkommenstener  von  10 — 12^/0 
hätte  erheben  können;  eine  ähnliche  Mafsregel,  trotz  der  Ungleich- 
mälsigkeit  and, der  ernsten  Unznträglichkeiten  einer  gleichen  Steuer ^), 
wenn  sie  im  Jahre  1 793  ergriffen  wäre,  würde  wahrscheinlich  nicht  so 
schädlich  für  die  Nation  gewesen  sein,  als  die  enormen  Vermehrnngen 
der  Zölle;  man  hätte  anfserdem  daran  denken  können,  dafs  durch  die 
Vermehrung  der  Hilfsquellen,  welche  sie  geliefert  hätte,  sie  auch  im- 
stande war,  dem  Lande  die  Notwendigkeit  zu  entziehen,  so  grofse  An- 
leihen in  perpetuellen  Renten  zu  machen  unter  den  ungünstigsten  Be- 
dingungen beim  Beginn  des  Krieges/'  Der  gleichen  Ansicht  ist  auf 
Grund  desselben  Materials  ein  viel  später  auftretender  deutscher  Schrift- 
steller, 0.  GiLBEMEiSTEB  ^\  der  auch  zu  dem  nämlichen  Resultat  gelangt 
Diese  Resultate  werden  jedoch  von  der  neueren  Wissenschaft  durchaus 
bestritten,  und,  wir  werden  an  anderer  Stelle  dieser  Abhandlung  sehen, 
sehr  mit  Recht.  ^) 

Wir  verlassen  die  englischen  und  wenden  uns  zu  den  französischen 
Schriftstellern  dieser  Gruppe.  Als  erster  äufsert  sich  der  Begründer  der 
modernen  Staatswissenschaften,  Montesquieu^),  zu  dieser  Frage  (1748). 
Er  bespricht  die  inländischen  Anleihen  und  erwähnt  die  zu  seiner  Zeit 
geäufserte  Anschauung,  dafs  diese  vorteilhaft  wären,  den  Reichtum  durch 
vermehrten  Geldumlauf  vergröfserten.  Letztere  Ansicht  sei  jedoch  eine 
irrtümliche.  Papiergeld  an  sich  sei  für  den  Staat  vorteilhaft,  aber 
nicht  die  Staatsschuldverschreibungen.  ^)  Diese  hätten  folgende  Nach- 
teile: 1.  Die  Ausländer  könnten  sie  erwerben  und  dadurch  das  Land 
ausbeuten.  2.  Erniedrige  sich  dadurch  der  Wechselkurs.  3.  Die  zur 
Zinszahlung  erhobenen  Steuern  beeinträchtigten  die  Volkswirtschaft, 
indem  man  die  Arbeit  teurer  bezahlen  müsse.  4.  Man  entziehe  die  wirk- 
lichen Staatseinkünfte  den  Thätigen  und  wende  sie  Müssig^gem  zu. 
Hierauf  fährt  Montesquieu  fort: 

„Dies  sind  die  Nachteile;  Vorteile  sehe  ich  nicht  dabei."  Durch 
das  allbeliebte  Zahlenbeispiel  will  er  weiterhin  den  Satz  erhärten,  dafs 
die  Schuldscheine  nicht  den  Reichtum  des  Volkes  vergröfsern,  und 
fügt  hinzu:  „Zu  solchem  Irrtum  kann  uns  der  Umstand  verleiten,  dals 
ein  Papier,  welches  die  Schuld  einer  Nation  repräsentiert,  ein  Zeichen 


1)  Mac  Gulloch  gehörte  bekanntlich  zu  den  eifrigsten  Gegnern  der  income  tax ; 
seine  Argumente  dagegen  wurden  1847  im  preufsischen  yereinigten  Landtage  gegen 
die  Vorlage  der  Regierung  citiert. 

2)  Pr.  Jahrb.  Bd.  17.   Berlin  1866.   p.  135.  143. 

3)  Vgl.  Übrigens  Leboy-Bj^aulibü,  traitä  des  finances  II.  p.  254  ff.  und  Nasse 
in  der  Tübg.  Z.  Bd.  24.    Tübingen  1868.   p.  28  ff. 

4)  Esprit  des  lois  livre  XXII.  eh.  17.  18,  übersetzt  von  £llissen.  Leipzig  1843. 
8.  Tl.  p.  33  ff. 

5)  Letztere  unhaltbare  Ansicht  wird  nicht  weiter  begründet. 
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des  Reichtums  ist,  denn  nnr  ein  reicher  Staat  kann  ein  solches  Papier 
in  seinem  Werte  erhalten,  ohne  in  Verfall  zn  geraten;  geschieht  letz- 
teres nicht,  so  maus  er  anderweitig  grofse  Reichtümer  besitzen.  Man 
sagt,  dab  nichts  Schlimmes  dabei  zn  besorgen  wäre,  weil  es  Mittel 
gegen  dieses  Übel  giebt;  ja  man  erklärt  das  Übel  fttr  ein  6at,  weil 
die  Mittel  dasselbe  überwiegen." 

Bezüglich  der  Tilgung  der  Staatsschulden  ^  präzisiert  Montesquieu 
seine  Ansicht  dahin,  dais  sich  der  borgende  Staat  nur  bis  zu  einem  ge- 
wissen Grade  verpflichten  dürfe ;  überschreite  er  diesen,  so  verschwinde 
der  Rechtsanspruch  des  Gläubigers.  ^)  Bei  makellosem  Kredit  befür- 
wortet er  die  Eonversion  und  noch  nachdrücklicher  den  Tilgungsfonds. 
Letzterer  erwecke  neuen  Kredit;  er  brauche  fttr  Republiken  nicht  sehr 
grofs  zu  sein,  dagegen  bedeutender  fttr  Monarchien,  weil  in  ersteren  die 
Natur  der  Regierung  es  gestatte,  dafs  man  Pläne  für  längere  Zeit  mache 
(heute  könnte  man  eher  das  Gegenteil  behaupten!).  Weitere  Vor- 
bedingung dieser  Institution  sei,  dafs  alle  Staatsbürger  ihre  Lasten  trügen, 
die  Staatsgläubiger  bezahlten  sich  selbst  dadurch.  Endlich  meint  Mon- 
tesquieu, von  allen  Klassen  im  Staate  dürften  die  Rentner  am  wenig- 
sten geschont  werden,  „weil  sie  eine  bloijs  passive  Klasse  im  Staate 
sind,  während  derselbe  durch  die  aktive  Kraft  der  anderen  erhalten 
wird."  Doch  könne  man  sie  nicht  prägravieren,  ohne  den  öffentlichen 
Kredit  zn  gefährden;  man  könne  die  öffentliche  Treue  nicht  einer  ge- 
wissen Anzahl  von  Bürgern  brechen,  ohne  dafs  es  den  Anschein  habe, 
als  breche  man  sie  gegen  alle ;  da  auch  die  Staatsgläubiger  am  meisten 
erreichbar  seien,  so  schliefst  Montesquieu,  müfste  man  gerade  sie  am 
meisten  schützen,  und  nie  dürfe  der  Schuldner  über  den  Gläubiger  den 
geringsten  Vorteil  haben. 

Ist  Montesquieus  Theorie  eine  höchst  unvollkommene  und  unzu- 
reichende —  eine  solche  Lehre  darstellen,  heifst  sie  kritisieren  — ,  so 
erhob  sich  die  französische  Theorie  durch  Jacques  Negejbb  zu  einem 
Kulminationspunkt,  den  sie  seither  nicht  mehr  erreicht  hat ')  Man  hat 
diesen  als  Theoretiker  wie  als  Praktiker  ausgezeichneten  Mann  ebenso 
häufig  überschätzt,  als  über  Gebühr  verkleinert;  namentlich  in  Frank- 
reich selbst  sind  die  Meinungen  sehr  geteilt  über  die  Folgen  seiner 
Mafsnahmen.  Doch  haben  wir  mit  diesen  uns  nicht  zu  befassen;  es 
interessieren  uns  hier  seine  theoretischen  Auseinandersetzungen,  wie  er 
sie  in  seinem  etwas  weitschweifigen  Werke  „de  Tadministration  des 
finances  de  la  France^'  (1785)  niedergelegt  hat 

1)  Gh.  18.  p.  35  ff. 

2)  Wie  die  Yorigen  Aaslassungen  ist  auch  diese  höchst  unklar. 

3)  Auch  nicht  in  Lebot-Bbattubv,  dessen  Material  eigentlich  ein  höchst  dOrf- 
tiges  ist,  und  dessen  Lehre,  wie  wir  sehen  werden,  nicht  gerade  tief  in  den  Kern 
der  Sache  eindringt. 
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Auf  Grund  der  ErfahrungeD  aas  der  Finanzgeschichte  seiner  Zeit 
bekämpft  Nbckeb^)  die  Neigung  zu  Staatsschulden  und  l&fst  sich  fol- 
gendermaßen ttber  die  sozialpolitischen  Gefahren  dieses  Systems  aus: 
„Die  Beziehungen  der  verschiedenen  Mitglieder  der  Gesellschaft  sind 
nicht  wie  die  Bedingungen  der  Kömer  des  Sandhaufens,  die  man  be- 
liebig durcheinanderwerfen  kann.  Die  Verschiebung  des  Besitzes  ist 
nicht  gleichgiltig;  die  Rentner  könnten  überall  wohnen,  allerorts  Btlrger 
werden;  dadurch  habe  das  Staatsschuldenwesen  geradezu  den  öffent- 
lichen Geist  verdorben/' 

Dagegen  befttrwortet  er  eine  Staatsschuld,  die  sich  in  mäfsigen 
Grenzen  halte.  Wie  in  seiner  Thätigkeit  als  Minister  scheidet  Necker 
das  Ordinarium  des  Bedarfe  von  dem  Extraordinarium  und  verlangt 
fOr  das  letztere  Anleihen  >),  welche  Mittel  seien  zur  Ausdehnung  nütz- 
licher Einrichtungen.  Allein  er  hebt  auf  der  anderen  Seite  die  Schatten- 
seiten dieses  Systems  grell  hervor,  und  zwar  sind  seine  Argumente 
wesentlich  politischer  Natur.  ^)  Wie  seine  englischen  Vorgänger  ist  er 
der  Meinung,  daüs  es  ein  Werkzeug  ftlr  politischen  Ehrgeiz  und  für 
kriegerische  Gelüste  werden  könne;  mit  seiner  Hilfe  könne  man  viel- 
fach gröbere  Summen  erhalten,  welche  durch  Steuern,  wenn  überhaupt, 
nur  mühselig  aufgebracht  werden  könnten.  Wie  ein  Aufruf  der  modernen 
„Peace  Association''  liest  sich  der  Vorschlag  Negkebs^  die  Staaten 
sollten  untereinander  einen  Vertrag  schlielsen,  welcher  die  Kontra- 
hierung von  Anleihen  verhindere.  Freilich  giebt  er  sich  betreffs  der 
Realisierung  dieser  Idee  keinen  Illusionen  hin;  eher  würden  sie  noch 
auf  ihre  Kanonen  Verzicht  leisten,  sagt  er.  Seine _ letzte  Hoffnung 
besteht  darin,  dats  die  durch  Steuerttberbürdung  und  Krieggschulden 
überbürdeten  Völker  gerade  infolge  dieser  Überbürdung  gezwungen 
wären,  diesen  Weg  zu  verlassen.  Hinzuzufügen  ist  noch,  dais  der  Ver- 
fasser des  ersten  „compte  rendu"  über  den  Stand  der  Finanzen  auch 
für  die  volle  Publizität  theoretisch  eintritt,  welche  er  —  gewils 
mit  Recht  —  auch  für  einen  der  kräftigsten  Hebel  des  Staatskredits 
ansiebt 

Mag  man  die  Einseitigkeit  und  namentlich  die  Unbestimmtheit  seiner 
Lehre  kritisieren,  man  muTs  doch  den  Fortschritt  anerkennen,  den  die 


1)  Tome  II.  p.  371  ff.;  vgl.  auch  die  Charakteristik  Comis  Fin.  Wiss.  §  507. 
p.  728. 

2)  Bekanntlich  gelang  es  Nbokbb  während  seines  ersten  Ministeriums  (1777—81), 
den  Krieg  mit  £ngland  ohne  Stenererhöhung  zu  führen. 

3)  Man  mufs  sich  yergegenw&rtigen ,  dafs  die  Schrift  Nsokbbs  wesentlich  eine 
Antwort  war  auf  die  Angriffe  des  Ministers  Calonne  gegen  ihn.  Dafs  er  Übrigens 
damit  den  Beifall  der  französischen  Geschichtsschreiber  fand,  zeigen  u.  a.  die  Worte 
Mignets,  Histoire  de  la  RÖTolution  frangaise:  Introduction  p.  11:  Co  Systeme  ^tait 
fond6  sur  la  nature  de  Temprunt  etc. 

ZdtKhr.  f.  Litt  u.  Gesch.  d.  Staatsv.   I.  11 
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Theorie  gemacht  hat,  wenn  man  dagegen  die  Worte  Colbebts  hält, 
welche  dieser  an  Lamoignon  richtete,  als  der  EOnig  sich  ftlr  dessen 
Vorschlag,  darch  Anleihen  den  Kriegsbedarf  zu  decken,  entschied'): 
„Yons  triomphez,  vons  pensezavoir  fiait  Taction  d'an  homme  de  bien; 
eh!  ne  savais-je  pas,  comme  vons,  qae  le  roi  tronverait  de  Targent 
k  emprnnter?  Mais  je  me  gardais  bien  de  le  dire.  Yoilä  donc  la  Yoie 
des  emprants  onverte!  Qnel  moyen  restera-t-il  dösormais  d'arrgter  le 
roi  dans  ses  döpenses?  Aprte  les  empmnts,  li  fandra  des  impöts  poor 
les  payer,  et,  si  les  emprants  n'ont  pas  de  bomes,  les  impöts  n'en  anront 
pas  d'avantage/' 

Anch  der  letzte  französische  Schriftsteller,  den  wir  ans  dieser 
Gmppe  hervorheben  wollen,  J6an  Baptiste  Say  (der  ältere)  ^),  ist  trotz 
lebhafter  Angriffe  gegen  das  Anleihesystem  doch  nicht  ein  so  extremer 
Gegner  desselben,  wie  seine  englischen  Vorgänger.  Er  geht  von  der 
Vergleichnng  des  Staatskredits  mit  dem  privaten  ans.,  Anch  ersterer 
bemhe  anf  der  Überzengnng  von  der  Zahlungsfähigkeit  nnd  Redlich- 
keit des  schuldenden  Staates  ^),  betont  seine  gröfsere  Sicherheit  nnd  der 
Schuldscheine  leichte  Übertragbarkeit  Nach  einer  Erörterung  der  Ge- 
fahren, welche  das  Börsenspiel  mit  diesen  Papieren  hervorbringt,  be- 
spricht Sat  *)  ihre  Rätlichkeit  Er  ist  davon  ttberzeugt,  dais  die  Anleihen 
die  Zukunft  belasten,  „einen  Teil  der  zukttnftigen  Einnahmen  weg- 
nehmen'^  Man  wird  sagen,  im  Falle  der  Notwendigkeit  dürfe  das  ge- 
schehen. Allein,  wer  solle  entscheiden,  wann  dieser  Fall  vorliege? 
Etwa  die  Regierung?  Diese  hätte  doch  mitunter  ein  verschiedenes  In- 
teresse von  denen,  welche  die  Schuldzinsen  bezahlen  sollen,  jeden&lls 
sei  sie  nicht  so  stark  interessiert  als  die  Steuerpflichtigen,  wie  sie  begün- 
stigt würden  durch  die  Verteilung,  welche  durch  die  Anleihe  eintrete. 
Man  sage,  der  Staat  müsse  Kredit  haben  zum  Zwecke  der  Abwehr 
gegen  einen  ungerechtfertigten  Angriff,  um  seine  Unabhängigkeit  auf- 
recht zu  erhalten.  Dies  würde  eine  wünschenswerte  Anwendung  des 
Kredits  sein,  aber  finde  eine  gerechte  Sache  immer  Darleiher?  Im 
Jahre  1776  brachte  England  gewaltige  Summen  auf  durch  Anleihen 
zur  Aufrechterhaltung  seiner  ungerechtfertigten  Monopole  gegen  Ame- 
rika, hingegen  als  Frankreich  die  Errungenschaft  der  Revolution  ver- 


1)  Pierre  Gl^xbnt,  HUtoire  de  la  yie  et  de  radministration  de  Colbert  Paris 
1845.  p.  346. 

2)  Coun  complet  d'economie  politiqne  pratiqae.  Die  von  ans  benutzte  Aasgabe 
ist  BroxeUes  1832  erschienen  (abweichend  die  Citate  bei  Gohn,  Fin.  VHas.  §  507) 
and  finden  sich  die  bezOglichen  SteUen  Tome  qoatritoe  eh.  XITT.  p.  141  ff.  Wir 
konnten  einige  der  Stellen,  anf  die  Cohn  sein  Urteil  über  Sat  stützt,  in  dieser  Aas- 
gabe nicht  finden. 

3)  Ebenso  Rosghbb,  Fin.  Wiss.  §  127.  p.  525. 

4)  Ch.  XVI.  p.  158  ff. 
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teidigen  wollte,  fand  es  keine  Darleiher.  Mithin  sei  der  Staatskredit 
eine  Waffe  des  BechtSi  wie  des  Unrechts.^) 

Anfserdem  rege  die  Anwendung  des  Staatskredits  die  bösen  Lei- 
denschaften der  Menschen  an:  Betrag,  Übervorteilung,  Habsucht;  es 
würden  nicht  mehr  die  der  Gesamtheit  nützlichen,  sondern  die  Unter- 
nehmungen begünstigt,  welche  den  meisten  und  schnellsten  Gewinn  er- 
hoffen lieüsen. 

Auch  dem  Einwand,  dafs  die  Anwendung  des  Staatskredits  seitens 
des  einen  Staates  die  anderen  zwinge,  gleichfalls  sich  seiner  zu  be- 
dienen, will  Say  die  Spitze  dadurch  abbrechen,  daTs  er  ihm  entgegen- 
hält, die  Völker  würden  sich  nicht  vernichten  lassen,  sobald  sie  nur 
wirksame  Garantien  gegen  die  Verschwendung  ihrer  Begierungen  hätten. 
Im  Brusttone  der  Überzeugung  fügt  er  hinzu:  „Wenn  eine  Begierung 
des  Vertrauens  ihrer  Nation  würdig  ist,  verfügt  sie  immer  im  Augen- 
blicke ^)  der  Gefahr  über  alle  Hilfsquellen  derselben.  Kommt  eine  grofse 
Gefahr,  so  habe  ein  Staat  um  so  sicherere  Mittel  gegen  solche,  je 
weniger  er  von  Schulden  beschwert  sei.  Aber  wenn  die  Art  der  Be- 
gierung dem  Volke  jede  Art  Garantie  raubt  gegenüber  der  Politik  seines 
Ministeriums,  da  werden  seine  Einnahmen  stets  in  Verwirrung  geraten, 
und  der  Staat  wird  im  Moment  der  Gefahr  handelnsunfähig  werden; 
er  wird  nicht  einmal  Hilfsquellen  finden,  um  sie  zu  mÜsbrauchen." 

Des  weiteren  führt  Sat  aus,  dafs  jeder,  auch  der  glücklichste 
Krieg  als  ein  Unglück  angesehen  werden  müsse,  und  die  Leichtigkeit, 
durch  Anleihen  grolse  Summen  zu  seiner  Bestreitung  zu  erhalten,  ver- 
mehrte und  verlängerte  die  Kriege.  Hierdurch  würden  die  Tilgungs- 
fonds angegriffen,  die  Kriegssteuern  dauerten  fort  bis  zum  Beginn  des 
nächsten.  England  entbehre  durch  seine  ungeheure  Schuld  der  Genüsse, 
welche  andere  Länder  besäben.  Frankreich  habe  seit  dem  allgemeinen 
Friedensschlüsse  (1815)  weniger  gelitten,  weil  Bonaparte  durch  seinen 
geringeren  Kredit  nicht  die  Macht  hatte,  sein  Volk  in  gleichem  Mafse 
in  Schulden  zu  stürzen.^) 


1)  Die  höchst  charakteristischen  Worte  lauten  (p.  159):  L'aUiance  des  gens  ä 
argent,  ä  la  töte  de  ses  millions,  mar  che  toi:gours  au  secoors  du  plus  fort. 

2)  Die  deutsche  Begierung  im  Jahre  1870  yerfflgte  doch  gewifs  aber  das  Ver- 
trauen ihrer  Nation.  Die  fireiwilligen  Beiträge  zu  den  Eriegskosten  betrugen  394  Thir. 
13  Sgr.,  Ygl.  Waghbb  in  Holtzendorff's  Jahrb.  3.  Jahrg.   Leipsig  1874.  p.  79. 

3)  Weniger  der  Mangel  an  Kredit,  als  die  ungeheuren  Eontributionen,  welche 
diese  meist  gl&cklichen  Kriege  brachten,  und  die  glimpfliche  Behandlung  bei  dem 
Friedensschlüsse  waren  die  Ursache.  Übrigens  vergl.  die  charakteristischen  Worte 
Napoleons  I.  bei  Einfflhrung  des  Tabakmonopols  (Dekret  y.  29.  Dez.  1810):  „Ein  gutes 
Finanzsyston  mnfs  auch  für  aufserordentliche  ümst&nde,  selbst  fOr  blutige  Kriege 
die  Mittel  bieten,  ohne  zu  neuen  Steuern  greifen  zu  müssen.  Anleihen  sind  dazu 
nicht  geeignet.  Sie  sind  unmoralisch  und  TerhftngnisYoU  zugleich,  gefährden  das 
Teuerste,  die  Zukunft  der  Kinder,  und  unterwQhlen  unmerklich  das  soziale  Qebftude.^' 

11* 
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Im  Vorbeigehen  wird  auch  die  Frage  der  Bedar£9decknng  für  der 
Allgemeinheit  nützliche  Anlagen  berührt,  wie  Kanäle  etc.,  kurz  Melio- 
rationen jeder  Art;  ich  weifs  es  wohl,  sagt  Sat,  data  auch  fttr  diese 
Anleihen  erhoben  werden  können,  aber  man  weLb  onglttcklicherweise 
ans  Erfahrung,  dafs  das  Geld  die  schlechten  Unternehmungen  begün- 
stigt und  die  guten  Not  leiden  läfst.  Diesen  fast  unglaublichen  Satz 
sucht  Sat  durch  Exemplifizierung  auf  einige  derartige  Anlagen  in  Frank- 
reich zu  beweisen  und  generalisiert  ihn. 

Das  einzige  Mittel,  die  inhärenten  GeCeüiren  des  Staatskredits  zu 
beschränken,  sei  die  Teilnahme  eines  Parlamentes  an  ihrer  Bewilligung. 
Fast  mit  den  nämlichen  Worten  schliefst  er  sich  dem  oben  erwähnten 
Räsonnement  Negkebs  über  die  Staatskonvention  bezüglich  Unter- 
drückung der  Anleihen  an.  Bestochene  oder  auf  gewaltthätige  Weise 
beeinflufste  Kammern  müisten  fürchten,  dafs  die  spätere  gerechte  Se- 
gierung  ihre  Beschlüsse  nicht  ratifiziere,  und  würden  so  keine  Staats- 
gläubiger finden. 

Durch  ein  eifriges  Gitieren  der  englischen  Schriftsteller  sucht  Sat 
diese  theoretischen  Sätze  zu  beweisen  und  spricht  sich,  deren  Aus- 
lassungen folgend,  auch  gegen  den  sinkiog  fund  aus,  ebenso  gegen  den 
Staatsschatz. 

Es  sei  an  dieser  Stelle  noch  daran  erinnert,  dafs  Sat,  als  der  Fort- 
bildner der  Lehre  von  der  „Produktivität",  eine  besondere  Stellung  in 
dieser  Beziehung  einnimmt,  welche  an  anderer  Stelle  dieser  Schrift  zu 
erörtern  ist. 

Einige  von  Gohn  angeführte  Belegstellen,  welche  wir  in  unserer 
Ausgabe  nicht  finden  konnten,  beweisen,  dab  Sat  sich  noch  schärfer 
als  oben  gegen  das  Anleihesysfem  gewendet  hat 

Bei  einer  Vergleichung  desselben  mit  dem  der  Steuererhöhung 
kommt  er  zu  dem  Resultat,  dafs  der  Schaden  bei  ersterem  Systeme  be- 
deutender sei,  weil  der  Steuerpflichtige  nicht  nur  den  ganzen  Betrag, 
sondern  obenein  die  Kosten  der  Vorwegnahme  künftiger  Steuern  be- 
zahlen müsse.  Diese  Steuervermehrung  fUhre  zur  Verteuerung  aller 
Preise.  ^)  Daraus  resultiere  eine  allgemeine  Herabdrückung  des  Wohl- 
standes (appauvrissement  g6n6ral),  so  dafs  die  Staatsanleihen  doppelt 
die  Nachkommen  arm  machten.  Er  ist  so  eingenommen  gegen  die- 
selben, data  er  äufsert,  die  Kapitalien  sollten  lieber  ins  Ausland  zur 
Anlage  gehen;  es  sei  dies  vorzuziehen  der  Bedrückung  der  Steuerzahler! 
Staatsschulden  dienten  mehr  der  Zerstreuung  von  Kapital,  weil  sie 
dieses,  das  sonst  nützlich  angelegt  würde,  in  den  Abgrund  (I)  der  öffent- 

1)  Es  bedarf  wohl  blofs  des  Hinweises  auf  die  Schwäche  dieses  wie  fast  aller 
Argumente  Say's.  Eine  Verteuenmg  aller  Preise  (die  Übrigens  faktisch  nie  gleich- 
m&fsig  eintritt)  würde  den  Zustand  lassen  wie  er  ist;  vgl.  Mill,  Principles,  Ubers. 
von  Soetbeer.    Leipzig  1869.    b.  III.  eh.  I.  §  4.  p.  103  ff. 
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liehen  Ausgaben  ziehen;  sie  nötigten  die  Privaten  nicht  zur  Spar- 
samkeit. 

Trotz  dieser  letzten,  gewÜs  extrem  klingenden  Sätze  vermögen  wir 
Sat  nicht  den  entschiedensten  Verfechtern  dieser  Richtung  zuzurechnen. 
Auf  französischem  Boden  gedeiht  nun  einmal  die  abstrakte  Folgerichtig- 
keit nicht  in  selbem  Mafse,  wie  bei  den  germanischen  Nationen.  Sat 
als  Epigone  des  ,,goldenen  Zeitalters  der  englischen  Ökonomie*'  macht 
doch,  wie  wir  oben  sahen,  für  die  Praxis  mannigfache  Konzessionen,  und 
es  wäre  auch  merkwürdig,  wenn  eine  Theorie  in  Frankreich  eine  Be- 
deutung erlangt  hatte,  die  radikal  jeden  Staatskredit  verwirft;  in  einem 
Lande,  welches  denselben  ausgebildet  hat  wie  kein  anderes,  welches 
in  dem  Jahrhundert  1780—1880  annähernd  die  gleiche  Summe  fllr 
seinen  Schuldetat  ausgiebt  (circa  44<^/o),  trotz  der  modernen  „cretcra- 
X^ela*^  der  Revolution! 

Die  deutschen  Theoretiker,  die  zur  ersten  Gruppe  gehören,  sind 
aus  einer  viel  späteren  Zeit,  woraus  man  die  Wellenbewegung  der 
Theorie  am  besten  ersehen  mag.  Von  ihnen  sei  zunächst  0.  Michaelis^) 
genannt  Er  nimmt  eine  „unproduktive*'  Verzehrnng  der  durch  An- 
leihen aufgebrachten  Güter  an  und  sucht  unter  beständigem  Vergleich 
des  Staates  mit  dem  Familienhaushalt  nachzuweisen,  daCs  die  Deckung 
des  Bedarfs  durch  Steuern  wie  durch  Schulden  in  ihrer  unmittelbaren 
Wirkung  die  nämliche  sei,  d.  h.  dafs  die  Gegenwart  und  nur  diese  die 
Mittel  liefere.  Erhöhe  man  die  Steuern,  so  veranlasse  man  die  Kon- 
tribuenten zur  Sparsamkeit  durch  Schmälerung  ihres  Einkommens  und 
vermindere  dadurch  die  Schädlichkeit  der  unproduktiven  Konsumtion; 
dagegen  durch  Anleihen  erziele  man  diesen  Effekt  nur  durch  äufsere 
umstände,  auf  Umwegen  und  in  schwächerem  Mafse.^) 

Bei  Staatsanleihen  zu  unproduktiven  Zwecken  wird  ein  Teil  der 
hierzu  verwendeten  Güter  nicht  dem  Wirtschaftskapitale  entzogen,  son- 
dern sofort  durch  Ersparnisse  an  der  persönlichen  Konsumtion  gedeckt. 
Nicht  festzustellen  ist  freilich,  wie  grols  dieser  Teil  ist;  die  Differenz 
richtet  sich  nach  dem  Grade  der  Kultur.  In  deren  Ai^ngen  werden 
die  Kriegskosten  fast  ganz  aus  den  Ersparnissen  von  der  laufenden 
persönlichen  Konsumtion  bestritten,  daher  auch  die  gröfsere  Geneigt- 
heit solcher  Völker  zu  Kriegen.  Bei  dem  Stande  unserer  heutigen  Kul- 
tur, bei  dem  überflufs  an  Kapital  ist  die  Gefahr  der  Aufzehrung  von 
Wirtschaftskapitalien  weit  gröfser,  daher  auch  die  Neigung  zu  Kriegen 
weit  geringer.  Ceteris  paribus  wird  durch  unproduktive  Konsumtion 
das  Kapital  um  so  mehr  geschwächt,  je  weniger  am  Luxusgenulis  ge- 

1)  Volkswirtschaitliche  Schriften.  Bd.  2.  Berlin  1873.  „Die  unprodoktlTe  Ver- 
zehrnng mittels  StaatBanleihen*'  (1859)  p.  183—197  und  „Über  auswärtige  Anleihen" 
p.  198-235. 

2)  p.  189. 
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spart  werden  kann,  d.  h.  je  höher  die  bestehenden  Stenem  bereits  sind. 
Häufen  sich  die  Anleihen,  so  tritt  mit  jeder  neuen  eine  Vermehrong 
der  Eonsamtion  an  Wirtschaftskapital  ein,  weil  sich  die  Möglichkeit 
der  Ersparnis  vom  gewöhnlichen  Verbrauch  beständig  mindert  und 
anderseits  gerade  durch  die  Einschrilnkung  des  Verbrauchs  die  Neigung 
wächst,  die  in  Gewerben  angelegten  Kapitalien  in  die  für  den  Kriegs- 
bedarf arbeitenden  Zweige  flbersuleiten  —  also  hier  „  volkswirtschaft- 
lich unproduktiv**  zu  verzehren. 

Durch  die  Einschränkung  des  Verbrauchs  verringert  sich  auch  der 
Absatz  der  Luxusindustrie  und  der  in  ihr  investierten  Kapitalien.  Die 
fixen  Kapitalien  Überdauern  wohl  die  Krisis,  nicht  so  die  Warenvor- 
räte, die  mit  Krediten  belastet  oder  zu  unlohnenden  Preisen  verkauft 
werden  müssen:  daraus  resultiert  eine  dauernde  Abnahme  des  Konsums 
und  der  Neuschaffung  von  Kapitalien,  die  sich  noch  lange  nachher 
geltend  macht. 

Diese  Sätze  sucht  Michaelis  durch  die  Erscheinungen  nach  Ab- 
lauf des  österreichisch-französischen  Krieges  zu  erläutern  und  zu  stützen. 
Die  Lager  der  Waren  räumten  sich  nur  langsam;  das  Kapital,  das 
allenfalls  durch  Einschränkung  erspart  sei,  müsse  erst  „die  geheimen 
Schäden  der  Privatwirtschaften  ausbessern'',  bevor  es  auf  den  Markt 
kommen  kann,  und  daher  fehlt  das  Kapital  für  Unternehmungen.  Da- 
gegen mufs  das  disponible  Geldkapital,  das  auf  den  Markt  kommt,  mit 
billigen  Zinsen  vorlieb  nehmen,  da  infolge  der  Krisis  der  Kredit  über- 
haupt erschüttert  ist  und  die  Zahl  der  Personen,  denen  überhaupt  ge- 
liehen wird,  eine  sehr  beschränkte  ist,  auch  infolge  der  Nachwehen  der 
Krisis  es  nicht  rätlich  erscheint,  mit  geliehenem  Kapital  zu  arbeiten.  ^) 

Durch  die  » unproduktive  Konsumtion  **  der  im  Anleihewege  auf- 
genommenen Kapitalien  werde  nur  die  Gegenwart  belastet,  und  die  Zu- 
kunft habe  die  Aufgabe,  durch  Ersparnisse  und  gesteigerte  Thätigkeit 
diese  Verluste  der  Volkswirtschaft  wieder  einzubringen.  Die  dira  ne- 
cessitas  dränge  auch  zu  neuen  Erfindungen. 

Endlich  untersucht  Michaelis  die  Konsequenzen  der  Verzinsung 
und  Tilgung  von  Anleihen.  Durch  die  hierzu  erforderliche  Steuer- 
erhöhung verändert  der  Staat  nur  die  Verteilung  des  Volksvermögens, 
auDserdem  haben  die  Kontribuenten  auch  die  Kosten  dieser  Erhebung 
zu  tragen. 

Das  Unbehagliche  dieses  Zustandes  liege  darin,  dafs  für  ein  nicht 


1)  Diese  fein  beobachteten  AusfOhrnngen  stehen  zwar  nur  in  etwas  losem  Zu- 
sammenhange mit  dem  Thema,  wir  reproduzieren  solche  aber,  weil  wir  an  anderer 
Stelle  auf  diese  Argumentation  znrückkommen.  —  Es  ist  der  Jannskopf ,  welchen 
der  Kredit  zeigt,  den  hier  der  in  diesen  Dingen  sehr  yersierte  Autor  meisterhaft 
schildert.  Um  in  dem  Jargon  der  Handelswelt  zu  sprechen,  kann  das  Geld  also 
zugleich  nbillig"  und  „teuer"  seinjl 
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mehr  existierendes  Kapital  das  Volk  Zinsen  bezahlen  müsse.  Die  Gegen- 
dienste,  welche  ein  verausgabtes  Kapital  leistet,  sind  nicht  mehr  vor- 
handen und  um  diesen  Betrag  das  Volksverm^gen  dauernd  ärmer. 

Anderseits  drücke  die  Konkurrenz  des  Staates  mit  seinen  Schuld- 
verschreibungen auf  die  Kapitalbedürftigen.  Die  Preise  für  Hypothekeui 
Pfetndbriefe  u.  s.  w.  werden  erniedrigt,  überhaupt  der  Zinsfnfs  erhöht 
mit  all  seinen  bedenklichen  Folgen  für  die  Beschäftigung  der  Arbeiter 
wie  ftlr  die  Produktion  im  ganzen.  Allerdings  tritt  diese  Erscheinung 
nur  vorübergehend  ein  und  bildet  einen  Hebel  des  Kulturfortschritts, 
allein  sie  ist  für  die  Gegenwart  ein  schwer  empfundenes  Übel  und  führt 
häufig  zu  einer  Krisis  im  Grundbesitz  und  Bergwerksuntemehmungen 
zu  einer  Zeit,  da  eigentlich  infolge  wiederhergestellten  Friedens  diese 
Produktion  kräftig  aufblühen  mü&te. 

Die  Einwirkungen  des  Anleihesystems  auf  den  inländischen  Kapi- 
talmarkt, die  Michaelis  hier  dargestellt  hat,  ergänzte  er  durch  eine 
Abhandlung  „über  auswärtige  Anleihen''.^) 

Auch  hier  wird  die  Anschauung  vertreten,  dals  die  Anleihe  nur 
Güter  und  Arbeitsleistungen  der  Gegenwart  in  die  Hände  des  Staates 
bringe,  und  dab  die  spätere  Verzinsung  und  Amortisation  nur  die  Be- 
deutung einer  nachträglichen  Bepartition  dieses  Verlustes  durch  die 
Besteuerung  bedeute.  Die  Praxis  zeige,  daüs  Staaten  erst  zur  Kontra- 
hierung einer  auswärtigen  Anleihe  griffen,  wenn  jedes  andere  Mittel 
erschöpft  sei.  Der  Staat  habe  es  weder  in  der  Hand,  eine  ausländische 
Anleihe  auch  wirklich  im  Auslande  zu  erhalten,  und  ebensowenig  könnte 
er  bewirken,  dafs  eine  inländische  auch  immer  im  Inlande  bleibe. 

Allerdings  sei  es  denkbar,  dafs  eine  auswärtige  Anleihe  dem  In- 
lande  Kapitalien  zuführe,  die  ihm  sonst  vorenthalten  geblieben  wären. 
Dies  trete  dann  ein,  wenn  es  im  Auslande  disponible,  zum  Export  be- 
stimmte Kapitalien  gebe,  die  nach  einem  andern  Markte  abfliefsen 
würden,  wenn  sie  nicht  der  borgende  Staat  durch  höheren  Zinsfub  an 
sich  zöge.  Dann  verliere  der  Markt  des  borgenden  Staates  nichts  von 
seinen  Kapitalien  und  verbrauche  nur  das  importierte  Kapital. 

Allein  der  Abfluß  von  Edelmetall  aus  dem  darleihenden  Ausland  in 
das  borgende  Inland  vollzieht  sich  in  Wirklichkeit  weniger  durch  deren 
Versendung,  als  durch  Wechsel,  und  daher  steigt  der  Wechselkurs  auf  das 
Inland,  und  damit  steigt  der  Warenimport  —  freilich  könne  unter  Um- 
ständen auch  durch  dieselbe  Gestaltung  der  Wechselkurse  der  Export 
verhindert  werden. 

Durch  den  vermehrten  Import  von  Waren  vergröfsert  das  Inland 
seine  Verbrauchsvorräte,  die  mithin  durch  die  „unproduktive  Konsum- 
tion" weniger  erschöpft  werden. 


1)  p.  198  ff. 
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Michaelis  hält  nun  diesen  Vorteil  für  keine  ausreichende  Kom- 
pensation der  Schäden,  die  die  n unproduktive  Konsumtion^  geschaffen 
hat  Es  wird  hierdurch  die  Sparsamkeit  vermindert  und  unwirtschaft- 
licher konsumiert  Die  von  der  Regierung  verausgabten  Kapitalien 
regen  allerdings  die  Kauflust  an  und  erniedrigen  den  Zinsfufs,  bis  der 
Überschufs  wieder  an  das  Ausland  zurtlckgeflossen  ist  Nun  verneint 
aber  Michaelis  die  Frage  mit  Entschiedenheit,  dab  ein  niedriger  Zins- 
fuls  fttr  ein  kapitalarmes  Land  eine  Wohlthat  sei.  Er  bewirke  eine 
geringere  Lust  zum  Kapitalisieren,  stärke  die  Spekulationssucht,  ver- 
leihe den  Schein  von  Wohlhabenheit  und  wirtschaftlicher  Selbständig- 
keit, anderseits  trete  eine  stärkere  und  unwirtschaftlichere  Verzehrung, 
wie  gewöhnlich  mit  geborgtem  Oelde,  ein. 

Trete  der  Bttckflufs  des  geliehenen  Kapitals  fUr  längere  Zeit  nicht 
ein  —  was,  wie  die  Geschichte  zeige,  kaum  jemals  erfolge  — ,  dann 
sei  eben  die  Last  fttr  die  Zukunft  vergröfsert.  Der  Zins  müsse  hoher 
sein,  als  er  im  borgenden  Auslande  wäre,  und  dies  Verhältnis  müsse  so 
bleiben,  wenn  nicht  die  Gefahr  des  Bückwanderns  der  erborgten  Kapi- 
talien eintreten  solle.  Entgegengesetzt  den  Vorgängen  bei  den  inlän- 
dischen Anleihen  finde  bei  den  ausländischen  ein  permanenter  Kapital- 
abflufs  in  das  Ausland  statt,  eine  Wirkung,  die  dieser  Autor  in  dem 
prägnanten  Satze  ausspricht:  »Während  der  Verzinsungs-  und  Tilgungs- 
periode der  inländischen  Anleihe  arbeitete  der  Volkshaushalt  mit  ge- 
ringerem Kapital  und  vollem  Überschuls,  bei  der  ausländischen  arbeitet 
er  mit  gröfserem  Kapital  und  geringerem,  um  das  jährlich  nach  dem 
Auslande  abzugebende  Kapital  verkürztem  ÜberschulB ".  Letzteres  habe 
nun  die  grolsen  Bedenken  gegen  sich,  dafs  hierdurch  gerade  die  ärmste 
Klasse  der  Bevölkerung  getroffen  werde,  die  sich  strebe,  analog  dem 
natürlichen  Kapitalwachstum,  zu  vermehren  und  nun  durch  die  Schuld- 
last keine  Existenzmittel  finde.  ^)  Auch  sei  das  Wohlbefinden  der  Be- 
völkerung bei  inländischen  Anleihen  ein  gröfseres,  sobald  erst  die  ein- 
getretene Verminderung  des  Wohlstandes  überwunden  sei ;  dagegen  er- 
zeuge die  ausländische  Anleihe  gar  leicht  eine  gewisse  Lethargie. 

Weiterhin  betrachtet  Michaelis  die  Schwankungen  dieser  Werte 
und  ihr  „Heimweh'',  d.  h.  die  Bedingungen  und  Folgen  ihres  Bück- 
strömens  vom  Auslande  in  das  Inland,  eine  Frage,  die  für  unser  Thema 
keine  integrierende  ist  Er  resümiert  sich  auch  hier,  dafs  nur  Spar- 
samkeit und  Steigerung  des  Untemehmergeistes  das  Übel  heilen  könne, 
und  schlieft  mit  den  Worten: 

„An  die  Stelle  des  akuten  Übels  einer  inländischen  Anleihe  ist 


1)  Im  Torbeigehen  sei  bemerkt,  dab  dies  eine  petitio  principii  ist.  Giebt  man 
auch  die  Abhängigkeit  der  Vermehrung  der  unteren  Klassen  von  den  Existenzmittehi 
zu,  so  kann  sich  diese  Tendenz  doch  nicht  in  der  fiktiven,  sondern  mufs  sich  in 
der  reellen  Zunahme  derselben  äufsem,  bezw.  mufs  dieser  entsprechen. 
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eine  chronische  Lethargie  getreten.  Indem  die  Zerstörung  inländischen 
Kapitals  dadurch,  dafs  von  auswärts  Vorschufs  genommen  wurde,  in 
die  Länge  gezogen  wird,  tritt  zugleich  eine  Verzögerung  des  Heilungs- 
prozesses ein,  der  durch  rascheres  Kapitalisieren  die  Verlangsamung 
des  Eulturfortschrittes  wieder  einzuholen  sucht,  soweit  dies  überhaupt 
möglich  ist** 

Die  kommerziellen  Folgen  der  Anleihen  hat  Michaelis  in  so  tiefer 
und  sachkundiger  Weise  beleuchtet,  dafs  wir  uns,  trotzdem  wir  uns 
nicht  allen  seinen  Schlttssen  anzuschlielsen  vermögen,  doch  viele  seiner 
Anschauungen  aneignen;  dagegen  sieht  man  auf  den  ersten  Blick,  dafs 
seine  Ausführungen  doch  eben  nur  diese  eine  Seite  erfassen;  sein  Nach- 
folger, der  verdienstvolle  Forscher  auf  verwandtem  Gebiete,  Ad.  Soet- 
BEER^),  eröttert  eine  andere  Seite  des  Gegenstandes.  Er  leitet  seine 
Erörterungen  mit  einer  Zusammenstellung  der  Staatsschulden  ein,  die 
beweist,  wie  kolossale  Dimensionen  sie  in  der  Zeit  von  35  Jahren  an- 
genommen hatten.    Sie  betrugen: 

1830:   2000  Hill.  Thlr.   mit  einem  jährlichen  Zinserfordernis   von 

100  Mill.  Thlrn. 
1865:   8000  MilL  Thlr.   mit   einem  jährlichen   Zinserfordernis   von 
300  Mill.  Thlrn.  (ohne  Eisenbahnschulden). 

Aus  diesem  Anschwellen  der  Schulden  würden  zwei  entgegengesetzte 
Folgerungen  abgeleitet  Die  einen  meinten,  dafs  die  Erfahrung  nament- 
lich Englands  beweise,  dafs  der  Kredit  des  Staates  auch  durch  ein 
noch  gröÜBcres  Anwachsen  der  Verschuldung  nicht  erschüttert  würde; 
im  Gegensatz  hierzu  deduzierten  die  anderen,  dafs  ein  allgemeiner  Ruin 
bevorstehe,  wenn  nicht  auf  diesem  Wege  Halt  gemacht  würde. 

SoETBEEB  betrachtet  nun  wie  Michaelis  die  Folgen  der  Anleihen 
zu  »unproduktiven  Zwecken **,  und  zwar  ausschliefslich  die  inländischen, 
und  bekämpft  wie  sein  Vorgänger  den  Satz,  dais  die  Anleihen  der 
„Zukunft**  entnommen  werden  könnten,  mit  fast  den  nämlichen  Argu- 
menten. Neu  dabei  ist  höchstens  der  Versuch,  durch  fingierte  Zahlen- 
beispiele seine  Anschauung  » exakt  **  zu  beweisen. 

Alsdann  kommt  er  auf  den  Unterschied  der  Deckungsmittel  zu 
sprechen  und  läfst  sich  hierüber  folgendermafsen  aus:  „Der  Unterschied 
zwischen  Steuer  und  Anleihe  liegt  nicht  zwischen  der  Heranziehung 
der  Gegenwart  und  der  Zukunft,  sondern  darin,  dab  bei  den  Steuern 
kein  Äquivalent  zugesichert  wird,  dagegen  bei  den  Anleihen**.  Die 
Gegenwart  gebe  allein  das  Kapital  aus,  und  wenn  die  Papierzettel 
später  eingelöst  würden,  werde  nur  dieser  Verlust  konstatiert  und  ver- 

1)  Betrachtungen  über  das  Staatsschulden wesen  und  dessen  Einflufs  auf  die 
Verteilung  des  Yolksvermögens  in  der  Yierte^ahrsschrift  für  Volkswirtschaft  und 
Kulturgeschichte,  faerausg.  Yon  Faucher  und  Michaelis.  3.  Jahrgang.  Berlin  1865. 
p.  1—35. 
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teilt  Dies  sei  auch  ein  weises  Gesetz  der  Yorsehangy  sonst  hätte, 
da  die  Zeit  keine  Grenzen  kennt,  der  Schwindel  kein  Ende.  Es  könnten 
immer  neue  Anleihen  kontrahiert  werden,  nm  die  Mittel  der  nächsten 
Jahrtausende  in  Anspruch  zn  nehmen,  und  diese  wieder  die  folgenden. 

Weiterhin  gesteht  Sobtbeeb  zu,  dals  die  Entziehung  des  Kapitals 
der  Gegenwart,  die  durch  Anleihen  eintrete,  in  zivilisierten  und  wohl- 
habenden Ländern  nicht  so  drückend  empfunden  werde,  weil  sich  die 
Kapitalisierung  bei  einer  bestimmten  Höhe  rerlangsamen  und  ein  Teil 
dieses  neu  ersparten  Kapitals  unproduktiv  verzehrt  werde,  während 
ein  anderer  Teil  aulser  Landes  gehe.  Dieser  Teil  werde  durch  An- 
leihen angezogen ;  dadurch  erhalte  jedoch  der  Ansammlungstrieb  neue 
Nahrung,  und  „die  verausgabten  Millionen  machen  Platz  für  die  so- 
fortige Ersparung  neuer  Millionen,  ehe  der  Punkt  erreicht  ist,  wo  das 
Kapital  ttberflieist''.  Nach  einigen  Jahren  mache  sich  der  Verbrauch 
des  Kapitals  nur  durch  die  Zinszahlung  bemerkbar,  wie  vorher  durch 
die  Erhöhung  des  Zinsfufses. 

Da  aber  die  Staatsgläubiger  ebenso  auch  Steuerpflichtige  seien, 
so  gleiche  sich  dies,  vom  Standpunkte  des  Kationalkapitals  betrachtet, 
im  wesentlichen  aus.  Die  wirkliche  Belastung  des  Landes  bestehe  nur 
in  der  Dififerenz,  die  zur  Bestreitung  der  Verwaltungskosten  der  Staats- 
schuld und  der  bezüglichen  Steuererhebung  erwachse  und  eine  „un- 
produktive^ Verwendung  finde. 

Man  verneine  die  Möglichkeit,  so  grofse  Summen  zu  schaffen,  wie  sie 
zur  Kriegführung  erforderlich  seien.  Allein  jahrtausendelang  hätten  Staa- 
ten, die  sich  auf  der  damaligen  Höhe  der  Zivilisation  befunden  hätten,  ohne 
Staatsschulden  Kriege  geführt,  und  wenn  auch  heute  die  Erfordernisse  für 
diese  Zwecke  gestiegen  sind,  so  sei  auf  die  Kriegskontributionen  zu  ver- 
weisen, die  thatsächlich  bezahlt  würden,  während  man  leugne,  so  viel 
auf  dem  Steuerwege  aufbringen  zu  können.  Soetbeeb  empfiehlt  jedoch 
temporäre  Anleihen  zur  Bestreitung  plötzlicher  aufserordentlicher  Be- 
dürfnisse, bis  die  Mittel  hierfür  flüssig  gemacht  seien.  Es  gleiche  dann 
dieser  Staat  „einem  Schiffe,  das  auf  hoher  See  einen  Teil  der  Ladung 
opfert,  und  zwar  die  naheliegendsten  und  schwersten  Güter,  und  diese 
dann  repartiert  nach  den  Regeln  der  sogenannten  groben  Havarie.  So 
sollten  auch  die  Staatsgläubiger  in  solchen  Notfällen  entschädigt  werden, 
wenn  dies  auch  schwierig  ist." 

Der  Hauptteil  der  Untersuchung  Soetbeebs  ist  jedoch  dem  Ein- 
flufs  der  Staatsschuld  auf  die  Verteilung  des  Volksvermögens  gewidmet, 
„  ein  Einflufs,  der  progressiv  gestiegen  ist  und  fortwährend  bis  zum  Über- 
stürzen steigen  mufs,  wenn  die  bisherigen  Grundsätze  des  Staatskredits 
in  Geltung  bleiben*".  Durch  Zahlenbeispiele,  auf  deren  Darstellung  und 
Kritik  wir  hier  nicht  eingehen  können,  wird  nunmehr  darzulegen  ge- 
sucht, daJjs  von  zwei  Staaten,  deren  einer  den  Weg  der  Besteuerung, 
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der  andere  den  der  Anleihen  za  „nnproduktivem^  Verbranch  wählt,  beide 
die  Bestände  der  Gegenwart  dadurch  verminderten.  Der  Unterschied 
sei  nur  der,  dab  der  erstere  (steuererhOhende)  Staat  seine  reichen 
Klassen  viel  stärker  relativ  belaste,  als  der  borgende  Staat 

Am  Schlüsse  seiner  Ansf&hmngen  wendet  sich  dieser  Autor  in 
starken  Ausfällen  gegen  das  ganze  Anleihesystem  und  verdammt  es 
hauptsächlich  von  diesem  sozialpolitischen  Gesichtspunkte. 

Eine  bereits  erwähnte  Abhandlung  von  0.  Gildemeistbr  0  bietet 
nach  den  citierten  Lehrmeinungen  theoretisch  wenigstens  so  gut  wie 
nichts  Neues.  Es  wird  darin  von  der  Erörterung  der  Begriffe  „Volks- 
vermögen"  und  »Eriegskosten^  sowie  der  Konsumtion  ausgegangen  und 
letztere  in  die  von  sofort  verzehrbaren  Gütern  geschieden  und  in  die 
von  solchen,  die  diese  Eigenschaft  nicht  besitzen.  Bei  der  Konsumtion 
der  ersteren  Güterklasse  werde  nur  der  Konsument  persönlich  berührt; 
werden  dagegen  länger  dauernde  Güter  zerstört,  so  erbt  sich  der 
Nachtteil  fort,  wie  die  Güter  sich  fortgeerbt  hätten.  Dann  geht  Gilde- 
MEiSTEB  zu  der  Frage  über:  Auf  welche  Weise  schaden  Kriegskosten 
am  wenigsten? 

Wie  seine  Vorgänger  gelangt  auch  er  zu  dem  Schlüsse,  dafs  alle 
für  die  Armee  oder  Flotte  benötigten  Güter  aus  den  vorhandenen  Vor- 
räten entnommen  werden  müTsten;  —  entschieden  falsch  ist  der  Znsatz: 
ans  den  Gütern  der  Nation,  weil  es  eben  ausländische  Anleihen  giebt 
oder  auch  inländische  dazu  werden  können.  Bezüglich  der  Vermogens- 
beschädigung durch  den  Kriegsaufwand  unterscheidet  Gildemeisteb: 

1.  eine  solche  in  dem  Werte  der  Güter,  welche  zu  produktiven 
Zwecken  erzeugt  waren  und  nun  zu  militärischen  verwendet  werden,  und 

2.  in  den  Luxusgenüssen,  welche  die  Nation  zu  entbehren  hat  und 
die  nunmehr  die  Regierung  in  Anspruch  nimmt. 

Betreffs  der  letzteren  Güterkategorie  trifft  die  Vermögensschädignng 
allein  die  lebende  Generation,  betreffs  der  ersteren  diese  und  ihre  Erben 
zu  gleicher  Zeit. 

Die  einzelnen  Deckungsmittel  vergleichend,  kommt  er  zu  dem  Re- 
sultate, dab  nur  für  das  Individuum  Besteuerung  und  Anleihe  verschie- 
dene Folgen  habe,  und  zwar  komme  dies  daher,  dafs  bei  letzterem 
Systeme  der  Pflichtige  die  Belastung  nicht  voll  empfinde.  Im  besten 
Falle  seien  die  Nachteile  der  Anleihen  dieselben  wie  die  der  Be- 
steuerung; häufig  aber  seien  sie  viel  schlimmer.  Als  solche  werden 
die  von  seinen  Vorgängern  erwähnten  politischen  Schattenseiten  dieses 
Systems  ausgeführt  und  hinzugefügt,  dafs  man  auch  mit  den  geborgten 
Staatsgeldern  leichtsinniger  wirtschafte,  wozu  der  Krieg  schon  an  sich 
Gelegenheit  biete.    Dieser  Satz  wird  durch  Exemplifikation  auf  die 


1)  Kriegsanleihen  in  den  Pr.  Jahrb.  Bd.  17.  Berlin  1866.  p.  119-152. 


Digitized  by 


Google 


164  Gbätzeb 

Putsche  Eriegftthrang  zu  stützen  gesacht.  Sodann  wird  eine  lang- 
samere Heilung  der  durch  den  Krieg  geschlagenen  Wunden  infolge  des 
Anleihesystems  behauptet;  es  fehle  der  Sporn  zur  Sparsamkeit;  selbst 
die  Reichen  würden  nicht  sparen.  Weiterhin  wird  bemerkt,  dafs  die 
exorbitanten  Eriegssteuem,  nachdem  sie  ihren  Zweck  erfüllt  hätten, 
leicht  abgeschafft  würden,  während  die  Abgaben  für  die  Verzinsung 
blieben.  An  solche  gewöhnten  sich  schliefslich  die  Regierung  und  das 
Volk,  und  das  führe  zur  Beibehaltung  vieler  für  Handel  und  Gewerbe 
höchst  lästiger  Zölle. 

Wie  SoETBEEB  bestreitet  auch  Oildembisteb  die  Unmöglichkeit, 
Eriegskosten  durch  Besteuerung  zu  decken.  Sollte  damit  gesagt  werden, 
die  Nation  würde  so  hohe  Steuern  sich  nicht  auflegen  lassen,  so  sei 
der  Einwand  richtig,  spreche  aber  gegen  eine  Anleihe  in  solchem  Falle. 
Meine  man  jedoch,  dats  die  moderne  Eriegführung  Summen  erfordere, 
die  gar  nicht  durch  Besteuerung  aufzubringen  seien,  so  sucht  dieser 
Schriftsteller  durch  Heranziehung  der  Geschichte  des  englischen  Staats- 
kredits das  Gegenteil  zu  erweisen. 

Ebenso  falsch  sei  die  Behauptung,  dals  durch  Eontrahierung  von 
Anleihen  das  Betriebskapital  der  erwerbenden  Elassen  geschont  und 
das  Eapital  der  Rentner  nutzbar  gemacht  werde.  Der  Staat  verringere 
das  Angebot  der  für  Handel  und  Industrie  disponiblen  Kapitalien, 
schmälere  das  Betriebskapital  ebenso^  als  wenn  er  solches  durch  Be- 
steuerung angriffe,  den  Privatleuten  werde  es  nunmehr  schwerer,  Wechsel 
zu  diskontieren,  Hypotheken  aufzunehmen  oder  zu  verpfänden  u.  s.  w. 
Die  unglückliche,  nunmehr  wohl  vollständig  beseitigte  sogenannte  „Lohn- 
fondstheorie'' verleitet  unsem  Autor  weiterhin  zu  dem  Argument,,  dafs 
durch  direkte  Besteuerung  dieser  Fonds  wahrscheinlich  in  geringerer 
Weise  angegriffen  werde,  als  durch  Anleihen,  weil  die  Steuer  zum  Teil 
aus  dem  Fonds  für  GenuTs  und  Luxus  entnommen  werde.  ^)  Werde  das 
Betriebskapital  durch  Besteuerung  verringert,  so  werde  der  Eontribuent 
borgen,  und  zwar  mutmalslich  unter  ebenso  gtlnstigen  oder  günstigeren 
Bedingungen  als  der  Staat.  Das  soll  durch  folgenden,  etwas  naiv 
klingenden  Satz  belegt  werden:  „Jeder  einzelne  Österreicher  hat  bes- 
seren Eredit  als  Österreich  im  gegenwärtigen  Zeitpunkt  ^ 

Hierauf  nimmt  Gildemeisteb  auch  Stellung  zu  dem  Staatsschatz, 
den  er  als  „ebenso  irrationell  als  die  Staatsschuld''  (aber  aus  entgegen- 
gesetzten Motiven)  entschieden  verwirft.  Derselbe  sei  eine  heimliche 
Kapitalvemichtung.  ^) 

1)  Ein  höchst  lehrreiches  Beispiel,  wie  eine  falsche  Theorie  sich  nicht  blofs  auf 
ihren  Geltungsbereich  erstreckt,  sondern  neue  falsche  YorsteUnngen  erweckt! 

2)  Eigentümlich  ist  das  Zusammentreffen,  dats  diese  Schrift  unmittelbar  vor 
dem  Eüriege  (1866)  publiziert  wurde,  in  dem  sich  der  preufsische  Schatz  so  glänzend 
bewähren  sollte. 
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Wie  SoETBEEft  hält  aacb  er  kurzfristige  Anleihen  für  zulässig; 
ebenso  solche  für  den  Fall  geboten,  sobald  für  eine  grofse  kriegerische 
Aufgabe  das  Nationalkapital  nicht  hinreiche  (z.  B.  bei  der  Erhebung 
Griechenlands)  oder  ein  günstiger,  nicht  wiederkommender  Moment  zur 
Emanzipation  eines  Volkes  erfafst  werden  müsse.  Dies  sei  bei  Cavour 
der  Fall  gewesen,  der  nur  die  Wahl  hatte  zwischen  Anleihen  oder  der 
Verewigung  der  österreichischen  Herrschaft. 

Die  höchst  charakteristischen  Schlubworte,  in  denen  Gildemeisteb 
seine  Theorie  resümiert,  lauten  folgendermafsen: 

»In  der  Politik  wie  im  Privatleben  gilt  der  Satz,  daTs  man  von 
zwei  Übeln  das  geringere  wählen  mufs,  und  es  braucht  nicht  erst  ge- 
sagt zu  werden,  dafs  Schulden  nicht  der  Übel  gröfstes  sind.  Aber  sie 
sind  ein  grOfseres  Übel  als  Steuern,  und  man  sollte  zu  ihnen  nur  dann 
seine  Zuflucht  nehmen,  wenn  die  Erhebung  derselben  wirklich  unmög- 
lich ist  Auch  in  diesem  Falle  sollte  man  stets  im  Auge  behalten,  dafs 
der  Weg,  welchen  man  notgedrungen  wählt,  an  einem  Abgrunde  dahin- 
fahrt  "1) 

Wir  schliefsen  damit  unseren  Überblick  über  die  Lehrmeinungen 
der  Theoretiker,  die  wir  in  die  erste  Gruppe  eingeordnet  haben.  Wir 
beobachten  —  ohne  dafs  an  dieser  Stelle  unserer  Abhandlung  in  eine 
spezielle  Kritik  eingetreten  werden  soll  — ,  wie  bei  allen  Anhängern 
dieser  Richtung  entschieden  das  Anleihesystem  verworfen  wird;  denn 
kurzfristige  Anleihen,  etwa  den  exchequer-bills  der  schwebenden  Schuld 
vergleichbar,  sind  eben  keine  eigentlichen  Anleihen.  Je  nach  der  In- 
dividualität und  dem  sonstigen  Zusanmienhange,  in  dem  diese  Kontro- 
verse von  den  verschiedenen  Autoren  behandelt  wird,  beobachten  wir, 
dafs  bald  diese,  bald  jene  Seite  in  den  Vordergrund  tritt,  wobei  die 
aus  der  Staatspraxis  geschöpften  Erfahrungen  eine  bedeutende  Rolle 
spielen.  Labt  sich  namentlich  bei  der  zuletzt  dargestellten  Theorie 
Gtlpemetsters  bereits  eine  Abschwächung  der  kategorischen  Verwerfung 
des  Anleihesjstems  konstatieren,  so  ist  dies  noch  in  höherem  Grade  der 
Fall  bei  der  nunmehr  zu  betrachtenden.  Sie  ist,  wie  wir  oben  sie 
nannten,  das  Bindeglied  zwischen  der  ersten  und  zweiten  Gruppe;  es 
ist  dies  die  Lehre  Wilhelü  Roschebs. 

Der  Altmeister  unserer  Disziplin  nimmt  seinen  Ausgangspunkt^) 
von  der  Erörterung  des  Gleichgewichts  des  Budgets  bei  aufserordent- 
liehen  Bedürfnissen  des  Staates.  Er  acceptiert  die  später  zu  betrach- 
tende Definition  Sghäfflbs  für  diesen  aufserordentlichen  Staatsbedarf. 


1)  Ahnlich  Emmihgeaus,  Verh.  des  volksw.  Kongresses  zu  Mainz  (1869),  sowie 
mehrere  Aufsätze  im  Bremer  Handelsblatt  1863  (Nr.  892),  1869  (Nr.  929  a.  935).  — 
BiBGius,  Gronds&tze  der  Finanzwissenschaft.  |Berlin  1865.  p.  394  ff.  —  Th.  Hchn, 
Der  Staat.    4.  Teil.   Leipzig  1863.    p.  342  ff. 

2)  System  der  Finanzwissenschaft.   Stattgart  1886.   BachY.  §  122  ff.  p.  508  ff. 
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Namentlich  in  Eriegszeiten  and  bei  inneren  Unrnhen  sei  eine  plötzliche 
Erhöhung  der  Steuern  oft  ganz  unausführbar.  Jedenfalls  gehen  diese 
Steuern  langsam  ein  und  rufen  schwere  wirtschaftliche  Krisen  hervor, 
die  in  dieser  Zeit  gerade  fernzuhalten  sind.  Alsdann  betrachtet  Röscher 
die  anderen  geringeren  Deckungen,  wie  freiwillige  Geschenke,  den  Ver- 
kauf von  Domänen  0  und  die  im  Mittelalter  gebräuchlichen  Mittel,  wie 
Verkauf  von  Hoheitsrechten  u.  s.  w.,  und  fährt  dann  fort:  „Der  natür- 
lichste Ausweg  bleibt  immer,  die  Last,  die  den  Augenblick  erdrücken 
mttfste,  durch  Verteilung  auf  mehrere  Jahre,  vielleicht  Generationen, 
erträglich  zu  machen,  so  namentlich  die  Eriegskosten  zum  Teil  auf  die 
Friedensjahre  zu  überwälzen^. 

Es  folgt  in  der  Einzelerörterung  die  Lehre  vom  Staatsschätze^), 
die  die  historische  Entwickelung  dieser  Institution  würdigt  und  zu 
dem  Resultate  gelangt,  dafs  heute  Anleihen  zu  billigen  Bedingungen 
dem  Schatz  unstreitig  vorzuziehen  seien;  doch  wird  eine  Elausel  zu 
Gunsten  des  deutschen  Reichs-Eriegsschatzes  gemacht,  der  „wohl  noch 
lange  unentbehrlich  sein  und  bleiben  werde''. 

Bei  der  „Naturlehre  der  Staatsanleihen'',  zu  der  Röscher  hierauf 
übergeht  3),  wird  scharf  zwischen  inländischen  und  ausländischen  An- 
leihen unterschieden.  Die  Negoziierung  einer  Anleihe  vermehrt  oder 
vermindert  nach  Röscher  nicht  die  GrOfse  des  im  Volke  befindlichen 
Eapitals,  sondern  bewirkt  nur  eine  Neuverteilung  desselben ;  durch  die 
Verwendung  der  Anleihen  werden  diese  Eapitalien  konsumiert,  und 
zwar  werden  sie  durch  „produktive"  Verwendung  nur  in  eine  andere 
Form  gebracht,  durch  „unproduktive''  dagegen  zerstört.  Dieser  unter- 
schied zeigt  sich  am  grellsten,  wenn  die  „produktive"  Verwendung  mit 
Eapital  operiert,  das  bisher  müfsig  lag,  die  „unproduktive"  mit  solchem, 
das  aus  einer  anderen  produktiven  Verwendung  herausgezogen  werden 
mufste.  Sobald  durch  die  Anleihe  das  Eapital  aufgebracht  und  auf- 
gebraucht sei,  ist  auch  kein  absoluter  Druck  der  Staatsschulden  auf  die 
Gesamtheit  dieses  Vermögens  mehr  nachzuweisen.  Selbst  in  dem  Falle, 
wenn  die  Zinsen  das  ganze  übrige  Volkseinkommen  verschlingen,  wird 
sich  die  wirtschaftliche  Macht  nicht  vermindern,  sie  wird  nur  ganz  auf 
die  Staatsgläubiger  übergehen,  die  dann  alle  Steuern  zu  tragen  hätten. 

Diesem  Extrem  gegenüber  ist  Röscher  der  Ansicht,  dafs  in  Wirk- 
lichkeit engere  Grenzen  zu  ziehen  seien  hauptsächlich  wegen  der  Un- 
vollkommenheit  aller  Steuersysteme  und  der  inhärenten  Gefahren  der 
Überbürdung. 

Bezüglich  der  ausländischen  Staatsanleihen  hält  Röscher  daran 
fest,  dafs  hierdurch  das  Eapital  im  Lande  sich  vergröfsere,  wenn  sie 

1)  Gegen  den  er  sich  erklärt,  §  15.  p.  59  ff. 

2)  Fin.  Wiss.   Buch  V.   Kap.  1.   §  123.   p.  512  ff. 

3)  Fin.  Wiss.    Buch  V.   Kap.  2.    §  125  ff.   p.  521  ff. 
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kontrahiert  „produktiv"  angelegt  würden.  Die  „unproduktive"  Ver- 
wendung lasse  das  Volkskapital  ungeschmälert,  dagegen  Verzinsung  und 
Tilgung  vermindern  es.  Er  macht  sich  die  oben  citierten  Worte  von 
MiCHABLis  bezüglich  der  Differenz  zwischen  ausländischen  und  inlän- 
dischen Anleihen  zu  eigen.  Rösches  acceptiert  nur  für  ausländische 
Anleihen  die  Ansicht,  daüs  diese  eine  Belastung  der  Zukunft  seien, 
während  er  sie  im  übrigen  mit  den  Argumenten  der  zuletzt  genannten 
Schriftsteller  zurückweist.  Inländische  Anleihen  seien  vielmehr  eine 
besondere  Art  von  Besteuerung. 

Nach  einer  Betrachtung  über  die  Grundlagen  des  Staatskredits,  die 
für  unser  Thema  keinen  neuen  Gesichtspunkt  bietet,  wird  die  Frage, 
ob  die  Heimzahlung  der  Staatsschuld  ein  Erfordernis  guter  Kreditpolitik 
sei,  bejaht  und  dabei  hervorgehoben,  dafs  der  Gegensatz  zwischen 
Staats-  und  Privatwirtschaft  viel  zu  stark  betont  werde  und  in  jedem 
einzelnen  Falle  zu  erweisen  sei. 

Nunmehr  wendet  sich  Röscher  zu  einer  speziellen  Vergleichung 
von  Anleihen  und  Steuern  V),  wobei  er  das  adminikulierende  Beiwerk 
gleich  setzt  Zunächst  werden  die  politischen  Eonsequenzen  erörtert, 
und  zwar  beförderten  die  Anleihen  mehr  die  augenblickliche  Macht  der 
Regierung.  Hohe  Steuern  würden  auch  von  Patrioten  ungern  bezahlt, 
Anleihen  aber  kämen  vielen  Kapitalisten  sehr  erwünscht.  Daher  könne 
die  Regierung  letztere  leichter  erhalten.  Wo  es  auf  starke  und  schnelle 
Schläge  ankomme,  sei  die  Kreditbenutzung  geboten,  ebenso  im  Hinblick 
auf  die  Anwendung  anderer  Staaten. 

Dem  ständen  die  Nachteile  gegenüber,  dafs  die  Staatsschuld  für 
leichtsinnige  und  gewissenlose  Regierungen  zu  sehr  geeignet  ist,  um  das 
Volk  über  den  kapitalzerstörenden  Einflufs  des  Krieges,  der  Verschwen- 
dung u.  s.  w.  hinwegzutäuschen.  Wie  seine  Vorgänger  ist  auch  Röscher 
der  Ansicht,  dafs  Ersparnisse  leichter  erfolgten,  wenn  man  den  ganzen 
Betrag  auf  einmal  einhebe,  als  wenn  nur  die  Zinsen  zu  zahlen  seien. 

Alsdann  wird  gegen  Ad.  Wagners  ^)  Ansicht  polemisiert,  „  dals  der 
Staatskredit  der  gro&e  Vorkämpfer  auch  auf  dem  Gebiete  der  mate- 
riellen Produktion  sei''.  Das  sei  „ein  Seegen  für  blühende  Völker,  ein 
Fluch  für  alternde  und  begünstige  die  Demokratie  oder  den  Gäsa« 
rismus^ 

Am  verführerischsten  sei  die  Anwendung  der  Staatsschuld  bei  nie- 
drigem Zinsfuls,  weil  dann  die  Kapitalisten  die  Steuererhöhung  sehr 
hart  empfänden.  Aber  auch  schon  die  blofse  Fortdauer  einer  bedeu- 
tenden Staatsschuld  sei  für  die  Allmacht  der  Regierung  besonders  ihren 
ünterthanen  gegenüber   günstig.     Freilich    seien  auch   die   Nachteile 


1)  §  128.  p.  53t  ff. 

2)  In  SchOnbergs  Handbuch  der  polit.  Okon.    2.  Aufl.    Bd.  L    p.  418. 
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nicht  unbedeutend.  Diese  Klasse  der  Staatsgläubiger  gewinne  Einflufs 
auf  die  Regierung,  hindere  durchgreifende  Reformen  und  begflnstige 
alle  Palliative,  welche  auf  die  Dauer  schaden  mtUsten. 

Endlich  betrachtet  Röscher  den  Einfluüs  der  Staatsschuld  auf  Ver- 
stärkung der  Plutokratie.  Schon  der  Ursprung  der  inländischen  An- 
leihen wenigstens  liege  in  dieser  Richtung;  gebe  es  keinen  Staatskredit, 
so  mfllste  der  Staat  zur  Vermögenssteuer  greifen.  Mache  der  Staat  da- 
gegen Schulden,  so  zeige  er  damit  an,  dals  er  ans  Rflcksicht  auf  die 
Ärmeren  die  bestehenden  Abgaben  nicht  erhöhen  möge  und  neue,  haupt- 
sächlich die  Reichen  treffende  Steuern  nicht  einfuhren  wolle.  Femer 
werde  durch  die  Staatsschuld  sowohl  die  unproduktive  Eapitalverzeh- 
rung,  wie  hierdurch  wiederum  der  ZinsfuTs  erhöht. 

Das  Bestehen  einer  bedeutenden  Staatsschuld  befördere  die  ün- 
gleichmälsigkeit  in  der  Verteilung  des  Volksvermögens.  Durch  die  An- 
leihen trete  die  Verlangsamung  der  Kapitalisierung  erst  später  ein. 
Ebenso  vermehrten  die  Anleihen  dasjenige  Eigentum,  dessen  Wert  be- 
deutenden Schwankungen  unterworfen  sei ;  Preisveränderungen  der  Um- 
laufsmittel machten  sich  mithin  fühlbarer  und  veranlabten  mitunter 
Krisen;  um  so  stärkere,  wenn  bei  niedrigerem  Zinsfufs  ein  höheres 
Nominalkapital  aufgenommen  werde.  Auch  gäben  die  Staatsschulden 
den  Hauptanlafs  zur  Entwertung  des  Papiergeldes;  diese  rege  wiederum 
die  Spekulation  an  und  stärke  die  Plutokratie,  an  deren  Manipulationen 
sich  sogar  Staatsmänner  beteiligten  und  danach  die  Thatsachen  ein- 
richteten. 0  Die  finanziell  Wichtigsten  und  Sachkundigsten  errängen  hier- 
bei regelmäbig  den  Sieg,  und  dies  verbittere  die  Volksmasse. 

Am  auffälligsten  sei  die  Schuldknechtschaft  bei  ausländischen  An- 
leihen. Sie  gefährden,  nach  Röscher,  die  Vaterlandsliebe,  und  er  will 
sogar  das  englische  Gesetz  von  1730  erneuert  wissen,  das  ohne  beson- 
dere Erlaubnis  den  Staatsbürgern  verbietet,  einem  Staate  Geld  zu  leihen, 
mit  dem  man  in  Feindschaft  geraten  könnte.  Leider  verhindere  dieser 
unpatriotische,  unter  Umständen  geradezu  landesverräterische  Kosmo- 
politismus nicht  einmal  die  häufigen  Kriege;  das  sei  nur  möglich,  wenn 
die  Kosten  durch  Steuern  aufgebracht  würden.  Auch  die  Argumente 
HuMES  von  der  Vermehrung  der  müfsigen  Rentner  und  der  Vergröfsernng 
der  Hauptstädte  werden  citiert  Endlich  komplizierten  die  Staatsschulden 
die  Maschinerie  der  Regierung,  und  es  steigere  sich  durch  sie  die  Be- 
lästigung der  persönlichen  Freiheit. 

Gegenüber  diesen  schweren  Gefahren  —  so  fährt  Rosgheb  fort  — 


1)  Es  wird  von  Roschbb  hierbei  an  den  Erimkrieg  erinnert  und  die  Bolle,  welche 
Napoleon  III.  dabei  spielte.  Freilich  hat  sich  beglaubigten  Nachrichten  zufolge 
diese  Spekulation  schwer  ger&cht,  indem  die  Pariser  BOrse  die  Nachricht  Yom  Aus- 
bruch des  Krieges  mit  einer  Hausse  bQgrQfste,  sonach  die  Spekulation  total  gegen 
den  Urheber  ausschlug. 
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sei  es  nur  ein  mälsiger  Vorteil  ^  dafs  die  Staatsschuld  der  bequemste 
Weg  sei  für  einzelne  Kapitalisten  wie  für  Vereinigungen  u.  s.  w. 

Er  resümiert  sieh  schliefslich  ^)  dahin,  dab  ffir  unzweifelhaft  »pro- 
duktive "  Anlagen  Anleihen  vor  erhöhten  Steuern  den  Vorzug  verdienten, 
zumal  wenn  sie  niedrig  verzinsliche  atisländische  oder  mttlsig  liegende 
inländische  Kapitalien  benutzten.  Dies  gelte  auch  von  Anlagen,  deren 
Produktivität  minder  zweifellos  sei,  wie  Festungen,  Museen  u.  s.  w«  — 
staatswirtschaftliche  Anlagen,  wie  sie  A.  Wagneb  nennt 

Bezüglich  der  Kriegskosten  könnten  Staatsschulden  für  einen  un- 
vermeidlichen Krieg  wenigstens  als  notwendiges  kleineres  Übel  gelten. 
Doch  sollte  dann  immer  durch  eine  mäfsige  gleichzeitige  Steuererhöhung 
fQr  die  Verzinsung  und  Deckung  gesorgt  werden.  Dagegen  seien  An- 
leihen zur  Deckung  eines  chronischen  Defizits  unbedingt  zu  verwerfen. 
Im  ganzen  habe  das  Srstem  der  Anleihen  die  Licht-,  aber  auch  die 
Schattenseiten  derjenigen  Bichtung,  die  man  „Schnellebigkeit''  nenne. 
Das  wird  durch  eine  Parallele  zwischen  Colbebt  und  Negeeb  zu  er- 
weisen gesucht  und  letzterem  ^)  »seine  geistreiche,  aber  sehr  leichtsinnige 
Ausnutzung  des  Slredits"  vorgeworfen. 

Wie  wir  sehen,  ist  die  Lehre  Boschebs  keine  einheitlich  geschlossene, 
sie  nimmt  mehr  einen  eklektischen  Standpunkt  ein  und  gehört  sonach 
seiner  ganzen  Individualität  nach  innerlich  mehr  zu  unserer  zweiten 
Gruppe,  die  wir  nunmehr  zu  betrachten  haben. 

An  erster  Stelle  ist  hier  J.  H.  G.  v.  Justi  ^)  zu  nennen.  Nachdem 
er  die  Notwendigkeit  aufserordentlicher  Ausgaben  weitläufig  begründet, 
unterscheidet  er  bezüglich  ihrer  Deckung  scharf  zwischen  Steuererhöhung 
und  Steuervermehrung,  ohne  jedoch,  wie  leicht  begreiflich,  hierdurch 
zu  anderen  Resultaten,  als  höchst  allgemein  gehaltenen  ^Steuerrezepten'' 
zu  gelangen.  Neue  Steuern  sollten  hauptsächlich  die  Wohlhabenden 
tre£fen  und  die,  welche  zu  den  ordentlichen  Staatslasten  das  Wenigste 
beitrügen.  Die  Vermögenssteuer  hält  Justi  zu  solchem  Zweck  ftlr  un- 
geeignet; er  polemisiert  gegen  die  Fassion  mit  Argumenten,  die  sich 
bis  zum  heutigen  Tage  fortgeerbt  haben,  ohne  unseres  Erachtens  an 
Überzeugungskraft  zu  gewinnen.  Ebenso  verwirft  er  die  Kapitalsteuer, 
der  freiwillige  Beitrag  sei  »wohl  eine  rührende  Sachet  allein  »die 
menschliche  Natur  ist  auf  allen  Seiten  so  verderbt,  dais  man  sich  von 
diesem  an  sich  vortrefflichen  Mittel  nichts  Nutzbares  zu  versprechen 
hat".    Dagegen  empfiehlt  Justi  ein  Kopfgeld,  eingeteilt  nach  Bevöl- 


1)  p.  539. 

2)  S.  oben.  Nbokbb  Btimmt  in  seinen  theoretischen  Hauptsätzen  durchaus  mit 
BoBOHKB  aberein,  ist  eher  noch  mehr  eingenommen  gegen  Anleihen  als  dieser. 

3)  StaaUwissenschaft.  Leipzig  1755.  Tl.  2.  Buch  1.  Abschn.  2.  §§  355-371. 
p.  428-.444;  Buch  2.  §§  517—538.  p.  587  ff.  Vgl.  auch  die  CharakteriBÜk  und  aus- 
führliche Darstellung  der  Lehre  bei  G.  Cohh,  Fin.  Wiss.  §  508.  p.  727  ff. 

Zeitachr.  f.  ytt,  n.  Gesch.  d.  Staatsw.  I.  12 


Digitized  by 


Google 


170  Qratzbb 

keraogBklasBen  mit  Unterabteilungen  and  progressivem  Stenerfob  — 
also  etwa  die  preolsische  Elassenstener  von  1820.  Nach  Besprechnng 
der  kleineren  Deckungsmittel  (Bitterpferde-,  Besoldnngssteuer,  Einziehung 
des  Besitzes  der  Kommunen,  des  Eirchengutes,  der  Bergwerke  n.  s.  w.) 
verteidigt  Justi  die  Notwendigkeit  des  Staatskredits. 

Dessen  Fundament  sei  die  pfinktliehe  Zinszahlung ;  doch  sei  Staats- 
und Privatkredit  streng  auseinanderzuhalten;  denn,  wie  dieser  Autor 
aus  der  Finanzpraxis  Englands  und  Hollands  deduziert,  verliere  der 
Staat  durchaus  nicht  seinen  Kredit,  wenn  er  auch  gar  nicht  in  der 
Lage  sei,  seine  Schulden  auf  einmal  zu  bezahlen.  Jübti  empfiehlt, 
Tontinen  und  Lotterien  mit  Staatsschulden  zu  verbinden,  und  ist  gegen 
ausländische  Anleihen  sehr  eingenommen. 

Dies  seien  die  Mittel  zur  Deckung  bei  „vollkommenem  Kredite 
Fehle  aber  dieser,  so  gelte  es,  andere  Wege  auftufinden.  Er  spricht 
sich  gegen  Verpachtung  von  StaatseinkfLnften  aus;  eher  sei  noch  Ver- 
pfändung der  Domänen  anzuraten,  obwohl  deren  Wiedereinlösung 
schwer  falle.  Dagegen  sei  Verpfändung  bezw.  Verkauf  der  Staats- 
kleinodien unbedenklich.  Nur  im  äu&ersten  Notfalle  dürfe  man  Teile 
des  Staatsgebietes  und  nur  an  einen  minder  mächtigen  Nachbar  ver- 
pfänden; gänzlich  zu  verwerfen  sei  ihre  Veräußerung. 

Beim  Kapitel  » Bezahlung  der  Schulden"  lä&t  sich  Justi  dahin 
aus,  behufs  Aufrechterhaltung  des  Staatskredits  namentlich  sei  ihre 
Tilgung  erforderlich.  0  Endlich  empfiehlt  er  nachdrücklichst  die  Er- 
richtung eines  Staatsschatzes ;  nach  dessen  Grobe  richte  sich  geradezu 
die  Bedeutung  des  Staates.  • 

Es  ist  nicht  zu  verkennen,  dafs  Justi  als  erster  den  Anlauf  nimmt, 
das  Problem  allseitig  zu  erörtern,  und  zwar  in  organischer  Verbindung 
mit  der  ganzen  Finanzwissenschaft.  Insofern  gebührt  ihm  ein  bedeu- 
tungsvoller Platz  in  der  Dogmengeschichte  dieser  Lehre.  Seine  Er- 
örterungen sind  freilich  nicht  gleichwertig  und  im  einzelnen  teilweise 
antiquirt  und  durch  die  Entwickelung  überholt;  dennoch  kann  die 
deutsche  Finanztheorie  mit  Stolz  auf  ihn  blicken;  aus  der  gleichen 
Periode  kennen  wir  kein  Buch,  das  eine  so  eingehende  Darlegung  und 
Znsammenfassung  der  hier  in  Betracht  kommenden  speziellen  Kontro- 
versen liefert. 

Ähnliche  Theorien  vertritt  Th.  Schmalz.  2)   Nur  die  Notwendigkeit 


1)  Diese  Stelle  (§  518.  p.  588)  steht  im  G^ensatze  zu  der  oben  erw&hnten  (§  358. 
p.  431  Anm.).  Indessen  ist  nach  dem  ganzen  Grandtone  von  Justis  Buch  zn 
schliefsen,  dafs  er  Abtragung  der  Schulden  für  erforderlich  h&lt,  wenn  dies  auch 
die  Praxis  nicht  als  unbedingt  nötig  erweise.  Anderer  Ansicht  ist  Cohk  an  der 
oben  citierten  Stelle. 

2)  Handbuch  der  Staatswissenschaft  1808.  §  419—432.  Vgl.  Cohn,  Fin.  Wiss. 
§  510.  p.  730. 
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der  Deckung  aofserordentlicher  Aasgaben  könne  die  Staatsschuld  recht- 
fertigen, die  hier  ausdrücklich  als  ein  grofses  Übel  bezeichnet  wird. 
Sinking-fund  und  Staatsschatz  paralysierten  aber  die  Nachteile  grofsenteils. 

Im  ganzen  zum  nämlichen  Resultate  gelangt  die  scharfsinnige  Kritik 
£.  BaumstabksO}  der  zur  Entwickelung  einer  eigenen  Theorie  nicht 
kommt.  Sein  Urteil  ttber  das  Anleihesjstem  ist  ein  sehr  ungünstiges, 
doch  macht  er  mannigfache  Eonzessionen  an  die  Praxis ;  die  Frage  des 
Staatsschatzes  wird  nicht  erörtert. 

Die  jetzt  folgenden  Theoretiker  aus  dieser  Gruppe  unterscheiden 
sich  darin  von  ihren  Vorgängern,  dafs  sie  den  Staatsschatz  mit  stets 
wachsender  Polemik  bekämpfen. 

Ihren  Reigen  erö£fnet  L.  H.  v.  Jacob.  ^)  Es  scheine,  so  meint  dieser 
Schriftsteller,  als  ob  der  Staat  gleich  einem  guten  Haushalter  eine  Re- 
serve für  aulserordentliche  Notfälle  haben  müsse.  Nach  eingehender 
Besprechung  der  Vorteile  und  Nachteile  des  Staatsschatzes  resümiert 
sich  Jacob  dahin,  dab  solcher  für  Staaten  mit  gutem  Kredit  überflüssig 
sei,  während  er  andernfalls  unter  gewissen  Kauteleu  empfohlen  werden 
könne.  Im  übrigen  ist  er  kein  Freund  neuer  Steuern,  ebensowenig 
will  er  von  Veräußerung  des  Staatseigentums  etwas  wissen;  dagegen 
erklärt  er  sich  für  tempoi^e  Anleihen  wegen  des  langsamen  Eingangs 
der  Steuerbeiträge. 

So  werde  denn  der  Staat  immer  des  Kredits  bedürfen.  Als  Haupt- 
grundsätze für  diesen  proklamirt  Jacob:  1.  dafs  die  Staatsschuld  immer 
als  ein  Übel  betrachtet  werde,  2.  dals  nie  Schulden  kontrahiert  würden, 
ohne  dals  man  die  Mittel  zu  ihrer  Tilgung  flüssig  mache.  Auch  pole- 
misiert er  gegen  Pintos  Satz,  dab  eine  Staatsschuld  den  Nationalreich- 
tum Termehre. 

Dennoch  könne  es  Fälle  geben,  in  denen  eine  Anleihe  Torzuziehen 
sei,  so  bei  allzu  stark  angespannter  Besteuerung,  femer  aus  Vorsorge, 
dab  der  Staatsschatz  nicht  ausreiche,  wenn  man  gute  Bedingungen  für 
die  Anleihe  erhalten  kann,  endlich  aus  Staatsklugheit,  um  dem  Feinde 
die  Quellen  des  Kredits  zu  verstopfen. 

Ähnlich  wie  JusTi  äuTsert  er  sich  über  Verpfändung  von  Kron- 
juwelen, Domänen,  Staatseinkünften  u.  s.  w.,  gegen  freiwillige  Beisteuern 
(in  trefflicher  Ausführung);  dagegen  rechtfertigt  er  Zwangsanleihen  und 
ausländische  unter  gewissen  umständen.  Aus  ethischen  Gründen  wie  aus 
allgemein  volkswirtschaftlichen,  die  heute  wiederholt  werden  sollten, 
wendet  sich  Jacob  gegen  die  Leibrenten,  Tontinen-  und  Lotterieanleihen. 
Die  Verteilung  der  Belastung  auf  längere  Zeiträume  sei  der  Hauptvor- 

1)  StaatswissenschafUiclie  Yersüche  Aber  Staatskredit,  Staatsacholden  und  Staats- 
papiere.   Heidelberg  1833. 

2)  Die  Staatsfinanzwissenscbaft.  HaUe  1821.  Bd.  L  §  728—825.  p.  612  ff.    Vgl. 
CoHK,  Fin.  Wiss.  §  511.  p.  731  ff. 
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zng  des  Anleihesystems.  Dagegen  werden  dessen  Schattenseiten,  be- 
sonders die  politischen,  in  noch  verschärfterer  Weise  wie  bei  seinen 
Vorgängern  betont. 

Wie  bei  dem  ganzen  Werke  Jacobs  ist  seine  grofse  Selbständigkeit, 
sein  besonnenes,  anf  Kenntnis  der  wirklichen  Thatsachen  gestütztes  Urteil 
ebenso  rflhmend  hervorzuheben,  als  die  Beherrschung  der  Details.  Gerade 
darin  aber  zeigt  sich  für  die  bezügliche  Kontroverse  ein  Fehler  des  Reich- 
tums. Es  wird  hier  eine  Kasuistik  versucht,  die  nach  Lage  der  Sache 
unmöglich  eine  erschöpfende  sein  kann,  es  entstehen  dadurch  eine  Reihe 
von  Widersprüchen,  die  ungelöst  bleiben  müssen.  Trotz  dieser  Aus- 
stellungen ist  Jacobs  Buch  eine  Fundgrube  für  den  Finanztheoretiker 
und  hat  die  Erkenntnis  der  Staatskreditlehre  vielleicht  am  meisten 
unter  den  älteren  Sammelwerken  gefördert 

Die  Schrift,  die  mit  Fug  und  Recht  als  das  „ältere  Quellenwerk" 
über  Kreditwesen  angeführt  wird,  eine  zum  gröisten  Teil  keineswegs 
veraltete  Schrift,  schrieb  Fb.  Nebbnius.  0  Wiederum  wird  hier  von 
der  Vergleichung  des  Staats-  und  Privatkredits  ausggegangen.  Der 
Autor  nimmt  an,  dafs  die  Hervorbringung  materieller  Güter  nicht  zum 
gewöhnlichen  Berufe  der  Staatsverwaltung  gehöre  ^) ;  ihre  Ausgaben  und 
namentlich  der  Zweck  der  Anleihen  seien  mithin  fast  stets  „unpro- 
duktiv". 

Als  Grenze  der  Besteuerung  betrachtet  Nebenius  den  Angri£f  anf 
das  Kapital  des  Volkes.  Um  der  Gefahr  eines  chronischen  Defizits  zu 
entgehen,  müüsten  in  gewöhnlichen  Zeiten  die  ordentlichen  Staatsaus- 
gaben —  einschliefslich  der  Zinsen  der  Schuld  —  unter  dieser  Grenze 
stehen.  Durch  Kontrahierung  einer  Anleihe  werden  nur  Werte  neu 
verteilt,  keine  neu  geschaffen.  Bei  inländischen  Anleihen  kann  die  ver- 
änderte Distribution  bewirken,  da(s  der  Beiz  zum  Kapitalisieren  geför- 
dert und  hierduch  die  Schuld  schlie&lich  getilgt  wird,  sofern  die  Be- 
steuerung mithilft  Es  seien  also  nur  die  Kosten  der  Schuldkontra- 
hierung und  Steuererhebung  verloren.  Anders  verhielte  es  sich  mit  den 
ausländischen  Anleihen.  Diese  bedeuteten  eine  reelle  Schmälerung  des 
Volkseinkommens  und  der  Hilfsquellen  der  Regierung. 

Nach  einer  detaillierten  Erörterung  über  die  Grenzen  jedes  Steuer- 
systems und  der  Vorteile  eines  guten  Staatskredits  bespricht  Nebekiüs 
die  Mittel  zu  dessen  Hebung  und  Befestigung.  An  dieser  Stelle  wird 
der  Tilgungsfonds  einer  im  wesentlichen  abfälligen  Kritik  unterzogen. 

Anleihen  zu  »produktiven"  Zwecken,  obwohl  „von  der  Erfahrung 
verworfen,  wenn  sie  in  Konkurrenz  mit  der  Privatindustrie  treten",  will 
dennoch  Nebenius  nicht  abweisen.    In  bezug  auf  die  aufserordentlichen 

1)  Der  öffentliche  Kredit    2.  Aufl.    Earlsrahe  1829.    Vgl.  G.  Cohn,  Fin.  Wiss. 
§  512.  p.  733  ff. 

2)  Kap.  y.  p.  212. 
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„anprodaktiTen*'  StaatsbedtirfhiBse  unterscheidet  er  zwischen  Bedarf  bei 
Beginn  eines  Krieges  —  dieser  steigere  die  Bisikoprämien  and  dadurch 
den  Zinsfufs  —  und  dem  Bedarf  während  des  fortgehenden  Krieges. 
Letzterer  bestimme  sich  danach ,  ob  die  eigentliche  Leihgebühr  sich 
yermindere,  während  jedenfalls  bei  günstigem  Ausgang  die  Bisiko- 
prämie  sinkt.  0 

Oegen  den  Staatsschatz  erklärt  sich  dieser  Autor  mit  aller  Ent- 
schiedenheit Er  sei  unzureichend  wegen  der  Kostspieligkeit  der  Kriege, 
hindere  den  Verkehr  und  berge  die  Gefahr  in  sich,  dafs  er  bei  Aus- 
bruch des  Krieges  durch  seine  gänzliche  Verausgabung  den  Preis  des 
Geldes  drttcke. 

Als  Grundlagen  des  Staatskredits  werden  in  dem  Buche  bezeichnet: 
die  Fortschritte  der  Nationen  in  der  Produktionstechnik,  in  der  Be- 
stenerungskunst,  in  dem  Verwaltungssystem,  endlich  das  wachsende  Ver- 
trauen auf  die  Bedlichkeit  des  Staates  flberhaupt,  neben  geringeren  Ur- 
sachen, wie  Erleichterung  im  Umsatz  der  Staatspapiere,  Bequemlichkeit 
für  die  Gläubiger,  Privilegien  u.  s.  w. 

Als  Hauptyorteil  der  Staatsanleihen,  sofern  sie  für  außerordent- 
liche und  vorübergehende  Zwecke  bestimmt  sind,  betrachtet  Nebeniüs 
ebenfalls,  „dais  der  Druck  einer  unvermeidlichen  Last  auf  einen  länge- 
ren Zeitraum  verteilt  wird*".  Tritt  eine  bedeutende  und  plötzliche  Steuer- 
erhöhung ein,  so  müssen  viele  Kontribuenten,  da  sie  schwer,  häufig 
gar  nicht  in  der  Lage  seien,  ihren  Aufwand  zu  beschränken,  entweder 
durch  Privatanleihen  ihren  Steuerbeitrag  leisten,  oder  ihr  Kapital  an- 
greifen. Diese  grobe  Gefahr  verhinderten  die  Anleihen.  Besonders  zu 
Anfang  des  Krieges  zögen  solche  viel  undisponibel  gewordenes  Ge- 
schäftskapital an  sich.  Anderseits  erhielten  Produktionszweige,  die 
durch  die  Kriegsbedürfhisse  in  erhöhtere  Thätigkeit  gesetzt  würden, 
leichter  die  erforderliche  Verstärkung  ihrer  Betriebskapitalien,  als  wenn 
diese  durch  erhöhte  Steuern  verkürzt  würden. 

Auch  die  Rechte  künftiger  Generationen  würden  nicht  durch  An- 
leihen beschränkt.  Es  sei  für  diese  höchst  gleichgültig,  auf  welchem  Wege 
der  Staatsbedarf  ihnen  entzogen  werde.  Doch  sollte  die  Besteuerung 
gleichen  Schritt  halten  mit  der  Möglichkeit  der  Kapitalisierung.  Durch 
die  Fortdauer  der  zur  Verzinsung  und  Amortisierung  erhobenen  Steuern 
entsteht  —  nach  Nbbbniüs  —  der  Vorteil,  dafe  auch  im  Frieden  fort- 
gesetzt Anstrengung  und  Sparsamkeit  vereinbart  werden.  Diese  Sätze 
werden  heute  schwerlich  viel  Anklang  finden. 

Schon  das  Fortbestehen  einer  Staatsschuld,  meint  Nebeniüs  weiter, 
habe  Vorzüge;   der  Kapitalüberflufs   zwischen   verschiedenen  Plätzen 

1)  Ffir  die  Zinfitheorie  ist  diese  Beobachtimg  nicht  ohne  Bedeatong,  fflr  die 
Staatskreditlehre  schon  deshalb  nicht,  weil,  beide  BestmungrOnde  des  Zinses  im 
Toraus  eskomptiert  werden  und  sich  nicht  in  ihre  Einzelheiten  zerlegen  lassen. 
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und  Individuell  eines  Landes  wird  leicht  und  zweckmäfsig  ausgeglichen. 
Ebenso  sei  die  gttnstige  Wirkung  ausländischer  Anleihen  unverkennbar, 
namentlich  sofern  das  borgende  Land  sich  auf  einer  höheren  Kultur- 
stufe befinde.  Endlich  hebt  Nebenius  hervor,  daTs  auch  dem  Rentner- 
stand, der  durch  Anleihen  gescha£fen  werde,  Bedeutung  ftlr  die  Gesamt- 
heit zukomme,  eine  Ausführung,  die  noch  heute  gegenüber  gewissen 
Deklamationen  lesenswert  ist. 

Dennoch  überwiegen  nach  ihm  die  Schattenseiten  dieses  Systems. 
Seine  Meinung,  es  habe  noch  niemand  Staatsschulden  geradezu  als  eine 
Wohlthat  angesehen,  entspricht  allerdings  nicht  ganz  den  Thatsachen, 
wie  wir  unten  sehen  werden.  An  dieser  Stelle  findet  sich  auch  das 
oft  citierte  Wort:  »Die  Aktivkapitalien  der  Gläubiger  sind  keine  neuen 
Werte,  sondern  nur  traurige  und  schmerzhafte  Erinnerungen  an  die  ver- 
nichteten "*.  Durch  Erhöhung  des  Zinsfufses  wie  durch  Schmälerung 
des  Arbeitslohnes  und  Untemehmergewinns  werde  die  Bevölkerung  eines 
der  wichtigsten  Hebel  ihres  Fortschritts  beraubt.  Weiter  betont  Nebe- 
nius die  wachsende  Ungleichheit  in  der  Verteilung  des  Volksvermögens, 
deren  nachhaltigen  schädlichen  Einflufs  auf  die  Produktion.  Eine  müfsige 
Klasse  werde  herangezogen  oder  doch  vermehrt,  daraus  resultiere  ein 
Steigen  der  Grundrente,  der  auswärtige  Handel  leide,  die  Agiotage 
steigere  sich. 

AuDserst  treffend  sind  die  Darlegungen  dieses  Autors,  indem  er  sich 
gegen  die  Meinung  kehrt,  die  offenbaren  Fortschritte  eines  Landes  (offen- 
bar ist  England  gemeint)  unter  einer  wachsenden  Schuldenlast  konsta- 
tierten die  Unschädlichkeit  dieses  Systems.  Dem  hält  er  entgegen,  dafs 
die  oben  erwähnten  kleineren  Vorteile  schon  durch  eine  mäfsige  Ver- 
schuldung erreicht  würden.  Vielleicht  würde  ohne  deren  Druck  ein 
Land  weniger  plötzliche  und  ruckweise  Fortschritte  machen^);  allein 
diese  würden  stetigere  sein  und  den  produktiven  Klassen  allein  zu 
gute  kommen.  Wenn  auch  die  Nachfrage  der  Regierung  nach  gewissen 
Bedarfsartikeln  die  Produktion  fördere,  so  sei  dies  weniger  bedeutungs- 
voll, als  wenn  überhaupt  keine  „  unproduktive  **  Ausgabe  erfolgt  sei. 
Denn  andernfalls  würden  sich  die  in  der  Industrie  investierten  Kapitalien 
reproduziert  haben.  ^) 

Femer  vermehrten  Anleihen  dasjenige  Einkommen,  das  starken 
Schwankungen  ausgesetzt  sei;  und  verminderten  sohin  die  wohlthätige 
Stabilität  der  ökonomischen  Lage  der  Individuen.  Da  Staategläubiger 
und  Steuerpflichtige  sich  gewissermaben  als  Gegner  gegenüberständen, 
werde  Unzufriedenheit  gerade  in  den  Staaten  hervorgerufen,  die  gerade 
infolge   der   Staatsschuld   ihre   produktiven  E^assen  stark   belasteten. 

1)  Wie  Malthüb,  Pinciples,  tome  II.  eh.  YII  sect  IX  p.  249  behauptet 

2)  Kap.  X.   §  9.   p.  689  ff.    Wenigstens  schemt  uns  dies  der  Kern  der  etwas 
weitschweifigen  Konklusionen  zu  sein,  wenn  er  auch  nicht  direkt  ausgesprochen  wird. 
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Ebenso  würde  mitunter  Vermehrung  der  künstlichen  Cirkulationsmittel 
samt  deren  nachteiligen  Folgen  hervorgerufen.  Dagegen  warnt  Nebe- 
Nius  vor  zu  rascher  Schuldentilgung;  es  erfolge  dadurch  eine  zu  schnelle 
und  plötzliche  Erniedrigung  des  Eapitalgewinns.  Eine  noch  schlimmere 
Katastrophe  würde  aber  die  „Vernichtung"  einer  hohen  Staatsschuld  her- 
vorrufen, d.  h.  der  Staatsbankerott. 

Bezüglich  der  auswärtigen  Anleihen  ist  Nebenius  der  Ansicht,  dafs 
die  geborgten  Kapitalien  wohl  stets  disponible  seien;  daher  gewährten 
sie  beiden  Ländern  Nutzen.  Allerdings  könne  eine  auswärtige  Schuld 
das  Anwachsen  des  Produktivkapitals  stören,  ja  verhindern,  wofern 
nämlich  die  Anhäufung  zum  Zwecke  der  Amortisation  dem  rückzahlen- 
den Lande  schwer  falle.  Andernfalls  sei  Amortisation  die  beste  Anlage- 
art, freilich  in  kapitalarmen  Ländern  schwer  durchführbar.  Letztere 
hätten  überhaupt,  insbesondere  im  Kriegsfalle,  einen  schwereren  Stand 
und  mttfsten  sich  ungünstigere  Bedingungen,  vor  allem  höheren  Zins 
gefallen  lassen.  Dies  wirke  wiederum  ungünstig  auf  ihre  eigene  Pro- 
duktion zurück  und  vermindere  ihr  Volkseinkommen. 

Zum  Abschluis  betrachtet  Nebenius  die  politischen  Konsequenzen 
des  Anleihesystems  und  schlieJst  sich  hier  im  wesentlichen  den  An- 
schauungen an,  die  wir  bei  Betrachtung  unserer  ersten  Gruppe  kennen 
lernten.  Er  kann  hier  nur  Nachteile  erblicken,  und  so  endigt  denn 
das  —  unvollendete  —  Buch  mit  einer  düsteren  Perspektive  in  die  Zu- 
kunft. Nur  durch  eine  internationale  Regelung  sei  es  denkbar,  die 
Schattenseiten  des  Anleihesystems  zu  beseitigen. 

Der  Bedeutung  des  Buches  entsprechend  hat  unsere  Reproduktion 
seines  Inhalts  einen  breiteren  Raum  eingenommen.  Die  Lehre  von 
Nebenius  ist  in  wesentlichen  Punkten  noch  heute  die  herrschende,  und 
sie  ähnelt,  wie  wir  sahen,  vielfach  der  Rosghebs.  Freilich  bietet  er 
mehr  eine  eklektische  Auswahl  der  von  ihm  gelieferten  Theorien,  als 
er  neue  Bahnen  mit  selbständigen,  prinzipiell  festgehaltenen  Zielpunkten 
einschlägt.  Aber  gerade  die  fttr  seine  Epoche  staunenswerte  Kenntnis 
der  Litteratur  wie  der  realen  Thatsachen  auf  dem  Gebiete  des  Staate- 
kredits, die  allseitige  Betrachtung  des  Problems,  sowie  dessen  unbe- 
fangenes Urteilen  machen  das  Buch  zu  einem  Merkstein  in  der  ganzen 
Litteratur  dieser  Lehre.  Auf  Nebenius  wird  jeder  zustimmend  oder 
abweichend  zurückgreifen  müssen,  der  sich  in  diese  Fragen  vertieft. 

Unter  seinen  Nachfolgern  sei  C.  A.  von  Malchus  0  erwähnt,  dessen 
Ansicht  von  der  Staateschuld  eine  noch  ungünstigere  ist  Seine  Lehre 
ist  eine  widerspruchsvolle.  Für  groise  Staaten  ist,  nach  ihm,  die  Staats- 
schuld ein  Bedürfnis,  im  übrigen  aber  ist  solche  bei  beträchtlicher  Höhe 


1)  Handbuch  der  Finanzwissenschaft  und  FinanzTerwaltung.  1830.   Vgl.  Cohn, 
Fin.  Wiss.  §  513.  p.  735  ff. 
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ein  Krebsschaden.  Den  Staatsschatz  nennt  er  einen  ttberwnndenen 
Standpunkt. 

In  letzterer  Beziehung  pflichtet  ihm  J.  F.  E.  Lotz  0  bei,  ebenso  ver- 
wirft er  den  Tilgungsfonds.  Dagegen  nimmt  er  anter  allen  Anhängern 
dieser  Bichtong  die  entgegenkommendste  Stellang  zum  Anleihesystem 
ein.  Nur  disponible  Kapitalien  würden  dadurch  in  die  Kassen  des 
Staates  geleitet,  und  die  ausländischen  Anleihen  gäben  mindestens  fttr 
den  Anfang  den  Impuls  zu  regerer  Thätigkeit  Allerdings  ftthre  dies 
häufig  auch  zur  Abhängigkeit  vom  Auslände,  und  innere  Anleihen,  die 
durch  ihre  Leichtigkeit  zu  grolsen  Ausgaben  reizten,  könnten  zur  Steuer- 
überbfLrdung  und  Bevolution  führen.  Trotz  breiter  Ausmalung  der 
Details  und  namentlich  der  finanzstatistischen  Seite  sind  im  ttbrigen  Lorzs 
Ausfährungen  ohne  erhebliche  Bedeutung. 

Den  Abschluls  dieser  Gruppe  bildet  die  Lehre  von  K.  H.  Bau.  -) 
Wir  stellen  hier  die  erste  und  letzte  Ausgabe  seines  bekannten  Baches 
zusanunen,  um  einen  Überblick  über  die  Entwickelung  seiner  Theorie 
geben  zu  können.  Die  Wandlungen  derselben  wollen  uns  gar  nicht  so 
bedeutsam  erscheinen,  als  Cohn  an  der  unten  angegebenen  Stelle  urgiert. 

Bau  hält  zur  Deckung  eines  aufserordentlichen  Bedür&isses  Ver- 
äufserung  von  Staatsvermögen  nur  in  dem  Falle  für  zulässig,  dab  man 
sich  überhaupt  dieses  Besitzes  entledigen  wolle.  Dagegen  ist  es  ein 
Fortschritt,  wenn  er  trotz  eines  ungünstigen  Endurteils  über  das  An- 
leihesystem in  der  letzten  von  ihm  besorgten  Ausgabe  doch  nicht  das 
Ergebnis  seiner  Kritik  in  der  ersten  Auflage  aufrecht  erhält  Demnach 
sind  nämlich  Staatsschulden  »nur  eine  augenblickliche  Aushilfe,  die 
sich  zwar  in  manchen  Fällen  nicht  entbehren  läfet,  die  jedoch  zur  fort- 
dauernden Benutzung  untauglich  ist,  und  wenn  sie  eine  Zeit  lang  in 
beträchtlichem  Grade  angewendet  würde,  den  ganzen  Staat  zu  zerrütten 
drohe  ".^)  Ganz  anders  lautet  das  Ergebnis  in  der  letzten  Ausgabe  des 
bekannten  Buches.  ^)  Hiemach  legen  Schulden,  durch  die  nicht  eine  fort- 
dauernde Vermehrung  des  Einkommens  oder  des  Wohlstandes  und  daher 
der  Steuerfähigkeit  eines  Volkes  erfolgt,  den  Bürgern  eine  lange  fort- 
dauernde wirtschaftliche  Last  auf.  Sie  sei  nur  zu  rechtfertigen,  wenn 
sie  zur  Bestreitung  unvermeidlicher  Ausgaben  oder  Hervorbringung 
eines  Vorteils  ftir  andere  Staatszwecke  verwendet  und  dadurch  die  Opfer 
an  Sachgütem  vergtttigt  würden.  Unnützer  Aufwand  und  doppelt  der 
durch  Anleihen  sei  verwerflich. 


1)  Handbuch  der  Staatswissenschaftslebre.  2.  Aufl.    Bd.  III.  §  146.   Vgl.  Cohn, 
Fin.  Wiss.  §513.  p.  736  ff. 

2)  Grundsätze  der   Finanzwissenschaft.    1.  Ausg.    Heidelberg  1832.    5.  Ausg. 
1864/66.    Vgl.  Cohn,  Fln.  Wiss.  §  514.  p.  738  ff. 

3)  1.  Ausg.    1832.   §  463.  p.  291. 

4)  §  4SI.  p.  348. 


Digitized  by 


Google 


Zur  Litteratur  der  Lehre  Tom  Staatskredit.  177 

Den  Staatsschatz  rechtfertigt  Rau  fllr  frühere  Epochen,  hält  ihn 
aber  für  überflüssig  and  nachteilig  in  der  Gegenwart  anch  bei  Über- 
schüssen. Seine  Gründe  sind:  1.  die  Anleihen  machten  ihn  hente  un- 
nötig, 2.  das  Brachliegen  der  Kapitalien,  3.  er  verleite  zu  unnötigen 
Ausgaben.  In  der  fünften  Auflage  hat  Raü  angemerkt,  in  PreuiBen 
habe  sich  der  Staatsschatz  bewährt  Ob  er  freilich,  wie  Cohn  bemerkt  % 
in  einer  späteren  Auflage  die  Anmerkung  an  Stelle  des  Textes  gesetzt 
hätte,  will  uns  schon  deshalb  zweifelhaft  erscheinen,  weil  diese  Stelle 
zugleich  eine  politische  Anklage  gegen  die  preufsische  Regierung  ent- 
hält, wie  denn  überhaupt  die  politisch-konstitutionellen  Bedenken  gegen 
das  Anleihesjstem  von  R^u  eingehend  gewürdigt  werden. 

Während  im  übrigen  die  Wirkungen  der  Staatsschuld  analog  wie 
bei  seinen  Vorgängern  erörtert  werden  —  höchstens  ist  die  fleilsige 
Sammlung  des  statistischen  Materials  und  die  gelegentliche  Auseinander- 
setzung mit  anderen  Schriftstellern  bemerkenswert  —,  ist  es  als  ein 
Fortschritt  zu  bezeichnen,  wenn  Rau  die  momentane  Erleichterung  durch 
Anleihen  hervorhebt,  wenn  er  gegenüber  den  älteren  Theorien  bestreitet, 
dafo  der  Staat  unter  ungünstigeren  Bedingungen  Schulden  kontrahiere, 
als  Private.  Vorübergehende  Anleihen  seien  unter  allen  Umständen 
nötig.  Damit  stimmt  nun  freilich  das  oben  erwähnte  Endergebnis  über 
das  Anleihesystem  nicht  recht  zusammen.  Allein  scharfe  Formulierung 
theoretischer  Postulate  und  Prinzipien  ist  nicht  die  Stärke  dieses  Autors. 
G.  Cohn  wendet  sich  besonders  gegen  Raus  Satz,  dafs  die  Geschichte 
der  Staatsschulden  zeige,  wie  mit  der  vervollkommneten  Einsicht  in 
das  Wesen  des  Staatskredits  sich  die  Opfer  der  Steuerpflichtigen  gemin- 
dert, die  Rechte  der  Staatsgläubiger  gesichert  hätten.  Dem  hält  Cohn 
entgegen,  dafs  die  wirkliche  Entwickelung  nicht  durch  die  „Einsicht^, 
sondern  durch  die  Finanzlage  bestimmt  werde.  Allein  nach  dem  ganzen 
Zusammenhang  hat  Rau  durchaus  nicht  dies  bestreiten  wollen,  und  so- 
mit trifft  ihn  der  Einwurf  unseres  Erachtens  in  keiner  Weise.  Wir 
haben  selbst  in  der  Einleitung  dieses  Aufsatzes  (p.  2)  betont,  daTs  die 
Finanzgeschichte  nicht  angewandte  Finanztheorie  weder  ist  noch  sein 
könne.  Das  hindert  aber  ebensowenig  die  Nützlichkeit,  ja  Notwendig- 
keit anzuerkennen,  theoretisch  über  die  Kreditpolitik  sich  auszulassen, 
wie  dies  ja  auch  von  Cohn  selbst  geschehen  ist,  als  es  die  Richtigkeit  von 
Raus  Satz  tangiert  Alles  in  allem  freilich  ist  zuzugestehen,  dafs  Raus 
Buch  in  bezug  auf  unser  Problem  nur  wenig  die  Erkenntnis  gefördert  hat 
—  weniger  jedenfalls,  als  das  in  andern  Partien  diesem  Autor  geglückt  ist. 

Als  ausländischer  Vertreter  analoger  Anschauungen  wäre  R.  Dudlet 
Baxter^)  zu  erwähnen,  der  Vorzüge  und  Nachteile  der  Staatsschulden 
einander  gegenüberstellt  und  ebenfalls  zu  einer  überwiegend  ungünstigen 

1)  Fin.  Wisa.  §  514.  p.  739. 

2)  National  Debts.  London  1877.  IX.  p.  144  ff.  Debt-Evils  and  Debt-Reduction. 
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Stellongnahme  kommt  Von  Wichtigkeit  ist  seine  Stellang  gegenüber 
der  Tilgnngsfrage,  die  von  den  anderen  Schriftstellern  meist  nur  flttchtig 
gestreift  wird.  Baxtes  spricht  sich  für  die  Tilgung  aus,  auch  wenn 
der  Zinsfub  der  Schuld  niedriger  sei  als  der  sonst  übliche.  Wertvoll 
sind  auch  die  finanzstatistischen  Zahlen,  welche  er  mitteilt,  wenn  auch 
diese  nicht  recht  vergleichbar  sind. 

Wenig  originell  ist  der  auf  verwandtem  Standpunkte  stehende 
M.  Chevalibb^);  interessant  mehr  des  Autors  wegen  die  Stellungnahme 
Im.  Eaitts  in  seiner  bekannten  Schrift:  „Zum  ewigen  Frieden''.^)  Hier 
wird  verlangt  „es  sollten  keine  Staatsschulden  in  Beziehung  auf  äfnsere 
Händel  gemacht  werden'',  während  er  im  übrigen  diese  Hilfsquelle 
„unverdächtig''  findet  Nicht  minder  verwirft  Kant  den  Staatsschatz. 
Da  der  Staatsbankerott ,  welcher  ihm  zufolge  doch  unvermeidlich  ist, 
auch  andere  Staaten  ins  Verderben  reifst,  so  sind  letztere  berechtigt, 
„sich  gegen  einen  solchen  Staat  und  dessen  Anmalsungen  zu  ver- 
binden'^. Damit  ist  selbstredend  nur  eine,  wenn  auch  wichtige  Seite 
unseres  Problems  berührt.  Während  die  praktische  Durchführbarkeit 
des  EANTschen  Postulats  zweifellos  unmöglich  ist,  muls  auffallen,  wie 
gerade  die  meisten  der  von  gleichen  Gesichtspunkten  ausgehenden 
Philantropen  durch  die  Staatsschuld  eine  Verringerung  der  Kriege  er- 
warten. In  Wahrheit  ist  beides  zutreffend,  d.  h.  durch  noch  so  starke 
Verschuldung  werden  Kriege  weder  erleichtert  noch  verhindert. 

Das  Bindeglied  zwischen  der  eben  betrachteten  und  der  nun  fol- 
genden Gruppe,  welche  die  Freunde  der  Anleihen  umfatst,  ist  die  durch- 
aus eigenartige  Theorie  J.  St.  Mills.  ^) 

Chalmebs  hatte  die  Ansicht  aufgestellt,  der  Jahresaufwand  müsse 
stets  durch  Steuern  gedeckt  werden;  denn  der  Bedarf  sei  nur  dem  jähr- 
lichen Einkommen  zu  entnehmen,  während  beim  System  der  Anleihen 
die  Last  auf  die  arbeitenden  Klassen  überwälzt  werde.  Hierauf  er- 
widert MiLL,  dieses  Bäsonnement  treffe  insoweit  zu,  als  der  in  Anleihen 
aufgegangene  Wert  sonst  ^produktiv"  in  der  Industrie  des  Landes  an- 
gelegt worden  wäre.  Dem  sei  jedoch  in  Wirklichkeit  selten  so.  Kapital- 
arme Länder  erhielten  nur  durch  Anleihen  Kapital.  Reichere  Länder  aber 
verschafften  sich  solches  nicht  aus  den  „produktiv"  angelegten  Sunmien, 
sondern  aus  den  Überschüssen  derselben.  In  solchen  Fällen  verdiene 
daher  die  Staatsschuld  den  Vorzug  gegenüber  der  Steuererhöhung. 

An  anderer  Stelle  ^)  tritt  Mill  in  nähere  Erörterung  der  Frage  ein. 


1)  Zwölf  nationalökonomiBche  Vorträge,   übersetzt  von  Hom.    Leipzig  1S56. 
5.  Vortrag,  p.  77. 

2)  Heraasgegeben  yon  Eebrbach.  Leipzig,  p.  7  ff. 

3)  Grundsätze  der  politischen  Ökonomie,  übers,  von  A.  Soetbeer.   Leipzig  1869. 
Bd.  1.  p.  84ff. 

4)  Buch  V.    Kap.  VII.   p.  186  ff. 
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Es  gebe  ein  ebenso  untrügliches  wie  leicht  erkennbares  Merkmal  dafür 
ob  das  »produktiv''  angelegte  Kapital  durch  die  Anleihe  angegriffen  sei 
oder  nicht|  und  dies  sei  der  Zinsfub.  Werde  dieser  durch  die  Kon- 
trahierung einer  Anleihe  gesteigert,  so  sei  dieses  System  ftlr  die  arbei- 
tenden Klassen  im  höchsten  Grade  schädlich.  Andernfalls  empfehle 
sich  die  Anleihe,  da  die  Ausgaben  in  anderer  Weise  wachsen  als  die 
Einnahmen  und  auch  zumeist  diese  aufserordentlichen  Anforderungen 
sich  auf  Generationen  verteilten. 

Beztiglich  der  Tilgung  verwirft  Mill  die  vorgeschlagene  Kompen- 
sation, d.  h.  die  einfache  Aufhebung  der  Zahlungsverbindlichkeit  des 
Staates,  befürwortet  aber  an  deren  Stelle  hohe  Erbschaftssteuern  und 
Verkauf  des  Staatseigentums.  Überschüsse  sollten  zunächst  zur  Auf- 
hebung lästiger  Steuern  und  erst  in  zweiter  Beihe  zur  Amortisation 
verwendet  werden.  Sobald  jedoch  passende  Steuern  bei  nicht  grofser 
Überbflrdung  Überschüsse  ergeben,  empfiehlt  Mill  die  Heimzahlung 
der  Schuld.  Dagegen  bestreitet  er  den  Vorzug  einer  mäfsigen  Staats- 
schuld, Anlagewerte  für  die  ärmeren  und  unerfahrenen  Staatsbürger  zu 
schaffen.  Dieses  Ziel  lielse  sich  durch  Errichtung  einer  Bank  ebenso 
leicht  erreichen,  ohne  die  Gefahren  des  Anleihesystems. 

Wie  man  sieht,  sind  es  mehr  gelegentliche  ÄuJberungen,  anknüpfend 
an  andere  Schriftsteller,  als  eine  eigentliche  Lehre,  die  hier  geboten 
wird.  Dennoch  sind  UtLLB  Auslassungen  von  integrierender  Bedeutung 
für  die  ganze  Streitfrage,  und  gerade  die  bekanntesten  neueren  Theo- 
retiker, wie  Dietzel  und  Wagneb,  haben  von  diesen  Erörterungen  her 
ihren  Ausgangspunkt  genommen,  allerdings  indem  sie  gegen  seine 
Schlulsfolgerungen  opponierten. 

Es  sollen  uns  nunmehr  jene  Theorien  beschäftigen,  die  zu  dem 
System  der  Anleihen  eine  im  ganzen  sympathische  Stellung  nehmen. 
Ihren  Reigen  eröffnet  der  bekannte  Vorläufer  von  Ad.  Smith,  Sir  James 
Steuast.^)  Für  ihn  liegt  hier  kaum  ein  Problem  vor.  Er  sagt:  „The 
principles  which  influence  the  doctrine  of  public  credit  are  so  few  and 
so  piain  that  it  is  surprising  to  tee  how  circumstances  could  possibly 
involve  them  in  the  obscurity  into  which  we  find  them  plunged  on 
many  occasions''.  Zu  diesem  Ende  will  er  von  der  Erfahrung  aus- 
gehen. Diese  lehre,  dais  die  Kapitalisten  durch  Anleihen  überwiegenden 
Einfluüs  erlangten,  es  seien  daher  Kautelen  am  Platze.  Weiter  werden 
die  Nachteile  der  Staatsschuld  beleuchtet,  der  mögliche  Staatsbankerott, 
der  Bruch  des  Versprechens  durch  den  Staat,  die  beständige  Unsicher- 
heit und  schnellere  Cirkulation  des  Volkseinkommens,  endlich  die  Ge- 
fahr der  Schuldknechtschaft  bei  ausländischen  Anleihen. 


1)  An  Inqniry  Into  the  principles  of  political  economy.    London  t767.   YoL  II. 
Part.  IV.  of  public  credit  p.  349 ff.;  vgl.  Cohn,  Fin.  Wies.  §  513.  p.  717  ff. 
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Nunmehr  bespricht  Steuabt  die  Entstehnng  des  Staatskredits  in 
seinen  verschiedenen  Stadien.  Dabei  bekämpft  er  die  Lehre  Dayenants 
(eines  Schriftstellers  ans  der  Zeit  der  glorions  reyolntion),  der  den 
Bedarf  eines  Jahres  innerhalb  der  gleichen  Periode  and  zwar  nur  dnrch 
kurzfristige  Anleihen  decken  will,  während  er  alle  anderen  verwirft. 
Dem  gegenüber  verteidigt  Steuabt  das  Anleihesystem,  weil  kein  Staat 
sich  seinem  Gegner  unterlegen  zeigen  dürfe.  Auch  sei  Dayenants  An- 
sicht nur  aus  der  damaligen  politischen  und  ökonomischen  Lage  Eng- 
lands zu  erklären.  Durch  Vergleich  mit  der  finanziellen  Entwickelung 
Frankreichs  sucht  er  die  bessere  Fundierung  des  englischen  Staats- 
kredits zu  erweisen.  Dies  habe  günstige  wirtschaftliche  aber  auch 
ethische  Eonsequenzen;  in  England  sei  die  Ansicht  Righelieus  über 
die  Staatsschuld,  welche  Repudiation  offen  empfiehlt,  nicht  möglich.  Es 
folgen  eine  Reihe  von  SpezialVorschlägen  teilweise  recht  verworrener 
Art,  die  hier  zu  verfolgen  ohne  Interesse  ist.  Wenn  auch  gemäbigt, 
tritt  Steuart  unseres  Wissens  als  erster  für  das  Anleihesystem  schrift- 
stellerisch auf. 

Der  Oeschichtsschreiber  der  englischen  Finanzen,  Sir  John  Sin- 
CLAiB^),  gehört  zu  den  eifrigsten  Gegnern  des  Staatsschatzes.  Höch- 
stens auf  einer  niederen  Kulturstufe  sei  solcher  zulässig.  In  der  unten 
an  erster  Stelle  citierten  Flugschrift,  die  die  früher  erwähnte  Broschüre 
des  Eabl  of  Stair  beantwortete,  erhebt  er  Protest  gegen  die  pessi- 
mistische Ansicht  bezüglich  der  finanziellen  Situation  Englands  und 
geht  ausführlich  auch  auf  Humes  Prophezeiungen  ein.  Den  Schlnts 
bildet  eine  Empfehlung  des  sinking-fund. 

In  seiner  „History''  zeigt  er  sich  als  eifriger  Freund  des  Anleihe- 
systems. Es  sei  ein  notwendiges  und  unentbehrliches  Machtmittel  ftlr 
den  Staat.  Im  ganzen  bringen  seine  theoretischen  Erörterungen  wenig 
Neues. 

Noch  weniger  theoretische  Kenntnisse  besitzt  der  Autor  einer  ano- 
nymen Schrift  2)  aus  jener  Epoche.  Wir  würden  an  ihr  vorbeigehen, 
wäre  das  Libell  nicht  in  gewisser  Beziehung  typisch  für  die  damalige 
Anschauungsweise  weiter  Kreise  der  Bevölkerung.  Man  suchte  sich 
theoretisch  über  die  Schattenseiten  und  die  Furcht  vor  dem  Anwachsen 
der  Staatsschuld  hinwegzutäuschen.  Die  Konsequenzen  dieser  Schrift 
sind  geradezu  ungeheuerliche.  Der  Ansicht  des  Autors  nach  ist  die 
Staatsschuld  segensreich  in  jeder  Beziehung  ftlr  das  Land;  sogar  ihre 
Abtragung  ist  ruinös.    Im  übrigen  ist  sie  für  die  Theorie  bedeutungslos. 

1)  Hints  adressed  to  te  Public  calculated  to  dispel  the  gloomy  ideas  which  have 
been  lately  entertained  of  the  State  of  ons  finances.  London  1783,  und  The  History 
of  the  pablic  revenue  of  the  British  empire.  London  1803.  Vol.  I.  p.  332 ff.;  vgl. 
noch  CoHN,  Fin.  Wiss.  §  505.  p.  721  ff. 

2)  The  national  debt  productive  of  national  prosperity.   Warrington  1787. 
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Das  Oleiche  labt  sich  von  dem  Holländer  Pinto  ^)  behaupten, 
deaaen  mafelose  Übertreibangen  und  theoretische  BlOfsen  wiederholt  den 
Theoretikern  der  ersten  und  zweiten  Oruppe  als  Stichblatt  dienten 
Wenn  G.  Oohn  gewissermafsen  eine  „Rettung''  dieses  Autors  yersucht,  so 
scheint  uns  seine  Argumentation  wenig  überzeugend;  denn  Pintos 
Schrift  wimmelt  von  elementaren  Verstöfsen  und  zeigt  eine  grofse  Un- 
kenntnis der  Grundlagen  jener  Wissenschaft,  die  er  traktiert 

Von  deutschen  Theoretikern  dieser  Gruppe  ist  K.  S.  Zaghabiae  ^)  zu 
nennen,  der  kurzweg  Staatsanleihen  als  die  „yoUkommenste  aller  Ab- 
gaben" bezeichnet  Ihr  Kostenaufwand  sei  der  geringste,  ihre  Last 
sinke  einerseits  durch  das  voraussichtliche  Wachsen  der  Yolkszahl  wie 
des  Yolksreichtums,  anderseits  durch  das  Fallen  des  Geldwertes  mit 
der  Zeit  von  selbst. 

Hülsten  so  paradoxe  Lehren  ohne  jeden  Einflufs  auf  die  Theorie 
des  Staatskredits  bleiben,  so  erhob  sich  0.  Dietzels')  Lehre,  obwohl 
es  auch  dieser  an  Paradoxen  keineswegs  fehlt,  doch  zu  einer  Bedeu- 
tung, die  ein  näheres  Eingehen  erforderlich  macht 

Das  theoretische  Fundament  von  Dietzels  System  ist  die  Umbil- 
dung der  Lehre  von  der  ,,Produktiyität".  Man  dürfe  nicht  blofs  „mate- 
rielle*' Güter  als  „produktiy"  betrachten,  sondern  es  gebe  auch  eine 
„immaterielle  Produktion"  und  ebenso  ein  „Immaterial-Kapital'',  dem 
der  Staat  mit  all  seiner  Thätigkeit  einschliefslich  des  Krieges  zuzu- 
zählen sei.  Von  solchem  Gesichtspunkte  aus  unterzieht  Dietzel  die 
Kategorien:  Kapital,  Einkommen  u.  s.  w.  seiner  Kritik. 

Einen  zweiten  Angelpunkt  der  Lehre  erblicken  wir  in  dem  Postu- 
late,  dats  die  regelmäßigen  Ausgaben  durch  Steuern,  dagegen  die  Auf- 
wendungen für  dauernde  Verwendungen  durch  Anleihen  gedeckt  werden 
sollten.  4) 

Für  die  Deckung  des  auüserordentlichen  Bedarfs  gebe  es  drei  Mittel. 
Das  erste,  der  Staatsschatz,  wird  yon  Dietzel  als  unnötig,  schädlich 
und  unzureichend  yerworfen.  Es  bleibt  also  nur  die  Wahl  zwischen 
Steuererhöhung  und  Staatsschuld,  der  eigentliche  Kernpunkt  des  Problems. 

DiBTzel  polemisiert  gegen  den  zuerst  yon  Ad.  Smith  ^)  aufgestellten 
Satz,  die  Steuer  werde  yom  Einkommen,  die  Anleihe  yom  Kapital  be- 
stritten.   Er  hält  die  ganze  Lehre  yom  Reineinkommen  für  eine  hohle 


1)  Traitä  de  la  circolation  et  da  credit  (anonym).  Amsterdam  1771;  vgl.  Cohn, 
FuL  WisB.  §  506.  p.  722  ff. 

2)  Staatswissenschaftliche  Abhandlungen  p.  86  ff. 

3)  Das  System  der  Staatsanleihen.  Heidelberg  1855 ;  vgl.  Cohet,  Fin.  Wiss.  a.  a.  0. 
§§  515  ff.  p.  739  ff. 

4)  1.  c.  p.  154.   Dieser  Satz  ist  nicht  ganz  neu,  jedoch  yon  Dibtzbl  viel  sch&rfer 
präzisiert. 

5)  W.  of  n.   b.  IV.  p.  423. 
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Abstraktion.  Anleihen  bewirkten  eine  möglichst  vollkommene  Er- 
reichung des  Zweckes  der  Gesamtwirtschaft,  nicht  so  Stenem.  Gegen 
diese  erklärt  sich  Dietzel  in  extremer  Weise,  ohne  das  naheliegende 
Argument  zn  beachten,  dafs  durch  Anleihen  die  Steuerlast  gesteigert, 
häufig  verewigt  wird.  Nach  ihm  wirken  auch  Anleihen  günstig  auf 
die  Gleichmäfsigkeit  der  Steuerverteilung  ein. 

Die  Anklagen  politischer  Natur  gegen  die  Staatsschuld  sucht 
Dietzel  dadurch  ad  absurdum  zu  führen,  dafs  er  einwirft,  die  Anklage 
richte  sich  nicht  sowohl  gegen  das  System,  als  gegen  dessen  falsche 
Anwendung  seitens  der  Regierung.  Dabei  fehlt  jedoch  jedes  Merkmal 
für  die  „wahre''  oder  „falsche''  Anwendung ;  auch  ist  die  Wechselwir- 
kung politischer  und  ökonomischer  Motive  nicht  beachtet 

Weiter  habe  das  Anleihesystem  den  Vorzug,  das  Interesse  der 
greisen  einflufsreichen  Klasse  der  Staatsgläubiger  mit  dem  des  Staates 
zu  verknüpfen.  Der  Augenschein  lehrt,  dafs  dieser  Vorteil  ebenso 
schwerwiegende  Nachteile  erzeugt;  zudem  ist  die  Thatsache  selbst  nicht 
einwandfrei  —  insbesondere  bei  ausländischen  Anleihen  —  und  ver- 
hindert jedenfalls  nicht  den  Ausbruch  von  Revolutionen,  wie  Frank- 
reichs Geschichte  vor  Augen  führt. 

Sogar  sozialpolitische  Vorteile  weifs  Dietzel  von  dem  Anleihe- 
system zu  rühmen.  Die  soziale  Ordnung  werde  gesicherter  und  ein 
Verkehrszustand  ermöglicht,  der  namentlich  den  arbeitenden  Klassen 
nütze.  Durch  auswärtige  Anleihen  erweitere  sich  die  Volkswirtschaft 
zur  Weltwirtschaft,  und  dies  sei  für  beide  Kontrahenten  nutzbringend. 

Gegen  den  Einwurf,  das  gegenwärtige  Geschlecht  sei  nicht  legi- 
timiert zur  Belastung  künftiger  Generationen,  bemerkt  Dietzel,  dafs 
das  Volk  als  ein  Ganzes  und  in  ununterbrochenem  Flusse  stehend  an- 
gesehen werden  müsse,  und  dafs  oft  erst  späteren  Generationen  die  Aus- 
gaben der  Gegenwart  zu  gute  kämen.  Steuern  seien  auf  das  zulässig 
geringste  Mals  zu  beschränken,  Anleihen  dagegen  nicht  als  ausnahms- 
weises  Hilfsmittel  in  Notfällen,  sondern  bei  höherer  Kulturstufe  eines 
Volkes  permanent  zur  Deckung  zu  verwenden. 

Fast  in  der  gleichen  Weise,  wie  die  Gegner  der  Staatsschuld,  stellt 
Dietzel  deren  Wirkung  auf  die  Sparsamkeit  des  Volkes  dar.  Hier 
aber  kann  er  nur  günstige  Folgen  sehen.  Das  Volk  setze  seine  bis- 
herige Wirtschaft  fort  und  produziere  daneben  noch  etwas  für  den  Staat, 
ein  „immaterielles"  Gut  Dies  bedeute  eine  Steigerung  der  Produk- 
tivität der  Arbeit.  Wenn  selbst  eine  Verminderung  der  Konsumtion 
eintreten  sollte,  so  gehe  eben  das  Bedürfnis  der  Gesamtwirtschaft  vor. 

Es  folgt  eine  Beleuchtung  der  Vorzüge,  die  Staatsschuldscheine  als 
Anlagepapiere  besitzen.  Die  „immateriellen"  Güter,  die  der  Staat  pro- 
duziert, würden  durch  das  disponible  Kapital  der  höheren  und  reicheren 
Klassen  meist  gesucht  und  konsumiert,  weil  diese  an  „materiellen" 
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Gütern  zur  Genüge  besäfsen.  Diese  Äufserang  bedarf  wohl  keiner  Wider- 
legnngy  sie  ist  ein  Sophisma  der  ärgsten  Art. 

Durch  die  Staatsschuld  würde  ferner  die  Entwickelnng  der  Pro- 
duktion und  mit  ihr  der  Fortschritt  im  Gtttergenufs  nicht  gehindert, 
sondern  höchstens  verzögert.  Schon  im  nächsten  Jahre  befände  sich 
die  Volkswirtschaft  in  der  nämlichen  Lage,  wie  vor  Kontrahierung  der 
Anleihe.  Der  gröbte  Vorzug  aber  bestände  darin,  dafs  diese  Summen 
sich  gewissermatsen  selbst  reproduzierten,  während  Besteuerung  und 
Staatsschatz  sich  selbst  vernichteten.  Hierin  liege  zugleich  die  Er- 
klärung für  die  Möglichkeit  stets  wiederholter  Anleihen.  Diese  seien 
jährlich  neu  geschaffenes  Kapital  und  die  etwaige  Verminderung  der 
Konsumtion  nicht  ohne  weiteres  ein  Verlust  oder  Unglück  für  das  In- 
dividuum.  Ebenso  verhielte  es  sich  mit  der  erhöhten  Arbeitsanstrengung. 

Aus  solchen  Prämissen,  die,  wie  auf  den  ersten  Blick  ersichtlich, 
höchst  einseitige,  grofsenteils  den  wahren  Sachverhalt  auf  den  Kopf 
stellende  sind,  resultiert  ein  Satz,  von  dem  Dietzel  behauptet,  „er  sei 
ebenso  wahr,  als  er  paradox  klingen  mag'': 

„Ein  Volk  ist  um  so  reicher,  sein  Volksvermögen  um  so  blühender 
und  fortschreitender,  einen  je  grölseren  Teil  der  gesamten  Staatsaus- 
gaben die  Zinsen  der  Staatsanleihen  ausmachen.'' 

Freilich  treffe  dieser  Satz  nur  zu  für  Benutzung  des  „echten" 
Staatskredits;  leichtsinnige  oder  verschwenderische  Wirtschaft  der  Regie- 
rung oder  Zwangsmafsregeln  fielen  nicht  in  den  Bereich  der  Unter- 
suchung. Wer  darüber  entscheiden  solle,  ob  ein  solcher  Fall  vorliegt, 
oder  welches  objektive  Kriterium  dafür  vorhanden  sei,  wird  nicht  ein- 
mal angedeutet. 

Konsequenterweise  hält  daher  auch  Dietzel  den  Ausdruck  „Staats- 
schuld" für  falsch,  da  „diese  ein  Teil  des  Volksvermögens  sei  und  durch 
den  Kredit  des  Volkes  erhalten,  recht  eigentlich  neu  geschaffen  werde". 
Staatsanleihen,  kontrahiert  nach  den  „wahren"  Prinzipien  des  Staats- 
kredits, seien  keine  Schulden  der  Nation,  sondern  ein  Kapital  der- 
selben. 0  Diese  neue  Terminologie  wird  allerdings  nicht  festgehalten; 
unmittelbar  nach  dieser  Ausführung  spricht  Dietzel  von  den  Vorzügen 
des  Fortbestehens  einer  Staatsschuld  mit  der  nämlichen,  höchstens  etwas 
übertriebenen  Argumentation,  die  wir  oben  kennen  gelernt  haben.  Sie 
wäre  eine  Art  „Assoziationsanstalt  der  Kapitalbesitzer".  Die  zweck- 
mäfsigste  Verwendung  der  Kapitalien  und  Arbeitskräfte  werde  dadurch 
gewährleistet.  „Mithin  ist  das  Anleihesystem  die  oberste  Stufe  der  Ent- 
wickelnng der  Volkswirtschaft." 

Die  so  grofsen  Aufwendungen  zu  militärischen  Zwecken  werden 


1)  Mit  genau  der  nämlichen  Argumentation  konnte  dies  bei  dem  sogenannten 
„FrodoktiT-Eredit"  behauptet  werden.  Dann  wäre  auch  die  Privatschnld  ein  Kapitall 
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als  ^^wesentliche  Bedingang  der  Kultur"  gerechtfertigt,  mit  direkter 
Anspielung  auf  den  Erimkrieg,  die  Epoche,  in  der  das  Buch  ge- 
schrieben wurde. 

Weiter  wird  dargelegt,  dals  die  Steuerpflichtigen  bei  Kontrahierung 
einer  Anleihe  ebenso  gut  oder  vielmehr  besser  fortkämen,  als  bei  einer 
Stenererhöhung.  Ebenso  wirft  Dietzel  gegen  das  sozialpolitische  Be- 
denken der  Schaffung  eines  mälsigen  Rentnerstandes  das  sonderbare 
Argument  ein,  die  Anleihe  bleibe  ja  ihrer  Natur  nach  grofsenteils  im 
Inlande.  Ob  dadurch  eine  Besteuerung  der  Staatsgläubiger  empfohlen 
werden  soll,  bleibt  unklar;  allein  auch  wenn  dies  der  Fall  sein  sollte, 
sind  selbstredend  die  Bedenken  dadurch  in  keiner  Weise  widerlegt 

Stark  betont  wird,  dafs  die  Zinsen  fttr  Anleihen  in  der  Regel  leicht 
aufgebracht  würden.  Daher  gewähre  das  so  kontrahierte  Kapital  auch 
wirklichen  Nutzen,  andernfalls  müsse  die  „produktive"  Wirkung  jener 
Kapitalien  als  erloschen  betrachtet  werden.  Das  Willkürliche  dieser 
Argumentation  liegt  auf  der  Hand. 

Eine  feste  Grenze  fttr  die  Anwendung  dieses  Systems  gebe  es  nicht 
Im  ganzen  seien  die  allgemeinen  Grundsätze  bezüglich  des  Kapitals 
entscheidend  für  die  Schuldpolitik.  Als  ,9stehended  Nationalkapital" 
dürften  Staatsanleihen  nicht  allzu  beträchtlich  werden,  damit  genügend 
disponibles  Kapital  in  den  Händen  der  Einzelwirtschaften  verbliebe. 
Sei  aber  dennoch  infolge  einer  Kalamität  das  ganze  disponible  Kapital 
eines  Volkes  verwendet,  so  müsse  das  richtige  Verhältnis  wiederher- 
gestellt werden,  indem  man  das  zu  verzinsende  „Nationalkapital"  ver- 
mindert und  den  Einzelwirtschaften  ^urückgiebt  ^  Sobald  dieser  Aus* 
gleich  geschehen  sei,  dürfe  man  von  neuem  Anleihen  kontrahieren. 

Dietzels  Anschauungen  über  die  Tilgung  weichen  ebenfalls  durch- 
aus von  all  seinen  Vorgängern  ab.  Nach  einem  Kriege  hält  er  sie 
für  „im  allgemeinen  nicht  ganz  unrichtig",  sobald  die  Steuern  fttr  die 
Schuldzinsen  schwer  aufgebracht  würden  und  die  Einzelwirtschaften 
nach  Kapital  verlangen.  Dagegen  „sei  das  Vergnügen,  sagen  zu  können, 
man  sei  steuerfrei,  allzu  teuer  erkauft",  sobald  die  Amortisation  hohe 
Steuern  erforderlich  mache.  Nur  bei  Bildung  neuer  Kapitalien  und 
unter  Voraussetzung  des  freien  Volkswillens  sei  überhaupt  Tilgung  zu- 
lässig. In  solchem  Falle  habe  die  Anleihe  zweimal  zur  Hervorbringung 
des  ihrer  Oröfse  gleichkommenden  Kapitals  den  AnlaCs  gegeben,  ein- 
mal bei  ihrer  Kontrahierung,  das  andere  Mal  bei  ihrer  Tilgung.  Bei 
dieser  Gelegenheit  räumt  Dietzel  ein,  dais  bei  einem  wirtschaftlich 
trägen  Volke  die  Amortisation  günstig  wirken  könne;  da  dies,  wieder 
Augenschein  lehrt,  durchaus  nicht  blofs  für  ein  träges  Volk  zutrifft, 

1)  Dietzel  p.  214.  I^irgends  aber  wird  angegeben,  in  welcher  Weise  dieser 
Plan  ausgefflhrt  werden  soll.  Weder  durch  Steuererhöhimg,  noch  durch  Anleihe  ist 
das  in  solchem  Falle  unseres  Erachtens  möglich. 
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verliert  ein  grofser  Teil  seiner  Argumente  gegen  die  Steaererhöhnng 
durch  diese  Eonzession  an  Beweiskraft. 

Ausdrücklich  stimmt  Dietzel  wiederholt  den  Autoren  zu,  die  die 
Staatsschuld  für  einen  neu  gewonnenen  Teil  des  YolksyermOgens  er- 
klären. Nur  verwirft  er  die  Anschauung,  dafs  die  Staatsschuldscheine 
selbst  dieses  neu  gewonnene  Kapital  seien.  Tilgung  sei  an  sich  nicht 
der  Endzweck  des  Anleihesystems.  Nur  aus  Sorge  für  Erhaltung  des 
Kredits  sei  ein  freier  Aufkauf  der  Schuldscheine  empfehlenswert. 
Äuberst  schief  ist  auch  seine  Auffassung,  dafs  die  Börsenspekulation 
die  Kurse  der  Staatspapiere  künstlich  drücke.  Dem  gegenüber  will  er 
auch  den  Tilgungsfonds  erhalten  wissen. 

Am  Schlüsse  des  Buches  gesteht  Dietzel  ein,  dafs  seine  Theorie 
mit  den  Thatsachen  in  den  deutschen  Staaten  im  Widerspruch  stehe. 
Berauscht  von  der  Expansionskraft  des  Kredits,  wie  er  sich  bei  den 
kriegführenden  Mächten  im  Krimkriege  gezeigt  habe,  prognostiziert  er 
auch  für  das  Vaterland  Erfolge  des  Anleihesystems. 

Es  ist  durchaus  nicht  auffallend,  dafs  diese  „Theorie  des  über- 
spannten Optimismus*',  wie  sie  Oohn  ebenso  geistreich  wie  prägnant 
bezeichnet,  stark  in  das  Extreme  geht,  denn  dies  ist  das  Los  jeder 
neuen  Richtung.  Allerdings  spricht  es  stark  gegen  ihre  wissenschaft- 
liche Solidität,  dafs  sie  ausschliefslich  günstige  Folgen  dem  Anleihe- 
system nachzurühmen  weifs  und  eine  Reihe  von  Paradoxen  zu  Tage 
fördert,  die  nicht  blofs  jeder  Erfahrung  handgreiflich  widersprechen, 
sondern  mitunter  auch  der  Logik.  Ebenso  lassen  manche,  wenngleich 
scharfsinnige  Bemerkungen  gänzlich  den  Beweis  vermissen,  der  ohne 
gelegentliche  Citierung  und  Beleuchtung  historischer  G^eschehnisse  gar 
nicht  geführt  werden  kann,  während  in  dem  ganzen  Buche  nicht  eine 
Stelle  Thatsachen  anzieht.  Trotz  dieser  Ausstellungen  ist  es  ersicht- 
lich, dafs  die  Schrift  nicht  blois  wegen  des  vielen  Neuen  und  Para- 
doxen, was  sie  gebracht,  bahnbrechend  wirken  mulste.  Eine  Reihe  von 
Problemen  wurde  erst  durch  sie  in  diesem  Charakter  als  Probleme  er- 
kannt, die  durchaus  eigenartige,  wenngleich  durchweg  ungenügende 
Motivierung  der  für  Anwendung  des  Staatskredits  sprechenden  Argu- 
mente muGsten  zu  einer  ganz  neuen  und  tieferen  Fundamentierung  der 
Lehre  den  Anstofs  geben.  Daher  ist  keiner  unter  den  neueren  Theo- 
retikern an  Dietzel  vorbeigegangen,  und  das  schon  aus  einem  noch 
wichtigeren  Grunde.  Seine  Lehre  ist  nämlich  der  Durchbrach  der 
modernen  Auffassung  vom  Staate  auf  dem  Gebiete  der  Kredittheorie, 
der  sich,  vielleicht  dem  Autor  selbst  unbewufst,  mit  ihm  vollzieht. 
Dieser  Gesichtspunkt  erklärt  zugleich  manche  seiner  Einseitigkeiten, 
ohne  sie  freilich  zu  rechtfertigen. 

Mit  Dietzel  schliefsen  wir  die  Darstellung  der  dritten  Gruppe. 

Die  vierte  und  letzte  Grappe  umfafst  die  neueren  Theoretiker, 
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denen  bei  aller  sonstigen  Verschiedenheit  der  Auffassung  doch  das  ge- 
meinsam ist,  dafs  sie  zwischen  den  einzelnen  Arten  und  Zwecken  des 
Deckungsbedarfs  unterscheiden. 

Als  unmittelbarer  Nachfolger  Dietzels  ist  L.  v.  Stein  0  aufzu- 
fassen. Er  teilt  die  Litteratur  über  den  Staatskredit  in  drei  Epochen 
ein.  Zuerst  habe  man  nur  seine  volkswirtschaftlichen  Folgen  betrach- 
tet, in  der  zweiten  Stufe  das  Staatsschuldenwesen  systematisch  mit  der 
Finanzwissenschaft  verknüpft  und  die  Grundsätze  für  seine  gute  Ver- 
wendung gesucht,  die  dritte  Epoche  betrachte  aber  die  Staatsschuld 
nur  formell  als  Schuld  —  hier  zeigt  sich  Dietzels  Einflufs  — ,  ihr 
Wesen  werde  nunmehr  als  eine  besondere  Art  der  Besteuerung  ange- 
sehen: „eine  Besteuerung  der  Zukunft  für  alle  diejenigen  Verwaltungs- 
aufgaben,  welche  für  diese  Zukunft  dauernde  Verwaltungsanstalten  durch 
Vorauslage  der  Gegenwart  herstellen".  2)  Dadurch  sei  die  organische 
Verbindung  zwischen  Staatskredit  und  Staatswirtschaft  hergestellt  und 
ebenso  die  Verwaltung  des  Staates  und  die  des  Staatskredits  mitein- 
ander verbunden. 

In  seinen  positiven  Ausführungen  ^)  bespricht  Stein  zunächst  jene 
Art  von  Schulden,  die  behufs  Deckung  von  Ertrag  abwerfenden  Ver- 
waltungsaufgaben kontrahiert  werden;  ernennt  diese  „Investitionsschuld". 
Für  solche  wird  gefordert,  daüs  die  Ausgabe  nicht  unterlassen  werde, 
sobald  die  Volkswirtschaft  und  dadurch  die  Steuerkraft  eines  Volkes 
durch  sie  gehoben  werden  könnte,  sollte  auch  keine  Verzinsung  und 
Amortisierung  des  verausgabten  Kapitals  zu  erzielen  sein. 

Das  System  der  Staatsanleihen  verknüpft  nach  Stein  die  Inter- 
essen der  Staatsgläubiger  mit  denen  des  Staates.  Nur  in  absoluten 
Staaten  verhalte  sich  das  anders.  Daraus  erkläre  sich  auch  das  Be- 
streben, die  Anleihen  im  eigenen  Lande  zu  halten. 

Die  volkswirtschaftlichen  Wirkungen  dieses  Systems  zergliedert  Stein 
in  direkt  und  indirekt  „produktive".  Er  fordert  eine  Verwendung  der- 
art: „dafs  die  Bedingungen  des  individuellen  Kapitalerwerbes  mindestens 
so  viel  Wert  haben,  als  die  Kosten  der  eingegangenen  Schuld  für  die 
letztere  betragen". 

Hierauf  wird  die  sozialpolitische  Seite  des  Problems  betrachtet. 
Das  Wesen  der  sozialen  Bewegung  wird  sich,  nach  Stein,  künftighin 
nicht  mehr  gegen  das  Kapital  an  sich,  sondern  gegen  das  arbeitslose 
Einkommen  richten.^).     Wegen   der  Sicherheit  des  Bezugs  kommen 


1)  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft.    5.  Aufl.    Leipzig  1862.    2.  Teil.   3.  Abt. 
39 ff.,  212 ff.;  vgL  auch  Cohn,  Fin.  Wiss.  §  517.  p.  744 ff. 

2)  Stein  IL  Tl.   3.  Abt.   p.  41. 

3)  IL  Tl.    3.  Abt.   p.  21 2  ff. 

4)  VgL  A.  Mbngeb,  Das  Hecht  auf  den  vollen  Arbeitsertrag.    Stuttgart  1889. 
166,  der  den  Einflufs  der  Verschuldung  ebenfalls  stark  betont. 
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hierbei  Staatsschulden  in  Frage;  es  ist  daher  ein  soziales  Schaldrecht 
der  Zukunft  erforderlich. 

Die  Deckung  scheidet  Stein  in  blofs  rechnungsmäTsige  (durch 
ezchequer  bills  etc.)  und  die  eigentliche  oder  staatswirtschaftliche.  0 
Letztere  könne  nur  durch  Vermehrung  der  Einnahmen  erfolgen.  In  dem 
Verhältnisse  zwischen  Staatsschulden  und  neuen  Steuern  beruhe  das 
staatswirtschaftliche  Gleichgewicht.  Die  Bedeutung  der  Staatsschuld 
bestehe  darin ,  die  Erfordernisse  der  Finanzwirtschaft,  die  ihr  Gleich- 
gewicht störten,  auf  eine  Reihe  von  Finanzperioden  zu  verteilen  und 
damit  die  Zukunft  zur  Teilnahme  an  den  gegenwärtigen  Leistungen 
des  Staates  heranzuziehen.  Eine  feste  Kegel  ftlr  die  Deckung  kann  es 
nach  Stein  nicht  geben;  denn  „dieselbe  Summe  in  ganz  gleicher 
finanzieller  Gröfse  könne  staatswirtschaftlich  eine  sehr  verschiedene  sein, 
und  dieselbe  Deckung,  die  das  Gleichgewicht  des  einen  Landes  ohne 
Mühe  herstellt,  kann  ein  anderes  zu  gleicher  Zeit  fast  erdrücken*". 

Endlich  gegenüber  dem  Staatsschatz  ^)  verhält  sich  Stein  durchaus 
ablehnend,  weil  das  Geld  fttr  ernsthafte  Zwecke  nicht  ausreiche,  da- 
gegen die  Vorstellung  erwecke  von  einem  in  Wirklichkeit  nicht  vor- 
handenen Keichtum  des  Staates.  Sonderbarerweise  fügt  Stein  hinzu: 
„Nur  durch  ganz  auTserordentliche  Motive  kann  daher  ein  eigener 
Barschatz  des  Staates  vernünftigerweise  begründet  werden''.  Diese 
Motive  werden  aber  nicht  bezeichnet.  Der  eigentliche  Staatsschatz 
unseres  Jahrhunderts  sei  der  Staatskredit  — 

Für  das  Gebiet  des  Staatschuldenwesens  bedeutet  Steins  Lehre 
kaum  einen  Schritt  nach  vorwärts.  Er  folgt  Dietzel  auch  in  seinen 
unhaltbaren  einseitigen  Formeln  ^  seine  Klassifizierung  der  Litteratur 
und  der  Epoche  pafst  unseres  Erachtens  mehr  in  die  von  ihm  stets 
beliebte  Dreiteilung  hinein,  als  sie  sich  begründen  lälst,  und  für  prak- 
tische Fragen  läfot  uns  seine  —  ohnehin  unvollkommene  —  Theorie 
gänzlich  im  Stich.  — 

In  ganz  anderer  Weise  als  auf  Stein  hat  Dietzels  Theorie  auf 
den  grö&ten  deutschen  Finanztheoretiker  der  Gegenwart,  auf  Ad. 
Wagneb. ^)  eingewirkt.  Mit  ihm  vollzieht  sich  gleichzeitig  der  bedeu- 
tendste Fortschritt  dieser  Theorie.  Deutlich  lassen  sich  bei  diesem 
Autor  verschiedene  Stufen  der  Entwickelung  unterscheiden. 

In  der  „Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushalts^  steht  Waqneb 


1)  Fin.  Wiss.  1.  Tl.  p.  251. 

2)  Fin.  Wi88.  2.  Tl.  1.  Abt.  p.  145  ff. 

3)  Die  Ordnung  des  österreichischen  Staatshaushalts.  Wien  1863  ff.;  femer: 
Artikel  „Staatsschulden"  in  Bluntschlis  Staats^ örterbuch.  Bd.  X.  p.  5— 10;  femer: 
Finanzwissenschaft.  l.Anfl.  Heidelberg  1877.  §§54  ff.,  3.  Aufl.  1883.  1.  Tl.  §§62  ff. 
p.  135  ff.,  endlich  in  Schönbergs  Handb.  d.  pol.  Okon.  1.  Aufl.  Tübingen  1882. 
§S  19  ff.  p.  432  ff.,  3.  Aufl.  Tübingen  1891.  Bd.  III.  Abschn.  X.  §§  15  ff.  p.  556  ff. 
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noch  stark  unter  Dietzels  Einflafs.  Er  stimmt  hier  dessen  Satze  zn, 
dafs  die  ordentlichen  Ausgaben  des  Staates  durch  Stenem  gedeckt 
werden  mttfsten,  will  jedoch  im  Gegensatz  zn  Dietzel  and  besonders 
in  kapitalu'men  Ländern  die  aaüserordentlichen  Bedttrfiiisse  sowohl 
durch  Anleihen  als  durch  die  Besteuerung  gedeckt  wissen. 

Weiter  ausgeführt  und  vertieft  wird  diese  Untersuchung  besonders 
in  der  ersten  Auflage  der  Finanzwissenschaft  (1877).  In  diesem  Buche 
hat  sich  Wagner  bereits  gänzlich  von  Dietzel  emanzipiert;  in  der 
letzten  Auflage  (1883)  und  in  den  Arbeiten  für  Sghönbebgs  Handbuch 
(1891)  ist  eine  viel  schärfere  Unterscheidung  der  einzelnen  Kategorien 
von  Bedarf  und  Deckung,  wie  eine  überwiegende  Stellungnahme  gegen 
das  Anleihesystem  bemerkenswert 

Von  besonderer  Bedeutung  ist  Wagners  modifizierte  Theorie  vom 
Staatsschatz  als  Kriegsschatz.  Seiner  Lehre,  die  ihn  als  unvollkommenes, 
nur  fär  gro&e  Staaten  brauchbares  Deckungsmittel  fllr  die  Kriegsgefahr 
empfiehlt,  haben  sich  alle  neueren  Theoretiker  durchweg  angeschlossen. 
Die  Bedingungen  seiner  Anwendung  sind  nach  ihm  offene  Grenzen, 
kriegstflchtige  Nachbarn,  allgemeine  Wehrpflicht  mit  relativ  geringer 
Friedenspräsenz.  Der  Schatz  ist  bestimmt  zur  Deckung  der  Mobil- 
machungskosten und  zur  Erzielung  besserer  Bedingungen  fttr  Kri^s- 
anleihen.  Nebenbei  verspricht  sich  diese  Theorie  davon  die  schon  von 
HuME  erkannte  günstige  Folge,  dafs  der  Geldmarkt  erst  in  Anspruch 
genommen  werde,  sobald  eine  gewisse  Beruhigung  eingetreten  sei. 
Der  Schatz  wird  als  Reserve  der  Verwaltung  aufgefaTst  und  ist  daher 
sein  Brachliegen  unbedenklich.  In  dieser  Funktion  als  Beichskriegs- 
schatz  hat  bekanntlich  das  Deutsche  Reich  Preuüsens  Erbschaft  an- 
getreten (R.Ges.  vom  11.  November  1871)  und  120  Millionen  Mark 
ans  der  französischen  Kriegsentschädigung  reserviert.  0 

Der  Kernpunkt  von  Wagners  Lehre  ist  jedoch  die  scharfe  Scheidung 
zwischen  ordentlichem  und  aniserordentlichem  Finanzbedarf  und  deren 
Definition.  Diese  Scheidung  ist  eine  dreifache  und  zwar  1.  nach  der 
Zeit  des  Eintretens  des  Bedarfs  und  ob  er  im  voraus  bestimmbar  ist 
oder  ob  dies  nicht  der  Fall  ist;  2.  nach  der  Dauer  der  mit  einer  Aus- 
gabe erzielten  Wirkungen;  endlich  3.  in  staatsrechtlicher  Beziehung. 

Nach  ihm  ist  eine  ordentliche  Ausgabe  »eine  solche,  die  im  regel* 
mäfsigen  Gange  des  Staatslebens  jährlich  oder  doch  in  bestimmter 
Periodizität  vorkommt,  daher  sich  einem  fortdauernden  Bedürfhisse 
entsprechend  vorher  genau   bestimmen  labt*'.     Die   außerordentliche 


1)  Wir  können  Merbei  die  Bemerkung  nicht  unterdrücken,  dafs  sorgsam  zn 
prüfen  sei,  ob  für  die  heutigen  Mobilmachnngskosten  dieser  Schatz  genügen  würde. 
Andemüalls  erfüllt  er  seine  Bestimmung  höchst  unToUkommen.  In  eine  Prüfung 
dieser  Aufgabe  einzutreten,  ist  hier  nicht  der  Ort. 
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Ausgabe  ist  deren  Widerspiel,  und  ihr  besonderes  Kennzeichen  ist,  dafs 
gewöhnlich  grofse  Summen  erfordert  werden. 

Gem&fs  des  zweiten  Unterscheidnngsmerkmals  teilt  Wagner  die 
Wirknngsdaaer  der  Ausgabe  ein  gemäTs  den  Wirkungen  der  Kate- 
gorien „umlaufendes''  und  „stehendes''  Kapital,  wobei  er  allerdings 
zugesteht,  dafs  die  Analogie  keine  ganz  Tollständige  sei. 

Demgemäfs  ist  ordentlicher  Finanzbedarf  nach  WAaNEB:  „die 
periodische  regelmäfsige  Zuführung  umlaufenden  Kapitals  in  den  öffent- 
lichen Haushalt,  d.  h.  der  Aufwand  an  Gütern,  die  innerhalb  einer 
Produktions-  (Finanz-)  periode  zugesetzt  wird,  seinem  vollen  Werte  nach 
in  die  produzierten  Güter  (Staatsleistungen)  übergeht  und  sich  eben 
deshalb  jährlich  in  demselben  Betrage  wiederholen  mufs."  ^) 

Der  aufserordentliche  Finanzbedarf  ist:  „der  unperiodische  in 
grOiserem  Betrage,  meist  nur  von  Zeit  zu  Zeit  stattfindende  Aufwand 
von  Gütern,  dessen  Wirkungen  über  die  laufende  Finanzperiode  (not- 
wendig oder  regelmäfsig)  hinausgehen." 

Den  so  definierten  auTserordentlichen  Finanzbedarf  scheidet  Wagneb 
wiederum  nach  dem  (resichtspunkte,  ob  damit  eine  dauernde  Nutzung 
erzielt  werden  soll,  oder  ob  der  Bedarf  als  Kapitalverlust  aufieufassen  sei. 
Diese  letztere  sei  die  eigentlich  aufserordentliche  oder  aulBerordentliche 
Ausgabe  im  engeren  Sinne.  Die  erste  Unterabteilung  aber  rubriziert 
Waqnbb  je  nach  ihrem  Zwecke  als  privatwirtschaftliche  oder  staats- 
wirtschaftliche Kapitalanlage. 

Die  staatsrechtlichen  Scheidungsgrundsfttze  können  wir  hier  über- 
gehen. 

Die  Wahl  der  Deckungsmittel  entspricht  dem  Finanzbedarf.  Das 
Normalerfordemis  des  Staates,  die  feste  Verbrauchsmenge  seines  ordent- 
lichen Finanzbedarfs  ist  unbedingt  durch  Steuern  zu  decken. 

Bezüglich  des  aufserordentlichen  Finanzbedarfs  liegt  die  Deckungs- 
frage anders.  Bein  finanzielle  theoretische  Bedenken  liegen  hier  nicht 
vor  für  Anwendung  des  Anleihesystems. 

Sehr  fruchtbar  ist  der  Gedanke  Wagnebs,  die  Anleihen  zu  scheiden 
in  solche,  die  aus  wirklich  disponiblem  Kapital  kontrahiert  werden,  und 
solche,  die  das  Kapital  anderweitiger  produktiver  Verwendung  ent- 
ziehen, wobei  als  weiterer  Unterscheidnngsgrund  „inländische"  und 
„ansländische"  Anleihen  betrachtet  werden.  Für  alle  diese  Kategorien 
werden  hier  die  Vorteile  und  Nachteile  erörtert  und  nach  festen  Hand- 
haben für  ihre  Anwendung  gesucht  Wir  können  hier  in  eine  Dar- 
stellung und  Kritik  dieser  Spezialfälle  nicht  eingehen,  sonst  müisten 
wir  die  ganzen  Kontroversen  aufrollen.    Es  sei  hervorgehoben,   dafs 

1)  Auf  eine  Kritik  der  WAOKEBBchen  Lehre  einzugehen,  hiefBe  eine  eigene 
Theorie  des  Staatskredits  entwickehi.  Hoffentlich  ist  das  uns  an  dieser  Stelle  dem- 
nächst möglich. 
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Wagner  bemerkt,  die  AnwenduDg  des  Staatskredits  sei  in  praxi  viel 
beschränkter,  als  solche  theoretisch  zulässig  sei.  — 

Aach  für  E.  Umpfenbagh  ^)  ist  Dietzels  Lehre  der  Ausgangspunkt. 
Den  Staatsschatz  verwirft  er  zwar  gänzlich  und  reserviert  ihn  fttr  kre- 
ditarme und  kulturell  niedrig  stehende  Völker;  dagegen  klingen  manche 
seiner  Ausfttbrungen  durchaus  an  Dietzel  an  und  widerstreiten  so  der 
neueren  Theorie  wie  der  Erfahrung,  z.  B.  der  Vereinigten  Staaten  von 
Nordamerika.  Für  ,,vollkommen  korrekt'*  hatte  früher  Umpfenbagh 
den  Satz  erklärt,  daHs  Staatsschulden  den  Wohlstand  der  Völker  er- 
höhen. Diese  Anschauung  wird  nunmehr  (1887)  von  dem  Autor  nicht 
aufrecht  erhalten;  dagegen  wird  wörtlich  wiederholt  das  Gesetz  der 
Anwendbarkeit  des  Staatskredits:  „Jeder  wirkliche  Staatszweck  recht- 
fertigt und  verlangt  die  Herbeischaffung  seiner  Befriedigungsmittel  durch 
Schuldaufhahme ,  wenn  seine  Erfüllung  auf  diesem  Wege  dem  Oe- 
deihen  der  unsterblichen  Gesamtheit  mehr  nützt,  als  seine  unterbleibende 
oder  auf  anderem  Wege  erfolgende  Erfüllung.*'  Dafs  dieser  vage  Satz 
für  Theorie  wie  Praxis  gleich  wenig  Handhaben  bietet,  ist  einleuchtend. 
Neuerdings  werden  allerdings  mehrere  Einschränkungen  hinzugefügt. 
So  ist  Schuldaufiiahme  vorzuziehen,  wenn  die  Steuern  schwer  aufge- 
bracht werden.  Ferner  hält  Umpfenbagh  auch  an  der  Ansicht  fest, 
dafs  Anleihen  aus  den  Mitteln  späterer  Generationen  entnommen  werden, 
und  will  daher  die  Zukunft  belasten,  wenn  die  „Gewissensfrage",  ob 
dies  für  die  Eulturinteressen  des  Volkes  besser  sei,  bejaht  wird. 

Anderseits  werden  hier  die  Schattenseiten  der  Verschuldung  und 
die  Nebenfragen  mit  grofser  Objektivität  erörtert  und  dabei  die  Mo- 
mente, die  wir  erwähnten,  kurz,  aber  klar  gegeneinander  abgewogen. 
Wichtig  ist  noch  Umpfenbachs  Stellung  zur  Tilgungsfrage.  Rektifiziert 
wird  seine  frühere  Anschauung,  dafs  „rationeller  Weise"  nicht  wohl 
daran  gedacht  werden  könne,  den  Staat  jemals  ganz  schuldenfrei  zu 
machen.  Das  Endziel  ist  nach  ihm,  „dafs  die  Deckung  des  Staatsbe- 
darfs stets  zwischen  Gegenwart  und  Zukunft  in  der  Weise  geteilt  werde, 
welche  fttr  das  historische  Gesamtleben  der  Nation  die  meisten  und 
besten  Früchte  erwarten  labt".  Er  verwirft  die  Minimaltilgungsquote, 
weil  zu  bindend  für  die  Verwaltung.  Der  Tilgungsbetrag  hänge  ab: 
1.  von  der  jeweiligen  Gröfse  des  nicht  durch  Schuldaufnahme  ge- 
deckten Staatsbedarfs;  2.  von  dem  Betrage  der  zu  tilgenden  Schuld; 
3.  vom  Stande  des  Kapitalmarktes.  Die  beiden  letzten  Faktoren  als 
konstant  vorausgesetzt,  liebe  sich  fttr  jede  Finanzperiode  eine  Amorti- 
sationsquote finden  je  nach  der  Reihenfolge  der  Staatszwecke.  Dies 
wird  auch  fttr  die  variabeln  Faktoren  auseinandergesetzt.  ~- 


2)  Lehrbuch  der  Finanz  Wissenschaft.    1.  Aofi.   Erlangen  1859;   2.  Aufl.   Stutt- 
gart 1887.  3.  Buch.  1.  Abt.  §§  222  ff.  p.  395  ff. 
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Die  Theorie  Umpfenbachs  lehnt  sich  vielfach  an  Dietzel  an,  hält 
sich  aber  immerhin  von  dessen  Übertreibungen  frei.  In  Einzelheiten 
bietet  sich  manches  Nene  und  Beachtenswerte,  während  ihre  Gesamt- 
resnltate  kaam  befriedigende  sein  dürften.  Immerhin  ist  anzaerkennen, 
dab  dieser  Autor  in  die  Spezialfälle  der  Materie  eindringt,  wenn  schon 
das  Ergebnis  der  Untersuchung  wenig  Anklang  gefunden  hat  und  schwer- 
lich in  Zukunft  finden  wird.  — 

E.  Laspetres  0  ist  flir  unser  Problem  insofern  von  Bedeutung,  als 
seine  Abhandlung  eine  feste  Formel  fär  die  Anwendbarkeit  des  Staats- 
kredits zu  finden  sucht.  Seiner  Lehre  nach  soll  dem  Staat  gestattet 
sein,  in  seiner  Wirtschaft  alles  durch  Anleihen  aufzubringen,  was  in 
d^r  Privatwirtschaft  gestattet  ist,  ohne  dafs  diese  rückwärts  geht  Bei 
Privaten  dürften  alle  Auslagen  auf  solchem  Wege  beschafft  werden,  so- 
weit sie  ffir  stehendes  Kapital  oder  Genuisgiiter  erforderlich  seien.  Da- 
gegen seien  die  Auslagen  flir  umlaufendes  Elapital  und  einmalige  Ge- 
nufsgtltermassen  aus  dem  Einkommen  der  Gegenwart  oder  in  der  Ver- 
gangenheit aufzunehmendem  Vermögen  zu  bestreiten. 

Auf  Grund  dieses  Prinzips  verlangt  Laspeybes,  dafs  die  Genua- 
guter,  die  der  Staat  produziert,  jedenfalls  innerhalb  der  Periode,  in  der 
sie  konsumiert,  auch  durch  Steuern  neu  aufgebracht  werden.  In  dem 
Mafse,  als  eine  Generation  derartige  stehende  und  langsamer  verzehrte 
Güter  konsumiere,  müsse  sie  auch  deren  Kosten  tilgen.  — 

Das  Endziel  des  Autors  scheint  uns  in  keiner  Weise  erreicht  zu 
sein.  Von  theoretischen  Bedenken  ganz  abgesehen,  kann  diese  Formel 
in  praxi  nie  von  Bedeutung  sein.  Denn  die  Unterscheidung  von  stehen- 
dem und  umlaufendem  Kapital  ist  doch  nur  eine  Abstraktion,  und  das 
subjektive  Belieben  des  Besitzers  entscheidet,  ob  es  dieser  oder  jener 
Kategorie  zuzuzählen  ist.  Ebenso  ist  die  Analogie  zwischen  Staats- 
und Privatwirtschaft  auch  nur  —  eine  Analogie,  und  wie  die  Erfahrung 
zur  Gentige  zeigt,  treten  die  Unterschiede  beider  Spezies  von  Wirt- 
schaften bald  mehr,  bald  weniger  in  den  Vordergrund.  Endlich  ist  diese 
höchst  einfach  klingende  Formel  nicht  einmal  fär  alle  Fälle  der  Privat- 
wirtschaftspolitik —  wenn  ein  solcher  terminus  verstattet  ist  —  richtig; 
wie  könnte  sie  das  historische  Leben  des  Staates  erschöpfen?  — 

In  demselben  Sammelwerke  entwickelt  H.  v.  Mangold  2)  gelegent- 
lich einer  Polemik  gegen  Dietzel  seine  eigenen  positiven  Anschau- 
ungen. Er  warnt  davor,  den  Kredit  durch  Ankauf  von  Staatsschuld- 
scheinen zu  befestigen,  weil  dadurch  die  Gefahr  entstehe,  dals  die  Re- 
gierung selbst  in  die  Agiotage  hineingezogen  werde.  Nicht  immer  sei 
der  Kollektivkredit  des  Staates  besser'  als  der  seiner  Individuen '). 

1)  Staatswörterbach.  Bd.X.  p.  84-97;  s.  bes.  p.  87  Artikel  „Staatswirtschaft'^ 

2)  Staatswörterbuch.  £d.  III.  p.  74-79  Artikel  „Kredit«'. 

3)  Vgl.  Yolkswirtschaftslehre.  Stuttgart  1868.  Kap.  2  passim. 
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Qleiehfalls  eine  kritische  AuseinaDdersetzung  mit  seinen  Vorgängern 
bat  E.  Nasses  0  bedeutende  Arbeit  „Stenem  nnd  Staatsschalden^'  zum 
Vorwarf.  Er  verwirft  gänzlich  die  Hereintragang  der  Begriffe  ,,8tehen- 
des  und  umlaufendes''  Kapital  in  diese  Kontroverse.  Die  Konsumtion 
des  Staates  wird  stets  die  Individuen  mehr  zur  Sparsamkeit  anspornen, 
sobald  die  Deckung  durch  Besteuerung  erfolgt.  Allein  es  könne  die  Lage 
der  Volkswirtschaft  solche  Besteuerung  unwirksam  machen;  auch  sei 
eine  Reproduktion  nicht  immer  erforderlich.  Nasse  stellt  die  These  auf, 
die  Besteuerung  solle  nur  das  Einkommen,  niemals  das  Vermögen  er- 
fassen ;  sollte  die  Not  zum  Überschreiten  dieser  Gisenze  drängen,  so  ver- 
dienten Anleihen  den  Vorzug.  Ftlr  die  Entscheidung  in  dazwischen  lie- 
genden Fällen  gäben  hauptsächlich  folgende  Erwägungen  den  Ausschlag: 
1.  Wie  trifft  eine  Steuererhöhung  die  Privatwirtschaften  bezw.  wie  gross 
ist  deren  Zahl  und  Bedeutung  fttr  die  Gesamtheit?  2.  Wie  ist  die  Lage 
des  Kapitahmarktes?  Empfindet  der  Bedarf  der  Privatwirtschaften  schwer 
die  Kapitalentziehung  oder  nicht?  Endlich  3.  komme  der  Zweck  der 
Anleihe  als  wichtigstes  Moment  in  Betracht  Nasse  schliefst  sich  den 
Bedenken  Soetbeehs  u.  A.  ausdrücklich  an ,  meint  jedoch ,  dies  alles 
vermöge  nicht  die  Anwendung  des  Anleihesystems  gegebenen  Falls  zu 
erschtlttem.  — 

Diese  wichtige  Untersuchung  erörtert  allerdings  auch  nur  eine  Seite 
des  Problems,  freilich  die  wichtigste.  Nasses  Essay  liefert  treffliche 
Hilfsmittel  zur  Ejritik  der  Theorie,  während  er  die  Lösung  nur  fltlchtig 
andeutet  — 

Die  Stellung  des  bekanntesten  französischen  Finanztheoretikers 
Lerot-Beaulieu'^)  ist  gegenüber  unserer  Kontroverse  nicht  ganz  klar. 
Im  ganzen  verurteilt  er  das  Anleihesystem,  namentlich  adoptiert  er 
die  politischen  Bedenken  seiner  französischen  Vorgänger;  allein  er  ist 
doch  viel  zu  sehr  Empiriker,  um  ein  System  ganz  abzuweisen,  das  in 
seiner  Heimat  so  stark  floriert.  So  giebt  er  denn  eine  Zusammen- 
stellung der  pro  et  contra  sprechenden  Gründe,  ohne  selbst  eine  eigene 
Lehre  zu  formulieren.  Beachtenswert  ist,  daJs  er  bezüglich  des  Staats- 
schatzes zwar  die  Einwürfe  gegen  ihn  für  zutreffend  erklärt,  dennoch 
aber  ihn  auf  Grund  der  Erfahrung  wie  aus  politischen  Gründen  empfiehlt  ^). 

Überhaupt  hat  das  Werk  Leroy-Beauueus  auf  anderem  Gebiete 
mehr  Wert,  als  auf  dem  Felde  der  Theorie.  Hier  fehlt  es  an  originellen 
Gedanken  gänzlich,  das  Thatsachenmaterial  ist  lückenhaft  und  schlecht 
geordnet  — 

Auch  die  an  sich  vortrefflichen  Arbeiten  C.  v.  Hocks^  und  H. 

1)  Tflbg.  Zeitschr.  Bd.  24  (1868).  p.  1-46. 

2)  Traitä  de  la  Science  des  Finances.  Tome  IL  4.  Ed.,  bes.  Chap.IY.  p.  214  ff. 

3)  Chap.  n.  p.  20^  ff. 

4)  Die  öffentlichen  Abgaben  und  Schulden.  1863.,  s.  bes.  p.  275—284. 
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OEFFCKENsOreprodazieren,  auf  gleichem  Standpunkte  stehend;  lediglich 
Bekanntes.  Äufserst  beachtenswert  dagegen  sind  die  Ausfährungen 
A.  E.  T.  ScHlFFLES.^)  Nach  seiner  tiefen  Untersuchung  ist  die  An- 
wendung des  Staatskredits  zwar  zulässig,  aber  auf  die  Deckung  gro&er, 
dabei  plötzlicher  und  vorttbergehender  auTserordentlicher  Bedürfnisse  zu 
beschränken  y  für  die  übrigen  Fälle  gelangt  er  zu  einem  non  liquet 
Den  Staatsschatz  befürwortet  er  wie  Waqnes;  wichtig  ist  vor  allem 
seine  Befürwortung  starker  Amortisationen  der  Staatsschuld,  für  deren 
Beschleunigung  er  eine  Reihe  von  Spezial vorschlagen  macht,  die  wir 
hier  nicht  eingehend  behandeln  können. 

Das  bedeutende  Buch  von  6.  Gohn,  das  uns  hier  als  Wegweiser 
diente,  geht  in  seiner  positiven  Lehre  von  der  Definition  des  ordentlichen 
und  außerordentlichen  Bedarfs  aus.  Die  alljährlich  wiederkehrenden 
Bedür&isse  sollen  durch  Steuern  gedeckt  werden,  für  aulserordentliche 
Ereignisse  wird  Anwendung  des  Staatskredits  empfohlen.  Die  Anwendung 
des  Kredits  für  „produktive'^  Zwecke  wird  befürwortet  Aber  auch 
auf  den  Eonsumtivkredit,  der  schon  in  der  Privatwirtschaft  nicht  ganz 
zu  verwerfen  sei,  mub  seiner  Ansicht  nach  der  Staat  rekurrieren.  Den 
Staatsschatz  rechtfertigt  er  ähnlich  wie  Wagner,  verwirft  dagegen  die 
von  jenem  vorgeschlagene  Organisation  von  Extrasteuern  in  Friedens- 
zeiten. Hiervon  sei  nichts  Erhebliches  zu  erwarten,  die  Zukunft  werde 
hier  Wandel  schaffen.  Zu  abschliefsenden  Resultaten  und  bestimmten 
Postulaten  gelangt  Cohn  nicht;  immerhin  scheint  er  die  rapide  Zu- 
nahme der  Verschuldung  als  einen  zweifelhaften  Vorzug  zu  empfinden ; 
wenigstens  deuten  darauf  die  Worte  hin^):  „Je  reifer  ein  Gemeinwesen 
i8t,  je  entwickelter  sein  Steuersystem,  um  so  weniger  wird  es  genötigt 
sein,  zu  dem  Notbehelfe  der  Schuldaufnahme  zu  greifen.^' 

Mit  CoHKS  Lehre,  die  unseres  Erachtens  nicht  ganz  frei  von  Wider- 
sprüchen ist,  schlie&en  wir  diese  Betrachtung,  indem  wir  darauf  zurück- 
verweisen,  was  wir  eingangs  ausführten.  Den  Verächtern  dieser 
„grauen^'  Theorien  halten  wir  die  Worte  entgegen,  die  ein  Praktiker, 
C.  V.  Hock,  seiner  oben  citierten  Schrift  als  Motto  voransetzte: 

„Die  Theorie  als  überflüssig  erklären,  heilst  den  Hochmut  haben, 
man  brauche  nicht  zu  wissen,  was  man  sagt,  wenn  man  spricht,  und 
was  man  thut,  wenn  man  handelt*^ 


1)  In  SchönbergB  Eandb.,  3.  Aufl.  1891.  Bd.  ni.  §  15.  p.  39  IL 

2)  Zur  Theorie  der  Deckung  des  Staatsbedarfs.    Tabg.  Zeitschr.   1883  u.  84, 
suflammengefalst  in  seinen  „Ges.  Aufs&tzen.^'  Tübingen  1886.  Bd.  2.  p.  241  ff. 

3)  Fin.  Wiss.  §  167.  p.  200. 
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DogmengescMclitliclies  zur  Frage  Aber  den  Einflnls  der 
Gretreidepreise  anf  die  Arbeitslöhne. 

Voa 

B.  FOldes. 

Im  Jahrgänge  1880  der  „Statistischen  Monatsschrift"  (Wien)  publi- 
zierte ich  eine  Arbeit  „über  den  Einflafs  der  Getreidepreise  auf  die 
Arbeitslöhne'^  Ich  kam  dort  auf  Grund  statistischen  Materials  zu  dem 
Resultate,  „  dab  der  Arbeitslohn  wohl  im  Laufe  der  Zeit  den  Variationen 
der  Getreidepreise  folgt,  dafs  aber  die  von  Jahr  zu  Jahr  in  den  Preisen 
erfolgenden  Schwankungen  den  Arbeitslohn  nicht  unbedingt  beeinflussen^. 

Die  hohe  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  yeranlafste  mich  zu  einer 
eingehenderen  Forschung  über  den  Standpunkt,  den  demselben  gegenüber 
die  Nationalökonomen  eingenommen  haben.  Es  sei  mir  gestattet,  eine 
kurze  Zusammenstellung  der  Ansichten  verschiedener  Schriftsteller  zu 
geben,  die  sich  über  diese  Frage  aussprechen.  0 

Wir  beginnen  mit  Tuboot,  jenem  Nationalökonomen  der  vorsmithi- 
anischen  Periode,  der  gerade  die  mit  der  Landwirtschaft  zusammen- 
hängenden Fragen  zum  Gegenstand  eingehender  Studien  gemacht  hat. 
In  seiner  klassischen  Schrift:  Lettres  sur  la  libertö  du  commerce  des 
grains,  stellt  Turoot  die  Beziehung  zwischen  Getreidepreis  und  Arbeits- 
lohn folgendermaßen  dar  (Oeuvres,  L  S.  236):  „Le  prix  des  joum6es 
s'ötablit,  comme  celui  de  tonte  autre  chose,  par  le  rapport  de  Toffre 
k  la  demande,  c'est-ä-dire  par  le  besoin  röciproque  de  ceux  qui  fönt 
travailler  et  de  ceux  qui  ont  besoin  de  vivre  en  travaillant  Le  peuple 
salariö  n'a  dans  les  bonnes  annöes,  comme  dans  les  autres,  de  ressource 
pour  vivre  que  le  travail:  il  offrira  donc  son  travail,  et  la  concurrence 
le  forcera  de  se  contenter  du  salaire  nöcessaire  &  sa  subsistance.  II 
n'ira  pas  prövoir  et  calculer  la  possibilitö  d'une  disette  pour  obliger 

1)  Einen  interessanten  Beitrag  zn  unserem  Gegenstande  bietet  neuerdings 
SoHTTLZB-G&Ternitz  in  der  Einleitung  seiner  Arbeit  aber  den  „Großbetrieb''.  Aus 
seiner  Zusammensteliang ,  welche  sich  namentUch  auf  die  Altere  englische  Lit- 
teratur  stfltzt,  ergiebt  sich,  dafs  fast  allgemein  die  Schriftsteller  von  der  Ansicht 
ausgehen,  dafs  hohe  Getreidepreise  mit  niedrigen,  und  niedrige  Gtotreidepreise  mit 
hohen  Arbeitslöhnen  zusammenfallen  könuen ;  ja  dies  wird  als  die  Regel  angesehen, 
w&hrend  der  ParaUelismus  beider  Erscheinungen  nicht  zum  Ausdruck  kommt.  Was 
die  verschiedenen  SchriftsteUer  unterscheidet,  ist  nur  der  Umstand,  datis  der  eine  Teil 
es  für  vorteilhaft,  ja  für  notwendig  h&lt,  dafs  die  Getreidepreise  hoch,  die  Arbeits- 
löhne niedrig  seien,  w&hrend  der  andere  Teil  das  Entgegengesetzte  fOr  vorteilhaft  hält 
Pbttt,  Temple,  Hoüghtom  u.  8.  w.,  huldigen  der  Ansicht,  dafs,  wenn  das  Getreide 
billig,  der  Arbeitslohn  hoch  ist,  und  halten  dies  für  nachteilig,  w&hrend  Mbssance 
gerade  den  niedrigen  Getreidepreisen  und  gleichzeitigen  hohen  Löhnen  die  Blüte  der 
französischen  Industrie  zuschreibt. 
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celni  qni  le  paye  ä  hansser  son  salaire;  car^  quel  qne  soit  cet  avenir 
öloigeöy  il  fant  qa'il  vive  k  prösent,  et  s'il  se  rendait  trop  difficile,  son 
Toisin  prendrait  Touvrage  ä  meillenr  marchö.  G'est  donc  sur  le  prix 
habituel  qne  le  prix  des  salaires  se  fixera;  il  baissera  mgme  encore 
au  dessous  de  cette  proportion  dans  les  annöes  de  bas  prix, 
parce  qne  si  d'an  c6tö  ce  bas  prix  rend  le  peuple  pares- 
seux  et  diminae  la  concnrrence  des  travailleurs,  deTautre 
ce  bas  prix  6te  anx  cnltivateurs  et  par  contre-coup  aux 
propriötaires  les  moyenB  de  faire  trayailler.  D'an  aatre 
c6t6y  rangmentation  des  prix  dans  les  ann6es  de  chertö  non- 
senlement  n'entre  pour  rien  dans  la  fixation  du  prix  des 
salaireSi  mais  eile  tend  plutöt  ä  le  diminner.  £n  efifet  la 
misöre  du  penple  bannit  la  paresse,  et  Ini  rend  le  travail  si  nöcessaire 
qn'il  le  met  an  rabais.  Tons  cenx  d'entre  les  propriötaires  qni  ont  nn 
reyenn  fixe,  et  m@me,  dans  le  cas  de  chert6  excessive,  tons  cenx  qni 
sont  en  6tat  de  faire  trayaUler,  sonffrent  enx-mgmes  par  Tangmentation 
de  lenrs  döpenses  et  n'en  sont  pas  dödommagös  par  Tangmentation  de 
lenrs  revenns.  Ils  sont  donc  enx-m6mes  pen  en  6tat  de  faire  trayailler; 
le  plns  sonyent  ils  ne  s'y  döterminent  qne  par  des  motifs  de  charitö 
et  en  profitant  de  l'empressement  des  trayaillenrs  ä  baisser  les  salaires. 
Ainsi  non-senlement  les  salariös  ne  participent  en  rien  ä 
la  seconsse  qne  la  chertöpassagöre  donne  an  prix,  mais  ils 
ne  participent  pas  m^me  k  ce  dont  cette  chert6  passagöre 
angmentelesprixmoyens/'  Arbeitslöhne  nnd  Getreidepreise  zeigen 
also  keine  Kongruenz,  sie  kOnnen  sogar  gegenläufige  Bewegung  yerfolgen. 
Befragen  wir  den  Begründer  der  klassischen  Nationalökonomie, 
Adam  Smith,  der  an  mehreren  Stellen  seines  Werkes  die  Beziehungen 
zwischen  Getreidepreis  und  Arbeitslohn  berührt.  Die  wichtigsten  Stellen 
sind  folgende^):  S.  31:  „The  wages  of  labour  do  not,  in  Great  Britain, 
flnctnate  with  the  price  of  proyisions.  These  yary  eyerjwhere  from  year 
to  year,  frequently  firom  month  to  month.  Bnt  in  many  places,  the 
money  price  of  labour  remains  uniformly  the  same,  sometimes  for  half 
a  Century  together. . . .  The  high  price  of  proyisions  during  these  ten 
years  past,  has  not,  in  many  parts  of  the  kingdom,  been  accompanied 
with  any  sensible  rise  in  the  money  price  of  labour. ...  The  yari- 
ations  in  the  price  of  labour  not  only  do  not  correspond, 
either  in  place  or  time,  with  those  in  the  price  of  proyi- 
sions, bnt  they  are  frequently  quite  opposite.''  Smtth  be- 
weist dies  nun  eingehend  an  dem  Verhältnis  der  Getreidepreise  und 

Arbeitslöhne  in  England  und  Schottland S.  32:  „Thongh  it  is  certain, 

that  in  both  parts  of  the  United  kingdom  grain  was  somewhat  dearer 
in  the  last  Century  than  in  the  present,  it  is  equally  certain,  that  labour 
1)  Wir  citieren  nach  der  Ausgabe  von  Nelson  &  Sons,  1869. 


Digitized  by 


Google 


196  FÖLDBS 

waa  much  cheaper."  —  Auch  Malthüs  erklärt,  dafs  hohe  Getreidepreiee 
nicht  immer  anch  höhere  Löhne  zur  Folge  haben.  Auf  8.  377  des 
j^Essay''  (seventh  edition)  heilst  es:  ,Jn  a  State  of  things  when  the 
prices  of  com  and  of  all  sorts  of  eommodities  are  raisiag,  the  money 
wages  of  laboor  do  not  always  rise  in  proportion. ...  On  the  other 
hand  when  prices  are  generally  falling,  it  often  happens  that  the  car- 
rent  rate  of  wages  does  not  fall  in  proportion.*'  Gleichzeitig  setzt  er 
auseinander,  da&  trotzdem  für  den  Arbeiter  oft  ein  Steigen  der  Ge- 
treidepreise von  Vorteil,  ein  Sinken  von  Nachteil  sein  kann.  —  Bei 
RiGASBO  sei  auf  folgende  Aussprüche  verwiesen:  S.  56  (Works):  „In 
Proportion  as  com  became  dear,  he  (the  labourer)  would  receive  less 
com -wages,  bnt  his  money  wages  would  always  increase,  whilst  his 
enjoyments  would  be  the  same.  But  as  other  eommodities  would  be 
raised  in  price  in  proportion  as  raw  produce  entered  into  their  compo- 
sition,  he  would  have  more  to  pay  for  some  of  them"  —  S.  202:  „All 
classes,  exept  the  landlords,  will  be  injured  by  the  increase  in  the 
price  of  com."  Da  übrigens  Ricardo  weniger  die  temporären  Schwan- 
kungen, als  die  dauernden  Veränderungen  im  wirtschaftlichen  Leben  ins 
Auge  fasst,  so  geht  er  auf  die  vorliegende  Frage  nicht  näher  ein.  Viel 
deutlicher  spricht  sich  Mill  aus  (People  edition  S.  209):  „Another  opi- 
nion  often  maintained  is,  that  wages  (meaning  of  course  money  wages) 
Vary,  with  the  price  of  food;  rising  when  it  rises,  and  falliDg  when 
it  falls.  This  opinion  is,  Iconceive  only  partially  trae;  and  in  so  far 
as  tme,  in  no  way  affects  the  dependence  of  wages  on  the  proportion 
between  capital  and  labour;  since  the  price  of  food,  when  it  a£fects 
wages  at  all,  affects  them  through  that  law.  Dear  or  cheap  food  can- 
sed  by  variety  of  seasons  does  not  affect  wages  (unless  they  are,  arti- 
ficially  adjusted  to  it  by  law  or  charity);  or  rather,  it  has  some  tenden- 
cy  to  affect  them  in  the  contrary  way  to  that  supposed;  since  in  times 
of  scarcity  people  generally  compete  more  violently  for  employment  and 
lower  the  labour  market  against  themselves.  But  deamess  or  eheap- 
ness  oi  food,  when  of  a  permanent  charaeter,  and  capable  of  being 
calculated  on  before-hand,  may  affect  wages." 

Bei  J.  B.  Sat  (Cours  complet  d'öconomie  politique  pratique  1832 
S.  336)  hei&t  es:  „J'ai  observö  en  effet  que  les  ann6es  de  disettes 
oü  il  serait  &  dösirer  que  les  joumöes  d'ouvriers  fussent  plus  ölevies, 
8ont  pröcisöment  celles  oü  leur  prix  tombe  le  plus  bas." 

So  finden  wir  bei  den  Begründern  der  klassischen  Nationalöko- 
nomie durchwegs  dieselbe  Anschauung,  dals  die  periodischen  Bewegungen 
der  Getreidepreise  sich  nicht  immer  auch  auf  die  Arbeitslöhne  übertragen. 

Von  jenen  Schriftstellern,  welche  sich  speziell  mit  Untersuchungen 
über  die  Getreidepreise  beschäftigten,  kommt  in  erster  Beihe  Tooke  in 
Betracht.    £s  genüge,  folgende  seiner  Bemerkungen  in  Erinnerang  zu 
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rufen.  Bd.  10  S.  6:  y,Der  ArbeitBlohn  steigt  keineswegs  in 
demselben  Verhältnis,  wie  der  Preis  der  Lebensmittel.  — 
S.  29:  Einer  der  merkwürdigsten  Umstände,  die  hier  in  Betracht 
kommen,  ist  der,  dab  während  die  Getreidepreise  im  Vergleich  zu  denen 
des  Torangegangenen  Jahres  so  beträchtlich  fielen,  der  Preis  der  Arbeit 
in  England  stieg  (Erste  Hälfte  des  18.  Jahrhunderts).  —  S.  97:  Bei 
solcher  Steigerung  der  Preise  der  Lebensmittel  (1795)  —  denn  die  flbrigen 
waren  dem  Weizen  mehr  oder  minder  gefolgt  —  konnten  die  arbeiten- 
den Klassen  offenbar  mit  ihren  gewöhnlichen  Löhnen  nicht  ausreichen. . . . 
Auch  fand  im  allgemeinen  eine  Erhöhung  des  Arbeitslohnes  statt,  die 
jedoch  im  Verhältnis  zu  den  höheren  Preisen  der  Lebensmittel  wenig 
ausreichte.  —  8.  HO:  Unter  solchen  Verhältnissen  (Steigerung  der 
Preise  der  Lebensmittel  1799 — 1801)  yermochten  die  untersten  arbeiten- 
den Erlassen  mit  Lohnsätzen,  wie  sie  vor  1795  üblich  waren,  auch  das 
Unentbehrlichste  für  sich  und  ihre  Familien  nicht  zu  erschwingen,  und 
die  zunächst  über  ihnen  Stehenden  konnten  wenig,  wenn  überhaupt 
etwas,  mehr  thun,  als  Nahrung,  Kleidung  und  Obdach  anschaffen, 
mulsten  sich  aber  alle  Genüsse  versagen,  welche  Oewohnheit  zum  Be- 
dürfiiis  macht  Das  Dringliche  der  Sache  machte  eine  Steigerung 
der  Löhne  unerläblich  (Doch  weist  Tooke  in  der  Note  nach,  dafs 
diese  Steigerung  nicht  ausreichend  war.)  —  S.  150.  Als  (daher)  die 
Teuerung  sich  zwischen  1808  und  1812  wiederholte,  standen  schon  die 
Mittel  eines  grolsen  Teiles  der  verschiedenen  Volksklassen  in  einem 
besseren,  wenngleich  nicht  genügenden  Verhältnis  zu  den  höheren 
Preisen.  Anders  war  es  indessen  mit  den  Löhnen  der  Fabrikarbeiter. 
Bei  einer  groisen  Zahl  derselben  wurden  dieselben  gar  nicht  erhöht, 
oder,  wenn  es  geschah,  durch  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  oft  mehr 
als  wieder  ausgeglichen.  —  S.  219:  Allen  Erfahrungen  zufolge, 
mögen  sie  aus  neueren  Beobachtungen  oder  geschicht- 
lichen Zeugnissen  sich  ergeben,  kann  man  es  als  fest- 
stehend annehmen,  dafs  Arbeitslohn  unter  allen  Tausch- 
gegenständen der  letzte  ist,  welcher  infolge  einer 
Teuerung  oder  einer  Preisherabsetzung  des  Geldes  im 
Preise  steigt,  wie  anderseits  der  Arbeitslohn  der  letzte 
ist,  welcher  bei  einem  Überflufs  an  Waren  oder  einem  er- 
höhten Werte  des  Geldes  wieder  fällt.''  S.  220  erklärt  er  seine 
Zustimmung  zu  folgendem  Satze  eines  anonymen  Schriftstellers:  Eine 
Untersuchung  der  Lage  des  Volkes  unter  der  Regierung  Elisabeths 
würde  den  Satz  bestätigen,  dafs  die  Arbeitslöhne  mit  dem  steigenden 
Pteise  der  Lebensmittel  nur  schlecht  Schritt  halten.  —  S.  409:  „Auch 
die  Lage  der  arbeitenden  Klassen  im  Jahre  1839  bildet  in  ihrem  Gegen- 
satz gegen  den  oben  geschilderten  Wohlstand  von  1835  eine  neue  Be- 
1)  Wir  citieren  nach  der  deutschen  Übersetzung  von  Äsher  (Dresden  1858). 
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stätignng  der  Erfahrang,  wie  die  Löhne  einem  Steigen  oder 
Fallen  der  Lebensmittelpreise  nur  nach  langen  Zwischen- 
ränmen  folgen  nnd  anch  dann  nicht  in  dem  Verhältnis  zu 
dem  einen  oder  andern.  Anf  dem  Lande  wnrde  wohl  in  einzel- 
nen Fällen  der  Tagelohn  yerbessert,  aber  nnr  nnbedentend  im  Vergleich 
zn  den  höheren  Preisen  der  Lebensmittel  nnd  auch  mehr  aus  Grttnden  der 
Furcht  oder  der  Menschlichkeit,  denn  als  eine  sich  von  selbst  yerstehende 
Folge  einer  stärkeren  Nachfrage  nach  Arbeit  Li  den  Fabrikdistrikten 
dagegen  fand  nicht  nur  keine  Lohnerhöhung  statt,  sondern  die  Arbeit 
nahm  ab,  so  dafs  bei  fast  verdoppelten  Lebensmittelpreisen  und  einer 
Verteuerung  vieler  anderer  Bedürfnisse,  als  Thee,  Zucker  und  Tabak, 
die  Arbeiter  doppelt  schwer  betroffen  wurden,  indem  sie  auf  der  einen 
Seite  weniger  verdienten,  auf  der  andern  Seite  sie  für  das  verdiente 
weniger  anschaffen  konnten/' 

Beichliche  Ausbeute  fttr  die  vorliegende  Frage  finden  wir  in  dem 
Werke  des  bedeutendsten  Nachfolgers  von  Tooke,  Rogers:  Six  centuries 
on  work  and  wages.  S.  62 :  „Temporary  dearth  rather  depresses  wages. 
It  needs  a  considerable  reduction  in  the  number  of  those  who  seek 
employment,  to  bring  about  a  real  increase  of  wages,  and  this  State 
of  things  must  last  tili  the  increased  rate  becomes  familiary  or  custo- 
mary."  S.  421:  „In  the  fourteenth  and  fifteenth  centuries  the  labourer 
secured  increased  wages  in  the  midst  of  increasing  prices.  In  the  six- 
teenth  the  reverse  which  he  suffered  was  far  more  considerable  than 
the  advantage  which  his  forefathers  had  gained.'^  S.  427:  „Estimated  by 
his  power  of  purchasing  wheat,  the  artizan  and  labourer  in  the  last 
twenty  years  of  the  sixteenth  and  the  first  fifty  years  of  the  seven- 
teenth  Century  got  progressively  less,  so  that  in  the  ten  years  firom 
1641  to  1650,  their  wages  were  little  more  than  the  fourth  of  that 
which  has  been  eamed  by  their  grandfathers  and  great  grandfathers  . . . 
When  the  prices  of  the  necessaries  of  life  rise,  the  wages 
of  labour  do  not  rise  with  them.  Even  under  the  best  con- 
ditions  of  labour  this  will  not  be  found  to  be  the  case,  or, 
what  is  the  same  thing  to  the  economist,  given  a  fixed  order  of  things, 
under  which  the  labourer  is  restrained  from  seeking  employment  in 
the  best  market,  has  his  wages  defined  for  him  by  a  hostile  anthosity, 
is  made  the  residuum  of  all  labour,  and  is  compensated  by  supple- 
mentary  allowances  raised  by  the  taxation  of  occupiers,  as  under  the 
Poor  Law,  the  exaltation  in  the  price  of  food  is  never  com- 
pensated by  a  corresponding  increase  in  the  rate  of  wages, 
or,  indeed,  of  the  supplementary  allowances.  By  contrast 
with  the  facts  which  prevailed  before  1640,  the  labourers  Service  sank 
to  the  worst  scale  of  renumeration  during  the  first  half  of  the  seven- 
teenth  Century,  for  the  price  of  food  increased,  while  wages  remained 
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stationaiy.  By  contrast  with  what  prevailed  during  the  first  three- 
quartors  of  the  eighteenth  centnry,  the  wages  of  the  laboarer  were  again 
depressed  dnring  the  last  quarter  of  the  eighteenth  and  the  first  qnarter 
of  the  nineteenth  centüries,  when  the  old  rates  continned,  and  wheat 
kept  rising;  for  the  average  price  between  1801  and  1810  was  96s  4d| 
or  more  than  double  that  which  existed  in  the  worst  decade  in  the  first 
half  of  the  seventeenth  centnrj  . . ."  S.  429:  „As,  therefore,  wages 
do  not  rise  with  prices,  no  crime  against  labonr  is  more 
injnrions  than  any  expedients  adopted  on  the  part  of 
government  which  tend  to  rise  pricesetc."  S.  437:  „Towards 
the  conclasion  of  the  eighteenth  Century,  the  Berkshire  magistrates,  Struck 
with  the  appelling  discrepancy  between  wages  and  the  price  of  food.  — 
For  the  labour  of  the  peasant  conld  only  procure  him  for  several  years 
one  eighth  of  the  amount  of  wheat  which  the  same  person  could 
have  earned  before  1540  etc." 

Auch  ToYNBEB  findet  in   seinem  leider  unvollendet  gebliebenen 
Werke  „Industrial  Revolution  in  England",  häufig  Gelegenheit,  auf  die 
Inkongruenz  zwischen  Getreidepreisen  und  Arbeitslöhnen  hinzuweisen. 
So  S.  93:  „He  (der  Arbeiter)  feit  (Anfang  dieses  Jahrhunderts)  all  the 
borden  of  high  prices,  while  his  wages  were  steadily  falling.  —  S.  101: 
A  further  cause  of  pauperism,  when  we  come  to  the  end  of  Century, 
was  the  great  rise  in  prices  as  compared  with  that  in  wages."    Auch 
citiert  er  folgende  charakteristische  Stelle  aus  Burkes  Thoughts  and 
details  on  scarcity  (Works  V,  S.  85):  „The  rate  of  wages  has  in  truth 
no  direct  relation  to  that  price  (of  provisions).  Labour  is  a  commodity 
like  any  other,  and  rises  or  felis  according  to  the  demand."    Wir  er- 
wähnen hier  endlich  von  den  Neuern  noch  Syme  (Outlines  of  an  in- 
dustrial  science,  S.  48):  „When  provisions  are  scarce  the  price  is  high, 
and  labour  is  ill  rewarded.  The  cause  of  this  is  obvious  enough.  The 
high  price  of  provisions  increases  the  cost  of  living  to  all  classes,  em- 
ployers  as  well  as  workmen.    The  employers,  therefore,  when  they 
find  their  expenses  increased,  naturally  enough  endeavour  to  curtail 
tbem,  and  first  the  Services  of  one  man  and  then  of  another  are  seen 
to  be  unnecessary,  and  are  accordingly  dispensed  with,  the  same  thing 
oecurs  in  domestic  service.    In  households  where  three  servants  were 
formerly  kept  two  only  are  now  retained,  and  where  there  were  two, 
an  attempt  is  now  made  to  do  with  only  one.  The  result  is  that  large 
numbers  of  work-people  of  both  sexes  are  thrown  out  of  employment. 
Bnt  this  is  not  all.     The  fact  that  numbers  are  thrown  out  of  employ- 
ment affects  also  the  rate  of  wages  of  those  who  are  employed,  for 
rather  than  go  idle  some  will  conent  to  take  less  wages,  and  whet 
some  will  take  others  cannot  refuse,  and  so  the  rate  is  reduced,  to  those 
wbose  Services  are  retained.    The  fact  is  indeed  beyond  dispute,  that 
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wages  never  rise  in  seasons  of  scarcity,  bat  almost  inyariably  fall. 
(Note.  On  tfae  otber  band,  a  rise  of  wages  almost  always  accompanies, 
er  immediately  foUows,  a  fall  in  prices)/'    Beraft  sieb  aof  Tooke. 

Äneb  die  Statistiker  von  Facb  kommen  zu  gleicbem  Resultat.  So 
sagt  PoBTER  (Progress  of  nation,  S.455):  ,|If  tbe  variations  in  tbe  weekly 
eamings  of  artizans  are  examined  in  eonnexion  with  tbe  yariation  in 
tbe  price  of  tbis  (wbeat)  first  necessary  of  life  it  will  at  once  be  seen 
wbat  yiolent  alternations  of  misery  and  comparative  plenty  most  bave 
been  experieneed  by  tbe  working  classes.'^  Uberbanpt  zeigt  er,  welebe 
grosse  Eonstanz  sieb  in  den  Arbeitslöbnen  geltend  macbt  Dasselbe 
bestätigt  fttr  einen  uns  viel  näber  gelegenen  Zeitranm  Brasset  in 
seinem  Werke:  Work  and  Wages.  Ebenso  Wade  (History  of  middle 
and  working  elasses  (S.  207):  „When  proyisions  rise,  wages  oogbt  to 
rise  too,  to  prevent  tbe  condition  of  tbe  labonrer  being  depreciated. 
Saeb  boweyer,  is  not  nniformly  tbe  case ;  instead  of  tbe  prices  of  labonr 
and  proyisions  yarying  in  tbe  same  way,  it  is  often  fonnd  tbat  wages 
are  lowest  wben  tbe  price  of  com  is  bighest."  (Mit  Berufang  anf  Maocül- 
LOCH,  Pol.  Economy,  2d.  edition,  S.  388). 

Die  bier  gekennzeicbnete  Ansiebt  yertreten  ancb  zumeist  die  deut- 
scben  NationalOkonomen.  So  sagt  Rau  (secbste  Ausgabe  I,  S.  226): 
„Eine  yorttbergebende  Verteuerung  yon  Lebensmitteln  z.  B.  ans  einer 
scblecbten  Ernte  kann  nicbt  sogleicb  den  Lobn  steigern,  weil  die  Lobn- 
berren  lebbaft  widerstreben,  und  das  Angebot  der  Arbeiter  nicbt  so 
bald  abnimmt . . .  Selbst  eine  bedeutende  Teuerung,  die  aus  einer  Miüs- 
ernte  berrttbrt,  bewirkt  keine  yerbältnismäfsige  Lobnerböbung,  denn  in 
solcben  Zeitpunkten  pflegt  der  Begebr  yon  Arbeitern  geringer  zu  sein, 
indem  mancbe  yerscbieblicbe  Untemebmungen  unterbleiben,  dagegen 
bieten  sieb  mebr  Personen  als  sonst  zur  Beschäftigung  gegen  Lobn  an/'— 
Femer  Roscheb  (Grundzttge,  7.  Auflage,  §  164):  „Wie  das  Woblfeiler- 
werden  der  Lebensmittel,  wenn  sieb  der  Bedttrfniskreis  des  Arbeiter- 
standes nicbt  entsprecbend  yergrOfsert,  ein  Sinken  des  Lobnes  zur  Folge 
bat,  so  mufis  das  Teurerwerden  derselben,  wenn  der  Lobn  bereits  so 
niedrig  stand,  um  nur  die  unentbebrlicben  Bedürfnisse  zu  befriedigen, 
ein  Steigen  des  Lobnes  nacb  sieb  zieben.  Der  Übergang  ist  im  ersten 
Falle  ein  ebenso  bebaglicber,  wie  im  zweiten  yoU  der  traurigsten  Krisen. 
Je  langsamer  die  Preiserböbung  der  Lebensmittel  yor  sieb  gebt,  um 
so  eber  stebt  zu  ftircbten,  dafs  ibr  die  Arbeiter  nicbt  etwa  durch  Aus- 
wanderang, yerminderte  Ebenzabl  u.  s.  w.,  sondem  durcb  Emiedrigung 
ibres  Bedtirfaismafses,  Einfabrang  scblecbterer  Nabrangsmittel  u.  s.  w. 
zu  begegnen  sucben.  Übrigens  gilt  dies  alles  nur  yon  dauemden 
Veränderangen  des  Lebensmittelpreises,  wie  sie  z.  ß.  durcb  die  Ent- 
wickelung  des  Ackerbaues,  durcb  Steuern  u.  s.  w.  beryorgebracbt 
werden.    Yorttbergebende  Scbwankungen,  die  z.  B.  yon  einer  einzelnen 
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gnten  oder  schlechten  Ernte  herrühren,  können  diesen  Erfolg  nicht 
haben.  Ja,  es  ist  eine  der  schlimmsten  Wirkungen  der  MÜsernte,  dals 
sie  den  Arbeitslohn  positiv  herabzndrttcken  sucht.  Eine  Menge  von 
Personen y  die  sonst  yiele  Arbeit  kaufen  konnten,  sind  nur  durch  die 
Teuerung  der  Speisen  hiervon  abgehalten.  Und  auf  der  andern  Seite 
yergröfsert  sich  das  Ausgebot;  viele  Menschen,  die  sonst  eben  nicht 
für  Oeld  arbeiteten,  sehen  sich  jetzt  dazu  gezwungen,  die  bisherigen 
Arbeiter  strengen  sich  in  der  Not  stärker  an.  In  besonders  wohlfeilen 
Jahren  natürlich  alles  umgekehrt.'^  —  Ebenso  im  „Ackerbau"  §  153: 
„Jede  Komteuerung  hat  eine  Tendenz,  den  Arbeitslohn  zu  drücken,  ob- 
schon  gerade  jetzt  ein  hoher  Lohn  besonders  nOtig  wäre."  —  Zu  dem- 
selben Resultate  kommen  auch  Historiker,  z.  B.  Dahucann  (Englische 
Kevolution,  S.  72):  „Die  drückende  Teuerung  in  England  im  Jahre 
1649,  welche  eine  Steigerung  der  Preise  aller  Lebensmittel  zur  Folge 
hatte,  fiel  mit  einem  Sinken  des  Tagelohnes  zusammen."  Femer  Ejbller 
(Zur  Geschichte  der  Preisbewegung  in  Deutschland  während  der  Jahre 
1466—1525,  Jahrbücher  fttr  Nationalökonomie  und  Statistik,  Jena  1880, 
S.  206) :  „Es  war  indessen  nicht  allein  die  gewerbliche  Arbeit,  welche 
mit  der  Verteuerung  der  Lebensmittel  Schritt  zu  halten  au&er  stände 
war,  sondern  auch  die  Verhältnisse  der  Lohnarbeiter  befanden  sich  in  einer 
starken  rückläufigen  Bewegung."  Vor  allem  aber  ist  hier  Hanauebs  vor- 
zügliches Werk:  Etudes  öconomiques  (tome  deuxiöme:  Deuröes  et  salaires) 
zu  erwähnen.    Es  gelangt  zu  gleichem  Resultate. 

Eine  interessante  Beleuchtung  der  vorliegenden  Frage  bietet  ein 
Artikel  der  Preufsischen  Jahrbücher  (1887,  November,  S.  452)  über 
Bus  Bland.  Es  heilst  daselbst:  „Ist  das  Brod  billig,  so  verdient  er  (der 
Bauer)  sich  schneller  soviel  als  er  fGlr  Deckung  seines  Bedarfe's  nötig 
hat,  als  dann,  wenn  das  Korn  teuer  ist;  er  braucht  also  beim  billigen 
Korn  weniger  zu  arbeiten,  und  die  Arbeitslöhne  pflegen  des- 
halb in  Russland  um  so  höher  zu  steigen,  je  billiger  die 
Kornpreise  sind  .  .  .  Der  Tagelohn  ist  aber  hoch,  und  deijenige 
Landwirt,  der  Korn  zum  Verkaufe  baut,  mufs  höhere  Löhne  bei  sinken- 
den Kompreisen  zahlen.'' 

Wir  sind  mit  unserer  Übersicht  zu  Ende.  Sie  zeigt,  dals  eine 
Beihe  der  bedeutendsten  Forscher  sich  zu  der  Ansicht  bekennt,  dafs 
Arbeitslohn  und  Getreidepreis  keinen  strengen  Parallelismus  aufweisen. 
Das  wirtschaftliche  Leben  vollzieht  sich  eben  nicht  nach  einfachen 
mechanischen  Gesetzen  und  eine  richtige  Erklärung  der  Erscheinungen 
mufs  stets  von  dem  Grundsatze  ausgehen,  dafs  diese  nach  jeder 
Seite  hin  zu  prüfen  sind.  Geschieht  dies  nicht,  so  kommen  wir  zu 
halben  Resultaten;  halbe  Besultate  sind  aber  theoretisch  eben  keine 
Resultate,  praktisch  sogar  gefährliche  Irrtümer. 
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Deutsche  Litteratur. 
(Deutschland,    Österreich  -  Ungarn .    Schweiz.) 

Siegmimd  Feilbogen,  Dr.  jur.  et  phil.,  Smith  und  Turgot.  Ein  Bei- 
trag znr  Geschichte  nnd  Theorie  der  Nationalökonomie.  VI  nnd  170  S. 
Wien,  Alfred  Hölders  Verlag,  1892.    Preis  3,50  M. 

In  diesem  kürzlich  erschienenen  Werke  liegt  eine  recht  wertvolle 
üntersnchnng  über  Smith  nnd  Turgot  nnd  die  richtige  Würdigung  dieser 
beiden  Nationalökonomen  vor,  die  vielfach  ihrer  Omndansichten  nnd  ihrer 
Auffassung  der  Volkswirtschaft  wegen  miteinander  in  Beziehung  gebracht 
worden  sind ;  auch  in  der  Beurteilung  des  grofsen  Schotten  bringt  das  mit 
grofser  Sorgsamkeit  und  scharfsinniger  Erwägung  ausgearbeitete,  wenn  auch 
hier  und  da  etwas  zu  doktrinär  gehaltene  Werk  manches  Neue.  Der  Ge- 
dankengang des  Buches  ist  ungefähr  der  folgende:  Zunächst  formuliert  der 
Autor  das  Problem,  das  er  sich  gestellt.  Mit  geradezu  peinlicher  Gewissen- 
haftigkeit untersucht  er  die  Erfordernisse  eines  wissenschaftlichen  Problems 
überhaupt,  dann  den  Untersuchungsgegenstand  im  allgemeinen,  erörtert  den 
wissenschaftlichen  Wert  der  Prioritätsforschung  an  zwei  an  sich  recht  inter- 
essante, aber  doch  etwas  zu  weit  abführenden  allgemeinen  Betrachtungen, 
denen  sich  —  nach  kurzer  Besprechung  der  persönlichen  Beziehungen 
zwischen  Smith  und  Tuegot  —  weitere  Erörterungen  über  objektive  und 
subjektive  Originalität  und  über  die  ideale  Tragweite  des  Untersuchungs- 
gegenstandes, über  die  Methode  der  Vergleichung  anschliefsen.  Wir  gehen 
über  diese  etwas  zu  umfangreiche  ^Einleitung^,  die  mehr  für  die  Beurtei- 
lung der  philosophischen  und  methodischen  Eigenart  des  Autors  von  Be- 
deutung ist,  wiewohl  wir  den  Wert  mancher  sehr  interessanten  Erörterungen 
nicht  leugnen  wollen,  zu  dem  eigentlichen  Thema  über,  das  mit  dem  zweiten 
Abschnitte:  „Der  ,Smithianismus^  bei  Turgot^  beginnt.  Der  Autor  zeigt 
die  äufsere  und  inhaltliche  Ähnlichkeit  der  theoretischen  Hauptwerke  beider 
Autoren ;  er  weist  nach,  wie  schon  bei  Tübgot  die  Bedeutung  der  Arbeits- 
teilung gewürdigt,  das  Kapital  und  dessen  Rolle  in  gleicher  Weise  auf- 
gefafst,  wie  der  „praktische  Smithianismus^,  die  vier  Forderungen:  mög- 
liclist  unbeschränktes  Privateigentum,  Beseitigung  der  Eontrolle  durch 
Berufsgenossen,  Bekämpfung  der  Staatsbevormundung  und  Beseitigung  der 
den  Verkehr  der  Nationen  einengenden  Hindernisse  —  bei  beiden,  ja  bei 
Tübgot  viel  schroffer  und  folgerichtiger  sich  ausgesprochen  finden:  der  zum 
Weltverbesserer  angelegte  Staatsmann  Turgot  habe  sich,  so  heifst  es,  darin 
viel  weiter  vorgewagt,  als  der  bedächtige  Gelehrte  Smith;  „die  hohe  Ehre, 
die  wirtschaftliche  Freiheit  des  Individuums  unerschrocken  und  folgerichtig 
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gefordert  und  gefördert  zu  haben^  der  weltgeschichtliche  Rnhm^  die  mittel- 
alterlichen Fesseln  der  Volkswirtschaft  gesprengt  zu  haben^  aber  auch  der 
Vorwurf  rücksichtsloser  Preisgebung  der  minder  Unternehmungslustigen^ 
moralisch  und  materiell  schwächeren  Individuen  an  die  Ausbeutungssucht 
übermächtiger  Klassen  und  Länder  ist  von  Tusoot  bedeutend  früher  und 
in  viel  höherem  Grade  verdient  worden,  als  von  Smith.  Ebenso  sind  die 
Grundlagen  des  theoretischen  Individualismus  schon  von  Tukoot  gelegt 
worden.  Der  vielverlästerte  Smithianismus  ist  in  Wahrheit  ein  von  Smith 
später  gemäfsigter  Turgotismus^.  Warum  indes  Türgots  Lehren  sich  un- 
wirksam erwiesen  haben,  während  Smith  von  dem  gröfsten  Einflufs  auf 
seine  und  spätere  Zeiten  gewesen  ist,  das  will  der  Autor  aus  der  ^Schein- 
Wissenschaft^  Tuboots  gegenüber  der  ^materialen  Überlegenheit^  SMrrns 
nachweisen.  Wiederum  kann  der  Autor  nicht  umhin,  in  einem  umfang- 
reichen einleitenden  Abschnitte,  der  an  sich  ganz  interessant  ist,  die  Ent- 
wickelung  wissenschaftlicher  Erkenntnis  in  ihren  drei  Stadien,  der  blofsen 
Empirie,  der  formell  wissenschaftlichen,  materiell  oberflächlichen  Schein- 
Wissenschaft,  und  endlich  der  echten,  wenn  auch  zunächst  nicht  schlacken- 
freien Wissenschaft  darzustellen.  Tüboot  scheint  ihm  in  seinem  der  Ober- 
flächlichkeit eigenen,  zu  bestimmten  Tone,  in  der  Ungenauigkeit  der  De- 
duktion, der  Neigung  zu  Gemeinplätzen  und  Übertreibungen,  in  einer  ge- 
wissen aufmUigen  Unselbständigkeit  und  Künstelei  —  er  fülu't  flir  all  dies 
nicht  unzutreffende  Beispiele  an  —  von  Scheinwissenschaft  nicht  frei  zu 
sein;  nebst  den  erwähnten  formellen  Mängeln  verhinderte  sein  Festhalten 
an  dem  Irrtume  der  Physiokraten  über  den  Vorrang  des  Ackerbaues  vor 
allen  anderen  Erwerbszweigen,  und  an  dem  laisser  faire  als  Quelle  alles 
Wohlstandes,  dafs  Tüboots  Arbeiten  eine  tiefgehende  Wirkung  ausübten; 
so  sehr  ihm  als  Forscher  Vorwürfe  nicht  erspart  werden  können,  so  sehr 
sei  er  als  Staatsmann,  noch  weit  mehr  als  Menschenfreund,  als  reiner  Cha- 
rakter und  ^Typus  eines  homo  nobilis^  anzuerkennen  und  zu  schätzen. 
Gegenüber  der  „Scheinwissenschaft  Tuboots^  hebt  nun  der  Autor  Smiths 
formale  Überlegenheit  hervor:  die  Wissenschaftlichkeit  seines  Denkens,  die 
Wirksamkeit  seiner  Darstellung  —  wie  er  dies  an  dem  Beispiele  der  Er- 
örterung der  Arbeitsteilung  zeigt  — ,  die  Sorgfalt  des  Nachweises  und 
der  Erklärung  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen.  Er  weist  dann  dessen 
„materiale^^  Überlegenheit  nach,  die  sich  wesentlich  darin  zeige,  dafs  Smith 
sich  über  die  Auffassungen  der  Physiokraten  weit  emporgeschwungen  habe, 
dafs  sein  System  —  im  Gegensatz  zu  Tubgot  —  etwas  von  der  Physio- 
kratie  wesentlich  Verschiedenes  und  derselben  Überlegenes  sei.  Der  Autor 
bekämpft  in  einer  Reihe  von  Darlegungen  die  landläufige  Identifizierung 
der  Grundansichten  Smiths  mit  denen  der  Physiokraten  und  weist  dessen 
grundlegende  „  Umschmiedung^  des  physiokratischen  Grundbegriffes  durch 
Einführung  der  Produktivität  der  Arbeit  als  Quelle  des  Volkswohlstandes 
nach.  Der  Autor  versucht  endlich  bei  Smith  nicht  blofs  Spuren,  sondern 
eine  Reihe  von  Auffassungen  und  Äufserungen  sozialer  Richtung  nachzu- 
weisen. Seine  soziale  Politik  —  natürlich  nicht  Sozialpolitik  im  modernen 
Sinne  —  gehe  nicht  auf  Begünstigung  der  wirtschaftlich  Schwachen,  son- 
dern nur  auf  Ermutigung  derselben,  soweit  sie  strebsam  seien.  Smith 
habe  das  Vorurteil  für  niedrige  Löhne  bekämpft,  die  Wichtigkeit  der  Ver- 
besserung der  Lage  des  niederen  Volkes  betont  und  die  Steigerung  der 
Löhne  als  ein  Glück  ftlr  die  Gesamtheit  dargestellt.  Gegen  die  Staats- 
intervention habe  er  im  Sinne  des  Schutzes  der  Arbeiter  angekämpft,  wie 
er  anderseits  das  Truckverbot  lebhaft  gebilligt  habe.    In  positiver  Hinsicht 
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verlange  er  Niederlassangs-,  Gewerbe-  und  Eoalitionsfireiheit;  femer  spreche 
er  TOB  Arteitervereinignngen  und  Strikes  in  ganz  modernem  Geiste;  und 
plädiere  für  allgemeine  Schul-  und  Wehrpflicht.  Endlich  sei  Smith  —  ein 
Pnnkt;  der  erst  neuerdings  von  Menger  Würdigung  erfahren  habe  —  noch 
für  das  Prinsp  der  subsidiären  Staatshilfe  eingetreten,  da  er  es  für  die 
Pflicht  des  Gemeinwesens  erklärt  habe,  ^diejenigen  Einrichtungen  und 
Werke  hernstellen,  die,  wenn  auch  vielleicht  für  eine  grofse  Gesellschaft 
fa<)chst  vorteilhaft,  doch  so  beschaffen  sind,  dafs  der  Gewinn  nie  einem 
Individuum  oder  einer  kleinen  Anzahl  von  Individuen  die  Eoetea  ersetzen 
könnte^;  es  sei  daher  eine  Oberflächlichkeit,  Smith  einen  absoluten, 
schrankenlosen  Individualismus  zum  Vorwurfe  zu  machen.  Endlich  fahrt 
der  Autor  noch  eine  Reihe  Aussprüche  Smiths  an,  in  denen  seine  Sym- 
pathie für  die  Armen,  die  unteren  Volksschichten  zum  Ausdrucke  gelangt. 
Der  Autor  schliefst  seine  Erörterungen  mit  einer  warmen  Wtlrdigung 
Smiths,  indem  er  gleichzeitig  die  Verjtlngung  des  echten  Smithianismus 
mittels  der  bereicherten  Erfahrungen  und  der  verbesserten  Methoden  unserer 
Zeit  als  Zukunftsziel  der  Nationalökonomie  erklärt:  „Die  Gesetze  der  Pro- 
duktivitilt  der  Arbeit  für  den  Arbeiter  immer  genauer  zu  erkennen  und 
ihre  praktischen  Voraussetzungen  immer  vollständiger  klarzustellen,  ist  die 
Aufgabe,  welche  Smith  der  Nationalökonomie  gestellt  und  für  seine  Zeit 
gel<(Bt  hat^ 

Wir  können  die  Kritik  der  Ausführungen  des,  wie  schon  bemerkt,  mit 
strenger  Gewissenhaftigkeit  und  vielem  Scharfsinn  ausgearbeiteten  Werkes 
gleich  BHt  dem  Schlufssatze  beginnen.  Derselbe  charakterisiert  unsem 
Autor,  der  hinsichtlich  der  Aufgabe  der  NationaK&onomie  doch  auf  einem 
etwas  anderen  Standpunkte  steht,  als  die  moderne  sozialpolitische  Richtung 
unserer  Wissenschaft,  der  mit  der  Vertiefung  der  Erkenntnis  der  Gesetze 
über  die  Produktivität  der  Arbeit  als  Ziel  allein  kaum  genug  gethan  wäre. 
So  erklärt  es  sich  auch,  dafs  der  Autor  in  den  oben  wied^gegebenen,  vom 
strengen  Individualismus  abweichenden  Äufserungen  Smiths  bereits  den 
klaren  Ausdruck  einer  „sozialen^  Politik  des  grofsen  Schotten  erblickt,  ob- 
gleich dieser,  so  anerkennenswert  sein  klarer  Blick  und  weiter  Gesichts- 
kreis ist,  doch  noch  recht  weit  davon  entfernt  war.  Wenn  beispielsweise 
Smith  jene  Einrichtungen,  die  sich  für  das  Individuum  oder  wenige  Indi- 
viduen nie  bezahlt  machen,  vom  Staate  hergestellt  wissen  will,  so  könnte 
hierin  eher  ein  Nachweis  für  seine  ausgesprochenen  individualistischen  Auf- 
fassungen, als  für  seine  Neigung  zu  „subsidiärer  Staatshilfe^  gefunden 
werden :  er  will  eben  dem  Individuum  das  abnehmen,  was  ihm  keinen  Vor- 
teil bringt,  und  es  —  weil  es  eben  allen  oder  vielen  Einzelnen  zu  Gute 
kommt  —  dem  Gemeinwesen  übertragen,  ohne  auch  nur  damit  irgend^  dk 
bessere  Leistung  des  Gemeinwesens  für  diese  Fälle  anzuerkennen.  Ahn- 
lich steht  es  mit  einer  Reihe  der  anderen  oben  wiedergegebenen  Aus- 
sprüche Smiths,  aus  denen  seine  „soziale^'  Politik  nachgewiesen  weiden 
soll:  es  sind  dies  zumeist  wohl  nichts  anderes,  als  sich  gegen  Mifsbräuohe 
und  Ausbeutung  richtende  Aussprüche  eines  warmherzigen,  mit  den  „Armen'' 
mitfühlenden  Menschenfreundes;  auch  die  Verteidigung  der  Eoalitionsfretheit 
ist  beispielsweise  mit  dem  individualistischen  Prinzipe  wohl  in  Einklang 
zu  bringen.  Wenn  wir  aber  auch  in  diesen  Punkten  die  Meinung  des 
Autors  nicht  zu  teilen  vermögen,  so  wollen  wir  darum  den  Ldstungen  des 
Autors  auch  in  Hinsicht  der  Darstellung  der  sozialen  Politik  Adam  Smiths 
unsere  volle  Anerkennung  durchaus  nicht  versagen:  er  hat  jedesfalls  zu- 
treffend und  schlagend  die  oberflächliche  Auffassung  über  Smith  bekämpft 
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und  manches  Neue  durch  die  geschickte  Zusammenstellung  der  in  sozialer 
Hinsicht  belangreichen  Sätze  geboten.  Die  weit  höhere  Leistung  des  Autors  — 
eine  in  der  That  nur  durch  eingehendstes  Studium  und  klares  Verständnis 
Smiths  und  Tübgots  ermöglichte  Leistung  —  ist  die  zutreffende  und  feine 
Charakteristik  beider  und  ihrer  Schriften,  insbesondere  aber  Tubgots. 
Hierin  dürfte  wohl  das  Wertvollste  des  Buches  zu  suchen  sein.  Man  kann 
ja  auch  hierbei  in  einzelnen  Punkten  anderer  Ansicht  sein  und  die  mindere 
Wirksamkeit  der  Tunoorschen  Lehren  mehr  noch  aus  anderen  äufseren 
Gründen^  als  dem  der  ^,Scheinwissensehaft'^  erklären  zu  können  meinen; 
allein  man  wird  zugeben  müssen,  dafs  die  Untersuchung  der  ganzen  Frage 
mit  überaus  grofser  Gewissenhaftigkeit  und  sehr  anerkennenswerter  Schärfe 
durchgeführt  ist,  und  dafs  man  auch  aus  den  allgemeinen  Betrachtungen, 
die  eingefügt  sind.  Vieles  lernen  kann. 

Anderseits  erscheinen  diese  umfangreichen  philosophisch  -  didaktischen 
Betrachtungen,  mit  denen  der  Autor  in  so  recht  akademischer  Weise  seine 
Erörterungen  ab  ovo  einleitet,  uns  als  ein  Mangel  des  sonst  so  hübschen 
Buches:  sie  erschweren,  wenn  sie  auch  die  gründliche  Bildung  und  reiche 
Belesenheit  des  Autors  nachweisen,  die  Lektüre  des  Buches,  komplizieren 
den  sonst  so  einfach  und  logisch  gehaltenen  Gedankengang,  da  sich  bei 
derlei  allgemeinen  Betrachtungen  Abschweifungen  vom  Thema  nun  einmal 
nicht  vermeiden  lassen,  und  machen  —  insbesondere  durch  die  hierbei  so 
leicht  unterlaufende  Häufung  technischer  Ausdrücke  aller  Art  —  das  Werk 
damit  minder  verständlich;  es  giebt  Stellen  (vgl.  Schlufsabsatz  auf  S.  39), 
deren  Verständnis  selbst  philosophisch  gebildeten  Fachleuten  nicht  leicht 
werden  wird,  anderen  aber  fast  unmöglich  ist. 

Trotz  dieser  —  nicht  sehr  schwer  ins  Gewicht  fallenden  —  Mängel  ist 
das  Buch,  wie  schon  erwähnt,  eine  wertvolle  Bereicherung  der  Smith- 
Litteratnr,  aber  nicht  blofs  dies,  sondern  auch  ein  sehr  beachtenswerter  Bei- 
trag zur  Geschichte  der  Nationalökonomie  überhaupt.  Es  macht  den  Ein- 
druck einer  aus  mehrjährigen  Studien  gereiften  Arbeit  und  läfst  als  gröfsere 
Erstlingsarbeit  noch  andere  vorzügliche  Leistungen  des  Autors  hoffen.. 

Magdeburg.  Haivs  Hatsohek. 

Dr.  C.  Seubuig,  Goslars  Bergbau  bis  1662.  Ein  Beitrag  zur  Wirt- 
schafts- und  Verfassungsgeschichte  des  Mittelalters.  IX  und  365  S.  Han- 
nover, Hahnsche  Buchhandlung,  1892.    Preis  6  M. 

Goslars  Bergbau  ist  schon  wiederholt  Gegenstand  historischer  Forschung 
gewesen.  Unter  den  neueren  Arbeiten  sind  aufser  einer  älteren  des  Ver- 
fassers des  vorliegenden  Buches  namentlich  die  eindringenden  Untersuchungen 
WmLANDS  „Goslar  als  Kaiserpfalz^'  und  „Die  Rats-  und  Gerichtsverfassung 
Goslars  im  Mittelalter'^  in  den  Hansischen  Geschiohtsblättem  1884  und  1885 
zu  nennen.  Jetzt  erhalten  wir  eine  sehr  dankenswerte  zusammenhängende 
und  auf  durchaus  selbständiger  Quellenforschung  ruhende  Darstellung,  die 
bis  zum  Jahre  1552  geführt  ist.  Skizzieren  wir  kurz  den  Hauptinhalt  des 
Buches.  Neububg  nimmt  an,  dafs  der  Bergbau  im  Rammeisberge  bei  Goslar 
seit  etwa  970  betrieben  worden  ist.  Regalherren  waren  die  deutschen  Könige. 
Aber  wie  so  unendlich  oft,  so  glitt  ihnen  auch  hier  das  Bergregal  aus  der 
Hand:  definitiv  seit  1235  sind  die  Herzöge  von  Braunschweig  die  Regal- 
herren. Allein  auch  sie  blieben  es  nicht  lange.  Das  Regal  ging  um  die 
Mitte  des  14.  Jahrhunderts  auf  den  Vorstand  der  Korporation  der  silvani 
und  montani  über;  von  ihnen  erwarb  es  um  1400  die  Stadt  Goslar.  Die 
letztere  Thatsache  hing  mit  elementaren  Ereignissen  zusammen.    Gegen  Ende 
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des  14.  Jahrhunderts  ftlhrte  nämlich  das  Überhandnehmen  des  Grubenwassers 
zu  einem  nahezu  vollständigen  Aufhören  des  Betriebes.  Eine  Folge  dieser 
Katastrophe  war  der  Untergang  jener  Korporation.  Der  Energie  des  Stadt- 
rates gelang  es,  des  Wassers  Herr  zu  werden.  Der  Bergbau  erlebte  jetzt 
eine  zweite  Blüte.  Nun  hatten  sich  aber  die  Herzöge  von  Braunschweig 
bei  der  Veräufsernng  der  Regalrechte  den  Rückkauf  derselben  vorbehalten^ 
und  im  16.  Jahrhundert  machte  Herzog  Heinrich  der  Jüngere  von  diesem 
Rechte  Gebrauch.  Langjährige  Streitigkeiten  entschied  der  Riechenberger 
Vertrag  von  1552,  in  welchem  die  Stadt  sich  den  Bedingungen  des  Herzogs 
unterwarf.  In  ökonomischer  Hinsicht  bezeichnet  dieses  Jahr  keinen  Abschnitt, 
wohl  aber  in  rechtlicher;  denn  1555  wurde  vom  Herzog  eine  sächsischen 
Berggesetzen  nachgebildete  Bergordnung  eingeführt,  womit  die  eigenartige 
Entwickelung  des  Goslarer  Bergbaues  ihr  Ende  erreichte.  Freilich  war  auch 
schon  in  der  Zeit  der  Herrschaft  des  Stadtrates  die  Entwickelung  derjenigen 
in  anderen  Bergbaudistrikten  im  wesentlichen  gleichartig  gewesen.  Dagegen 
nimmt  Nbubürg  ftlr  die  Zeit  bis  zum  Ende  des  14.  Jahrhunderts  starke  Ab- 
weichungen an.  „Während  an  anderen  Orten  der  Einflufs  des  Regalherm  . . . 
sich  im  ganzen  in  gleichmäfsiger  Weise  geltend  macht  und  hierdurch  eine 
gewisse  Stetigkeit  in  der  Entwickelung  bewirkt  wird,  .  .  .  kann  man  dies 
von  Goslar  nicht  sagen.  Das  allmähliche  Sinken  der  kaiserlichen  Macht 
führte  hier  zu  einer  Vergebung  der  Regalrechte,  und  weiter  dazu,  dafs  die- 
selben den  Unternehmern  gegenüber  nicht  in  gleicher  Schärfe  wie  an  anderen 
Orten  geltend  gemacht  wurden,  wenn  dies  überhaupt  dort  jemals  der  Fall 
war.  Eine  weitere  Besonderheit  ist,  .dafs  in  Goslar  die  kapitalistische  Pro- 
duktionsweise sich  bereits  früher  geltend  macht,  als  an  anderen  Orten,  der 
eigene  Bau  durch  kleine  selbstarbeitende  Unternehmer  hier  schon  in  der 
ersten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts  stark  geschwunden  ist.  .  .  .  Das  Besitz- 
recht der  Inhaber  der  Gmbenteile  ist  ein  vollkommeneres  als  sonst,  da  das 
ursprüngliche  Recht  des  Regalherrn  nur  noch  insoweit  geltend  gemacht  wird, 
als  einige  Abgaben  vom  Rohertrage  und  von  den  Hütten  in  seinem  Namen 
erhoben  werden.  Da  diese  Abgaben  von  verschiedenen  Berechtigten  er- 
hoben werden  und  weiter  der  Regalherr  nicht  auch  Territorialherr  ist,  ent- 
wickelt sich  die  Korporation  der  Wald-  und  Bergleute  beiden  letzteren  gegen- 
über in  selbständiger  Weise.  Die  Verwaltung  des  Bergwesens  ruht  in  der 
Hauptsache  in  ihrer  Hand;  ja  zeitweilig  gelingt  es  ihr  sogar,  die  Regal- 
rechte zu  erwerben  und  somit  auch  die  Gerichtsbarkeit,  welche  sich  in  der 
Hauptsache  in  der  Hand  des  Regalherrn  befand,  an  sich  zu  bringen.'^  Dies 
sind  die  Grundzüge  der  Darstellung  Neubuhos.  Wir  müssen  aber  hinzn- 
fagen,  dafs  er  —  und  das  ist  ein  Hauptverdienst  seines  Buches  —  die  Ein- 
richtungen des  Bergwesens  bis  ins  Detail  verfolgt.  Ein  Fehler  der  Arbeit 
liegt  darin,  dafs  die  Darstellung  nicht  recht  durchsichtig  ist.  Die  Beweis- 
führung leuchtet  daher  nicht  immer  ein.  Wenn  wir  auf  eine  Einzelheit  ein- 
gehen wollen,  so  stellt  NEUBURa  S.  148  f.  mehrere  Angaben  aus  Inama- 
Stebnegos  Wirtschaftsgeschichte  Bd.  H.  richtig  und  zieht  dessen  Auffassung, 
dafs  die  grofsen  Grundherren  von  Anfang  an  über  die  Bergwerke  verfügen, 
in  Zweifel.  Wir  gehen  in  dem  Gegensatz  gegen  Inama  noch  weiter  und 
wollen  hervorheben,  dafs  die  von  ihm  (S.  331  Anm.  2)  angefahrten  Beispiele 
eher  das  Gegenteil  seiner  Ansicht  beweisen.  In  den  von  ihm  citierten  Ur- 
kunden werden  nämlich  als  diejenigen,  welche  über  die  Bergwerke  verfügen, 
ein  Graf,  ein  Markgraf  und  der  Erzbischof  von  Salzburg,  also  Inhaber  öffent- 
licher Rechte,  genannt  Vgl.  gegen  Inama  auch  Gothein,  Wirtschafts- 
geschichte des  Schwarzwaldes  I,  S.  583  ff.    Wie  sonst  (vgl.  Gott.  Gel.  Anz. 
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1891,  S.  757  ff.);  so  überschätzt  Inama  auch  hier  die  Bedentang  der  Grand- 
herrschaft. Vgl.  übrigens  hierzu  ganz  neuerdings  v.  iNAMA-STEBNEaa,  Über 
die  Anfänge  des  deutschen  Städtewesens,  in  der  Zeitschr.  für  Volkswirtschaft, 
Sozialpolitik  u.  Verwaltung  L,  S.  521  ff.  Daselbst  finden  sich  richtigere  Be- 
merkungen über  die  Bedeutung  der  Grandherrschaft. 

Münster  i.  W.  G.  v.  Below. 

Die  soziale  Frage  beleuchtet  durch  die  „Stimmen  aus  Maria-Laach'^, 
Freiburg  i.  Br.,  Herder.  —  1.  Heft:  Die  Arbeiterfrage  und  die  christ- 
lich-ethischen Sozialprinzipien.  Von  Theodor  Meyer,  Priester  der  Gesell- 
schaft Jesu.  1891.  —  2.  Heft:  Arbeitsvertrag  und  Strike.  Von  Aug.  Lehm- 
knhl,  Pr.  d.  G.  J.  1892.  —  3.  Heft:  Die  Ziele  der  Sozialdemokratie 
und  die  liberalen  Ideen.    Von  Michael  PaehÜer,  Pr.  d.  G.  J.    1892. 

Die  erste  Schrift,  die  umfangreichste  unter  den  dreien,  legt  die  bekann- 
ten katholischen  Grundanschauungen  von  den  sozialen  Dingen  in  einer 
Reihe  von  Thesen  dar,  deren  jeder  die  nähere  Ausftlhrung  folgt,  und  die 
acht  Kapiteln  eingegliedert  werden.  Die  Kapitelüberschriften  lauten: 
I.  Der  Mensch  und  seine  Lebensaufgabe.  II.  Die  Erde  als  Lehnbesitz  und 
Werkstatt  des  Menschen.  III.  Die  Gesellschaft  auf  Grund  der  realen 
Menschennatur.  IV.  Der  gesellschaftliche  Organismus.  V.  Die  häusliche 
Gesellschaft  und  die  Familie.  VI.  Das  häusliche  Dienstverhältnis.  VII.  Das 
Privateigentum  und  die  Gesellschaft.  VIII.  Das  Erbrecht  und  die  Familie. 
Als  Probe  drucken  wir  von  den  Thesen  die  das  zweite  Kapitel  eröffnende 
vierte  ab:  „Die  materielle  Schöpfung  ist  dem  Menschen  als  göttliches  Lehen 
zur  Verfügung  gestellt  mit  der  nächsten  Bestimmung,  dafs  sie  ihm,  gemäfs 
seiner  geistig-sinnlichen  Natur,  die  Mittel  biete,  seinen  hohen  Beruf  zu  er- 
fallen.  —  So  soll  mittelbar  im  Menschen  und  durch  den  Menschen  auch 
die  ihm  zweckdienlich  untergeordnete  Sinnenwelt  dem  einheitlichen  Centrum 
der  Weltordnung  und  dem  gemeinsamen  Endziel  der  Gesamtschöpfung,  der 
Verherrlichung  Gottes,  dienen." 

In  vielen  einzelnen  Punkten  kann  der  besonnene  und  unparteiische 
Volkswirt  und  Sozialpolitiker  der  katholischen  Auffassung  beipflichten.  Zwar 
die  Frage  nach  dem  höchsten  und  letzten  Endzwecke  der  Welt  mufs  er 
dahingestellt  sein  lassen,  aber  der  unbestritten  nächste  Zweck,  das  Wohl 
der  Menschen,  würde  nicht  wenig  dadurch  gefordert  werden,  wenn  jeder 
Einzelne  seinen  Besitz  als  ein  Lehen  ansähe,  ftlr  dessen  Verwaltung  er 
einem  gütigen  und  gerechten  Vater  aller  Menschen  Rechenschaft  abzulegen 
habe.  Aus  der  christlichen  Auffassung  entspringt  femer  jene  richtige  Wert* 
Schätzung  aller  Dinge,  vor  allem  der  menschlichen  Persönlichkeit,  die,  wie 
Meter  hervorhebt,  „den  Mann  im  Arbeitskittel  bei  aller  Verschiedenheit 
der  individuellen  Lebensstellung  dem  Kapitalisten  ebenbürtig  zur  Seite 
stellt^^  Auch  verwerfen  wir  mit  ihm  jene  antik-moderne  Auffassung  des 
gesellschaftlichen  Organismus,  wonach  der  Staat  absoluter  Selbstzweck  und 
einzige  Quelle  alles  Rechts  sein  soll,  und  wonach  nicht  der  Staat  für  den 
Menschen,  sondern  der  Mensch  nur  für  den  Staat  da  ist.  Endlich  möchten 
wir  die  12.  These  der  Beachtung  empfehlen:  „Soll  das  Dienstbotenver- 
hältnis den  Absichten  Gottes  und  der  christlichen  Idee  entsprechen,  so  mufs 
es  nicht  blofs  als  Arbeitsvertrag,  sondern  als  ein  sittlich-organischer  Be« 
standteil  des  Hauses  aufgefafst  werden^^  Der  Verfasser  hat  ganz  recht, 
wenn  er  meint,  durch  die  Umwandlung  des  Hausdienstes  in  Stück-  und 
Lohnarbeit  habe  nicht  einmal  die  individuelle  Freiheit  wirklich  etwas  ge- 
wonnen; und  bestehen  die  Liberalen  darauf,  dafs  es  andre  als  vertrags- 
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mäTrige  Leistungen  nicht  geben  dürfe,  so  mtiBsen  sie  folgeriehtig  die  ^ln£- 
liehe  Aufhebung  des  Dienstbotenverhältnisses  anstreben;  die  hänsliehen 
Dienste  können  dann  nur,  wie  die  sozialistischen  Utopisten  es  ausmalen, 
von  Hausreinigungs-,  Wftschereinigungs-,  Koch-  u.  s.  w.  Oesellschaften  be- 
sorgt werden. 

Wenn  jedoch  der  Jesuit  selbstverständlich  die  „Freiheit^^  der  römischen 
Kirche  fordert,  weil  nur  unter  dieser  Bedingung  den  richtigen  Grundtiltzen 
zur  Anerkennung  und  dadurch  der  Gesellschaft  zu  einer  soliden  Grundlage 
verholfen  werden  könne,  so  hat  ihn  die  Weltgeschichte  längst  widerlegt. 
Eben  während  die  römische  Kirche  in  uneingeschränkter  Freiheit  die  Völker 
Europas  beherrschte  und  leitete,  hat  sie  jene  Zustände  entstehen  lassen  und 
zum  Teil  selbst  hervorgerufen,  aus  denen  als  Rückwirkung  im  Verlaufe 
einer  ganz  natürlichen  Entwicklung  zuerst  der  Liberalismus  und  dann  der 
Sozialismus  hervorgegangen  ist.  Die  Wiederherstellung  der  päpstlichen  Welt- 
herrschaft, die  glücklicherweise  nicht  möglich  ist,  würde  die  Menschheit 
zwingen,  die  ganze  Entwicklung  vom  16.  Jahrhundert  bis  heute  mit  allen 
ihren  Leiden  noch  einmal  durchzumachen.  Ans  vergangenen  Zuständen 
kann  und  soll  man  wohl  lernen,  aber  sie  wiederherstellen  wollen  ist  ein 
thörichter  Gedanke.  Schon  der  Einflnfs  einzelner  theologischer  Lehrsätze, 
wie  des  von  der  Erbsünde,  den  Meyer  unter  seine  Thesen  aufgenommen 
hat,  kann  der  Sozialpolitik  gefährlich  werden ;  in  der  Lehre  von  der  Ver- 
derbnis der  Menschennatur  und  ihrem  Hange  zum  Bösen  haben  die  geist- 
lichen und  weltlichen  Gewalthaber  noch  stets  die  Aufforderung  zu  einem 
Bevormundungssystem  gefunden,  das  Selbsthilfe  der  Unterdrückten  gegen 
Erbsündschöfslinge  in  den  höheren  Regionen  unmöglich  macht.  Auch  ist 
mit  der  naturrechtlichen  Begründung  des  Privateigentums,  die  Meter  ver- 
sucht, nicht  viel  ausgerichtet.  „Dafs  gerade  der  Eigentümer  N.  die  Sache  x, 
hingegen  sein  Nachbar  K.  N.  die  Sache  y  zu  eigen  besitzt,  und  nicht  um- 
gekehrt oder  keins  von  beiden,  ist  sicherlich  nicht  zu  den  Naturnotwendig- 
keiten zu  zählen.  Anders  verhält  es  sich,  wenn  der  Eigenbesitz  überhaupt 
als  soziale  Institution  aufgefafst  wird.''  Eigenbesitz  kommt  eben  immer 
nur  als  Besitzrecht  bestimmter  Personen  an  bestimmte  Sachen  in  bestimmten 
Formen  vor,  und  eben  die  Anzweiflung  dieser  bestimmten  positiven  Rechte 
führt  zur  Anzweiflung  der  Berechtigung  der  ganzen  Institution. 

Weit  besser  und  gründlicher  hat  sein  Ordensgenosse  Paohtler  in  der 
3.  Broschüre  die  Eigentumsfrage  behandelt.  Er  geht  von  dem  bekannten 
Satze  aus,  dafs  der  radikale  deutsche  Sozialismus  ein  dreifaches  Ziel  er- 
strebe: auf  staatlichem  Gebiete  die  Bepublik,  auf  wirtschaftlichem  den 
Kommunismus  oder  vielmehr  die  Verstaatlichung  der  Arbeitsmittel,  auf  reli- 
giösem den  Atheismus,  und  er  zeigt,  wie  der  Liberalismus  in  allen  drei 
Beziehungen  der  Sozialdemokratie  vorgearbeitet  habe. 

Bei  Behandlung  der  wirtschaftlichen  Fragen  nun  werden  die  bekannten 
Erscheinungen  des  modernen  Erwerbslebens,  die  das  Privateigentum  ver- 
hafst  und  gewisse  Formen  desselben  zu  einer  Gefahr  für  die  Völker  machen, 
gut  geschildert.  Eben  dadurch  wird  Paohtlebs  Darstellung  fruchtbar,  dafs 
er  die  einen  Formen  des  Privatbesitzes  preisgiebt,  andere  hingegen  recht- 
fertigt. Ideell  gerechtfertigt  erscheint  der  Privatbesitz,  wenn  er  nicht  allein 
auf  rechtmäfsige  Weise  erworben  worden  ist,  sondern  auch  unter  Aner- 
kennung der  ihm  nach  dem  christlichen  Glauben  anhaftenden  Pflichten  ver- 
waltet wird,  und  wenn  er  mit  Einrichtungen  verbunden  ist,  welche  dem 
Entstehen  einer  Klasse  von  Besitzlosen  vorbeugen,  wenn  dafür  gesorgt  ist, 
dafs  nicht  der  Besitz  der  einen  den  andern  die  Existenz  raube.    Das  war. 
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wie  Pachtleb  richtig  hervorhebt^  in  der  altdeutschen  Markgenossenschaft 
der  Fall.  Aber  eben  dieses  Beispiel  hätte  den  Jesoiten  belehren  sollen, 
dafs  die  in  mancher  Beziehung  glttcklicheren  sozialen  Verhältnisse  des 
Mittelalters  nicht  in  erster  Linie  der  römischen  Kirche  zn  danken 
gewesen  sind,  denn  die  deutsche  Markgenossenschaft  ist  älter  als  der 
römische  Einflnfs  in  Deutschland.  Die  wesentlichste  Bedingung  glücklicher 
sozialer  Zustände  ist  Überflufs  an  Land,  und  wo  der  vorhanden  ist,  wie  es 
in  Nordamerika  bis  vor  wenigen  Jahrzehnten  der  Fall  war,  da  erneuern 
sich,  gleichviel,  welche  Religion  herrscht,  jene  glücklichen  Zustände.  Aller- 
dings kann  die  religiöse  Auffassung  der  Lebens-  und  Besitzverhältnisse  viel 
dazu  beitragen,  gesunde  Zustände  zu  erbalten,  wo  die  Bedingungen  dafUr 
vorhanden  sind,  aber  diese  natürlichen  Bedingungen  zu  schaffen  oder  zu 
ersetzen,  wo  sie  fehlen,  das  geht  über  die  Kräfte  jeder  Kirche.  Wenn 
endlich  Meter  und  Pachtler  heute  noch  die  liberalen  Ideen  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  französische  Revolution  diskreditieren  zu  können  glauben,  so 
sind  sie  doch  einigermafsen  hinter  der  Zeit  zurückgeblieben.  Auch  an  jenen 
Stellen,  an  welche-  solche  Warnungen  gerichtet  sind,  wird  man  wohl  bereits 
wissen,  dafs  es  die  Revolution  von  1789  gewesen  ist,  welche  in  Frankreich 
die  Grundfeste  der  Gesellschaft  und  des  Staates,  den  vom  ancien  regime 
teils  vernichteten,  teils  enkräfteten  Bauernstand  wiederhergestellt  hat  Nur 
weil  dieser  Stand  1789  noch  fehlte  oder  ohnmächtig  war,  konnte  die  Re- 
volution in  eine  Schreckensherrschaft  ausarten.  Wenn  Pachtlbr  unter  Theo- 
kratie  nicht  die  Herrschaft  des  Papstes  verstehen  sollte,  sondern  wirklich 
nur,  wie  es  nach  S.  15  scheint,  einen  Zustand,  wo  jede  Obrigkeit  nicht 
Schöpferin,  sondern  nur  Bewahrerin,  Finderin  und  Auslegerin  des  von  Gott 
geordneten  Rechtes  sein  will,  so  könnten  wir  uns  eine  Theokratie  in  seinem 
Sinne  wohl  gefallen  lassen. 

Die  Schrift  Lehhkithls  ist  die  schwächste.  Namentlich  in  dem  dürf- 
tigen Sermon  über  Berechtigung,  Nutzen  und  Schaden  der  Strikes  bringt 
er  ohne  Beachtung  der  reichen  Litteratur  über  diesen  Gegenstand  nur  Ge- 
meinplätze, wie  sie  sich  in  jedem  kleinstädtischen  Blättchen  finden. 

Neisse.  Carl  Jentsgh. 

Schriften  der  Cenirahtelle  für  Arheitenvohlfakrtseinrichtungen.  Gr.  8^. 
Berlin,  C.  Heymann.  Nr.  1:  Die  Verbesserung  der  Wohnungen.  Vor- 
berichte und  Verhandlungen  der  Konferenz  vom  25.  und  26.  April  1892 
nebst  Bericht  über  die  mit  derselben  verbundene  Ausstellung.  Mit  208 
Abbildungen  im  Text.  VI,  370  8.  1892.  Preis  8  Mk.  Nr.  2:  Die  zweck- 
mässige Verwendung  der  Sonntags-  und  Feierzeit.  Vorberichte  und  Ver- 
handlungen der  Konferenz  vom  25.  und  26.  April  1892.  IV,  94.  S.  1893. 
Preis  2  Mk. 

Die  Zentralstelle  für  Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen,  die  im  November  1 89 1 
mit  dem  Zwecke  ins  Leben  trat,  eine  Sammelstelle  der  auf  Begründung  von 
Wohlfahrtseinrichtungen  fttr  die  unbemittelten  Volksklassen  gerichteten  Be- 
strebungen zu  werden,  hielt  ihre  erste  Konferenz  am  25.  und  26.  April  v.  J. 
ab.  Der  Verhandlungsgegenstand  des  ersten  Tages  fallt  das  erste  Heft  der 
Schriften  der  Zentralstelle.  In  ihm  sind  niedergelegt  Referate  von  F.  Kali^b 
über  „die  Fürsorge  der  Arbeitgeber  für  die  Wohnungen  ihrer  Arbeiter", 
von  Dr.  H.  Albbecht  über  „die  Mitwirkung  der  Arbeitnehmer  bei  der  Lö- 
sung der  Wohnungsfrage"  und  von  Chb.  Nussbaxtm  „Allgemeine  Grundsätze 
fOr  den  Bau  und  die  Einrichtung  von  Arbeiterwohnungen",  weiterhin  ein 
mit  vortrefflichen  Zeichnungen   ausgestatteter  Bericht  von  Dr.  H.  Albbecht 
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„über  die  Ausstellung  von  Plänen  von  Arbeiterwohnungen"  und  ein  Bericht 
über  die  Verhandlungen;  dieser  enthält  namentlich  ausführliche  Mittheilnngen 
über  Unternehmungen  auf  dem  Gebiete  der  Wohnnngsftlrsorge  von  Ober- 
bergrath  TÄGLicHSBECE-Halle ,  Capitänleutnant  HARMS-Friedrichsort,  Fabrik- 
direktor van  MARKEN-Delft,  Eisenbahndirektor  TmELE-Hannover  und  Finanz- 
rath  a.  D.  Güss&iANN-Essen. 

Das  Material^  das  in  dem  ersten  Hefte  der  Schriften  der  Zentralstelle 
über  die  Bestrebungen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterwohnungsftlrsorge  bei- 
gebracht wird^  ist  überaus  reichhaltig  und  bietet  dem  Sozialpolitiker  eine 
Fülle  von  Belehrungen  und  Anregungen.  Von  besonderem  Interesse  er- 
scheinen mir  namentlich  die  Ausführungen  Albbechts.  Nachdem  er  einen 
Ueberblick  über  die  verschiedenen  Versuche,  der  Lösung  der  Wohnungs- 
frage auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  der  Arbeiter  näher  zu  kommen,  ge- 
geben hat,  spricht  er  die  Ansicht  aus,  dafs  die  Aussichten,  auf  diesem  Wege 
zu  einer  befriedigenden  Lösung  zu  gelangen,  speziell  in  Deutschland  nicht 
allzu  grofs  seien,  dafs  es  aber  Pflicht  wäre ,  mit  den  gegebenen  Mitteln  das 
anzustreben,  was  erreichbar  scheine.  Dazu  sei  es  freilich  nötig,  dais  die 
ünthätigkeit  aufhöre,  mit  der  die  Arbeitgeber  in  den  grossep  Industriezentren 
diesen  Fragen  im  allgemeinen  gegenübergestanden  hätten,  dafs  die  Alters- 
und Invaliditätsversicherungsanstalten  den  genossenschaftlichen  Bestrebungen 
auf  dem  Gebiete  der  Wohnungsfrage  durch  zweckentsprechende  Eredit- 
gewähr  Vorschub  leisteten,  und  dafs  die  staatlichen  und  kommunalen  Be- 
hörden die  Bauthätigkeit  nicht  durch  kleinliche  Erschwerungen  lahmlegten. 

Das  zweite  Heft  der  Schriften  der  Zentralstelle  beschäftigt  sich  mit 
der  „zweckmäfsigen  Verwendung  der  Sonntags-  und  Feierzeit" 
und  enthält  Referate  von  V.  Böhmert  über  „die  Erholungen  der  Arbeiter 
aufser  dem  Hause"  und  F.  Hitze  über  „die  Erholungen  der  Arbeiter  in 
der  Familie",  ferner  einen  Bericht  über  diese  Materien,  die  den  Gegen- 
stand des  zweiten  Verhandlungstages  bildeten.  Aus  dem  Berichte  sind  die 
ausführlichen  Mitteilungen  von  Werkmeister  ZANDER-Düsseldorf ,  Geh.  Re- 
gierungsrat BnANDi-Berlin,  von  ScHBNGKENDORFF-Görlitz,  Oberlehrer  Evebs- 
Düsseldorf,  Handelskammersekretär  STEOEMANN-Oppeln  und  Pastor  Ejlnzow- 
Berlin  hervorzuheben. 

Das  BöHMERTSche  Referat  gründet  sich  auf  eine  Enquete,  die  die  Zen- 
tralstelle durch  schriftliche  Befragung  von  (51)  Besitzern  und  Leitern  gröfserer 
Etablissements,  wie  der  Verfasser  durch  direkte  Befragung  von  Volks- 
bildungsvereinen, gemeinnützigen  Gesellschaften,  Fachvereinen,  Arbeiter- 
vereinen und  von  Privatpersonen  aus  den  Kreisen  der  Unternehmer,  Arbeiter, 
Verwaltungsbeamten,  Prediger  und  Lehrer  veranstaltet  haben.  Reichhaltig 
ist  das  Material,  das  die  Enquete  zu  Tage  gefördert  hat,  nicht  zu  nennen; 
das  ist  einerseits  wohl  auf  den  kleinen  Kreis  der  Befragten ,  anderseits  auf 
den  Umstand  zurückzuführen,  dafs  der  Zeitpunkt  für  eine  derartige  Erhe- 
bung ,  die  sich  in  erster  Linie  auf  die  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  zu  stützen 
hatte ,  zweifellos  ungünstig  gewählt  war.  Böhmert  stellt  als  Leitsätze  u.  a. 
auf:  „In  betreff  der  Erholungen  von  Arbeitern  ist  jeder  Zwang  von  oben 
zu  unterlassen  und  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dafs  die  Arbeiter  selbst- 
thätig  durch  eigene  Vertreter  für  ihre  Vergnügungen  sorgen.  —  Der  Unter- 
nehmer sollte  sich  an  den  Erholungen  seiner  Arbeiter  nicht  nur  mit  Gaben, 
sondern  mit  seiner  Person,  aber  nicht  als  Herr,  sondern  als  Genosse  unter 
Genossen  beteiligen.  —  Die  ganze  Geselligkeit  und  das  Vereinswesen  sollten 
gründlich  umgestaltet,  und  dahin  gewirkt  werden,  dasf  die  Angehörigen 
der  verschiedenen  Volksklassen  wirklich  wie  Brüder  und  Schwestern  mit- 
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einander  persönlich  verkehren  and  sich  gegenseitig  dabei  unterstützen,  eine 
Freude  am  Dasein  und  tieferes  Interesse  an  praktischer  Arbeit  und  Hand- 
fertigkeit, wie  an  den  Schätzen  der  Wissenschaft  und  Kunst  überall  zu 
verbreiten/^  Ich  erkenne  die  Bedeutung  dieser  Leitsätze  vollkommen  an 
und  stehe  den  Bestrebungen,  die  auf  eine  Ausgleichung  der  sozialen  Gegen- 
sätze durch  Verbesserung  der  Volkserholungen  gerichtet  sind,  durchaus 
sympathisch  gegenüber. 

Berlin.  E.  F&ankenstein. 

Dr.  Karl  Kaergor,  Kleinasien.  Ein  deutsches  Kolonisationsfeld.  8^. 
93  8.    Berlin,  Gergonne  &  Co.,  1892.    Preis  2  M. 

Beinhold  Mens»  Deutsche  Arbeit  in  Kleinasien.  Reiseskizze  und  Wirt- 
schaftsstudie.   80.    117  S.    Berlin,  J.  Springer,  1893.    Preis  1  M. 

Die  Idee,  den  Strom  der  deutschen  Auswanderung  nach  Kleinasien  zu 
lenken,  ist  nicht  neu.  Schon  vor  Jahrzehnten  sind  die  Gebiete  Mesopotamiens 
und  der  Libanon  für  deutsche  Besiedelung  in  Vorschlag  gebracht  worden, 
und  praktische  Versuche  haben  in  Palästina  sogar  schon  stattgefunden.  Was 
die  letzteren  jedoch  an  rechtem  Gedeihen  hindert  und  allen  weiteren 
Plänen  von  jeher  entgegengestanden  hat,  war  die  grofse  Unsicherheit  der 
rechtlichen  und  wirtschaftlichen  Verhältnisse  im  osmanischen  Reiche  und  die 
Unmöglichkeit  für  Deutschland,  seinen  Unterthanen  dort  den  erforderlichen 
Schutz  angedeihen  zu  lassen.  —  Trotzdem  diese  Schwierigkeiten  unverändert 
fortbestehen,  wird  neuerdings  lebhaft  für  die  Ansiedelung  von  Deutschen  im 
nördlichen  Kleinasien  agitiert,  und  zwar  aus  Anlafs  der  Erbauung  einer 
577  km  langen  Eisenbahn  von  Konstantinopel  nach  Angora  durch  deutsche 
Kapitalisten.  Verschiedene  deutsche  Journalisten  und  Reisende  haben  das 
Land  mit  dieser  Bahn  bereist  und  waren  von  dem  dort  Gesehenen  so  ent- 
zückt, dafs  sie  sofort  nach  der  Heimkehr  ihre  Eindrücke  dem  gröfseren 
Publikum  mitzuteilen  sich  nicht  enthalten  konnten.  Ebenso  wie  die  Schrift 
des  bekannten  Schriftstellers  Fr.  Debnburg:  ;yAuf  deutscher  Bahn  in  Klein- 
asien'^  gehören  die  hier  genannten  zwei  Broschüren  zu  der  Kategorie  dieser 
Reisebilder.  Wissenschaftlicher  Wert  wohnt  ihnen  nicht  inne.  Herr  Kaerges 
ist  nur  14  Tage  in  Anatolien  gewesen,  Herr  Regierungsrat  Menz  anscheinend 
nicht  viel  länger.  Mag  man  auch  die  Beobachtungsgabe  und  die  Vorkennt- 
nisse beider  Herren  noch  so  hoch  anschlagen,  es  liegt  doch  von  vornherein 
auf  der  Hand,  dafs  in  so  kurzer  Zeit  von  den  70  000  Quadratkilometern, 
welche  das  von  der  neuen  Bahn  erschlossene  Gebiet  bilden,  nicht  viel  ge- 
prüft werden  kann.  Trotz  der  besten  Informationsquellen  müssen  so  hastig 
gesammelte  Nachrichten  lückenhaft  und  unzuverlässig  bleiben.  Herr  Menz 
hat  sich  daher  auch  von  vornherein  mehr  auf  Schilderung  des  landschaft- 
lichen Charakters  der  Gegend  und  ein  Bild  der  Leute,  die  er  kennen  gelernt 
hat,  verlegt.  Herr  Kaerger  dagegen  giebt  Nachrichten  über  den  Anbau  der 
wichtigsten  Bodenfrüchte,  über  die  BodenbeschafTenheit,  die  Verwaltungs- 
organisation, Preise,  Steuern,  Rechtsverhältnisse  u.  s.  w.,  welche  zwar  an 
sich  höchst  interessant  sind,  deren  Richtigkeit  im  einzelnen  aber  jedenfalls 
erst  durch  eine  auf  erheblich  längere  Beobachtungen  und  Erfahrungen  ge- 
gründete Nachprüfung  festgestellt  werden  könnte.  Es  ist  richtig,  dafs  dieser 
Autor  bereits  gröfsere  Reisen  ausgeführt  und  sich  mit  der  Frage  der  Agri- 
kultur in  Brasilien  und  Ostafrika  praktisch  beschäftigt  hat,  was  ihm  vor 
anderen  Besuchern  Kleinasiens  einen  Vorteil  giebt.  Aber  die  Verhältnisse 
in  jenen  Ländern  sind  doch  von  denen  Anatoliens,  wo  aufser  den  natürlichen 
umständen  die  Reste  einer  uralten  Zivilisation  zu  berücksichtigen  sind,  zu 
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verschieden,  um  ohne  weiteres  zn  Analogien  herangezogen  werden  zu  können. 
—  Alle  hier  anfgefClhrten  Reiseschriftsteller  sind  übrigens  einig  darin,  dafs 
an  Ansiedelung  vereinzelter  deutscher  Aaswanderer  in  Kleinasien  nicht  za 
denken  ist  Die  hohen  Landpreise,  die  Rechtsunsieherheit,  die  schlechte 
Stenerverfassnng  und  der  Hafs  der  Eingeborenen  würden  ihnen  die  Existenz 
nnm5glich  machen.  Nor  grofse,  von  der  türkischen  Regiemng  privilegierte 
Gesellschaften  könnten  die  Heranziehung  deutscher  Kolonisten  mit  Aussicht 
auf  Erfolg  in  die  Hand  nehmen.  Sie  halten  daftir,  dafs  die  deutsche  Bahn- 
gesellschadt  hierzu  am  ehesten  in  der  Lage  sein  würde,  da  sie  vermöge  ihres 
Einflusses  am  Hofe  zu  Konstantinopel  Landschenkungen  und  Befreiung  von 
der  störenden  Gesetzgebung  durchsetzen  könnte.  Dafs  die  türkische  Regie- 
rung in  diesem  Falle  am  meisten  ihrem  eigenen  Interesse  dienen  würde, 
liegt  allerdings  für  jeden  Sachkenner  auf  der  Hand.  Sie  würde  durch  Zu- 
lassung deutscher  Bauern  nicht  nur  die  Wiederkultivienmg  des  so  lange 
vernachlässigten,  einst  so  reichen  asiatischen  Besitzes  beschleunigen,  sondern 
auch  steuerkrftftige,  zuverlässige  Unterthanen  gewinnen  und  damit  für  die 
Zukunft  ihre  gesamte  politische  wie  wirtschaftliche  Lage  verbessern.  —  Wer 
indessen  mit  den  Zuständen  in  Konstantinopel  näher  vertraut  ist,  wird  sich 
kaum  in  der  Hoffnung  wiegen,  dafs  solche  Erwägungen  dort  den  Ausschlag 
geben.  Der  EinfluTs  Rufslands  und  Frankreichs,  welche  nie  und  nimmer- 
mehr eine  Stärkung  der  deutschen  Stellung  im  Orient  gutwillig  zugeben 
werden,  ist  viel  zu  stark  bei  der  Pforte.  Schon  die  Erlangung  der  Eisen- 
bahnkonzession  hat  unsägliche  Schwierigkeiten  gemacht,  und  die  Erlaubnis 
zur  Weiterfahrung  der  Bahn  ins  Innere  ist  erst  nach  langwierigen  Kämpfen 
erreicht  worden.  Die  deutsche  Regierung  kann  sich  natürlich  in  diese  Ange- 
legenheiten nicht  einmischen,  denn  die  Zeit  ist  weniger  als  je  zu  einer  Auf- 
frischung der  Orientfragen  angethan.  An  dieser  Sachlage  vermögen  alle 
Broschüren  nichts  zu  ändern.  Je  von  der  Lösung,  welche  die  orientalischen 
Schwierigkeiten  im  Laufe  der  Jahre  finden  werden,  wird  das  Schicksal  Klein- 
asiens abhängen.  Fällt  sie  so  aus,  dafis  Deutschland  frei  seine  Interessen 
verfolgen  kann,  so  wird  man  sicher  auf  die  erwähnten  Schriften  zurück- 
greifen, bis  dahin  aber  bleiben  sie  nur  schätzbares  Material.  Immerhin 
haben  sie  das  Verdienst,  die  Aufmerksamkeit  so  manches  Landsmannes  auf 
das  schöne  und  fruchtbare  Anatolien  und  den  dort  thätigen  deutschen  Unter- 
nehmungsgeist zu  lenken  und  manchem  Touristen  nützliche  Winke  zu  geben. 
Berlin.  A.  Z. 

Sonnenschein^  SiognL,  Die  finanzielle  Sicherstellung  des  LokcUbahnbaues 
in  Österreich.  80.  VEI  u.  128  S.  Wien  (Pest  und  Leipzig),  A.  Hartlebens 
Verlag,  1893.    Preis  3,60  M. 

Da  Österreich  einer  der  ersten  Staaten  ist,  in  welchem  Lokalbahnen 
gebaut  wurden,  so  ist  die  dortige  Entwickelung  sowohl  in  rechtlicher,  als 
auch  in  thatsächlicher  Beziehung  von  Interesse,  und  namentlich  in  Deutsch- 
land hat  man  Anlafs,  die  österreichischen  Verhältnisse  genau  zu  studieren. 
Die  SoNNENSOHEiHBche  Schrift  enthält  hierüber  brauchbares  Material.  Im 
übrigen  ist  es  dem  Verfasser  darum  zu  thun,  den  Ausbau  des  Lokalbahn« 
Wesens  von  den  Rücksichten  auf  das  Gleichgewicht  des  Staatsbudgets  un- 
abhängig zu  machen.  Sein  Vorschlag  geht  dahin,  die  Erfordernisse  des 
Lokalbahnbaues  ganz  aus  dem  Budget  auszuscheiden  und  den  einer  Eisen- 
bahn noch  bedürftigen  Landesteilen  eine  solche  zu  verschaffen  mit  Hilfe  der 
Mittel,  die  in  Gestalt  einer  Erhöhung  des  Fahrkartenstempels  von  den  be- 
reits über   eine  Eisenbahn  verfügenden  Kreisen  aufgebracht  werden.     Es 
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sollen  also  gewissermafsen  die  bestehenden  Eisenbahnen  den  Ban  neuer 
Linien  finanziell  sicherstellen.  Man  wird  den  Oedanken  nicht  ganz  von  der 
Hand  weisen  können.  In  der  That  sollten  die  Reinüberschflsse  der  Eisen- 
bahnen vorzugsweiBe  diesem  Zwecke  dienen.  Es  erscheint  aber  bedenklich, 
zu  dem  Zwecke  die  Personentarife  in  die  Höhe  zu  setzen.  Der  Verfasser 
stufst  sich  daran  nicht,  weil  er  dem  Tarif  auch  die  Aufgabe  zuweist,  „den 
Verkehr  in  jenen  Grenzen  zu  erhalten,  welche  der  LeistnngsfUiigkeit  der 
Eisenbahn  entsprechen^^  Das  iflt  ein  Grundsatz,  dessen  Anwendung  fOr  die  Ent- 
wickelnng  des  Verkehrswesens  gefthrlich  werden  würde.  Der  Tarif  darf  nicht 
der  Regulator  des  Verkehrsbedttrfhisses  sein,  dieses  mufs  vielmehr  jenen  regu- 
lieren, wenn  den  wirtschaftlichen  Anforderungen  Genüge  geleistet  werden  soll. 
Aachen.  R.  van  deb  Boboht. 

Gleim,  W.,  Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlufsbahnen 
vom  28.  Mi  1892.    8<>.    124  S.    Berlin,  Franz  Vahlen,  1892.    Preis  2,40  M. 

Jemaalem,  H.,  Das  Gesetz  über  Kleinbahnen  und  Privatanschlufsbahnen 
vom  28.  Juli  1892.    S».    102  8.    Berlin,  J.  Guttentag,  1892.    Preis  2  M. 

Das  Gesetz  vom  28.  Juli  1892,  das  für  die  dem  Eisenbahngesetz  vom 
3.  November  1838  nicht  unterliegenden  Schienenbahnen  die  bisherige  Rechts- 
nnsicherheit  in  bezug  auf  das  öffentliche  Recht  zum  gröfsten  Teile  beseitigt, 
wird  eine  grofse  wirtschaftliche  Bedeutung  haben,  wenn  sich  nicht  bureau- 
kratische  Engherzigkeit  in  den  Weg  stellt.  Möglichste  Klarheit  über  Sinn 
und  Tragweite  der  einzelnen  Bestimmungen  sowohl  bei  den  Behörden,  als 
auch  in  den  Kreisen  des  praktischen  Lebens  ist  deshalb  dringend  erwünscht. 
Die  vorliegenden  beiden  Kommentare  sind  durchaus  geeignet,  eine  solche 
Klarheit  zu  vermitteln.  Die  Verfasser  beider  sind  mit  dem  Gegenstande  voll- 
ständig vertraut,  Glbim  als  vortragender  Rat  im  Ministerium  der  öffentlichen 
Arbeiten,  Jerusalem  als  Schriftführer  der  zur  Vorberatung  des  Gesetzes 
vom  Abgeordnetenhause  gewählten  Kommission.  In  allen  wesentlichen 
Punkten  treffen  beide  zusammen.  Eine  erwähnenswerthe  grundsätzliche  Ab- 
weichung besteht  insofern,  als  Gleih  der  Genehmigung,  die  nach  §  2  zur 
Herstellung  und  zum  Betriebe  einer  Kleinbahn  erforderlich  ist,  nur  den  recht- 
lichen Charakter  einer  polizeilichen  Genehmigung  zuerkennt,  während  Jeru- 
salem hervorhebt,  die  Genehmigung  sei  „nicht  lediglich  polizeilicher  Natur^^ 

Der  Charakter  beider  Kommentare  ist  naturgemäfs  nicht  der  gleiche. 
Gledc  bringt  den  Sinn  und  die  Bedeutung  der  einzelnen  Bestimmungen  sehr 
klar  und  scharf  zum  Ausdruck,  und  seine  systematische  Übersicht  über  den 
Inhalt  des  Gesetzes  in  der  Einleitung  verdient  volle  Anerkennung.  Nur 
unterläfst  er  es  bisweilen,  die  Bedürfnisse  der  nicht  juristisch  geÜldeten 
Praktiker  vollständig  zu  berücksichtigen.  Ein  Mangel  ist  das  Fehlen  eines 
alphabetischen  Sachregisters.  Dagegen  ist  die  Verbindung  der  Anmerkungen 
mit  dem  Paragraphentext  durch  die  in  letzteren  eingesetzten  gleichlautenden 
Ziffern  geeignet,  das  Verständnis  wesentlich  zu  erleichtern.  Jerusalem  ist 
überall  ganz  offensichtlich  bemüht,  dem  Manne  der  Praxis  unmittelbar  die 
W^e  bei  den  zahlreichen  Zweifeln  zu  weisen,  die  bei  der  Handhabung  des 
Gesetzes  auftauchen  können.  Seine  Ausführungen  zu  §§  6,  17,  18,  31,  36, 
37,  51  z.  B.  sind  für  die  praktische  Handhabung  von  gröfserem  Wert,  als 
cKe  entsprechenden  Ausführungen  bei  Gleim.  Auch  das  von  Jerusalem  bei- 
gefügte Sachregister  erleichtert  den  Gebrauch.  Dagegen  ist  es  zu  rügen,  dafs 
die  fortlaufenden  Ziffern  der  Erläuterungen  zu  den  einzelnen  Paragraphen 
■idit  mit  entsprechenden  Ziffern  im  Gesetzestext  selbst  korrespondieren. 

Eine  Ungenauigkeit  begeht  Jerusalem  auf  S.  14  dadurch,  dafs  er  nur 
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die  dem  Gesetz  vom  3.  November  1838  nnd  die  dem  Gesetz  vom  28.  Juli 
1892  unterstellten  Bahnen  erwähnt,  während  es  —  wie  Gi^ih  anch  richtig 
betont  (S.  9)  —  noch  eine  dritte  Art  (gewisse  Bahnen  für  Privatzwecke) 
giebt,  die  lediglich  dem  allgemeinen  Recht  unterstehen. 

Im  ganzen  dürfen  beide  Kommentare  warm  empfohlen  werden. 

Aachen.  R.  van  der  Boboht. 

Gorstner,  Theod.,  Internationales  Übereinkommen  über  den  Eisenbahn- 
frachtverkehr.  8».  VIII  u.  126  8-  Berlin,  Franz  Vahlen,  1892.  Preis  7,50  M. 

Am  1.  Janaar  1893  ist  das  za  Bern  am  14.  Oktober  1890  von  den 
Vertretern  Deutschlands,  Belgiens,  Frankreichs,  Italiens,  Hollands,  Luxem- 
burgs, Österreichs,  Rufslands  nnd  der  Schweiz  geschlossene  internationale 
Übereinkommen  über  den  Frachtverkehr  in  Kraft  getreten  und  wird  zunächst 
für  mindestens  3  Jahre  den  Eisenbahnfrachtverkehr  beherrschen.  Das  Über- 
einkommen hat  für  den  geschäftlichen  Verkehr  eine  hervorragende  Bedeu- 
tung. Es  sei  nur  erinnert  an  das  Verfdgungsrecht  über  das  rollende  Gut, 
wie  es  dem  Absender  durch  das  Frachtbriefduplikat  verschafft  wird,  an  die 
Bestimmungen  über  die  Haftpflicht  der  Bahn  u.  s.  w.  Die  Kenntnis  des 
Übereinkommens  ist  deshalb  allen  am  Eisenbahnverkehr  Beteiligten  unent- 
behrlich. Die  vorliegende  Ausgabe,  die  den  deutsehen  und  französischen 
Text  sowie  die  Nebenverträge  und  Anlagen  enthält,  ist  durch  die  beigefügte 
systematische  Inhaltsübersicht  wohl  geeignet,  als  zuverlässiger  Führer  durch 
das  Übereinkommen  zu  dienen. 

Aachen.  R,  van  der  Bobght. 

Otto  Biohter,  Amtsgerichtsrat,  Das  Reichsgesetz  vom  i.  Mai  1889, 
betreffend  die  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften  nebst  den  dazu 
erlassenen  Ausführungsbestimmungen  systematisch  dargestellt,  an  Bei- 
spielen erläutert  und  für  die  juristische  Praxis  und  den  praktischen  Ge- 
brauch bearbeitet  80.  IX  u.  576  Seiten.  Leipzig,  Gustav  Weigel.  Preis  7,50  M. 

Die  grofse  soziale  und  wirtschaftliche  Bedeutung  der  Genossenschaften 
wird  heute  —  abgesehen  von  der  Sozialdemokratie  —  von  keiner  Seite  be- 
stritten, um  so  gröfser  ist  aber  auch  das  Interesse  aller  mittelbar  oder  un- 
mittelbar beteiligten  Klassen  daran,  dafs  diese  Genossenschaften,  die  bereits 
in  einer  Anzahl  von  über  8000  bestehen,  immer  weitere  Ausbreitung  finden, 
um  selbständige  Rechtspersönlichkeit  zu  erlangen,  mufs  die  Genossenschaft 
sich  unter  das  Genossenschaftsgesetz  vom  1  Mai  1 889  stellen,  sie  mufs  sich  in 
das  Genossenschaftsregister  eintragen  lassen,  und  dadurch  tritt  der  Vorstand 
der  Genossenschaft  in  dauernde  Verbindung  mit  dem  Gericht  Es  ist  leider 
nur  ein  verhältnismäfsig  kleiner  Teil  der  Genossenschaften,  der  sich  den  vor- 
handenen grofsen  Verbänden  anschliefst,  um  als  Mitglieder  derselben  sach- 
verständigen Rat  bei  Aufstellung  des  Statuts  und  bei  allen  organisatorischen  und 
rechtlichen  Fragen  zu  erhalten ;  in  vielen  Fällen  wird  die  Genossenschaft  von 
wirtschaftlich  und  rechtlich  unerfahrenen  Männern  ins  Leben  gerufen,  die 
von  jenen  Verbänden  und  deren  zuständigen  Stellen  nichts  wissen  und  ander- 
seits auch  nicht  die  nötigen  Mittel  haben,  um  einen  Rechtskundigen  zuzuziehen, 
der  dann  übrigens  häufig  auch  von  dieser  Seite  unseres  volkswirtschaftlichen 
Lebens  nur  eine  geringe  Kenntnis  hat;  —  aus  diesen  Verhältnissen  ergiebt  sichi 
welchen  bedeutsamen  Einflufs  der  Registerrichter  hier  ausüben  kann,  je  nach- 
dem er  mit  zweckmäfsigem  Rat  aushilft  oder  nicht  Dazu  kommt  noch,  dafs 
der  Registerrichter  namentlich  in  kleinen  Bezirken  naturgemäfs  einen  grofsen 
Einflufs  auf  die  Gerichtseingesessenen  hat,  dafs  er  der  Bildung  von  Genossen- 
schaften der  Handwerker,  der  Industriearbeiter,  der  kleinen  Landwirte  för- 


Digitized'by 


Google 


Deatsche  Litteratar.  215 

derlich  oder  hinderlich  sein  kann.  Das  Genossenschaftsgesetz  vom  1.  Mai 
1889  gehört  zweifellos  zu  den  schwierigsten  Materien  und  stellt  an  den  Register- 
richter grofise  Anforderungen.  Die  Klagen  ans  den  Kreisen  der  Genossen- 
schaften in  den  ersten  Jahren  nach  Einftüurnng  des  Gesetzes  über  das  Ver- 
halten der  Gerichte  und  deren  Anordnungen  waren  nicht  gering ,  erst  sehr 
allmählich  ist  ein  Wandel  zum  Bessern  eingetreten,  aber  auch  heute  noch 
ist  nicht  von  allen  Registerrichtem  die  Bedeutung  der  Genossenschaften 
erkannt  und  wird  das  Gesetz  in  einzelnen  Fällen  falsch  angewendet,  unter 
diesen  Umständen  ist  es  wohl  an  und  ftlr  sich  schon  ein  Verdienst,  wenn 
ein  solche3  Gesetz  systematisch  zum  praktischen  Gebrauch  bearbeitet  wird. 
Das  RiCHTER'sche  Werk  bezeichnet  sich  ab  ,,Hand-  und  Nachschlagebuch'' 
ftlr  den  ^^praktischen  Gebrauch''.  Dem  Verfasser  ist  das  Mifsgeschick  be- 
gegnet, dafs,  während  seine  Arbeit  bereits  im  Druck  war,  ein  anderes  Buch 
erschienen  ist^  das,  wenn  auch  nicht  den  gleichen,  so  doch  einen  sehr  ähn- 
lichen Zweck  wie  das  RiCHTEn'sche  Buch  verfolgt,  das  Formularbuch  zum 
Reichsgesetz  vom  1.  Mal  1889  von  Parisius  und  Cbüger.  Doch  während 
das  letztere  in  erster  Reihe  eine  praktische  Anleitung  für  die  Führung  des 
Genossenschaftsregisters  und  den  Verkehr  mit  dem  Registergericht  sein  will, 
und  die  textlichen  Ausführungen  wesentlich  nur  eine  Erklärung  der  „Formu- 
lare" bilden,  geht  die  RicHiEB'sche  Bearbeitung  von  der  systematischen  Dar- 
stellung aus  und  streut  gelegentlich  Formulare  ein. 

In  der  Einleitung  giebt  der  Verfasser  in  gedrängter  Ktlrze  einen 
sehr  klaren  und  sachverständigen  Überblick  über  die  Bedeutung  und  die  Auf- 
gabe der  Genossenschaft.  In  zutreffender  Weise  charakterisiert  er  die  Ge- 
nossenschaft dahin,  dafs  diese  freie  Vergesellschaftung  „keineswegs  das  freie 
Leben  zerstören"  soll,  nicht  sollen  in  ihr  die  Interessen  des  Individuums, 
der  Privatbesitz  und  die  Familie  aufgehen,  sie  soll  vielmehr  zunächst  nur 
auf  den  Zweck  sich  richten,  dem  Einzelnen  die  allgemeinen  Vorbedingungen 
gewerblicher  Konkurrenzfähigkeit  und  wirtschaftlichen  Gedeihens  zu  beschaffen, 
und  nur  allmählich  bis  zum  Gewerbebetrieb  auf  gemeinschaftliche  Rechnung 
fortschreiten.  Vollkommen  richtig  stellt  der  Verfasser  auch  die  Unterscheidung 
zwischen  dem  RAiFFEisENSchen  und  ScHULZE-DEUTzscHSchen  System  dar.  —  In 
einem  Anhange  sind  Statuten-Entwürfe  für  die  verschieden  en  Genossenschafts- 
arten, Entwürfe  für  Geschäftsanweisungen  für  den  Vorstand  und  Aufsichtsrat 
eines  Konsumvereins,  eine  Anleitung  zur  Aufnahme  der  Warenbestände  eines 
Konsumvereins,  eine  Anleitung  zur  Revision  für  den  Revisor  eines  Kon- 
sumvereins abgedruckt,  die  Entwürfe  sind  wohl  durchweg  den  in  den  „Blättern 
für  Genossenschaftswesen",  dem  Organ  des  Allgemeinen  Deutschen  Genossen- 
schaftsverbandes,  veröffentlichten  Musterstatuten  u.  s.  w.  nachgebildet  und 
zum  gröfsten  Teil  mit  den  von  diesem  Verbände  aufgestellten  Entwürfen 
übereinstimmend.  Es  mufs  dies  als  besonderer  Vorzug  hervorgehoben 
werden,  da  diese  ^Entwürfe  aus  den  langjährigen  praktischen  Erfahrungen 
der  Genossenschaften  hervorgegangen  sind.  —  Der  systematische  Teil 
zerfällt  in  neun  Abschnitte,  die  bis  auf  eine  unwesentliche  Trennung  in 
dem  letzten  Abschnitte  sich  streng  an  die  Einteilung  des  Gesetzes  anlehnen. 
Ohne  sich  auf  Kontroversen  einzulassen,  da  der  Verfasser,  wie  er  in  der  Ein- 
leitung hervorhebt,  nicht  den  „Anspruch  auf  ein  rein  wissenschaftliches  Werk" 
erhebt,  bearbeitet  derselbe  in  diesen  Abschnitten  das  Gesetz  in  knapper  und 
leicht  fafslicher  Form,  wobei  praktische  Vorschläge  für  die  Organisation  der 
Genossenschaften  eingeflochten  werden,  die  den  Musterstatuten  des  Allge- 
meinen Deutschen  Genossenschaftsverbandes  entnommen  sind. 

Berlin.  H.  Crüger. 
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F.  Sohenok,  Anwalt  des  Allgemeinen  Verbandes  der  deutschen  Er- 
werbs- nnd  WirtschaftsgenoBsenschaften,  Jahresbericht  für  1891  über  die 
auf  Selbsthilfe  gegründeten  deutschen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossen- 
schaften, gr.  Fol.  XXTT,  132  S.  Leipzig,  Julius  Elinkhardt,  1892.  Preis  9  M. 

Der  genoBsenschaftliehen  Bewegung  mufs  von  der  nationatökonomischen 
Wissenschaft  mehr  Beachtung  geschenkt  werden,  als  dies  bisher  geschehen 
ist.  Trügen  nicht  alle  Zeichen,  so  wird  das  kooperative  Prinzip  die  Zu- 
kunft beherrschen.  Es  ist  eine  stille,  aber  energische  und  bedeutende  Ent- 
Wickelung,  die  das  deutsche  Genossenschaftswesen  in  den  letzten  Jahren 
genommen  hat  Während  soziaUsüsche  Ideen  wie  eine  Sturmflut  dahin- 
brausen  und  alles  Bestehende  in  Frage  stellen,  bauen  die  Pioniere  eines 
positiven  sozialen  Gedankens  in  geräuschloser  Werkthätigkeit  an  den  Fun- 
damenten einer  neuen  Wirtschaftsordnung.  In  den  genossenschaftlichen 
Organisationen  der  Gregenwart  haben  wir  in  der  That  die  Rudimente  der 
zukünftigen  Gesellschaftsverfassung.  Nicht  die  abstrakte  radikale  Theorie, 
die  immer  über  das  Ziel  hinausschiefst,  sondern  das,  was  das  praktische 
Leben  gebiert  und  gestaltet,  bezeichnet  die  Richtung  des  ökonomischen  Ent- 
wickelungsprozesses.  Daher  ist  es  von  höchster  Wichtigkeit,  die  gleichsam 
unbewufste,  nur  den  praktischen  Bedürfnissen  folgende  Sozialreform  jener 
werkthätigen  Volkskräfte  zu  verfolgen,  die  inmitten  des  wirtschaftlichen 
Getriebes  stehen.  Für  die  späteren  Erforscher  der  ökonomischen  Entwicke- 
lungsgeschichte  unserer  Tage  werden  die  Jahresberichte  der  deutschen  Er- 
werbs- und  Wirtschaftsgenossenschaften  eine  reiche  Fundgrube  bilden.  In 
dieser  Fülle  trockenen  Zahlenmaterials  pulsiert  ein  triebkräftiges  soziales 
Leben.  Schon  jetzt  zieht  sich  über  das  ganze  Deutsche  Reich  ein  dichtes 
Netz  genossenschaftlicher  Neubildungen.  Es  sind  freilich  nur  Keime,  An- 
fänge eines  Gcnossenschaftsstaates,  aber  sie  stellen  schon  das  Gerippe  des- 
selben dar  und  verraten  die  Tendenz,  sich  zu  einem  organischen  Ganzen 
auszugestalten.  Herr  Sghekck,  der  verdienstvolle  Verfasser  dieser  Jahres- 
berichte, hat  auch  in  dem  vorliegenden  Bande  mit  emsiger  Sorgfalt  alle 
ihm  zugängliche  Daten  in  übersichtlicher  Darstellung  zusammengefafst.  Wir 
geben  in  Folgendem  einen  Auszug  der  wichtigsten  und  interessantesten 
Mitteilungen. 

Der  Bericht  befabt  sich  vorzugsweise  mit  den  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften nach  dem  System  von  Sghulze-Delitzsgh.  Es  sind 
jedoch  auch  R^iFFEiSENsche  Genossenschaften,  soweit  sie  dem  Anwalt  be- 
kannt geworden  sind,  in  die  Liste  aufgenommen,  ebenso  einzelne  Organi- 
sationen des  sozialreformatorischen  Genossenschaftswesens, 
wie  es  durch  den  Freiherrn  v.  Broich  vertreten  wird,  obgleich  der  Ver- 
fasser auf  diese  neueste  Art  genossenschaftlicher  Bestrebungen  in  Deutsch- 
land nicht  besonders  hingewiesen  hat. 

Es  wird  zunächst  ein  Zuwachs  von  810  Genossenschaften  festgestellt. 
Der  Bericht  für  1890  hatte  einen  Bestand  von  7608  Erwerbs-  und  Wirt- 
schaftsgenossenschaften angegeben.  Die  neuesten  Ermittelungen  des  An- 
walts dagegen  haben  8418  solcher  genossenschaftlichen  Organisationen  er- 
geben. Mit  Recht  betont  der  Herr  Berichterstatter:  „ Nachdem  die  Ge- 
nossenschaften eine  gröfsere  Verbreitung  gefunden  haben  und  weite 
Gebietsteile  und  Länderstrecken  des  Deutschen  Reichs  mit  Genossenschaften 
reich  bedacht  sind  und  das  Bedürfnis  nach  Errichtung  neuer  Genossen- 
schaften deshalb  vermindert  ist,  ist  ein  solcher  Zuwachs  das  Zeichen  fort- 
schreitender Entwickelung ''.  Unter  diesen  8418  Genossenschaften  sind  4401 
Kreditgenossenschaften,  2840  Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbzweigen, 
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1122  Eonsnmvereme  und  55  Bangenossengchaften,  Die  stärkste  Yermeh- 
rnng  haben  die  Kreditgenossenschaften  aufzuweisen.  Sie  haben  vom  31.  Mai 
1891  bis  31.  Mai  1892  um  491  zugenommen.  Die  meisten  dieser  Kredit- 
genossenschaften beruhen  auf  dem  Prinzip  der  unbeschränkten  Haftpflicht. 
Es  bestehen  zur  Zeit:  4019  eingetragene  Kreditgenossenschaften  mit 
unbeschränkter  Haftpflicht,  150  nicht  eingetragene.  210  ein- 
getragene Kreditgenossenschaften  mit  beschränkter  Haftpflicht 
und  22  eingetragene  Kreditgenossenschaften  mit  unbeschränkter  Nach- 
schuf sp  flicht.  Auch  unter  den  2840  Genossenschaften  in  einzelnen 
Gewerbszweigen  sind  die  Mehrzahl  (1964)  eingetragene  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht.  Dagegen  weisen  die  Konsumver- 
eine eine  annähernd  gleiche  Frequenz  der  Genossenschaften  mit  beschränk- 
ter Haftpflicht  auf  (469  gegen  506).  Bei  den  Baugenossenschaften  ist  die 
beschränkte  Haftpflicht  bei  weitem  tiberwiegend  (36  gegen  17).  Im 
allgemeinen  stellt  sich  das  Verhältnis  folgendermafsen :  Es  bestanden  in 
dem  Berichtsjahre:  6506  eingetragene  Genossenschaften  mit  unbeschränkter 
Haftpflicht,  1019  eingetragene  Genossenschaften  mit  beschränkter  Haft- 
pflicht, 837  nicht  eingetragene  Genossenschaften  und  56  eingetragene 
Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Nachschufspflicht  Die  Mehrzahl  dieser 
Genossenschaften  ist  behufs  gemeinsamer  Förderung  und  Wahrung  ihrer 
Angelegenheiten  zu  Verbänden  vereinigt,  deren  Bildung  besonders  durch 
den  durch  das  Genossenschaftsgesetz  vom  1.  Mai  1889  eingeführten  Re- 
visionszwang  unterstützt  wurde.  Der  älteste  der  bestehenden  Genossen- 
schaflflverbände  ist  der  von  Sghülze-Deutzsch  1859  gegründete  Allgemeine 
Verband  deutscher  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenscbaften.  Ihm  gehören 
an  1453  Genossenschaften  und  17  Aktien-  und  Kommanditgesellschaften. 
Diese  sind  wiederum  zu  33  Unterverbänden  zusammengetreten,  die 
Revisionsverbände  sind  und  das  Recht  besitzen,  einen  Revisor  zu  be- 
stellen. Organe  des  allgemeinen  Verbandes  sind:  1.  der  Anwalt;  2.  der 
engere  Ausschufs;  3.  der  Gesamtausschufs;  4.  die  Unterverbände;  5.  der 
allgemeine  Genossenschaftotag.  Letzterer  tritt  alljährlich  zusammen.  Die 
Unterverbände  bilden  die  „Zwischenglieder  zwischen  den  Centralorganen 
und  den  einzelnen  Genossenschaften^.  Sie  haben  die  nach  den  verschie- 
denen Ländern,  Provinzen  und  Genossenschaftsgattungen  hervortretenden 
Sonderinteressen  der  letzteren  wahrzunehmen  und  die  Vermittelung  mit 
der  Gentralstelle  zu  übernehmen.  Es  ist  ihnen  ein  weitgehender  Einflufs 
auf  die  Haltung  des  allgemeinen  Verbandes  gewährleistet.  Von  anderen 
deutschen  Genossenschaftsverbänden  werden  in  dem  Berichte  aufgeftlhrt: 
1.  Der  Allgemeine  Verband  der  landwirtschaftlichen  Genossenschaften  des 
Deutschen  Reichs,  dem  8  Centralgenossenschaften,  466  Kreditgenossen- 
schaften, 638  landwirtschaftliche  Konsumvereine,  334  Molkereigenossen- 
schaften und  23  Genossenschaften  anderer  Art  angehören;  1451  dieser 
Genossenschaften  sind  in  19  Unterverbänden  vereinigt.  2.  Der  Verband 
der  polnischen  Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenschaften,  dem  85  Genossen- 
schaften angehören,  darunter  79  Kreditgenossenschaften,  1  landwirtschaft- 
licher Konsumverein,  1  Meliorationsgenossenschaft,  2  Ackerbaugenossen- 
schaften, 1  Molkereigenossenschaft,  1  Baugenossenschaft  3.  Der  General- 
anwaltschaftsverband ländlicher  Genossenschaften  für  Deutschland,  der  1033 
Genossenschaften  in  sich  vereinigt,  und  zwar  1000  Darlehnskassenvereine, 
15  Winzervereine,  15  Molkereivereine,  2  Konsumvereine  und  1  Obstver- 
wertungsverein. 4.  Der  Verband  landwirtschaftlicher  Kreditgenossenschaften 
in  Württemberg  (System  Raiffeisen),  dem  470  Darlehnskassenvereine  an- 
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gehören.  Von  kleineren  Verbänden  sind  noch  zu  nennen:  der  Verband 
des  landwirtschaftlichen  Ereiskomitees  für  Unterfranken  und  Aschaffenborg 
(215  Dariehnskassenvereine),  die  ländliche  Gentralkasse  zu  Mtlnster  (266 
Genossenschaften)  9  der  Rheinische  Oenossenschaftsverband  (60)  und  der 
Revisionsverband  anhaltischer  Oenossenschaften  (6). 

Wir  gehen  nun  über  zu  der  Bewegung  und  den  Geschäftsergebnissen 
der  einzelnen  Genossenschaftsarten.  Im  Vordergrunde  stehen  die  Kredit- 
genossenschaften (Volks-  oder  Gewerbebanken^  Vorschufsvereine,  Darlehns- 
kassen  u.  s.  w.).  Die  stärkste  Zugangsfrequenz  von  Kreditgenossenschaften 
im  Jahre  1891/92  zeigt  das  Königreich  Bayern  (168).  Es  folgen  sodann 
Württemberg  (103),  Hessen-Nassau  (42),  Grofsherzogtum  Hessen  (32),  Reichs- 
lande (25),  Rheinprovinz  und  HohenzoUem  (23),  Provinz  Schlesien  (24), 
Sächsische  Herzogtflmer  und  Thtlringische  Staaten  (18),  Provinz  Westfalen 
(16),  Königreich  Sachsen  (15),  die  Provinzen  Ost-  und  Westpreufsen 
(15),  Provinz  Brandenburg  und  Provinz  Hannover  (je  13),  Grofsherzogtum 
Baden  (10),  Provinz  Posen  (6),  Provinz  Sachsen  (3),  Provinz  Schleswig- 
Holstein  (2)  und  die  Hansestädte  (3).  Der  Abgang  ist  unbedeutend,  durch- 
schnittlich 3.  Die  gröfste  Zahl  des  Zugangs  entfällt  auf  die  ländlichen 
Darlehnskassenvereine.  Der  in  dem  Bericht  enthaltenen  ^vergleichenden 
Übersicht  der  Geschäftsergebnisse  der  Kreditgenossenschaften  von  1859  bis 
1891^  entnehmen  wir  folgende  Daten:  Im  Jahre  1859  betrug  die  Zahl  der 
Genossenschaften,  welche  Abschlüsse  eingereicht  haben,  80,  1869:  735, 
1879:  899,  1889:  1002,  1891:  1076.  Die  Mitgliederzahl  stieg  in  den- 
selben Zeiträumen  in  den  Proportionen :  18  676,  304  772,  459  033,490  627, 
514  524.  Die  Gesamtsumme  der  gewährten  Kredite  und  Prolongationen  betrug 
1859:  12  394  308  Mk.,  1869:544  806  327,  1879:1398  120  830,  1889: 
1  514  364  905,  1891 :  1  561  610  530.  Der  Durchschnittsbetrag  für  die  ein- 
zelne Genossenschaft  stieg  von  1859—1892  von  154  926  auf  1  451  310  Mk. 
In  demselben  Zeiträume  steigerte  sich  das  Geschäftsguthaben  der  Mitglieder 
von  738  003  auf  114  484  504  Mk.,  die  Reserven  dagegen  stiegen  von  92  535 
auf  29  474  032  Mk.  Der  durchschnittliche  Prozentsatz  des  eigenen  Ver- 
mögens zum  fremden  ELapital  hob  sich  von  1859  bis  1892  von  27,5o  auf 
32,790/0.  Den  höchsten  Durchschnitt  weisen  in  dieser  Hinsicht  die  Jahre 
1878  und  1879  auf  mit  33,68  und  33,44<Vo.  Die  vergleichende  Übersicht 
der  von  den  Genossenschaften  aufgenommenen  fremden  Gelder  zeigt  eine 
erhebliche  und  andauernde  Steigerung  dieser  Geldquelle.  In  dieser  Tendenz 
kommt  die  finanzielle  Akkumulationskraft  der  genossenschaftlichen  Organi- 
sationen zum  Ausdruck.  Fremdes  ELapital  drängt  sich,  wie  der  Bericht 
konstatiert,  in  immer  gröfserem  Umfange  auf.  Anderseits  hat  sich  auch  der 
Bedarf  ^duroh  den  zahlreichen  Zutritt  von  Mitgliedern  aus  den  Kreisen 
der  wohlhabenderen  Gewerbtreibenden  und  Landwirte^  erheblich  gesteigert 
Die  meisten  Kreditgenossenschaften  wurden  in  den  Jahren  1860  — 1870 
errichtet.  1862  und  1865  stellte  sich  der  Zugang  am  höchsten  (je  92). 
Wir  haben  bereits  gesehen,  dafs  die  1076  berichtenden  Genossenschaften 
Anfang  1892  einen  Mitgliederbestand  von  514  524  hatten.  Davon  kamen 
durchschnittlich  auf  die  Genossenschaft  478  gegen  483  Ende  1890,  489 
Ende  1889,  512  Ende  1888,  515  Ende  1887,  512  Ende  1886,  511  Ende 
1885,  514  Ende  1884,  506  Ende  lb83,  509  Ende  1882.  Bis  zu  50  Mit- 
gliederhaben 17  Genossenschaften,  51—100:  50,  101—150:  99,  151—200: 
114,  201—250:  104,  251—300:  89,  301—350:  86,  351—400:  66, 
401—450:66,  451—500:58,  501  —  600:84,  601—700:48,  701—800: 
50,    801—900:  38,    901—1000:  20,    1001—1200:  35,    1201—1400:  15, 
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1401—1600:  7,  1601—1800:  10,  1801—2000:  1,  2001—3000:  11, 
3001—4000:  3^  4001—5000:  3,  5001—6000:  1.  Wohl  die  gröfste  der 
berichtenden  Ereditgenossensehaften  in  Deutschland  ist  der  Landwirtschaft- 
liche Kreditverein  e.  6.  m.  u.  H.  in  Augsburg  mit  11  211  Mitgliedern.  Der 
Durchschntitsbetrag  des  dem  einzelnen  Genossen  gewährten  Kredits  betrug 
im  Jahre  1891:  3035  Mk.  Er  ist  der  niedrigste  seit  1882  (3257).  Ge- 
währt wurden  1891  auf  Vorschufs Wechsel  von  1076  Genossenschaften 
557  316  959  Mk.,  auf  Diskonten :  352  890  036,  auf  Schuldscheine  91  396  840, 
auf  Hypothek:  13  698  082,  im  Eontokorrentgescbäft:  546  308  613.  Seit 
1880  zeigt  der  Kredit  auf  Vorschufswechsel  den  gröfsten  absoluten  Betrag. 
Sonst  sind  die  Beträge  überall  zurückgegangen,  der  Gesamtbetrag  der  gegen 
Schuldscheine  gewährten  Darlehen  ist  sogar  seit  1880  der  niedrigste.  Im 
Durchschnitt  der  einzelnen  Genossenschaften  betrachtet  hat  der  Vorschufs- 
wechsel gegen  das  Vorjahr  zugenommen,  dagegen  haben  in  dieser  Hinsicht 
die  Ausleihungen  auf  Hypotheken  den  niedrigsten  Rückgang  aufzuweisen. 
Die  Ausstände  auf  Hypotheken  betrugen  Ende  1891  46  740  481  Mk.  gegen 
51  474  542  im  vorhergehenden  Jahre.  Sie  sind  also  zurückgegangen.  Auf 
die  einzelne  Genossenschaft  kamen  1891  an  Hypothekenausständen  durch- 
schnittlich 43  439  Mk.  Der  Berichterstatter  ninunt  Veranlassung,  eine  äufserste 
Beschränkung  dieses  Geschäftszweiges  zu  empfehlen,  da  die  in  Frage 
kommenden  Genossenschaften  nur  dem  Personalkredit,  nicht  aber  dem 
Bealkredit  zu  dienen  hätten.  Ebenso  wird  dafOr  plädirt,  entsprechende 
Abschlagszahlungen  bei  allen  Prolongationen  als  Regel  einzuführen.  Das 
Gesamtbetriebskapital  im  Durchschnitt  auf  die  einzelne  Genossenschaft  be- 
trug Ende  1891 :  541  804  Mk  Es  ist  gegen  die  Vorjahre  zurückgegangen. 
So  betrug  es  z.B.  1887:  634  312  Mk.  Das  Verhältnis  des  eigenen  Kapi- 
tals zu  den  fremden  Geldern  beträgt  32  j9<>/o,  es  hat  sich  um  0,72^0  gegen 
Ende  1890  erhöht.  Der  Bericht  empfiehlt  „der  grofsen  Mehrzahl^  der 
Kreditgenossenschaften,  der  Ansammlung  von  eigenem  Kapital  noch  gröfsere 
Sorgfalt  zn  widmen.  Als  Norm  des  Verhältnisses  des  eigenen  Vermögens 
zum  Gesamtbetriebskapital  werden  33V8Vo;  zu  den  fremden  Geldern  bO^/o 
festgestellt. 

Was  den  Gesamtumsatz  der  berichtenden  Genossenschaften  im  Jahre 
1891  betrifft,  so  stellte  sich  derselbe 
bis  zu 
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bis  zu       7  000  000  Mark  bei    22  GenosseDSchaften 

=     =        8  000  000       =         =11 

=     =      10  000  000      =         =        8 

=     =      20  000  000      =         =      31 

=      =      30  000  000      =         =       13 

=     =      40  000  000      =         =         4 

=     =      70  000  000      =         =         1 

=     =      90  000  000      =         =         1 

=  =  138  000  000  =  =  1 
Der  Beservefonds  betrug  1891  durohschnittlieh  auf  jede  einzelne  Genossen- 
schaft 27  392  Mk.  Er  hat  sich  seit  1889  gehoben.  Seit  dem  Erlafs  des 
Genossenschaftsgesetzes  vom  1.  Mai  1889  macht  sich  das  Bestreben  gel- 
tendy  Speziaireservefonds  zur  Deckung  eintretender  Verluste  zu  bilden^ 
wodurch  dem  Ausfall  an  der  Dividende  vorgebeugt  werden  soll.  Die  Ge- 
schäftsguthaben der  Mitglieder  haben  in  dem  Berichtsjahre  bei  den  berich- 
tenden 1076  Genossenschaften  114  484  504  Mk.  betragen;  kommt  durch- 
schnittlich auf  das  einzelne  Mitglied  222^5  Mk.  Dasselbe  dürfte  sich  im 
Vergleich  mit  dem  zunächst  liegenden  Vorjahre  ziemlich  gleich  geblieben  sein. 
Hinsichtlich  der  Höhe  des  Geschäftsanteils  hat  die  gröfste  Anzahl  der 
berichtenden  Genossenschaften  (267  mit  unbeschränkter,  30  mit  beschränk- 
ter Haftpflicht)  denselben  auf  300  Mk.  festgesetzt,  127  weisen  einen  solchen 
von  500,  120  mit  200  Mk.,  119  mit  600  Mk.  und  106  mit  150  Mk.  auf. 
Geschäftsanteile  bis  zu  100  Mk.  genügen,  wie  der  Bericht  hervorhebt,  nicht 
zur  Erreichung  der  genossenschaftlichen  Ziele  der  Kreditgenossenschaften. 
„Der  Durchschnittsbetrag  des  auf  den  einzelnen  Genossen  kommenden, 
von  den  Genossenschaften  angeliehenen  fremden  Kapitals  betrug  Ende 
1891:  853,2  Mk.**  Seit  1876  hat  diese  Belastung  des  einzelnen  Mitglieds 
mit  fremdem  Kapital  zugenommen,  nur  1877  und  1878  zeigen  eine  kleine 
Abnahme,  dann  steigt  die  Zahl  wieder  bis  18S8,  der  Abnahme  von  1889 
folgt  aber  1890  sofort  wieder  eine  Zunahme.  1891  dagegen  zeigt  einen 
Rückgang.  1883  betrug  die  Summe  der  in  Wertpapieren  und  bei  Banken  n.  s.w. 
angelegten  Gelder  der  Genossenschaften  58,7  Millionen  Mark,  1891  dagegen 
64,6  Millionen  Mark.  Das  Betriebskapital  hat  sich  mit  5,S40/o  verzinst, 
doch  ist  diese  Berechnung  bei  mangelhaften  Grundlagen  nicht  ganz  genau. 
Für  die  Ende  1891  im  Geschäfte  befindlichen  fremden  Gelder  wurden  durch- 
schnittlich 3,62^/0  Zinsen  gezahlt. 

Die  Verluste  der  berichtenden  Kreditgenossenschaften  belaufen  sich  im 
Jahre  1891  auf  1  237  653  Mk.  Es  kommen  auf  das  Mitglied  durch8chnit^ 
lieh  2,40  Mk.  Die  diesbezüglichen  Durchschnittssätze  der  vorhergehenden 
Jahre  betrugen:  1890:  2,98,  1889:  2,05,  1888:  1,79,  1887:  1,77,  1886: 
1,52,  1885:1,98,  1884:1,95,  1883:2,06,  1882:2,85,  1881:1,73,  1880: 
2,03,  1879:3,80.  1878:2,74,  1877:3,38,  1876:2,89,  1875:  3,49,  1874: 
1,80,  1873:  3,48,  1872:  0,63  Mk.  Nach  Abschreibung  dieser  Verluste 
blieb  1891  für  das  einzelne  Mitglied  ein  Reingewinn  von  durchschnittlich 
17,18  Mk.  Als  Ursachen  der  Verluste  werden  Kursrückgänge  der  ange- 
legten Wertpapiere,  Insolvenzen  von  Schuldnern,  Wechselfälschungen,  Unter- 
sd^lagungen  u.  s.  w.  angegeben. 

59  Genossenschaften  gaben   0  Prozent,   4:  20/o,    12:  30/o,    64:  40/0, 

28:  4ViVo,  229:  50/0,  43:  5V5«/o,  227:  6O/0,  20:  O'/jO/o,  131:  70/0,  73: 

S%  33:  100/0,  2:  12%  4:  150/0,  3:  20%  2:300/o,  l:562/3®/o  Dividende. 

Auflösungen  und  Liquidationen  von  Kreditgenossenschaften  sind  26  zur 

Kenntnis  der  Anwaltschaft  gekommen.    In  Konkurs  gerieten   10  Kredit- 
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genossenschaften.  „Leichtfertige  Ereditgewährang^y  heifst  es  in  dem  Be- 
richte, „mangelhafte  Eontrolle  und  Gleichgültigkeit  und  unvergleichliche  Ver- 
trauensseligkeit der  Genossen  sind  überall  die  Ursachen  des  Zusammenbruchs 
gewesen.^ 

Der  die  Ereditgenossenschaften  behandelnde  Abschnitt  schliefst  mit 
einer  „Zusammenstellung  der  Ergebnisse  der  Statistik  über  die  Bewegung 
der  Mitgliedschaft  und  die  Einteilung  der  Genossen  nach  Berufsklassen  von 
1001  Ereditgenossenschaften  in  1891*^.  Die  berichtenden  Ereditgenossen- 
schaften hatten  zu  Anfang  1891  einen  Mitgliederbestand  von  468  089.  Der 
Zugang  betrug  41  725,  der  Abgang  33  564.  Der  Zugang  hat  8,90/0  be- 
tragen, der  Abgang  Ifi^lo*  Eine  Abnahme  der  Mitgliederzahl  fand  statt 
in  den  Provinzen  Pommern  und  Sachsen,  im  Eönigreich  Sachsen,  im  Grofs- 
herzogtum  Mecklenburg,  in  Braunschweig,  Oldenburg,  Lippe  und  Waldeck. 
Hinsichtlich  des  prozentualen  Verhältnisses  der  einzelnen  BerufiB- 
klassen  zu  dem  Mitgliederbestande  Ende  189 1  ergeben  sich  folgende  Resultate: 
L  Selbständige  Landwirte,  Gärtner,  Förster,  Fischer:  30,lo/o. 

IL  Gehilfen  und  Arbeiter  dieser  Berufsstände:  3,20/o. 

HL  Fabrikanten,  Bergwerksbesitzer  und  Bauunternehmer:  3,l<>/o. 

IV.  Selbständige  Handwerker:  27,40/o. 
V.  Fabrikarbeiter,  Bergarbeiter,  Handwerksgesellen:  5,60/o. 

VI.  Selbständige  Eaufleute  und  Händler:  8,50/0. 
VII.  Handlungskommis  und  sonstige  kaufmännische  Gehilfen:  0,8<^/o. 
VUL  Fuhrherren,  Schifbeigentümer,  Gast-  und  Schankwirte:  4,1  V®* 

IX.  Briefträger,  untere   Eisenbahn-,  Telegraphen-  oder  Postbeamte, 
Eisenbahnarbeiter,  unselbständige  Schiffer,  Eellner:  2,2<^/o. 

X.  Dienstmänner,  Dienstboten:  0,9^/o. 

XL  Ärzte,  Apotheker,  Lehrer,  Eünstler,  Schriftsteller,  Ejrchen-, 
Staats-  und  Gemeindebeamte:  6,2^0« 
XIL  Rentiers,  Pensionäre  und  andere  Personen  ohne  Berufsübung:  7,3<>/o. 
Die  gröfste  Erhöhung  hat  bei  den  selbständigen  Landwirten  n.  s.  w.,  also 
bei  Elasse  I  stattgefunden,  und  zwar  um  0,8<>/o.  Auch  Elasse  II,  V,  VII 
und  IX  haben  eine  Steigerung  erfahren  (0,lo/o).  Gleichgeblieben  sind  sich 
Ellasse  III  und  X,  während  bei  den  übrigen  Elassen  ein  Rückgang  statt- 
gefunden hat,  am  meisten  bei  Elasse  IV,  den  selbständigen  Handwerkern, 
und  zwar  um  0,5^/o.  Demnach  zeigt  sich  in  der  Landwirtschaft  eine  auf- 
steigende Bewegung,  bei  dem  Handwerk  dagegen  eine  Degression,  wohl 
infolge  der  Innungsbestrebungen  und  der  damit  zusammenhängenden  Ab- 
neigung gegen  das  Genossenschaftswesen.  In  der  Landwirtschaft  dagegen 
scheinen  Tendenzen  zum  Grofsbetriebe  die  genossenschaftliche  Bewegung 
zu  fördern.  Die  unselbständigen  Arbeiter  der  Elassen  II,  V,  IX 
und  X  haben  sich  nicht  unbeträchtlich  vermehrt  (iifi^lo).  Gegen  das  Vor- 
jahr hat  sich  das  prozentuale  Verhältnis  der  Arbeiter  zu  der  Mitgliedschaft 
der  Ereditgenossenschaften  um  0,so/o  gehoben.  Seit  1877  ist  die  Mitglieder- 
zahl der  Arbeiter  um  mehr  als  18  000  gestiegen.  Die  Gesamtzahl  betrug 
Ende  1891:  56  512.     1877  zählte  man  erst  38  153. 

Der  Abschnitt  III  des  Berichts,  zu  dem  wir  uns  nun  wenden,  behan- 
delt die  „Genossenschaften  in  einzelnen  Gewerbszweigen''. 
Hier  flielsen  die  Mitteilungen  spärlicher,  der  Berichterstatter  klagt  über 
mangelhafte  Nachrichten.  Es  werden  unterschieden :  R 0 h s 1 0 f f g enossen- 
schaften,  Werk  genossen  Schäften,  Magazin  genossenschaften, 
Produktivgenossenschaften.  Bei  jeder  dieser  Gruppen  unterscheidet 
man  wieder  Genossenschaften  gewerblicher  und  solche  landwirtschaftlicher 
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Natur.    Wir  beginnen  mit  den  Rohstoffgenossenschaften.    Die  Hauptpunkte 
ihrer  Organisation  hebt  der  Bericht  in  folgender  Weise  hervor: 

1.  Das  zum  Ankauf  der  Rohstoffe  erforderliche  Kapital  wird  gegen 
solidarische  Haft  der  sämtlichen  Mitglieder  aufgenommen. 

2.  Der  Verkauf  der  Waren  aus  dem  gemeinschaftlichen  Lager  an  die 
Mitglieder  erfolgt  mit  einem  Aufschlage  von  12 — dO^/o  über  dem  Einkaufs- 
preis. Von  dem  durch  diesen  Preisaufschlag  erzielten  Überschusse  werden 
sämtliche  Geschäftsunkosten,  als:  die  Zinsen  an  die  Gläubiger,  die  Ver- 
waltungskosten und  Gehalte  der  Beamten,  gedeckt  und  aufserdem  in  der 
Regel  ein  Nettogewinn  erzielt,  welcher  an  die  Mitglieder  nach  Höhe  dessen, 
was  jedes  einzelne  im  Laufe  des  Rechnungsjahres  ftlr  entnommene  Waren 
an  die  gemeinschaftliche  Kasse  bezahlt  hat,  verteilt  wird. 

3.  Ein  eigener  Vereinsfonds  in  Geschäftsguthaben  der  Mitglieder  und 
Reserven  wird  tiberall  durch  Innebehaltung  der  Gewinnanteile  der  Mitglieder 
und  aufserdem  durch  Einzahlungen  auf  den  Geschäftsanteil  gebildet. 

Die  Rohstoffgenossenschaften  haben  also  den  Zweck,  durch  gemein- 
samen Einkauf  der  Rohstoffe  den  Mitgliedern  der  Genossenschaft  die  Vor- 
teile des  Grofsbezugs  zu  sichern.  Sie  sind  zuerst  unter  den  Handwerkern 
entstanden,  dehnten  sich  rasch  aus,  wurden  aber  in  einzelnen  Gewerbs- 
zweigen von  den  Produktivgenossenschaften  überflügelt  Augenblicklich  ge- 
niefsen  sie  unter  den  Gewerbtreibenden,  wie  der  Bericht  hervorhebt,  wieder 
Bevorzugung.  Grofsen  Anklang  haben  die  Rohstoffgenossenschaften  in  land- 
wirtschaftlichen Kreisen  gefunden.  „Es  bestehen  bereits  1020  landwirt- 
schaftliche Rohstoffgenossenschaften,  und  fortwährend  wächst  deren  Zahl  in 
allen  Teilen  des  Deutschen  Reichs.^  Gewerbliche  Rohstoffgenossenschaften 
führt  der  Bericht  HO  auf.  52  davon  sind  eingetragene  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  4  mit  beschränkter  Haftpflicht,  54  sind 
nicht  eingetragene  Genossenschaften.  Von  den  1020  landwirtschaftlichen 
Rohstoffgenossenschaften  haben  810  das  Prinzip  unbeschränkter,  72  das 
beschränkter  Haftpflicht,  1  ist  auf  unbeschränkte  Nachschufspflicht  gegründet, 
und  137  sind  nicht  eingetragene  Genossenschaften. 

Mit  den  Rohstoffgenossenschaften  nahe  verwandt  sind  die  Werk- 
genossenschaften;  auch  sie  bezwecken  die  Beschaffung  günstigerer 
Vorbedingungen  für  die  Produktion.  Als  Grundzüge  der  Organisation  der 
Werkgenossenschaften  hebt  der  Bericht  hervor: 

1.  Das  zum  Ankauf  der  Maschinen  erforderliche  Kapital  wird  durch 
Geschäftsanteile  der  Mitglieder  aufgebracht. 

2.  Die  Benutzung  von  Maschinen  wird  nach  der  Zeit  (pro  Stunde  resp. 
Tag)  oder  nach  dem  Räume  bezahlt.  Von  dem  sich  ergebenden  Ertrage 
wird  ein  Teil  zur  Bildung  eines  Reservefonds  verwendet,  der  verbleibende 
Reingewinn  an  die  Mitglieder  nach  der  Höhe  des  Geschäftsguthabens  verteilt. 

Unter  den  Werkgenossenschaften  flgurieren  auch  diejenigen  landwirt- 
schaftlichen Genossenschaften,  ^welche  die  Veredelung  der  Viehzucht  der 
Mitglieder  durch  gemeinschaftliche  Beschaffung  und  Benutzung  von  Zucht- 
tieren zum  Zwecke  haben^.  Der  Bericht  zählt  für  Ende  1891  13  gewerb- 
liche und  299  landwirtschaftliche  Werkgenossenschaften  auf,  wovon  die 
letzteren  gröfstenteils  nicht  eingetragene  Genossenschaften  sind. 

Die  auf  gemeinschaftliche  Rechnung  gehende  Verwertung  des  fertigen 
Produkts,  die  Herstellung  eines  gemeinschaftlichen  Verkaufsladens  bezwecken 
die  Magazingenossenschaften.  Da  dieselben  auch  Bestellungen  auf 
nicht  vorrätige  Waren  annehmen,  so  ist  die  Grenze  zwischen  Magazin-  und 
Produktivgenossenschaft  oft  schwer  erkennbar.     Auch  verwandte  Gewerbe 


Digitized  by 


Google 


Deutsche  Litteratur.  228 

(Tischler^  Tapezierer  n.  s.  w.)  treten  manchmal  zur  Begründung  eines  ge- 
meinschaftlichen Magazins  zusammen.  Zwischen  den  Kredit-  und  Magazin- 
genossenschaften herrscht  insofern  nicht  selten  eine  Verbindung,  dafs  erstere 
die  im  Magazin  stehenden  Waren  den  Eigentümern  beleihen.  Es  existierten 
im  Berichtsjahre  59  gewerbliche  und  7  landwirtschaftliche  Magazingenossen- 
schaften. 

DenSchlufsdieserGruppe  bilden  die  Produktivgenossenschaften. 
Davon  zählt  der  Bericht  151  gewerbliche  und  1087  landwirtschaftliche 
auf.  In  letzterem  Falle  sind  inbegriffen  Molkerei-  und  Züchtereigenossen- 
schaften, Oenossenschaften  für  den  Bau  und  Vertrieb  von  Feld-  und  Garten- 
früchten, Waldgenossenschaften,  Schlachtgenossenschaften,  Winzergenossen- 
schaften U.S.W.  1891/92  hatten  diese  landwirtschaftlichen  Genossenschaften 
einen  Zugang  von  148  und  einen  Abgang  von  35.  Zu-  und  Abgang  der 
gewerblichen  Produktivgenossenschaften  sind  sich  gleich  geblieben  (23). 
Etwas  über  die  Hälfte  der  letzteren  sind  eingetragene  Genossenschaften  mit 
unbeschränkter  Haftpflicht,  während  bei  den  landwirtschaftlichen  Produk- 
tivgenoBsenschaften  879  auf  demselben  Prinzip  beruhen  und  12  t  die 
Form  der  beschränkten  Haftpflicht  haben,  62  aber  nicht  eingetragene  Ge- 
nossenschaften sind.  Von  Versicherungs-  und  sonstigen  Genossenschaften 
werden  94  aufgeführt.  Bei  den  gewerblichen  Produktivgenossenschaften 
macht  sich,  wie  in  dem  Bericht  besonders  hervorgehoben  wird,  bei  ren- 
tablem Betriebe  noch  immer  das  Streben  nach  Ausschliefsnng  geltend.  Man 
sucht  die  Gewinnanteile  möglichst  einzuschränken  und  will  daher  keine 
neuen  Mitglieder  aufnehmen.  Der  Berichterstatter  empfiehlt  eine  weiter- 
gehende Zusammensetzung  aus  verschiedenen  Berufsklassen,  wodurch  die 
wirtschaftliche  Widerstandskraft  dieser  Genossenschaften  erhöht  wird.  Von 
15  berichtenden  Produktivgenossenschaften  erzielten  1891  13  einen  Rein- 
gewinn von  5,9  ®/o  ihres  Verkaufserlöses.  7  Genossenschaften  hatten  zu- 
sammen 40  052  Mk.  Verluste  zu  verzeichnen.  Mit  dem  Herrn  Bericht- 
erstatter, der  sich  jedenfalls  alle  Mühe  gegeben  hat,  eingehenderes  Mate- 
rial zu  beschaffen,  bedauern  wir  die  mangelhafte  Statistik  auf  diesem  Gebiete. 

Viel  reichlicher  sind  die  Mitteilungen  über  die  Konsumvereine  aus- 
gefallen. Sie  bilden  wie  die  Kreditgenossenschaften  in  dem  Berichte  einen 
eigenen  Abschnitt  (IV).  Wir  beschränken  uns  auf  die  Wiedergabe  der 
wichtigsten  Daten. 

Es  bestanden  in  dem  Berichtsjahre  1122  Konsumvereine.  Gegen  das 
Vorjahr  hat  sich  die  Zahl  um  138  erhöht.  506  davon  sind  Genossenschaften 
mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  469  haben  beschränkte  Haftpflicht,  5  un- 
beschränkte Nachschufspflicht,  und  142  sind  nicht  eingetragene  Genossen- 
schaften. 76  Konsumvereine  gingen  1891/92  von  der  unbeschränkten  zur 
beschränkten  Haftpflicht  über.  31  traten  in  Liquidation,  9  gerieten  in 
Konkurs,  davon  2  mit  unbeschränkter  und  7  mit  beschränkter  Haftpflicht. 
Als  Ursache  der  Liquidationen  und  Konkurse  werden  teils  ungenügende 
finanzielle  Grundlagen,  teils  Mifswirtschaft  der  Lagerhalter  und  viele  faule 
Aufsenstände  bezeichnet. 

Die  gröfste  Zunahme  der  Konsumvereine  fand  in  der  Provinz  Sachsen 
(22),  in  der  Rheinprovinz  (55),  dem  Königreich  Sachsen  und  in  den 
Reichslanden  statt.  Die  meisten  Rückgänge  (12)  weist  Westfalen  auf,  dem 
sich  Bayern  mit  8  anschliefst. 

Eine  Tabelle  giebt  eine  vergleichende  Übersicht  der  Geschäftsergeb- 
nisse der  Konsumvereine  von  1864 — 1891.  Die  Zahl  der  Genossenschaften, 
die  ihren  Abschlufs  eingeschickt  haben,  wuchs  in  diesem  Zeitraum  von  38 
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auf  302,  ihre  Mitgliederzahl  von  7709  auf  229  126^  die  Summe  des  Ver- 
kaufserlöses von  802  767  auf  63  292  875  Mk,,  das  Geschäftsguthaben  der 
Mitglieder  von  64  299  auf  4  461329  Mk.;  der  Reservefonds  von  14  736 
auf  2  360  726  Mk.,  die  aufgenommenen  Anlehen  von  50  853  auf  4  78S  122  Mk., 
die  Warenschulden  der  Genossenschaften  von  37  908  auf  9SS  122  Mk. 
1864  hatten  19  Genossenschaften  17  250  Mk.  Ausstände  bei  den  Mitglie- 
dern für  auf  Kredit  abgelassene  Waren,  1891  75  Genossenschaften  solche 
im  Betrage  von  209  834  Mk. 

Die  Mitgliederzahl  der  302  berichtenden  Konsumvereine  betrug  Ende 
1891  229  126,  wobei  durchschnittlich  758  auf  die  einzelne  Genossenschaft 
kommen.  Von  dem  Verkaufserlös  kamen  durchschnittlich  auf  die  Genossen- 
schaft 209  579  Mk.  Der  Durchschnitt  des  Verkaufserlöses  in  den  633 
eigenen  Lagern  der  Genossenschaften  betrug  auf  das  Lager  84  696  Mk. 
1880  betrug  derselbe  60  855  Mk.  Der  Umsatz  in  den  Lagern  der  berich- 
tenden Konsumvereine  betrug  1891  das  7,7fache  der  Warenbestände  am 
Schlüsse  des  Jahres.  Der  am  Jahresschlüsse  verbleibende  Inventurbestand 
wurde  also  im  Jahre  ungefähr  5  mal  umgesetzt.  Die  Geschäftsguthaben 
betragen  im  Durchschnitt  auf  das  Mitglied  19,5  Mk.  Von  den  Reservefonds 
kommen  im  Durchschnitt  auf  das  Mitglied  10,3  Mk.  Beide  Durchschnitts- 
beträge sind  gegen  die  Vorjahre  zurückgegangen,  weil  die  meisten  der  in 
den  letzten  Jahren  hinzugetretenen  Konsumvereine  gröfsere  Beträge  in 
Reservefonds  und  Geschäftsguthaben  noch  nicht  angesammelt  haben.  An 
Kapital-  und  Einkaufsdividenden  gewährten  die  berichtenden  Genossen- 
schaften ihren  Mitgliedern  5  155  699  Mk.  Danach  ergiebt  sich  auf  die 
angesammelten  Geschäftsguthaben  eine  Dividende  von  115,5<>/o  gegen  1 13,3^,0 
(4  874  811  Mk.)  im  Vorjahre.  Die  aufgenommenen  Anlehen  betragen  im 
Durchschnitt  auf  die  Genossenschaft  im  Berichtsjahre  15  854  Mk.  gegen 
15  609  Ende  1890,  die  Warenschulden  3271  Mk.  gegen  2872  Ende  1890. 
Der  Berichterstatter  nimmt  die  Gelegenheit  wahr,  die  Barbezahlung  beim 
Einkauf  dringend  zu  empfehlen,  desgleichen  nimmt  er  gegen  das  Kredit- 
geben an  Mitglieder  bei  Warenentnahme  Stellung,  was  um  so  angebrachter 
ist,  als  der  Gesamtbetrag  der  Ausstände  bei  den  Mitgliedern  für 
auf  Kredit  abgelassene  Waren  beträchtlich  gewachsen  ist.  Der 
Durchschnittsbetrag  bei  den  Warenkredit  gewährenden  Genossenschaften 
ist  dagegen  im  Vergleich  mit  1890  und  1889  etwas  gefallen.  Er  beträgt 
2797  Mk.  (1890:  3137).  17  der  berichtenden  Genossenschaften  haben 
einen  Ausstand  von  je  über  3000  Mk.  „Das  Kaufen  auf  Kredit^,  heifst 
es  in  dem  Berichte,  „hat  auch  in  den  Mittelklassen  bei  uns  eine  höchst 
krankhafte  Ausdehnung  gewonnen,  welche  die  gesunde  wirtschaftliche  Ent- 
wickelung  dieser  Klassen  aufhält  und  dem  Aufschwünge  des  gewerblichen 
Lebens  wesentliche  Hindemisse  bereitet.^ 

Der  Dispositionsfond  für  Bildungszwecke  betrug  1891  bei  den  berich- 
tenden Genossenschaften  67  564  Mk.  Es  sind  ihm  in  diesem  Jahre  23  3 1 3  Mk. 
zugewiesen  worden.  In  welcher  Weise  diesen  „idealen  Zwecken^  der  Ge- 
nossenschaften Rechnung  getragen  wird,  ist  aus  dem  Berichte  leider  nicht 
zu  ersehen. 

Über  die  Bewegung  der  Mitgliedschaft  und  die  Einteilung  der  Ge- 
nossen nach  Berufsklassen  in  1891  berichteten  279  Konsumvereine.  Diese 
hatten  zu  Anfang  des  Geschäftsjahres  einen  Mitgliederbestand  von  175  466. 
36  559  traten  im  Laufe  des  Jahres  neu  hinzu,  25  157  schieden  aus,  so 
daÜB  sich  Ende  1891  ein  Mitgliederbestand  von  186  868  ergab.  Der  Zu- 
gang überstieg  den  Abgang  um  6,5 »/o  (13,5<)/o  in  1890).    Der  durchschnitt- 
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liehe  Mitgliederbestand  auf  die  Genossenschaft  war  Ende  1891:  669  (1890: 
718,  1889:  703,  1888:  753,  1887:  765,  1883:  615). 

Es  sind  „alle  Klassen  des  Erwerbs  und  der  Wirtschaft^  an  den  Kon- 
sumvereinen beteiligt.     Das  prozentuale  Verhältnis  der  einzelnen   Berufs- 
klassen zu  dem  ganzen  Mitgliederbestande  stellt  sich  folgendermafsen : 
I.  Selbständige  Landwirte,  Gärtner,  Förster,  Fischer  4,30/o. 
II.  Gehilfen  und  Arbeiter  bei  der  Land-,  Forstwirtschaft,  Gärtnerei 
und  Fischfang  4,oo/o. 

III.  Fabrikanten,  Bergwerksbesitzer  und  Bauunternehmer  l,5^/o. 

IV.  Selbständige  Handwerker  14,SO/o. 

V.  Fabrikarbeiter,  Bergarbeiter,  Handwerksgesellen  42,70/o. 

VI.  Selbständige  Kaufieute  und  Händler  4,l^/o. 
Vn.  Handlungskommis  und  sonstige  kau&iännische  Gehilfen  l,5^/o. 
VIII.  Fuhrherren,  Schiffseigentümer,  Gast-  und  Schankwirte  2,80/o. 

IX.  Briefträger,   untere  Eisenbahn-,   Telegraphen-    oder  Postbeamte, 
Eisenbahnarbeiter,  unselbständige  Schiffer,  Kellner  7,6^/0. 

X.  Dienstmänner,  Dienstboten  Ifi^lo. 

XI.  Ärzte,   Apotheker,    Lehrer,    Künstler,    Schriftsteller,    Kirchen-, 

Staats-  und  Gemeindebeamte  8,6^/0. 
XU.  Rentiers,  Pensionäre  und  andere  Personen  ohne  Berufsttbung  7,6%. 
Auf  die  unselbständigen  Arbeiter  der  Klassen  II,  V,  IX,  X  kommen 
also  55,9  <^/o  des  Gesamtmitgliederbestandes.    Es  hat  eine  kontinuierlich  stei- 
gende Anteilsfrequenz  dieser  sozialen  Gruppe  stattgefunden  (1878:  48,9^0). 

Den  Schlufs  des  die  Konsumvereine  behandelnden  Abschnittes  bildet 
eine  statistische  Tabelle,  welche  die  Resultate  der  angestellten  Erhebungen 
über  den  Verbrauch  in  51  Warenartikeln  im  Jahre  1891  veranschaulicht. 
Diese  Erhebungen  sollen  die  ^Grundlage  bieten  zur  Beurteilung  der  Frage 
über  die  Notwendigkeit  und  Zweckmäfsigkeit  des  gemeinsamen  Waren- 
einkaufs der  deutschen  Konsumvereine". 

Der  letzte  (V.)  Abschnitt  der  allgemeinen  Mitteilungen,  welche  der 
Bericht  über  das  deutsche  Genossenschaftswesen  im  Jahre  1891  giebt,  be- 
handelt die  Baugenossenschaften.  Davon  sind  55  aufgeführt.  17  sind 
eingetragene  Genossenschaften  mit  unbeschränkter  Haftpflicht,  36  haben 
die  beschränkte  Haftpflicht,  2  sind  nicht  eingetragene  Genossenschaften, 
2  vollzogen  die  Umwandlung  von  der  unbeschränkten  in  die  beschränkte 
Haftpflicht.  Die  regste  Bauthätigkeit  entwickelte  nach  dem  Berichte  die 
Berliner  Baugenossenschaft,  e.  G.  m.  b.  H.  „Es  sind  Anzeichen  dafür  vor- 
handen", sagt  der  Herr  Berichterstatter,  ^  dafs  die  Baugenossenschaften  sich 
in  der  nächsten  Zeit  mehr,  als  dies  bisher  geschehen  ist,  entwickeln  werden." 
Wie  in  dem  Berichte  sehr  richtig  hervorgehoben  wird,  kommt  es  dabei  vor 
allem  darauf  an,  „entsprechendes  fremdes  Kapital  unkündbar  oder  gegen 
lange  Kündigungsfrist  zu  erhalten".  Eben  deshalb  aber  glauben  wir,  dafs 
gerade  bei  diesen  Genossenschaften  das  Prinzip  der'  absoluten  Selbsthilfe 
am  wenigsten  angebracht  ist,  womit  wir  übrigens  keineswegs  gesagt  haben 
wollen,  dafs  es  nicht  in  dem  wohlverstandenen  Interesse  des  Kapitals  liegt, 
seine  Mittel  in  den  Dienst  dieser  Bewegung  zu  stellen.  Es  wird  aber  wohl 
noch  lange  dauern,  bis  diese  Einsicht  zum  Durchbruch  kommt  Schon  vor 
einem  halben  Jahrhundert  hat  Vigtob  Aime  Hübeb  in  diesem  Sinne  tauben 
Ohren  gepredigt. 

Man  gestatte  uns  schliefslich  noch  ein  Wort  der  Anerkennung  für  die 
überaus  mühevolle  Arbeit  des  Herrn  Berichterstatters.  Es  ist  hier  von 
einem    Einzelnen   ein    ungeheures  Zahlenmaterial  zusammengetragen  und 
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mit  peinlicher  Sorgfalt  nnd  Genauigkeit  geordnet  worden.  So  gebührt 
Herrn  Sohenok  nicht  nnr  der  Dank  der  Grenossenschaften^  sondern  beson- 
ders auch  derjenigen  nationalökonomischen  Forscher^  die  sich  mit  dem  Sta- 
dium der  kooperativen  Bewegung  befassen.  R.  MüNDma. 

Dr.  D.  Grayenhoff,  Rufslands  auswärtiger  Handel  und  der  neue  Zoll- 
tarif.    80.    103  S.    Berlin,  Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1892.    Preis  2  M. 

Diese,  dem  neuen  russischen  Finanzminister  von  Witte  gewidmete  Schrift 
macht  den  Versuch,  die  letzten  geradezu  unerhörten  Tariferhöhungen  Rufs- 
lands als  harmlos  darzustellen.  Dr.  Grayenhoff  unternimmt  es,  mit  HUfe 
einer  ganz  kurzen  Geschichte  der  russischen  Zollpolitik  und  einer  Schilderung 
der  gegenwärtigen  Lage  der  dortigen  Industrie  den  Nachweis  zu  führen, 
dafs  Rufsland  zu  seinem  Verbotsystem  gezwungen  sei,  wenn  es  nicht  seine 
Volkswirtschaft  dem  Ruin  entgegenführen  wollte.  Nur  der  Selbsterhaltungs- 
trieb, nicht  Animosität  gegen  irgend  einen  fremden  Staat  habe  es  geleitet. 
—  Diese  Schrift  hat  in  yerschiedenen  deutschen  Zeitungen  eine  günstige 
Besprechung  gefunden,  und  niemand  hat  auf  die  bodenlose  Verbohrtheit  der 
darin  ausgesprochenen  Anschauungen  auch  nur  hingewiesen  oder  den  Ver- 
such gemacht,  die  darin  gegebenen  Daten  zu  widerlegen.  Der  detaillierte 
Nachweis  aller  der  in  der  Schrift  enthaltenen  Unrichtigkeiten  würde  aller- 
dings ein  Buch  fordern,  wir  können  uns  an  dieser  Stelle  daher  nicht  darauf 
einlassen.  Aber  es  ist  auch  nicht  mehr  nötig.  Wer  die  aktenmäfsigen  Ent- 
hüllungen über  die  deutsch-russischen  Beziehungen  von  A.  Zimmermann  für 
die  Zeit  von  1800 — 1854  sowie  für  die  neuere  Zeit  die  Darstellungen 
Stiedas  und  Wittsohbwskis  kennt,  weifs,  was  er  von  der  GRAVBNHOFFSchen 
Broschüre  zu  halten  hat  Dafs  die  deutsche  Presse  sie  ernst  genommen  hat, 
ist  ein  bedauerliches  Zeichen  für  die  Unwissenheit  der  betreffenden  Mit- 
arbeiter. Über  das  russische  Prohibitivsystem  noch  ein  Wort  zu  verlieren, 
lohnt  nicht  der  Mühe.  Eine  Reihe  russischer  Naiionalökonomen  hat  seine 
Verderblichkeit  längst  eingehend,  wenn  auch  ohne  praktischen  Erfolg,  nach- 
gewiesen. Die  Welt  thut,  solange  ein  solches  chinesisches  System  in  Rufs- 
land herrscht,  am  besten,  es  seinem  Schicksal  zu  überlassen.  Die  Folgen 
werden  nicht  ausbleiben  und  dürften  am  Ende  kaum  den  Erwartungen  seiner 
Anhänger  entsprechen. 

Berlin.  A.  Z. 

G.  A.  Orotefend,  Lehrbuch  des  Preufs.  Verwaltungsrechts.  Berlin,  Habel. 
I.  Bd.  1890,  XVI,  736  S.  Preis  12  M.    II.  Bd.  1892,  XVI,  880  S.  Preis  16  M. 

Der  erste  Band  des  Werkes,  der  auch  den  besonderen  Titel:  „Die  Orga- 
nisation der  unmittelbaren  und  mittelbaren  Staatsverwaltung  in  Preufsen' 
führt,  enthält  auf  S.  3 — 67  eine  Einleitung,  in  welcher  in  sechs  Abschnitten 
unter  den  Überschriften:  Das  Wesen  des  Staates;  die  Staatsgewalt;  das 
Leben  des  Staats ;  das  Verwaltungsrecht ;  Rechtsverhältnisse  auf  dem  Ver- 
waltungsgebiete; die  Wissenschaft  des  Verwaltungsrechts,  eine  Anzahl  all- 
gemeiner Lehren  des  Staats-  und  Verwaltungsrechts  erörtert  sind. 

Im  Anschlüsse  daran  wird  in  diesem  Bande  als  erster  Teil  des  „preu- 
IsiBchen  allgemeinen  Verwaltungsrechts^'  die  Organisation  der  Staatsver- 
waltung in  Preufsen  in  zwei  Büchern  dargestellt,  deren  erstes  die  Or- 
ganisation der  unmittelbaren  Staatsverwaltung  zum  Gegenstande  hat,  wäh- 
rend das  zweite  Buch  unter  der  Überschrift  „mittelbare  Staatsverwaltung'' 
die  Verfassung  und  Verwaltung  der  Gemeinden,  Kreise  und  Provinzial- 
verbände  in  eingehender  Weise  behandelt. 
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Das  erste  Buch  zerfällt  wieder  in  drei  Abschnitte ;  der  erste  Abschnitt 
giebt  eine  Darstellung  der  gesamten  Behördenorganisation  vom  Ministerium 
bis  herab  zu  den  Ortsverwaltungsbehörden  und  den  Vollzugsbeamten  (Gen- 
darmerie; Schutzmannschaft  u.  s.  w.);  der  zweite  Abschnitt  handelt  vom 
Verwaltungsverfahreu;  einschliefslich  der  gesamten  Verwaltungsgerichtsbar- 
keit, und  im  dritten  Abschnitte  ist  der  Staatsverwaltungsdienst  mit  Ein- 
schlufs  des  Disziplinarverfahrens  besprochen. 

Der  zweite  Band  mit  dem  Spezialtitel  ;,Das  innere  Verwaltungsrecht 
in  Preufsen^^  bringt  als  zweiten  Teil  ;;des  preuMschen  Verwaltungsrechts'' 
eine  Darstellung  des  Verwaltungsrechts  der  inneren  Verwaltung  mit  Aus- 
schlufs  des  sog.  Kirchenstaatsreohts.  Den  in  diesem  Bande  behandelten 
Stoff  hat  der  Verfasser  in  vier  Kapitel  verteilt:  I.  Kapitel:  Allgemeine 
Öffentliche  Personenrechte:    1.  Der  öffentlich-rechtliche  Personenbestand; 

2.  Erwerb  und  Verlust  der  Staatsangehörigkeit;  3.  Aufenthalts- und  Nieder- 
lassungsrecht; 4.  Vereins-  und  Versammlungsrecht;  5.  jdas  Recht  der  Hilfs- 
bedtirftigen  (Armen wesen).  II.  Kapitel:  Die  öffentliche  Gesundheitspflege. 
in.  Kapitel:  Die  allgemeine  Volksbildung.  IV.  Kapitel:  Schutz  der  er- 
werblichen Arbeit.  V.  Kapitel:  Das  wirtschaftliche  Recht.  VI.  Kapitel: 
Aufrechterhaltung  der  Sicherheit,  Ordnung  und  Sittlichkeit  im  Staate  (Sicher- 
heits-  und  Sittlichkeitspolizei).     Zu   bemerken   ist,   dafs  der  Verfasser  im 

3.  Kapitel  unter  der  Cberschrift  ;;Die  allgemeine  Volksbildung''  lediglich 
das  VolksBchulwesen  und  die  Zwangserziehung  behandelt,  dagegen  das  höhere 
Schulwesen,  „welchem  eine  völlige  Neugestaltung  bevorsteht",  und  die  sog. 
Fortbildungsschulen  und  Fachschulen  nicht  berücksichtigt.  Im  4.  Kapitel 
ist  eine  Darstellung  der  sog.  Arbeiterversicherung  gegeben,  und  was  das 
fünfte  Kapitel  (Volkswirtschaftspflege  und  Volkswirtschaftspolizei)  anlangt, 
so  enthält  die  erste  Abteilung  (allgemeine  wirtschaftliche  Angelegenheiten) 
1.  das  Geldwesen,  2.  das  Mafs-  und  Gewichtswesen,  3.  die  öffentlichen  Ver- 
kehrsanstalten, 4.  öffentlich-rechtliche  Förderung  der  Industrie  (Handels- 
kammern, Patentschutz, Muster-  und  Markenschutz),  5.  Gesindewesen,  B.Grün- 
dung neuer  Ansiedelungen.  Die  zweite  Abteilung  umfafst  das  landwirt- 
schaftliche Verwaltungsrecht  und  die  dritte  das  öffentliche  Gewerberecht 
einschliefslich  der  Arbeiterschutzgesetzgebung. 

Bezüglich  der  systematischen  Ordnung  des  im  zweiten  Bande  behan- 
delten materiellen  Verwaltungsrechts  hebt  der  Verfasser  hervor,  dafs  es 
ein  allgemein  anerkanntes  System  des  Verwaltungsrechts  nicht  giebt, 
und  dafs  er  bei  der  von  ihm  vorgenommenen  Gliederung  des  Stoffes  von 
der  Erwägung  ausgegangen  sei,  dass  die  Regierung  des  Staats  und  insbe- 
sondere die  öffentliche  Verwaltung  es  mit  der  Pflege  und  Förderung  der 
Menschen  im  Staate  und  ihrer  Interessen  zu  thun  hat,  sowie  dafs  ander- 
seits jeder  einzelne  Staatsangehörige  sich  als  Glied  im  Staatsverbande  wissen 
und  verhalten  mufs.  Infolgedessen  wurden  die  öffentlich  rechtlichen  Be- 
ziehungen an  die  Spitze  gestellt  und  wurde  sodann  die  allmähliche  Er- 
weiterung derselben,  wie  sie  durch  die  Beziehungen  der  einzelnen  Menschen 
zu  einander  und  zum  Staate  und  seinen  organischen  Gliederungen  bedingt 
wird,  verfolgt.  Dabei  war  mafsgebend  für  die  Gliederung  des  Stoffs  das 
Objekt  der  staatlichen  Thätigkeit,  nicht  die  Form  dieser  Thätigkeit  (Polizei 
oder  Staatspflege).  In  der  That  war  die  früher  nicht  selten  übliche  Glie- 
derung des  Stoffes  des  Verwaltungsrechtes,  je  nachdem  es  sich  um  poli- 
zeiliche oder  pflegliche  Thätigkeit  der  öffentlichen  Verwaltung  handelte,  oder 
je  nachdem  der  Gegenstand  als  unter  die  Sicherheitspolizei  oder  Wohlfahrts- 
polizei fallend  betrachtet  wurde,   nur  geeignet,   Zusammengehöriges  aus- 
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einanderzureifsen.  Mit  Recht  schliefst  sich  daher  das  jetzt  übliche  System 
des  Verwaltungsrechts  an  die  verschiedenen  Lebensverhältnisse  an,  auf 
welche  sich  das  Verwaltnngsrecht  nnd  die  Thätigkeit  der  Verwaltung  be- 
ziehen. Freilich  kann  man  dabei  die  Lebensverhältnisse  auch  wieder  nach 
verschiedenen  Gesichtspunkten  gliedern  und  ordnen.  Jedenfalls  ist  aber 
das  vom  Verfasser  eingehaltene  System  so  gut  wie  manches  andere  ^  das 
eine  etwas  andre  Gliederung  des  Stoffes  zur  Folge  hat. 

Was  im  übrigen  den  Charakter  und  Zweck  des  Werkes  anlangt ,  so 
beschränkt  es  sich  auf  die  Darstellung  des  Rechts  der  inneren  Verwaltung, 
des  sogenannten  Verwaltungsrechts  im  engeren  Sinne.  Die  übrigen  Ver- 
waltungszweige (Rechtspflege;  Finanzverwaltung;  Heeresverwaltung;  auswär- 
tige Verwaltung  und  kirchliche  Verwaltung)  sind  ausgeschlossen  (vgl.  Bd.  I 
§  21;  S.  42).  Der  Verfasser  hat  ferner  dem  Buche  den  Titel  ;;Lehrbuch 
des  preufsischen  Verwaltungsrechts''  gegeben ;  er  hat  sich  aber  nicht  darauf 
beschränkt;  das  in  Preufsen  geltende  Recht  nur  insoweit  darzustellen;  als 
es  auf  landesgesetzlichen  Vorschriften  beruht;  sondern  er  hat  auch  in  dem- 
selben Umfange  und  in  demselben  Mafse  die  für  die  verschiedenen  Ver- 
waltungsgbiete  geltenden  reichsrechtlichen  Vorschriften  berücksichtigt  Eine 
andre  Behandlungsweise  war  auch  nicht  wohl  möglich.  Allerdings  lassen 
sich  die  auf  die  innere  Verwaltung  bezüglichen  Vorschriften  des  Reichs- 
rechts gesondert  darstellen;  wie  dies  z.  B.  Labaiid  gethan  hat,  eine  ge- 
sonderte Darstellung  des  landesrechtlichen  Bestandteils  des  Verwaltungs- 
rechts ist  aber  nicht  durchführbar;  weil  für  eine  ganze  Anzahl  von  Ver- 
waltungszweigen die  Grundlagen  durch  Reichsrecht  geschaffen  sind,  dem 
das  Landrecht  nur  ergänzend  hinzutritt  Der  die  Organisation  der  Staats- 
verwaltung nnd  das  Verwaltungsverfahren  behandelnde  erste  Band  enthält 
der  Natur  der  Sache  nach  mit  Ausnahme  der  Abschnitte  über  das  Bundes- 
amt für  das  Heimatwesen  und  das  Reichsversicherungsamt  ausschliefslich 
preufsisches  Recht;  in  dem  das  materielle  Verwaltungsrecht  darstellenden 
zweiten  Bande  tritt  dagegen  das  Reichsrecht  sehr  erheblich  in  den  Vorder- 
grund« 

Das  Werk  ist  in  erster  Linie  ftlr  den  praktischen  Gebrauch  bestimmt; 
der  Verfasser  hat  daher  das  geltende  Recht  auf  Grundlage  der  einschlä- 
gigen Gesetze  und  Verordnungen  und  möglichst  im  Anschlüsse  daran  unter 
Berücksichtigung  der  in  Betracht  kommenden  Rechtsprechung  der  Gerichte 
und  Verwaltungsgerichte  dargestellt  und  eingehend  erörtert.  Dagegen  hat 
er  durchweg  auf  tiefgehende  theoretische  Untersuchungen  verzichtet  und 
den  Schwerpunkt  des  Werkes  in  die  Darstellung  des  positiven  Verwal- 
tungsrechts gelegt.  Deshalb  kann  auch  von  einer  Auseinandersetzung  mit 
dem  Verfasser  über  die  in  der  Einleitung  dargelegten  Grundsätze  abge- 
sehen werden;  obwohl  manche  der  dort  sich  findenden  Ausführungen;  z.  B. 
über  die  Ausschliefsung  des  Gewohnheitsrechts  aus  dem  Gebiete  der  Ver- 
waltung; über  die  Unmöglichkeit  der  Begründung  öffentlicher  Rechtsver- 
hältnisse durch  Vertrag  u.  s.  w.;  Widerspruch  hervorzurufen  geeignet  sind. 

Ebenso  mufs  schon  aus  Rücksicht  auf  den  Raum  davon  Abstand  ge- 
nommen werden;  die  Darstellung  des  positiven  Rechts  im  einzelnen  zu 
kritisieren.  Nur  das  mag  hervorgehoben  werden;  dafs  einzelne  Abschnitte 
des  Werkes  der  nötigen  Vollständigkeit  entbehren ;  so  mufs  es  entschieden 
als  ein  Mangel  des  Werkes  bezeichnet  werden;  dafs  im  Kapitel  über  ;;all- 
gemeine  Volksbildung''  vom  gesamten  Unterrichts-  und  Bildungswesen  nur 
das  Recht  der  Volksschule  und  die  eigentlich  in  die  Sitten-  oder  Sicher- 
heitspolizei gehörende  Zwangserziehung  behandelt  wird. 
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Trotzdem  ist  anzuerkennen,  dafs  der  Verfasser  ein  recht  brauchbares 
Buch  geschaffen  hat,  das  über  alle  Einzelfragen  der  behandelten  Gebiete 
rasch  und  sicher  Aufschlufs  giebt  und  auch  neben  den  jetzt  im  Gebrauche 
befindlichen  Lehr-  und  Handbtichem  des  preufsischen  Staats-  und  Verwal- 
tungsrechts  sich  Geltung  verschaffen  wird,  zumal  das  Werk  von  Rönne  in 
vielen  Teilen  veraltet  ist  und  Bosnhace  das  Verwaltungsrecht  nicht  in  allen 
Abschnitten  gleich  ausführlich  und  vollständig  behandelt  hat. 

Würzburg.  Stengel. 

Landau  y  Die  Mortalität  in  Hamburg  in  diesem  Jahrhundert.  32  S. 
Hamburg,  Oberstedt  &  Schering,  1892.    Preis  1  M. 

In  jeder  Grofsstadt  zeigen  die  einzelnen  Stadtteile  hinsichtlich  der  Ge- 
burts-  und  Sterbeziffern,  sowie  der  prävalierenden  Todesursachen  gewisse  kon- 
stante Unterschiede,  deren  Ursachen  nachzugehen,  eine  interessante  Aufgabe 
fOr  den  Forscher  auf  dem  Gebiete  des  öffentlichen  Gesundheitswesens  ist. 

Das  statistische  Jahrbuch  von  Berlin  bietet  z.  B.  wertvolles  Material  für 
derartige  Studien,  und  für  Paris  sind  die  Beziehungen  zwischen  den  sozialen 
Verhältnissen  und  der  Häufigkeit  einiger  Todesursachen  in  den  einzelnen 
Stadtbezirken  kürzlich  auf  Grund  mehr  als  zwanzigjähriger  Beobachtungen 
in  fesselnder  Weise  zusammengesteift  (vgl.  u.  a.  Veröffentl.  d.  K.  Gesundheits- 
amtes 1891,  S.  724). 

Verfasser  versucht  in  seiner  kleinen  Arbeit  (32  Seiten),  den  Leser  davon 
zu  überzeugen,  dafs  die  Ursache  einer  erhöhten  SterblichJseit  hauptsächlich 
in  den  Bodenverhältnissen  zu  suchen  sei;  er  meint:  „in  der  Bodenbeschaffen- 
heit liegt  der  Hauptfaktor  der  mifslichen  Sterbezahlen'^  Um  diese  seine 
Ansicht  zu  begründen,  hat  er  statistisches  Material  aus  Hamburg  und  Um- 
gegend von  t817  an  zusammengesucht.  Da  auf  Marschboden  mehr  Todes- 
fälle vorgekommen  sind,  als  auf  Geestboden,  erklärt  er  zum  Schlüsse  empha- 
tisch: „im  Marschboden  haust  der  Tod'^  Also  nur  wer  auf  Geestboden 
wohnt,  d.  h.  daselbst  zu  nächtigen  pflegt,  hätte  hiernach  langes  Leben  zu 
erwarten,  der  Ort  der  Beschäftigung  —  bekanntlich  bei  Stadtbewohnern  mit 
der  Wohnstätte  keineswegs  immer  identisch  —  erscheint  gleichgültig;  ebenso- 
wenig werden  soziale  Verhältnisse,  Berufsart,  Wohnungsverhältnisse,  einerseits 
der  Geest-,  anderseits  der  Marschbewohner,  berücksichtigt.  —  Diese  von  einem 
sehr  einseitigen  Standpunkte  aus  erfolgte  Betrachtung  der  Hamburger  Sterb- 
lichkeitsverhältnisse dürfte  selbst  bei  den  Fanatikern  der  Bodendoktrin  auf 
viel  Beifall  nicht  zu  rechnen  haben. 

Berlin.  Rahts. 

Dr.  XarouB  Hirsch,  Die  Notwendigkeit  der  Staatshilfe  hei  Massenepidemien, 
speziell  der  Cholera.  28  S.  Frankfurt  a.  M.,  J.  Kauffmann,  1892.  Preis  0,60  M. 

Im  Hinblick  auf  das  „Hamburger  Unglück''  führt  Verf.  des  Näheren 
aus,  dafs  es  Aufgabe  des  Staates  sei,  nicht  nur  die  Bevölkerung  vor  Seuchen 
zu  bewahren,  sondern  auch  für  deren  Bekämpfung  die  erforderliche  Vor- 
sorge rechtzeitig  zu  treffen.  Zur  Verhütung  der  Seuchen  habe  der  Staat 
für  gute,  reine  Luft,  für  die  Reinhaltung  des  Bodens  und  der  Flüsse,  für 
gesunde  Ernährung,  gesunde  Wohnverhältnisse,  vor  allem  für  gesundes  Trink- 
wasser und  für  genügende  Kanalisation  zu  sorgen  u.  s.  w.;  zur  Bekämpfung 
der  Seuchen  gelte  es  ausreichende  ärztliche  Hilfe  zu  beschaffen,  Hospitäler 
für  Epidemiezwecke  zu  errichten  und  einzurichten,  Pflegepersonal,  Arznei- 
und  Desinfektionsmittel  bereit  zu  halten  und  Vorsorge  zu  treffen  für  den 
Transport  der  Kranken  und  Gestorbenen,  sowie  für  Bergung  der  Leichen. 
Femer  bedürfe  es  der  reichsgesetzlichen  Regelung  des  gesamten  Verkehrs- 
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Wesens  zu  Epidemiezeiten,  namentlich  der  endgültigen  Regelung  der  Quaran- 
tänefrage. 

um  alles  dies  zu  erreichen,  soll  das  gesamte  Sanitätswesen  des  Reiches 
umgestaltet  werden.  Verf.  übersieht  dabei,  dafs  es  ein  einheitliches  Sani- 
tätswesen des  Deutschen  Reiches  nicht  giebt,  er  hat  auch  anscheinend  nur 
das  preufsische  im  Auge ,  da  er  in  erster  Linie  eine  bessere  Besoldung  der 
Kreisphysiker  betont.  Das  Sanitätswesen  der  (preufsischen)  Armee  dient  ihm 
zum  Teil  als  Vorbild. 

Die  Sorge  für  Ärzte  und  Transportmittel  soll  nach  Ansicht  des  Verf. 
dem  Reiche  obliegen,  von  einer  Reichs-Zentralstelle  aus  sollen  die  Kom- 
munen mit  genügender  ärztlicher  Hilfe  bei  Massenepidemien  versorgt  werden. 

Wie  weit  Verf.  mitunter  in  seinem  Verlangen  nach  Staatshilfe  geht, 
mag  daraus  ersehen  werden,  dafs  es  nach  seiner  Meinung  (S.  17,  These  2) 
gesetzlicher  Vorausbestimmung  bedarf,  wie  viele  Patienten  jeder 
Krankheit  der  einzelne  Arzt  praeter  propter  zu  versorgen  im  stände  ist. 

Berlin.  Rahts. 

Dr.  B.  Asoher,  Zur  stacUlichen  Beaufsichtigung  der  Irrenanstalten. 
36  S.    Berlin,  J.  Karger,  1893.    Preis  0,80  M. 

Die  neuerdings  sowohl  in  ärztlichen  Kreisen,  als  auch  in  den  Tages- 
blättem  oft  berührte  Frage,  wie  die  staatliche  Beaufisichtigung  der  Irren- 
anstalten besser  zu  regeln  und  damit  das  Vertrauen  der  Bevölkerung  in 
die  Leitung  der  Irrenanstalten  zu  heben  sei,  wird  vom  Verfasser,  bisherigem 
Hilfsarzte  an  einer  grofsen  derartigen  Anstalt,  in  eingehender  und  sachver- 
ständiger Weise  erörtert,  jedoch  werden  lediglich  die  bestehenden  Verhält- 
nisse im  Staate  Preufsen  berücksichtigt.  Verfasser  glaubt,  dafs  auf  Grund 
einer  vollkommeneren  Art  der  staatlichen  Beaufsichtigung  das  Aufnahmever- 
fahren der  Geisteskranken  in  die  Irrenanstalten  erleichtert  werden  dürfe, 
was  zweifellos  oft  im  Interesse  der  Kranken  wie  der  Angehörigen  liegt  Er 
bespricht  ausführlich  die  jetzigen  Aufnahmebedingungen  und  hält  zur  Be- 
gründung der  Überftlhrung  einer  Person  in  die  Irrenanstalt  das  Attest  jedes 
beliebigen  einzelnen  Arztes  für  ausreichend.  Diese,  den  rein  ärztlichen 
Standpunkt  vertretende  Ansicht  wird  voraussichtlich  in  den  Kreisen  der  ge- 
setzgebenden Faktoren  und  auch  bei  den  staatlichen  Behörden  auf  Wider- 
spruch stofsen,  solange  zugegeben  werden  mufs,  daijs  nach  der  heutigen 
Art  der  ärztlichen  Ausbildung  die  Fähigkeit,  Geisteskranke  richtig  zu  be- 
urteilen, nicht  bei  jedem  approbierten  Arzt  vorausgesetzt  werden  darf. 

Die  Zweifel  des  Verfassers  hinsichtlich  der  Abgrenzung  der  öffent- 
lichen von  den  Privatanstalten  dürften  nach  dem  Krankenhauslexikon  von 
Guttstadt  (Tl.  II.  S.  243—247)  zu  beheben  sein,  da  hier  die  fflr  die  amt- 
liche Statistik  mafsgebende  Einteilung  der  preufsischen  Irrenanstalten  in 
öffentliche  und  private  gegeben  ist.  Ebendaselbst  findet  übrigens  auch  die 
von  Ascher  behandelte  Frage  eingehende  Berücksichtigung,  worauf  besonders 
verwiesen  sei. 

Berlin.  Rahts. 

Becker,  Wilhelm  Carl,  Der  Völkerfriede.  Betrachtungen  über  die 
gegenwärtigen  internationalen  politischen  Zustände  der  Kulturstaaten  und 
Ideen  hinsichtlich  der  zukünftigen  Gestaltung  derselben.  XVI  u.  247  S. 
Zürich,  Verlags-Magazin.  (J.  Schabelitz),  1 893.    Preis  3  M. 

Der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift,  die  der  internationalen  Friedens- 
liga und  allen  wahren  Patrioten  und  Freunden  der  Gerechtigkeit  und  des 
Friedens  gewidmet  ist,  baut  seine  Ideen  auf  dem  Satze  auf,  dafs  der  einzige 
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Zweck  aller  staatlichen  Vereinignng  die  Wohlfahrt  der  Völker  sei ;  alle  Hand- 
lungen, die  diesem  Zwecke  zuwiderlaufen,  sind  demnach  widersinnig.  Dieses 
Prädikat  verdient  aber  die  gegenwärtige  europäische  Politik ;  denn  sie  ist  die 
Politik  der  permanenten  Kriegsbereitschaft  mit  ihren  schweren  Lasten,  und  sie 
begünstigt  den  Krieg  mit  seinem  Massenmord  und  seiner  Länderverwüstung, 
erzeugt  also  gerade  das  Gegenteil  von  Völkerwohlfahrt.  Das  einzige  Motiv 
dieser  Politik  ist  heute  der  „sogenannte  Patriotismus^',  d.  h.  der  „absurde 
kindische  NationalitätsdünkeP',  der  als  Kriegsmovens  an  die  Stelle  der  ehe- 
maligen Raubsucht  der  Kabinette  getreten  ist.  Dieser  Patriotismus  ist  das 
stete  Hindernis  eines  dauernden  Völkerfriedens.  Einer  Polemik  gegen  diesen 
Nationaldünkel  ist  ein  beträchtlicher  Teil  der  BECKEBSchen  Schrift  gewid- 
met; sie  trägt  als  eine  Art  zweiter  Überschrift  die  Worte  „Patriotismus  contra 
Civilisation'^  Ruhmesthaten  eines  solchen  Chauvinismus  waren  die  Annexion 
Schleswig-Holsteins  und  Elsass-Lothringens ;  die  Rückgabe  dieser  Provinzen 
an  Dänemark  und  Frankreich  würde  eine  wahrhaft  patriotische  That  sein, 
sie   würde  den  gröfsten  Teil  des  KriegszündstofE^  aus  der  Welt  schaffen. 

Der  „Patriotismus^^  wird  nun  zwar  einen  solchen  Akt  der  Völker- 
gerechtigkeit verhindern ;  er  wird  überhaupt  dem  Verschwinden  der  ewigen 
Völkerfehde  den  heftigsten  Widerstand  entgegensetzen.  Aber  der  ewige 
Völkerfriede  ist  darum  doch  keine  Utopie ;  er  ist  nicht  blofs  eine  erträumte, 
sondern  eine  durchaus  notwendige  Stufe  der  Entwicklung  der  Menschheit.  £r- 
fahrungsgemäfs  nämlich  sind  Intelligenz  und  moralischer  Sinn  und  mit  ihnen 
Rechts-  und  Mitleidsgeftthl  fortwährend  im  Steigen  begriffen;  sie  müssen 
so  weit  steigen,  dafs  endlich  die  Erkenntnis  von  der  Vemunftwidrigkeit  des 
Kriegs  allgemeine  Herrschaft  erlangt.  Die  Thatsache,  dafs  die  Militärlasten 
immer  gröfser,  die  Elriege  immer  teurer  und  blutiger  werden,  mufs  diese 
Erkenntnis  fördern,  der  wachsende  Selbsterhaltungstrieb  der  Völker  mufs 
sie  vollenden.  Dieses  Endziel  ist  näher,  als  man  denkt.  Den  Beweis  freilich, 
dafs  die  blofse  Einsicht  in  die  Vemunftwidrigkeit  des  Kriegs  diesen  selbst  un- 
möglich machen  wird  und  kann,  bleibt  Becker  schuldig;  ebenso  wenig  glück- 
lich ist  seine  heftige  Polemik  gegen  die  „Realpolitiker^^  und  die  Vertreter 
der  Idee  von  der  Notwendigkeit  und  Sittlichkeit  des  Kriegs. 

Obwohl  nun  der  dauernde  Völkerfriede,  fährt  Becker  fort,  das  not- 
wendige Ergebnis  einer  bereits  im  Gange  befindlichen  Entwicklung  sein 
wird,  so  sind  doch  die  auf  seine  Verwirklichung  gerichteten  praktischen  Be- 
strebungen der  Friedensfreunde  durchaus  zu  billigen  und  zu  unterstützen. 
Als  wirksame  Mittel  zur  Beseitigung  des  Kriegs  empfiehlt  Becker  im  Anschlufs 
an  die  aus  Anlafs  des  Ausschreibens  der  lombardischen  Friedensliga  vom 
Jahre  1888  entstandene  Scarabellische  Schrift  —  die  er  übrigens  nur  aus 
Monetas  Berichte  zu  kennen  scheint  —  die  Schöpfung  eines  zur  Ent- 
scheidung aller  internationalen  Streitfragen  berufenen  Schiedsgerichts, 
eines  zur  zwangsweisen  (!)  Durchführung  der  schiedsgerichtlichen  Erkennt- 
nisse fähigen  allgemeinen  Staatenbundes  und  eines  Kodex  des 
positiven  Völkerrechts. 

Man  sieht,  der  Gedankengang  und  die  Vorschläge  des  neuen  Friedens- 
apostels sind  nicht  eben  originell,  und  wer  gegen  sie  kämpfen  wollte,  würde 
nur  oft  Gresagtes  wiederholen  müssen.  Man  könnte  aber  diesen  Mangel  an 
Ursprüngliehkeit  eher  verzeihen,  wenn  die  alten  Ideen  wenigstens  mit  Klar- 
heit und  Geschmack  entwickelt  würden.  Dagegen  entbehrt  das  BECKERSche 
Buch  aller  und  jeder  verständigen  Anordnung  des  Sto£b;  es  strotzt  von  unaus- 
getragenen  politischen  Ansichten  und  zeugt  durchweg  von  der  oberflächlich- 
sten Geschichtsauffassung.    In  den  Gang  der  Erörterung  sind  Ausfälle  gegen 
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innerstaatliche;  namentlich  deutsche  politische  Verhältnisse  nnd  Angriffe  auf 
die  bestehende  Wirtschaftsordnung  eingestreut,  die  mit  dem  Thema  der  Schrift 
nicht  den  geringsten  Zusammenhang  haben.  Dabei  wird  alles  mit  auf- 
dringlichster Breite  und  im  Tone  einer  wühlerischen  Presse  vorgetragen. 
So  erhebt  sich  die  Schrift  um  nichts  über  die  zahlreichen  wertlosen  Er- 
zeugnisse ähnlichen  Inhalts. 

Leipzig.  Dr.  Heinrich  Tbiepel. 

MeisterhanSy  Dr.  K.,  Professor  an  der  Eantonsschule  in  Solothurn, 
Die  Schweiz  und  die  öffentlichen  Schiedsgerichte.  Eine  historische  Studie. 
(Heft  23  der  Schweizer  Zeitfragen.)  39  S.  Zürich;  Druck  und  Verlag  des 
Art.  Instituts  Orell  Füssli,  1892.     Preis  1  M. 

Die  ansprechende  kleine  Schrift  behandelt  in  knapper  Darstellung  zu- 
nächst  die  Entwicklung  der  mittelalterlichen  Schiedsgerichte  auf  Schweizer 
Bodeu;  Yornehmlich  derer,  die  durch  die  Schiedsgerichtsklauseln  der  Schweizer 
Städte-  und  Landschaftsbündnisse  geschaffen  wurden.  Der  Verfasser  erblickt 
in  ihnen  mit  Rechtden  ersten  Ansatz  zur  späteren  Tagsatzung  und  zur  Bundes- 
gewalt. Er  kommt  dann  weiter  auf  Schiedsgerichte  zu  sprechen^  welche 
die  Eidgenossenschaft  im  Laufe  der  Zeit  mit  auswärtigen  Mächten  zur  Er- 
ledigung von  Streitigkeiten  vereinbart  hat.  Wenn  der  Verfasser  der  Schweiz 
eine  wichtige  führende  Rolle  in  der  modernen;  auf  Einsetzung  ständiger  inter- 
nationaler Schiedsgerichte  abzielenden  Bewegung  zuschreibt;  so  führt  ihn  wohl 
sein  Patriotismus  zu  weit;  ebenso  zeugt  die  Form  der  Widmung  der  Schrift  an 
die  interparlamentarische  Konferenz;  das  ;;Zukünftige  internationale  Parla- 
ment'^; von  nicht  geringer  Phantasie.  —  Der  Zusammenhang  der  beiden 
Teile  der  Schrift  ist  nicht  recht  klar;  er  ist  jedenfalls  nur  ein  äufserlicher. 
Die  Schiedsgerichte  der  alten  Schweiz  sind  mit  den  modernen  internationalen 
Schiedsgerichten  begrifflich  nicht  wohl  auf  eine  Stufe  zu  stellen;  jene  be- 
deuteten zunächst  und  im  wesentlichen  ein  Mittel;  den  vorhandenen  Richter 
zu  umgeheu;  diese  wollen  den  Mangel  einer  richterlichen  Oewalt  ersetzen. 
Dadurch;  dafs  der  Verfasser  die  von  ihm  benutzten  Quellen  nur  unvollständig 
am  Anfange  der  Abhandlung  zusammenstellt;  im  übrigen  aber  nicht  oitiert, 
erschwert  er  es  dem  Leser,  die  Richtigkeit  der  üntersuchungsergebnisse  im 
einzelnen  zu  prüfen. 

Leipzig.  Dr.  Heinbigh  Tbiepel. 

Kurze  Besprechungen: 

StiedE;  W.,  Sozialpolitik.  Orundrifs  zur  Vorlesung.  (Als  Manuskript 
gedruckt.)    8®.    28  S.    Rostock;  Komm.- Verl.  d.  Stillerschen  Hofbuchh.  o.  J. 

Der  Verfasser  giebt  eine  recht  brauchbare  Zusammenstellung  der  wich- 
tigsten sozialpolitischen  Litteratur. 

Ohristiani,  E.,  Va^sicherungspflicht  und  freier  Unterhalt.  Ein  Beitrag 
zur  Auslegung  des  §  3  Abs.  2  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungsgesetzes 
vom  22.  Juni  1889.    8*.    40  8.    Berlin,  H.  W.  Müller,  1892.    Preis  0,80  M. 

Der  Verfasser  behandelt  in  anschaulicher  Weise  die  Kontroversen,  die 
in  Theorie  und  Praxis  über  die  Auslegung  des  §  3  Abs.  2  des  Invaliditäts- 
und Altersversicherungsgesetzes  zu  Tage  getreten  sind,  und  hält  es  im  In- 
teresse einer  gesicherten  Rechtsanwendnng  wie  auch  vom  sozialpolitischen 
Standpunkte  aus  für  unerläfslich,  dafs  man  sich  bei  der  Auslegung  des  §  3 
Abs.  2  des  Gesetzes  auf  einen  festen  Boden  stelle.  Er  weist  mit  Recht 
darauf  hin,  dafs  für  die  Frage  der  Versicherungspflicht  allein  entscheidend 
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sei;  ob  sich  das  Verhältnis  zwischen  dem  Beschäftigten  and  seinem  (Arbeit-) 
ünterhaltgeber  bei  Berflcksichtignng  alier  Umstände  als  ein  Lohnarbeitsver- 
hältnis  oder  als  ein  ünterhaltsverhältnis  darstelle.  Wenn  im  Einzelfalle  die 
Beurteilnng  eine  besonders  schwierige  sei,  so  werde,  wie  der  Verfasser  be- 
merkt, dem  Geiste  des  Gesetzes  am  meisten  dadurch  Rechnung  getragen, 
dafs  man  die  Versicherungspflicht  nicht  yemeine. 

J&ger,  E.^  Geschichte  und  Litteratur  des  Normalarbeitstags.  S^.  63  S. 
Stuttgart,  Liesching  &  Co.,  1892.    Preis  1  M. 

Der  Verfasser  macht  den  Versuch,  eine  Darstellung  der  „Geschichte 
und  Litteratur  des  Normalarbeitstags^'  zu  geben.  Was  der  Titel  der  Schrift 
verspricht,  hält  der  Inhalt  indessen  nicht  Das  Material,  das  der  Verfasser 
zusammenträgt,  ist  von  einer  Vollständigkeit  weit  entfernt.  Wichtige  Litte- 
ratur ist  ganz  unberücksichtigt  geblieben,  es  ist  daher  kein  Wunder,  wenn 
bei  der  Darstellung  der  Anschauungen  einzelner  Personen  Irrtdmer  unter- 
laufen. Beispielsweise  sei  erwähnt,  dafs  Sghafflb  mit  folgenden  Worten 
abgefertigt  wird :  „Schäffle,  früher  österreichischer  Handelsminister,  verlangt 
für  den  ununterbrochenen  Betrieb  ausschliefslich  den  Normalarbeitstag  von 
11 — 11 1/2  Stunden  in  seiner  Schrift  über  die  Aussichtslosigkeit  der  Sozial- 
demokratie''. Dafs  SoHÄFFLB  zuletzt  in  seinen  Abhandlungen  „Zur  Theorie 
und  Politik  des  Arbeiterschutzes''  (in  der  Tübinger  Zeitschrift,  1890  u.  ff.) 
der  Frage  des  Normalarbeitstages  eine  sehr  eingehende  Darstellung  gewidmet 
hat  und  darin  durchaus  nicht  die  allgemein  gehaltene  Forderung  eines 
11 — 1 1  V^stündigen  Normalarbeitstags  aufstellt,  scheint  dem  Verfasser  nicht 
bekannt  zu  sein. 

Elöiseli  H.  H.,  „Made  in  Germany'*.  Das  englische  Handelsmarken- 
schutz-Gesetz von  1887.  Nebst  Ausführungs-Bestimmungen,  Entscheidungen 
und  Erläuterungen,  sowie  den  Annahme -Verordnungen  in  den  britischen 
Kolonien  und  Besitzungen,  für  den  deutschen  Fabrikanten  und  Exporteur 
herausgegeben.   8«.  XXIV  u.  140  S.  Leipzig,  E.  H.  Mayer,  1892.  Preis  3  M. 

Die  Übertretungen  des  englischen  Handelsmarkenschutz-Gesetzes  durch 
deutsche  Exporteure  haben  nicht  nur  nicht  aufgehört,  sondern  sich  in  letzter 
Zeit  sogar  erheblich  vermehrt,  obgleich  die  Handelswelt  wiederholt  auf  die 
strengen  Bestimmungen  jenes  Gesetzes  aufmerksam  gemacht  worden  ist.  Das 
vorliegende  Werkchen  hat  sich  nun  die  Aufgabe  gestellt,  die  deutschen 
Fabrikanten  und  Exporteure  schnell  und  zuverlässig  mit  den  Bestimmungen 
des  englischen  Gesetzes  bekannt  zu  machen  und  so  vor  Verlusten  zu  schützen. 
Wir  glauben,  dafs  diese  Aufgabe  vom  Verfasser  mit  Geschick  gelöst  worden 
ist.  Ein  übersichtliches  Inhaltsverzeichnis  erhöht  die  Brauchbarkeit  des  Werkes. 

Arndt,  A.,  Allgemeines  Berggesetz  für  die  preufsischen  Staaten  in  seiner 
jetzigen  Fassung  nebst  kurzgefafstem  Kommentar  und  einem  Auszug  aus  der 
Gewerbeordnung.    8».    VTII,  197  S.    Leipzig,  Pfeffer,  1892.    Preis  2  M. 

Das  Buch,  dem  ein  Auszug  aus  der  Reichsgewerbeordnung  nebst  den 
auf  Grund  derselben  in  neuester  Zeit  erlassenen  Ausführungsvorschriften,  ins- 
besondere auch  denen  über  das  Kesselwesen,  beigeftlgt  ist,  steht  in  der  Ein- 
richtung und  Ausführlichkeit  etwa  in  der  Mitte  zwischen  einem  vollständigen 
Kommentar  und  einer  Textausgabe.  Eingehendere  Erörterungen  finden  sich 
fast  nur  bei  den  Vorschriften  der  Novelle ;  im  übrigen  beschränken  sich  die 
Anmerkungen  hauptsächlich  auf  die  wichtigeren  Punkte  und  die  neueren 
Gerichts-  und  Verwaltungsentscheidungen.     Das  Werk  wird   zweifellos   in 
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weiteren  Kreisen,  namentlich  in  denen  der  Betriebsbeamten  and  Werk- 
besxtzer,  wülkonmien  geheifsen  werden.  Ein  ausftlhrliches  Sachregister  er- 
höht seinen  Wert 

Meineid  und  Sozialdemokratie.  Ein  Beitrag  zu  einer  brennenden  Tages- 
frage. Anf  Grand  authentischer  Quellen.  2.  Aufl.  8^.  93  S.  Berlin,  R.  Wil- 
helmi,  1892.    Preis  1  M. 

Die  Broschüre  enthält  Material  aus  der  sozialdemokratischen  Presse,  aas 
Gerichtsverhandlungen  u.  s.  w.,  wodurch  der  Beweis  erbracht  werden  soll, 
dafs  es  „in  der  Sozialdemokratie  als  Ehrensache  gelte,  einen  Meineid  zu 
leisten,  wenn  es  darauf  ankomme,  einem  Parteigenossen  zu  helfen'^ 

doli,  A.,  Ein  Zukunftsbild  der  Menschheit.  80.  20  S.  Zürich,  Yer- 
lagsmagazin  (J.  Schabelitz),  1893.    Preis  0,70  M. 

Der  Verfasser  sieht  sein  Zukunftsbild  in  der  Herrschaft  des  weiblichen 
Geschlechts.  Da  es  bis  dahin  aber  noch  weite  Wege  hat,  giebt  er  sich 
vorerst  nur  „der  stillen  heiligen  Ahnung  der  erhabenen,  sittlich  reinen  Gröfse 
der  menschlichen  Verhältnisse  hin,  die  durch  die  Herrschaft,  durch  geistige, 
stille,  aber  vollendete  Herrschaft  des  Weibes  gegeben  sein  wird". 

Mollat^  O.y  Qu£llenbuch  zur  Geschichte  der  deutschen  Politik  im  neun- 
zehnten  Jahrhundert  8».  Vffl,  293  8.  Leipzig,  H.  Haessel,  1892.  Preis  3  M. 

Das  Quellenbuch  bietet  eine  Anthologie  aus  den  Werken  von  Johannes 
V.  Müller,  A.  H.  Müller,  Fr.  v.  Gentz,  Heinr.  Luden,  Jos.  v.  Görres,  Syl- 
vester Jordan,  C.  Vollgraff,  C.  Ludw.  v.  Haller,  C.  S.  Zagharia, 
C.  V.  Rottege,  f.  X.  V.  Baader,  Fr.  Böhmer,  Fr.  Chr.  Dahlmann,  Jos. 
V.  Radowitz,  Jos.  v.  Held,  6.  Waitz,  Fr.  Jul.  Stahl,  Fr.  v.  Holtzen- 
DORFF,  RoB.  V.  MoHL  uud  JoH.  CAsp.  Bluntsohli.  Die  Auswahl  ist  mit 
Geschick  und  Umsicht  getroffen  worden. 

Schwerin  y  M.,  Statistische  Tabellen  der  Zuckercampagnen  1891192 
und  1890191,  umfassend  die  Hauptländer  Europas  und  Nordamerikas.  8^. 
XVI  S.     Magdeburg,  A.  Rathke,  o.  J.    Preis  2  M. 

Die  Tabellen  entwerfen  in  übersichtlicher  und  gedrängter  Form  ein  Bild 
der  Bewegungen,  die  in  den  Campagnen  1890/91  und  1891/92  stattgefunden 
haben.  Damit  man  in  der  Lage  wäre,  ihren  Wert  zu  prflfen,  mtlfsten  die 
Quellen,  nach  denen  sie  bearbeitet  worden  sind,  angegeben  werden.  Viel- 
leicht wird  dieser  Mangel  bei  einer  späteren  Ergänzung  beseitigt. 

CarOy  L.,  Die  Judenfrage  eine  ethische  Frage.  8^  66  S.  Leipzig, 
F.  W.  Grunow,  1892.    Preis  1  M. 

Vngem-Stemberg^,  E.,  Frhr.  v..  Zur  Judenfrage  (a.  u.  d.  T. :  Zeitfragen 
des  christlichen  Volkslebens,  Heft  127).  8<^.  44  S.  Stuttgart,  Chr.  Belser, 
1892.     Preis  0,80  M. 

Von  anderen  Schriften,  die  zur  Judenfrage  Stellung  nehmen,  heben  sich 
die  vorliegenden  vorteilhaft  dadurch  ab,  dafs  sie  sachlich  gehalten  und  von 
jeder  Agitation  und  Verhetzung  frei  sind.  Frhr.  v.  üngern-Sternberq  be- 
zeichnet die  Judenfrage  in  ihrem  letzten  Grunde  als  eine  sittliche,  eine 
Christenfrage  und  sucht  die  Anhaltspunkte  für  ihre  Beurteilung  in  der  hei- 
ligen Schrift.  Auch  Card  behandelt  sie,  und  zwar  auf  Grund  der  Erschei- 
nungen des  modernen  Erwerbslebens,  als  eine  Frage  der  Sittlichkeit  Seine 
Ausführungen  verdienen  um  so  mehr  Interesse,  weil  er  selbst  Abkömmling 
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einer  spanisch -jüdischen  Rabbinerfamilie  ist  Die  ^^Rücksichtslosigkeit  und 
UnSittlichkeit  des  jüdischen  Erwerbslebens''  gilt  ihm  als  die  einzige  berech- 
tigte Ursache  des  Antisemitismus  nnd  als  die  Folge  der  Ronfessionslosigkeit 
nnd  des  Weltbürgertums  der  gebildeten  Juden,  wie  der  Unwissenheit  und 
des  Fanatismus  der  ungebildeten. 

Sabin,  J.,  Zwölf  Jahre  deutscher  Parteikämpfe  (a.  u.  d.  T. :  Deutsche 
Schriften  für  nationales  Leben,  hrsg.  v.  E.  WolflF).  8».  68  S.  Kiel  und 
Leipzig,  Lipsius  &  Tischer,  1892.    Preis  1  M. 

Der  Verfasser  versucht,  einen  Überblick  über  die  Entwickelung  und 
die  Kämpfe  der  politischen  Parteien  Deutschlands  während  der  letzten 
12  Jahre  zu  geben.  Man  kann  seiner  Darstellung  im  allgemeinen  Objek- 
tivität nachrflhmen,  wenn  schon  manche  seiner  Urteile  als  recht  schief  zu 
bezeichnen  sind.    Wissenschaftlicher  Wert  wohnt  der  Schrift  nicht  inne. 

Jastrow,  J.,  Drückt  die  Mlitärlast?  Eine  zeitgemäfse  Frage,  gr.  8». 
16  S.     Leipzig,  C.  L.  Hirschfeld,  1893.     0,50  Mk. 

Während  von  der  Opposition  des  deutschen  Reichstags  die  Unerschwing- 
lichkeit  der  Kosten  als  ein  Hauptgrund  gegen  die  Militärvorlage  geltend 
gemacht  wird,  herrscht  unter  den  Vertretern  der  wissenschaftlichen  Nati- 
onalökonomie ohne  Unterschied  der  Parteistellung  nur  eine  Stimme,  die, 
dafs  man  sich  aus  Gründen  der  Unerschwinglichkeit  nicht  gegen  die  Vor- 
lage auszusprechen  habe.  Auch  Jastrow  teilt  diesen  Standpunkt.  Gleich- 
zeitig spricht  er  aber  die  Ansicht  ans,  dafs  die  militärischen  Interessen  in 
Deutschland  bereits  angefangen  hätten,  eine  Reihe  wichtiger  Kulturinteressen 
zu  absorbieren,  und  dass  es  von  der  Durchführung  einer  Reihe  von  Re- 
formen auf  dem  Gebiete  der  inneren  Verwaltung,  des  Justiz-  und  Unter- 
richtswesens, der  öffentlichen  Gesundheitspflege,  der  Sozialpolitik  u.  s.  w. 
abhängig  sei,  ob  die  Militärlast  als  Druck  im  Lande  empfunden  werden 
würde  oder  nicht.  „Es  ist  nicht  wahr",  so  bemerkt  der  Verf.,  „dafs  uns 
das  Geld  fehlt,  um  unsere  Grenzen  zu  schützen.  Aber  es  ist  ebensowenig 
wahr,  dafs  uns  das  Geld  fehlt,  um  unsere  Richter  zu  besolden,  unser 
Unterrichtswesen  würdig  auszugestalten,  für  unsere  Sozialpolitik  und  Ge- 
sundheitspflege die  Fortschritte  der  Neuzeit  ebenso  auszunutzen,  wie  fdr 
Armee  und  Marine." 

Jastrows  Ausfdhrungen  sind  ruhig  und  sachlich  gehalten  und  ver- 
dienen in  weiten  Kreisen  bekannt  zu  werden.  Wenn  der  Verfasser  sich 
dabei  nicht  besonders  in  die  Materie  vertieft  hat,  so  ergiebt  sich  das  aus 
dem  Zwecke,  zu  dem  die  Broschüre  geschrieben  ist,  ohne  weiteres. 

Berlin.  K.  Frankenstein. 

EngKsche  Litteratur. 

Charles  Booth,  Life  and  Labour  of  the  People  in  London,  Vol.  L : 
East,  Central  and  South  London.  320  S.  London,  Macmillan  &  Co.,  1892. 
Preis  $  1,50. 

Im  Jahre  1889  erregte  in  England  ein  damals  von  Charles  Booth  her- 
ausgegebener starker  Band  von  Untersuchungen  über  das  Leben  der  Srmeren 
Bevölkerung  Londons  —  oder  richtiger  gesagt :  der  Bevölkerung  der  ärmeren 
Distrikte  Londons  —  die  allgemeinste  Aufmerksamkeit.  Die  englischen 
Zeitungen  brachten  lange  Auszüge  aus  dem  Buche,  im  Parlamente  wurden 
über  die  in  dem  Buche  geschilderten  Zustände  Anfragen  an  die  Regierung 
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gestellt,  nnd  das  Parlament  setzte  zur  Untersnehnng  solcher  Zustände  (wie 
^^Bweating  System'',  ,,foreign  immigration'')  besondere  Kommissionen  ein. 
1891  erschien  ein  zweiter  starker  Band,  und  gleichzeitig  wurde  das  Er- 
scheinen von  zwei  weiteren  B&nden  in  Aussicht  gestellt. 

Der  Herausgeber,  Chablbs  Booth,  ein  reicher  und  angesehener  Kauf- 
mann (nicht  zu  verwechseln  mit  dem  Leiter  der  Heilsarmee,  „General  Booth'Oy 
hat  sich  nunmehr  zu  einer  zweiten,  veränderten  Ausgabe  entschlossen,  von 
welcher  der  erste  Band  hier  zur  Besprechung  vorliegt.  Das  Buch  ist  in 
dieser  zweiten  Ausgabe  systematisch  besser  geordnet  und  durch  inzwischen 
angestellte  neue  Ermittelungen  ergänzt,  im  grofsen  Ganzen  aber  ist  sein  Cha- 
rakter unverändert  geblieben. 

Das  Buch  giebt,  obwohl  insbesondere  die  Art  der  zu  Grunde  gelegten 
statistischen  Ermittelungen,  welche  einen  breiten  Raum  einnehmen,  den  An- 
forderungen der  Wissenschaftlichkeit  nicht  entsprechen,  doch  ein  im  allge- 
meinen richtiges  Bild  von  dem  Leben  und  Treiben,  den  Sorgen  und  Freuden 
der  arbeitenden  Bevölkerung  Londons.  MerkwUrdigerweise  haben  in  Eng- 
land gerade  die  statistischen  Ermittelungen  eine  besondere  Beachtung  ge- 
funden, und  es  basieren  vor  allem  die  von  dem  bekannten  Parlamentarier 
Ohambbblain  gemachten  Vorschläge  für  eine  staatliche  Altersversicherung 
im  wesentlichen  auf  den  von  Booth  gebrachten  statistischen  Angaben.  Den 
Gegnern  des  Projekts  von  Chamberlain  ist  es  denn  auch  nicht  schwer  ge- 
worden, die  statistischen  Unterlagen  des  Projekts  einer  scharfen  Kritik  zu 
unterziehen  und  damit  dem  Projekte  selbst  wirksam  entgegenzuarbeiten. 

Die  von  Booth  gemachten  statistischen  Angaben  beruhen  im  wesent- 
lichen auf  den  von  den  Volksschulinspektoren  (School  Board  Visitors)  ange- 
stellten Ermittelungen  über  die  Lage  und  Verhältnisse  der  Eltern  der  Schul- 
kinder. Selbst  wenn  man  diese  Ermittelungen  als  zuverlässige  annehmen 
will,  so  umfassen  dieselben  doch  —  nach  der  eigenen  Angabe  von  Booth  — 
nur  etwa  die  Hälfte  der  von  ihm  in  Betracht  gezogenen  Bevölkerung,  und 
er  hilft  sich  über  diesen  Mangel  durch  den  etwas  kühnen  Schlufs  hinweg, 
daüs  die  Verhältnisse  der  anderen  Hälfte  —  d.  h.  der  Unverheirateten,  der 
kinderlosen  Ehepaare  und  der  älteren  Leute,  welche  keine  schulpflichtigen 
Kinder  mehr  haben  —  im  wesentlichen  dem  Ermittelten  gleichartige  seien. 
Es  bedarf  keiner  weiteren  Ausfahrung,  dafs  die  so  herausgerechneten  appro- 
ximativen ZiflTern  auf  wissenschaftlichen  Wert  keinen  Anspruch  haben. 

Viel  gröfseren  Wert  als  die  statistischen  Angaben  haben  eine  Reihe  von 
Detailschilderungen,  welche  sich  an  verschiedenen  Stellen  des  Buches  zer- 
streut vorfinden. 

So  hat  Booth,  um  das  Leben  des  Arbeiterstandes  aus  eigener  An- 
schauung kennen  zu  lernen,  mehrere  Wochen  inmitten  der  ärmeren  Bevöl- 
kerung von  Ost-London  Wohnung  genommen,  und  die  Einblicke,  welche  er 
hierbei  gewonnen  hat,  setzen  ihn  in  die  Lage,  sehr  interessante  und  einen 
durchaus  zuverlässigen  Eindruck  machende  Mitteilungen  über  die  gesamten 
Lebensverhältnisse  verschiedener  Schichten  der  Arbeiterbevölkerung  zu  bieten^ 
insbesondere  auch  30  sehr  sorgfältig  aufgestellte  Haushaltungsbudgets  mit- 
zuteilen. 

In  ähnlicher  Weise  hat  Booth  durch  seine  Mitarbeiter,  deren  er  eine 
grOfsere  Anzahl  bei  seinen  Untersuchungen  benutzt  hat,  die  Verhältnisse  der 
Insassen  der  Common  Lodging  Houses,  der  Night-shelters  und  der  Casual 
Wards  untersuchen  lassen,  und  das  dabei  Ermittelte  giebt  nicht  nur  wert- 
volle Aufschlüsse  über  diese  Einrichtungen  selbst,  sondern  wirft  auch  inter- 
essante Schlaglichter  auf  die  Lage  der  Arbeiterbevölkerung  im  allgemeinen. 
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Aach  sonst  hat  es  Booth  nicht  unterlassen,  Informationen  von  den  ver- 
schiedensten Seiten  —  von  den  Armenbeamten  (Relieving  Officers),  den  Ab- 
gabenerhebem  (Rent-Collectors),  den  Mitgliedern  der  Charity  Organisation 
Society  n.  s.  w.  —  einzuziehen,  und  durch  all  dieses  wird  seiner  lebendig 
gehaltenen  Darstellung  der  Reiz  eines  nach  der  Natur  von  einem  warm- 
ftlhlenden  Menschen  aufgenommenen  Bildes  der  Lage  der  Arbeiterbevölkerung 
gegeben.  Wenn  dabei  auch  kein  Kunstwerk  herausgekommen  ist,  so  haben 
wir  doch  ein  Buch  erhalten,  das  praktische  Erfolge  gezeitigt  hat:  es  ist 
wesentlich  der  Darstellung  von  Booth  zu  verdanken,  dafs  sich  in  letzter 
Zeit  das  Interesse  der  vermögenden  Klassen  Londons  in  erhöhtem  Mafse  der 
Lage  der  Arbeiterbevölkerung  zuwendet,  und  die  Bestrebungen,  von  staats- 
oder  gesellschaftswegen  hier  bessernd  einzugreifen,  haben  dadurch  eine  sehr 
wirksame  Verstärkung  gefunden. 

Berlin.  Aschrott. 


Französische  Litteratur. 

Annuaire  de  VEconomie  politique  et  de  la  Statistique.  Fond6  par 
MM.  Guillaumin  et  Joseph  Garnier,  continu^  depuis  1856  par  M.  Maurice 
Block,  membre  de  Tlnstitut,  et  MM.  Bemard,  Bertillon,  J.  de  Boisjolin, 
Joseph  Lefort,  Ranaudin,  Turquan,  Victor  Yot.  1892.  49»  ann6.  16<>.  1048  p. 
Paris,  Guillaumin  &  Cie.,  1892.    Preis  9  Fr. 

üeber  die  Brauchbarkeit  des  BLocKSchen  Jahrbuchs  fttr  den  Volks- 
wirt und  Politiker  brauche  ich  wohl  kein  Wort  zu  verlieren.  Sie  ist  längst 
anerkannt  und  erhöht  sich  von  Jahr  zu  Jahr  durch  die  Vermehrung  des 
Stoffes,  die  sich  der  Herausgeber  und  seine  Mitarbeiter  angelegen  sein 
lassen.  Die  statistischen  Daten,  die  sich  auf  Frankreich  beziehen,  sind 
in  solcher  Vollständigkeit  wohl  nirgends  zu  finden  und  mit  grossem  Fleisfe 
zusammengestellt,  der  verbindende  Text  erhöht  den  Wert  des  Jahrbuchs 
ungemein.  Als  wünschenswert  möchte  ich  einen  Hinweis  auf  die  Quellen 
bezeichnen. 

Berlin.  K.  Frankenstein. 

Molard,  J.,  Puissance  miliiaire  des  eiats  de  VEurope.  16<^  425  p. 
Paris,  E.  Plön,  Nourrit  &  Cie.,  1893.     Preis  5  Fr. 

Der  Verfasser  giebt  eine  üebersicht  über  das  Militär-  und  Vertei- 
digungssystem,  die  festen  Plätze,  Eisenbahnen,  die  Zusammensetzung  von 
Armee  und  Marine  in  Belgien,  Luxemburg,  in  der  Schweiz,  in  Deutschland, 
Italien,  Spanien,  England,  Frankreich,  Russland,  Schweden-Norwegen,  Dä- 
nemark, in  der  T^kei,  Bulgarien,  Montenegro,  Serbien,  Griechenland, 
Portugal  und  Holland.  Auf  die  Schlufsfolgerungen,  die  er  hieraus  zieht, 
wie  auf  den  Schlulsakkord  seiner  Schrift  —  „le  Rhin"  —  wollen  wir  nicht 
näher  eingehen,  dagegen  möchten  wir  doch  darauf  verweisen,  dafs  die  Sta- 
tistik der  Friedens-  und  Elriegsstärke  der  europäischen  Armeen,  die  am 
Schlüsse  gegeben  wird,  nicht  ^ei  von  Fehlem  ist.  So  wird  der  Friedens- 
fufe  des  deutschen  Contingents  für  1892  auf  510000  Mann  angegeben; 
aber  selbst  wenn  man  die  Offiziere  den  Mannschaften  (486983  Mann)  zu- 
rechnet, wird  die  Zahl  510  000  nicht  erreicht.  Im  Übrigen  stellt  die 
Schrift  eine  verdienstliche  Arbeit  dar;  wir  können  ihr  Studium  den  deut- 
schen Politikern  gerade  im  gegenwärtigen  Augenblicke  nur  empfehlen. 

S.  8.  — . 
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L6on  Foinsard,  Libre-Schange  et  protection.  8^  631  S.  Paris,  Firmin- 
Didot&Cie.,  1892.   Preifl  8  Fr. 

Der  Autor  hat  sich  die  Aufgabe  gesetzt,  den  alten  Streit  über  die  Vor- 
züge von  Freihandel  and  Schatzzoll  zn  schlichten.  Der  Weg,  den  er  zur 
Erreichung  dieses  Zieles  einschlägt,  ist  bisher  nur  wenig  betreten^  dürfte  aber 
vor  vielen  anderen  den  Vorzug  verdienen.  Gewöhnlich  argumentieren  Sehutz- 
zöllner  wie  Freihändler  hauptsächlich  mit  den  Zahlen  der  Handelsstatistik. 
Es  ist  das  ebenso  bequem  wie  leicht,  aber  leider  ebenso  unsicher.  Mit 
Recht  weist  Poinsabd  darauf  hin,  dafs  die  Zollbehörden  erstens  sich  durch- 
aus nicht  in  der  Lage  befinden,  den  gesamten  Export  und  Import  eines 
Landes  festzustellen.  Es  entgeht  ihnen  der  gesamte  brieflich  erfolgende 
Güteraustausch  und  der  oft  recht  erhebliche  Schleichhandel.  Aufserdem  ist 
es  den  Behörden  geradezu  unmöglich,  die  genauen  Herkimfte-  oder  Bestim- 
mungsorte der  Waren  festzustellen.  Die  Berechnung  der  Warenwerte  hat 
mit  fast  unüberwindlichen  Schwierigkeiten  zu  kämpfen  und  kann  keine  auch 
nur  annähernd  sichere  Werte  ergeben.  Endlich  lassen  die  Zahlen  der  Han- 
delsstatistik nicht  einmal  bei  demselben  Lande,  geschweige  denn  bei  meh- 
reren in  anbetracht  des  häufigen  Wechsels  der  Systeme  für  die  verschiedenen 
Zeiträume  eine  Vergleichung  zu.  Die  Schrift  fahrt  mehrere  drastische  Be- 
lege daftir  aus  Frankreich  an.  Die  Werte  der  dortigen  Handelsstatistik 
wurden  z.  B.  von  1826—47  auf  Grundlage  einer  im  Jahre  1826  aufgestellten 
Preisliste  berechnet!  Poinsard  hätte  bei  näherer  Kenntnis  mit  deutschen 
Verhältnissen  ebenso  frappierende  Belege  in  der  deutschen  Statistik  finden 
können,  wo  die  gesamten  Zahlenreihen  vor  Einbeziehung  der  Zollausschlüsse 
kein  auch  nur  einigermafsen  zutreffendes  Bild  von  der  Handelsbewegung  geben. 

Gestützt  auf  diese  Beobachtung  läfst  Herr  Poinsard  die  Handelsstatistik 
fast  ganz  bei  Seite.  Er  versucht  vielmehr,  von  jedem  Staat  ein  Gesamtbild 
seiner  gesamten  natürlichen,  sozialen,  wirtschaftlichen  und  politischen  Zu- 
stände und  Bedürfnisse  zu  gewinnen  und  daraus  und  aus  dem  Vergleich 
dieser  Gesamtbilder  untereinander  Regeln  für  die  Handelspolitik  abzuleiten, 
welche  sich  für  jedes  Land  empfiehlt  Das  Resultat  seiner  Studien  prägt 
er  bereits  in  der  Anordnung  seines  Stoffes  aus.  Er  scheidet  nämlich: 
I.  Länder  mit  vorwiegender  Ladustrie  und  mit  vorwiegender  Landwirtschaft. 
Zur  ersteren  Gruppe  rechnet  er:  England,  Belgien,  Holland,  Skandinavien; 
zur  zweiten:  Türkei,  Rufsland,  Spanien  und  Portugal,  Italien,  Südamerika. 
Diese  beiden  Gruppen  betrachtet  er  als  durch  die  Gesamtheit  ihrer  Inter- 
essen auf  freien  Handel  angewiesen.  Im  IL  Teile  schildert  er  die  Staaten, 
denen  Schutzzölle  nützen  können.  Er  rechnet  dazu  sowohl  die  Vereinigten 
Staaten,  welche  auf  dem  Wege  zu  einer  intensiven  Ausbildung  ihrer  Indu- 
strie seien,  als  auch  die  Länder,  in  denen  die  Interessen  von  Gewerbe  und 
Landwirtschaft  sich  die  Wage  halten,  wie  Frankreich,  Deutschland,  Öster- 
reich-Ungarn, Schweiz. 

Zur  Begründung  seiner  Ansicht  im  einzelnen  hat  der  Autor  ein  sehr 
umfangreiches  Material  zusammengetragen,  dessen  Lektüre  ebenso  interessiert 
wie  anregt.  Aber  die  Schrift  leidet  darunter,  dafs  Poinsard  wirklich  näher 
vertraut  nur  mit  den  Zuständen  in  England,  den  Vereinigten  Staaten  und 
Frankreich  ist.  Hier  ist  auch  wenigstens  einigermafsen  auf  die  geschicht- 
liche Entwickelung  der  Handelspolitik,  welche  doch  bei  einer  derartigen 
Studie  in  allererster  Reihe  in  Betracht  kommt,  Rücksicht  genommen.  Bei 
andern  Ländern  dagegen  und  insbesondere  bei  Deutschland  verrät  die  Schrift 
eine  der  Sache  sehr  schädliche  Unkenntnis  der  verflossenen  und  gegenwär- 
tigen Verhältnisse.     Auf  18  Seiten  ist  Deutschland  abgemacht.     Von  der 
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weltgeschichtlichen  Bedeutung  des  Zollvereins  und  weittragenden  Wirkungen 
der  neueren  deutschen  Handelspolitik  ist  in  dem  Werke  ebensowenig  etwas 
zu  finden^  wie  von  den  wahren  Ursachen,  welche  den  Gang  der  deutschen 
Wirtschaftspolitik  bestimmt  haben.  Als  einzige  Quellen  für  letztere  citiert 
PoiNSARD  das  Dictionnaire  d'^conomie  politique,  einige  französische  und  eng- 
lische Ronsularberichte  und  die  Studien  Lavisses  über  die  preufsische  Ge- 
schichte. Hätte  er  die  Dinge  etwas  gewissenhafter  und  mit  Zuhilfenahme  wirk- 
lich zuverlässiger  Quellen  studiert^  so  würde  er  vielleicht  in  vielen  Punkten 
zu  anderen  Resultatengelangt  sein  und  würde  die  deutschen  Verhältnisse  nicht 
lediglich  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Militarismus  betrachtet  haben. 

Trotz  dieser  Mängel  enthält  das  Buch  vielerlei  Beachtenswertes  und  ist 
insbesondere  in  bezug  auf  England,  Frankreich  und  die  Vereinigten  Staaten 
vielfach  zu  verwerten.  Besonders  die  Urteile  über  die  gegenwärtige  agrarische 
Schutzzollbewegung  in  England,  über  das  zollpolitische  Verhältnis  der  eng- 
lischen und  französisehen  Kolonien  zu  dem  Mutterlande  und  die  handelspoli- 
tischen Aussichten  in  den  Vereinigten  Staaten  verdienen  Beachtung. 

Berlin.  A.  Z. 

Joseph  D.  Beckmann,  Les  Finances  de  la  Grece  (Die  Finanzen  Grie- 
chenlands).   8^    62  S.    Athen,  Charles  Beck,  1892.    Preis  1,50  M. 

Unter  den  europäischen  Staaten  besafs  Griechenland  lange  Zeit  den 
zweifelhaften  Ruf  eines  „bösen  Schuldners''.  Frankreich  und  Österreich 
hatten  zwar  auch  im  Anfange  des  Jahrhunderts  mehr  oder  minder  offizielle 
Zahlungseinstellungen,  Portugal  und  Spanien  ihre  mehrmaligen  Staatsban- 
kerotte, aber  all  diese  Staaten  arbeiteten  sich  entweder  schnell  aus  der 
Misere  der  Ereditunwürdigkeit  heraus,  oder  hatten  wie  die  beiden  Staaten 
der  iberischen  Halbinsel,  Perioden  der  Solvenz  und  Zahlungsfreudigkeit. 

Griechenland  hingegen  nahm  kurz  nach  seiner  Trennung  von  dem 
morschen  Staatskörper  der  Türkei  im  Jahre  1824  und  1825  zwei  Anleihen 
auf  in  der  Höhe  von  56  Millionen  Mark,  und  nachdem  zwei  Zinstermine 
verstrichen  waren,  wurden  die  Zahlungen  suspendiert  und  volle  fün&ig  Jahre 
und  mehr,  war  kein  Staatsmann  in  Griechenland  zu  bewegen,  auch  nur  die 
kleinste  Zinszahlung  anzuordnen.  Diese  fünfzigjährige  Finanzunehrlichkeit, 
dieses  beschämende  Zurückstehen  gegen  den  unaussprechlichen  Türken,  der 
sich  trotz  seiner  2  Milliarden  Schuld  schon  nach  6  Jahren  mit  seinen  Gläu- 
bigem auseinandersetzte,  ist  die  beste  Einleitung  zu  dem  Versuche  des  Autors, 
die  ökonomische  Situation  Griechenlands  im  allgemeinen  und  die  Lage  seiner 
Staatsfinanzen  im  speziellen  günstiger  darzustellen,  als  bisher  seitens  genauer 
Kenner  Griechenlands  angenommen  wurde.  Er  geht  über  jenen  dunklen 
Punkt  aus  der  Finanzgeschichte  des  hellenischen  Staates  mit  Stillschweigen 
hinweg,  verschweigt  femer  die  Thatsache,  dafs  man  1880  jene  Schuld  mit 
dem  eines  Staatswesens  unwürdigen  Vergleich  von  8  (acht)  Prozent  aus  der 
Welt  schaffte,  bemüht  sich  hingegen,  sowohl  dem  Budget  als  auch  der  Staats- 
schuld die  besten  Seiten  abzugewinnen.  Das  1893er  Budget  zeigt  eine  Ein- 
nahme von  110  491453  Drachmen  und  eine  Ausgabe  von  104  491453 
Drachmen;  in  Wirklichkeit  dtlrften  die  Einnahmen  bei  dem  jetzigen  Steuer- 
system nicht  einmal  ganz  100  Millionen  Papierdrachmen  betragen,  während 
der  Dienst  der  Schuld  32  Millionen  Golddrachmen  beträgt,  woftir  zum  jetzigen 
Goldkurs  etwa  45  Millionen  Papierdrachmen  aufzubringen  wären.  Das  Budget 
hat  nur  8  Millionen  für  den  Agioverlust  eingesetzt,  während  zum  mindesten 
auf  13  Millionen  zu  rechnen  sind.  Mithin  wiedemm  die  Aussicht  auf  ein 
Defizit  in  der  Ist-Rechnung.    Gegen  dieses  System  wendet  sich  der  Ver- 
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fasser  mit  Recht  und  schlägt  folgende  Mittel  zur  Herbeiführung  eines  bnd- 
getären  Gleichgewichts  vor:  Yerwaltungsreformen ,.  Ersparungen  und  Yer 
mehrung  der  Einnahmen.  Von  einer  Erhöhung  der  direkten  Steuern  ver- 
spricht er  sich  nicht  viel.  Sie  sind  fflr  1893  mit  21  Millionen  Drachmen 
angesetzt^  also  per  Kopf  9^5  Drachmen^  anscheinend  wenig,  aber  in  Wirk- 
lichkeit, da  sie  von  Wenigen  getragen  werden,  schon  unerschwinglich  hoch. 
Der  Verfasser  spricht  yielmehr  für  die  Einführung  des  Tabakmonopols  und 
fdr  die  Erhöhung  der  Einnahmen  aus  den  jetzigen  Monopolen.  Griechen- 
land hat  bekanntlich  folgende  Monopolsysteme :  Salz-,  Petroleum-,  Zündhölzer-, 
Spielkarten-,  Cigarettenpapier-  und  Schmirgel-Monopol.  Die  Einführung  des 
Tabakmonopols  dflrfte  nach  Ansicht  des  Verfassers  eine  Einnahme  von  7  bis 
8  Millionen  Drachmen  ergeben,  das  Doppelte  des  Ergebnisses  der  bisherigen 
Stenererhebungsart  auf  Tabak,  und  zwar  der  Verbrauchssteuer.  Das  Salz 
kostet  derzeit  trotz  des  Monopols  nur  15  Centimes  per  Okka  (1280  g),  also 
ein  Viertel  bis  ein  Fünftel  des  Preises,  der  in  andeien  MonopoUändem  erzielt 
wird  (Österreich-Ungarn  und  Italien),  eine  Erhöhung  auf  30  Centimes  ergäbe 
eine  Budgetaufbesserung  von  2  300  000  Drachmen;  die  Streichhölzer  könnten 
ebenfalls  1  Million  mehr  bringen,  kurz,  der  Verfasser  will  aus  den  Monopolen 
noch  12  Millionen  Drachmen  mehr  herausbringen,  als  bisher  erhältlich  waren. 

Den  Beweis,  ob  Griechenland  diese  die  Kleinen  und  Kleinsten  treffende 
Steuererhöhung  tragen  kann,  ist  er  uns  völlig  schuldig  geblieben. 

Ftlr  die  auf  149  Millionen  Papierdrachmen  und  668  Millionen  Gold- 
drachmen, insgesamt  818  Millionen  gestiegene  Staatsschuld  hat  der  Verfasser 
trotz  ihrer  Höhe  Worte  der  Entschuldigung  und  weist  nicht  mit  Unrecht  auf 
das  übertriebene  Entgegenkommen  der  europäischen  Finanzhäuser  hin. 

1889  führte  die  Bankfirma  Bleichröder  eine  40/oige  nichtfundierte  An- 
leihe zum  Kurse  von  77®/o  an  der  Berliner  Börse  ein,  die  entfesselte  Spe- 
kulation trieb  die  50/oige  1881/84er  Anleihe  bis  auf  95,60^0,  die  „Piräus- 
Larissa^^- Anleihe  auf  94^/0,  die  4^0  ige  Monopolanleihe  auf  83^/0,  die  4<>/oige 
nichtfundierte  auf  79<)/o.  Am  1.  Januar  dieses  Jahres  war  die  erstere  bis 
auf  61<)/o,  die  zweite  bis  auf  55^/0,  die  Monopolanleihe  ebenfalls  bis  auf 
55<^/o  und  die  unfundierte  bis  auf  46^/0  gefallen.  Mit  Recht  fragt  der  Ver- 
fasser, ob  die  europäischen  Staatsgläubiger  gut  daran  thun,  durch  solch  einen 
Preisdruck  die  Lage  Griechenlands  zu  verschlechtern,  den  Zwangskurs  in 
Permanenz  erklären  und  das  Goldagio  immer  höher  ansteigen  zu  lassen? 

Mit  diesem  Appell  an  die  Einsicht  der  europäischen  Gläubiger  schliefst 
der  Verfasser,  ohne  den  in  der  letzten  Zeit  viel  erörterten  Gedanken:  „Ein- 
setzung einer  Finanzkommission,  delegiert  von  den  west-  und  mittelenro- 
päiBchen  Bondholders'^,  zu  ventiUeren.  Vielleicht  weil  er  in  diesem  Mittel 
ein  Aufgeben  der  Souveränitätsrechte  Griechenlands  sieht?  Jedenfalls  wäre 
aber  ein  Eingehen  auf  diesen  Sanierungsgedanken,  der  bekanntlich  sowohl 
in  Ägypten  wie  in  der  Türkei  segensreich  gewirkt  hatte,  am  Platze  gewesen. 

Berlin-Grunewald.  J.  Ichenhaeuseb. 

Italienische  Litteratnr. 

Periodische  Übersicht  ttber  die  italienische  volkswirtschaftliche  Litteratnr. 

IL 

(Werke  von  Ferraris,  Supino,  Boccardo,  Manfred!,  Rodino,  £.  Gossa,  Puriani.) 

Über  die  Bankwissenschaft  erschienen  in  den  letzten  Monaten  ver- 
schiedene Schriften.     Anlafs  dazu  gaben  vielleicht  die   nicht  sehr  erfren- 
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liehen  Verhältnisse  der  Notencirknlation  in  Italien  und  die  Dringlichkeit 
einer  umfassenden  Reform  der  Emissionsinstitute,  die  seit  so  vielen  Jahren, 
trotz  einer  Reihe  nie  zar  Erledigang  gelangender  Gesetzentwürfe,  vom  Par- 
lament verschleppt  wird.  Der  Ehrenplatz  unter  diesen  Schriften  gebührt 
zweifellos  den  ,J¥incipii  di  scienza  hancaria*'  des  berühmten  Professors 
Caklo  f.  Feb&aais  von  der  Universität  zu  Padua,  eines  der  gelehrtesten 
und  in  Geld  und  Bankangelegenheiten  kompetentesten  italienischen  Schrift- 
steller, dessen  Name  durch  seine  zahlreichen  Schriften  in  deutscher  Sprache 
(er  ist  ein  Anhänger  der  deutschen  Richtung  und  Schüler  von  Wagner) 
auch  in  Deutschland  wohl  bekannt  ist.  Die  ^^Prinzipien  der  Bankwissen- 
schaft'' von  Ferrabis  bilden  ein  wichtiges  systematisches  Werk  in  drei  Teilen, 
von  denen  der  erste  die  allgemeine  Theorie  des  Kredits,  der  zweite  die 
Kreditinstitute  im  allgemeinen  und  der  dritte  die  besonderen  Formen  der 
letzteren  behandelt. 

Wir  gehen  auf  dieses  Werk  nicht  näher  ein,  da  seiner  an  anderer 
Stelle  ausführlich  gedacht  werden  wird. 

Ein  besonderer,  hochwichtiger  Abschnitt  der  Bankwissenschaft,  die  Be- 
stimmung des  Diskontos,  wird  mit  grofser  Kompetenz  und  Sachkenntnis 
und  in  origineller  Auffassung  von  Supino  in  einer  jüngst  erschienenen 
Schrift  behandelt.  ^)  Der  Grundgedanke  desselben  lautet,  dafs  es  ein  Irr- 
tum sei,  Diskonto  und  Zinsfufs  einander  gleichzustellen,  weil  beim  Diskonto 
die  Darlehen  in  Kapital  eine  Form  des  Geldes  annehmen,  die  andere  Dar- 
lehen in  Kapital  nicht  haben.  Die  Bestimmung  des  Zinsfufses  und  die  des 
Diskontos  weisen  bemerkenswerte  Verschiedenheiten  auf,  die  sich  dadurch 
erklären,  dafs  Diskontierungen,  weil  sie  auf  kurze  Verfallzeit  gemacht 
werden,  den  Charakter  von  Darlehen  in  Geld  haben  und  von  den  Ver- 
änderungen des  Geldwertes  stark  beeinflufst  werden,  was  bei  anderen  An- 
leihen nicht  der  Fall  ist.  So  viel  ist  sicher,  dafs  auch  bei  der  Diskontierung 
der  Diskont  von  Wechseln  mit  kurzer  Verfallzeit  sehr  verschieden  von  dem 
bei  Wechseln  mit  längerer  Verfallzeit  ist.  Die  Bestimmung  des  Zinsfufses 
und  die  des  Diskontos  haben  eine  verschiedene  Bewegung  und  trachten 
nicht  danach,  sich  das  Gleichgewicht  zu  halten ;  und  die  Schwankungen  des 
Diskonts  sind  beständig  und  fühlbarer  als  die  des  Zinsfufses,  die  sich  nur 
wenig  und  nur  nach  längeren  Zwischenräumen  ändern,  und  zwar  da^um, 
weil  die  ersteren  unter  dem  Einflüsse  der  beständigen  Veränderungen  im 
Preise  des  Geldes  stehen.  Unter  diesen  Voraussetzungen  ist  es  natürlich, 
dafs  der  Verfasser  sich  bewogen  fühlt,  vor  allem  die  Gesetze  des  Geld- 
wertes zu  studieren,  um  sie  dann  auf  die  Erscheinung  des  Diskonts  an- 
zuwenden, indem  er  denselben  zuerst  in  seinen  Beziehungen  zum  Geld- 
umlauf, und  dann  in  dem  mehr  verwickelten  zum  Umlauf  von  Wechseln 
studiert.  Der  Raum  gestattet  uns  nicht,  dem  Verfasser  in  seinen  gelehrten 
Untersuchungen  zu  folgen;  aber  wir  können  wenigstens  die  Schlufsfolge- 
rungen  kurz  zusammenfassen.  Der  Wert  des  Geldes  wird  durch  den  Preis 
des  Metalls  bestimmt,  und  der  von  Ejreditpapieren  von  dem  des  Geldes,  das 
sie  repräsentieren.  Wenn  der  Wert  des  Geldes  dem  Preise  gleich  ist,  ist 
die  Bestimmung  des  Diskontos  in  ihrem  Normalzustande,  der  natürlich  in 
den  verschiedenen  Ländern  je  nach  ihren  ökonomischen  Verhältnissen,  die 
auf  den  Preis  der  Einfuhr  der  kostbaren  Metalle  influieren,  von  einander 
abweicht.  Der  Gebrauchswert  des  Geldes  und  seiner  Surrogate  kann  nicht 
mit  dem   Werte  des  Preises  zusammenfallen,   kann  sich  aber  auch  nicht 


1)  II  saggio  dello  sconto.   4®.    91  S.    Torino,  Bocca,  1892. 
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dauernd  davon  entfernen^  weil  sofort  eine  Reihe  von  Erscheinungen  ein- 
tritty  die  die  Gleicbheit  zwischen  den  beiden  Werten  wiederherstellt^  und 
so  wird  der  Diskonto,  auch  wenn  er  sich  momentan  über  oder  unter  seiner 
normalen  Bestimmung  befindet;  schnell  in  jenes  Geleise  zurückgeführt.  Bei 
einem  Umlaufe  lediglich  in  Metall  ändert  die  Quantität  des  Geldes  und  die 
Schnelligkeit  seiner  Cirkulierung  und  der  Gang  der  Geschäfte  den  Ge- 
brauchswert des  Geldes  und  mit  ihm  die  Bestimmung  des  Diskontos,  aber 
diese  Veränderungen  bergen  in  sich  selbst  eine  Kraft,  die  das  Gleichgewicht 
wiederherstellt,  weil  das  Herabgehen  des  Gebrauchswertes  des  Geldes  und 
die  Verminderung  der  Bestimmung  des  Diskontos  zur  Ausfuhr  des  Geldes 
auffordern  und  zu  Unternehmungen  antreiben,  während  die  Erhöhung  des 
Gebrauchswertes  des  Geldes  und  die  Erhöhung  der  Bestimmung  des  Dis- 
kontos zur  Einfuhr  von  Geld  Veranlassung  geben  und  die  Greschäfte  ins 
Stocken  bringen,  so  dafs  in  beiden  Fällen  der  Gebrauchswert  und  der  des 
Preises  des  Geldes  schliefslich  auf  gleiche  Höhe  zu  stehen  kommen  und 
die  Bestimmung  des  Diskontos  auf  seinen  normalen  Stand  zurückkehrt. 

In  der  Wechselcirkulation  sind  die  Schwankungen  im  Gebrauchswerte 
des  Geldes  und  der  Bestimmung  des  Diskontos  weniger  häufig,  weil  die 
Masse  der  Ereditpapiere  den  Schwankungen  des  Handels  folgt,  aber  sie 
sind  fühlbarer,  weil  nur  eine  kleine  Quantität  Metall  als  Basis  zu  einem 
umfassenden  Notenumläufe  dient,  und  weil  die  nach  weitgehenden  Ausdeh- 
nungen eintretenden  Kreditabschlüsse  das  Fehlen  des  Geldes  um  so  fühl- 
barer machen,  verringern  sie  die  verfügbaren  Mittel  der  Banken  und  steigern 
deshalb  um  so  mehr  den  Wert  des  Geldes  und  die  Höhe  des  Diskontos. 

* 

Da  wir  einmal  vom  Bankwesen  sprechen,  können  wir  noch  auf  eine 
andere  Publikation  verweisen,  obgleich  sie  nur  Bezug  auf  die  italienischen 
Bankfragen  hat.  Der  Senator  Gebolamo  Boccardo,  zu  allgemein  bekannt 
und  geschätzt,  als  dafs  er  einer  Vorstellung  bedürfte,  behandelt  in  einem 
neueren  Werkchen ^  einige  besondere  Fragen,  die  mit  den  Verhältnissen 
des  Notenumlaufs  in  Italien  zusammenhängen,  ohne  jedoch  absichtlich  auf 
die  Generalfrage  der  Umgestaltung  der  Emissionsinstitute  in  Italien  einzu- 
gehen. BoccARDO  beginnt  mit  einer  klaren  Schilderung  der  Erscheinungen 
des  ausländischen  Zinsfufses,  erklärt  dann,  wie  dieser  die  Kosten  des  Trans- 
ports des  Geldes  in  ein  Land  übersteigen  kann ;  wo  das  Geld  karg  ist  und 
ein  Umlauf  entwerteter  Noten  vorherrscht,  ist  die  Verschärfung  des  Zins- 
fufses der  Übertreibung  in  der  Einfuhr,  den  beträchtlichen,  im  Auslande 
gemachten  Schulden  und  vor  allem  dem  ungesunden  Zustande  der  Noten- 
cirkulation  zuzuschreiben.  Um  dem  entgegenzuwirken,  ist  eine  Vermeh- 
rung der  nationalen  Produktion,  die  Einschränkung  der  Vermehrung  der 
Schulden  des  Staates,  der  Provinz,  der  Gemeinden  und  der  grofsen  Unter- 
nehmungen im  Auslande,  und  vor  allen  Dingen  die  Umgestaltung  des  Noten- 
umlaufs unerläfslich.  Der  Verfasser  hält  eine  einzige  sturke  Bank  für  not- 
wendig, die  den  Diskont  regeln  und  den  Wechselkurs  durch  direkte  Spe- 
kulation in  ansländischen  Papieren  bestimmen  kann. 

Indem  Boggasdo  zur  Besprechung  einiger  besonderen,  auf  die  italieni- 
schen Emissionsbanken  bezüglichen  Fragen  übergeht,  erklärt  er  die  neuer- 
dings beinahe  vollständig  durchgeführte  Abschaffung  der  Nachzählung  der 
Noten  „Riscontrata^',  und  zwar  des  periodischen  Umtausches  ihrer  Noten  von 
Seiten  der  sechs  in  Italien   bestehenden   Emissionsinstitute  fUr   schädlich. 


1)  Sulla  questione  bancaria.    Roma,  Forzani. 
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Wahrend  in  Italien  durch  den  legalen  Kurs  der  Banknoten^  dnrch  die  Geld- 
nnd  ökonomischen  Verhältnisse  des  Landes  nnd  durch  die  Übertreibung  der 
Emission  der  Umtausch  der  Banknoten  in  Metall  illusorisch  gemacht  wird, 
nimmt  die  Abschaffung  der  Nachzählung;  die  die  Institute  von  der  Verpflich- 
tung des  vollständigen  periodischen  Umtausches  der  Billette  befreit,  den  letzten 
Zügel  hinweg,  der  sie  in  Ordnung  hielt;  und  man  kann  sagen,  dafs  jetzt 
ein  wahrer  Zwangskurs  herrscht.  Nach  der  Abschaffung  der  Nachzählung 
setzen  die  einzelnen  Banken  ihre  wirklichen  Noten,  anstatt  sie  gegenseitig 
umzutauschen,  aufs  neue  in  Umlauf,  und  eine  jede  bezahlt  mit  Zetteln  der 
andern  Institute,  über  die  sie  keine  Kontrolle  hat  und  für  die  sie  nicht 
verantwortlich  ist 

Zum  Schlufs  tritt  Senator  Boocardo  den  Klagen  der  Emissionsbanken 
bei,  die  von  den  Abgaben  auf  den  Umsatz  befreit  sein  wollen,  die  sie  für 
übertrieben  erklären,  und  die  nach  ihrer  Ansicht  die  wahre  Ursache  des 
hohen  Diskontos  in  Italien  sind.  Die  letzte  Behauptung  wird  vielen  sehr 
gewagt  erscheinen,  und  —  um  bei  unseren  Autoren  zu  bleiben  —  Supino 
thut  in  dem  wichtigen,  von  uns  besprochenen  Werke  dar,  dafs  die  ano- 
malen Verhältnisse  des  Diskontos  in  Italien  von  der  Festlegung  des  Kapi- 
tals in  Verbindlichkeiten  mit  langer  Verfallzeit  und  von  der  Übertreibung 
der  Emission,  die  weit  über  die  Bedürfnisse  des  Landes  hinausgehen,  und 
der,  wie  auch  Bogoabdo  behauptet,  gleichsam  den  Charakter  des  Zwangs- 
kurses hat,  abhängen.  Sehr  weitgehende  Reserven  können  auch  in  bezug 
auf  die  Besteuerung  der  Banken  gemacht  werden,  weil,  besonders  wenn 
man  das  Monopol  der  Notenemission  einem  einzigen  grofsen  Bankinstitute 
übertragen  wollte,  es  als  recht  und  billig  erscheinen  würde,  dafs  sich  der 
Staat  die  Konzession  eines  solchen,  für  das  emittierende  Institut  sehr  vor- 
teilhaften Privilegiums  teuer  bezahlen  liefse. 

Die  grofse  Verbreitung,  die  in  der  letzten  Zeit  die  genossenschaftlichen 
Assoziationen  in  Italien  gefunden  haben,  gab  Veranlassung  zu  einer  Reihe 
auch  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte  sehr  interessanter  Publikationen 
und  zur  Besprechung  mannigfacher,  auf  diese  Institute  bezüglicher  Fragen, 
Unter  diesen  wurde  die  Frage  einer  besonderen  Gesetzgebung,  die  neuer- 
dings mit  grofser  juristischer  Kompetenz  und  genauer  Kenntnis  der  volks- 
wirtschaftlichen Bedeutung  und  des  Charakters  dieser  Institutionen  von 
Manfredi  und  von  Rodino^)  behandelt  wurde  und  die  ohne  Zweifel  auch 
in  kurzem  gelöst  werden  mufs,  am  meisten  diskutiert.  Manfredi  stellt  mit 
grofser  Klarheit  und  Genauigkeit  die  ganze  italienische  Gesetzgebung  über 
die  Genossenschaften  zusammen  und  entwirft  in  grofsen  Zügen  die  Reformen, 
die  eingeführt  werden  müfsten,  um  sie  organisch  zu  machen.  Rodino  be- 
handelt die  Frage  mit  gröfserer  Ausführlichkeit,  aber  nicht  mit  derselben 
Schlagfertigkeit,  und  legt  einen  vollständigen  Gesetzentwurf  vor.  Die  Fun- 
damentalfrage bei  dieser  Materie  beruht  darin,  eine  genaue  Formel  zu  finden, 
die  geeignet  ist,  in  das  Gesetz  gebracht  zu  werden,  das  alle  wahrhaft 
organischen  Formen  des  Genossenschaftswesens  umfafst,  ohne  dieses  in 
seiner  Entwickelung  zu  hemmen,  und  es  dennoch  von  allen  unreinen  und 
falschen  Formen  zu  befreien,  die  sich  damit  verschmelzen  wollen. 

Die  Schwierigkeit  ist  sehr  ernst  zu  nehmen  angesichts  der  grofsen 
Verschiedenheit  der  von  den  genossenschaftlichen  Vereinen  angenommenen 


t)  Manvbbdi,  La  cooperazione  nelle  leggi  patrie.     Milane  1892.   —   Rodimo, 
Memoria  e  progetto  di  legge  circa  le  societä  cooperative.    Roma  1892. 
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Formen ;  der  Verschiedenheit  ihrer  Zahlenverhältnifise,  der  in  ihnen  ver- 
tretenen Elemente,  der  Umgebung,  aus  der  sie  hervorgehen,  nnd  der  Nei- 
gung, die  oft  in  ihnen  hervortritt,  zu  entarten  und  das  Gebiet  der  strengen 
Gegenseitigkeit  zu  verlassen. 

Die  Beatimmungen  des  italienischen  Gesetzes  hatfen  trotz  seiner  Weit- 
schweifigkeit nichts  von  alledem  gethan  und  haben  einer  legalen  Form 
Raum  gegeben,  die  auf  die  verschiedensten,  auch  nicht  genossenschaft- 
lichen Assoziationen  pafst,  während  eine  klare  Unterscheidung  nötig  ist» 
sei  es  auch  nur  um  der  verschiedenen  Begünstigungen  willen,  die  das 
Gesetz  den  Genossenschaften  zugesteht,  und  die  unter  allen  Umständen  nur 
denen  zugestanden  werden  dürfen,  bei  welchen  ein  wirkliches  Bedürfnis 
daftlr  vorhanden  ist,  und  die  in  der  That  einen  sozialen  Wert  haben. 
Daher  tritt  bereits  eine  Reaction  auf,  die  weitgehende  Einschränkungen 
durch  die  Gesetzgebung  fordert,  um  die  Hinneigung  der  Genossenschaften 
zur  Entartung  zu  zügeln  und  dem  Mifsbrauch  ein  Ende  zu  machen,  der 
mit  dem  Namen  „Genossenschaft'^  getrieben  wird,  den  Wirkungskreis  der 
Genossenschaften  streng  auf  das  Feld  der  Gegenseitigkeit  zu  beschränken 
und  durchzusetzen,  dal's  die  genossenschaftlichen  Vereine  ihre  Operationen 
lediglich  auf  ihre  Mitglieder  beschränken. 

Das  ist  die  von  Rodino  vertretene  These,  der  es  gesetzlich  verboten 
wissen  will,  dafs  die  Genossenschaften  mit  dritten  Personen  Geschäfte 
machen.  IIü^bedi  hingegen  löst  die  Frage  in  anderer  Weise.  Indem  er 
bemerkt,  dafs  zur  Zeit  auch  aufserhalb  der  Genossenschaften  das  allgemein 
gefühlte  Bedürfnis  einer  weiteren  und  freieren  Form  für  die  Handelsgesell- 
schaften vorhanden  sei,  und  dafs  sich  bei  den  Genossenschaften  eine  so 
grofse  Verschiedenheit  der  Proportionen  herausstelle,  dafs  die  auf  die  grofsen 
Vereinigungen  passenden  gesetzlichen  Bestimmungen  sich  schlecht  auf  die 
kleinen  anwenden  liefsen  und  umgekehrt,  bringt  Manfredi  zwei  verschie- 
dene legale  Formen  in  Vorschlag,  eine  breite  und  freie  mit  unbeschränktem 
Kapital  fOr  die  gröfseren  Vereine,  für  diejenigen  etwa,  deren  Kapi- 
tal über  10  000  Lire  hinausgeht,  und  für  alle  diejenigen,  die  das  Bedürf- 
nis haben,  aus  der  engeren  Sphäre  der  genossenschaftlichen  Gegenseitig- 
keit herauszutreten,  und  eine  zweite,  einfachere,  fOr  die  kleinen  genossen- 
schaftlichen Vereine  passende  Form,  an  die  die  Forderung  gestellt  wird, 
die  Vorschriften  der  strengsten  Gegenseitigkeit  genau  zu  beobachten,  und 
denen  die  Pflicht  auferlegt  wird,  Geschäfte  nur  mit  Mitgliedern  zu  machen. 
Der  Gedanke,  zweierlei  Formen  von  Vereinen  zu  unterscheiden  und  ihnen 
ein  verschiedenes  gesetzliches  Kleid  zu  geben,  erscheint  uns  wahrhaft  prak- 
tisch, weil  er  gestatten  wird,  aus  der  wahren  sozialen  Genossenschaft  alle 
diejenigen  Formen  auszuscheiden,  die  danach  trachten,  sich  von  ihr  zu 
trennen,  und  weil  er  jenen  kleinen  und  intimen  Vereinen,  fOr  die  kom- 
plizierte legale  Bestimmungen  und  strenge  Formalitäten  unnütz  und  schäd- 
lich sein  würden,  eine  sehr  einfache  und  praktische  gesetzliche  Form  zu 
geben  erlaubt.  Diese  Vereine  jedoch  verpflichten  zu  wollen,  nur  mit  den 
Mitgliedern  Geschäfte  zu  machen,  erscheint  uns  als  unzweckmäfsig,  weil 
dies  nicht  auf  alle  Formen  der  Genossenschaft  anwendbar  ist,  wie  z.  B. 
die  Produktivgenpssenschaften ,  die  notwendigerweise  an  dritte  verkaufen 
müssen,  während  es  auch  nicht  möglich  ist,  an  dem  wahren  gegenseitigen 
und  genossenschaftlichen  Charakter  festzuhalten,  ohne  auch  Bestimmungen 
über  die  Verteilung  des  Gewinnes  zu  treffen. 

Eine  genossenschaftliche  Assoziation  ist  eine  solche,  die  aus  der  Ver- 
einigung besonderer  Ökonomien  hervorgeht,  die,  indem  sie  sich  assoziieren, 
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fUr  ein  gemeinsames  Bedürfnis  und  ausschliefslich  fttr  sich  sorgen,  und  die 
nach  demselben  Prinzipe  den  eventuellen  Gewinn  unter  den  Mitgliedern 
teilen.  So  ist  ein  Konsumverein  genossenschaftlich  insofern,  als  er  eine 
Vereinigung  von  Konsumenten  ist,  die  zusammentreten,  um  das  Geschäft 
der  Verteilung  der  Waren,  und  zwar  unter  sich  allein,  auszuüben ;  genossen- 
schaftlich ist  ein  Produktivverein,  insofern  er  eine  Vereinigung  von  pro- 
duktiven Elementen  ist,  die  das  Bedürfnis  fühlen,  ein  industrielles  Unter- 
nehmen ins  Leben  zu  rufen,  und  dies  eben  auf  gemeinschaftliche  Rechnung 
thun«  So  ist  im  Gegenteil  ein  Konsumverein,  der  an  das  Publikum  ver- 
kauft und  dann  den  Überschufs  an  die  Mitglieder  verteilt,  kein  genossen- 
schaftlicher Verein  mehr,  und  ebensowenig  ist  es  ein  Verein  von  Produ- 
zenten, der  Arbeiter  beschäftigt,  die  nicht  Mitglieder,  sondern  einfache 
Lohnarbeiter  sind,  und  der  dann  den  Gewinn  nur  unter  den  Mitgliedern 
zur  Verteilung  bringt 

Das  sind  die  Gesichtspunkte,  die  in  einer  gesetzlichden  Bestimmung 
platzgreifen  müfsten,  um  die  Merkmale  der  Genossenschaft  genau  abzu- 
grenzen. In  einer  Entgegnung  auf  einen  Artikel,  worin  der  Verfasser 
dieser  Übersicht  diese  Ideen  verfocht,  schlug  WoLLEiiBEua  die  folgende 
Lösung  vor,  die>  wenn  sie  auch  vielleicht  die  Frage  noch  nicht  vollständig 
löst,  gewifs  dazu  beitragen  wird,  dafs  sie  einen  (weiteren)  Schritt  vorwärts 
auf  dem  Wege  zu  ihrer  Lösung  thut 

Nachdem  er  vorausgeschickt,  dafs  die  Genossenschaft  die  Organisierung 
derjenigen  ist,  die  zur  Befriedigung  eines  gemeinsamen  Bedürifnisses  die 
industrielle  Funktion,  die  dies  ermöglichen  kann,  kollektiv  selbst  ausüben, 
wünscht  er,  das  Gesetz  solle  bestimmen,  dafs  die  Genossenschaften  „nicht 
mit  dritten  Operationen  ausfahren,  deren  Ausführung  der  gesellschaftliche 
Zweck  ist^,  und  dafs  die  eventuelle  Verteilung  des  Überschusses  unter  den 
Mitgliedern  nicht  anders  erfolgen  kann,  als  unter  Bezugnahme  auf  die  Ope- 
rationen, deren  Ausführung  der  gesellschaftliche  Zweck  ist,  und  wobei  ein 
jeder  mitgewirkt  hat.  Auch  diese  Vorschläge  enthalten  in  der  Hauptsache 
dieselben  Ideen,  die  wir  selbst  schon  früher  entwickelt  haben. 

Durch  Raummangel  gezwungen,  müssen  wir  uns  darauf  beschränken, 
einige  neuere  Arbeiten  über  das  Finanzwesen  nur  ganz  kurz  zu  er- 
wähnen. 

Professor  Emilio  Cossa  hat  in  seiner  letzten  fleifsigen  Monographie 
mit  grofsem  Scharfsinn  die  Erscheinungen  der  Staatsfinanzen  und  ihre  Be- 
ziehung zur  sozialen  Ökonomie  ins  Auge  gefafst^),  indem  er  darauf  aus- 
geht, eine  abstrakte  Synthese  der  ökonomischen  Bedeutung  der  finanziellen 
Erscheinungen  zu  geben,  die  er  theoretisch  unter  der  Voraussetzung  einer 
vollständigen  Konkurrenz  und  einer  vollständigen  Freiheit  der  verschie- 
denen Gesellschaftsklassen  und  in  ihren  rein  abstrakten  Eigenschaften,  ab- 
gesehen von  den  Verschiedenheiten,  die  sie  in  den  verschiedenen  Ländern 
bieten,  studiert  hat.  Nachdem  der  Verfasser  in  einem  ersten  Kapitel  die 
Merkmale  der  finanziellen  Erscheinungen  und  ihren  inneren  Zusammenhang 
mit  der  sozialen  Ökonomie  geschildert  hat,  geht  er  in  den  folgenden  Ka- 
piteln auf  die  historischen  Formen  in  ihrem  Zusammenhang  mit  der  histo- 
rischen Umgestaltung  der  Nationalökonomie,  das  Gesetz  des  Wertes,  die 
objektiven  Grundlagen  ihrer  normalen  Entwickelung  und  schliefslich  die  Ur- 


1)  I  fenomeni  della  finanza  pubblica  etc.    S^.    120  S.    Milane,  Hoepli. 
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Sachen,  die  Störungen  in  diese  Entwickelang  bringen  können^  und  ihre  Be- 
seitigung ein. 

Professor  Amilgare  Pttyiani  setzt  seine  Studien  über  die  Besteuerung 
der  Fabriken  in  einer  neuen  Monographie  fort^  worin  er  den  konstituieren- 
den Ertrag  in  der  Fabrikindustrie  ^j,  und  zwar  jenen  Teil  des  Ertrages 
behandelt;  welcher  den  Gegenwert  zur  Abnutzung  der  Fabriken  selbst 
bildet;  und  der,  nach  dem  Verfasser ,  von  der  Versteuerung  befreit  sein 
müfste.  FuYiANi  schildert  sehr  eingehend  den  Zerstörungsprozefs  des 
FabrikwerteS;  die  verschiedenen  Quoten^  aus  denen  der  konstituierende  Er- 
trag sich  zusammensetzen  mufs^  und  endlich  das  Mafs  dieser  Quoten. 

Es  ist  uns  absolut  unmöglich,  auf  Einzelheiten  einer  so  fleifsigen 
Arbeit  wie  die  vorliegende  näher  einzugehen ,  die  eine  Reihe  von  be- 
sonderen technischen  Fragen  behandelt ,  die  sich  nur  sehr  schwer  kurz 
zusammenfassen  lassen;  wir  beschränken  uns  nur  darauf,  zu  bemerken, 
dafs  der  Verfasser  in  diesem  schwierigen  und  verwickelten  Gegenstande  die 
Doktrinen  und  die  wissenschaftliche  Forschung  in  gleichem  Schritte  mit 
den  rein  praktischen  Untersuchungen  durchgeführt  hat,  die  in  einer  wesent- 
lich positiven  und  praktischen  Materie,  wie  es  das  Finanzwesen  ist,  un- 
erläfslich  sind,  wenngleich  die  praktischen  Vorschläge  des  Verfassers  so 
verwickelt  sind,  dafs  sich  nur  sehr  schwer  sagen  läfst,  bis  zu  welchem 
Punkte  sie  ausfahrbar  sind« 

Bologna.  Ugo  Rabbeno. 

Carlo  F.  Ferraris,  Principii  dt  Scienza  bancaria.  Ein  Band  von  XIV, 
445  Seiten.     Mailand,  Hoepli,  1892.    Preis  L.  6,50. 

Dem  Erscheinen  des  vorliegenden  ausgezeichneten  und  nützlichen 
Buches  verdankt  die  italienische  wirtschaftliche  Litteratur  eine  wertvolle 
Bereicherung.  Diese  kann  allerdings  weder  arm  noch  verwaist  genannt 
werden,  dennoch  ist  sie  aber  mit  geringer  Ausnahme  eine  Gelegenheits- 
litteratur  und,  wenn  der  Ausdruck  gestattet  ist,  eine  Spekulationslitteratur, 
die  mehr  darauf  gerichtet  ist,  denjenigen,  die  sie  pflegen,  die  zu  ihrem 
Berufe  unerläfslich  notwendigen  Kenntnisse  für  irgend  einen  professionellen 
Vorteil  zu  verschaffen,  als  auf  das  selbstlose  Studium  der  sozialen  Pro- 
bleme. Die  natürliche  Folge  davon  ist  das  zügellose  Streben,  sich  auf 
Kosten  einer  jeden  neuen  ausländischen  Erscheinung  den  Vorrang  unter 
den  Mitbewerbern  erkämpfen  zu  wollen ;  daher  rührt  der  Mangel  an  ruhigen 
und  gründlichen  Originalforschungen,  femer  die  völlige  Abwesenheit  einer 
leidenschaftslosen  Kritik  erprobter  Systeme;  es  sind  Gedankenzüge,  die 
eher  mit  der  Mode,  als  mit  der  Überzeugung  gleichen  Schritt  halten,  und 
die  bis  gestern  noch  mit  den  Problemen  des  Grenznutzens  tändelten  und 
jetzt  ihre  Kräftigung  in  dem  Edonismus,  der  die  eigentliche  psychologische 
Verirrung  der  ökonomischen  Nachforschungen  bildet,  gefunden  haben,  die 
sie  unbedingt  in  das  gehaltlose  Gebiet  der  mehr  oder  minder  positiven 
Metaphysik  stürzen,  sie  endlich,  wer  weifs  auf  wie  lange,  für  den  Gebrauch 
des  wahren  und  praktischen  Lebens  der  wirtschaftlichen  Welt  unbeachtet 
und  überflüssig  machen  werden. 

Von  dem  allen  ist  nichts  enthalten  in  dem  vorliegenden  Werke  von 
Febrabis.    Wenn  es  in  dem  Charakter  unseres  geehrten  Landsmannes  läge, 


1)  Snl  prodotto  ricostitnente  nell'  industria  dei  fabbricati.  S\  141  S.   Bologna, 
Fava  e  Garagnani. 
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etwas  ans  dem  Stegreife  vorbringen  zn  wollen^  was  jedenfalls  nicht  der 
Fall  ist>  brauchte  er  dies  wahrhaftig  nicht  zn  thnn. 

Schon  als  junger  Mann  bekleidete  er  im  Lehramte  eine  hervorragende 
Stelle  und  hatte  MufsC;  mit  gröfster  Ruhe  die  verschiedensten  Probleme 
zn  ergründen;  in  vortrefflichen  Schriften  legte  er  seine  jugendlichen  Nach- 
forschungen dar.  Was  die  Bankfragen  betrifft,  hatte  er  genngsam  Gelegen- 
heit^ sich  in  unmittelbarer  Fühlung  mit  seinem  bevorzugten  Gegenstände 
zu  befassen  und  ihn  zu  studieren,  als  er,  sich  in  hoher  Stellung  beim  Acker- 
bauministerium befindend,  durch  längere  Zeit  den  Ereditinstitntionen  vor- 
stand und  so  praktisch  die  Theorien  erproben  und  prüfen  konnte,  die  er 
aus  der  Schule  eines  der  berühmtesten  und  begabtesten  Meister  Deutsch- 
lands, Adolf  Wagners,  dem  auch  dieses  Werk  gewidmet  ist,  geschöpft  hatte. 
Dem  Gesagten  nach  ist  es  nur  zu  begreiflich,  dafs  dieses  Buch  durchweg 
so  tiefgehende  wissenschaftliche  Erörterungen  und  eine  solche  gründliche 
Untersuchung  aller  dem  Gegenstande  verwandten  und  fernliegenden 
Streitfragen  bietet,  dafs  es  nicht  anders  als  in  allen  seinen  Einzelheiten 
als  vollkommen  verstanden  und  tiefsinnig  geschrieben  beurteilt  wer- 
den mufs. 

Aber  nicht  nur  mit  diesen  seltenen  vortrefflichen  theoretischen  Eigen- 
schaften ist  dieses  Werk  ausgestattet,  sondern  es  enthält  auch  den  grofsen 
praktischen  Wert,  sowohl  den  Lernbegierigen  als  den  Rechtsgelehrten  und 
den  Politiker  in  die  ökonomischen  Fragen  einzufahren,  sie  zu  befriedigen 
und  ihre  Kenntnisse  zu  bereichern. 

Als  hierzu  sehr  viel  beitragend  ist  ohne  Zweifel  die  hohe  Begabung 
für  geistige  Arbeit,  mit  der  das  Werk  verfafst  worden  ist,  und  dies  und 
der  einfache,  aber  elegante  Stil,  womit  es  vom  Anfang  bis  zum  Ende  ge- 
schrieben ist,  machen  es  auch  jenen  zugänglich,  die  mit  ökonomischen 
Problemen  weniger  vertraut  sind;  nicht  minder  Lob  verdient  endlich  die 
Klarheit  des  Verfassers,  wenn  man  bedenkt,  dafs  es  ihm  ein  Leichtes  ge- 
wesen wäre,  sich  mit  geschichtlichen  und  statistischen  Daten  zn  behelfen, 
die  ihm  in  Menge  zu  Gebote  standen;  er  aber  enthielt  sich  dessen  mit 
sehr  lobenswerter  Selbstverleugnung,  um  eben  dem  Buche  das  Gepräge 
einer  nützlichen  und  lehrreichen  Abhandlung  zu  verleihen. 

Jeden  einzelnen  Teil  des  Buches  besprechen  und  prüfen  zu  wollen, 
wäre  überflüssig;  des  Guten  und  Nützlichen  bietet  nns  jede  Seite,  und  liest 
man  es,  so  fällt  es  schwer,  es  aus  der  Hand  zu  legen;  man  kann  es  nur 
bewundem  und  loben.  Selbstverständlich  jedoch  enthält  es  Stellen,  die 
eine  besondere  Beachtung  verdienen,  und  unter  diesen  ragen  besonders 
jene  im  1.  Kapitel  des  IIL  Teiles  hervor,  die  die  Begriffe  der  Kredit- 
systeme und  der  Kreditinstitute  (S.  152—163)  behandeln,  und  gleich  darauf 
jene,  die  der  Einrichtung  des  Handelskredits  in  England  (S.  166 — 176) 
gewidmet  sind,  sie  sind  so  belehrend,  klar  und  gründlich  und  enthalten 
eine  solche  Menge  von  genauen  Belehrungen,  wie  sie  selten  ein  anderes  Buch 
bietet  Nicht  minder  meisterhaft  sind  die  Seiten  besprochen  (S.  200 — 209), 
die  vom  Diskonto  handeln,  sowie  auch  der  ganze  Abschnitt,  der  sich  ein- 
gehend mit  dem  Mobiliarkredit  befafst 

Damit  wollen  wir  allerdings  nicht  gesagt  haben,  dafs  die  ganze  in 
demselben  enthaltene  Materie  theoretisch  zusammenhängend  und  überein- 
stimmend sei;  vom  praktischen  Standpunkte  aber  kann  man  nicht  umhin, 
dem  von  Fjeb&abis  adoptierten  System  die  weitgehendste  Anerkennung  zu 
zollen«  In  Arbeiten,  die  die  praktische  ökonomische  Wissenschaft  behan- 
deln, sind  uns  strenge  Pedanterien  der  Klassifikationen  verhafst,  und  unserer 
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Meinung  nach  sollte  die  lebensHihige  Kohärenz  einea  ökonomischen  Organis- 
mus tiber  den  ktinstlichen  Zusammenhang  vorherrschen. 

Wenn  nun  Herr  Febbasis  in  der  Erörterung  des  Mobiliarkredits  bei  der 
Darstellung  der  Börsenoperationen,  sowie  an  anderen  Stellen;  bei  jener  der 
Ausgleichungen  und  der  Wechselkurse,  zu  weit  geht,  so  hat  er  vor  unseren 
Augen  vollkommen  recht.  Was  besonders  die  Ausgleichungen  betrifft,  wäre 
der  Verfasser  in  der  Lage  gewesen,  wenn  auch  nur  im  Fluge,  sogar  jener 
der  deutschen  Reichsbank,  des  Giroverkehrs  der  österreichischen  Postspar- 
kassen Erwähnung  zu  thun,  da  dies  Institutionen  sind,  die,  wenn  sie  auch 
mit  dem  Kredit  nicht  so  verwachsen  sind,  doch  unserer  Ansicht  nach  in 
Italien  zur  Nachahmung  viel  leichter  vorgeschlagen  werden  könnten,  als 
wir  bei  uns  in  den  lauen  Treibhäusern  der  Nationalbank  nur  mit  Mtthe 
die  Kompensationspflanze  gedeihen  sehen. 

Indem  Herr  Ferraris  dies  Buch  schrieb,  worin  er  hintereinander  meh- 
rere der  wichtigsten  ökonomischen  Einrichtungen  seines  Vaterlandes  ver- 
urteilt, ergeht  er  sich  nicht  in  nutzlosen  Klagen  und  in  einer  leeren  Polemik, 
sondern  prägt  seinem  Werke  die  Ruhe  und  den  unumstöfslichen  Wert 
einer  wissenschaftlichen  Arbeit  auf,  und  ein  einziges  Mal  nur  bricht  er 
(S.  260—261)  in  kurzen,  aber  heftigen  Tadel  ttber  unsere  Banksysteme  ans, 
und  es  bleibt  nur  zu  wünschen  übrig,  dafs  der  mit  vollen  Händen  auf 
vaterländischem  Boden  ausgestreute  Samen  fruchtbringend  gedeihen  und 
die  verhängnisvollen  Hindemisse  der  Politik,  der  Geschäftshascherei  und 
der  Unwissenheit  ersticken  möge.  1 

Wir  haben  schon  auf  eine  Kritik  hingedeutet;  da  wir  uns  jedoch  nicht  j 

einlassen  können,  die  einzelnen  Teile  zu  loben,  so  erscheint  es  uns  nicht  am 
Platze,  sie  zu  tadeln ;  wir  werden  uns  aber  dennoch  mehrfach  gegen  den  Ver- 
fasser wenden,  da  uns  daran  liegt,  dem  Leser  zu  beweisen,  dafs  unseren  An- 
erkennungen eine  aufmerksame  und  gewissenhafte  Prüfung  des  Werkes  za 
Grunde  liegt.  So  z.  B.  sei  erwähnt,  dafs  Herr  Ferraris  die  Aktienemission 
als  ein  Kreditgeschäft  (S.  15)  und  die  Aktien  als  Kreditpapiere  (S.  29)  ansieht 
Im  Gegensatze  zu  den  Rechtsgelehrten,  die  sie  als  Anteilscheine  des  Eigentums 
eines  Unternehmens  ansehen,  verhehlt  sich  Herr  Ferraris  den  entgegen- 
gesetzten Standpunkt  nicht,  glaubt  jedoch  nicht,  dafs  es  ökonomisch  nicht 
unrichtig  sei,  von  ihrer  Meinung  abzuweichen.  Wir  sind  weit  davon  ent- 
fernt, zu  glauben,  dafs  die  Rechtskategorien  ftlr  die  Ökonomisten  obli- 
gatorisch seien,  wir  erkennen  sogar  gern  an,  dafs  die  politische  Ökonome 
dazu  beitragen  könne,  den  rechtlichen  Charakter  eines  reellen  oder  ver- 
tragsmäfsigen  Instituts  zu  verändern,  was  auch  für  das  Darlehen,  für  den 
Wechsel  etc,  gemacht  wurde,  aber  für  die  Aktien  scheint  uns  die  Modi- 
fikation auch  ökonomisch  doch  unrichtig.  Thatsächlich  schreibt  Herr  Fer- 
raris, ^dafs  sie  einen  Vorschufs  eines  Kapitals  in  Erwartung 
einer  künftigen  Gegenleistung  bieten  %  und  eben  dies  ist  un- 
richtig, weil  die  künftige  Gegenleistung,  die  im  gewöhnlichen  Kredit 
ein  normales  Element  des  Vertrages  ist,  bei  den  Aktien  ein  a  priori 
dem  Schicksale  der  Unternehmung  untergeordnetes  Element  ist.  Auch  ist 
es  nicht  richtig,  dafs  sie  das  Recht  einer  Rückzahlung  geben:  die  Aktien 
werden  eingezogen  oder  ausgelöst  und  werden  nicht  zurückgezahlt,  am 
wenigsten  aber  werfen  sie  Zinsen  ab,  da  auch  in  dem  üblichen  Sprach- 
gebrauche das  Wort  „Dividende^  nichts  anderes  als  Untemehmergewinn  I 
bedeutet  und  kein  Zins  ist.  Dies  aber  ist  noch  nicht  alles:  die  Aktie  ver-  ' 
tritt  die  Teilhaberschaft  an  einem  Ökonomischen  „Unternehmen^,  sie  ist 
daher,  wenn  auch  indirekt,  eine  fruchtbringende  Anlage  des  Kapitals,  eine 


Digitized  by 


Google 


Italienische  Litteratur.  249 

Produktions-,  aber  keine  Oirknlationserscheinung,  wie  es  die  ELrediterschei- 
nongen  sind.  Trotz  allem  hätten  wir  dem  Herrn  Ferrabis  gestattet^  unter 
die  Elreditpapiere  anch  jene  zu  recimen,  wenn  er  nur  die  abweichenden 
Eigenschaften  hervorgehoben  hätte. 

Auf  Seite  83  haben  wir  bemerkt,  dafs  er  als  Diskonto  einige  Opera- 
tionen bezeichnet,  die  gar  nicht  einen  solchen  Charakter  haben,  was  auch 
in  dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  anerkannt  wird.  Die  Banken  z.  B. 
diskontieren  nicht,  wie  man  bei  uns  zu  sagen  pflegt,  die  Schatzscheine,  aber 
kaufen  sie  an,  und  diese  Operation  mit  den  Schatzscheinen,  die  durch  ihre 
Abstammung  und  Form  schon  an  und  für  sich  vom  Wechseldiskonto  sich 
unterscheiden,  weist  im  besonderen  diesen  Unterschied  auf,  nämlich  dafs 
es  bei  diesem  der  Creditor  ist,  der  die  Zinsen  feststellt,  indem  er  die  Be- 
dingungen des  Kredits  bietet,  während  bei  den  Schatzscheinen  das  In- 
teresse durch  den  Schuldner,  d.  i.  durch  den  Staat  festgestellt  wird,  der 
die  Bedingungen  der  Schuld  bietet  Femer  kann  auch  das  Lombardieren 
Ton  ausgelosten  Staatspapieren,  die  einem  verfallenen  Wechsel  oder 
einem  zurückgezogenen  Deposit  gleichkommen,  mit  Diskonto  nicht  bezeichnet 
werden,  ja  man  sagt  viel  lieber  ,,Provision^,  d.  h,  die  bei  solchen  Ge- 
schäften von  den  Bankiers  eingezogene  Vergütung;  dasselbe  gilt  auch  von 
der  Lombardierung  von  Koupons  der  öffentlichen  Wertpapiere,  weil  man, 
was  die  verfallenen  Koupons  anbelangt,  dieselben  Rechtsgeschäfte  findet, 
die  wir  eben  besprochen  haben;  und  was  die  fälligen  betrifft,  bin  ich  der 
Meinung,  dafs  man  sie  nicht  von  den  gewöhnlichen  Vorschüssen  zu  trennen 
habe.  Da  wir  uns  mit  dem  Wechseldiskonto  beschäftigen,  mufs  erwähnt 
werden,  dafs  Herr  Fesrabjb  mehr  als  einmal  (wie  auf  S.  82)  Avallo 
oder  Avallant  geschrieben  hat,  wo  es  besser  gewesen  wäre,  geradezu 
vom  Giro  oder  Giranten  zu  sprechen,  von  Geschäften,  die  viel  öfter 
vorkommen  und  viel  nützlichere  Wechseloperationen  sind,  als  die  Avals. 
Auf  Seite  101  behauptet  Herr  Fekeasis,  dafs  die  Depositen  zur  Auf- 
bewahrung nicht  nur  aktive,  sondern  auch  passive  Geschäfte  sind, 
^weil  sie  eine  Verpflichtung  enthalten,  d.  i.  die  Zurückgabe  der  deponierten 
Effekten  und  Gegenstände ''.  So  wäre  ja  auch  die  Restitution  des  Kapitals 
ein  passives  Geschäft  (und  dies  besonders,  wenn  man  die  Ideen  des  Herrn 
Ferrabis  über  die  Aktien  annehmen  würde),*  während  es  doch  klar  ist,  dafs 
sie  weder  aktiv  noch  passiv  ist.  Und  dies  kommt  daher,  weil  Herr  Feb- 
&ABIS,  nach  unserer  Meinung,  in  diesem  Punkte  den  „rechnerischen^  Stand- 
punkt mit  jenem  „wirtschaftlichen^  der  Operation  verwechselt  hat,  und 
unsere  Meinung  wird  hierin  durch  den  folgenden  Satz  bestärkt:  „und 
aus  diesem  Grunde  erscheinen  sie  in  der  Bilanz  bei  den  Bankausweisen  in 
gleicher  Summe,  sowohl  im  Aktiven  als  im  Passiven''.  Wir  können  es 
nicht  zugeben,  dafs  ein  Spezialcharakter  der  Banknote  darin  bestehe, 
dafs  sie  von  allen  anderen  im  Lande  befindlichen  Banken  angenommen 
werden  müsse,  wie  es  Herr  Ferraris  (auf  S.  116)  behauptet.  Es  ist  das 
schweizerische  und  das  deutsche  Gesetz,  die  dies  sehr  weise  anordnen,  und 
es  wäre  schwer,  dessen  Nützlichkeit  im  allgemeinen  zu  bestreiten,  aber 
eine  wesentliche  Eigenschaft  der  Banknote  ist  es  nicht. 

Um  uns  kurz  zu  fassen,  deuten  wir  noch  auf  eine  gewisse  Sympathie 
des  Herrn  Ferraris  (auf  S.  379 — 380)  für  ein  System  des  Bodenkredits 
hin,  dessen  Strenge  für  die  Eintreibung  der  Zinsraten  bei  den  Tilgungs- 
quoten nicht  nachgeahmt  werden  sollte,  und  es  thut  uns  leid,  den  Beifall 
des  geehrten  Verfassers  (so  beschränkt  er  auch  sein  könnte)  nicht  teilen  zu 
können,   eben   weil  wir  glauben,  dafs  im    allgemeinen  die  zwei  Quoten 
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80  unzertrennlich  sind,  dafs  sie  nur  schwer  zu  unterscheiden  wären^  sei 
eS;  weil  die  vom  ßodenkredit  den  Besitzern  bewilligten  Erleichterungen  weit- 
gehend genug  sind,  um  sie  nicht  noch  mehr  auszudehnen;  sei  es  für  die 
gewöhnlich  bescheidene  Tragweite^  die  diese  Konzession  hätte,  endlich^ 
weil  damit  der  Mechanismus  der  Auslosungen  behindert  würde. 

Mit  mehr  Yergnttgen  sehen  wir  aber^  dafs  Herr  Fekbabis  von  einer  von 
der  Auslosung  unabhängigen,  je  nach  dem  Willen  des  Überbringers  statt- 
findenden Rückzahlung  der  Pfandscheine  spricht.  Dieses  System  würde  uns 
aus  dem  Grunde  gut  scheinen^  weil  es  die  jährlichen,  von  strengen  Forma- 
litäten begleiteten  Auslosungsoperationen  beschränken  würde,  d.  h.  es  würde 
sie  nur  auf  die,  auf  Verlangen  nicht  znrückbezahlte  Summe  beschränken ;  es 
würde  den  in  Verlegenheit  geratenen  Überbringern  einen  Vorteil  bieten,  da 
man  damit  die  immer  Schaden  bringenden  Verkäufe  und  Besitzveränderungen 
vermeiden  könnte;  die  Papiere  würden  endlich  einen  ziemlich  festen  Parikurs 
erhalten.  Selbstverständlich  wäre  es  dann  notwendig,  den  Modus  zu  studieren, 
wie  den  Monopolen  und  Spekulationen  auf  diesem  Gebiete  am  besten  zu  be- 
gegnen sei ;  die  Methode  jedoch  erschiene  uns  besonders  bequem  ftir^  das 
Kreditinstitut  und  für  die  Besitzer  von  Pfandbriefen.  Herr  Ferkasis  hul- 
digt dem  Gedanken,  den  Hypothekenkredit  vom  Bodenkredit  für  die  Boden- 
meliorationen und  Vorschüsse  gegen  Hypothek  getrennt  zu  halten,  und  er- 
blickt im  zweiten  Falle  einen  landwirtschaftlichen  Kredit,  bei  den  Vor- 
schüssen aber  eine  Form  des  Handelskredits.  Es  wäre  gewifs  wünschens- 
wert, die  Arten  des  Kredits  im  Verhältnis  zum  Zwecke,  zu  dem  sie 
bestimmt  sind,  unterscheiden  zu  können,  der  geehrte  Herr  Verfasser  aber 
hat  in  seinem  Werke  schon  die  praktischen  Schwierigkeiten  dieser  Unter- 
scheidungen dargestellt  und  hat  sie  auch  sehr  lobenswert  besiegt.  Warum 
erkennt  er  also  in  der  Hypothek  den  gewöhnlichen  ursprünglichen  Cha- 
rakter des  Bodenkredits  nicht  an?  Und  sodann,  warum  begreift  er  nicht 
in  denselben  auch  jene  zwei  Formen  ein,  so  sehr  sie  auch  in  anderer  Be- 
ziehung verschieden  sein  mögen? 

Auch  in  einigen  seiner,  den  landwiitschaftlichen  E^edit  betreffenden 
Ansichten  können  wir  Herrn  Febbaais  nicht  beistimmen,  nicht  so  sehr, 
was  den  praktischen  Erfolg  betrifft,  den  er  sich  (auf  S.  401  u.  f.)  verspricht, 
sondern  weil  es  uns  scheint,  *  dafs  er  darauf  ausgehe,  aus  dem  Handels- 
und dem  Personalkredit  einen  einzigen  zu  bilden.  Es  wäre  uns  lieb 
gewesen,  wenn  Herr  Ferraris  an  irgend  einer  Stelle  Erwähnung  gethan 
hätte,  dafs  der  Personalkredit  eine  bequeme  Kategorie  ist,  um  Kredit 
ohne  eine  wirkliche  und  ausgesprochene  Bürgschaft  zu  bedeuten,  aber 
dafs,  und  besonders  nach  Abschaffung  des  Schuldarrestes,  der  Personal- 
kredit in  der  eigentlichen  Bedeutung  nicht  besteht.  Wer  Kredit  giebt, 
denkt  immer  an  die  ökonomischen  Mittel  seines  Schuldners,  auf  welche  ihm 
das  Gesetz  ein  stillschweigendes  Pfand  bewilligt,  mit  Vorbehalt  der  ge- 
schäftsmäfsigen  oder  vertragsmäfsigen  Vorzugsrechte  (Art.  J948  des  ita- 
lienischen Civil-Gesetzbuches).  Es  kann  somit  richtig  sein,  dafs  der  agra- 
rische Wechsel  einer  agrarischen  Kreditoperation  entspricht,  auch  ohne  das 
ausdrückliche  Vorrecht  eines  Pfandes  oder  einer  Hypothek.  Dafs  es  end- 
lich geboten  erscheint,  die  dem  agrarischen  Kredit  eigenen  Formen  einzeln 
zu  unterscheiden,  und  dafs  die  von  Herrn  Ferraris  bezeichneten  vorzu- 
ziehen seien,  wollen  wir  gewiss  nicht  in  Abrede  stellen. 

Hiermit  sind  wir  zu  Ende.  Diese  Bemerkungen  wurden  von  uns 
gewifs  nicht  gemacht,  um  Herrn  Ferraris,  von  dem  wir  so  vieles  gelernt 
haben,  belehren  zu  wollen,  wohl  aber  in  der  Absicht,  seine  Auftoerksam- 
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keit  auf  die  bei  der  lehrreichen  Durchlesnng  seines  Werkes  m  ans  auf- 
getauchten Zweifel  zu  lenken,  und  auch  in  der  Hoffnung,  dafs  es  uns  ge- 
gönnt sei,  bei  der  Durchsicht  einer  oder  der  anderen  Idee  für  eine  nächste 
Auflage  dieses  Werkes,  die  im  vorhinein  gesichert  ist,  beitragen  zu  können. 
Wir  schätzen  uns  glücklich,  dafs  wir  mit  der  Ehre  betraut  wurden,  dieses  Werk 
dem  deutschen  Publikum  übergeben  zu  dürfen.  Es  ist  die  ausgesprochene 
Frucht  eines  langen  Studiums  und  der  grofsen  Liebe,  mit  der  Herr 
Fesrabis  die  Nachforschungen  von  jenseit  der  Alpen  gepflegt  hat,  sie  er- 
scheint aber  durch  eine  gewisse  nationale  Genialität  erfrischt.  Es  gründet 
sich  auf  eine  weitreichende  und  tiefe  Kenntnis  nicht  nur  der  eigenen  In- 
stitutionen, sondern  auch  jener  anderer  Länder,  auf  die  Gelehrsamkeit  eng- 
lischer Schriftsteller  insbesondere. 

Diejenigen,  die  sich  in  Italien  mit  dem  Studium  der  sozialen  Ökonomie 
befassen,  können  vergnügt  an  die  verflossenen  Ferien  zurückdenken,  wo  es 
ihnen  gegönnt  war,  ein  so  anziehendes  und  wertvolles  Buch,  wie  das  von 
Herrn  Febbaais,  mit  Mufse  durchzulesen,  und  da  es  mit  einem  anderen  sehr 
lehrreichen  und  von  demselben  Verleger  gleichzeitig  herausgegebenen  Werke 
erschien:  Einleitung  in  das  Studium  der  politischen  Ökonomie 
von  L.  CossA,  kann  die  italienische  Volkswirtschaftslehre  am  Jahresschlüsse 
auch  vor  den  Fremden  mit  lauter  Stimme  ausrufen:  Annum  non  perdidi! 

Bologna.  Giovanni  B AxriSTa  Salvionl 
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(In  deutscher  u.  französischer  Sprache.  [Aus:  „Eisenbahn- Verordnungs-Blatt. "] 
gr.  8**.    112  S.  m.  2  Formularen.    Berlin,  G.  Hbtmanns  Veblaq,  1892.       M.  3. 

BoUetin  offidd  du  IV">«  congräs  uniyersel  de  la  paiz,  tenue  k  Beme  (Snisse)  du 
22.  au  27.  aoüt  1892.  lUdig^  et  publik  par  les  soins  du  bureau  international 
de  la  paix  k  Beme.  sr.  8<>.  238  et  28  p.    St  Gallen,  Busch  &  Co.,  1893.    M.  3. 

Ck>nveiition  intemationare  sur  le  transport  des  marchandises  par  chemins  de  fer. 
In-4<>.    70  p.  et  tableau.    Paris,  P.  Dufont,  1892. 

Oatellani,  E..  n  diritto  intemazionale  priyato  nell'antica  Grecia.  Estratto  del  perio- 
dico  Studie  documenti  di  storia  e  dmtto  Anno  1892,  fasc.  3^  Roma,  Aocadbmia 
Stobico-Giubidica,  1892. 
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IV.  Kleine  Mitteilungen. 

Wissenschaftliche  Institute  und  Vereine. 
Die  Gehe-Stlftnng  zu  Dresden  Im  eFesehSftsJahre  1891/92. 

Wie  der  Geschäftsbericht  aber  die  Th&tigkeit  der  Gehe-Stiftung  mitteilt,  hat 
sich  auch  im  Jahre  1891/92  die  seit  1885  provisorisch  adoptierte  Wirkungsweise 
der  Gehe-Stiftang  in  jeder  Hinsicht  bewährt,  so  dafs  sich  eine  Abweichung  von  den 
bisher  festgehaltenen  Regeln  in  keiner  Richtung  nötig  machte. 

Im  Personalbestande  des  Stiftsrates  sind  zwei  Veränderungen  zu  verzeichnen, 
indem  an  Stelle  des  im  vorigen  Jahre  verstorbenen  Geh.  Rat  Hbbbig  Geh.  Regie- 
rungsrat Dr.  K.  RosGHBB  zum  ordentlichen  Mitgliede  erwählt  wurde  und  fOr  Gteh. 
Rat  Professor  Dr.  Rosohbb  Geh.  Hofrat  Professor  Dr.  von  Miaskowsxi  als  Amts- 
nachfolger einrückte. 

Die  Kanzlei  der  Stiftung  hatte  im  Januar  d.  J.  den  Tod  des  seit  März  1885 
als  Skriptor  fOr  die  Bibliothek  thätigen  Herrn  £.  Schilling  zu  beklagen,  dessen 
fleiCsiger  und  gewissenhafter  Thätigkelt  das  Zustandekommen  des  ersten  Bandes  vom 
Kataloge  dor  Gehe-Stiftungsbibliothek  wesentiich  mit  zu  danken  ist.    Das  Heraus- 
kommen des  zweiten  Bandes,  dessen  Druck  im  vorigen  Berichte  angektLndigt  wurde, 
erlitt  durch  den  die  beiden  letzten  Monate  vorigen  Jahres  ausfüllenden  grofsen  Buch- 
druckerstreik eine  bedeutende  Verzögerung,  denn  die  Vollendung  des  Druckes  wurde 
hierdurch  bis  Anfang  Juli  d.  J.  hingezogen,  so  dafs  das  Direktorium,  um  die  Aus- 
gabe nicht  in  die  tote  Jahreszeit  der  allgemeinen  Ferien,  ürlaubsreisen  u.  s.  w.  fallen 
zu  lassen,  es  vorzog,  dieselbe  bis  in  den  September  hinauszuschieben.    Sie  ist  in- 
folgedessen erst  in  der  letzten  Woche  des  abgeschlossenen  Geschäft^ahres  erfolgt. 
Die  Einzel  vorträge  des  verflossenen  Winters  wurden  gehalten  von  den  Herren : 
I.  Professor  Dr.  Cohn  aus  Göttingen  über:  Börsenreform. 
II.  Professor  Dr.  Frhr.  von  Stbnobl  aus  Würzburg  über:  Staatsvertrftge  und  das 

internationale  Verwaltungsrecht. 
III.  Professor  Dr.  BOohbb  aus  Karlsruhe  über:  Die  industriellen  Betriebsformen 

in  ihrer  historischen  Entwickelung. 
rv.  Admiralitätsrat  Professor  Dr.  Hagbn  aus  Kiel  über:  Elektrische  Centralanlagen. 
V.  Professor  Dr.  Robin  aus  Freiburg  L  B.  über:  Wahlsysteme  und  Minoritäten- 
Vertretung. 
An  Vortrag scyklen  wurden  im  Winter  1891/92  wiederum  5  abgehalten.  Die- 
selben hatten  zum  Gegenstande: 

I.  Gewerberecht  (Ober-Reg.-Rat  Professor  Lotichiub), 
n.  Den  auswärtigen  Handel  und  die  Handelspolitik  (Direktor  Edbluann), 

III.  Finanzwissenschaft  (Direktor  Edblmann), 

IV.  Landgemeindeverwaltung  (Geh.  R^.-Rat  Dr.  Fisghbb), 
V.  Grofsstädtisches  Finanzwesen  (Direktor  Edelmann). 

An  den  im  Winter  1891  /92  von  der  Gehe-Stiftung  veranstalteten  Einzel-  und 
Gyklusvorträgen  haben  zusammen  1473  verschiedene  Personen  in  der  einen  oder 
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anderen  Weise  teilgenommen.  Lesezimmer  and  Bibliothek  erfreaten  sich 
einer  bedeutend  stärkeren  Benutzung  als  im  Yoijähre.  Der  PersoneuTerkehr  er- 
reichte die  Zahl  von  7282  gegen  5611  im  Yoijahre. 

Die  Vermehrung  des  Bücherbestandes  betrug  in  der  Zeit  von  Mitte  Sep- 
tember 189  t  bis  zu  demselben  Zeitpunkte  des  laufenden*  Jahres  3190  Stück. 

Es  wurden  Bücher  ausgeliehen  1890/91 :  3420 ;  1891  /92 :  4730 ;  mehr  1891  /92 :  1310. 


Preisausschreiben. 

Herr  Josef  Eöbösi,  Direktor  des  statistischen  Bureaus  der  Stadt  Budapest,  hat 
einen  Preis  von  1500  Francs  gestiftet,  der  dem  besten  Werke  über  die  Auf- 
gaben und  die  Fortschritte  der  Demographie  zuerkannt  werden  soll.  Die 
Arbeit  soll  die  wissenschaftliche  Aufgabe  der  Demographie  bestimmen,  eine  kritische 
Behandlung  der  diesbezüglich  bestehenden  Ansichten,  sowie  jener  wichtigsten  demogra- 
phischen Erhebungen  bieten,  die  im  Laufe  der  letzten  fünfzig  Jahre  in  den  Haupt- 
staaten Europas  und  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  yerOffentlicht  wurden. 
Der  Autor  hätte  demnach  namentlich  die  Entwickelung  des  Z&hlungswesens,  der 
Natalit&ts-  und  Mortalit&tsstatistik  ins  Auge  zu  fassen  und  hierbei  zu  berücksich- 
tigen, wo,  wann  und  durch  welche  Personen  diese  Zweige  der  Demographie  För- 
derung gefunden  haben. 

Die  Arbeiten  können  in  deutscher,  englischer,  französischer  oder  italienischer 
Sprache  abgefafst  sein  und  sind  anonym  bis  1.  Mftrz  1894  an  Herrn  EöbOsi  (Buda- 
pest) einzusenden.  Der  Name  des  Autors  ist  in  einem  versiegelten  Umschlage  bei- 
zulegen. Zur  Prüfung  der  Eonkurrenzarbeiten  haben  sich  bereit  erkl&rt:  Dr.  Jaoqitbs 
Bbbtillon,  Direktor  des  statistischen  Bureaus  (Paris),  Luiai  Bodio,  Genenüsekretftr 
des  internationalen  statistischen  Instituts,  Generaldirektor  der  italienischen  Statistik 
(Rom),  Dr.  V.  v.  John,  üniversit&tsprofessor  (Innsbruck),  Josef  Eöbösi,  Direktor 
des  kommunal-statistischen  Bureaus  (Budapest),  Dr.  W.  Lbzis,  Vizepräsident  des 
internationalen  statistischen  Instituts,  üniversitätsprofessor  (Oöttingen),  Dr.  W.  Oqlb 
vom  Registrar  General  of  births,  deaths  and  marriages  (London). 

Die  Zuerteilung  des  Preises  erfolgt  in  der  Eröffiiungssitzung  des  Budapester 
hygienisch-demographischen  Eongresses. 


Personalien. 

Die  Amerikanische  volkswirtschaftliche  Gesellschaft  hat  in  ihrer  letzten  Jahres- 
versammlung zu  Chalauqua  Prof.  Wal  ras  in  Lausanne  zum  Ehrenmitgliede  erwählt. 
Direkten  Anlafs  zu  dieser  Wahl  bot  Walbas  Veröffentlichung  „The  Geometrical 
Theory  of  the  Determination  of  Prices*'  in  den  „Publications  of  the  American  Aca- 
demy  of  Political  and  Social  Science'^ 

Prof.  V.  Philippoyich  in  Freiburg  i.  B.  hat  eine  Berufung  an  die  Universität 
Wien  erhalten.  —  Privatdozent  Dr.  E.  Dibhl  in  Halle  a/S.  ist  zum  aufserordentlichen 
Professor  ernannt  worden. 


Digitized  by 


Google 


L  Abhandlungen  und  Aufsätze. 


Anf  dem  Wege  znr  Gewerbefreiheit  in  Preufsen. 

Von 

Kurt  Ton  fiohrselieldt. 

Qnellen-  und  Litteratnr-VerzeiohiiiB. 

A»  Akten  des  K9nl;Iiehen  StaatsnrehiTS  zn  KSnidrsber;. 

1.  Acta  gen.  wegen  der  Gewerksprivilegien,  Vol.  I,  II,  V— X;  1774—1799. 

2.  Akten  wegen  Beförderung  der  Fabrikation  und  des  Handels  mit  Flachs,  Lein- 

wand u.  8.  w.,  K  K.  G.  6,  VoL  I;  1776—1803. 

3.  Acta  wegen  Aufhebung  des  Zunft-   und  Gewerbe -Wesens   in  Ostpreufsen, 

R.K.G.  32;  Vol.I;  1795-1810. 

4.  Acta   gen.  wegen  der  Kompetenz  znr  Entscheidung  der  Zunftstreitigkeiten, 

R. E.G.  34;  1806-1808. 

5.  Acta,  die  Aufhebung  des  Mfihlenzwanges  betr.,  M.  VI,  I;  1802-1809. 

6.  Acta  wegen  Aufhebung  des  Züchner-,  Lein-  und  Garnweber-Gewerks  in  Königs- 

berg, Tit.  4b,  N.  4,  Litt.  Z;  1806-1822. 

7.  Acta,  die  EinÄhrung  der  neuen  St&dteordnung  betreffend,  B.  I;  1808—1810. 

8.  Acta  wegen  des  Gewerks-PriYÜegiums  der  Mollergewerke,  R.K.  G.  26;   1808 

bis  1809. 

9.  Acta,  betreffend  Aufhebung  der  Höcker-,  B&cker-  und  Fleischerzunft  und  des 

Verkaufs-Monopols,  R.  K.  G.  23,  Vol.  I  u.  II;  1808-1817. 

10.  Acta  gen.  betr.  die  Aufhebung  der  Taxen  und  des  Verkaufsmonopols,  R.  K.  G.  25, 

Vol.  3;  1818—1846. 

11.  Acta,  betreffend  den  Gewerbebetrieb  der  Offizianten,  R.K.G.49;  1825. 

12.  Acta,  betreffend  Aufhebung  und  Auflösung  des  Zunftgewerks- Wesens,  R.  K.  G.  33, 

Vol.  3;  1837—1842. 

B.  Akten  des  KQnigliehen  Geheimen  StaatsarehiTs  zu  Berlin« 

1.  Akten  aus  dem  Ministerium  des  Innern  ffir  die  Gewerbeangelegenheiten,  Ab- 

teilung f&r  die  landwirtschaftlichen  Angelegenheiten,  betr.  den  erleichterten 
Besitz  und  den  freien  Gebrauch  des  Grundeigentums  sowie  die  persönlichen 
Verhältnisse  der  Landbewohner  v.  9.  Oktober  1807,  Regulierungen  Gen.  N.  1, 
Vol.1;  1807  ff. 

2.  Acta  gen.  betr.  die  Organisation  der  Munizipal- Verfassungen  und  die  Einrich- 

tung der  Magistraturen,  R.  77,  Tit  479,  N.  5 ;  1808. 

3.  Gewerbe-  und  Handwerkssachen,  R.  77,  Tit  306,  K.  1;  1810—1812. 

4.  Gewerbesachen,  R.  77,  Tit.  306,  N.  12;  1812  ff. 

Zoitschr.  f.  Litt  u.  Gesch.  d.  Staatsw.   I,  19 
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5.  Gewerbesachen,  R.  77,  Tit.  306,  N.56;  1810—1822. 

6.  Gewerbesachen,  R.  77,  Tit.  306,  N.  64. 

7.  Acta  gen.  betreffend  die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  und  die  Ein* 

fühmng  der  allgemeinen  Gewerbefreiheit,  R.  74,  K.  VIII,  Vol.  I  u.  II;   1810 
bis  1823. 

8.  Akten,  betreffend  die  Anfhebung  des  Verbandes  der  zflnftigen  Gesellen  und  des 

Zanftwesens  überhaupt,  R.  77,306;  1812  ff. 

9.  Akten,  betreffend  die  Aufhebung  und  Ablösung  der  Zwangs-  und  Bannrechte 

in  den  ehemals  s&chsischen  Landesteilen,  R.  77,  306,  Gewerbesachen  N.  78 ; 
1834—1837. 
10.  Acta  gen.  betreffend  die  über  den  Zustand  der  Gewerbsamkeit  in  den  Pro- 
vinzen eingegangenen  Nachrichtep,  R.  77,  306,  Gewerbesachen  N.  31;   1815 
bis  1840. 

€•  Akten  ans  dem  landwirtsehaftliehen  Ministerlam  in  Berlin. 

Acta  gen.  wegen  des  freien  Gebrauchs  des  Grundeigentums  und  wegen  der  persön- 
lichen Verhältnisse  der  Landbewohner  und  Unterthanen,  R.  87,  Vol.  1—4. 
Regulierungen,  Ablösungen  und  Gemeinheitsteilnngen;  1807  ff. 

D*  Akten  aus  dem  Finanzministerium  in  Berlin. 

Gener.  Reg.  d.  Gewerbesteuer,  A.  I,  Vol.  I;  1810. 

£•  Akten  ans  dem  Ministerium  des  Innern  in  Berlin. 

Acta  gen.  betreffend  die  Organisation  der  Provinzial-,  Polizei-  und  Finanzbehörden. 
Vol.  I  u.  II 

F.  Litteratur. 

1.  Johann  Hbinbich  Gottlob  y.  Jüsti,  Staatswirtschaft.   Leipzig  1758. 

2.  Y.  JusTi,  Grundsätze  der  Polizeiwissenschaft.    Göttingen  1782. 

3.  G.  F.  Lampbboht,  Versuch  eines  vollständigen  Systems  der  Staatslehre.  Berlin  1784. 

4.  G.  F.  Y.  LAMPBacHT,  Von  der  EameralYerfassung  und  Verwaltung.  Berlin  1797. 

5.  Adam  Smith,  Untersuchungen  über  die  Natur  und  die  Ursachen  des  National- 

reichtums, übersetzt  von  Garve  u.  Dornen.   Breslau  u.  Leipzig  1799. 

6.  Schmalz,  Encyklopädie  der  Eameralwissenschaften.  2.  Aufl.  Königsberg  1819. 

7.  Schmalz,  Staatswirtschaftslehre  in   Briefen  an  einen   teutschen  Erbprinzen. 

Berlin  1818. 

8.  JoH.  Fbibd.  Eubeb.  Lotz,  Revision  der  Grundbegriffe  der  Nationalwirtschafts- 

lehre.  Bd.  I— HI.   Eoburg  u.  Leipzig  1813. 

9.  LoTz,  Handbuch  der  Staatswirtschaftslehre.    Erlangen  1822. 

10.  Julius  Gb.  y.  Sodbn,  Die  Nazional-Ökonomie.   Leipzig  1808. 

11.  Y.  Stbusnsbb,  Abhandlungen  über  wichtige  Gegenstände  der  Staatswirtschaft 

Berlin  1800. 

12.  Mbibb,  die  Reform  der  Verwaltungsorganisatlon  unter  Stein  und  Hardenberg. 

Leipzig  1881. 

13.  G.  H.  Pebtz,  Das  Leben  des  Ministers  Freiherrn  vom  Stein.    Berlin  1855. 

14.  Klosb,  Leben  des  Fürsten  von  Hardenberg.   Halle  a/S.  1851. 

15.  LsopoLD  Y.  Ranke,  Denkwtlrdigkeiten  des  Staatskanzlers  Fürsten  v.  Hardenberg. 

5  Bände.   Leipzig  1877. 

16.  Hardenberg  und  die  Geschichte  des  preußischen  Staates  von  1793—1813.   Bd. 

46 — 48  von  Rankes  sämmtlichen  Werken.    Leipzig  1879. 

17.  Aus  den  Papieren  des  Ministers  Theodor  von  Schön.    6  Bände.    Halle  a/S. 

1875,  Berlin  1875.  1876,  1882,  1883. 

18.  Lebenserinnerungen  und  Briefwechsel  von  Friedrich  v.  Raumer.  2  Teile.  Leip- 

zig 1861. 
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19.  £.  T.  BoDBLSCHwiNaH,  Leben  des  Oberpräsidenten  Freiherm  Y.Vincke.  Berlin  1853. 

20.  Das  Interesse  des  Menschen   und  Bflrgers   bei  den  bestehenden  Zonftver- 

fassungen  (J.  0.  Hoffinann?).   Königsberg  1803. 
2t.  D.  Eabl  Hedibioh  Bau,  Über  das  Zunftwesen  ond  die  Folgen  seiner  Auf- 
hebung.   Leipzig  1816.    (Gekrönte  Preisschrift.) 

22.  Mabkus  Maybb,  Versuch  einer  Entwickelung  der  relatiyen  Ansichten  des  Zunft- 

wesens.  Augsburg  1814.   (Eine  gekrönte  Preifsschrift.) 

23.  Lbüchs,  Gewerb-  und  Handelsfreiheit.   Nflmberg  1827. 

24.  Fbiedb.  Aug.  Bbnsdict,  Der  Zunftzwang  und  die  Bannrechte.    Leipzig  1835. 

25.  Kbaüs,  Staatswirtschaft,  herausg.  yon  Auerswald.    5  Bde.   Königsberg  1808. 

26.  WsisKB,  Handbuch  des  allgemeinen  deutschen  Gtewerberechts.   Leipzig  1839. 

27.  Kbaüs,  Vermischte  Schriften,  herausg.  von  Auerswald.   Königsberg  1808. 

28.  Kbüihtz,  ökonomische  Encyklopädie.    (Berlin  1780.)    Teil  XXI:  Handwerk. 

Tl.  VC,  IVC. 

29.  Myliüs,  NoYum  Corpus  Constit.    Prussico-Brandenb.  praec.  Marchic.    Berlin. 
Anmerkung.    Die  Akten  werden  im  Text:  A  Nr.  1  n.8.w.,  B  Nr.  1  u. sw.,  C, 

D,  E  dtiert. 

L  Abschnitt. 
Die  Yorarbeiten  und  die  Stellung  der  Wissensehaft« 

Wohl  selten  hat  die  Wissensehaft  in  gleichem  Einvernehmen  ge- 
standen mit  der  Gesetzgebung  nnd  mit  der  praktischen  Arbeit  der  Yer- 
waltnngsbehörden,  wie  am  Ausgange  des  vorigen  und  zum  Beginne  des 
jetzigen  Jahrhunderts  bei  der  allmählichen  Beseitigung  des  Zunft- 
zwanges und  der  Einftlhrung  der  Gewerbefreiheit.  Ohne 
uns  in  eine  Darlegung  der  verschiedenen  volkswirtschaftlichen  Systeme 
zu  verlieren,  wollen  wir  zur  Einfahrung  in  den  Gegenstand  dieser  Ab- 
handlung die  Stimmen  einiger  Schriftsteller  über  die  gewerbliche  Beform 
anhören,  bevor  wir  den  Weg  betreten,  auf  welchem  die  preuTsische 
Gesetzgebung  vorging,  bis  sie  das  Ziel  der  Gewerbefreiheit  erreicht  hatte. 

Wie  zur  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  noch  alle  behördlichen 
Maforegeln  auf  diesem  Gebiete  dahin  ausgingen,  die  Zttnfte  zu  reorgani- 
sieren, nicht  sie  abzuscha£fen ,  so  wurde  derselbe  Standpunkt  im  all- 
gemeinen auch  in  der  Litteratur  vertreten.  Es  äuTserte  sich  z.  B.  v.  Justi  0 
in  seinem  Werke  über  Staatswirtschaft  1758  über  die  Frage, ^  ob  die 
Zttnfte  überhaupt  eine  nützliche  oder  schädliche  Einrichtung  für  den 
Staat  seien,  dahin,  es  sei  soviel  gewifs,  dafs  sie  überaus  grollse  Ge- 
brechen an  sich  hätten,  die  dem  Aufnehmen  des  Nahrungsstandes  nichts 
weniger  als  vorteilhaft  wären. 

y,Ich  will/'  so  f&hrt  er  fort,  „von  ihren  lächerlichen  Gebräuchen  und  Ceremo- 
nien,  von  dem  Aufwände  und  der  Yersäumnifs  bey  ihren  Zusammenkauften,  von 
dem  angemafsten  Unehrlichmachen  und  Gerichtszwange,  von  ihrer  Widersetzlichkeit 
gegen  die  Abschaffung  der  Mifsbr&uche  und  gegen  die  Einführung  nQtzlicher  Manu- 

1)  JoHAHN  HsiNBicH  GoTTLOBs  VON  JüSTi  Staatswlrtschaft.  (Leipzig  1758.)  T.  I. 
S.  202  ff. 

19* 
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facturen  und  Fabriken*)  nicht  reden.  Alles  dieses  kommt  meines  £raclitens  auf 
den  wenigen  Ernst  an,  womit  die  Obrigkeiten  die  Reichsgesetze  und  ihre  eigenen 
Ordnungen  und  Anstalten  wider  sie  handhaben.  Ich  will  itzo  nur  des  schlechten 
Unterrichts  erwähnen,  den  sie  ihren  Lehrlingen  ertheilen,  die  dasjenige  höchstens 
in  einem  Vierteljahre  weit  besser  erlernen  könnten,  worCLber  sie  drey,  vier  und  mehr 
Jahre  mit  blofsem  Absehen  und  Verrichtung  aller  Mftgdearbeit  zubringen  müssen; 
desgleichen  der  üblen  Einrichtung  bey  Ertheilung  des  Meisterrechts,  da  es  auf  Geld, 
Gunst,  auf  die  Eigenschaft  eines  Meisterssohnes,  auf  kostbare  und  im  gemeinen  Leben 
niemals  brauchbare  Meisterstücke,  keineswegs  aber  auf  FleiCs  und  wahre  Geschick- 
lichkeit ankömmt  Es  ist  auch  nicht  zu  l&ugnen,  dafs  die  Einrichtung  der  Zünfte 
das  gemeine  Wesen  gewissermafsen  nöthigen,  alle  elende  Arbeiten  schlechter  Meister 
anzunehmen  und  zu  verbrauchen,  weil  die  Erkenntnis  über  die  Tüchtigkeit  der 
Waaren  viel  ümst&nde  verursacht,  und  bey  Leuten  beruhet,  denen  an  der  vorzüg- 
lichen Geschicklichkeit  ihrer  Mitglieder  nichts  gelegen  ist.  Allein,  soriel  ist  gleich- 
falls gewiTs,  dafs  diese  Nahrungsgeschäfte  nicht  lediglich  sich  selbst  ohne  Ordnung 
und  Zusammenhang  überlassen  werden  können ;  sondern  dal^  man  Polizeyanstalten 
über  dieselben  nöthig  hat,  um  von  der  Geschicklichkeit  der  Personen,  die  diese 
Nahrungsarten  treiben,  und  von  der  Tüchtigkeit  ihrer  Arbeit  versichert  zu  sein. 
Überdieb  würde  durch  die  g&nzliche  Abschaffung  der  Zünfte  auch  die  Wan- 
derung der  Gesellen  aufhören,  bey  welcher  sie  doch  viele  gute  Erfindungen  und 
Handgriffe  erlernen,  die  in  fremden  Lftndem  eingeführt  sind.  Da  nun  die  Ab- 
schafihng  der  Zünfte,  wenn  sie  auf  einmal  geschehen  sollte,  viele  sch&dliche  Bewegungen 
und  Unruhen  ohnedem  nach  sich  ziehen  würde;  so  kann  ich  den  Feinden  der  In- 
nungen und  Zünfte,  die  auf  ihre  g&nzliche  Vernichtung  so  sehr  dringen,  nicht  voll- 
kommen beystimmen.  —  Jedoch,  ob  ich  gleich  das  Zunft-  und  Innungswesen  auf 
einmal  abzuschaffen  nicht  billigen  kann:  so  bin  ich  doch  weit  entfernt,  die  Einfüh- 
rung desselben  bey  den  neuen  Manufacturen  und  Fabriken  anzurathen.  Es 
ist  eine  sehr  verschiedene  Frage,  ob  man  eine  Sache,  die  ihre  Gebrechen  hat,  mit 
vielen  Schwierigkeiten  und  Nachtheil  vor  das  gemeine  Wesen  vernichten  soll,  oder 
ob  man  eben  diese  Sache,  von  der  man  einmal  versichert  ist,  dafs  sie  nicht  die  beste 
Einrichtung  hat,  weiter  ausbreiten  und  bey  neuen  Anstalten  einführen  soll..  Die 
Mannfakturen  und  Fabriken,  besonders  wenn  sie  neu  gegründet  werden  sollen,  er- 
fordern weit  mehr  Freyheiten,  Vorzüge  und  Direction  der  Regierung,  als  mit  der 
Beschaffenheit  der  Zünfte  verträglich  ist.  Daher  diejenigen  Staaten  nicht  wohl  gethan 
haben,  welche  die  Zünfte  und  Innungen  dabey  haben  stattfinden  lassen.'* 

Man  sieht,  dab  Justi  hier  bereits  die  Gesichtspunkte  znm  Ans- 
dmck  brachte,  nach  welchen  man  knrz  darauf  in  Preaüsen  praktisch 
verfuhr,  indem  man  es  vermied,  wo  es  irgend  möglich  war,  neue  6e- 
werke  zu  gründen  und  neue  Innungsprivilegien  zu  erteilen.  Aber  Justi 
ging  bereits  weiter,  indem  er  sich  gegen  die  Monopolisierung  des 
Handels  mit  Lebensmitteln  überhaupt  wandte. 

„Es  ist  dem  Zusammenhange  des  Nahrungsstandes  überaus  nachtheilig,"  so 
so  führt  er  aus^),  „wenn  die  kleinen  Kr&mereyen  und  HOckereyen  in  Zünfte 


1)  Hierunter  sind  diejenigen  Gewerbe  zu  verstehen,  die  erst  in  späterer  Zeit 
in  Deutschland  eingeführt  und  daher  in  keine  Innungen  und  Zünfte  eingeschlossen 
wurden.  Fabriken  pflegte  man  besonders  diejenigen  zu  nennen,  die  Feuer  und 
Hammer  bei  ihrer  Arbeit  brauchten,  Manufakturen  aber  die,  welche  ohne  dies  die 
verschiedenen  Arten  der  Handarbeiten  anwendeten. 

2)  V.  Justi  a.  a.  0.  S.  272. 
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und  Innungen  eingeschlossen  werden;  und  noch  nachtheiliger  ist  es  vor  denselben, 
wenn  die  Gerechtigkeit  solcher  Höckereyen  mit  vielem  Qelde  bezahlt  werden  mufs. 
Dieses  Obel  ist  in  Wien  und  andern  österreichischen  St&dten  zu  grofsem  Nachtheile 
des  gemeinen  Wesens  eingerissen,  so  dafs  öfters  ein  Sauerkrauthandel,  eine  Käse- 
höckerey,  der  Stockfischhandel  und  dergleichen  mehr,  mit  einigen  tausend  Gulden 
bezahlet  wird.  Es  ist  offenbar,  dafs  daraus  eine  Thenerung  der  Lebensmittel  und 
anderer  zur  menschlichen  Nothdurft  erforderlichen  Dinge  entstehen  mufs;  indem 
diese  Höcker  nebst  ihrem  Lebensunterhalte  ihr  vor  das  Gewerbe  entrichtetes  Eauf- 
geld,  oder  wenigstens  die  Interessen  davon,  nothwendig  wieder  daraus  zu  ziehen 
bemühet  seyn  werden.  Diese  Theurung  ist  aber  dem  Nahrungsstande,  und  beson- 
ders den  auswärtigen  Gommercien  sehr  nachtheilig  und  verhindert,  dafs  kein  fleiClBiger 
und  geschickter  Mensch,  der  arm  ist,  zu  einer  Nahrungsart  gelangen  kann/' 

Diese  Anschauungen  vertrat  Jüsti  auch  noch  in  seinen  1782  er- 
schienenen „Grundsätzen  derPoliceywissenschaft'^^),  obgleich 
damals  bereits  die  Zahl  der  Gegner  des  Zunftzwanges  erheblich  ge- 
wachsen war. 

Noch  Lampbecht,  Lehrer  der  politisch-ökonomischen  Wissenschaften 
an  der  Hallischen  Universität,  erklärte  sichln  seinem  17S4  erschienenen 
Buche  über  Staatslehre^)  dafür ,  die  von  ihren  Fehlern  und  Miis- 
bräuchen  gereinigten  Innungen  unter  gehöriger  Polizeiaufsicht  beizu- 
behalten. Er  erwägt  die  Für  und  Wider  nach  allen  Richtungen  und 
kommt  dabei  zu  folgendem  Ergebnisse: 

„Man  wendet  gegen  die  Zünfte  ein,  sie  seien  1)  ungerecht,  indem  sie  das 
Becht  der  natürlichen  Freiheit  aufhöben,  nach  Belieben  sich  durch  seiner  Hftnde 
Arbeit  etwas  erwerben  zu  können  —  aUein  in  keinem  Staat  kann  die  natürliche 
Freiheit  uneingeschränkt  bleiben,  2)  sie  schaden  der  Industrie,  indem  sie  den 
Handwerkern  Schranken  in  vielen  Stücken  bei  ihren  Arbeiten  setzten,  und  die  An- 
feuerung  zu  guten  wohlfeilen  Waaren  bei  verminderter  Concurrenz  schwächten,  allein 
jene  Schranken  der  Zünfte  sind  nicht  zu  enge  und  vielfach  nöthig,  und  in  Absicht 
der  Concurrenz,  so  sind  immer  viele  Mitglieder  der  Zünfte  und  mehrere  Zünfte 
gleicher  Professionen  im  Staat;  so  dafs  der  nützliche  Wetteifer  deshalb  doch  bleibt, 
3)  sie  hätten  alle  Nachtheile  der  Monopolien,  welches  sich  aber  ebenfalls 
nicht  behaupten  läfst,  wenn  die  Zünfte  keine  geschlossenen  sind,  4)  dars  Stümper 
dadurch  fortgeholfen  würden,  allein  wer  in  einer  Zunft  ist,  findet  deshalb  nicht 
gleich  Arbeit,  er  ist  ja  nicht  der  einzige  in  der  Zunft,  5)  entständen  viele  Pro- 
zesse über  die  Grenzen  nahe  verwandter  Zünfte,  allein  diesem  läfst  sich  durch 
genaue  Besthmnung  dessen,  was  für  jede  Zunft  gehören  soll,  und  durch  Vereinigung 
sehr  nahe  verwandter  Zünfte  leicht  zuvorkommen,  und  endlich  6)  nehmen  die  Feinde 
der  Zünfte  noch  den  vornehmsten  Grund  wider  dieselben  von  denen  Mifsbräuchen 
bei  denselben  her,  die  das  Erlernen  und  den  Zutritt  zu  denselben  erschweren,  und 
fähige  Köpfe  vielfach  abschrecken  —  allein  von  Mifsbräuchen,  die  abgeändert  werden 
könnnen,  mufs  man  nie  auf  die  Güte  der  Sache  selbst  hinschlieCsen.  —  Auf  der 
andern  Seite  läfst  sich  zur  Yertheidigung  der  Zünfte  mit  Grunde  anführen,  dafs  sie 
1)  doch  die  so  nöthige  Ordnung  bei  den  Handwerkern  zur  Absicht  haben,  und 
die  Polizeiaufsicht  auf  die  Handwerker  erleichtern,  dafs  sie  2)  das  so  vortheilhafte 


1)  Y.  Jüsti,  Grundsätze  der  Policeywissenschaft  (Göttingen  1782)  S.  159  ff. 

2)  G.  F.  Lamfbecht,   Versuch  eines  vollständigen    Systems   der  Staatslehre 
(Berlin  1784)  S.  50t  ff. 
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Wandern  der  Gesellen  erleichtern,  dafs  sie  die  Mitbürger  3)  gegen  die  Be- 
trügereien der  Handwerker  einigermafsen  in  Sicherheit  setzen,  daCs  sie  auch 
4)  das  Oute  bewirken,  dafs  eben  der  mit  den  Zünften  verknüpften  Beschwerungen 
wegen  viele  abgehalten  werden,  die  sauren  landwirthschaftlichen  Arbeiten 
mit  denen  eines  Handwerkers  zu  vertauschen,  5)  sind  noch  die  wichtigsten  Gründe 
gegen  die  Abschaffung  der  Zünfte  die,  dafs  es  theils  ungerecht  sein  würde,  den 
Zünften  die  ertheilten  Privilegien,  den  einzelnen  Meistern  die  Rechte  zu  nehmen, 
die  sie  mit  saurer  Mühe  und  vielen  Kosten  erworben  haben,  dafs  theils  dieses  ge- 
waltsame Mittel,  wenn  auch  wirklich,  wie  man  doch  nicht  zugeben  kann,  der  beste 
£ndzweck  dadurch  erreicht  würde,  doch  schlimmere  Folgen,  als  der  erreichte  End- 
zweck gute  hätte,  haben  würde.  Mit  Recht  könnte  man  eine  allgemeine  Stö- 
rung aller  Gewerbe,  einen  allgemeinen  Aufstand  aller  Zunftgenossen 
befürchten,  und  wenn  letzterer  zwar  in  monarchisch-militärischen  Staaten  leicht 
unterdrückt  werden  könnte;  so  würde  man  dennoch  das  Wegziehen  der  geschick- 
testen Handwerker,  die  über  den  Verlust  ihrer  Rechte  aufgebracht  sein  werden, 
nicht  hindern  können,  und  endlich  lehrt  6)  die  Erfiahrung,  dafs  da,  wo  man  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  versucht  hat,  man  sich  bald  genöthigt  sab,  sie  wieder  einzu- 
führen. Dies  beweifst  Teutschland  in  vorigen  Zeiten,  Frankreich  in  unsem  Tagen  !*' 

Wie  man  sieht,  ist  die  Verteidigung  meist  eine  recht  schwächliche, 
und  man  wird  nicht  irre  gehen,  wenn  man  dieselbe  mehr  als  einen 
Ausflofs  des  Respekts  vor  der  grolsen  Vergangenheit  der  Zünfte,  denn 
als  Überzeugung  von  der  Wirkung  gesetzlicher  und  polizeilicher  Heil- 
mittel ansieht.  Übrigens  steht  Lampreght,  der  sonst  gründliche  Kenner 
des  Innungswesens,  bereits  in  seinem  1797  veröffentlichten  Buche  von 
der  Eameral Verfassung  und  Verwaltang^),  nachdem  er  als  preulsischer 
Kriegs-  und  Domänenrat  einen  Einblick  in  die  preufsischen  Verhältnisse 
gewonnen  hatte,  schon  nicht  mehr  anf  dem  alten  Standpunkte.  Er  er- 
scheint nicht  als  der  unamwnndene  Fürsprecher  und  betont  überall  mehr 
die  Nachteile  als  die  Vorzüge  der  Zunftorganisation.  Im  allgemeinen 
finden  sich  jetzt  die  Anhänger  der  herrschenden  Wirtschaftssysteme, 
Physiokraten  und  Smithianer,  einig  in  der  Verurteilung  des 
Innungszwanges.  Adam  Smith^j  klagte  die  europäische  Polizei  an,  in 
den  Vorteilen  und  Nachteilen,  welche  an  die  verschiedenen  Arten,  Geld 
oder  Arbeit  anzulegen,  geknüpft  seien,  dadurch  eine  sehr  merkliche 
Ungleichheit  verursacht  za  haben,  dafs  sie  in  den  Gewerben  die  Kon- 
kurrenz der  Arbeiter  durch  die  Verringerung  ihrer  Anzahl  ein- 
geschränkt habe.  Das  vornehmste  Mittel,  wodurch  sie  dies  bewirke, 
liege  in  den  ausschlielsenden  Privilegien  der  Zünfte.  Es  werde  durch 
die  Einschränkung  der  Konkurrenz  das  natürliche  Gleichgewicht 
gehindert,  in  welches  sich  sonst  die  Vorteile  und  Nachteile  der  ver- 
schiedenen Gewerbe  von  selbst  setzen  würden.    Eben  diese  Polizei  ver- 


1)  G.  F.  T.  Laupbbght,  Von  der  Eameralyerfassung  und  Verwaltung  (Berlin 
1797)  S.  19  ff.,  S.  36  ff. 

2)  Adam  Smith,  Untersuchungen  über  die  Katur  und  die  Ursachen  des  Natio- 
nalreichtums,  übersetzt  von  Garre  und  Dörrien  (Breslau  und  Leipzig  1799)  Bd.  I, 
Kap.  X,  Abth.  2. 
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anlasse  aber  aaf  die  entgegenstehende  Weise  eine  zweite  Störang  dieses 
Gleichgewichts,  indem  sie  die  Konkurrenz  in  gewissen  Gewerben  auf 
eine  künstliche  Art  vermehre  nnd  mehr  Menschen  in  sie  hinein* 
zwinge,  als  sonst  sich  zu  denselben  entschliefsen  würden. 0  Drittens 
endlich  erzeuge  das  in  Europa  befolgte  System  der  Staatsverwaltung 
eine  Ungleichheit  in  den  Vorteilen  und  Nachteilen,  welche  mit  den 
versiihiedenen  Beschäftigungsarten  verbunden  seien,  —  nnd  zwar  eine 
sehr  lästige  Ungleichheit  —  durch  die  Hindernisse,  welche  sie  dem 
freien  Umlaufe  der  Kapitalien  und  der  Arbeiten  sowohl  von 
einem  Orte  zum  andern  als  von  einer  Art  der  Geschäfte  zur  andern 
entgegensetze.  Smith  fafste  seine  Anschauungen  über  diesen  Gegen- 
stand in  folgenden  Sätzen  zusammen,  welche  bei  der  nachherigen  ge- 
werblichen Reform  in  Preufsen  oftmals  Berufung  erfuhren: 

„Das  Recht,  welches  jeder  Mensch  hat,  die  Früchte  seiner  eigenen 
Arbeit  za  geniefsen,  sowie  es  das  älteste  und  ursprOnglichste  alier Eigenthnms- 
rechte  ist,  sollte  billig  auch  das  heiligste  nnd  unverletzlichste  sein.  Der  einzige 
Schatz  eines  armen  Mannes  besteht  in  der  Geschicklichkeit  und  Stärke 
seiner  H&nde;  und  ihn  verhindern,  diese  St&rke  und  diese  Geschicklichkeit  auf 
die  ihm  wohlgefälligste  Weise  ohne  Beeinträchtigung  irgend  eines  Menschen  zu  ge- 
brauchen^  heifst  das  heiligste  Eigenthum  desselben  verletzen.  Es  ist  ein  Eingriff 
sowohl  in  die  natürliche  Freiheit  nicht  nur  des  arbeitenden  Mannes  selbst,  sondern 
auch  der  Personen,  die  sich  seiner  Geschicklichkeit  bedienen  wollen.  So  wie  der 
eine  gehindert  wird,  zu  arbeiten,  was  ihm  gut  dünkt,  so  werden  die  andern  gehin- 
dert, den  für  sich  arbeiten  zu  lassen,  welcher  ihnen  gefällt.  —  Ob  ein  Mensch  zu 
der  Verrichtung,  welcher  er  sich  unterzieht,  tüchtig  sei,  kann  sicher  der  Beurthei- 
lung  derer  überlassen  bleiben,  welche  seine  Arbeit  gebrauchen,  da  es  ihr  In- 
teresse so  unmittelbar  und  so  nahe  angeht.  Die  Besorgnisse  des  Gesetzgebers,  dafs 
sie  eine  unrechte  Wahl  treffen  möchten,  sind  aber  so  unnöthig,  als  die  Anstalten, 
durch  welche  er  dies  zu  verhüten  sucht,  drückend  sind." 

Jedoch  auch  Physiokraten  kamen  von  ihrem  Standpunkte  aus 
zu  ähnlichen  Folgerungen.  So  hat  der  Geheime  Bat  Schmalz  in  seiner 
Encyklopädie  der  Eameral Wissenschaften^)  zwar  anscheinend  noch  Be- 
denken gegen  die  Aufhebung  der  Zünfte,  weil  er  irrigerweise  ihre  Sta- 
tuten und  Qildebriefe  fUr  wirkliche  wohlerworbene  Privilegien,  die  nicht 
ohne  weiteres  beseitigt  werden  könnten,  ansieht.  Allein  auch  er  be- 
tont, dafs  auf  die  Fabrikation  in  schädlicher  Weise  mannigfaltiger  Zwang 
aus  der  alten  Staatsverfassung  her  drücke,  der  die  freie  Thätigkeit 
hindere.  Aller  Verkehr  unter  den  Menschen  hänge  teils  vom  persön- 
lichen Zutrauen,  teils  von  einer  Menge  kleiner  Umstände  in  den  Yer- 


1)  Dies  trat'  auCser  bei  den  von  Shith  angeführten  Beispielen  auch  da  zu,  wo 
junge  Leute  bestimmt  wurden,  nicht  nach  Neigung  oder  Geschicklichkeit,  sondern 
deshalb  ein  gewisses  Gewerbe  sich  auszusuchen,  weil  für  dasselbe  besonders  gün« 
stige,  d.  h.  hohe,  Lohntaxen  bestanden. 

2)  Encyklopädie  der  Eameralwissenschaftan,  IL  Auflage  (Königsberg  1819), 
S.  296  ff.,  S.  312. 
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hältnissen  der  Einzelnen  ab.  So  sei  aller  Verkehr  nicht  nar  Privat- 
sache der  Einzelnen,  sondern  es  könnten  auch  die  Vorteile  oder  Nach- 
teile der  Lage  jedes  Gewerbtreibenden  nar  von  ihm  selbst  ganz  tiber- 
sehen werden.  Daher  mfisse  zur  Erhöhung  des  Nationaleinkommens 
mit  der  strengsten  anyerbrttchlichsten  Gerechtigkeit  das  Eigentum  nnd 
die  unbedingteste  Freiheit  jeder  rechtlichen  Thätigkeit  und  Arbeit  ge- 
schützt werden. 

„AuCserdem  aber,^'  so  fftbrt  er  fort,  „das  ist  aufser  strenger  Rechtspflege  und 
aufser  der  Wegräomung  der  Hindernisse,  die  dem  freien  Verkehre  sich  entgegen- 
setzen, kann  die  Regierung  schlechthin  nichts  für  die  Vermehrung  des  National- 
Einkommens  thun ;  vielmehr  mufs  jede  ihrer  Einmischungen,  so  gat  gemeint  sie  sey, 
so  scheinbar  ihre  Vorwftnde  für  den  ersten  Blick  sein  mögen,  nothwendig  zerstörend 
einwirken.  Denn  sie  kann  unmöglich  die  Frivatlage  der  Privatpersonen,  auf  welcher 
allein  Art  und  Richtung  des  Verkehres  beruht,  übersehen,  und  für  diese  Etwas  ent- 
scheidend bestimmen.  —  Aber  schlechthin  ungerecht  und  eben  darum  auch  ver- 
derblich mufs  jede  Veranstaltung  der  Regierung,  wie  jedes  Gebot  oder  Verbot  der- 
selben einleuchten,  wodurch  irgend  ein  Mensch  an  redlicher  Th&tigkeit  und  Arbelt 
gehindert  wird.  —  Die  Vorw&nde,  die  Regierung  durch  Gebote  oder  Verbote  oder 
Veranstaltungen,  welche  das  Recht  nicht  selbst  fordert,  in  die  Gewerbe  zu  mischen, 
haben  nur  dadurch  einen  Schein,  dafs  man  das  Ineinandergreifen  der  Gewerbe  im 
Verkehre  des  Lebens  nicht  übersieht,  und  nur  die  n&chsten  Wirkungen  der  Ein- 
richtungen ins  Auge  fafst.  Daher  entstand  das  Unglück,  dafs  man  ein  allgemeines 
Beste  glaubte,  welches  bei  strengem  Rechte  nicht  bestehen  könne/' 

Es  ist  ein  eigenthttmliches  Schauspiel,  zu  sehen,  dafs  derselbe  Autor, 
der  in  seinem  Handbuch  der  Staatswirtschaft  der  freien  Kon- 
kurrenz das  Wort  redet,  mit  den  Torstehenden  Grundsätzen  nicht  nur 
die  Zünfte  selbst,  sondern  auch  die  Erhaltung  des  Zunftzwanges  verein- 
bar fand.   Und  doch  sagt  er  in  seiner  „Staatswirtschaftslehre"  '): 

„Der  alte  Druck,  der  die  Fabrikation  niederhält,  sind  die  Zünfte  oder  viel- 
mehr die  Einrichtung  der  Zünfte.  Zünfte  als  Gesellschaften  von  Kunstarbeitern, 
welche  berechtigt  sind,  allen,  die  nicht  zu  ihnen  gehören,  die  Treibung  des  Grewerbes 
zu  untersagen,  waren  im  Mittelalter  ein  treffliches  Mittel  den  Bürgerstand  empor  zu 
heben,  indem  sie  verhüteten,  dafs  nicht  Leibeigene  auf  dem  Lande  Handwerke 
trieben,  oder  in  die  St&dte  dafür  gebracht  werden  konnten.  Im  Anfange,  als  sie 
entstanden,  wurden  sie  von  Kaisern  und  Fürsten  in  Teutschland  bald  bogOnstigt 
bald  unterdrückt,  je  nachdem  die  Politik  die  St&dte  begünstigen  wollte  oder  den 
Adel.  Aber  seit  dem  Ende  des  dreizehnten  Jahrhunderts  war  ihr  Sieg  entschieden. 
Sie  bestehen  privilegirt  in  allen  St&dten.  In  unsem  Tagen  sieht  man  als  ihr  Gegen- 
theil  die  Gewerbe-Freiheit  an,  und  hat  angefangen  die  Zünfte  au&uheben.  Die 
Art,  wie  das  geschehen  ist,  zeigt  fast  überall,  dafs  man  mit  dem  Rechten  dabey  es 
nicht  ernstlich  meinte.  Eine  Meinung  trieb,  welche  Mode  des  Tages  geworden  war; 
ohne  dafs  man  in  der  That  den  Zusammenhang  des  Ganzen  übersehen  hätte.  Abam 
Smith  ist  die  Mode.  —  Alles  erwogen,  was  die  natürliche  Freiheit  der  Menschen, 
und  was  das  Recht  uralter  Einrichtungen  gegenseitig  fordern,  sehe  ich  nicht,  warum 
nicht  Männer  von  gleichem  Gewerbe  an  Einem  Orte  eine  Geseilschaft  ausmachen 


1)  Schmalz,  Staatswirthschaftslehre  in  Briefen  an  einen  teutschen  Erbprinzen 
(Berlin  1818),  Tl.  I,  S.  105  ff. 
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sollen?  Sie  können  oft  gemeinsame  Angelegenheiten  zu  berathen  haben;  nnd  sie 
sind  einmal  als  Gesellschaft  privilegirt.  Also  bleibe  das  Gesetz,  dafs,  wer  das  Ge- 
werbe treiben  will,  zu  ihrer  Znnft  als  Meister  treten  müsse.'^ 

Durch  diese  schwache  Begründung  leuchtet  die  Inkonsequenz  des 
Standpunktes  deutlich  hindurch.  Man  könnte  auf  die  letzten  Fragen 
einfach  antworten:  Sehr  wohl!  Aber  warum  müssen  die  Innungen  obli- 
gatorische, und  warum  können  sie  nicht  freie  Vereinigungen  sein? 
Man  findet  die  Erklärung  eben  nur  darin,  dab  Schmalz  annahm,  mit 
der  Abschaffung  des  Zunftzwanges  würde,  was  er  als  den  gröfsten 
Fehler  der  Zeit  ansah,  eine  Verletzung  begründeter  Privatrechte  ein- 
treten.   In  diesem  Sinne  schreibt  er  weiter: 

„Die  Zflnfte  haben  aber  einmal  Privilegien,  und  die  Ordnung  der  Städte  ist 
mannigfaltig  mit  ihnen  verbunden.  Darf  ein  Fürst  geradezu  aufheben,  was  er  ver- 
sprochen hat?  Oder  will  man  sie  nicht  aufheben,  wie  man  wohl  sagt,  sondern  nur 
Patent-Meister  neben  ihnen  arbeiten  lassen:  so  ist  das  ein  Wortspiel  —  und  mit 
Fürsten- Wort  soll  nie  gespielt  werden." 

LoTZ,  welcher  zwar  Adam  Smith  sehr  nahe  steht,  sich  aber  nicht 
durchweg  zu  dem  Industriesystem  und  noch  weniger  zu  den  Grundideen 
der  Physiokraten  bekennt,  vielmehr  versucht,  unter  Benutzung  der  For- 
schungen Hufelands  und  des  Grafen  v.  Sod£N  eigene  Grundsätze  zur 
Geltung  zu  bringen,  vertritt  doch  bezüglich  des  Zunftzwanges  die  Smith- 
schen  Prinzipien  mit  voller  Energie. 

„Ich  habe  bereits  oben  gezeigt/'  so  legt  er  in  seiner  »tRevision  derGrund- 
begriffe  der  Nationalwirthschaftslehre"')  dar,  „wie  nachtheilig  die  Ver- 
bannung gewisser  Gewerbe  in  die  Städte,  und  Ztlnfte  und  Innungen  und  Mono- 
pole auf  die  wirklichen  Preise  der  Waaren  wirken.  Doch  erzeugten  sie  weiter 
keine  Nachtheile  als  blofs  die  dort  angegebenen,  der  Schaden  den  sie  stiften,  wflrde 
noch  immer  so  ziemlich  erträglich  seyn.  Boy  weitem  mehr  als  sie  in  jener  Beziehung 
schaden,  schaden  sie  dadurch,  daCs  sie  der  Übung  der  Productivkraft  des  mensch- 
lichen Geistes  Fesseln  anlegen,  sie  in  widematQrliche  Formen  zwängen,  und  dem 
einzelnen  Gewerbsmanne  den  Übergang  von  einem  Gewerbe  und  die  Benutzung 
seiner  produktiven  Kräfte  in  ihrem  ganzen  Umfange  erschweren.  Vorzüglich 
hierin  spricht  sich  ihr  Nachtheil  aus,  und  vorzüglich  hierin  liegt  der  Grund,  warum 
der  Menschenfreund  ihfe  Abschaffung  wünschen  mufs,  oder  doch  wenigstens  eine 
zweckmäfsige  und  dem  Geist  des  Zeitalters  angemessene  Modification  ihrer  Ver- 
fassung. Die  Furcht  vor  dem  Verlust  seiner  Nahrung  durch  das  Erscheinen  eines 
geschicktem  und  betriebsamem  Arbeiters  ist  immer  das  Hauptmotiv,  das  den  ein- 
zelnen Gewerbsmann  zum  Fleifse  und  zum  Raffinement  auf  die  möglichste  Vervoll- 
kommnung seiner  Waaren  treibt.  Aber  dies  Motiv  kann  sich  nie  äuCsem,  oder 
wenigstens  nicht  in  dem  Umfange,  wie  es  sich  sonst  geäufsert  haben  würde,  ist  der 
Gewerbsmann  sicher,  dafs  Niemand  mit  ihm  in  die  Konkurrenz  treten  könne,  als 
der,  dem  er  selbst  durch  Aufaahme  in  seine  Zunft  die  Erlaubnifs  dazu  ertheilt  hat. 
So  lange  Zünfte  und  Innungen  und  Monopole  bestehen,  ist  der  ungeschickteste 
Meister  immer  so  ziemlich  gegen  die  Gefahr  gedeckt,  in  der  er  in  dieser  Beziehung 
immer  schweben  würde,  beständen  keine  Institute  der  Art.    Die  Gewifsheit  des  Ab- 


1)  Job.  Fbibdb.  Eusbb.  Lotz,  Revision  der  Grandbegriffe  der  Nationalwirth- 
schaftslehre  (Koburg  u.  Leipzig  1813)  Bd.  I  S.  346  ff.,  Bd.  III  S.  34  ff. 
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Satzes  seiner  Waaren,  die  ihm  sein  Monopol  verspricht,  hält  ihn  ab,  sich  seinem 
Gewerbe  theils  mit  der  möglichsten  Anstrengong  zu  widmen,  theils  darauf  zu  denken, 
wie  er  seine  Fabrikate  mit  dem  mindesten  Eostenaufwande  möglichst  yerrollkommnen 
möge.  Er  liefert  nicht  so  yiel,  als  er  aufserdem  liefern  würde,  und  was  er  liefert, 
ist  immer  kostbarer  und  erreicht  selten  den  Grad  der  Vollkommenheit,  den  er  ihm 
würde  haben  geben  müssen,  h&tte  man  ihn  durch  jene  Verleihung  nicht  gegen  die 
Gefahren  gesichert,  welche  er  sonst  von  der  Konkurrenz  eines  fleifsigem  und 
geschicktem  Arbeiters  fürchten  mufs,  und  diesem  natürlichen  Sporne  nicht  seine 
Wirksamkeit  geraubt  So  nothwendig  die  Errichtung  der  Zünfte  und  Innungen  im 
Mittelalter  gewesen  seyn  mag,  wo  das  Zunftwesen  sich  allmählich  bildete,  und  so 
nützlich  solche  Anstalten  überhaupt  in  Staaten  seyn  mögen,  wo  die  Kultur  des  Volks 
und  seine  industrielle  Betriebsamkeit  noch  in  der  Kindheit  begriffen  sind,  wo  es 
allerdings  solcher  Verbindungen  einzelner  Gewerbsgenossen  bedarf,  um  als  Vor- 
einigungspunkte  und  Aufbewahrungsplätze  gewisser  Kenntnisse  und  Bedingungen  der 
industriellen  Betriebsamkeit  zu  dienen  —  so  wenig  sagen  solche  Vereine  und  der 
Geist,  der  sie  zusammenhält,  dem  Grade  der  Givilisation  zu,  den  unsere  meisten 
europäischen  Staaten  nunmehr  errungen  haben,  und  dem  Grade  der  Kultur, 
auf  welchem  wir  jetzo  stehen.  Zur  Erhaltung  jener  Kenntnisse  bedarf  es  keiner 
solchen  Vereinigungspunkte  mehr.  Die  allgemeine  Verbreitung  jener  Kenntnisse  bürgt 
dafür,  daCs  sie  nicht  verloren  gehen  können,  tritt  nicht  eine  a^gemeine  Barbarey  an 
die  Stelle  der  jetzt  immer  allgemeiner  sich  verbreitenden  Bildung.'^ 

Der  Verfasser  giebt  zwar  zu,  der  Staat  möge  gebieten,  dafs  nie- 
mand ohne  vorherigen  Nachweis  seiner  Geschicklichkeit 
nnd  seines  Berufs  dazu  ein  Gewerbe  unternehme,  dessen  Betrieb  ihm 
Gelegenheit  geben  könne,  durch  Ungeschicklichkeit  das  Leben,  die  Ge- 
sundheit und  das  Vermögen  der  Bürger  in  Gefahr  oder  Schaden  zu 
bringen,  aber  blols  bis  an  diesen  Punkt  gehe  das  Becht  der  Gouverne- 
ments, dem  freien  Gewerbebetriebe  der  Unterthanen  Grenzen  zu  setzen.^) 
Äulserdem  habe  wohl  jeder  das  gegründetste  Becht,  alles  zu  treiben, 
was  er  als  Mittel  zum  Erwerb  seines  Unterhalts  oder  zur  Beförderung 
seines  Wohlstandes  betrachte  und  zu  treiben  Lust  habe.  Die  Sicher- 
heit des  Staates  und  seiner  Bürger  erfordere  keineswegs,  dafs  jeder 
Klasse  von  Einwohnern  ein  eigenes  Gewerbe  zum  Erwerb  ihres  Unter- 
haltes angewiesen  werde ,  und  dafis  die  Grenze  der  einzelnen  Ge- 
werbe so  abgemerkt  sei,  wie  dies  bei  den  Zunfteiorichtungen  geschehe. 
Solche  Abmerkungen  gefährdeten  zwar  die  allgemeine  Sicherheit,  indem 
sie  jeden  in  der  Übung  seines  Bechts  auf  Beförderung  seines  Wohl- 
standes beschränkten,  aber  zur  Begrtlndung  einer  völligen  Bechtssicher- 
heit  führe  nur  eine  allgemeine  Gewerbefreiheit.  Das  Staatswohl 
bestehe  nicht  in  dem  eingebildeten  Wohle  des  Ganzen,  gebaut  auf  die 
Vernichtung  des  Wohlstandes  einzelner  Individuen,  sondern  es  spreche 
sich  nur  aus  in  dem  Wohle  aller  Staatsgenossen,  und  dies  all- 
gemeine Wohl  könne  auf  keine  Weise  fest  begründet  werden,  wenn 
die  höchste  Gewalt  es  sich  erlaube,  der  produktiven  Thätigkeit  der 
Einzelnen  nach  Willkür  Grenzen  zu  setzen. 


1)  LoTz  a.  a.  0.  S.  42  ff. 
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Dieselben  Grundsätze  verfocht  Lotz  auch  noch  später  in  seinem 
Handbnohe  der  StaatswirtschaftslehreO)  wobei  er  namentlich 
zwei  Hauptgründe  bekämpfte ,  die  man  gewöhnlich  fttr  Erhaltung  des 
Zunftwesens  ins  Feld  führte,  nämlich  erstens  die  angebliche  Sicher- 
heit der  Ernährung  flir  eine  bestimmte  Anzahl  von  Gewerbetreiben- 
den^  sodann  zweitens  die  Erhaltung  der  Kenntnisse  des  Gewerbe- 
betriebs. 

„Yermöchte  das  Zunftwesen  seinen  Genossen  jene  Sicherheit  zu  geben,^'  so 
schreibt  der  Verfasser,  „wir  wCkrden  wohl  nicht  so  oft  auf  die  Erscheinung  stofsen, 
trotz  des  Zunftwesens,  das  die  Gewerbe  schützen  soll,  sie  dennoch  g&nzlich  herunter- 
gekommen oder  Ton  Zeit  zu  Zeit  in  sehr  bedrängten  Lagen  zu  sehen.  Also  ein 
Mittel  für  die  Gewerbsleute  und  ihre  gröfsere  Sicherheit  ist  das  Zunftwesen  nicht 
und  kann  es  nicht  seyn.  und  soUte  es  auch  insofern  für  den  einzelnen  Gewerbs- 
mann einige  Sicherheit  gew&hren,  als  er  von  der  Konkurrenz  anderer  Gewerbsunter- 
nehmer einige  Zeit  hindurch  weniger  zu  besorgen  haben  sollte,  als  bei  freier  Ge- 
werbsth&tigkeit;  völlig  zuverlässig  ist  dennoch  auch  diese  Sicherheit  nie.  Höchstens 
erlangt  dadurch  der  eiae  zünftige  Gewerbsmftm  nur  das,  da&  sich  die  Zahl  seiner 
Eonkurrenten  nicht  so  schneU  vermehren  kann,  wie  ihre  Vermehrung  bei  freier 
Gewerbsamkeit,  vorzüglich  im  ersten  Augenblicke  des  Freigebens  unseres  Gewerbs- 
wesens, möglich  seyn  könnte.  —  Was  aber  den  zweiten  Grund  für  die  Aufrecht- 
haltung des  Zunft-  und  Innungswesens,  die  Erhaltung  der  einmal  herrschend  ge- 
wordenen Kenntnisse  des  Gewerbsbetriebs,  angeht,  so  ist  die  Zeit,  wo  er  einige  Ach- 
tung hätte  verdienen  können,  in  unseren  meisten  Staaten  wohl  schon  sehr  lange  vor- 
über; und  es  fragt  sich  überhaupt,  ob  das  Zunftwesen,  so  wie  es  immer  bestanden 
hat,  und  in  den  meisten  Staaten  noch  besteht,  je  ein  ausreichendes  Mittel  zur  Er- 
haltung dieser  Kenntnisse  gewesen  sey.  Wer  nur  je  einmal  einen  Blick  in  die  Werk- 
stätten unserer  zünftigen  Handwerker  gethan,  und  hier  das  Benehmen  unserer  Meister 
gegen  ihre  Gesellen  und  Lehrlinge  einiger  Maben  beobachtet  hat,  dem  wird  sich 
überall  die  Bemerkung  angedrungen  haben,  dafs  unsere  zünftigen  Meister  ebenso 
karg  mit  der  Mittheilung  ihrer  Handwerksvortheile  und  etwaigen  Ge- 
werksgeheimnisse  an  ihre  Lehrlinge  und  Gesellen  sind,  wie  die  Herren  unzünftiger 
Fabriketablissemens  in  Ansehung  ihrer  gemeinen  Fabrikarbeiter.  Was  von  diesen 
Vortheilen  und  Geheimnissen  der  Lehrling  oder  Geselle  seinem  Meister  nicht  gleich- 
sam abstielt,  gelangt  eben  so  wenig  zu  seiner  Kunde,  als  dem  gemeinen  Fabrik- 
arbeiter etwas  von  den  Geheimnissen  der  Anstalt,  bei  der  er  arbeitet.  Aber  zur  Er- 
haltung und  zu  der  Kenntnifs  der  Fertigkeiten  der  gemeinen  Arbeiten,  wozu  sich 
gewöhnlich  der  Meister  nur  seiner  Lehrbursche  und  Gesellen  bedient,  bedarf  es 
wahrlich  der  Zünfte  nicht.  Jene  Kenntnisse  erhalten  und  verbreiten  sich 
durch  nnzünftige  Gewerbsleute  eben  so  gut  und  eben  so  leicht  als  durch  die  Werk- 
stätten zünftiger  Meister«  —  Beruft  man  sich  zur  Rechtfertigung  des  hier  beleuch- 
teten, vermeintlich  aus  dem  Zunftwesen  entspringenden  Vortheils  auf  die  Geschichte 
unseres  Mittelalters,  so  thut  man  wohl  sehr  unrecht.  Nicht  die  Zünfte  waren  es, 
welche  im  Mittelalter  die  früheren  Gewerbskenntnisse  erhielten  und  unseren  Jahr- 
hunderten mittheilten,  sondern  jene  Bedingungen,  welche  den  Gewerbsleuten  ihr  Be- 
stehen sicherten,  und  sie  zur  Ausbildung  jener  Kenntnisse  hintrieben,  waren  eigent- 
lich das  Mittel,  welches  uns  vor  dem  Untergange  der  Gewerbskenntnisse  in  jener 
Zeit  bewahrte.    Wären  diese  Momente  nicht  virlrksam  gewesen,  die  Gewerbe,  deren 


t)  LoTZ,  Handbuch  der  Staatswirtschaftslehre  (Erlaugen  1S22)  Bd.  II,  S.  92  ff., 
99  ff. 
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Qenossen  die  Zünfte  bildeten,  würden  ebenso  wenig  in  jener  Periode  haben  ent- 
stehen und  sich  erhalten  können,  als  die  Zünfte,  in  welchen  sich  die  einzelnen  Ge- 
werbsgenossen allmfthiig  vereinten.'* 

Zum  Schlüsse  dieses  Abschnittes  sei  noch  Soden  erwähnt^  welcher 
in  seiner  „Nazional-Ökonomie"0  die  Befreiung  der  Industrie  von 
allen  Fesseln  und  die  Beförderung  der  Produktion  verlangt,  denn  nur 
Freiheit  könne  die  Industrie  auf  den  höchstmöglichen  Grad  emporheben. 


IL  Abschnitt 
Stein  und  Hardenberg;  die  YorlSufer  der  O^ewerbefrelhelt. 

Die  Reorganisation  des  Gewerbewesens  in  Preu&en  knüpft  sich 
wie  die  ganze  Reformgesetzgebung  zu  Anfang  dieses  Jahrhunderts  an 
die  Namen:  Stein  und  Harden^ebg.  Es  ist  hier  nicht  der  Ort^  die 
Wirksamkeit  dieser  beiden  Männer  auch  nur  im  knappesten  Rahmen 
darzulegen,  sie  kann  nur  bei  den  einzelnen  Gesetzen,  welche  zur  Be- 
sprechung kommen,  insoweit  gestreift  werden,  als  es  die  darstellende 
Aufgabe  dieser  Abhandlung  erfordert.  Bereits  unter  den  frtlheren 
Ministem  gab  es  solche,  die  von  der  Notwendigkeit  der  Reformen  über- 
zeugt waren,  z.  B.  Struensee,  der  von  1791  bis  1804  Staatsminister 
und  Chef  des  Accise-  und  Zolldepartements  war.  Allein,  so  wenig  sich 
seine  Einsicht  dieser  Notwendigkeit  verschlols,  so  liebte  er  es  doch 
mehr,  in  geistreicher  Weise  wichtige  Fragen  theoretisch  zu  lösen,  an- 
statt seine  Erfahrungen  in  der  Praxis  zu  verwirklichen.  -)  Um  Bekanntes 
für  die  nachfolgende  Untersuchung  ins  Gedächtnis  zurückzurufen,  so  sei 
erwähnt,  dafs  Stein  zum  ersten  male  am  27.  Oktober  1804  als  Chef 
des  Accise-,  Zoll-,  Fabriken-  und  Eommerzialdepartements  ins  Mini- 
sterium trat,  dem  er  bis  zum  4.  Januar  1807  angehörte.  HARDENBEsa 
hatte  im  gleichen  Jahre  (1804)  an  Stelle  von  Haugwitz  das  Ministerium 
des  Auswärtigen  übernommen,  das  er  bis  zum  5.  Oktober  1807  behielt 
Stein  bekam  bereits  unter  dem  10.  Juli  1807  wieder  einen  Ruf  ins 
Ministerium,  dem  er  freudig  folgte.  Er  trat  an  die  Spitze  der  Immediat- 
kommission  und  mehrerer  Departements,  und  nun  folgte  ein  fElr  die 
Neugestaltung  des  preuTsischen  Staatswesens  so  überaus  wichtiges  Jahr. 
Allein  schon  am  24.  November  1808  mufste  Stein  wiederum  aus  seiner 
Stellung  scheiden.  Ihm  folgte  bis  zum  November  bezw.  Juni  1810  das 
Ministerium  Dohna- Altenstein,  und  am  6.  Juni  1810  trat  Hardenberg 
sein  Amt  als  Staatskanzler  an,  das  er  bis  zu  seinem  Tode  am  27.  No- 
vember 1822  verwaltete. 


1)  Julius  Gb.  v.  Sodsn,  Die  Nazional-Ökonomie  (Leipzig  1808),  Bd.  Ill,  S.  230. 

2)  V.  Stbuenseb,  Abhandlungen  über  wichtige  Gegenstände  der  Staatswirtschaft 
(Berlin  1800). 
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Steu«  hatte  sich  namentlich  während  seines  Brünner  Aufenthaltes 
eingehend  mit  Adam  Smith  beschäftigt  und  sich  mit  demselben  aus- 
einandergesetzt. 0  Kr  ist  jedoch  sein  Leben  lang,  wenn  auch  vielleicht 
anfänglich  nicht  mit  der  Entschiedenheit  wie  zuletzt,  ein  Anhänger 
des  Zunftwesens  und  ein  Gegner  der  Gewerbefreiheit  ge- 
blieben. Hierüber  spricht  er  sich  besonders  deutlich  in  seinem  Brief- 
wechsel mit  dem  Staatsrat  Euhnt  aus.  So  sagt  er  in  einem  Briefe  vom 
8.  November  1821^^)»): 

„Ihren  Einwürfen  gegen  die  Zünfte  stelle  ich  folgendes  entgegen.  Als  tech- 
nologische Anstalten  übernehme  ich  nicht  ihre  Yertheidigung ,  denn  mir  ist  der 
Staat  kein  Verein  zur  Hervorbringung  und  Verarbeitung  roher  Producte,  keine  land- 
wirthschaftliche  und  Fabriken-Verbindung,  sondern  sein  Zweck  ist  religiöse,  mora- 
lische, geistige  und  körperliche  Entwickelung.  Ob  also  durch  Zünfte  u.  dergl.  mehr 
oder  weniger  Schuhe,  Wagen  u.  s.  w.  erzeugt  werden,  ist  mir  ganz  gleichgültig.  Dafs 
die  alten  Gesetzgeber  Pythagoras,  Lykurg,  Solon,  auch  unsre  alte  deutsche  Verfasser 
der  ursprünglichen  Volksgesetze,  Gebr&uche  und  Einrichtungen  den  Staat  so  an- 
sehen, ist  bekannt,  und  schützt  mich  gegen  den  Verdacht  des  Feudalism,  Aristo- 
cratism,  Oligarchism,  und  wie  die  Namen,  so  Schlagwörter  der  Parteyen  geworden, 
mehr  heitsen.  Wohl  waren  die  Zünfte  zu  Eayser  Friedrich  II.  Zeit  politische  Ver- 
bindungen, die  monetarii  waren  die  Geschlechter  oder  die  ursprünglich  Freye,  so 
sich  in  den  Orten,  woraus  allm&lig  St&dte  entstanden,  angesiedelt  hatten.  Aus  dem 
Kampf  der  Zünfte  gegen  die  Geschlechter  und  beyder  gegen  die  Landesherren  oder 
die  Bischöfe,  Fürsten,  entwickelte  sich  die  innere  und  ftufsere  Freyheit  der  St&dte, 
dieser  im  13.  bis  17.  Jahrhundert  so  blühenden  Körperschaften,  und  hier  bew&hrte 
sich  die  Tüchtigkeit  der  durch  Zunft- Vereine  gebildeten  Körperschaften.  Das  Bürger- 
thum  wird  besser  aus  ihnen  entblühen,  die  durch  gemeinschaftliches  Interesse, 
Lebensweise,  Erziehung,  Meisterehre  und  Jugendkraft  gebunden  sind, 
als  aus  den  topographischen  Stadtvierteln,  wo  Nachbar  mit  Nachbar,  selbst  Haus- 
bewohner mit  Hausbewohner  in  keiner  Verbindung  steht,  und  vielmehr  durch  den 
allgemeinen  Egoism  auseinander  gehalten  wird.  Freylich  ist  eine  Gemeinde- Ver- 
fassung besser  wie  keine,  und  Zusammenkommen  der  Stadtviertel,  als  gar  keines, 
es  bleibt  aber  dennoch  sehr  unvollkommen.  Unterdessen  geht  jeder  Gemeingeist 
unter,  er  beziehe  sich  auf  die  nächste  Umgebung,  oder  auf  den  ganzen  Staat,  Lauig- 
keit  und  Egoism  treiben  wieder  kräftige  Schüsse,  unter  dem  Einflufs  einer  in 
alles  eingreifenden  und  durchgreifenden  Regierung  von  einer  eigenthums-  und  inter- 
esselosen, buchgelehrten  oder  empirischen  gutbesoldeten  Beamten-Hierarchie,  die  in 
eine  Spitze  des  Staatskanzellariats  endet.  Man  schreckt  alles  ein  mit  dem  Gespenst 
der  democratischen  Umtriebe,  die  allerdings  existiren,  aber  die  man  durch  steigende 
Abgaben,  fehlerhafte  und  sich  selbst  zerstöhrende  Maasregeln  nährt.  Unser  öco- 
nomisch  technologisch  populirendes  System  durch  eine  centralisirende  regierungs- 
süchtige Bureaucratie  angewandt,  friCst  sich  selbst  auf  wie  Saturn  seine  Kinder; 
wir  sind  übervölkert,  haben  überfabricirt,  überproducirt,  sind  überfüttert  und  haben 
mit  Buchstaben  und  Dinte  die  Beamten  entmenscht,  die  Verwaltete  entgeistet,  und 
alles  in  todten  Mechanism  aufgelöfsf 

1)  MaiBB,  die  Reform  der  Verwaltungsorganisation  unter  Stein  und  Harden- 
berg (Leipzig  1S81),  S.  132  ff. 

2)  G.  H.  Pbbtz,  Das  Leben  des  Ministers  Frhm.  v.  Stela  (Berlin  1855),  Bd.  H, 
S.  442,  453. 

3)  Derselbe,  Bd.  VI,  S.  185  ff. 
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Ebenso  wie  Stein  sich  hier  als  Verfechter  der  Zniiftorganisation 
zeigt,  ebenso  eifert  er  in  einem  Briefe  vom  25.  Januar  1822^)  gegen 
die  Gewerbe  fr  eiheit,  selbst  gegen  die  im  Gewerbepolizeiedikt  vom 
7.  September  tSll  beschränkte.  Und  wenn  nnn  trotz  dieser  Anschan- 
nngen  unter  Stein  ein  Edikt  vom  9.  Oktober  1807  und  eine  Regie- 
rung^sinstruktion  wie  die  vom  26.  Dezember  1808  mit  ihrem  §  50 
zustande  kam,  so  ist  man  versucht,  der  Meinung  Heiebs  ^)  beizutreten, 
welcher  sagt,  dafis  bei  diesen  Gesetzen  mehr  die  Mitarbeiter  Steins 
als  dieser  selbst  zu  Worte  gekommen  seien.  Denn  bei  einem  Charakter 
wie  dem  STEiNschen  ist  es  schwer,  an  einen  Wechsel  der  Grundanschau- 
ungen  bezüglich  einer  solchen  Frage  zu  glauben,  und  mit  Pebtz  ^)  darin 
übereinzustimmen,  dafs  der  gereifte  Greis,  „der  an  der  Schwelle  des 
Lebens  die  Welt  mit  älteren  Augen  betrachtete,  und  in  dem  regen 
Treiben  der  Menschen  mehr  den  unvergänglichen  inneren  Wert  als  den 
äufseren  Erfolg  der  Erscheinung  würdigte,  zu  dem  Bestehenden  mehr 
als  dem  Werdenden  geneigt,  dieses  durch  Anschlie&en  an  das  ihm  be- 
währte Alte  zu  veredeln  gedacht  habe.^'  Aber  doch  hat,  wie  später 
an  der  gehörigen  Stelle  mitgeteilt  werden  wird,  dafl  Edikt  Steins 
völlige  Zustimmung  gefunden,  so  dafs,  will  man  letztere  nicht  in 
der  grofsen  Eile  begründet  finden,  mit  welcher  Ausarbeitung,  Begut- 
achtung und  Publikation  des  bedeutungsvollen  Gesetzes  binnen  wenigen 
Monaten  geschah,  man  sich  der  PERTZschen  Auffassung  nicht  ganz 
entziehen  kann. 

Der  Minister  des  Innern,  Graf  Dohna,  war  ein  Mann  von  den  besten 
Absichten,  erfüllt  von  einer  redlichen  Gesinnung,  er  war  ein  eifriger 
Arbeiter  und  ein  durchaus  reiner  Charakter.^)  Freilich  fehlte  ihm  viel- 
fach die  Energie  der  Entschlieiisung.  Im  übrigen  gab  er  sich  als  offenen 
Anhänger  gewerblicher  Freiheit,  und  manches  ist  unter  ihm  zur  Er- 
leichterung der  drückenden  Zunftfesseln  geschehen. 

Der  Staatskanzler  Karl  August  Fürst  von  Hardenberg  war  es 
aber,  der  mit  allem  Nachdruck  seines  starken  Willens,  mit  aller  Schärfe 
seines  umfiassenden  Geistes  und  mit  allem  Feuer  seines  edlen  Herzens 
die  Entfesselung  aller  Kräfte  der  preubischen  Staatsbürger  durchführte 
und  damit,  mochten  auch  die  Beformen  Qfter  das  notwendige  Ziel  nicht 
unerheblich  überschreiten,  die  Rettung  des  Staates  vor  dem  inneren 
Verfall  und  dem  äufseren  Zerfall  erreichte.  Bereits  in  seinem  auf 
Befehl  des  Königs  am  12.  September  1807  verfafsten  Aufsatze  „über 
die  Reorganisation  des  preufsischen  Staates",  der  berühmten  sogenannten 


1)  Pbrtz  a.  a.  0.  Bd.  VI,  S.  188  flF. 

2)  Meieb  a.  a.  0.  S.  145. 

3)  Pbrtz  a.  a.  0.  S.  184. 

4)  Mbibb  a.  a.  0.  S.  162  ff. 
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Rigaer  Denkschrift  O9  änfserte  sich  Habdenbbbg  über  die  zutref- 
fenden gewerblichen  Maßnahmen  dahin: 

„Dadnrchy  dafs  einem  Jeden  der  Zugang  zu  allen  Steilen,  Gewerben  und  Be- 
sch&fügnngen  eröffiiet  wird,  gewinnt  der  Bürgerstand  und  muGs  dagegen  auch 
seinerseits  auf  alles  Verzicht  leisten,  was  andere  Stände  bisher  ausschlofs." 

Und  später  sagte  er^): 

,,Mein  System  beruht  darauf,  dafs  jeder  Einwohner  des  Staats  g&nzlich  frei 
sei,  seine  Kräfte  auch  frei  benutzen  und  entwickeln  könne,  ohne  durch  die  Will- 
kOhr  eines  Anderen  daran  behindert  zu  werden ;  dafs  die  Gerechtigkeit  strenge  und 
unparteiisch  gehandhabt  werde ;  dafs  das  Verdienst,  in  welchem  Stande  es  sich  finde» 
ungehindert  emporstreben  könne,  und  daCs  endlich  durch  Erziehung,  durch  echte 
Religiosität  und  durch  jede  zweckmäfsige  Einrichtung  im  Vaterlande  ein  Interesse 
und  ein  Sinn  gebildet  werde,  auf  dem  unser  Wolstand  und  unsre  Sicherheit  ge- 
gründet werden  könne.'' 

Wohlthätiger  haben  sich  zwei  Männer,  zwei  Staätsleiter,  nie  er- 
gänzt nnd  ersetzt  wie  Stein  nnd  Habdenberg.  Beide  waren  nötig, 
nm  die  grofsartige  That  gelingen  zn  lassen,  die  Preufsen  zu  seinem 
ewigen  Bnhme  vollbrachte.  Die  Arbeit  eines  jeden  von  ihnen  wäre 
ohne  die  des  andern  eine  vergebliche  gewesen.  Stein  senkte  die 
Wurzeln  der  preuTsischen  Kraft  in  den  nährenden  Boden  des  Vater- 
landes,  während  der  Idealismus  Hardenbesgs  dem  sich  breitenden 
Baume  Luft  und  Licht  fttr  sein  Gedeihen  verschafiTte,  oder,  um  nüch- 
terner, aber  auch  klarer  zu  sprechen ,  Stein  reorganisierte ,  indem  er 
das  Wohl  der  Gesamtheit  ins  Äuge  falste,  Verfassung  und  Verwaltung 
des  Staats,  dann  erst  war  es  Habdenbebg  möglich,  den  Interessen  der 
Einzelnen  zu  ihrem  Rechte  zu  verhelfen.  Wie  bewulBt  sich  Stein 
dieser  seiner  Aufgabe  war,  geht  aus  einem  an  den  Staatsminister  Frei- 
herm  v.  Schrötter  gerichteten  Schreiben  vom  27.  Juni  1808  hervor,  in 
welchem  es  heilst  3):  ^^ 

„Es  ist  der  Zweck,  der  Nation  selbst  einen  Antheil  an  der  Yerwaltang  zu 
geben  und  alle  aberfiüssige  Einmischung  der  Begierung  bei  Gegenständen,  welche 
der  Fürsorge  jedes  Einzelnen  überlassen  bleiben  können,  abzustellen,  —  Von  der 
Verbesserung  der  Zust&nde  der  Einzelnen  kann  in  der  Regel  nicht 
die  Bede  sein,  so  lange  das  Ganze  so  sehr  leidet." 

Von  den  Mitarbeitern  Steins  und  Habdenbers  sei  hier  nur  noch 
Vincke  genannt,  der  sich  namentlich  durch  eine  Reihe  von  Gutachten 
an  dem  Werke  der  Reorganisation  beteiligte.  Was  seinen  Standpunkt 
auf  gewerblichem  Gebiete  angeht,  so  war  er  anfänglich  den  SMiTHschen 
Theorien  zugänglich  gewesen.  Hiervon  kam  er  jedoch  bald  durch  die 
Vergleichung  englischer  und  deutscher  Verhältnisse  und  durch  eigene 
praktische  Erfahrungen  zurück,  so  dafs  er  1810  als  Regierungspräsident 


1)  Eloss,  Leben  des  Fürsten  y.  Hardenberg  (Halle  1851),  S.  230. 

2)  Derselbe,  S.  268  ff. 

3)  E. 
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von  Potsdam  entschieden  der  Erhaltung  des  Zunftwesens  das  Wort 
redete.  Die  übrigen  Gehilfen  an  der  gewerblichen  Beform:  Schrötter, 
Frey,  Raumeb  u.  s.  w.  werden  in  der  nachfolgenden  Darstellung  Er- 
wfthnung  finden. 

Während  der  ganzen  zweiten  Hälfte  des  vorigen  Jahrhunderts 
hatten  sich  die  Behörden  abgemüht,  die  Mißstände  des  Zunftwesens  zu 
beseitigen,  dieses  selbst  aber  überall  zu  erhalten.  Die  nachfolgende 
Periode  bis  1810  charakterisiert  sich  dadurch,  data  man  durch  eine 
Beihe  einzelner  Gesetze  dem  Prinzip  der  Gewerbefreiheit  Zugang  ver- 
schaffte. Durch  Spezialgesetze  wurden  einzelne  Innungen,  die  ent- 
weder für  das  Gemeinwohl  besonders  störend  waren,  oder  deren  Be- 
seitigung aus  diesem  oder  jenem  Grunde  vornehmlich  leicht  erschien, 
aufgehoben.  Zu  einer  allgemeinen  Vernichtung  des  Zunftwesens  hätte 
wohl  weder  Stein  die  Hand  geboten,  noch  Graf  Dohna  die  Entschlossen- 
heit gehabt.  Andererseits  lag  vielleicht  auch  die  Besorgnis  vor,  wie  sie 
von  Schriftstellern  sogar  ausgesprochen  wurde,  eine  plözliche  Einfüh- 
rung der  Gewerbefreiheit  möchte  zu  einem  allgemeinen  Aufstand  der  in 
ihren  Bechten  sich  verletzt  fühlenden  Gewerbsgenossen  Veranlassung 
geben.  In  den  nachfolgenden  Abschnitten  sollen  diese  Vorläufer  der 
Gewerbe  fr  eiheit  einer  Besprechung  unterzogen  werden;  und  zwar 
gelangen  auch  Gesetze  über  andere  Verwaltungsmaterien  zur  Erwähnung, 
sofern  sie  in  einzelnen  Paragraphen  gewerbliche  Grundsätze  oder  Ver- 
heifsungen  aussprechen.  Dabei  kommt  es  wesentlich  darauf  an,  den 
Standpunkt  und  die  Absicht  des  Gesetzgebers  hervortreten  zu  lassen 
und  dieselben  allmählich  bis  zur  Proklamierung  der  allgemeinen  Ge- 
werbefreiheit auf  ihrem  Wege  der  Vorbereitungen  zu  begleiten.  Auch 
die  Aufnahme  der  Gesetze  seitens  der  betreffenden  Innungen  wird  hin 
und  wieder  ein  charakteristisches  Bild  bieten.  Zur  Verwertung  ist  fast 
ausschliefslich  aus  den  Archiven  geschöpftes  urkundliches  Material  ge- 
langt Wo  solches  trotz  der  angewandten  Mühe  nicht  zu  beschaffen 
gewesen  ist,  mufs  mit  dem  Wortlaute  des  Gesetzes  selbst  oder  seinen 
einleitenden  Motiven  fürlieb  genommen  werden. 

Die  in  Betracht  kommenden  Gesetze,  Edikte  und  Verordnungen 
sind  folgende: 

1.  Verordnung  wegen  des  freien  Betriebes  derLein-  undBaum- 
wollen -Weberei  in  Ost-,  West-  und  Neu  -  Ostpreufsen  vom 
4.  Mai  1806  (Sammlung  der  Gesetze  und  Verordnungen  von  1806 
bis  1810,  Berlin  1822,  S.  85). 

2.  Eabinetsordre  vom  17.  April  1806,  die  Zunftfreiheit  im  Be- 
hauen der  Granitfeldsteine  betreffend  (Mylius,  Novum  Cor- 
pus constit.  Prussico-Brandenb.  praec.  Marchicarum  u.  s.  w.  von 
1751—1806,  Bd.  1806,  Sp.  135  ff.). 

3.  Edict  den   erleichterten   Gebrauch   des    Grundeigen- 
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thnms  sowie  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Landbewohner 
betreflfend;  vom  9.  October  1807  (S.  d.  G.  u.  V.  S.  170). 

4.  Edict  fllr  Ostpreoisen,  Litthauen,  Ermeland  und  den  Marien* 
werderschen  Landräthlichen  Kreis,  die  Mühlengerechtigkeit 
and  die  durchgängige  Anfhebung  des  Mtthlenzwanges  be- 
treffend; vom  29.  März  1808  (S.  d.  G.  n.  V.  S.  217). 

5.  Verordnung  wegen  Anfhebang  des  Zunftzwangs  und  Verkaufs- 
Monopols  der  Bäcker-  Schlächter-  und  Höckergewerbe 
in  den  Städten  der  Provinzen  Ost-,  Westpreuben  und  Litthauen ; 
vom  24.  October  1808  (S.  d.  G.  u.  V.  S.  315). 

6.  Ordnung  für  sämmtliche  Städte  der  Monarchie  u.  s.  w.  vom 
19.  November  1808  (S.  d.  G.  u.  V.  S.  324). 

7.  Geschäftsinstruction  für  die  Regierungen  in  sämmt- 
lichen  Provinzen;  vom  26.  Dezember  1808  (S.  d.  G.  u.  V.  S.  481). 

8.  Edict  die  Auflösung  des   Zunftverbandes  der  Müller  in 
Ostpreufsen  und   Litthauen,   sammt  dem  Ermelande  und  dem* 
Marien  werderschen  Kreise  betreffend;  vom  29.  März  1809  (S.  d. 
G.  u.  V.  S.  555). 

9.  Edict  über  die  Finanzen  des  Staats  und  die  neuen  Einrich- 
tungen wegen  der  Abgaben  u.  s.  w.;  vom  27.  October  1810  (G.  S. 
S.  25). 

10.  Edikt  über  die  Einführung  einer  allgemeinen  Gewerbe- 
Steuer;  vom  2.  November  1810  (G.  S.  S.  79).  / 

11.  Ediktwegen  der  Mühlengerechtigkeit  und  Aufhebung  desMtthlen- 
zwanges,  des  Bier-  und  Branntwein-Zwanges  in  der 
ganzen  Monarchie;  vom  28.  October  1810  (G.  S.  S.  95). 

12.  Edikt  über  den  Vor-  und  Aufkaut  in  der  ganzen  Monarchie; 
vom  20.  November  1810  (G.  S.  S.  100). 

13.  Fernerweites  Edikt  über  die  Finanzen  des  Staats  und  das 
Abgaben-System;  vom  7.  September  1811  (G.  S.  S.  253). 

14.  Edikt  zur  Beförderung  derLand-Kultur;  vom  14.  September 
1811  (G.  S.  S.  300). 

Das  Gewerbesteueredikt  vom  2.  November  1810,  durch 
welches  eine  allgemeine  Gewerbefreiheit  bereits  thatsächlich  eingeführt 
wurde,  soll  schon  hier  unter  den  „Vorläufern  der  Gewerbefreiheit''  be- 
handelt werden,  da  dasselbe  einmal  nur  einer  kurzen  Besprechung  unter- 
zogen werden  kann,  dann  auch,  weil  die  neue  Organisation  des  Ge- 
werbewesens, der  Ausbau  des  Systems  erst  durch  das  Edikt  vom 
7.  September  1811  über  die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  er- 
folgt ist,  in  welchen  das  Prinzip  der  absoluten  Gewerbefreiheit  wiederum 
gewisse  Einschränkungen  erlitt.  An  den  Gesetzen  dieser  Periode  fällt 
äufserlich  sofort  ins  Auge,  dafs  sie  gewöhnlich  in  ihrer  Einleitung  die 
Motive  für  ihre  Entstehung  aufführen.    Oft  aber  erweitert  sich  die  Be- 

Zoitschr.  f.  Litt.  n.  Gesch.  d.  Staatsw.  I.  20 
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grttnduDg  za  einer  Ansprache  des  Landesherrn  an  seine  Unterthanen 
mit  Worten  des  Lobes,  der  Ermahnung  and  der  Ermatigang.  Der  Grund 
hierfür  mag  in  den  beschränkten  Yerkehrsverhältnissen,  in  dem  für 
unsere  Anschanangen  schwachen  öffentlichen  Leben,  namentlich  auch 
in  der  mangelhaften  Publizistik  zu  finden  sein.  Jedenfalls  kann  mit 
Recht  angenommen  werden,  dafs  gerade  solche  Ansprachen  bei  der  Art 
der  Veröffentlichung  der  Gesetze  durch  Anschlag  und  in  den  In- 
telligenzblättern (§11  der  Einleitung  zum  Allgemeinen  Landrecht) 
nicht  ohne  hervorragende  Wirkung  geblieben  sind,  da  jeder  Leser  sich 
persönlich  yon  seinem  Könige  angesprochen  ftthlen  mufste.  In  der  nach- 
folgenden Darstellung  sollen  diese  Einleitungen  zu  den  Gesetzen  den 
besonderen  Abschnitten  yorangestellt  werden. 


III.  Abschnitt. 

y erordnmig  wegen  des  freien  Betriebes  der  Lein-  und  Baumwollen- 
Weberei  in  Ost-,  West-  und  Nea-Ostpreafsen;  Tom  4.  Mai  1806 J) 

Motive:  Seine  Königliche  Migestät  von  Preafsen  n.  s.  w.,  Unser  allergnädigster 
Herr,  haben  seither  mit  besonderm  Wohlgefallen  wahrgenommen,  dafd  ein  sehr 
groCser  Theil  der  Bewohner  von  West-,  Ost-  nnd  Neu-Ostpreufsen  die  Flachsspin- 
nerei, sowie  die  Leinweberei,  in  einem  hohen  Grade  als  Keben-Geschftfte  treiben, 
so  dafs  daraus  ein  bedeutender  Theil  des  National-Einkommens  entsteht.  Aller- 
höchstdieselben haben  deshalb  die  Schranken,  welche  der  Erweiterung  dieses  Ver- 
kehrs in  einigen  Provinzen  noch  entgegenstehen,  und  deren  Entfernung  daher,  der 
Erweiterung  des  Nationalwohlstandes  wegen,  nothwendig  ist,  sorgßJtig  erforschen 
lassen,  und  dabei  gefunden,  dafs  die  bisherigen  einzeln  bestehenden  Landes-Polizei- 
Gesetzo,  wodurch  der  Betrieb  der  Leinweberei  mit  Gesellen  und  Lehrlingen,  sowie 
mit  gekauftem  Garn,  nur  einzelnen  Personen,  Zunft-Mitgliedern  genannt,  zu- 
steht, jetzt,  wo  dies  Gewerbe  bereits  einen  grofsen  Umfang  erlangt  bat,  also  der 
zunftm&fsige  Betrieb,  demselben  da,  wo  er  noch  statt  findet,  statt  förderlich  zu  seyn, 
offenbar  nachtheilig  ist,  keine  fernere  Aufrechthaltung  bedürfen,  sowie,  dafs  die  tJl- 
m&lige  Aufhebung  dieser  Zünfte,  welche  nach  der  in  jeden  Zunft-Artikeln  ange- 
gebnen Vermehrung,  Verminderung  und  Verbesserung  derselben  vorbehalten  ist,  nicht 
erst  eintreten  darf,  sondern  die  Aufhebung,  ohne  Zerrüttung  des  Nahrungsstandes 
der  einzelnen  Gewerksglieder,  weil  solche  auch  bei  freier  Konkurrenz  hinreichend 
Gelegenheit  zum  Erwerb  behalten,  jetzt  gänzlich  eintreten  kann. 

Als  im  Jahre  1802  Erwägungen  stattfanden,  welche  Mittel  zur  Ver- 
besserung der  Leinenmanufaktaren ^)^)  dienen  könnten,  beantragte 
die  Westpreufsische  Kammer-Deputation,  das  Generalprivileg  der  6am- 
weber  in  Westprenfsen  vom  1.  November  1776  dahin  zu  deklarieren, 


1)  S.  d.  G.  u.  V.  8.  85  flF. 

2)  A,  Nr.  14. 

3)  Vgl.  auch  „Gutachten  aber  den  Leinwandhandcl  in  Preursen",  1805  yerfafst 
auf  Veranlassung  Auerwalds  von  Kraus;  Vermischte  Schriften,  Königsberg  1808, 
Th.  I,  8.  206  ff. 
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dals  es  allen  und  jeden  auf  dem  platten  Lande  yorhandenen  Personen, 
welche  sich  mit  der  Leinweberei  abgeben  wollten,  es  möchten  Acker- 
wirte sein  oder  nicht,  freistehen  solle,  einen  oder  mehrere  Stühle  za 
setzen,  auf  solchen  nicht  blofs  für  sich  selbst,  fttr  den  eigenen  Bedarf, 
sondern  anch  ftir  andere  zu  weben,  ohne  jedoch  dafür  eine  Abgabe 
an  das  benachbarte  Leinwebergewerk  erlegen  zu  dürfen.  Lediglich  die- 
jenigen auf  dem  platten  Lande  vorhandenen  Leinweber,  welche  Gesellen 
annehmen  und  Jungen  lehren  wollten,  müfsten  nach  wie  vor  das  Meister- 
recht gewinnen  und  sich  zum  Gewerk  halten. 

über  diese  Frage  korrespondierte  das  Provinzial-Departe- 
mentO  mit  dem  Eommerzial-  und  Fabriken- Departement,  und  beide 
Behörden  kamen  dahin  überein,  dafs  es  auf  Grund  des  §  XXXUI  des 
Heglements,  nach  welchem  der  König  das  Privilegium  zu  vermehren, 
zu  vermindern  und  zu  verbessern  sich  durchaus  vorbehalten  hatte,  zu- 
lässig und  zur  Aufnahme  der  Gkirnweberei  ratsam  sei,  eine  solche  De- 
klaration zu  erlassen.  Dieselbe  habe  dahin  zu  gehen,  dafs  es  den  west- 
preufsichen  Landbewohnern  in  der  Folge  verstattet  sein  solle,  nicht 
allein  aus  selbstgesponnenem,  sondern  auch  aus  gekauftem  Garn  glatte 
Leinwand  und  jede  Art  von  leinenen  fa^onnierten  Zeugen  für  den  eigenen 
Bedarf,  zum  Verkaufe  und  gegen  Lohn,  selbst  durch  ihre  Kinder  und 
Hausgenossen,  herzustellen,  ohne  mit  der  Zunft  in  Berührung  zu  treten, 
so  dals  diese  nur  in  Absicht  der  Städte  und  derjenigen  Landbewohner, 
welche  Gamwebegesellen  halten  und  Gamweberjungen  zunffcmäfsig  aus- 
lernen wollen,  ferner  Anwendung  fänden. 

Infolge  dessen  erging  unter  dem  18.  Oktober  und  2.  Dezember  1802 
ein  Allerhöchster  Spezialbefehl  an  die  westpreuisische  und  die 
ostpreufsische  Kammer  mit  dem  Aufkrage,  die  Angelegenheit  zu  prüfen, 
eine  Deklaration  anzufertigen  und  zur  Prüfung  einzureichen.  Hierbei 
wird  der  Annahme  Ausdruck  gegeben,  dafs  die  Kammer  „mit  den 
neuen,  geläuterten  Sätzen  der  Gewerbepolizei"  vertraut  sei. 
Femer  wurde  in  dem  Spezialbefehl  angefragt,  ob  es  nicht  am  besten 
wäre,  da  das  Gamweber- Privilegium  durch  die  beabsichtigte  Deklaration 
schon  so  viel  und  beinahe  den  gröfsten  Teil  seiner  Wirksamkeit  ver- 
löre, es  ganz  aufzuheben  und  das  Gewerbe,  wie  es  z.  B.  im  schlesischen 
Gebirge  und  in  anderen  Ländern  stattfände,  für  ein  ganz  freies  Ge- 
werbe zu  erklären,  das  so  wie  das  Garnspinnen,  Federreifsen  oder 
jede  Arbeit  der  rohen  Hand  keinen  weiteren  Zunftgesetzen  sowohl  auf 
dem  Lande  als  in  den  Städten  unterworfen  bleibe. 


1)  Vgl.  Mbibr,  Die  Beform  der  Yerwaltungs- Organisation,  S.  153  ff.  Auf  dieses 
Werk  wird  überhaupt  hinsichtlich  der  Organisation  der  Behörden  sowie  eingehen- 
derer Personalien  Bezug  genommen,  da  eine  Erörterung  dieser  Gegenstände  hier 
nicht  Platz  finden  kann. 
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„In  Beziehung  aof  Leinenfabrikation  im  allgemeinen,"  so  hiefs  ei  in  dem  Erlab, 
y^fit  diese  Exemtion  in  politischer  Hinsicht,  wie  Ihr  ohne  Zweifel  mit  nns  einsehen 
werdet,  keinen  Bedenken  unterworfen,  and  in  jedem  Falle  rathsam,  denn  alle  Um- 
stände, welche  sonst  die  Aufhebung  einer  Zunft  bedenidich  machen,  finden  hier 
nicht  statt.    Es  ist  hier  z.  B. 

1.  nicht  zu  befttrchten,  data  diese  Art  der  Fabrikation  in  Beziehung  auf  die 
Vollkommenheit  des  Fabrikats  dadurch  leiden  wird,  dafs  keine  zünf- 
tige Gamweber  aus  andern  Ländern  und  Provinzen  in  diese  Provinz  wandern 
werden,  denn 

a)  ist  bekanntlich  die  Gamweberei  in  Schlesien,  woher  insbesondere 
gute  Weber  zu  erwarten  sind,  nicht  zOnfHg  und 

b)  haben  die  Gamweber  zeither  sehr  wenig  gewandert,  und  es  sind 
bekanntiich  nur  selten  zQnftige  Gamweber  aus  anderen  Provinzen  nach 
Westpreufsen  gezogen. 

2.  Die  Fabrikation  ist  bei  der  Gamweberei  theils  so  einfach,  ausgenommen 
bei  den  sogenannten  gezogenen  Zeugen,  theils  so  bekannt,  dafs  dazu  keine 
grofse  erst  in  einer  Beihe  von  Jahren  zu  erlernende  Eenntnifs  nöthig  ist, 
und  dafs  auch  bei  den  fa^onnirten  Zeugen  die  zunftmäfsige  Erlemung  nicht 
durchaus  nothwendig  ist,  zeigt  Schlesien.  Übrigens  kommt  es  in  PrenCiBen 
hauptsächlich  auf  die  Fabrikation  der  gewöhnlichen  Leinwand  an,  und  wenn 
diese  dadurch  von  allem  sie  drückenden  Zwange  gelöst  wird,  so  kann  es  auf 
die  künstliche  Weberei,  deren  Fabrikat  nur  wenige  bedürfen,  nicht  ankommen.'' 

Es  wurde  daher  den  Kammern  die  Frage  gestellt,  wie  die  gänz- 
liche Auf  hebnng  dieser  Ztlnfte  zu  ermöglichen  sei,  ohne  dafs  die  jetzigen 
Mitglieder,  welche  mit  Kosten  ein  Gewerbe  gelernt  und  die  Meister- 
schaft erlangt  hfttten,  dadurch  dermafsen  litten,  dafs  sie  zu  Eutscbä- 
digungsforderungen  berechtigt  blieben. 

Auf  dieses  yon  Stbüensee  unterzeichnete  Reskript  antwortete  die 
Ostpreufsische  Kammer,  deren  Präsident  seit  demselben  Jahre  der  tüch- 
tige und  thätige  Hans  Jacob  y.  Auebswald  war,  in  einem  Berichte 
vom  7.  April  1803,  in  welchem  zunächst  die  Absicht  des  Königs,  für 
Erweiterung  der  Gewerbefreiheit  auch  in  OstpreuTsen  zu  sorgen,  mit 
Dank  anerkannt  und  dann  gesagt  wurde,  in  dem  Ostpreufsischen  Pri- 
vileg vom  3.  Dezember  1744  §  XXXIII  sei  ebenfalls  die  Klausel  ent- 
halten, dafs  es  dem  Könige  vorbehalten  bliebe,  dasselbe  zu  mehren  und 
zu  mindern.  Jedoch  auch  abgesehen  davon,  wäre  aus  überwiegenden 
Gründen  des  gemeinsamen  Wohles  eine  Aufhebung  gegen  Entschädigung 
unbedenklich.  Diese  müsse  aber  stattfinden,  ob  nun  der  Zunftzwang 
modifiziert  oder  ganz  aufgehoben  werde.  Hiervon  lägen  die  rechtlichen 
Gründe  in  den  von  den  jetzigen  Zunftmitgliedern  zur  Gewinnung  des 
Meisterrechts  verwendeten  Kosten.  Der  Betrag  der  Entschädigung  werde 
sich  nach  dem  erweislichen  Verluste  zu  richten  haben.  Denselben  nach- 
zuweisen sei  jedoch  unmöglich.  Die  mit  der  Freigebung  des  Gewerbes 
ftlr  die  Landleute  verknüpfte  Bedingung,  keine  Gesellen  zu  halten  und 
Jungen  auszulehren,  schlielse  schon  die  Möglichkeit  einer  Fabrikation 
im  grofsen  aus,  und  bei  der  Neuheit  der  Einrichtung  liefse  sich  voraus- 
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sehen  y  dafs  leicht  alle  jetzt  lebenden  Meister  tot  seien,  ehe  die  länd- 
liche Leinweberei  dahin  gediehen  sein  könne,  ihnen  einigen  Abbrach 
ZQ  thnn.  Im  Verlaufe  der  Zeit  könne  auch  auf  Einschränkung  des 
städtischen  Zunftzwanges  durch  Ansetzung  unzttnftiger  Leinweber 
in  den  Städten  Bedacht  genommen  werden.  Nur  glaube  die  Kammer, 
dafs  hierin,  wie  bei  Aufhebung  des  Zunftzwanges  überhaupt,  allmäh- 
lich und  stufenweise  vorgeschritten  werden  mttsse,  damit  man  sich 
vor  den  Gefahren  einer  allzuschnellen  Veränderung  sichere  und  die 
etwaigen  Erfahrungen  benutzen  könne. 

Hierauf  wurde  durch  Eönigl.  Spezialbefehl  vom  9.  Juli  bezw. 
11.  August  1803  der  Westpreu&ischen  und  der  Ostpreu&ischen  SLammer 
aufgegeben,  dafo,  ehe  in  der  Auflösungssache  der  Leinweberzunft  vor- 
geschritten werde,  nach  §  207—209  A.  L.  R.  Th.  II,  Tit.  8  die  Weber- 
gewerke erst  „mit  ihrer  Nothdurft  gehört"  werden  sollten. 

Dies  geschah,  und  unter  dem  5.  Dezember  berichtete  der  Königs- 
berger Magistrat  über  die  Einwendungen  der  dortigen  Zttchner 
und  holländischen  Weber.  Dieselben  fahrten  an,  es  sei  das  Gewerks- 
privilegium  von  Friedrich  dem  Groben  erteilt  und  von  seinem  Nach- 
folger bestätigt  worden,  daher  könnten  sie  nicht  denken,  dals  der  König 
jetzt  eine  Abänderung  oder  gar  Aufhebung  beabsichtige,  da  er  doch 
alle  Fabriken  eher  emporheben  als  vernichten  wolle,  weil  dadurch  eine 
grofse  Anzahl  der  Armen  erhalten  werde. 

„Wir  haben  auch,'*  so  sagten  sie,  „zu  dieser  Abänderung  keine  Veranlassung 
gegeben,  denn  wir  sind  jederzeit  ruhige  und  gehorsame  Bürger  gewesen,  daher 
schmerzt  es  uns  auch  am  aUermehrsten,  dafs  mit  unserem  Gewerksprivilegio  der 
Anfang  zum  Umsturz  desselben  soll  gemacht  werden.  Es  wird  zwar  in  der 
Magistratsverfügung  auf  die  in  dem  neuen  Gesetzbuche  befindlichen  §§  207—209 
part.  II,  tit.  8  Bezug  genommen,  aus  welchen  doch  aber  gar  nicht  erhellt,  dafs  unser 
Gewerksprivilegium,  welches  weder  erschlichen  noch  anderen  Leuten  zum  Nachtheil 
gereichet,  den  Anfang  zum  Umsturz  der  Gewerksprivilegien  machen  und  das  Opfer 
aller  übrigen  Gewerke  werden  soU.  Wir  sehen  gar  nicht  ab,  was  das  Publikum 
hiervon  für  Yortheil  ziehen  sollte,  denn  wir  wollen  weder  das  Fabriziren  noch  den 
Verkauf  der  weifsen  glatten  Leinwand,  sie  sei  fein  oder  grob,  auch  dafs  solche  vor 
Lohn  Yon  einem  andern  Landmann  angefertigt  werde,  (verwehren),  obgleich  es  unse- 
rem Gewerksprivilegio  schnurstracks  zuwider  ist,  auch  wider  das  beiliegende  Hof- 
rescript  vom  6.  Januar  1752  offenbar  streitet,  da  es  heifst: 

dafs  die  von  Landleuten  verfertigten  Zeuge  zum  Verkauf  in  die  Städte  zu 
bringen  nach  wie  vor  zu  aller  Zeit  verboten  bleibt, 
und  solches  ist  auch  jederzeit  von  allen  Behörden  bis  1 803  befolget  worden,  welches 
wir  durch  das  beigehende  Avertissement  des  Magistrats  vom  3.  Mai  1771  genugsam 
beweisen ;  wir  wollen  aber  demohngeachtet  dem  Publike  sehr  gern  es  erlauben,  sich 
mit  dieser  von  den  Landleuten  verfertigten  Leinwand  zu  versorgen,  welches  der 
Armuth  die  nothdürftigste  Decke  ist,  und  wovon  sie  nicht  allein  ihre  Hemden,  son- 
dern auch  ihren  übrigen  Bedarf  nehmen  kann. 

„Es  ist  ja  mit  unserem  Gewerke  überdem  soweit  gekommen,  dafs  wir  unser  Brot 
in  anderen  Städten  und  anfserhalb  Landes  suchen  müssen,  und  zwar,  wie  sich  von 
selbst  versteht,  mit  grofsen  Kosten,  blos,  damit  das  Publikum  nur  freie  Hand  erhält« 
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ihren  Waarenbedarf  zu  kaufen,  yon  wem  es  gefällig  ist,  denn  wir  dringen  ja  Nie- 
manden unsere  Waaren  auf.  Und  was  würde  aus  unseren  armen  Meistern,  Geselien 
und  Lehrburschen  werden,  wenn  das  Gewerk  dem  Landmann  zum  besten  angehoben 
würde,  so  müfsten  sie  entweder  zu  einem  anderen  Metier,  welches  sie  nicht  er- 
lernet, ihnen  auch  solches  zu  lernen  sehr  schwer  fallen  würde),  schreiten,  oder 
Um tr eiber  werden,  welche  endlich  dem  Staate  zur  Last  fallen  würden.  W&ren 
nicht  noch  die  einigen  wenigen  Fabrikanten,  welche  den  armen  Meistern  und  ver- 
heiratheten  Gesellen  Arbeit  geben  könnten,  so  würden  dadurch  viele  tOO  Familien 
ihr  Brot  verlieren  und  unglücklich  werden,  denn  es  sind  bei  unserem  Gewerk 
63  Meister,  die  mehrentheils  alle  verheirathet  sind,  9  Meister- Wittwen,  129  ^nder, 
50  Gesellen,  17  Lehrburschen,  160  Spuler,  533  Gamspinner,  welche  alle  vom  Gewerk 
ihr  Brot  haben,  durch  Zerstörung  desselben  solches  aber  verlieren  würden. 

„Unsere  Lehrburschen  sind  ganz  mifsmuthig  geworden  und  nicht  mehr  so 
emsig  zur  Erlernung  der  Profession  wie  vorher,  da  sie  nicht  Hoffiaung  haben,  auf 
ihre  erlernte  Profession  dermaleinst  Meister  und  Bürger  in  ihrer  Vaterstadt  zu 
werden,  wenn  das  Gewerk  dem  Landmann  zu  Gute  sollte  aufgehoben  werden,  ja, 
sie  haben  sich  erkl&ret,  dafs,  wenn  sie  nur  noch  als  Gesellen  freigesprochen  werden 
könnten,  sie  dem  Exempel  der  in  der  Fremde  sich  aufhaltenden  Gesellen  folgen 
würden,  denn  diese,  da  sie  von  der  Zerrüttung  ihres  Gewerbes  Nachricht  erhalten, 
haben  sie  von  ihren  Eltern  förmlich  Abschied  genommen,  mit  dem  Vorsatze,  nie 
wieder  nach  Königsberg  zurückzukommen.  Und  diesem  Beispiele  würden 
die  noch  übrigen  Burschen,  auch  die  hier  befindlichen  Gesellen  folgen,  und  dadurch 
würde  der  Staat  vielleicht  in  der  Folge  nützliche  Bürger  verlieren. 

„Der  Landmann  hat  schon  seit  undenklichen  Jahren  seinen  &werb8zweig 
ganz  sicher,  besonders  zur  jetzigen  Zeit ,  da  alle  Gattungen  von  Getreide  und  die 
übrigen  Bedürfnisse  für  die  Stadtleute  so  hoch  im  Preise  gestiegen,  dafs  sie  jetzt 
nicht  sehr  florieren,  und  ist  die  Armuth  daselbst  nicht  so  groCs  wie  hier  in  der 
Stadt,  welche  dem  Magistrate  zur  Genüge  bekannt,  auch  wie  hoch  die  Anzahl  der- 
selben gestiegen  ist,  und  durch  die  Vernichtung  unseres  Gewerbes  würde  die  Anzahl 
derselben  noch  höher  anwachsen.  Die  Einwohner  der  Stadt  müssen  sich  ihr 
Brot  sehr  sauer  und  schwer  verdienen,  die  Landleute  dagegen  haben  andere  wich- 
tigere Geschäfte,  als  mit  Fabrizirung  der  Leinwand  u.  s.  w.  lediglich  ihr  Brot  zu 
verdienen,  denn  dadurch  würden  sie  ihre  Landwirthschaft  vernachlässigen,  wodurch 
sie  mehrere  Vortheile  ziehen,  und  doch  unserem  Gewerbe  dadurch  der  gröfste 
Nachtheil  zugefügt  würde. 

„Die  Landleute  bauen  ihren  Flachs,  welchen  sie  selbst  aufspinnen,  wenn  sie 
grobe  und  feine  Leinwand  verfertigen  können,  wir  hingegen  müssen  unser  benöthigtes 
Garn  für  baares  Geld  ankaufen.  Der  Landmann  hat  viel  mehrere  Vorzüge 
vor  den  Stadtleuten,  welches  hier  anzuführen  gar  zu  weitläufig  sein  würde. 
Wir  wollen  auch  noch  überdem  zugeben,  dafs,  falls  sie  nicht  mit  ihrem  Gespinste 
auskonunen,  sie  sich  noch  das  dazu  benöthigte  Garn  ankaufen  können,  obgleich  wir 
bei  alle  dem  sehr  leiden  und  die  von  unserm  Gewerk  verfertigte  bunte  Leinwand 
hier  in  der  Stadt  fast  gar  keinen  oder  doch  weniger  Absatz  findet,  indem  solche 
von  den  wenigsten  Einwohnern  der  Stadt  gebraucht  wird,  die  grobe  sowohl  als  feine 
Leinwand  aber  allen  Menschen  ganz  unentbehrlich  ist.  Und  doch,  wie  schon  vor- 
her gesagt,  wir  denen  Landleuten,  auf  welche  es  hier  doch  hauptsächlich  abgezielt 
wird,  die  Verfertigung  der  glatten,  auch  feinen  weifsen  Leinwand  nicht  im  geringsten 
hinderlich  sein  wollen,  sondern  das  zulassen,  wenn  nur  unser  Gewerk  auf- 
recht erhalten  und  bei  der  bunten  Züchnerarbeit  ungestört  bleiben  kann. 

„Endlich  und  zuletzt  sind  wir  noch  gedrungen,  anzuführen,  wie  durch  Auf- 
hebung unseres  Gewerkes  selbst  die  Revenuen  unseres  gnädigsten  Königs  geschmälert 


Digitized  by 


Google 


Auf  dem  Wege  zur  Gewerbefreiheit  in  Preufsen.  299 

werden  und  die  Generalannenkasse  an  ihrer  Einnahme  Verlust  leidet  und  aus 
allen  diesen  angeführten  Gründen  hoffen  wir  zuversichtlichst,  dafs  unser  allergnä- 
dlgster  König  die  Bechte  unsres  Gewerks  gn&digst  aufrecht  erhalten  u.  s.  w.  Königs- 
berg, den  29.  Oct.  1803." 

Ans  dieser  charakteristischen  Remonstration  ersieht  man  recht  deut- 
lich, zu  welcher  ungeheuren  Aufregung  die  Absicht  der  Gewerksauf- 
lösung  unter  den  Znnftgenossen  Veranlassung  gab.  Wir  brauchen  das 
Bild,  welches  die  Petenten  enthüllen,  wirklich  nicht  als  ein  Produkt 
gektlnstelter  Schwarzmalerei  anzusehen,  diese  Mutlosigkeit,  ja  Hoffnungs- 
losigkeit, mit  der  sie  in  die  Zukunft  sahen,  war  ihre  natürliche  Em- 
pfindung, sollten  sie  doch  mit  allen  Überlieferungen  der  Vorzeit,  mit 
allen  ihren  gewohnten  Anschauungen  brechen,  sollte  doch  auf  einmal 
ohne  den  Schutz  des  Staates  und  ohne  den  Beistand  der  Zunft  jeder 
Einzelne  den  Kampf  um  seine  Existenz  mit  Waffen  führen,  die  er  nicht 
kannte,  und  auf  einem  Boden  ausfechten,  der  ihm  völlig  fremd  war. 

Am  3.  Dezember  1S03  traten  die  Älterleute  des  holländischen 
Webergewerks  in  Königsberg  im  allgemeinen  der  Eingabe  des 
Züchnergewerkes  bei,  allein,  wenn  Allerhöchsten  Orts  dennoch  für  nötig 
befunden  werden  sollte,  das  Privilegium  auf  irgend  eine  oder  andere 
Art  zu  modifizieren,  so  erklärten  sie,  dafs  sie  sich  dies  als  gehorsame 
Bürger  mtllsten  gefallen  lassen,  da  es  sich  der  König  im  Privileg  aus- 
drücklich vorbehalten  habe.  Indessen  seien  sie  hierbei  fest  überzeugt, 
dafs  die  Abänderungen  doch  nicht  anders  als  „mit  Bücksicht  auf 
ihreConservation"  erfolgen  würden,  da  sie  sich  jederzeit  als  ruhige 
und  stille  Bürger  betragen  hätten.  Sie  bemerkten  noch,  dafs  schon 
immer  die  Einwohner  auf  dem  platten  Lande  nicht  allein  aus  selbst- 
gesponnenem, sondern  auch  aus  gekauftem  Garne  glatte  Leinwand 
und  das  Zeug  zu  Handtüchern  nicht  nur  zu  eigenem  Bedarf,  sondern 
auch  zum  Verkauf  für  eigene  Rechnung  und  auch  auf  Bestellung  gegen 
Bezahlung  durch  ihre  Hausgenossen  gefertigt  hätten.  Hiergegen  sei  von 
den  holländischen  Webern  nie  die  geringste  Beschwerde  geführt  worden. 
Dabei  könne  es  auch  bleiben  ohne  eine  besondere  Deklaration  des  Pri- 
vilegs, durch  welche  nur  manches  Gemüt,  das  jetzt  ganz  ruhig  und  zu- 
frieden lebe,  ganz  unnötigerweise  in  Unruhe  versetzt  würde.     ^ 

Nach  Eingang  dieser  Berichte  arbeitete  die  Ostpreufsische 
Kammer  das  Reglement  wegen  der  Garn-  und  Leinwandfabrikation 
um  und  reichte  dasselbe  am  21.  Dezember  1803  ein.  Hierbei  wurde 
dargelegt,  wie  die  holländischen  Weber  weniger  bei  der  Sache  inter- 
essiert seien  als  die  Züchner,  da  ihr  Gewerk  mehr  Kunstfertigkeit  er- 
fordere, und  sie  daher  nicht  so  leicht  zu  besorgen  hätten,  dafs  durch 
die  Fabrikation  der  Landleute  ihnen  bedeutender  Schaden  erwachse. 
Was  die  Eingabe  der  Züchner  betreffe,  so  sei  dieselbe  nicht  zu  berück- 
sichtigen.   Der  Landmann  habe  sich  zwar  auch  bisher  mit  der  Fabri- 
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kation  abgegeben,  sei  jedoch  mit  seinem  Absatz  anf  die  Jahr  markt  s- 
zeit  angewiesen  gewesen,  und  anch  hier  wären  ihm  von  dem  Gewerke 
Schwierigkeiten  bereitet  worden.  Die  Zttchner  würden  sicher  auch 
später  noch  hinreichend  Arbeit  haben,  wenn  sie  sich  nur  dorch 
Güte  nnd  billigen  Preis  empfehlen  wollten.  Dies  beweise  schon  der 
Umstand,  dafs  sie  auch  bisher  hänfig  Bestellnngen  anf  solche  Waren 
erhalten  hätten,  deren  Verfertigung  dem  Landmann  schon  immer  frei- 
gestanden habe.  Daher  sprach  sich  die  Kammer  für  die  Beseitigung 
der  Hindemisse,  welche  bisher  dem  Landmann  entgegen  waren  und 
fttr  die  beabsichtigte  Erweiterung  der  Gewerbefreiheit 
aus.  Sie  meinte  aber  wie  früher,  dafs  es  hierzu  der  plötzlichen  und 
gänzlichen  Aufhebung  der  Leinwebergewerksprivilegien  nicht  bedürfe, 
sondern  dals  man  lieber  abwarten  könne,  bis  die  der  unzünftigen  Weberei 
zu  gestattenden  gröfseren  Freiheiten  von  selbst  zu  diesem  Ziele  führten. 
Es  ging  daher  der  Vorschlag  der  Kammer  dahin,  in  dem  abgeänderten 
Reglement,  wie  es  in  Absicht  der  Garn-  und  Leinwandfabrikation  im 
Königreich  Preufsen  gehalten  werden  solle,  zu  verordnen,  dafs  zur  Er- 
leichterung des  Gamabsatzes  für  den  Landmann  künftighin  es  jeder- 
mann freistehen  solle,  das  Garn  stückweise  ein-  und  in  jeder  beliebigen 
Quantität  zu  verkaufen.  Die  bisherige  Einrichtung,  nach  welcher  diese 
Befugnis  nur  den  mit  besonderen  Konzessionen  versehenen  Gamsamm- 
lem  zugestanden,  sei  gänzlich  aufzuheben. 

In  dem  Westpreufsischen  Kammerbezirk  wurde  allgemein 
gegen  die  gänzliche  Aufhebung  des  Privilegs  protestiert ,  weil  solches 
titulo  oneroso  erworben  wäre,  die  Gewerksmitglieder  in  dieser  ihrer 
Eigenschaft  mehrere  Abgaben  zu  leisten  hätten  und  der  Verfall  des  Ge- 
werbszweiges wie  der  Untergang  der  Meister  zu  besorgen  sei.  Trotzdem 
sprach  sich  die  dortige  Kammer  für  die  gänzliche  Auflösung  der  Zunft  aus. 

Dieselbe  erfolgte  auch  wirklich  durch  die  Verordnung  vom 
4.  Mai  1806,  welche  von  Sghrötter  und  Stein  mit  unterzeichnet  ist 
und  folgendes  bestimmte: 

§  1.  Vom  Tage  der  Bekanntmachung  an,  hören  alle  Gam-Zachner,  Leinweber- 
Zünfte,  Gilden  und  Innungen,  sowie  die  damit  verbundenen  oder  nicht  verbundenen 
BaumwoUen-Weberei-ZQnfte,  GUden  und  Innungen,  g&nzÜGh  auf  —  und  die  Lein- 
und  Baumwollen- Weberei,  sowie  die  Weberei  aller  Waaren,  deren  Aufzug  ganz  oder 
zum  Theil  aus  Leinen-  oder  Baumwollen- Garn  besteht,  das  Garn  mag  roh,  gebleicht 
oder  gefärbt,  und  die  zu  verfertigende  Waare  mag  bloCse  Leinwand,  oder  fa^nnirt 
Zeug,  oder  von  einer  Art  sein,  von  welcher  sie  wolle,  ist  ein  durchaus  freies, 
an  keine  Zunft,  Gilde  oder  Innung  gebundenes  Gewerbe,  sowohl  für 
die  Bewohner  der  Städte  als  des  platten  Landes. 

§  2.  Wer  auf  dem  platten  Lande  mit  mehreren  Personen,  als  er  zum  Betrieb 
der  Landwirthschaft  oder  eines  sonstigen  ländlichen  Gewerbes  gebraucht,  die  Weberei, 
sey  es  von  selbst  gesponnenem  oder  von  gekauftem  Garn,  oder  als  Lohnweberei, 
wie  ein  Gewerbe  treiben  will,  zahlt  für  jede  mehrere  Person,  eine  in  jedem 
FaU  zu  bestimmende  Fiz-Accise,  und  ist  gehalten,  sich  dieserhalb  bei  dem  ihm 
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zan&chst  belegenen  Accise-  oder  Eonsamtions-Steaer-Amte  zu  melden.  Deijenige 
aber,  der  nur  selbst,  oder  mit  nnerwachsenen  Kindern,  die  Leinen-  nnd  Baumwollen- 
Weberei  als  Gewerbe  betreibt,  ist,  auch  wenn  er  blos  Einwohner  eines  Landmannes 
ist,  von  dieser  Abgabe  frei. 

§  3.  Alle  Leinen-  und  Baumwollen- Waaren,  sowie  alle  Waaren,  bei  denen  der 
Aufzug  ganz  oder  zum  Theil  aus  Leinen-  oder  BanmwoUen-Garn  besteht,  können 
in  jeder  Stadt,  an  jedem  Markt-Tage,  von  jedermann  gegen  die  bestimmten  Accise- 
Abgaben  zum  Verkauf  gebracht  werden. 

Hierbei  sei  gleich  bemerkt,  dals  das  Gewerbe  der  Zeagdrucke- 
reien  bereits  durch  Beglement  vom  29.  September  1802  fttr  ein  freies 
erklärt  worden  warJ) 

In  Oemäbheit  der  Verordnung  vom  4.  Mai  1806  wurde  in  Königs - 
berg  am  28.  Oktober  desselben  Jahres  in  dem  Hause  des  Ältermanns 
der  Zunft,  Meisters  Volkmann,  und  vor  dem  Gewerks- Assessor  die  Auf- 
lösung des  Webergewerks  vollzogen.^)  Die  Älterleute  wurden 
ans  ihren  Dienstverrichtungen  entlassen,  den  Jungmeister  entband  man 
seiner  Verpflichtungen,  die  Lade  wurde  abgeliefert,  ebenso  das  grofse 
und  kleine  Gewerkssiegel,  das  Ein-  und  Ausschreibebuch,  das  Meister- 
buch, das  Originalprivileg  vom  30.  September  1745;  dasselbe  geschah 
mit  den  Rechnungen  der  Gewerkskasse,  der  Leichengerätskasse  und 
der  Gesellenkasse.  Alles  dieses  legte  man  in  die  Lade,  deren  beide 
Schlflssel  der  Assessor  an  sich  nahm,  sie  mit  einem  doppelten  Amts- 
siegel versah  und  dann  an  die  Magistrats-Begistratur  ablieferte. 
Damach  wurden  die  Eassenrechnungen  gemacht  und  Vorschläge  zur 
Verteilung  des  gemeinsamen  Eigentums  aufgestellt.  Femer  benachrich- 
tigte man  die  anwesenden  Gesellen  von  der  stattgefnndenen  Aufhebung, 
löste  alle  frühere  gesellige  Verbindung  auf,  entliels  die  Altgesellen 
nnd  verkflndete,  dab  die  Gesellen  entweder  bei  ihren  alten  Meistern 
bleiben,  oder  sich  an  andere  Personen,  die  die  Weberei  betrieben,  ver- 
dingen könnten.  Da  die  bisherigen  Gewerbsusancen  aufhörten,  hätte 
wegen  Lohn  und  Kost  lediglich  freie  Vereinbarung  stattzufinden. 
Wenn  sie  weiter  reisen  wollten,  mflisten  sie  Reisepässe  bei  der  Stadt- 
obrigkeit nachsuchen,  dakeineEundschaften  mehr  gegeben  würden. 
Wollten  sie  dagegen  auf  eigene  Rechnung  arbeiten,  mtUisten  sie  sich  bei 
dem  Magistrate  melden,  das  Btlrgerrecht  nachsuchen  und  sich  als  Frei- 
meister annehmen  lassen.  Ihre  Easse  werde  zurVerteilung  gebracht  werden. 
Darauf  wurden  Meister  und  Gesellen  „mit  Anwttnschung  des  besten  gött- 
lichen Segens  fttr  die  Zukunft  in  Ansehung  ihres  Nahmngsstandes  ent- 
lassen'^ und  von  ihnen  das  aufgenommene  Protokoll  unterschrieben. 

Auch  die  bisherigen  Verbindungen  zwischen  Meistern  und  Lehr- 
lingen hörten  natttrlich  auf,  und  es  war  wegen  der  gegenseitigen  Ent- 

1)  Mtlics.  Nov.  Corp.  constit.  PruBsico-Brand.  praec.  March.  Bd.  1802  Nr.  50 
(Spalte  1187). 

2)  A.  Nr.  18. 
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Schädigung  zwischen  ersteren  und  den  Eltern  bezw.  Vormündern  ein 
Übereinkommen  zn  treffen.  Für  die  Zukunft  blieb  die  Annahme  der 
Lehrlinge  und  die  Festsetzung  der  wechselseitigen  Bedingungen  durch 
die  gerichtlich  oder  anlsergerichtlich  abzuschlielsenden  Lehrkontrakte 
zu  regeln.  Jedem  stand  es  nunmehr  frei,  die  Weberei  fttr  eigene  Bech- 
nung  zu  treiben,  ohne  seine  Kunstgeschicklichkeit  besonders  nachweisen 
zu  müssen.  Der  Wechsel,  den  die  zünftigen  Meister  erfuhren,  war 
gewÜs  ein  bedeutender,  und  man  kann  es  verstehen,  dals  es  in  dem 
Protokolle  über  die  Auflösung  heilst:' 

,,Sämmtliche  Komparenten  erklären,  dafs  aie  den  vorstehenden  allerhöchst  fest- 
gesetzten Anordnungen  sich  zu  unterwerfen  verpflichtet  wftren,  wenn  ihnen  gleich 
diese  Veränderung  nicht  gleichgiltig  sei,  und  viele  unter  ihnen  einer  traurigen 
Zukunft  entgegen  sähen,  wenn  diejenigen,  welche  sie  bisher  mit  Arbeit  ver- 
sorget, sich  jüngerer  Arbeiter  und  andrer  Weber,  die  nicht  zu  der  ehemaligen  Zunft 
gehören,  bedienen,  dagegen  ihrer  sich  entschlagen  würden.  Sie  müssen  sich  der 
Vorsorge  ihrer  Obrigkeit  sowie  der  höheren  Behörde  überlassen  und  derselben  ihr 
ferner  Schicksal  anheimsteUen.'* 

An  demselben  Tage,  dem  28.  Oktober  1806,  wurde  auch  das 
Züchner-Gewerk  in  Königsberg  aufgelöst. 

Im  Bezirk  der  Westpreufsischen  Kriegs-  und  Domänenkammer 
zu  Marienwerder  erfolgte  die  Publikation  der  Verordnung  zwei  Jahre 
später,  nämlich  1808,  da  dieselbe,  wie  man  berichtete,  durch  Zufälle 
erst  im  November  1806  dort  bekannt  wurde,  und  dann  der  Krieg,  darnach 
die  späte  Bäumung  eines  Teiles  der  Provinz,  die  Sache  verzögerte. 

Über  die  Erfahrungen,  welche  mit  der  Verordnung  gemacht  wurden, 
meldete  der  Polizeipräsident  von  Königsberg  unter  dem 
19.  Januar  1822,  es  sei  nicht  zu  leugnen,  dals  die  Züchnermeister 
in  ihrem  Gewerbebetriebe  sehr  zurückgegangen  seien.  Die  Ur- 
sache liege  darin,  dals  sie  ein  Fabrikat  lieferten,  welches  nicht  nur 
jeder  Landmann,  sondern  auch  viele  andere  Stadtbewohner  anfertigten, 
und  zu  dessen  Verkauf  jeder  berechtigt  sei,  der  sich  mit  Anfertigung 
der  Ware  beschäftige.  Seit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  seien  daher 
besonders  die  leinenen  Waren  wesentlich  im  Preise  gesunken,  da 
Kauf leute  wie  Haushaltungen  ihren  Bedarf  bunter  und  roher  Leinwand 
teils  bei  Landleuten  bestellten,  theils  in  und  aufser  den  Jahrmärkten 
von  diesen  ankauften. 

IV.  Abschnitt. 

Yerordnang,  die  Zanftfrelhelt  im  Behauen  der  Granitfeldsteine 

betreffend;  vom  17.  April  1806. 0 

Unter  dem  10.  April  1806  berichtete  das  Oberhof  bau  am  t  an 
den  König,  dafs  es  der  rastlosen  Thätigkeit  des  Geheimen  Kriegs-  und 

t)  Mtlixts  a.  a.  0.  Bd.  1806  Nr.  48,  Spalte  135  ff. 
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Oberhofbaurates  Bechebeb  gelangen  seii  die  für  verloren  gehaltene 
Eanst  unserer  deatschen  Vorfahren,  den  Feldsteingranit  in  allen 
Formen  und  zu  mancherlei  Baastttcken  zu  bearbeiten,  wieder  aafza- 
finden  and  die  Bearbeitang  so  zu  vereinfachen,  dafs  daza  ganz  gewöhn- 
liche Tagelöhner  angestellt  und  gebraucht  werden  könnten,  ohne  dafs 
es  dazu  eines  mUhsamen  Unterrichts  und  einer  bestimmten  Lehrzeit 
bedürfe.  Die  unter  der  Anleitung  und  speziellen  Direktion  Bechebebs 
angestellten  Versuche  und  der  erzielte  glückliche  Erfolg  hätten  den 
grofsen  Nutzen,  den  die  Erfindung  für  die  Städte  wie  für  das  Land 
haben  müfste,  vollkommen  erwiesen.  Wenn  aber  diese  Kunst  immer 
mehr  ausgebildet,  allgemeiner  bekannt  und  gemeinnütziger  werden  solle, 
so  sei  es  erforderlich,  dab  es  jedermann  erlaubt  bleibe,  sich  damit 
zu  beschäftigen  und,  dafs  sie  von  allem  Zunft  zwange  frei  sei.  Denn 
wenn  die  Bearbeitung  des  rohen  Granits  darauf  eingeschränkt  werden 
sollte,  dafs  sie  nur  durch  zünftige  Gewerksieute  betrieben  werden  dürfe, 
so  wäre  nichts  gewisser,  als  dals  der  gute  Endzweck  verfehlt  und  diese 
so  nützliche,  wieder  auflebende  Kunst  in  ihr  voriges  Nichts  zurück- 
fallen würde  und  ebenso  wie  früher  in  Vergessenheit  geriete.  Wo  näm- 
lich in  entfernten  Gegenden  dergleichen  Granitfeldsteine  verstreut  herum- 
lägen, die  dem  Guts-  und  Ackerbesitzer  wie  den  Forstleuten  zur  Last 
wären,  da  seien  nicht  überall  zunftmäfsige  Steinmetzen  zu 
haben,  und  man  würde  solche  nur  mit  grofsen  Kosten  und  Beschwer- 
lichkeiten dorthin  rufen  können.  Ebensowenig  könne  man  diese  oft 
ungeheuren  und  unförmlichen  Massen  verladen,  transportieren  und  an 
solche  Orte  schaffen,  wo  sich  derartige  Zunftmeister  aufhielten.  Wenn 
also  der  Gebrauch  der  Granitfeldsteine  allgemein  und  nützlich  werden 
solle,  so  müsse  ein  jeder,  der  sich  an  Ort  und  Stelle  befände,  die  Frei- 
heit haben,  Hand  ans  Werk  zu  legen,  die  Steine  zu  sprengen,  zu  teilen 
und  zu  bearbeiten,  welche  dann,  nachdem  sie  so  eine  zum  Gebrauch 
schickliche  Form  erhalten  hätten,  leicht  an  den  Ort  ihrer  Verwendung 
gebracht  werden  könnten.  Sehr  übel  würden  Gutsbesitzer,  Landleute 
und  Forstleute  daran  sein,  wenn  sie,  um  einen  grolsen  Stein  von  ihrem 
Acker  oder  aus  dem  Forst  zu  schaffen,  oder  ihn  anderweit  nützlich  zu 
gebrauchen,  erst  mit  grolsen  Kosten  aus  den  grölseren  Städten  Meister 
und  Gesellen  herbeirufen  müTsten,  um  eine  Arbeit  auszuführen,  die  zu 
verrichten  gewöhnliche  Tagearbeiter  geschickt  seien.  So  liege  es  in 
der  Natur  der  Sache,  dafs  diese  Kunst  durch  keinen  Zwang  beschränkt 
werden,  sondern  frei  bleiben  müsse,  damit  sie  sich  in  allen  Gegenden 
und  Provinzen  fortpflanze  und  überall  Leute  angezogen  würden,  die  sich 
in  dieser  Arbeit  Kenntnis  erwürben,  dieselbe  von  Nachbar  zu  Nachbar 
verbreiteten  und  sie  so  gemeinnützig  machten,  bis  es  endlich  dahin 
komme,  dafs  man  es  befremdend  fände,  wenn  nicht  alle  Acker  von 
dergleichen  Steinen  befreit  und  zu  nützlichem  Gebrauch  verwendet,  die 
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Ländereien  selbst  aber  dadurch  nützlich  gemacht  seien.  Die  Art  der 
Bearbeitang  selbst,  nämlich,  dals  diese  nicht  nur  ansschlie&lioh  in 
verschlossenen  Städten  begonnen  werden  könne,  femer  der  Umstand, 
dals  die  Bearbeitung  des  Granits  zu  den  Zeiten,  als  die  Zünfte  in  ihrer 
Verfassung  privilegiert  wurden,  ganz  unbekannt  gewesen  sei,  bewiesen 
es,  dafs  die  Behauung  der  Granitfeldsteine  kein  Zunftgegenstand  sein 
könne,  und  zwar  um  so  weniger,  als  nur  in  einer  geringen  Anzahl  von 
Städten  Steinmetzmeister  anzutreffen  und  auf  dem  platten  Lande  gar 
keine  Landmeister  etabliert  seien. 

Diesem  Berichte  war  eine  Anlage  beigefügt,  welche  wahrscheinlich 
von  dem  Oberhofbaurat  Bechehek  selbst  herrührte,  und  in  der  es  hiels: 

„Man  beklagte  es  laut  und  überall,  wenn  man  die  Denkm&hler  nnd  Überbleibsel 
der  alten  Deutschen  betrachtete,  dafs  die  Eonst,  unsere  Feldsteine  in  regelm&ijBigen 
Formen  zu  bearbeiten,  verloren  sey,  sowie  es  noch  mit  mancher  Geschicklichkeit 
unserer  Vorfahren  in  Bede  steht,  aber  bei  dieser  Klage  behielt  es  auch  sein  Be- 
wenden. Einer  unserer  B&the  ward  im  Jahre  1790  yeranlaCst,  diesen  Gegenstand 
n&her  ins  Auge  zu  fassen,  und  da  er  seine  Ideen  mit  den  Yersnchen,  so  hin  und 
her  gemacht  wurden,  verband,  so  erbat  er  sich  die  Freiheit,  mit  einer  kleinen  Summe 
aus  der  Königlichen  Immediat-Ban-Kasse  seine  Versuche  zu  verfolgen,  und  es  war 
ihm  schon  sehr  geglückt,  da  er  seine  Rechnung  deshalb  und  über  die  verfertigten 
Arbeiten  beim  Antritt  Sr.  jetzt  glorreich  regierenden  Königs  Majest&t  ablegte,  und 
die  bis  dahin  gemachte  Fortschritte  schilderte. 

„£s  war  mancher  Versuch  nur  halb  gelungen,  im  Ganzen  aber  war  doch  der 
Beweis  geführt,  es  werde  ganz  glücken ;  denn  die  dazu  zugezogenen  Arbeiter,  lauter 
Leute  ohne  alle  Bildung,  nur  mit  gesunden  Kr&ften,  waren  da,  und  fOrchteten  sich 
nicht  mehr,  einen  grofsen  Stein  mit  leichter  Mübe  in  beliebige  Formen  zu  spalten; 
denn  gespaltet,  mit  Pulver  gesprengt,  oder  durch  Gluth  erhitzt  u.  s.  w.  hatte  man 
sie  schon  in  solchen  schiefermäfsigen  Brocken  zum  Gemäuer  mancher  Baustücke  ver- 
wendet. Der  Zweck  ward  nun  näher  bestimmt,  nemlich,  es  sollten  mehr  gemeine 
Tagelöhner  zugezogen  und  gebildet  ^werden,  diese  sollten  die  Erlaubnifs  erhalten,  auf 
dem  Lande,  wo  dergleichen  grofse  Granitsteine  dem  Ackerbau  zur  Last  sich  finden, 
solche  zum  Besten  und  Nutzen  des  Gutsbesitzers  ftUr  selbigen  in  Tagelohn  zu  be- 
arbeiten, und  allerlei  nützliche  und  der  Ewigkeit  trotzende  Baustücke  daraus  zu 
machen,  bei  der  Gelegenheit  aber  zugleich  mehrere  Unterthanen  dieser  Guts-Besitzer 
mit  diesem  gemeinnützigen  Geschäfte  bekannt  zu  machen.  Hier  in  Berlin,  als  in 
der  eigentlichen  Schule,  sollte  diese  Kunst  immer  weiter  getrieben  werden. 

„Nach  diesem  nunmehr  n&her  bestimmten  Vorsatze  arbeitete  unser  Bath  mit 
Eifer  fort,  und  erhielt  dazu  fernere  Unterstützung.  Jetzt  ist  es  durch  seine  Beharr- 
lichkeit, durch  sein  unermüdetes  Bestreben,  und  bei  seiner  auch  hierbei  gezeigten 
Uneigennützigkeit  soweit  gediehen,  dafs  diese  ganz  gemeinen  Tagelöhner  PreUpfähle, 
Abweiser,  Latementräger,  Meilenpfeiler,  Treppenstufen,  BadeschweUen,  Pfiaster- 
und  Deckplatten ,  und  was  sonst  verlangt  wird ,  machen ;  und  alle  diese  Arbeiten 
werden  überall  mit  allgemeinem  Wohlgefallen,  theils  der  Dauer,  theils  der  Wohl- 
feilheit  wegen,  gesucht,  verlangt  und  aufgenommen,  wie  in  Berlin  nun  mehrere  Bei- 
spiele aulgestellt  sind.  Jetzt  sind  schon  ZwOife  dieser  abgerichteten  Menschen  bei 
den  Gutsbesitzern  und  Beamten  auf  dem  platten  Lande,  und  treiben  dort  ihr  Wesen, 
und  üben  als  Lehrer  ihre  Kunst  aus.  Jetzt  hat  der  gedachte  Unternehmer  es 
schon  so  weit  gebracht,  dafs  alle  seine  Vorschüsse  nicht  allein  abgetragen  sind, 
sondern  er  hat  einen  Vorrath  von  800  ^  Waare,  dessen  Werth  er  rein  erworben 
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hat,  und  der  nun  schon  dem  Königlichen  Ober-Hof-Bau-Amte  als  rein  verdient, 
angehört 

„Die  verloren  gegangene  Kunst  ist  also  wieder  gefunden,  mehrere  arbeitsame 
Menschen  sind  zugezogen,  sind  und  werden  im  Staate  verbreitet;  diefs  so  lange 
zur  Last  gelegene  Materiale  wird  nun  als  köstlich  aufgeräumt  und  nOtzlich  verwandt ; 
und  alles  diefs  kostet  dem  Staate  nicht  allein  nichts,  sondern  es  trägt  sogar  noch  ein/' 

Wegen  dieses  Erfolges  warde  durch  Eabinetsordre  Yom  17.  April 
1806  dem  Oberhofbauamte  die  königliche  Zufriedenheit  ansgesprochen, 
worauf  es  weiter  hiefs: 

„Da  nun  Allerhöchstdieselben  an  der  Erhaltung  und  Verbreitung  dieser  Kunst 
ihrer  Nützlichkeit  und  Wichtigkeit  wegen  sehr  gelegen  sein  mufs,  so  wollen  Sie  dem 
zu  diesem  Zweck  abseiten  des  Ober-Hof- Bau- Amts  geschehenem  Antrage  gern  deferiren 
und  dem  gemäfs  hierdurch  verordnen :  dafs  das  Behauen  der  Granit  Feldsteine  nicht 
durch  zunftmäfsigen  Zwang  gehemmt,  vielmehr  durch  die  jedermann  zu 
verstattende  Freiheit,  solches  ohne  Zwang  und  Einschränkung  zu  treiben,  möglichst 
befördert  werden  soll/' 

Hierauf  wies  das  Generaldireetorium  seinerseits  durch  Gir- 
kularreskript  vom  22.  April  desselben  Jahres  alle  von  ihm  ressortierende 
Kammern  an,  die  erforderlichen  Bekanntmachungen  zu  erlassen,  auch  die 
Hagistrate,  besonders  in  den  Städten,  wo  sich  Steinmetzergewerke  oder 
Meisterschaften  befänden,  „in  Absicht  des  wegen  dieser  wiederher- 
gestellten Kunst  und  deren  Ausübung  völlig  aufgehobenen  Zunftzwanges 
gemessenst  zu  instruiren,  auch  dabey  zu  bemerken,  dals  diejenigen 
Arbeiter,  welche  sich  mit  diesem  Geschäfte  abgeben  wollen,  in  Ansehung 
des  erforderlichen  Unterrichts  sich  bey  dem  hiesigen  Ober-Hof-Bau-Amte 
oder  bei  dem  Geheimen  Kriegs-  und  Ober-Hof-Bau-Bath  Bechebeb  zu 
melden  hätten." 

Dieses  Beskript  ist  unterzeichnet  von  den  Ministern  von  Voss, 
VON  ScHBÖTTEB  Und  VON  Angebn,  denen  das  erste,  das  dritte  und  das 
vierte  Provinzialdepartement  unterstand,  von  welchen  das  erste  die  Kur- 
mark, Neumark,  Pommern  und  Stldpreufsen,  das  dritte  Ostpreufsen, 
Neuostpreufsen  und  Westpreufsen,  das  vierte  die  niedersächsischen  und 
westfälischen  Provinzen  umfafste.  Ferner  hatten  unterschrieben  die 
Minister  von  Beden,  von  Diethert  und  vom  Stein,  welche  die  Beal- 
departements  für  Berg-  und  Hüttenwesen,  ftlr  Militärsachen  und  fär 
Accise-,  Zoll-,  Fabriken-,  Manufaktur-  und  Kommerzwesen  dirigierten. 


V.  Abschnitt. 
Edikt,  den  erleichterten  Besitz  nnd  den  freien  Gebrauch  des 
Gmndelgentnms,  sowie  die  persönlichen  Terhältnisse  der  Land- 
bewohner betreffend;  vom  9.  Oktober  1807.0 

Motive:  Nach  eingetretenem  Frieden  hat  uns  die  Vorsorge  für  den  gesunkenen 
Wohlstand  Unserer  getreuen  Unterthanen,  dessen  baldigste  Wiederherstellung  und 

1)  S.  d.  G.  u.  V.  V.  1806-1810,  S.  170 ff. 
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möglichste  Erhöhung  Yor  allem  beschäftigt.  Wir  haben  hierbei  erwogen,  dafs  es, 
bei  der  allgemeinen  Noth,  die  Uns  zu  Gebote  stehenden  Mittel  abersteigt,  jedem 
Einzelnen  Hilfe  zu  yerschafPen,  ohne  den  Zweck  erfüllen  zu  können,  und  dafs  es 
ebensowohl  den  nnerl&rslichen  Forderungen  der  Gerechtigkeit,  als  den  Grundsätzen 
einer  wohlgeordneten  Staat swirthschaft  gem&rs  sey,  Alles  zu  entfernen,  was  den  Ein- 
zelnen bisher  hinderte,  den  Wohlstand  zu  erlangen,  den  er  nach  dem  Maafs  seiner 
Kräfte  zu  erreichen  fähig  war;  Wir  haben  femer  erwogen,  dafs  die  vorhandenen 
Beschränkungen  theils  in  Besitz  und  Genufs  des  Grund-Eigenthums, 
theils  in  den  persönlichen  Verhältnissen  des  Land-Arbeiters  Unserer 
wohlwollenden  Absicht  vorzOglich  entgegen  wirken,  und  der  Wiederherstellung  der 
Kultur  eine  grofse  Kraft  seiner  Thätigkeit  entziehen,  jene,  indem  sie  auf  den  Werth 
des  Grund-Eigenthums  und  den  Kredit  des  Grundbesitzers  einen  höchst  schädlichen 
EinfluTs  haben,  diese,  indem  sie  den  Werth  der  Arbeit  verringern.  Wir  wollen  daher 
beides  auf  diejenigen  Schranken  zurückführen,  welche  das  gemeinsame  Wohl  nöthig 
macht  .... 

Einer  der  Hanptmitarbeiter  an  dem  ersten  Teile  der  Refonngesetze 
tlberhaüpt  nnd  der  Gewerbegesetze  insbesondere  war  der  yortreffliche 
Provinzialminister  Freiherr  v.  Schrötter.  Da  in  den  meisten  Fällen 
die  neue  Organisation  znnftebst  für  die  prenfsiscfaen  Provinzen  bestimmt 
war  nnd  erst  im  Lanfe  der  Verbandinngen,  ja  nach  Feststellung  des 
Gesetzentwurfes,  auf  die  übrigen  Landesteile  ausgedehnt  wurde,  so  fand 
ScHRÖTTER  reichlich  Gelegenheit,  seinen  erstaunlichen  Fleifs,  seine  gründ- 
liche Sachkunde  und  sein  tiefes  Eindringen  in  den  Gegenstand  der  Vor- 
lagen zu  dokumentieren.  Dabei  hatte  er  eine  Charakterrolle  Art,  seinen 
Standpunkt  festzuhalten  und  zu  verteidigen,  wenn  er  nicht  von  der  Un- 
haltbarkeit  desselben  überzeugt  wurde.  Um  den  von  dem  unglücklichen 
Kriege  schwer  betroffenen  Bewohnern  des  Landes  die  Möglichkeit  zu 
geben,  sich  wieder  aufzuhelfen,  beantragte  Schrötter  am  20.  Juli  1807 
staatliche  Unterstützungen  zur  Herstellung  der  zerstörten  Gebäude,  des 
Vieh-  und  besonders  des  Pferdestandes.  Hierauf  bewilligte  der  König 
durch  Kabinetsordre  vom  22.  Juli  0  die  Summe  von  50  000  Thalem 
für  das  Provinzialdepartement,  femer  verschiedenen  Einsassen  freies 
Brennholz  aus  den  königlichen  Forsten,  und  nach  der  Demobilisierung 
sollten  die  überflüssigen  Pferde  an  bedürftige  bäuerliche  Einsassen  ver- 
teilt werden.  Gleichzeitig  war  man  aber  darauf  bedacht,  auch  durch 
andere  Mittel  den  preuisischen  Provinzen  zu  Hilfe  zu  kommen.  So 
beantragte  bereits  am  16.  Juli  1807  der  Geheimrath  Wilcken  bei 
der  Immediatkommission  die  Abschaffung  der  Erbunterthänig- 
keit. ^)  Ihre  Beseitigung  ward  jetzt  und  später  nicht  nur  mit  der 
Widematürlichkeit  des  Verhältnisses  selbst,  sondern  auch  damit  be- 
gründet, dafs  die  Gutsherrn  zum  grofsen  Teile  infolge  der  Kriegsereig- 
nisse gar  nicht  mehr  im  stände  seien,  die  Unterthanen  zu  ernähren. 

iTö 

2)  Nach  einer  Mitteilung  von  Auerswald  in  Krans:  Vermischte  Schriften, 
Königsberg  1808,  T.  I,  S.  176  wurde  bereits  1802  durch  eine  Kabinetsordre  die  Auf- 
hebung der  Erbunterth&nigkeit  zur  Sprache  gebracht. 
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Innerhalb  der  Immediatkommissiony  welcher  damals  nur 
Schön,  Elewitz  und  Stägemann  angehörten,  da  die  beiden  andern 
Mitgliedern  Niebuhr  und  Altenstein  mit  Hardenberg  nach  Riga  ge- 
gangen waren,  wurde  diese  Frage  einer  eingehenden  Erörterung  unter- 
zogen. Die  von  Hardenberg  gebildete  Kommission  arbeitete  nach 
dessen  Entfernung  direct  unter  dem  Könige.  Dem  insbesondere  von 
Niebuhr  gertigten  Mangel  eines  Chefs  wurde  bald  dadurch  abgeholfen^ 
dafs  Stein  die  Leitung  der  Angelegenheiten  übernahm.  In  einem  am 
12.  August  1807,  abends  9  Uhr  niedergeschriebenen  Gutachten  plädierte 
der  Geheime  Finanzrath  y.  Schön  sehr  warm  ftir  die  Beseitigung  der 
Erbunterthänigkeit  im  Königreich  Preursen  und  schlofs  mit  den  Worten: 
„Es  war  unsere  Pflicht,  Ew.  Majestät  alles  dies  vorzustellen.  Der 
Staatsdiener,  der  jetzt  schweigt,  wenn  seine  Pflicht  seine  Erklärung 
fordert,  ist  doppelt  schuldig.'^  Über  den  Gfltererwerb  des  Adels 
sagte  er,  das  Gesetz,  das  in  der  Regel  den  Stand  des  Adels  an  den 
Besitz  des  Landeigentums  knüpfte,  sei  davon  ausgegangen,  dafs  der  für 
höhere  Grade  des  Militärdienstes  ausschliefslich  bestimmte  Adel  da- 
durch hätte  erhalten  werden  sollen.  Die  äufsere  und  innere  Lage  des 
Staates  wie  des  ganzen  Europa  habe  sich  seitdem  so  wesentlich  und 
so  sichtlich  geändert,  dafs  weder  der  Staat  dieses  Interesse  für  den 
Adel  mehr  habe,  noch  der  Adel  für  die  Dauer  seiner  politischen  Exi- 
stenz eine  Garantie  blofs  in  der  Landwirtschaft  finden  könne.  Fried- 
rich IL  habe  nach  der  Okkupation  von  Westpreufsen  die  Vorschrift, 
dafs  nur  der  Adel  dort  Güter  kaufen  könne,  gänzlich  aufgehoben. 
Andernfalls  könne  es  auch  durch  die  Folgen  des  Krieges  dahin 
kommen,  dafs,  wer  ein  Gut  haben  und  ein  solches  kaufen  dürfe,  kein 
Kapital  besäfse,  und  der,  welchem  letzteres  eigen  sei,  wieder  kein  Gut 
erwerben  dürfe. 

Hierzu  bemerkte  der  Geheime  Finanzrat  v.  Klewitz:  „Der  Adel 
hat  seine  ausschliefsliche  Besitzfähigkeit  zu  adligen  Gütern,  wenn  er 
sie  als  ein  Recht  ansah,  oft  damit  gerechtfertigt,  dafs  er  dagegen  von 
bttrgerlichenGewerben  ausgeschlossen  sei.  Dafs  auch  dies  werde 
aufhören  müssen,  darin  sind  wir  wohl  einig;  ob  es  zur  Begegnung  eines 
Zweifels  vorläufig  geäufsert  werden  soll,  überlasse  ich.'* 

Unter  dem  17.  August  1807  berichtete  die  Immediatkommission 
an  den  König  und  beantragte  zur  Hebung  der  Selbstthätigkeit  die  Be- 
seitigung der  Beschränkungen  in  Benutzung  des  Landeigentums.  ^)  Die 
Provinz  Preufsen  habe  durch  das  Fabriksystem  des  Staates  am  wenig- 
sten gelitten,  daher  würden  Gewerbe  und  Handel  durch  die  Folgen  des 
Krieges  nicht  besonders  schädlich  getroffen  werden;  das  Grundeigen- 
tum hingegen  befinde  sich  in  einer  schlimmen  Lage.    Die 


1)  Pektz,  Leben  des  Ministers  Freiherrn  yom  Stein,  Bd.  II,  S.  15  ff. 
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Verheerangen  des  Krieges,  wodurch  Saaten,  Viehstand,  Gebände  Dnd 
Bestellnngsmittel  verloren  seien,  erforderten  zu  deren  Ersatz  Kapital; 
der  Kredit  der  Grundbesitzer  wäre  aber  durch  das  zu  ihren  Gunsten 
am  19.  Mai  erlassene  Indult  vernichtet,  und  die  Kapitalbesitzer  würden 
daher  ihre  Kapitale  in  der  Fremde  anlegen.  Und  so,  wie  jetzt  der 
Grundbesitzer  nicht  zum  Kapitale,  so  kOnne  auch  der  Kapitalist  nicht 
zum  Grundbesitz  gelangen  wegen  der  bisherigen  gesetzlichen  Beschrän- 
kungen in  Erwerb  und  Benutzung  des  Grundeigentums.  Die  Kommis- 
sion machte  daher  folgende  Vorschläge: 

1.  Möglichste  Beschränkung  der  Wirkungen  und  der  Dauer  des 
Indults. 

2.  Zurücknahme  des  ausschlieüslichen  Rechts  des  Adels  auf 
Erwerb  von  Bittergütern,  eines  Bechts,  welches  aus  einer 
Zeit,  wo  man  den  Adel  für  die  einzige  Stütze  des  Thrones  ge- 
halten, nur  noch  in  Preufsen  bestehe,  welches  den  Wert  der 
adligen  Güter  zum  Nachteil  des  Adels  selbst  herabsetze  und  den 
Kapital-  und  Kreditlosen  im  Besitze  erhalte,  während  es  den 
krlLftigen  Wohlhabenden  davon  ausschlieüse. 

3.  Abschaffung  des  bisherigen  Unterschieds  der  Ehrenrechte 
zwischen  adligen  und  nichtadligen  Gutsbesitzern. 

4.  Aufhebung  oder  möglichste  Beschränkung  der  Majorats- 
rechte, durch  welche  die  Verbesserung  des  Grundeigentums 
auf  lange  hin  verhindert  werde. 

5.  Aufhebung  der  bisherigen  Ausschliefsung  des  Adels  vom 
Besitze  Kölmischer  Güter,  sowie  der  Bestimmung,  dab 
niemand  mehr  als  ein  Kölmiscbes  Gut  besitzen  dürfe. 

6.  Aufhebung  der  Vorschrift,  daTs  die  Zahl  der  Bauerngüter 
unvermindert  erhalten  werden  müsse,  und  Aufhebung  der 
persönlichen  Erbunterthänigkeit  und  des  daher  rührenden 
Dienstzwanges. 

Das  grofse  Verdienst  SghOns  an  dem  Zustandekommen  des  Edikts 
vom  9.  October,  insbesondere  aber  seine  Autorschaft  des  Immediat- 
berichts  der  Kommission,  steht  zweifellos  fest  und  ist  auch  von  seinen 
damaligen  Mitarbeitern  ausdrücklich  verbürgt.  So  schrieb  am  14.  Juni 
1835  der  Minister  v.  Klewttz,  das  einstige  Mitglied  der  Kommission, 
an  Schön  ^):  „Sie  mein  Freund,  haben  dabei  das  Wichtigste  geliefert: 
es  ist  der  Immediatbericht  vom  17.  August  1807  ....;  wir  andern 
hatten  jedoch  das  Verdienst,  Ihren  Sinn  und  Muth  zu  theilen.  Ich  selbst 
bin  mir  hierbei  und  in  so  vielen  früheren  und  späteren  Fällen  immer 
wie  eine  wohlthätige  Hebamme  vorgekommen,  die  mit  gehöriger  Wissen- 
schaft nicht  allein,  sondern  auch  mit  der  reinsten  und  festesten  Willens- 


1)  Aus  den  Papieren  SchOns,  T.  I,  8.  62  der  Anlagen. 
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und  Thatkraft  die  Kinder  des  Oeistes  zu  Tage  förderte/^  Wir  erfahren 
ans  diesem  Briefe  noch,  dafs  Elewitz  im  Jahre  1817  die  Absicht  ge- 
habt hatte,  and  zwar  mit  Zustimmung  des  Fürsten  Habdenberg, 
jenen  Bericht  zu  publizieren,  dafs  es  aber  unter  der  Last  der  Finanz- 
plagen nicht  dazu  kam.  Derselbe  ist  mit  einleitenden  Bemerkungen  in 
ScHÖNS  Papieren  vollständig  abgedruckt.  0  Es  ist  hier  nicht  angängig, 
den  ganzen  umfangreichen  Bericht  wiederzugeben,  zumal  er  das  eigent- 
liche Thema  dieser  Arbeit  kaum  oder  nur  wenig  berührt,  auch  über 
§  2  des  künftigen  Edikts  kein  Wort  enthält.  Daher  möge  nur  mit- 
geteilt werden,  was  über  dieUnterthänigkeit,  die  glebae  adscriptio, 
gesagt  wird: 

„Ober  die  Staats wirthschafüicbe  Nothwendigkeit  und  Unschädlichkeit  der  Auf- 
hebung dieses  Überbleibsels  des  finstern  Zeitalters/^  so  heifst  es,  „ist  schon  so  viel 
geschrieben,  und  Eir.  Majestät  vorgelegt  worden,  dafs  es  für  Allerhöchst  Dieselben 
ermüdend  sein  müfste,  solches  hiemach  zu  wiederholen.    Die  einzige  Bemerkung: 
„„Es  giebt  keine  gröfsere  Ungerechtigkeit,  als  wenn  ein  Mit-Unterthan 
eines  Staats,  ein  vernünftiges  Wesen,  blos  deshalb,  weil  es  auf  dieser  oder 
jener  Scholle  geboren  ist,  verhindern  will,  seine  Kräfte  auf  eine  dem  Staat 
nicht  nachtheilige  Weise  za  seinem  Besten  anzuwenden,'^ " 
begreift  alles.    Die  höchste  Gewalt  duldet  dies,  und  insofern  trifft  sie  der  Vorwurf 
mit.    Ist  das  Prinzip  einer  Einrichtung  durchaus  ungerecht,  so  sind  alle  ihre  Folgen, 
man  betrachte  sie  politisch,  Staats-,  selbst  privat- wirthschaftllch,  wie  die  oben  be- 
merkte Beschränkung  in  Absicht  der  Benutzung  der  Grundstücke  beweiset,  kurz  in 
jeder  Hinsicht  demjenigen,  der  sie  benutzen  will,  nachtheilig.    Jede  Vernichtung 
dieser  Ungerechtigkeit  mufs  die  segensreichsten,  wohlthätigsten  Folgen  haben.     Mit 
diesem  Prinzip  war  der  allergröfste  Theil  der  Nation,   wenige  Schwache  oder  Böse 
ausgenommen,  längst  einig.*' 

Die  einleitenden  Bemerkungen  Schöns  zu  diesem  Berichte  sind 
interessant  nnd  wichtig  genug,  nm  hier  einen  Platz  zu  finden.  Sie  geben 
einmal  Aufschlufs  über  das  Zustandekommen  der  Immediatkommission 
(Konseil)  und  die  Erschwerung  der  Qeschäftsfilhrung  durch  die  Kabinets- 
regierung,  über  welche  in  gleicher  Weise  Stein  und  Habdenberg  zu 
klagen  hatten.  Dann  berühren  sie  die  Veranlassung  zu  dem  Edikt, 
wenn  sich  auch  dadurch  das  wirkliche  Bild  zu  sehr  zu  Qunsten  Schöns 
oder  wenigstens  zu  sehr  zu  Ungunsten  Sghrötters  yerscbiebt. 
Die  Einleitung  lautet: 

„Napoleon  hatte  beim  Frieden  mit  uns  verlangt,  dafs  Habdbnbbbq  und  General 
BOcHBL  aus  dem  Dienste  entlassen  würden.  Dem  letzteren  widerfuhr  dadurch  sehr 
groCse  Ehre.  Er  hatte  nur  mit  Redensarten  in  der  Königsberger  Zeitung  und  in 
Gesellschaften  Napoleon  bekämpft  und  war  überhaupt  so  ungeordnet,  dafs  er 
seiner  Natur  nach  kein  Gegner  für  Napoleon  sein  konnte. 

„Aber  Hardxnbbbo  sollte  fort  und  sollte  nicht  einmal  im  Lande  bleiben I  Wäh- 
rend der  Verhandlungen  in  Tilsit  war  er  indessen  noch  in  Memel  (Szawl,  Piktu- 
pöhnen,  Nimmersatt)  und  wurde  von  dem  Gange  der  Verhandlungen  fortwährend 
speziell  unterrichtet.    Da  wurde  in  einem  dieser  Briefe  die  Meinung  gestellt,   dafs 

1)  Aus  den  Papieren  Schöns,  T.  II,  S.  101  ff. 
Zeitschr.  f.  Uü.  a.  Oesch.  d.  Staatsw.  I.  21 
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man  zur  Berubigting  Napoleons  ihm  das  Anerbieten  würde  machen  mOsaen,  dem 
Rheinbunde  beizutreten.  Das  regte  Habdenbebq  in  einem  hohen  Grade  auf  und  er 
sagte:  ,,  y,Der  ideinste  District  als  unabhängiger  König  von  Preufsen  ist  besser  als 
die  üntertbanenschaft  durch  den  Rhehibnnd/*  *' 

„Er  warnte  gegen  den  Gcdanicen  des  Zutritts  zum  Rheinbund ,  und  so  stand 
zuletzt  noch  der  Staatsmann  in  seiner  Glorie  da. 

„Nach  dem  Frieden  Jcam  der  König  nach  Memel  zurück  und  sogleich  wurde 
über  die  Fortführung  der  Geschäfte  nach  HABDBNBiiatos  Entfernung  verhandelt  Von 
uns,  die  wir  in  Memel  waren»  hatte  noch  Niemand  die  politische  Firma,  um  Nach- 
folger Habdbnbibgs  sein  zu  kOnnen.  HiADzsBBBG  sprach  darüber  mit  Altbnstb» 
nnd  mit  mir,  und  der  KOnig  genehmigte  nnsem  Vorschlag,  dafs  ftrsra  mit  der  Voll- 
macht, welche  Habdznbbro  schon  hatte,  gerufen  würde  nnd  bis  dahin,  dafs  Stbim 
ankommen  könnte,  ein  Konseil  um  den  König  gebildet  wtürde,  bestehend  aus  Ai»tbm- 
8TJIIN,  Staxqemamn,  Niebühb  uud  ich. 

„Bei  Habdsnbebg  und  bei  uns  war  die  Besorgnifs,  daCs  der  Cabinetsrath  Bbthb, 
den  der  KOnig  nicht  entfernen  wollte,  die  Wirksamkeit  des  Conseils  lähmen  würde 
und  es  wurde  daher  bestimmt,  dafs  Bbtmb  vor  dem  Vortrage  bei  S.  M.  dem  Könige 
alle  Kabinets- Sachen  dem  Conseil  vortrage,  und  mit  dem  Vortrage  im  Kabinet  zu- 
gleich die  Meinung  des  Conseils  überbringen  sollte.  Und  da  die  Richtung  zwischen 
uns  nnd  Bbtmb  mehr  feindselig  als  annähernd  war,  so  wurde  Klbwitz  als  Mittels- 
person in  das  Conseil  gesetzt. 

„Hardenberg  ging  nach  Riga,  und  Altehstbin  und  Nibbdboei  folgten  ihm  bald 
dahin  nach,  sodafs  unser  Conseil  aus  Klbwitz,  Stabgbmakn  und  meiner  Person 
bestand. 

„Die  Friedens-Vollziehung  machte  anfangs  viele  Geschäfte  und  die  Klagen  des 
verheerten  und  zum  grofsen  Theil  von  französischen  Truppen  bedrückten  Landes, 
verbunden  mit  der  grofsen  Geldnotb,  brachten  eine  Menge  Bitten  an  den  König. 

„Es  fehlte  nicht  an  Vorschlagen,  virie  der  Noth  abzuhelfen  sei,  und  unter 
diesen  war  auch  der  des  Administrations- Ministers  von  Preufsen,  des  Ministers 
VON  ScHBOBTTBB,  dafs  zwoi-,  dreihundert  Kühe  in  Kurland  gekauft 
werden  möchten,  um  einen  besseren  Zustand  herbeizuführen.  Schon  die  frühe- 
ren, einzelnen  Vorschläge  und  Antrftge  waren  mir  als  untergeordnete  Anträge  zu- 
wider gewesen.  Der  Kühe*Antrag  des  Ministers  v.  Schbobttbb  brachte  meine 
Meinung  zum  Durchbruche  und  ich  erklärte  meinen  beiden  CoUegen  und  Bbtmb,  dab 
noth  wendig  allgemeine  Mafsregeln  genommen  werden  müfsten,  welche  den  Geist 
des  Volkes  heben  und  dieses  zur  Benutzung  seiner  eigenen  Kräfte  anregen. 

„Die  Grundfehler  unsrer-Staats- Einrichtungen  müfsten  wir  mit  der  Wurzel  ver- 
tilgen und  so  dem  Volke  zeigen,  dafs  mit  ihm  die  Regierung  in  einem  neuen  Leben 
wandeln  wolle.  Ich  schlug  vor,  jede  Spur  der  Sclaverei,  sie  erscheine  als  Leib- 
eigenschaft, Erbunterthänigkeit,  Hörigkeit  zu  vernichten,  den  Besitz  des  Grundeigen- 
thums  jedem  zu  verstatten,  den  verderblichen  Kampf  zwischen  dem  Adel  und  den 
andern  Ständen  durch  Verkettung  beider  aufzuheben,  die  freie  Disposition  über 
Grund- Eigenthum  mit  allmähliger  Auflösung  der  bisherigen  schlechten  Verhältnisse 
zu  verstatten,  und  den  Besitzern  von  Majoraten  und  Fideicommissen ,  welche  In- 
stitutionen politisch  einigen  Werth  haben  können,  staatswirthschaftlich  aber  ver- 
derblich wären,  die  Verschuldung  zum  Retablissement  zu  gestatten.  Meine  beiden 
Collegen  traten  mir  unbedingt  bei,  erklärten  sich  dafür,  ich  sollte  die  Denkschrift 
für  den  König  deshalb  ausarbeiten. 

„Einige  Tage  darauf  trug  Bbtmb  einen  bei  Sr.  M.  dem  Könige  eingegangmien 
fernerweiten  Bericht  über  die  Landesnoth  bei  uns  vor,  und  daraus  ergab  sich,  dab 
der  Obcrlandesgerichts -Präsident  MofiGBNBESs.s;B  in  einer  in  Königsberg  abgehaltenen 
Conferenz,  als  einziges  Mittel,  unserer  Landesnoth  abzuhelfen,  auch  die  Aufhebung 
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der  mangelhaften  Einrichtungen  in  unserem  Lande  und  namentlich  der  Erbunter- 
th&nigkeit  in  Antrag  gebracht  habe.  Schon  mehrere  Jahre  vor  dem  Kriege  beschäf- 
tigte dieser  Gegenatand  alle  guten  Köpfe  und  alle  guten  Herzen  in  Preufsen.  Die 
Zahl  derer,  welche  Sklavensinn  hatten,  war  kiem,  aber  sie  war  mächtig.  Sohböttbb 
wollte  es  mit  den  bessern  nicht  Torderben,  suchte  nur  den  Schein  zu  retten,  aber 
das  durch  Erziehung  und  langes  Lehen  mit  Menschen,  welche  die  ersten  Menschen- 
rechte Terkannten,  in  ihn  gepfropfte  Yorortheil  konnte  er  nicht  besiegen.^'  ^) 

Der  Bericht  der  ImmediatkommissioD  ist  von  Klewitz,  Schön  and 
Stägemann  unterzeichnet. 

Gleichfalls  am  17.  Angnst  berichtete  der  Staataminister  Freiherr 
y.  ScHRöTTEB  an  den  König  nnd  beantragte  den  Erlafs  eines  Gesetzes 
znr  Abstellung  wichtiger  Hindernisse  der  freien  Entwickelang  und  Kräfte 
eines  jeden  Dnterthanen.  ^)  Zunächst  machte  er  Vorschläge,  auf  welche 
Weise  die  Kriegskontribution  von  8  Millionen  Franken  bar  und  die 
Nebenkosten  an&nhringen  seien,  wobei  er  anf  Kredit  hoffte,  weil  „wir 
borgen,  nicht  nm  Krieg  zu  führen,  sondern  nm  den  Frieden  zu  er- 
halten".   Darauf  fuhr  er  fort: 

y,Aber  dies  führt  mich  za  einer,  ich  darf  es  nicht  leugnen,  schweren  Amts- 
pflicht meines  Postens.  Ich  mufs  Ew.  Kgl.  Mi^est&t  als  meinem  und  des  Landes 
Herrn  diejenigen  Punkte  vortragen ,  auf  welchen ,  wie  ich  glaube ,  die  Wiederher- 
stellung ^r  mir  anverirauten  Provinzen  Ost-  und  'Westpreufsen  hauptsächlich  be- 
ruht. Durdh  den  von  der  Übermacht  des  Oogentheils  dictirten  Frieden  und  durch 
den  demselben  voraufigegangenen  Krieg  änd  die  Prorinzen  meines  Departements  in 
die  Lage  versetzt  worden,  dafs  jetzt  alles  darauf  ankommt,  mit  Beiseitosetzung 
jeder  persönlichen  und  Standesracksicht  die  Geschenke  der  Natur  und 
die  Frucht  der  Cultur  des  Landes  und  des  Verstandes,  die  uns  tkbrig  geblieben  sind, 
so  zu  benutzen,  dafs  wir  mit  Zuversicht  hoffen  dftrfen,  die  innere  8t&rke  des  Staats 
anf  den  Gipfel  wieder  emporzuheben,  dessen  das  Land  f&hig  ist.  um  diesen  End- 
zweck zu  erreichen,  mufs  uns  die  Thatsache  immer  vor  Augen  schweben,  dab  die 
L&ndereien  dieser  Provinzen  ihrer  Natur  nach  hauptsächlich  zum  Ackerbau  und 
zur  Viehzucht  geeignet  sind,  dafs  diese  es  sind,  welche  uns  die  Materialien  zum 
Gewerbfleifs  des  Volkes  und  zur  Belebung  des  Handels  darbieten,  wenngleich  der 
Handel,  wozu  diese  Provinzen  eine  so  gOnstige  geographische  Lage  haben,  auf  der 
einen  Seite  durch  die  russischen  Handelsplätze,  auf  der  andern  Seite  durch  die  freie 
Keicbsstadt  Danzig  nnd  durch  die  Zerreibimg  der  Provinz  Westpreufsen  beschränkt 
wird,  dafs  also  die  Cultur  des  Bodens,  der  freie  Betrieb  der  Gewerbe, 
und  die  möglichste  Belebung  des  Handels  Qberall  unser  Hauptaugenmerk 
s^n,  alles  andere  aber  als  Nebensache  untergeordnet  werden  mufs.  Sollen  jene 
Gegenstände  didiin  gebracht  werden,  wohin  sie  gedeihen  können,  so  werden  folgende 
Mafsregehi  zu  ergreifen  sein^': 

1.  Aufhebung  der  Gutsunterthänigkeit,  so  dafs  von  Martini  1810  an 
beide  Tiieile  nur  in  gesetzlichem  Vertragsverh&ltniCs  standen;  dieses  stelle 
sich  auch  politisch  um  so  noth wendiger  dar,  als  die  Verfassung  des  Grofs- 


1)  Diese  Angaben  stehen  in  direktem  Gegensatz  zu  den  beiden  ScHBÖTTsasohen 
Berichten  v<»n  17.  nnd  28.  August,  welche  nachstehend  folgen.  Die  Eigenliehe 
ScHöNS,  sein  Bestreben,  sich  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  scheint  zu  dieser  Ver- 
kennung  und  Zurücksetzung  Schbötters  den  Anlafs  gegeben  zu  haben. 

2)  B,  Nr.  1. 
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herzogthttms  Wanchaa  dieselbe  MaCsregel  Terheirse,  mithin  eineAuBwanderung 
der  adligen  Einsassen  zu  befürchten  sei, 

2.  Aufhebung  aller  den  eigenthtkmlichen  und  Pfandbesitz  adliger,  un- 
adliger und  b&uerlicher  Landgüter  einschrftnkenden  Gesetze, 

3.  einem  jeden,  er  gehOre  zum  Adel  oder  zum  BOrgerstande,  solle  die 
Benutzung  jeder  erlaubten  Erwerbsquelle  unbeschränkt,  der  Edelmann 
mann  also  ohne  allen  Nachtheil  seiner  adligen*  Vorrechte  befugt  sein,  jede 
bäuerliche  und  bürgerliche  Nahrung  zu  treiben,  und  der  Btürgerliche  dürfe 
fernerhin  durch  keinen  Zunftzwang  beschränkt  werden, 

4.  Aufhebung  des  Fabrikenzwanges, 

5.  Aufhebung  aller  Einfuhrverbote, 

6.  Aufhebung  des  General-Indults  vom  19.  Mai  1807.  Der  adlige  Guts- 
besitzer, der  auf  seinem  gröfseren  Gute  zwar  nicht  bleiben  könne,  aber  doch 
nicht  alles  Vermögen  und  allen  Kredit  verloren  habe,  werde  durch  den  An- 
kauf eines  Kölmischen  oder  eines  Bauerngutes  sich  und  seine  Familie  in 
Nabrungszustand  setzen  können,  ohne  dem  Staate  zur  Last  zu  fallen, 

7.  Vererbpachtung  der  Domänen  und  aller  unter  unmittelbarer  Aufsicht  des 
Staats  stehenden  Güter, 

8.  Lohns-  und  Fideicommifsbesitzer  und  alle  Eigenthümer  von 
Landgütern  sollten  nicht  nur  einzelne  Höfe,  Krüge,  Mühlen,  sondern  auch 
Vorwerke  vererbpachten  dürfen  ohne  Widerspruch  der  Lohns-  oder  Fidei- 
commiGsfolger. 

Weiter  sprach  sich  Sghbötter  fttr  Bestreitung  der  Eriegskogten 
durch  Beschränkung  der  Civil-  und  Militär-Etats  aus  und  befürwortete 
die  Aufnahme  einer  Anleihe  im  Auslande.  Die  Provinz  erklärte  er  für 
unfähig,  neue  Steuern,  abgesehen  von  einer  Luxussteuer,  die  aber  wenig 
einträglich  sein  wtlrde,  zu  tragen;  eine  Einkommen-  oder  Vermögens- 
steuer verwerfe  er  als  höchst  verderblich. 

Mit  Bücksicht  auf  die  bisherige  und  die  noch  folgende  Darstellung 
möge  hier  bemerkt  werden,  dafs  nach  den  Bestimmungen  des  Allge- 
meinen Landrechts  nur  der  Adel  zum  Besitze  adliger  Güter  be- 
rechtigt, bürgerliche  Personen  jedoch  hierzu  unfähig  waren.  Dagegen 
war  es  dem  Adel  nicht  erlaubt,  bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben, 
vielmehr  ging  ein  Edelmann  seiner  adligen  Rechte  verlustig,  wenn  er 
mit  Yerschweigung  oder  Verleugnung  seines  Standes  sich  in  eine  Zunft 
oder  Innung  einschlich  (A.LR.  T.  II,  Tit.  9,  §  37,  §§  51  flF.,  §§  75  ff.,  §  81). 

Auf  den  ScHBÖTTEBschen  Bericht  antwortete  der  König  durch  Eabi- 
netsordre  vom  23.  August  1807,  in  welcher  er  im  allgemeinen  bei- 
stimmte. 0  Ganz  unbedenklich  und  eine  wahre  Wohlthat  fttr  den  ärme- 
ren Teil  des  landbegüterten  Adels  sei  die  Aufhebung  aller  den  eigen- 
tümlichen und  Pfandbesitz  adliger,  unadliger,  kölmischer  und  bäuer- 
licher Landgüter  einschränkenden  Gesetze.  Einem  jeden,  er  gehöre 
zum  Adel  oder  zum  Bürgerstande,  müsse  ferner  die  Benutzung  jeder 
erlaubten  Erwerbsquelle  unbeschränkt  gestattet  werden,  also  auch  der 
Edelmann  ohne  allen  Nachteil  seines  Standes  befugt  sein,  jede  bäner- 


1)  B,  Nr.  1, 
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liehe  oder  bfirgerliehe  Nahrung  zu  treiben,  Domänen  oder 
andere  Pachtungen  zn  ttbemehmen  n.  s.  w.  Die  Aufhebung  aller 
Beschränkungen  des  Zunftzwanges  gegen  Unzttnftige, 
ohne  die  Zünfte  selbst  zu  kassieren,  welches  bedenklich 
sein  würde,  sei  eben  so  gerecht  als  notwendig.  Nur  die 
Gewerbe  mit  den  ersten  Lebensbedürfnissen,  die  einer 
Taxe  unterworfen  wären,  würden  davon  auszunehmen  sein. 
Femer  erklärte  der  König:  „Die  Aufhebung  der  Unterthänigkeit 
ist  ein  Ziel  gewesen,  wonach  ich  unverrückt  gestrebt  habe.  Ich  wollte 
es  allmählich  erreichen,  indessen  jetzt  wird  ein  schnellerer  Schritt  durch 
die  unglückliche  Lage  des  Landes  zugleich  gerechtfertigt  und  abge- 
nöthigt  Da  aber  die  Erfahrung  bewiesen  hat,  dafs  Worte,  die  einen 
allgemeinen  Begriff  von  Freiheit  und  Knechtschaft  bezeichnen,  auf  das 
geCethrvollste  gemifsdeutet  werden  können,  so  muls  man  diese  vermeiden 
und  die  Sache  selbst  dem  Wesen  nach  ausdrücken.''  Zugleich  wurden 
der  Staatsminister  Freiherr  v.  Sghbötteb  und  der  Kanzler  Freiherr 
V.  Sghbötteb  beauftragt,  einen  Gesetzentwurf  über  diese  Punkte  aus- 
zuarbeiten, indem  auch  die  bezüglich  des  Indults,  der  Vererbpachtungen, 
der  Einschränkung  der  Civil-  und  Militäretats,  der  Aufoahme  einer  An- 
leihe gemachten  Vorschläge  Billigung  fanden. 

Während  darnach  die  beiden  Sghbötteb  mit  einem  Entwürfe  be- 
schäftigt waren,  wünschten  sie  die  präjudizielle  Entscheidung  des  Königs 
bezüglich  einiger  Kardinalfragen.  Sie  erstatteten  daher  bereits  wieder 
unter  dem  28.  August  an  den  in  Memel  sich  aufhaltenden  König 
einen  von  Mobgenbesseb  verfabten  Bericht  0^),  welcher  zunächst  die 
Beschickung  des  Gesetzentwurfs  auf  die  Provinzen  Preulsen  erbat,  ein- 
mal, weil  in  den  anderen  Landesteilen  die  Sachlage  eine  andere  sein 
könne,  und  dann  würde  die  preufsische  Verordnung  ein  gutes  Vorbild 
sein,  weiter  aber  auch,  um  dem  Könige  den  Vorwurf  zu  ersparen, 
die  Verordnung  sei  ohne  die  verfassungsmäbige  Konkurrenz  der  Be- 
hörden und  Stände  erlassen.  Dann  fuhr  der  Bericht  fort:  So  notwendig 
es  sei,  dem  Adel  neue  Erwerbsquellen  zu  eröffnen  und  ihn 
also  für  befähigt  zu  erklären,  jede  bäuerliche  und  bürgerliche  Nahrung 
zu  treiben,  so  notwendig  sei  es  auf  der  anderen  Seite,  solche  Modi- 
fikationen hinzuzufügen,  dafs  der  Adel  nicht  verächtlich  werde,  und  dafs 
Auswüchslinge  desselben  keine  Gelegenheit  erhielten,  teils  auf  ihre 
Adelsvorzüge  zu  pochen,  und  andernteils  ihren  Stand  im  gemeinen 
Leben  preiszugeben.  Das  allgemeine  Landrecht  erkläre  in  T.  II,  Tit.  9, 
§  82  denjenigen  des  Adels  für  verlustig,  der  eine  unehrbare  oder  auch 
nur  eine  solche  Lebensart  wähle,  wodurch  er  sich  zu  dem  gemeinen 
Volke  herabsetze.    Dafs  dieses  Gesetz  beibehalten  werden  müsse, 

1)  B,  Nr.  1. 

2)  Über  Moboxnbxsssb  siehe  Dorow,  Denkschriften  und  Briefe  Bd.  IV,  3.  24  fT. 
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uoterliege  keinem  Zweifel,  indem  es  z.  B.  mit  dem  adligen  Stande  nn- 
veteiAbar  gel,  in  der  Stadt  oder  auf  dem  Lande  Gesindedienste  za 
leiaten  und  Tagelöhnerarbeiten  za  yerrichten.  Es  verordoe  aber  aoch 
§  81  a.  a«  0.  den  Verlast  des  Adels  alsdann,  wenn  der  Edelmann  ohne 
besondere  landesherrliehe  Erlaubnis  (§  76,  79)  in  eine  Zunft  oder  Innung 
trete  und,  aufser  der  an  keine  Gilde  gebundenen  Handlung  im  Grofsen, 
bürgerliche  Gewerbe  treibe.  Ganz  stehen  bleiben  könne  dies  Gesetz 
nicht,  weil  sonst  die  Erwerbsquellen  des  AdeU^  zu  sehr  beschränkt 
werdien  wttrden,  es  könne  aber  auch  nicht  ganz  aufgehoben  werden, 
weil  es  allerdings  bürgerliche  Gtewerbe  gUbe,  die  an  sich  nichts  weniger 
als  anehrbar  seien,  aber  doch  der  Bertthrungspunkte  zwischen  dem,  der 
sie  treibe  und  dem  gemeinen  Volke,  dem  er  sich  vermöge  seines  Ge- 
werbes unmittelbar  widmen  müsse,  so  viele  darböte,  dafs  Befleckung 
der  Adelsehre  häufig  zu  befürchten  sei,  wenngleich  diese  Beflecknag 
nur  da  in  der  That  einträte,  wo  der  Edelmann  der  schuldige  Teil  sei, 
wogegen  sie,  wäre  er  der  beleidigte  und  unschuldige  Teil^  nur  auf  Vor- 
urteilen beruhe,  aber  auf  solchen,  die  durch  kein  Gesetz  gehoben  werden 
könnten.  Hierher  gehörten  hauptsächlich  die  Gastwirte  und  die 
Kleinhändler  aller  Art.  Es  werde  daher  anheimgestellt,  ob  nicht 
in  das  Gesetz  ausdrücklich  aufzunehmen  sein  möchte, 

dars  es  nicht  nur  bei  der  Vorschrift  des  Landrechts  a.  a.  0.  §  82  sondern 
aach  bei  §  81,  bei  diesem  jedoch  nur  insofern  sein  Bewenden  behalten  solle, 
als  das  von  dem  Edelmann  gewählte  bOrgerliche  Gewerbe  von  der  Be- 
schaffenheit sei,  dafs  die  Ausübung  desselben  nicht  blobe  Verfertigung  und 
Lieferung  von  Sachen  and  Arbeiten,  sondern  unmittelbare  persön- 
iiche  Dienstleistungen  voraussetze  und  der  ein  solches  Gewerbe  tvei- 
bende  Edelmann  sich  persönlich  mit  diesen  Dienstleistungen  oder  auch  nur 
mit  der  Annahme  der  Aufforderung  dazu  befassen  wolle. 

So  werde  es  z.  B.  dem  Edehnanne  ohne  allen  Nachteil  seines 
Standes  verstattet  werden  können,  ebenso  wie  der  Gutsbesitzer  auf  dem 
platten  Lande  Krttge  und  Sehankhänser  beutze,  also  auch  eine  gemeine 
Herberge  in  der  Stadt  zu  halten,  wenn  er  in  selbige  einen  Schaffner 
setze,  an  welchen,  und  nicht  an  ihn,  sich  jeder  zu  wenden  habe,,  da- 
gegen könne  es  dem  Edelmann  als  solchem  nicht  gestattet  werden^  in 
dieser  Herberge  jeden  Gast  mit  seiner  Forderung  zu  hören,  wenn  er 
gleich  nicht  selbst  die  Forderung  erfülle,  sondern  sie  durch  sein  Ge- 
sinde erfüllen  lie&e. 

In  Btteksieht  des  aufzuhebenden  Zunftzwanges  hofften  sie 
die  Willensmeinung  des  Königs  nicht  zu  verfehlen,  wenn  daa  Gresetz 
dahin  aufgefaist  werde,  dals  die  Gewerbe  mit  dea  ersten  Lebens- 
bedürfnissen, die  einer  Taxe  unterworfen  seien,  nicht  mehr  künf- 
tig,, sondern  ganz  frei  sein  sollten,  wogegen  die  tlbrigen  Zünfte  zwar 
beibehalten,  aller  Zunftzwang  aber  gegen  unztlnftige  Sachverständige 
und  gegen  das  Publikum  aufjgehoben  würde. 
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Die  hieranf  erfolgende  Kabinetsordre  vom  3.  September^) 
erklärte  sich  damit  einverstanden,  das  Gesetz  vorläufig  auf  Ost-  und 
Westprenben  zo  beschränken,  nnd  bestimmte  £emer: 

„Was  die  bei  dieser  Gelegeoheit  Ton  £acli  in  Anregung  gebraclitesi  besonderen 
BeBtimmongen  über  einen  oder  den  anderen  Gegenstand  des  Edikts  betrifft,  so  mafs 
Ich  nur  im  allgemeinen  erinnern,  dafs  es  nicht  rathsam  ist,  auf  einmal  zu  viel 
aufzuräumen.  Sicherer  geht  man,  wenn  man  yor  der  Hand  bei  dem  stehen  bleibt, 
was  znr  Aufhülfe  des  Landes  aus  dem  Zustande,  worein  es  der  Krieg  gestürzt  hat, 
dringend  und  unumgänglich  erforderlich  ist.  Ist  dies  erst  geschehen,  und  hat  die 
daraus  hervorgehende  neue  Einrichtung  erst  recht  Wurzel  gefafst,  so  werden  die 
ferneren  Schritte  zu  dem  aufgestellten  21iele,  das  man  immer  unverändert  im 
Auge  behalten  muCs,  dadurch  sehr  erleichtert  werden.  lUi  dieser  Rücksicht 
dürfte  es  vorerst  das  Beste  sein,  dabei  stehen  zu  bleiben,  die  Hindemisse  des  freien 
Güterverkehrs  aus  dem  Wege  zu  räumen,  und  die  dann  unzertrennlichen  Folgen 
in  Beziehung  auf  Erbunterthänigkeit,  Besetzung  und  Benutzung  der  Bauernhöfe  u.s.  w. 
zu  bestimmen.  Ich  erlaube  Euch,  hierüber  alle  diejenigen  Bestimmungen  in  dem 
Edikte  zu  entwerfen,  die  Ihr  dem  Zwecke  und  der  Zeit  gemäfs  haltet.  Mir  aber 
behalte  ich,  ohne  weiter  darüber  zu  entscheiden,  die  nähere  Prüfung  des  Gesetzent- 
wurfs im  ganzen  Zusammenhange  vor.  Dagegen  dürfte  der  Antrag  wegen  der  dem 
Adel  zu  eröffnenden  neuen  Erwerbsquellen  für  jetzt  blofs  auf  den  eigen- 
thümlichen  Besitz  und  Pachtung  von  Grundstücken  aller  Art  zu  beschränken  oder 
dooh  die  Zulassung  zu  anderen  bürgerlichen  Gewerben,  mit  Yermei- 
dung  aller  zu  sehr  in's  detail  gehenden  Vorschriften  in  möglichst 
allgemeinen  Ausdrücken,  wobei  Niemand  seine  Ehre  gekränkt  halten 
kann,  zu  fassen  sein,  indem  es  unbedenklich  ist,  dem  Adel  jedes 
bürgerliche  Gewerbe  zu  überlassen,  das  seiner  ei|^enen  Meinung 
nach  dem  Stande  desselben  nicht  unangemessen  zu  halten  ist.  Diese 
Bemerkung  trifft  auch  den  Punkt  wegen  des  aufzuhebenden  Zunfbcwanges,  wobei  Ihr 
mich  ganz  unrecht  verstanden  habt,  indem  Gewerbe,  die  der  Taxe  unter- 
worfen sind,  ohne  Zunftzwang  eigentlich  nicht  bestehen  können. 
Die  Aufhebung  der  Zünfte  ist  eine  sehr  wichtige  Sache,  die  aber 
eben  darum  eine  viel  sergfältigere  Prüfung  erfordert  und  daher  ganz 
besonders  zum  Gegenstande  der  Gesetzgebung  gemacht  zu  werden 
verdient.  Die  Aufhebung  des  Mühlenzwanges  oder  doch  wenigstens  der 
drückenden  Bestimmungen  desselben  würde  dagegen  mit  dem  Vorwurfe  des  erst  zu 
entwerfenden  Gesetzes  in  weit  natürlicherer  Verbindung  stehen.  Ich  überlasse 
Euch,  von  diesen  Bemerkungen  bei  Euerem  Entwürfe  den  nötHigen  Gebraaeh  zu 
machen  u.  s.  w." 

Man  sieht  ^  mit  welcher  Vorsicht  man  sich  anf  dem  Gebiete  der 
Befbrmen  noch  rorwärts  bewegte.  Im  übrigen  trafen  die  Bemerkungen 
über  die  Taxgewerbe  dnrcfaans  nicht  zu,  denn  nicht,  weil  für  diese 
Gewerbe  Preistaxen  bestanden,  mufsten  sfe  ztlnftige  sein,  sondern  weil 
sie  dem  Znnftzwange  unterlagen  und  dieser  bei  ihnen  für  das 
Pablikom  besonders  drückend  nnd  gefährlich  war,  deshalb  mniste  er 
durch  Einführung  von  Taxen  wenigstens  einigermaben  erträglich  ge- 
macht werden.  Die  Immediatkonunission  wurde  von  diesen  Eabinets- 
ordres  natürlich  ebenfalls  in  Kenntnis  gesetzt. 

1)  B,  Nr.  i. 
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Bereite  am  9.  September 0  flberreichten  die  beiden  SghbOtteb 
dem  Könige  den  Entwarf  des  Edikts.  In  dem  Begleitbericht  wurde 
ansgefUhrt,  dab  die  in  Erinnerung  gebrachte  Aufhebung  des  Mühlen- 
zwanges in  OstpreuJsen  und  Litthauen  seit  mehreren  Jahren  fortwährend 
Gegenstand  yon  Bearbeitungen  gewesen  sei.  Hiertiber  würde  nach  Ein- 
gang der  Akten  aus  Berlin  besonderer  Vortrag  gehalten  werden.  Dem 
ausdrücklichen  Befehle  des  Königs  gemäfs  sei  in  der  Verordnung  die 
bisherige  Verfassung  bezüglich  der  der  Taxe  unterworfenen 
Gewerbe  schlechthin  beibehalten  worden.  Dennoch  dürften  sie  nicht 
aufhören,  unterthänigst  zu  bitten,diesemwahrenLandesgebrechen, 
sobald  es  die  Umstände  erlaubten,  abhelfen  zu  lassen,  da  nur  durch  die 
Aufhebung  des  Zunftzwanges  das  an  sich  so  schädliche  Taxwesen  ent- 
behrlich gemacht  werden  könnte. 

Der  Gesetzesentwurf,  welcher  ursprünglich  hiels:  „Verordnung, 
wodurch  die  allgemeinen  Mittel  zum  Betablissement  der 
Provinzen  Ost- und  Westpreufsen  festgesetzt  werden",  ent- 
hielt in  seiner  ersten  Fassung  folgende  Vorschriften: 

§  9.  Einem  jeden,  insofern  ihm  die  Milit&rverfassong  nicht  entgegensteht,  und 
insofern  er  nicht  zu  denjenigen  gehört,  die,  weil  ihnen  ihr  Religionsyerh&ltni&  nicht 
die  ErfflUung  aller  XJnterthanenpflichten  erlauben,  bloCs  tolerirt  werden,  zu  welchem 
Stande  er  übrigens  gehören  mag,  wenn  er  nur  nicht  unter  die  unehrbaren 
Personen  zu  zählen  ist,  ist  die  Benutzung  jeder  an  sich  und  an  seiner  Art  erlaubten 
Erwerbsquelle  unbeschränkt  gestattet.  Es  ist  also  auch  jeder  Edelmann  ohne 
allen  NachtheU  seines  Standes  befugt,  Grundstücke  aller  Art  eigenthümlich  oder 
pachtweise  zu  besitsen  und  bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben.  Und  jeder  Bürger 
oder  Bauer  ist  berechtigt,  aus  dem  Bauer-  in  den  Bürger-  und  aus  dem  Burger-  in 
den  Bauerstand  zu  treten. 

§  10.  Die  Gewerbe  mit  den  ersten  Lebensbedürfnissen,  die  einer  Taxe  unter- 
worfen sind,  sind  Töllig  frei  und  keinem  Zunft  zwange  fernerhin  unterworfen. 

§  11.  Ohne  die  übrigen  Zünfte  selbst  aufzulösen,  wird  dennoch  jede 
Beschränkung  des  Zunftzwanges  gegen  unzünftige  Sachverständige  und  gegen  das 
Publikum  hiermit  aufgehoben. 

Infolge  der  Eabinetsordre  yom  3.  September  1807  wurden  diese 
Bestimmungen  fallen  gelassen  und  durch  folgende  ersetzt: 

§  11.  So  wie  es  in  Absicht  der  Gewerbe  mit  den  ersten  Lebensbedürfnissen, 
die  einer  Taxe  unterworfen  sind,  yor  der  Hand  bei  der  bisherigen  ZunftTer- 
fassung,  aber  auch  bei  der  BefugniCs  der  LandespolizeibehOrde  zur  Ertheüung 
der  Eoncessionen  an  unzünftige  Meister  sein  Bewenden  hat,  so  wird  in  Absicht  der 
übrigen  Ztlnfte,  ohne  sie  aufzulösen,  jede  Beschränkung  des  Zunftzwanges  gegen 
unzünftige  Sachyerständige  und  gegen  das  Publikum  hiermit  aufgehoben. 

Überhaupt  stehet  jedem  die  BefugniCs  zu,  ohne  dafs  ihm  Gewerks-Privflegien 
entgegengesetzt  werden  dürfen,  mehrere  Gewerbe,  wozu  er  fähig  ist  und  das 
Vermögen  hat,  zu  gleicher  Zeit  zu  betreiben. 

Dieser  Entwurf  wurde  seitens  der  Immediatkommission  mehr- 
fach angefochten.    In  der  Einleitung  zu  demselben  hiefs  es,  wenngleich 

1)  B,  Nr.  1. 
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In  den  letzten  Jahren  haben  bergbaupolitische  Fragen  wiederholt  ein  ganz 
hervorragendes  Interesse  beansprucht  Kaum  eine  Session  des  preussischen  Land- 
tags ist  vergangen,  ohne  dass  nicht  eine  wichtige  den  Bergbau  betreffende  Vor- 
lage zur  Beratung  gestanden  hätte.  In  den  übrigen  deutschen  Staaten  sind  die 
Verhältnisse  zum  Teil  die  gleichen  gewesen.  Hier  wie  in  Preussen  dürften  auch 
in  der  nächstliegenden  Zukunft  Fragen  aus  den  Gebieten  der  Bergbaupolitik  und 
des  Bergrechts  eine  grosse  Rolle  spielen  und  in  der  öffentlichen  Diskussion  einen 
breiten  Raum  einnehmen.  Dazu  kommt,  dass  die  Bestrebungen  immer  mehr  Boden 
gewinnen,  die  die  Kompetenzgrenze  des  Deutschen  Reichs  dahin  ausgedehnt  wissen 
wollen,  iiass  es  eine  einheitliche  Regelung  des  Bergrechts  in  Angriff  nimmt,  und 
dass  es  gewisse  wtschaftspolitische  Maassnahmen  triffb,  die  den  Bergbau  zum 
Gegenstande  haben. 

Berücksichtigt  man  die  grosse  Bedeutung  der  bergbaupolitischen  und  berg- 
rechtlichen Fragen  in  der  Gegenwart  und  Zukunft,  so  erscheint  es  gewiss  auf- 
fallend, dass  in  den  letzten  50  Jahren  in  Deutschland  kein  Werk  in  selbständiger 
Form  erschienen  ist,  was  das  von  Arndt  behandelte  Gebiet  —  die  Bergbau- 
politik —  einheitlich  zur  Darstellung  gebracht  hätte.  In  der  That  wird  Arndts 
Werk  also  eine  bemerkenswerte  Lücke  in  der  Litteratur  ausfüllen. 

Arndts  „Bergbaupolitik"  will  eine  doppelte  Aufgabe  lösen.  Sie  will  einer- 
seits ein  Lehrbuch  zum  akademiachen  Gebrauche  (an  Bergakademien,  technischen 
Hochschulen,  Universitäten)  sein,  anderseits  ein  praktisches  Nachschlagewerk 
für  mitten  im  praktischen  Leben  stehende  Männer,  wie  Berg-  und  Verwaltungs- 
beamte, Bergwerksbesitzer,  Parlamentarier  u.  dgl.  m,  Arndt  behandelt  in  dem 
vorliegenden  Werke  Geschichte,  Statistik  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung  des 
Bergbaus,  gibt  eine  Darstellung  des  Bergrechts  und  der  Bergbaupolizei  in  allen 
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Kulturstaaten,  erörtert  die  Verhältnisse  der  Bergarbeiter,  die  Arbeiterschutz-Gesetz- 
gebung im  Bergbau,  das  Knappschafts wesen  etc.  und  geht  auch  auf  die  Be- 
steuerung der  Bergwerke,  die  Behördenorganisation,  das  Unterrichtswesen  im 
Bergbau  wie  auf  das  Bergbau-Hülfskassenwesen  ausführlich  ein. 

Arndts  „Bergbau  und  Bergbaupolitik"  bildet  den  elften  Band  der  ersten 
Abteilung  des 

HAND- UND  LEHRBUCH 

DEB 

STAATSWISSENSCHAFTEN 

IN  SELBSTÄNDIGEN  BÄNDEN 

BEARBEITET  VON 
Prof.  Dr.  G.  Adleb  in  Basel,  Oberbergrat  Prof.  Dr.  A.Arndt  in  Halle,  Prof.  Dr.  K.van  der  Borght 
in  Aachen,  Geh.  Begiertmgdrat  K.  Brämer  in  Berlin,  Yerbandssekretar  H.  Brämbr  in  Münster, 
Prof.  Dr.  K.  Th.  Ehebero  in  Erlangen,  Geh.  Regierungs-  und  Medizinalrat  Prof.  Dr.  C.  FiN- 
KELNBXTRG  in  Bonn,  Dos.  Dr.  E.  Frakebnstein  in  Berlin,  Prof.  Dr.E.  Y.Frickbr  in  Leipzig, 
Geh.  Oberfinanzrat  B.  FüiSTiNG  in  Berlin,  Prof.  Dr.  F.  C.  Hüber  in  Stuttgart,  Privatdozeni 
Dr.  K.  Kaergbr  in  Berlin,  Geh.  Regierungsrat  Prof.  Dr.  R.  von  Ka.vfmann  in  Berlin,  k.  k. 
Regierungsrat  Prof.  Dr.  F.  Kleinwächter  in  Czemowltz,  Prof.  Dr.  J.  Lehr  in  München,  Prof. 
Dr.  E.  MiscHLER  in  Graz,  Prof.  Dr.  A.  Oncken  in  Bern,  Prof.  Dr.  A.  Petersilie  in  Berlin, 
Prof.  Dr.  E.  RiBKER  in  Leipzig,  k.  k.  Minister  a.  D.  Dr«  A.  SCHÄfflb  in  Stuttgart,  Forstmeister 
Prof.  Dr.  A.  Schwappach  in  Eberswalde,  Kais.  Regierungsrat  Dr.  R.  Stephan  in  Berlin,  Ober- 
verwaltungsgerichtsrat Dr.  H.  VON  Strauss  und  Torney  in  Berlin,  Geh.  Oberrechnungsrat  a.  D. 
Dr.  W.  VOCKE  in  Ansbach,  Prof.  Dr.  J.  WOLF  in  Zürich 

UND  HERAUSGEGEBEN 
VON 

KUNO  FRANKENSTEIN. 


Das  Hand-  und  Lehrbuch  der  Staatswissentchaften  hat  sich  ein  dop- 
peltes Ziel  gesetzt.  Es  will  einerseits  das  weite  Gebiet  der  Staatswissen- 
schaften in  einer  so  umfassenden  Weise  zur  DarsteUung  bringen^  wie  es  die 
heutige  Bedeutung  dieser  Wissenschaften  erheischt,  anderseits  sucht  es  den 
besonderen  Bedürfhissen  aller  derer  Eechnung  zu  tragen,  die  sich  auf  ein- 
zelnen Gebieten  einem  berufsmässigen  Fachstudium  widmen  wollen,  oder  die 
durch  ihren  Beruf  in  die  Lage  kommen,  sich  in  speziellen  Wissenszweigen  über 
Das  oder  Jenes  Auskunft  zu  holen.  Kn  Werk,  das  seinen  Schwerpunkt  darin 
hat,  diesen  beiden  Anforderungen  gerecht  zu  werden,  ist  bis  heute  weder 
in  der  deutschen,  noch  in  der  ausländischen  Litteratur  vorhanden,  obgleich 
sein  Bedürfiiis  ausser  Frage  steht.  Um  solch  ein  Werk  zu  schaffen,  haben  sich 
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eine  Eeihe  der  hervorragendfiten  Fachgelehrten  und  hoher,  mitten  im  prak- 
tischen Leben  stehender  Verwaltongsbeamten  vereinigt;  ein  jeder  der  Mit- 
arbeiter hat  Gelegenheit  gefunden,  sich  gerade  auf  jenem  Gebiete  zu  be- 
thätigen,  das  ihm  durch  Spezialarbeiten  oder  durch  den  praktischen  Beruf 
am  vertrautesten  ist 

Dem  Gesamtwerke  liegt  ein  gemeinsamer  Plan  zu  Grunde,  der  vom  Heraus- 
geber ausgearbeitet  worden  ist.  Darnach  zerfällt  das  Hand-  und  Lehrbuch 
rein  äusserlich  in  vier  Hauptabteilungen.    Davon  behandelt 

die  erste  die  „VolkSWirtSOhaftslehrs'S  darin  die  Grandlagen  der  Volkswirtschaft,  die  so- 
genannte theoretische  und  praktische  Volkswirtschaftslehre  and  die  Geschichte  der 
politischen  Ökonomie  (einschliesslich  des  Sozialismus  und  Kommunismus); 

die  zweite  Hauptabteilung  ist  der  „FinanzwiSSenSChaft''  gewidmet; 

die  dritte  dem  „Staats-  und  Verwaltangsrechte"  unter  Beschränkung  auf  die  allgemeine 
Staats-  und  Yerwaltungslehre  und  diejenigen  Materien  des  YerwaltungsrechtSi  die  die 
Rechtsordnung  des  wirtschaftlichen  und  sozialen  Lebens  enthalten; 

in  der  vierten  Hauptabteilung  endlich  wird  die  „Statistik"  behandelt  werden. 

Vorgesehen  sind  für  die  erste  Abteilung  17 — 18  Bände,  für  die  zweite  5, 
die  dritte  6,  jeder  im  Umfange  von  durchschnittlich  20  Bogen  gr.  8®. 

Ein  jeder  Band  enthält  eine  soweit  als  möglich  vollständige  Bibliographie, 
die  sich  auf  das  Gebiet  der  in  ihm  behandelten  Materie  erstreckt;  die  Bear- 
beitung dieses  bibliographischen  Teils  haben  der  Herausgeber,  wie  der  Biblio- 
thekar des  Königl.  Preuss.  statistischen  Bureaus,  Dr.  P.  Lippert  in  Berlin  über- 
nommen. 

Trotz  des  gemeinsamen  Planes,  der  dem  Gesamtwerke  zu  Grunde  li^ 
ist  die  wissenschaftliche  Selbständigkeit  der  Bearbeiter  der  einzelnen  Bände  in 
vollem  Maasse  gewahrt  worden.   Nach  aussen  hin  tritt  dies  auch  darin  zu  Tage,  dass 

die  einzelnen  Bände,  von  denen  ein  jeder  einleitend  auf  sich  selbst  fundiert,  je 
wieder  für  sich  ein  Ganzes  bilden  und  auch  jeder  für  sich  im  Buchhandel 
käuflich  ist. 

Bisher  erschienen: 

Abtlg.  I    Bd- 1 :  Grundbegriffe  und  Ornndlagen  der  Volliswlrtschaft. 

Von  Prof.  Dr.  Jul.  Lehr  in  München,    Preis  Ji.   9.—, 
in  elegantem  Halbfranz-Einband  Ji  11. — . 

Abtlg.  n  Bd.  1 :  Die  Gmndzfige    der  Finanzwissenschaft.    Von  Dr. 

Wilh.  Vocke,  Kais.  Geh.  Oberrechnungsrat  a.  D.  in 

Ansbach.  Preis  Ji  11. — , 

in  elegantem  Halbfranz-Einband  Ji  13. — . 
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Hmd'  und  Lehrbuch  der  Staatawlasenschaftea  la  selbständigen  Bänden. 

Über  die  bisher  veröffentlichten  Bände,  wie  über  das  Qesamtunternehmeii 
überhaupt,  hat  sich  die  Tages-  und  Fachpresse  auf  das  Anerkennendste  geäussert: 

Das  FBANKENSTEiNsche  unternehmen  beschränkt  sich  nicht  auf  die  poUtische 
Ökonomie,  sondern  wird  auch  das  Verfassung-  und  das  Verwaltungsrecht  neben  der 

Solitischen  Ökonomie  mindestens  ebenso  reichlich  zur  Geltung  kommen  lassen,  wie  das 
[ARQUABDSENSche   Unternehmen   neben    seinem  HauptstofiP,    dem   öffentlichen   Rechte 
in  Einzeldarstellungen,  seinerseits  der  politischen  Ökonomie  einige  Beiwagen  neuestens 
zur  Verfügung  gestellt  hat.    Immerhin  bleibt  die  politische  Ökonomie  mit  mehr  als 
zwanzig  unter   ca.  dreissig  geschlossenen  Teildarsteliungen  weitaus  im  Vordergrunde 
,;  stehen,  w&hrend  bei  Mabquardseh  immerfort  das  Staatsrecht  den  Schwerpunkt  hiidet. 

t  Das  gross  angelegte  Werk,  dessen  erster  Band  yorliegt,  ninunt  hiemach  in  einem 

)  Kreise  verwandter  Werke  eine  eigentümliche  Stellung  ein,  welche  gegenüber  besonderen 

^  Erkenntnisbedürfnissen  weitesten  ümfanges  nicht  minder  berechtigt  ist,  als  diejenige  der 
anderen  Unternehmungen,  in  deren  besonderer  Art  es  ist.    Dasselbe  wird,  wenn  die 

(  programmgemiksse  Ausiührung  gelingt,  dem  deutschen  Publikum  keinen  unnötigen  „Staats- 

{  wissenschaftlichen*'  embarras  des  richesses  bringen,  sondern  in  seiner  eigenen  Art  die 

?  Verbreitung  sozialwissenschaftlicber  Bildung  weithin  vermitteln. 

i 

i  Was  nun  den  ersten  Band,  Lbhrs  „Grundbegriffe  der  Volkswirtschaft"  betrifft, 

80  hätte  nach  dem  unbefangenen  Urteil  des  Referenten  die  Ouvertüre  zum  Gesamtwerke 

I  nicht  glücklicher  ausfallen  können,  ganz  abgesehen  von  der  äusseren  Ausstattung,  welche 

!•  der  Verlagsbandlung  alle  Ehre  macht.   Lehbs  „Grundbegriffe**  sind  für  den  besonderen 

i  Zweck  der  Encyklopädie,  deren  Einleitung  sie  bilden,  vorzüglich  gelungen.    Für  ein 

theoretisch  wie  praktisch  lernbegieriges  Publikum  weitester  Kreise  hat  Lbbb  mit  beson- 
derem Geschick  geschrieben:  formschön,-  schlicht,  verstandlich,  klar,  dennoch  überall 
auf  den  Grund  dringend,  selbständig,  überaus  scharfsinnig,  ohne  jede  geldhrte  Pedan- 
terie, in  Beziehung  auf  Stoff,  Quellen  und  Methoden  völlig  sicher,  das  Bedeutende  her- 
vorhebend, das  Unbedeutende,  aber  noch  Beachtenswerte  nach  Verhältnis  andeutend. 
j  Der  nicht  fachgenössische  Leser  empfindet  nirgends  die  Schwierigkeiten,  welche  der  Ver- 

j-  fasser  überwunden  haben  mufste,  bevor  letzterer  seine  Grundlegung  so  zu  schreiben 

i:  vermochte.  ^  ^  Minister  a.  D.  Dr.  A.  Sohäffle 

(Zeitschrift  für  Litteratiir  und  Geschichte  der  Staatswissenschaften). 

Das  vorliegende  Werk  von  Prof.  J.  Lehb  ....  ist  eine  sehr  hervorragende  Denk- 
arbeit, welche  sich  den  besten  älteren  und  neueren  Schriften  derselben  Richtung . .  .  . 

wtLrdig  anschliesst Lehr  speziell  knüpft  in  seinem  scharfsinnigen  neuen  Buche 

an  die  besten  Traditionen  der  älteren  deutschen  Schule  an.  Ihn,  den  jetzigen  Münchner 
akademischen  Lehrer,  konnte  man  schon  nach  manchen  früher  von  ihm  veröffentlichten 
trefflichen  nationalökonomischen  Arbeiten,  kann  man  aber  vollends  nach  diesem  Werke 
einen  in  den  methodischen  Bahnen  jenes  grossen  früheren  Münchner  Nationalökonomen, 
V.  Hermanns,  arbeitenden  Fachmann  nennen  ....  an  Hermanns  Werk  erinnert  das 
neue  Buch  des  jetzigen  Münchner  Gelehrten  nach  Methode  und  Schärfe  der  Begriffs- 
bildung  und  der  Deduktion  mannigfach,  und  das  ist  kein  geringer  Ruhm. 

Geh.  Reg.  Rath  Prof.  Dr.  Adolf  Wagner  (Beilage  zur  AUgem.  Zeitung). 

....  Das  gross  angelegte  Werk,  welches  eine  wirklich  bestehende  Lücke  in  der 
staatswlssenschaftlichen  Encyklopädien-Litteratur  ausfüllen  will,  würde  das  Gebiet  der 
Staatswissenschaften  in  einer  bisher  wirklich  kaum  dagewesenen  umfassenden  Weise 
zur  Bearbeitung  bringen.  Indem  wir  dem  verdienstvollen  Unternehmer  den  besten  Er- 
folg wünschen,  können  wir  zugleich  hervorheben,  dass  der  bereits  vorliegende  Band  aus 
der  Feder  Professor  Lehrs  das  beste  Geleite  des  Prospektes  bildet.  Da  findet  man 
eine  frische  und  lebendige,  für  jeden  allgemein  Gebildeten  leicht  fassliche  Einleitung 
in  das  Studium  der  Volkswirtschaftslehre,  zugleich  verbunden  mit  interessanten  und  ein- 
gehenden Erörterungen  über  die  wichtigsten  Grundbegriffe  der  Volkswirtschaft. 

r.  —  (Zeitschrift  für  Staats-  und  Volkswirtschaft). 
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die  abzn&ndemden  Staatseinrichtangen  zur  Zeit  ihrer  Einftthrang  not- 
wendig nnd  nützlich  and  der  Lage  des  Staates  angemessen  gewesen, 
80  seien  doch  mehrere  unter  ihnen  dem  Geiste  des  Zeitalters,  mit  wel- 
chem man  fortschreiten  müsse,  um  nicht  durch  Stillstehen  zurückzu- 
gehen, nicht  mehr  angemessen.  Und  nun  kamen  die  Sätze  aus  der 
Eabinetsordre  yom  23.  August  1807,  welche  den  rascheren  Gang  der 
Reformen  motivierten.  Hiergegen  wandte  sich  Altenstein  mit  den 
Worten  1): 

,,Alle8  dieses  ist  ankräftig.  St&tt  dessen  müCste  der  Verpflichtung  des  Staates, 
Gerechtigkeit  za  üben,  dessen  Vorsatz,  den  freien  Gebrauch  der  Er&fte 
der  Einzelnen  zu  erhöhen,  um  solche  zu  den  erforderUchen  erhöhten  Eraft- 
anstrengungen  des  Staats  in  Anspruch  nehmen  zu  können,  und  das  Wohlth&tige 
der  Bestimmungen  für  den  Einzelnen  und  für  das  Ganze  kürzlich  aber  männlich 
gedacht  werden.  Vorzüglich  erscheint  mir  in  allen  jetzt  zu  erlassenden  allgemeinen 
Verordnungen,  dafs  die  Staatsverwaltung  mit  aUer  Festigkeit  und  Bestimmtheit  auf- 
trete, überall  Muth  zeige  und  die  Überzeugung  äufsere,  dafs  es  den  Ton  ihr  ent- 
worfenen festen  Planen  an  gutem  Erfolge  nicht  fehlen  könne.  Es  herrscht  ohnedieCs 
überall  Muthlosigkeit  und  Aengstlichkeit,  welche  alle  Kräfte  lähmen  und  durch  Vor- 
stehendes beseitigt  werden  können.'* 

Ferner  befürwortete  die  Kommission  die  Aosdehnnng  der  Verord- 
nang  anf  den  ganzen  Umfang  der  Monarchie,  womit  die  ar- 
sprttngliche  Absicht  des  Königs  wiederhergestellt  wurde.  Sodann  er- 
klärte Altenstein,  die  Bestimmung  des  §  11  über  das  Zunftwesen 
gehöre  nicht  hierher.  Es  wtlrde  solche  eine  eigene  Verordnung  er- 
heischen, die  im  Anfang  angekündigt  werden  könne.  Die  Vorschriften 
des  Paragraphen  seien  auch  zu  unvollständig.  Die  Zünfte  zu  belassen 
und  ihre  Bechte  wesentlich  zu  schmälern,  halte  er  für  ungerecht,  da 
die  Zunftberechtigten  dadurch  alle  Lasten  behielten  und  alle  Vorteile 
verlören.  Er  glaube,  man  müsse  weitergehen  und  diesen 
wichtigen  Gegenstand  nicht  so  nebenbei  abfertigen.  Die 
Aufnahme  einer  solchen  Bestimmung  habe  gar  nicht  in  dem  ursprüng- 
lichen Plane  gelegen.  Ebenso  erklärten  sich  über  diesen  §  11  Staege- 
MANN  und  Klewitz.  Ersterer  befürwortete  auiserdem,  mit  der  Ein- 
reichung des  Entwurfs  bis  zn  Steins  Ankunft  zu  warten,  da  die  ersten 
Wochen  Steins  anderen  Angelegenheiten  gehören  würden.  Exewitz 
erklärte  sich  gegen  diesen  Vorschlag,  weil  die  Verordnung,  falls  der 
König  eine  Bücksprache  für  nötig  finde,  doch  ins  Steins  Hände  ge- 
geben werde. 

So  wnrde  denn  die  von  der  Immediatkommission  umgearbeitete 
„Verordnung  über  die  für  das  Betablissement  der  Provinzen  Ost-  und 
Westpreuijsen  erforderlichen  Bestimmungen  in  Bücksicht  auf  den  er- 
leichterten Besitz  und  den  freien  Gebrauch  des  Grundeigenthums  und 
auf  die  persönlichen  Verhältnisse  der  Landarbeiter"  am  30.  September 

DC. 


Digitized  by 


Google 


318  BOHBSCHBIBT 

dem  Könige  tiberreicht.  Über  den  §  11  bericbtete  man  im  Altensteik- 
schen  Sinne  nnd  erbat  nnter  Zaatimmnng  zur  Aufhebung  des 
Zunftzwanges  denErlafs  eines  Fabrikations- Gewerbegesetzes.  Ausser- 
dem wurde  gesagt,  wo  Unterthänigkeit  existiere,  da  sei  Vormund- 
schaft seitens  des  Staates  nötig.  Wenn  jedoch  jedermann  in  der  Eut- 
wickelung  seiner  Kräfte  nur  durch  Anordnungen  beschränkt  werde,  die 
der  Existenz  des  Staates  wegen  notwendig  seien,  so  bedttrCe  die  Nation 
der  bisher  beobachteten  Vormundschaft  bei  der  Art  der  Benutzung  ihres 
Grundeigentums  nicht  Damit  aber  keine  Zerrüttung  im  Nationalver- 
kehre  entstehe,  so  sei  es  zweckmäfsig,  die  bisherigen  Bande  nur 
allmählich  zu  lösen,  und  den  Gewerbfleifs  des  Volkes  nur  succes- 
sive  in  den  ihm  angemessensten  Kanal  zu  leiten. 

Der  Entwurf  unterlag  nunmehr  Steins  Begutachtung  und  wurde 
am  8.  Oktober  von  ihm  mit  den  Worten  gebilligt  0: 

„Dieses  Edict  ertlieilt  dem  Grundeigentfaflmer  die  freye  Benatzong  seines  Terri- 
torial-EigenthumB,  und  dem  Landbauer  die  Befugnifs,  seine  Kr&fte  frefj  zu  gebrauchen 
Eb  ist  sehr  wohlth&tig  und  wird  auf  die  ganze  Monarchie  sobald  als 
möglich  auszudehnen  seyn. 

„Nur  eine  gesetzliche  Einschränkung  der  freyen  Diaposition  über  das  Eigen- 
thum  wird  bleiben  müssen,  diejenige  n&mlich,  welche  dem  Eigennutz  des  Reicheren 
und  Gebildeteren  Gr&nzen  setzt  und  das  Einziehen  des  Bauerlandes  zum  Vorwerks- 
land  verhindert.  Dieses  wird  um  so  nöthiger  seyn,  als  der  im  §  1  erlaubte  fireye 
GUteryerkehr,  die  Veränderungen  mit  der  Herrschaft  venrielftltigen ,  und  der  stei- 
gende Kaufwerth  die  neuen  Besitzer  immer  mehr  rdzen  wird,  ihran  YorÜieil  zu 
suchen.    . 

„Der  Nachtheil  der  aus  der  Bewirthschaftung  zu  kleiner  Bauernhöfe  entsteht, 
wird  Termleden  durch  die  §  6  A.  a.  nachgegebene  Zusammenziehung  der  Höfe;  die 
Einschränkung,  welche  den  Bauernstand  in  Schutz  nimmt,  bleibt  nur  wohlth&tig, 
und  alle  ihre  nachtheiligen  Folgen  sind  benommen. 

„Man  befürchtet,  da&  die  Einschränkung,  welche  die  Bauernhöfe  in  Schutz 
nimmt,  die  Wiederherstellung  der  durch  den  letzten  Krieg  zerstörten  Bauernhöfe 
verhindere ;  um  dieses  zu  vermeiden,  würden  die  von  Herrn  G.  R.  StIqxmabk  nnter 
dem  1 5.  August  a.  c.  vorgeschlagenen  Bestimmungen  in  den  §  6  des  Gesetzes  aufzu- 
nehmen, und  auf  diese  Art  die  Benutzung  der  durch  den  letzten  Krieg  verödeten 
Höfe  zu  begünstigen  seyn.^' 

An  demselben  Tage  hielt  Stein  dem  Könige  Vortragt),  nnd  hier 
ward  beschlossen,  das  Edikt  auf  alle  Provinzen  auszudehnen, 
weil  der  Grundsatz  des  freien  Gebrauchs  seiner  Person  und  seines  Eigen- 
tums auf  alle  Provinzen  gleich  anwendbar  und  für  alle  gleich  wohl- 
thätig  sei.  Damach  wurde  sofort  die  Immediatkommission  mit  der  Um- 
arbeitung des  Edikts  beauftragt,  welches  bereits  am  9.  Oktober  voll- 
zogen werden  konnte.  Durch  Eabinetsordre  vom  gleichen  Datum  er- 
hielten die  beiden  ScHBÖTTEK  ,,d&s  Edict,  den  erleickterten  Be- 
sitz und  den  freien  Gebrauch  des  Grundeigenthums,  sowie 

1)  C.  2)  c. 
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die  peraönlichen  Verhältnisse  der  Landbewohner  betref- 
fend" aar  Pablikation  in  den  prenfsischen  Provinzen,  während  die 
YerOffentli^hmig  flfr  die  andern  Landesteile  durch  die  Friedens-YoU- 
ziehnngskommission  erfolgte. 

Das  Gesetz  war  von  einer  ungeheuren  Bedeutung,  wurden  doch 
durch  dasselbe  die  starren  Scheidewände  niedergerissen^  welche  die 
einzelnen  Stände  verhinderte,  zu  ihrem  Emporkommen  die  Hilfsmittel 
der  anderen  zu  gebrauchen.  Die  Gutsunterthänigkeit  mit  allen 
ihren  druckenden  Folgen  ward  beseitigt,  Freiheit  des  Güterver- 
kehrs und  in  der  Ergreifung  eines  Gewerbes  hergestellt,  die 
AufhebungderLehen,  Familienstiftnngen  und  Fideikommisse  durch 
Familiensehlttsse  gestattet  u.  s.  w.  0  Es  folgt  hier  der  Wortlaut  des  Edikts : 

§  1.  Jeder  Einwohner  ünarer  Staaten  ist,  ohne  alle  Einschrftnktmg  in  Bezie- 
hung auf  den  Staat,  zum  eigenthOmlichen  und  Püandbesitz  unbeweglicher  Grund- 
Btflcke  aller  Art  berechtigt;  der  Edelmann  also  zum  Besitz  nicht  blos  adelicher, 
sondern  auch  unadellcher,  bürgerlicher  und  bäuerlicher  Güter  aller  Art,  und  der 
Bürger  und  Bauer  zum  Besitz  nicht  blos  bürgerlicher,  bäuerlicher  und  anderer 
nnadelicher,  sondern  auch  adelicher  Grundstücke,  ohne  daCs  der  eine  oder  der  andere 
zu  irgend  einem  Güter-Erwerb  einer  besonderen  Eriaubni&  bedarf,  wenn  gleich, 
nach  wie  Tor,  jede  Besitzver&nderung  den  Behörden  angezeigt  werden  mu&.  Alle 
Torzüge,  welche  bei  Güter-Erbschaften  der  adeliche  vor  dem  bürgerlichen  Erben 
hatte,  und  die  bisher  durch  den  persönEchen  Stand  des  Besitzers  begründete  Ein- 
schränkung und  Suspension  gewisser  gutsherrlicher  Rechte,  fallen  g&nziieh  weg. 

In  Absicht  der  Erwerbsf&higkeit  solcher  Einwohner,  welche  den  ganzen  umfang 
ihrer  Bürgerpflichten  zu  erfüllen,  durch  Beligions-Begriffe  verhindert  werden,  hat  es 
bei  den  besonderen  Gesetzen  sein  Yerbleiben. 

§  2.  Jeder  Edelmann  ist,  ohne  allen  Nachtheil  seines  Standes, 
befugt,  bürgerliche  Gewerbe  zu  treiben;  und  jeder  Bürger  oder  Bauer  ist 
berechtigt,  aus  dem  Bauer-  in  den  Bürger-  und  aus  dem  Bürger-  in  den  Bauerstand 
zu  treten. 

4  3.  Ein  gesetzliches  Yerkaufs-  und  Nftherrecht  soll  fernerhin  mir  bei 
Lehns-Ober-Eigenthümem,  Erbzndsherm,  Erbverp&chtern,  Mit-Eigonthümem  und  da 
eintreten,  wo  eine  mit  andern  Grundstücken  vermischte  oder  von  ihnen  umschlossene 
BesitaKiag  veräufsert  wird. 

f  4b.  Die  Bissitzer  an  sich  ver&uCserlicher  Städtischer  und  Ländlicher  Grund- 
stücke und  Güter  aller  Art,  sind  nach  erfolgter  Anzeige  bei  der  Landes-PoUzei- 
Behöide»  unter  Vorbehalt  der  Rechte  der  Real-Gläubiger  und  der  Verkaufs-Berech- 
tigtend  3)  zar  Trennung  derRadikalien  undPertinenzien,  sowie  über- 
haupt zur  theilweisen  Yeräufserung,  also  auch  die  Mit-Eigenthümer  zur 
Tlieilmg  derselben  unter  sich,  berechtiget. 

§L  5.  Jeder  GrundrEigenthümer,  auch  der  Lehns-  und  Fideikommifo-Besitzer, 
ist  ohne  alle  Einschränkung,  jedoch  mit  Yovwissen  der  Landes-Polizei-Behörde,  be- 
fiigt,  nicht  blos  einzelne  BauechGfe,  Krüge,  Mühlen  und  anderer  Pertinenzien,  son- 
dern aoiÜL  das  Yorwerks-Land,  ganz  oder  zum  Theil,  und  in  beliebigen  Theilen  zu 
vererbpachten,  ohne  daCs  dem  Lehns-Ober-Eigenthümer,  den  FideikommiTs-  und 
Lehnsfolgem  und  den  ingrossirten  Gläubigem  aus  irgend  einem  Grunde  ein  Wider- 
spruch gestattet  wird,  wenn  nur  das  Erbstands-  oder  Einkaufs-Geld  zur  Tilgung  des 


1)  Yergl.  Kraus,  Yermischte  Schriften,  Th.  I,  S.  176  ff. 
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zuerst  ingrossirten  Kapitals,  oder,  bei  Lehnen  nnd  Fideikommissen,  in  etwaniger  Er- 
mangelung ingroBsirter  Schulden,  zu  Lehn  oder  Fideikommiß  verwendet,  und,  in 
B&cksicht  auf  die  nicht  abgelösten  Beal-Bechte  der  Hypotheken- Gläubiger,  von  der 
Landschaftlichen  Eredit-Direction  der  Provinz,  oder  von  der  Landes-Polizei-Behörde 
attestirt  wird,  daCs  die  Erbverpachtung  ihm  unschädlich  sey. 

§  6.  Wenn  ein  Gutsbesitzer  meint,  die  auf  einem  Gute  vorhandenen  einzelnen 
Bauerhöfo  oder  ländlichen  Besitzungen,  welche  nicht  erblich,  Erbpacht-  oder  Erb- 
zinsweise ausgethan  sind,  nicht  wieder  herstellen  oder  erhalten  zu  können,  so  ist  er 
verpflichtet,  sich  deshalb  bei  der  Kammer  der  Provinz  zu  melden,  mit  deren  Zu- 
stimmung die  Zusammenziehung,  sowohl  mehrerer  Höfe  in  Eine  bäuerliche  Be- 
sitzung, als  mit  Yorwerks-Grundstücken  gestattet  werden  soll,  sobald  auf  dem  Gute 
keine  Erbunterthänigkeit  mehr  statt  findet.  Die  einzelnen  Kammern  werden  hier- 
über mit  besonderer  Instruction  versehen  werden. 

§  7.  Werden  die  Bauerhöfe  aber  erblich,  Erbpacht-  oder  Erbzinsweise  be- 
sessen, so  mu&,  bevor  von  deren  Einziehung  oder  einer  Veränderung  in  Absicht  der 
dazu  gehörigen  Grundstücke  die  Rede  seyn  kanu,  zuerst  das  Recht  des  bisherigen 
Besitzers,  sey  es  durch  Yeräuüserung  desselben  an  die  Gutsherrschaft,  oder  auf  einem 
anderen  gesetzlichen  Wege,  erloschen  seyn.  In  diesem  Fall  treten  auch  in  Absicht 
solcher  Güter  die  Bestimmungen  des  §  6  ein. 

§  8.  Jeder  Lohns-  und  Fideikommifs-Besitzer  ist  befugt,  die  zum  Retablisse- 
ment  der  Kriegsschäden  erforderlichen  Summen  auf  die  Substanz  der  Güter 
selbst,  und  nicht  blos  auf  die  Revenuen  derselben,  hypothekariscn  aufzunehmen, 
wenn  nur  die  Verwendung  des  Geldes  von  dem  Landrath  des  Kreises  oder  der 
Departements-Landschafts-Direction  attestirt  wird.  Nach  Ablauf  dreier  Jahre,  seit 
der  kontrahirten  Schuld,  ist  der  Besitzer  und  s^in  Nachfolger  schuldig,  von  dem 
Kapital  selbst,  jährlich  wenigstens  den  fünfzehnten  Theil  abzutragen. 

§  9.  Jede,  keinem  Ober-Eigenthümer  unterworfene  Lohns- Verbindung,  jede 
Familien-  und  jede  Fideikommifs-Stiftung,  kann  durch  einen  Familien-Schlufs 
beliebig  abgeändert,  oder  gänzlich  aufgehoben  werden,  wie  solches  in  Absicht 
der  Ostpreufsischen  (mit  Ausschluls  der  Ermländischen)  Lehen,  bereits  im  Ostpreu- 
Csischen  Provinzialrecht,  Zusatz  56,  verordnet  ist 

§  10.  Nach  dem  Datum  dieser  Verordnung  entsteht  fernerhin  kein 
Unterthänigkeits-Verhältnifs,  weder  durch  Geburt,  noch  durch  Heirath, 
noch  durch  Übemehmung  einer  unterthäuigen  Stelle,  noch  durch  Vertrag. 

§  11.  Mit  der  Publikation  der  gegenwärtigen  Verordnung  hört  das  bisherige 
UnterthänigKeits-Verhältnifs  deijenigen  Unterthanen  und  ihrer  Weiber  und 
Kinder,  welche  ihre  Bauergüter  erblich  oder  eigenthümlich,  oder  Erbzinsweise,  oder 
Erbpächtlich  besitzen,  wechselseitig  gänzlich  auf. 

§  12.  Mit  dem  Martini-Tage  Eintausend  Achthundert  und  Zehn  (1810)  hört 
alle  Guts-Unterthänigkeit  in  unsem  sämmtlichen  Staaten  auf.  Nach  dem 
Martini- Tage  ISIO  giebt  es  nur  freie  Leute,  sowie  solches  auf  den  Domainen  in 
allen  Unsem  Provinzen  schon  der  Fall  ist,  bei  denen  aber,  wie  sich  von  selbst  ver- 
steht, alle  Verbindlichkeiten,  die  ihnen  als  freien  Leuten  vermöge  des  Besitzes  eines 
Grundstücks,  oder  vermöge  eines  besonderen  Vertrages  obliegen,  in  Kraft  bleiben. 

Nach  dieser  Unserer  Allerhöchsten  Willensmeinung  hat  sich  ein  Jeder,  den  es 
angeht,  insonderheit  aber  Unsere  Landes-KoUegien  und  übrigen  Behörden,  genau 
und  pflichtgemäfs  zu  achten,  und  soll  die  gegenwärtige  Verordnung  allgemein  bekannt 
gemacht  werden. 

Das  Edikt  ist  von  den  beiden  Scheötter  and  von  Stein  unter- 
zeichnet 
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Darch  KabinetBordre  Tom  28.  October  1807  wurde  die  Erb- 
onterthänigkeit  anf  sämtlichen  prea&ischen  Domänen,  ebenso  der  damit 
verbanden  gewesene  Gesindezwang  and  das  Loskaafgeld  beim  Verziehen 
aufgehoben. 

Schön,  der  als  Mitglied  der  Immediatkommission  einen  nicht  ge- 
ringen Antheil  an  dem  Edicte  gehabt  hatte,  befand  sich  nach  dem  Erlafs 
des  Gesetzes  in  einer  Art  Freudenrausch  über  das  Erreichte.  Er  war 
Yoll  der  besten  Hoffnungen.  So  schreibt  er  in  seiner  Selbstbiographie  0: 
Der  Sommer  1808  war  nächst  dem  grofsem  Momente  des  Edikts 
vom  9.  Oktober  1807,  die  herrlichste,  schönste  Zeit.  Es  war  ein  all- 
gemeiner Eifer  des  Bessermachens  und  Besserwerdens,  damit  man  wieder 
eines  besseren  Schicksals  würdig  werde."  Und  über  das  Edikt  sagt  er  ^) : 

„FOr  die  Baaem  auf  den  adeligen  Gütern  gab  das  Edict  Yom  9.  October  1807 
schon  den  Weg  an,  wie  sie  znm  Eigenthnm  ihrer  Höfe  gelangen  konnten.  Es  war 
Prinzip,  die  mangelhaften  Yerh&ltnisse  znm  Bessern  aufzulösen,  statt  sie  zu  zer- 
brechen, und  es  ist  merkwürdig,  dafs  in  unserem  Staate  das  aufgelöst  wurde  und 
aufgelöst  werden  sollte,  was  die  französische  Revolution  auf  einmal  zer- 
brach. Bei  uns  gestalteten  sich  die  neuen  Yerh&ltnisse  ohne  Donner  und  Blitz, 
und  in  Frankreich  veranlarste  das  dortige  Verfahren  das  furchtbarste  üngewitter, 
welches  über  ein  Land  kommen  kann.  Am  schwierigsten  war  es,  denAdelin  diese 
neuen  Verhältnisse  hinein  zu  construiren.  So  wie  er  war,  konnte  er  nicht  bleiben, 
dem  Culturzustande  des  Volkes  nach  war  er  aber  nothwendig.  Seine  Wurzel  konnte 
er  nur  in  der  Standschaft  haben.  So  sollte  eine  ungeheure  Pairie  errichtet  werden, 
und  die  grofse  Masse  Edelleute  ohne  Land  h&tte  sich  dadurch  allmählig  yerloren.'* 

Von  den  Beteiligten  wnrde  das  Edikt  vielfach  nicht  mit  günstigen 
Augen  angesehen.  Während  die  Einen  Verluste  für  den  Adel  befürch- 
teten, äuTserte  z.  B.  der  Kammerpräsident  v.  Salizowskt  in  Breslau 
ironisch,  nunmehr  stände  es  ja  dem  Adel  frei,  den  zweiten  und  dritten 
Stand  zu  beeinträchtigen  und  vice  versa.  Darauf  antwortete  Stein  in 
einer  von  Elewitz  abgefalsten  Verfügung  vom  29.  Oktober  1807  3), 
in  einem  Zeitalter,  wo  die  Kultur  einzelner  weniger  nicht  mehr  hin- 
reiche, und  wo  die  Summe  der  Menschen,  die  einen  Stand  bildeten,  so 
weit  gekommen  sei,  ihre  Persönlichkeit  selbst  vertreten  und  mit  Ein- 
sicht zu  ihrem  und  zum  Wohle  des  ganzen  ohne  patriarchalistische 
Leitung  wirken  zu  können  oder  wenigstens  zu  wollen,  da  seien  die  Ver- 
hältnisse des  Adels  so  zu  bestimmen,  daTs  der  Einzelne  seiner  grofsen 
Bestimmung  gemäfs  handeln  könne,  und  alle  Stände  des  Staats 
ohne  alle  Gegenwirkung  in  voller  Harmonie  zu  dem  Zwecke 
beitrügen,  weshalb  sie  einen  Staat  bildeten. 

Namentlich  waren  die  Grundbesitzer  gegen  die  Aufhebung  der 
Unterthänigkeit  eingenommen,  und  besonders  trat  diese  Stimmung  wieder 
in  Ostpreufsen  zu  Tage,  wo  das  ständische  Gomitö  in  einer  Eingabe 

1)  Aus  den  Papieren  des  Ministers  u.  s.  w.  v.  Schön  (Halle  a/S.  1S75)  Th.  I,  S.  5t. 

2)  Ebenda,  S.  55. 

3)  C. 
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vom  15.  Jani  1S08  VorBtellnDgen  sowohl  gegen  das  Edikt,  als  die  Ver- 
ordnung Tom  14.  Februar  1808  wegen  Zusammenziehung  der  bttuer- 
liehen  Grundstücke  machte.  Schön  Bchrieb  damals  hierüber  wtltend^): 
„Ich  schäme  mich  meiner  Landslente  und  habe  im  Verdrafs  hieiüber 
einige  Materialien  zur  Beantwortung  in  der  Beilage  aufzusetzen  mir  die 
Erlaubnifs  genommen^'  (am  25.  Juii). 

In  Schlesien  entstanden  Unruhen,  Dienstverweigerungen  u.  s.  w., 
weil  die  Gutsbesitzer  das  Edikt  von  1807  nicht  ausfUhrten  und  ihren 
Erbunterthanen  auch  keine  Unterstützung  zu  teil  werden  liefsen.  Die 
von  Behörden  und  Privaten  ergangenen  Anfragen  wurden  bald  in  eiaem 
Resumö^)  zusammengestellt,  welches  bezüglich  des  hier  am  meisten 
interessierenden  §  2  des  Edikts  sagte,  dafs  das  Recht  des  Bauern,  in 
den  Bürgerstand  zu  treten,  nur  unter  der  Bedingung  gestattet  sein  möchte, 
dafs  er  der  Gutsherrschaft  vorher  nachgewiesen  habe,  eine  Profession 
zu  verstehen  oder  sonst  sich  als  Bürger  ehrlich  nähren  zu  können.  Es 
wurde  befürchtet,  dab  durch  die  freie  Wahl  des  Gewerbes  die 
polizeiliche  Ordnung  auf  dem  Lande  gestört  und  die  Zahl 
der  Vagabunden  vermehrt  werde.  Die  schlesiscben  Bt&nde 
wünschten,  dafs  Vorkehrungen  getroffen  würden,  um  den  häufigen  Über- 
tritt des  Landmanns  zu  einem  andern  Gewerbe  zu  verhindern,  damit  es 
dem  Landbau  nicht  an  Händen  gehräche,  was  in  Schlesien  bei  der 
Menge  der  Fabriken  u.  s.  w.  besonders  zu  befürchten  sei.  Man  besorgte 
auch,  dafs  durch  das  Ergreifen  eines  Gewerbes,  welches  der  Betreffende 
nicht  verstand,  und  wozu  sein  Vermögen  nicht  zureichte,  Gefahren  er- 
wüchsen. Gegen  diese  neuen  Bevormundungen  wandte  sich  z.  B.  der 
Oberamts-Begierungspräsident  v.  Reibnitz  in  Brieg,  indem  er  es  als  ein 
grofses  Staatsgebrechen  bezeichnete,  sich  so  viel  um  die  erwachsenen 
Staatsbürger  zu  kümmern.  Der  Staat  habe  sich  leidend  zu  verhalten 
und  allen  Gewerben  freien  Lauf  zu  lassen,  so  werde  ein  Jeder  von 
selbst  sein  Brot  finden. 

Es  liegt  in  der  Natur  des  Menschen  begründet,  dab  derselbe  im 
allgemeinen  bei  einer  Neuordnung  sozialer  Verhältnisse  eher  schlimme 
als  gute  Folgen  voraussieht.  Das  Gefühl  der  Furcht  in  ihm  überwiegt 
das  der  Hoffnung.  Wie  konnte  daher  der  Eindruck  dieses  Ediktes  auf 
die  Klasse  der  Gutsbesitzer  und  Gutsherren  ein  anderer  sein,  da  es 
durchaus  den  Anschein  hatte,  als  ob  allerlei  Gefahren  für  den  Grund- 
besitz daraus  erwüchsen !  Einmal  besorgte  man,  dals  die  freigewordenen 
Leute  Neigung  haben  würden  zu  verziehen,  und  dafs  dadurch  ein 
Mangel  an  Menschen  und  Arbeitskräften  für  die  Güter  ein- 
treten müsse.  Allein,  es  war  festgestellt,  daCs  die  Klagen  über  Menschen- 
mangel gerade  auf  den  ostpreuDsischen  Besitzungen  am  lautesten  waren, 


l)  C.  2)  C. 
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wo  fast  alle  Einwohner  an  frei  waren,  und  wo  am  strengsten  die  ost- 
preofsische  Gesindeordmmg  gehandhabt  warde,  nach  welcher  der  Guts- 
herr die  Eltern,  die  besonders  viele  Kinder  hatten,  zwingen  dürfte, 
ihm  solche  in  Dienst  zn  geben,  nnd  diese,  sogar  wenn  er  sie  nicht  in 
seinem  Dienste  bednrfte,  noch  sonst  wo  in  seinen  Gütern  nnterbringen 
konnte,  nie  ohne  seine  schriftliche  Erlaubnis  sich  anderweitig  auf 
einige  Zeit  vermieten  dnrften.  Dagegen  wurde  in  dem  Bezirk  der  vier 
sogenannten  Hauptämter  Marienwerder,  Biesenberg,  SchOnberg  nnd 
Dentsch-Eylan,  wo  ein  wert  kleinerer  Teil  der  Einwohner  aus  unfreien 
Leuten  bestand,  trotz  des  grofsen  Bedürfnisses  der  Stadt  Marienwerder 
an  Gesinde,  femer  auf  den  Domänen,  wenig  oder  fast  gar  keine  Klage 
geführt.  Die  Unter thänigkeit  selbst  war  vielmehr  eine  Ursache  des 
Menschenmangels.  Kam  es  doch  vor,  dafs  Gutsherren,  um  mehr  lediges 
Gesinde  zu  liaben,  die  Heiraten  der  unfreien  Leute  erschwerten.  Oft 
befanden  sich  auch  die  Verheirateten  in  so  armseligen  Lebensverhält- 
nissen, dafs  ihren  Kindern  nicht  die  nGtige  Sorgfalt  in  Kost  und  Pflege 
zu  teil  werden  konnte.  Die  Folge  davon  war  eine  ttbergrofse  Sterblichkeit 
Eine  weitere  Befürchtung  war,  es  möchten  diegröfserenKosten, 
welche  die  freien  Arbeiter  verursachten,  den  Reinertrag 
der  Güter  stark  herabsetzen.  Hierbei  war  aber  zu  bedenken, 
dals  den  freien  Arbeitern  eine  gröfsere  Leistungsfähigkeit  eigen 
sein  mufste,  denn  dieselben  wurden  in  gleicher  Weise  angespannt  durch 
die  Furcht,  einen  guten  Dienst  zu  verlieren,  wie  durch  die  Hoffnung, 
durch  Anstrengung  ihrer  Kräfte  noch  höheren  Lohn  zu  erhalten,  also 
den  Ertrag  ihrer  Dienstleistungen  zu  verbessern.  Diese  so  wirksamen 
Sporen  auf  beiden  Seiten  bekamen  die  unfreien  Arbeiter  nicht  zu  fühlen; 
ihnen  ging  die  Hoffnung  ab,  ihre  materielle  Lage  zu  heben,  und  daher 
fehlte  ihnen  auch  die  Zufriedenheit,  die  der  freie  Arbeiter  gewinnen 
mufste,  wenn  er  seine  Anstrengungen  zu  seinem  und  seiner  Familie 
Wohle  mit  Erfolg  gekrönt  sah.  Der  Unfreie  verrichtete  seine  Arbeit 
mit  Unmut  und  Trägheit,  daher  konnte  auch  ihr  Resultat  in  keinem 
Vergleiche  zu  den  Leistungen  der  Freien  stehen.  Hierzu  kommt,  dals 
zu  diesen  Eigenschaften  des  Unfreien  sich  eine  Gleichgiltigkeit 
gegen  die  Wirtschaft  sein  es  Gutsherrn  wie  gegen  die  eigene 
Lage  gesellen  mufste.  Die  Folge  waren  kostspielige  Verschleuderungen 
in  der  Wirtschaft,  Veruntreuungen  u.  s.  w. ;  ferner  liefsen  ihn  Mangel 
an  sparsamem  und  haushälterischem  Sinne  häufiger  in  Kot  geraten  und 
die  Hilfe  des  Gutsherrn  in  Anspruch  nehmen.  Letzterer  hatte  aufser- 
dem  für  seine  Unterthanen  zu  sorgen,  wenn  sie  durch  Alter,  Krank- 
heit oder  Gebrechen  zur  Arbeit  unfähig  wurden,  während  ihm  die  freien 
Dienfiileute  nicht  zur  Last  fielen.  Wenn  man  dies  alles  zusammenfafst, 
so  mufs  man  zu  der  Überzeugung  gelangen,  dafs  die  Arbeit -des  un- 
freien Menschen  erheblich  teurer  sein  wird  als  die  des  freien. 
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Wie  wenige  Gutsherren  waren  aber  damals  solchen  Erwägungen  zu- 
gänglich! Man  hatte  noch  nicht  die  Erfahrungen  gemacht,  über  welche 
Schmalz  in  seiner  ^yStaatswirthscbaftsIehre  in  Briefen"  ^)  berichtet.  Dort 
erzählt  er,  es  habe  in  einem  ihm  bekannten  Falle  der  Grundherr  nach 
Abschaffung  der  Frohndienste  sein  Feld  yQllig  bestellt,  ohne  dafs  er 
nötig  gehabt  hätte,  auch  nur  einen  Ochsen  oder  ein  Pferd  mehr  an- 
zuschaffen.  Auf  der  anderen  Seite  sei  ihm  der  Anschlag  eines  Gutes 
in  Pommern  vorgekommen,  auf  welchem  jährlich  mit  7000  Tagen  Hand- 
diensten, 3000  Tagen  Spanndiensten  und  noch  dazu  drei  eigenen  Ge- 
spannen doch  nicht  mehr  als  1600  Berliner  Scheffel  Getreide  aller  Art  erzielt 
worden  seien.  Wie  unwirtschaftlich  stellte  sich  also  die  Frohnarbeit  dar! 

Die  Behörden  thaten,  was  sie  konnten,  um  die  entstandenen  Zweifel 
und  Befürchtungen  zu  zerstreuen.  So  schrieb  der  unermüdliche  und 
nur  seinen  Ideen  für  das  Staatswohl  lebende  Schbötteb  unter  dem 
3.  August  1808  selbst  einen  Artikel  ftlr  den  „Volksfreund",  der  in 
dem  Blatte  auch  anonym  erschien.^)  Darin  hiefs  es,  durch  die  Ver- 
ordnung vom  9.  Oktober  des  vergangenen  Jahres  sei  der  erste  Schritt 
zur  Reorganisation  des  preufsischen  Staates  geschehen.  Sie  hätte  die 
Fesseln  gelöst,  die  bisher  den  Verkehr  und  den  Besitz  von  Grundstücken 
erschwerten.  Jeder  könüe  nun  soviel  Grundeigentum  erwerben,  als  er 
Gelegenheit  habe  und  seine  Kräfte  ihm  gestatteten.  Kein  Vorzug  der 
Geburt  beschränke  ihn  mehr  darin  und  hindere  das  Fortschreiten  seiner 
Industrie  und  Thätigkeit.  Am  wichtigsten  sei  diese  Verordnung  durch 
die  Aufebungder  Erbunterthänigkeit,  weit  über  100  000  Fami- 
lien würden  dadurch  in  die  natürlichen  und  unveräufserlichen 
Rechte  der  Menschheit  wieder  eingesetzt.  (Dafs  nicht  alle 
derselben  Meinung  waren,  beweist  eine  bitterböse  Randbemerkung  in 
den  Akten,  welche  wohl  erst  aus  späterer  Zeit  und  von  unbekannter 
Hand  herrührt.  Sie  lautet:  „Das  heifst,  sie  werden  von  Bauern  zu 
Tagelöhnern  herabgesetzt^O  Jedes  Mitglied  derselben  könne  innerhalb 
der  gesetzlichen  Schranken  von  seiner  persönlichen  Freiheit  denjenigen 
Gebrauch  machen,  welchen  es  für  sich  am  zuträglichsten  finde.  Es 
sei  niemand  mehr  für  seine  ganze  Lebenszeit  an  die  Erdscholle 
gebunden,  auf  welcher  er  sein  Dasein  erhalten,  und  an  den  Willen 
desjenigen,  welchen  der  Zufall  zum  Eigentümer  dieser  Erdscholle  ge- 
macht hätte.  (Hierzu  die  Randbemerkung:  „Nein!  Denn  er  muis  sich 
das  Wegjagen  gefallen  lassen.'')^) 

Auf  eine  Eingabe  des  Barons  v.  Richthofen  gegen  das  Edikt  ant- 
wortete der  Minister  des  Innern,  Graf  zu  Dohna,  durch  Reskript 
vom  1.  März  1809:   „Die  Erfahrung  aller  Zeiten  und  aller  Länder 

1)  Schmalz,  Staatswirthschaftslehre  in  Briefen  an  einen  teutschen  Erbprinzen 
(Berlin  1818)  Th.  II,  S.  90. 

2)  B,  Nr.  1.  3)  B,  Nr.  1. 


Digitized  by 


Google 


Auf  dem  Wege  zur  Gewerbefireibeit  in  PreaCsen.  325 

lehrt,  dafg  man  mit  freien  Leuten  wohlfeiler  als  mit  unfreien  wirth- 
Bchaftet,  indem  der  von  jenen  heryorgebrachte  höhere  Betrag  den  höhe- 
ren Arbeitslohn  bei  weitem  ersetzt.  Keine  Arbeit  kostet  imVer- 
gleich  dessen,  was  sie  hervorbringt,  mehr  als  die  Arbeit 
unfreier  Mensehen.  —  Menschen,  im  freien  Gebrauche  ihrer  Kraft 
gelähmt  und  gezwungen  zu  Arbeiten  gegen  einen  geringeren  als  den 
natttrlichen  Lohn,  mfissen  muthlos,  träge  oder  ttlckisch,  erbittert  und 
schadenfroh  werden;  hoffnungslos,  jemals  ihren  und  ihrer  Kinder  Zu- 
stand zu  verbessern,  mUssen  sie  in  sorgloser  Dumpfheit  versinken  und, 
gleichgiltig  gegen  alles  Sparen  und  Erwerben,  verschwenderisch  und 
unsittlich  werden/'  Daher  möge  der  Baron  v.  Richthofen  abwarten, 
welche  Resultate  das  Gesetz  habe,  und  so  lange  sein  Urteil  suspendieren.^) 
Unter  dem  11.  März  1809  richtete  ein  Graf  de  Glairon  d'Hausson- 
viLLE  zu  Ober-Gläserdorff  in  Schlesien  ein  Gesuch  an  den  König,  in 
welchem  es  hieDs:  „Huldreicher  Monarch,  überlegen  Sie  selbst,  in  was 
vor  eine  Gefahr  durch  die  Freiheit  der  Leute  Sie  selbst  das  Land 
setzen!"  Der  gemeine  Mann  würde  künftig  ganz  zügellos 
und  zum  Herumtreiber  werden.  In  Diebereien  schweiften  sie 
nächtlicherweise  schon  aus,  nun  würden  noch  Mordbrennereien,  Tod- 
schläge u.  s.  w.  dazukommen.  „Ich  falle  Ew.  Majestät  mit  der  gröfsten 
Submission  zu  Ftt&en,  bitte,  meinen  patriotischen  Eifer,  welcher  ans 
gegründeten  Wahrheiten  besteht,  genau  in  Erwägung  zu  ziehen,  um 
eine  Abänderung  zu  treffen,  sonst  sind  alle  Stände  nicht  allein 
verlohren,  sondern  auch  das  Land  in  kurzer  Zeit  mit  den  gröfsten 
Bösewichten!  angefüllt.''^  In  einer  von  Schön  abgefalsten  Verfügung 
wurde  der  Antragsteller  mit  dem  sarkastischen  Bescheide  abgefertigt, 
wenn  die  Menschen  in  Schlesien  so  schlecht  seien,  wie  er  sie  schil- 
dere, so  sei  allein  das  bisherige  gutsherrliche  Unterthänigkeitsverhält- 
nis  daran  Schuld.^) 
(Schlufs  des  ersten  Aufsatzes  folgt) 

1)  B,  Nr.  l.  2)  B,  Nr.  1. 

3)  Wie  sehr  andererseits  die  Bedeutung  des  Edikts  gewürdigt  wurde,  beweist 
ein  kurz  darnach  in  der  Borussia  erschienenes,  auf  Schön  und  Stbin  gedichtetes 
Akrostichon  und  Sonett,  welches  hier  folgt: 

Segen  müsse  euren  Pfad  umwallen,  Das  Zerbrechliche  wird  untergehn, 

Coryphäen  einer  bessern  Zeit!  Schöneres  wird  aus  dem  Schutt  erstehn, 

Helden  werden  Blumen  ausgestreut,  Triumphirt,  die  das  Verdienst  bekr&nzt! 

Ob  sie  siegen,  oder  ob  sie  faUen;  j..^^  ^^.^^^  l^^^hwelt  wird  euch  danken; 

Euch  gebührt  ein  Blüthenkranz  yor  allen  1      Ihr  erschüttertet,  sie  stürzt  die  Schranken. 
Ihr  habt  nicht  veijährten  Wahn  geschaut,      Kacht  vergeht,  und  ewge  Wahrheit  gl&nztl 
unbekümmert,  ob  der  Dünkel  schreit, 
Nicht  geschreckt  durch  niedrer  Rachsucht 
Erallen. 
(Aus  Schöns  Papieren,  Th.  I,  Anlagen,  S.  64.)  v.  Schöler. 
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Stndien  Aber  die  neuesten  Untersnchnngen  anf  dem  GeMete 
der  politischen  Ökonomie  in  Spanien, 

Von 

Melchor  Sslrk. 

I. 

Bede  Don  Gumersindo  de  Azc&rateg  Aber  die  Pfllehten  und  dte  Terait- 

wortliehkeit  des  Beiebtnms,   gehalten   bei  der  ErSffnuDg  der  Torlesnngei 

am  Athenftum  za  Madrid  am  11.  XoTember  1892. 

Das  Athenäam  und  die  KOnigliohe  Akademie  für  Rechtswissen- 
schaft und  Gesetzgebung  zählen  vom  wissenschaftlichen  Gesichtspunkte 
aus  zu  den  wichtigsten  der  gelehrten  Körperschaften  von  Madrid,  und 
es  bietet  insofern  Interesse ,  die  von  diesen  Lehrcentren  ausgehenden 
Schriften  zu  prttfen,  besonders  dann,  wenn  sie  Koryphäen  wie  Azgärate 
und  Canoyas  zu  Verfassern  haben,  die  sich,  von  ihren  sonstigen  Ver- 
diensten zu  schweigen,  durch  Genie  und  Wissen  in  hohem  Grade  als 
Pfleger  der  historischen  und  politischen  Wissenschaften  ausgezeichnet 
haben.  Und  so  eröffnen  wir  diese  unsere  Stndien  über  die  jüngsten 
Untersuchungen,  die  wir  Spanien  auf  dem  Gebiete  der  moralischen  und 
politischen  Wissenschaften  verdanken,  mit  den  sehr  bemerkenswerten 
und  sehr  beifällig  aufgenommenen  der  erwähnten  Autoren. 

Senor  Azc^bate  schenkt  seine  Aufmerksamkeit  jenem  Phänomen 
öffentlicher  Enttäuschung,  die  nicht  die  Frucht  eines  transcendentalen, 
religiösen,  philosophischen  oder  litterarischen,  sondern  eines  praktischen 
Pessimismus  ist,  die  Frucht  eines  Mangels  an  Glauben  an  Menschen 
vielmehr  als  an  Ideen,  und  des  Mifstrauens  nicht  sowohl  in  die  poli- 
tischen Institutionen  an  und  für  sich,  als  in  ihre  positive  und  prak- 
tische Wirksamkeit:  er  hält  dafür,  dafs  Indifferenz,  wenn  sie  ein  Übel 
sei,  sobald  es  sich  um  den  Einzelnen  handele,  ein  gröfseres  Übel  sei, 
sobald  sie  sich  der  Gesellschaft  bemächtige,  weil  eine  ihrer  Folgen  die 
Unbeständigkeit  der  öffentlichen  Autorität  sei,  die,  zu  jeder  Zeit  ein 
ernster  Übelstand,  dies  um  so  viel  mehr  uifter  den  gegenwärtigen 
Umständen  sei,  um  der  Gefahren  willen,  die  die  soziale  Frage  mit 
sich  bringe. 
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Und  da  nnn  der  Streit  sich  zuerst  and  znletzt  um  das  Mafs,  das 
Verhältnis  dreht,  in  dem  Indiyidanm,  Gesellschaft  und  Staat  zar  LOsang 
dieses  Probleois  beizutragen  haben,  so  erschien  es  Senor  AzgIbate 
wohl  am  Platze,  von  den  Pflichten  und  der  Verantwortlich- 
keit des  Reichtums  zu  sprechen. 

Über  diesen  Punkt  gab  es  kürzlich  in  England  und  den  Vereinigten 
Staaten  eine  sehr  heiüse  Debatte.  In  der  North  American  Review  erschien 
im  Juni  1889  ein  Artikel,  überschrieben:  Der  Reichtum,  und  verfafst 
von  Hr.  Carnegie,  einem  wohlhabenden  Geschäftsmanne  aus  den  Vereinig- 
ten Staaten.  In  ihm  wurde  behauptet,  dafs  das  Problem  unserer  Zeit  das 
der  Verwaltung  des  Reichtums  sei,  und  zwar  einer  solchen,  dafs  Bande 
der  Brüderlichkeit  zwischen  Arm  und  Reich  geknüpft  würden.  In  alter 
Zeit  gab  es  kaum  einen  Unterschied  zwischen  Behausung,  Kleidung, 
Nahrung  und  Behaglichkeit  eines  Vorgesetzten  und  seiner  Untergebenen: 
heutzutage  giebt  der  Kontrast  zwischen  dem  Palaste  eines  unserer  Mil- 
lionäre und  dem  Hause  unserer  Arbeiter  eine  deutliche  Vorstellung  von 
dem  Wandel  der  Dinge,  den  die  Civilisation  im  Gefolge  gehabt  hat: 
wir  sind  nicht  im  stände,  diese  Umwälzung  ungeschehen  zu  machen. 
Früher  wurden  die  Waren  am  hauslichen  Herde  gefertigt,  oder  aber 
in  kleinen  Werkstätten,  die  sich  um  ihn  gruppierten;  Meister  und  Ge- 
sellen arbeiteten  die  einen  an  der  Seite  der  anderen:  beide  lebten  mit 
einander  und  waren  demnach  den  gleichen  Bedingungen  unterworfen. 
Die  Folge  von  diesem  System  war,  dafs  man  teuer  und  unvoUkonmien 
produzierte.  Heute  verschaflft  sich  der  Konsument  ausgezeichnete  Waren 
zu  Preisen ,  die  noch  der  jüngsten  Generation  unglaublich  erschienen 
wären.  Aber  dieser  sehr  erspriefsliche  Wechsel  kommt  uns  sehr  teuer 
zu  stehen:  in  der  Fabrik  und  im  Bergwerk  lassen  wir  Tausende  von 
Arbeitern  gemeinschaftlich  thätig  sein,  die  den  Unternehmern  ganz  un- 
bekannt oder  kaum  bekannt  sind,  so  dafs  sie  für  sie  eine  Art  mythischer 
Geschöpfe  sind.  Auf  solche  Weise  bilden  sich  starre  Kasten,  deren 
keine  Sympathien  für  die  andere  hat.  Der  Unternehmer  sieht  sich  unter 
dem  Zwange  der  Konkurrenz  zur  höchsten  Sparsamkeit  genötigt,  in 
erster  Linie  im  Punkte  der  für  die  körperliche  Arbeit  gezahlten  Löhne, 
und  es  entstehen  häufig  Reibungen  zwischen  den  Arbeitgebern  und 
den  Arbeitern:  es  verliert  in  Summa  die  menschliche  Gesellschaft  an 
Homogenität. 

Dem  Konkurrenzgesetze  verdanken  wir  unsere  bewundernswerte 
materielle  Entwickelung,  und  sei  diese  nun  ein  Gewinn  oder  nicht,  wir 
können  ihr  nicht  aus  dem  Wege  gehen;  sie  kann  durch  nichts  ersetzt 
werden,  und  ist  sie  auch  zu  Zeiten  hart  für  das  Individuum,  so  ist  sie 
doch  gut  für  die  Rasse,  weil  sie  in  allen  Schichten  die  Auswahl  des 
Besten  garantiert..  Die  Einwendungen,  die  man  gegen  die  Basis  der 
modernen  Gesellschaft  macht,  sind  nicht  vernünftig,  weil  die  Lebens- 
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bedingungen  der  menschlichen  Rasse  anf  dieser  Basis  bessere  sind,  als 
auf  der  vorgedachten. 

Nach  dieser  Prüfung  der  Konkurrenz  und  ihrer  Vorteile  fährt  Mr. 
Carnegie  mit  der  Versicherung  fort,  dars,  gesetzt  dafs  der  Reichtum 
in  wenige  Hände  gelangt  sei,  eben  kraft  ihres  Gesetzes,  es  nun  darauf 
ankomme,  zu  fragen,  welches  der  gebotene  Modus  sei,  ihn  zu  ver- 
walten. Auf  drei  Weisen  allein  läfst  sich  der  überflüssige  Reichtum 
verwerten:  erstens  dadurch,  dafs  er  der  Familie  als  Erbteil  hinterlassen 
wird;  zweitens  dadurch,  dafs  er  für  den  Todesfall  zu  öffentlichen 
Zwecken  bestimmt  wird;  und  drittens  dadurch,  dafs  er  bei  Lebzeiten 
seiner  Besitzer  durch  sie  für  diesen  Zweck  verwaltet  und  verwandt 
wird.  Der  erste  Modus  ist  der  am  wenigsten  verständigste:  in  den 
monarchischen  Ländern  vererben  sich  die  Besitzgttter  zum  gröfseren 
Teile  dem  Erstgeborenen,  aus  Eitelkeit,  damit  sich  ein  Titel  und  ein 
Name  durch  die  sich  folgenden  Generationen  erhalte:  was  aber  ge- 
schehen ist,  lehrt  das  Nichtige  dieser  Hoffnungen  oder  dieses  Ehrgeizes. 
Unter  den  republikanischen  Institutionen  ist  die  Verteilung  des  Eigen- 
tums unter  die  Kinder  eine  bei  weitem  gerechtere.  Die  Frage  aber, 
die  sich  dem  denkenden  Menschen  aufdrängt,  ist  diese:  Warum  hat 
man  jenen  die  grolsen  Vermögen  zu  hinterlassen?  Man  überlegt  nicht, 
dafs  die,  die  ihre  Descendenten  nicht  so  erziehen,  dafs  sie  sich  ihr 
Brot  verdienen  lernen,  sie  der  Armut  ausgesetzt  sein  lassen.  Es  giebt 
Beispiele  von  Erben  fetter  Vermögen,  denen  ihr  Reichtum  nicht  ge- 
schadet hat  und  die  als  Reiche  der  Gesellschaft  ohne  Zweifel  grofee 
Dienste  leisten;  es  ist  aber  die  allgemeine  Regel,  nicht  etwa  die  Ans- 
nahme,  mit  der  die  Menschen  zu  rechnen  haben,  nach  der  sie  ihre 
Kinder  arbeiten  lernen  zu  lassen  haben. 

Was  den  zweiten  Modus  anlangt,  die  testamentarische  Hinterlassung 
des  Reichtums  für  öffentliche  und  gesellschaftliche  Gebrauchszwecke, 
so  ist  mitunter  die  Absicht  des  Erblassers  nicht  zur  Ausführung  ge- 
langt; mitunter  ist  Widerstand  gegen  sie  aufgeboten  worden,  und  nicht 
selten  geschehen  solche  Vermächtnisse  zu  keinem  andern  Zwecke,  als 
um  der  Eitelkeit  ein  Denkmal  zu  setzen.  Überdies  scheint  es,  dab 
gerechtermafsen  eine  Person  des  Lobes  nicht  würdig  ist,  weil  sie  das 
thut,  was  sie  nicht  umhin  kann  zu  thun,  noch  würdig  dessen,  dab  die 
Gesellschaft  ihr  dankbar  sei,  dafs  sie  auf  ihre  Güter  erst  beim  Sterben 
verzichtet,  so  zwar,  dafs  es  glaublich  erschiene,  dafs  sie  sie  nicht  hinter- 
lassen hätte,  wenn  sie  sie  nur  hätte  mit  sich  nehmen  können. 

Es  bleibt  nun  nur  ein  Modus  übrig,  die  grofsen  Vermögen  anzu- 
wenden, und  er  ist  das  wahre  Gegengift  gegen  die  augenblickliche  Ver- 
teilung des  Reichtums  und  der  Weg  zur  Versöhnung  zwischen  Reich 
und  Arm.  Er  besteht  darin,  dafs  der  Überflufs  der  Wenigen  dahin  ge- 
lange, unter  dem  Gesichtspunkte  des  Gemeinwohls  verwaltet  zu  werden 
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und  so  Eigentum  der  Vielen  zn  werden;  darch  wenige  Hände  gehend 
kann  er  sich  so  in  eine  für  den  Fortschritt  unserer  Rasse  viel  wirk- 
samere Macht  umwandelo,  als  wenn  er  in  kleinen  Snmmen  anter  Alle 
verteilt  worden  wäre.  Die  Reichen  sollten  das  anschätzbare  Gltlck  za 
schätzen  wisseo,  das  sie  geniefsen,  indem  sie  sich  bei  Lebzeiten  damit 
vollaaf  beschäftigen  können,  mit  Natzen  für  ihresgleichen  and  Ehre  für 
sich  selbst  die  Wohlthätigkeit  weiter  za  organisieren.  Läfst  sich  das 
ideale  Leben  realisieren,  so  ist  es  nicht  so  möglich,  dals  man  das  Leben 
Jesa  Christi  in  der  Form  nachahmt,  die  ans  Graf  Tolstoi  anweist,  son- 
dern dadurch,  dafs  man  sich  an  seinem  Geiste  innerhalb  der  unserer 
Epoche  eigenen  Bedingungen  inspiriert:  das  heifst,  dadurch,  dafs  man 
stets  zum  Wohle  seiner  Brüder  arbeitet,  da  dies  das  wahre  Leben  ist. 

Darum  sind  die  drei  Pflichten  des  Vermögenden:  1.  das  Beispiel 
eines  bescheidenen  Lebens  ohne  Prunk  zu  geben,  2.  die  rechtmäfsigen 
Bedürfhisse  der  von  ihm  Abhängigen  mit  Gelassenheit  zu  befriedigen, 
und  3.  all  sein  Einkommen  als  ein  Depositum  oder  Fideikommifs  zu 
betrachten,  das  er  in  passender  Weise  zu  verwalten  verpflichtet  ist,  dafs 
es  für  das  Gemeinwesen  möglicht  zuträglichen  Gewinn  ernte.  Eins  der 
gröfsten  Hindernisse,  die  sich  der  Verbesserung  der  Rasse  in  den  Weg 
stellen,  ist  das  unbesonnene  Mitleid ;  wer  dem  ersten  besten  Bettler  auf 
der  Straise  einen  Franken  einhändigt,  kann  damit  Unheil  stiften,  und 
seine  Handlung  kenzeichnet  sich  als  egoistische  dadurch,  dafs  er  ein- 
fach sein  Gefühl  befriedigt  und  der  Mühe  aus  dem  Wege  geht,  nach- 
zuforschen, ob  jener  Not  leide.  Man  soll  denen  helfen,  die  sich  selber 
helfen;  mithelfen,  aber  selten  oder  nie  alles  allein  thun:  weder  das 
Individuum  noch  die  Gattung  werden  durch  Almosen  gebessert 

Dals  Mr.  Cabnegies  Flugschrift  die  Aufmerksamkeit  in  hohem 
Grade  beschäftigte,  dazu  trug  das  Bemühen  des  berühmten  Gladstone 
viel  bei,  dab  eines  der  verbreitetsten  Londoner  Blätter  sie  abdruckte ; 
auch  veröffentlichte  er  selbst  im  „Ninetheenth  Century"  im  No- 
vember 1890  einen  Aufsatz  über  sie  unter  dem  Titel:  Das  Evangelium 
des  Reichtums  nach  Mr.  Carnegie:  eine  Würdigung  und  eine 
Empfehlung  desselben.  Nach  Mr.  Gladstone  wächst  der  Reichtum 
in  ungeheuerem  Malse  an,  bedingt  er  die  eigentliche  Vermehrung  der 
UnVerantwortlichkeit,  d.  h.  die  Zunahme  dessen,  was  sich  der  Über- 
wachung und  der  Beeinflussung  seitens  der  öffentlichen  Meinung  ent- 
zieht. Das  Grundeigentum  ist  verantwortlich,  weil  seiner  Natur  ent- 
sprechend seinem  Gebrauche  durch  Notwendigkeit,  Herkommen  und 
Sitte  Grenzen  gesteckt  sind,  und  selbst  dieses  entzieht  sich  mitunter  der 
Verantwortlichkeit  mittelst  eines  systematischen  Absentismus.  Er  führt 
interessante  statistische  Daten  an,  um  das  gedachte  Anwachsen  zu  be- 
weisen, und  berechnet  zum  Schlufs,  dafe,  wenn  Alle  lO^/o  ihres  Ein- 
kommens zur  Ehre  Gottes  und  zum  Wohle  des  Nächsten  verwendeten, 
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d.  h.  einen  Betrag  von  insgesamt  130  Mill.  Pfd.  Sterl.  oder  3250  Mill. 
Franken,  dafs  dann  immer  noch  70  Mill.  Pfd.  Sterl.  =  1750  Mill.  Franken 
übrig  bleiben  würden,  um  jährlich  die  Ersparnisse  der  Reichen  zu  ver- 
grölsem.  Nach  seiner  Schätzung  zahlen  ^^lit  einer  gewissen  Klasse 
von  Beichtom  dem  Staate  keine  Abgaben.  Er  begrü&t  die  Doktrin 
Mr.  Gabnegies  sehr  warm  und  lebhaft  und  macht  nur  im  Punkte  der 
Erbschaft  einige  Vorbehalte.  Mr.  Gladstone  lädt  seine  Mitbürger  ein, 
eine  Vereinigung  zu  bilden,  deren  Mitglieder  sich  auf  ihre  ähre  yer- 
pflichten  —  sonst  durch  kein  gesetzliches  Band  — ,  einen  Teil  ihrer 
Reichtümer  für  wohlthätige  Zwecke  aufzuwenden;  eine  Vereinigung,  zu 
der  allen  Sekten,  allen  Schulen,  allen  Parteien  der  Beitritt  offen  stehe. 

Die  weiter  oben  erwähnte  Zeitschrift  brachte  gleichfalls  ein 
Schreiben  des  Kardinals  Maicning  unter  dem  Motto:  Der  unyerant- 
wortliche  Reichtum.  Darunter  yerstand  er  den,  dessen  Vorhan- 
densein für  die  Gesellschaft  aufzudecken  und  dessen  guten  Gebrauch 
seitens  seines  Herrn  zu  sichern  das  Gesetz  unvermögend  ist  Es  exi- 
stiert aber  überhaupt  kein  verantwortlicher  Reichtum:  der  Reichtum 
ist  nie  verantwortlich;  sein  Herr  ist  stets  ein  absoluter  Herr.  Heute 
herrscht  das  Gesetz  nicht,  das  von  den  Juden  einen  Zehnten  forderte, 
aber  ein  anderes  ist  da,  das  die  Mildthätigkeit  uns  auflegt,  das  der 
Aufmerksamkeit  auf  die  Bedürfhisse  unserer  Brüder,  ein  Naturgesetz, 
das  unter  dem  Alten  Testament  erwuchs  und  unter  dem  Neuen  Testa- 
mente ausreifte. 

Der  Prälat  versichert  darauf,  dafs  England  im  Jahre  1500  zwei 
Millionen  Einwohner  zählte  und  trotz  des  beträchtlichen  Kloster-  und 
Bischofs-Besitzes  die  Grundeigentümer  zahlreich  waren.  Heute  giebt 
es  bei  einer  Bevölkerung  von  37  Millionen  kaum  eine  Grund  und 
Boden  besitzende,  und  nur  180  524  sind  Herren  von  insgesamt  70  Mill. 
Acres  »=  28  Mill.  Hektaren.  Diese  Konzentration  ist  eine  moderne 
soziale  Umwälzung:  sie  begann  mit  dem  Statute  of  Uses  zur  Zeit 
Heinrichs  VIH.  und  vervollständigte  sich  unter  Karl  H.  Eine  der  Wir- 
kungen dieses  Zustandes  der  Dinge  ist  die  Schwierigkeit,  dafs  man 
Haus  und  Herd  besitze.  Eine  andere  Neuerung  ist  das  Verhältnis,  das 
sich  zwischen  dem  unbeweglichen  und  dem  beweglichen  Reichtume 
herausstellt:  die  Klasse  der  Handeltreibenden  und  Industriellen  hat  die 
der  anderen  Besitzer  in  Schatten  gestellt:  die  ersteren  sind  dahin  ge- 
langt, an  der  Spitze  zu  marschieren  und  zum  Millionär  berufen  zu  sein. 

Diese  Entwickelung  des  beweglichen  Reichtums »  die  der  Anwen- 
dung des  Dampfes  auf  Fabrikation  und  Transport  und  ebenso  dem 
Wirken  der  Nationalökonomen  seit  Adam  Smith  zuzuschreiben  ist,  hat 
schwere  Ubelstände  heraufgeführt:  den  unverantwortlichen  Reichtum, 
der  sich  monopolisiert,  und  die  ungenügenden  Löhne  auf  dem  Arbeits- 
markte: man  redet   davon  ^  dafs  auf  dem  letzteren  Freiheit  herrsche 


Digitized  by 


Google 


Stadien  üb.  d.  neaesten  Untersachangen  auf  d.  Gebiete  d.  polit.  Okon.  in  Spanien.    331 

gegenüber  Lenten,  die  zwischen  Essen  nnd  Hungern  die  Wahl  haben. 
Ein  beliebiger  Zufall ,  oder  eine  Laune,  oder  der  Geiz  eines  Unter- 
nehmerSy  häufig  beides  zugleich ,  überliefern  die  Familie  auf  Wochen 
oder  Monate  dem  Hunger. 

Die  Arbeiterklasse  ist  unzufrieden ,  unruhig,  und  das  Kapital  be- 
unruhigt und  auf  Verteidigung  bedacht  Arbeitslose  überall,  Millionen 
Arme,  ein  hinsiechender  Ackerbau,  unbestellt  bleibendes  Land,  rück- 
wärts gehende  Industrien,  Fabriken,  die  nur  die  Hälfte  der  verwertbaren 
Zeit  arbeiten,  die  Strikes  in  jedem  Augenblicke:  erscheint  dies  Bild 
unseren  Millionären  angenehm?  Das  Mittel  ist  nicht  in  der  Gesetz- 
gebung, noch  bei  der  modernen  Nationalökonomie,  noch  in  einer  Armen- 
steuer zu  suchen,  nicht  bei  Komitte,  Vereinigungen  n.  s.  w.,  sondern  in 
der  persönlichen  Aufopferung,  in  der  Mildthätigkeit,  der  Selbstverleug- 
nung nnd  der  Humanität.  Der  Kardinal  MAKNiNa  erhebt  die  Doktrin 
Mr.  Oasnegies  dadurch,  dats  er  sagt,  sie  sei  kein  Evangelium,  das  mit 
dem  Kapital,  sondern,  das  mit  dem  Geiste  und  dem  Leben  des  Stifters 
des  Christentums  harmoniere;  sie  biete  nichts  neues:  der  christliche  So- 
zialismus sei  das  wahre  Gegenmittel  gegen  den  Egoismus  des  Kapitals. 

Sr.  AzGARATB  analysiert  auch  die  Artikel»  die  aus  AnlaCs  der  Arbeit 
des  Mr.  Gabmegie  von  dem  Groforabbiner  Hebmahn  Adler  und  dem 
protestantischen  Geistlichen  Hua  Pbige  Hughes  veröffentlicht  wurden, 
wobei  wir  ihm  nicht  weiter  folgen  wollen,  um  nicht  weitschweifig  zu 
werden.  Sr.  Azci&ATB  bemerkt,  dafs  es  hier  eine  Voraussetzung  im 
Vorbeigehen  zu  erörtern  und  einem  konkreten  Probleme  entschlossen 
zu  begegnen  gebe;  von  der  ersteren  habe  er  nicht  zu  sprechen,  weil 
dies  das  soziale  Problem  in  seiner  Gesamtheit  diskutieren  hieÜBe;  wohl 
aber  von  dem  zweiten,  das  mit  dem  sozialistischen  Regime  vorhanden 
sein  würde,  unter  dem  die  industrielle  Organisation  ein  wahres  Staats- 
wesen ausmachen  würde,  das,  da  der  Sozialismus  keiner  Schattierung 
das  individuelle  Eigentum  absolut  leugne,  in  noch  weit  höherem  Grade 
vorhanden  sei,  wenn  die  Klasse  der  Reichen,  selbst  der  Millionäre,  sich 
vergrölsere;  und  dies  Problem  sei  kein  anderes,  als  das  der  Richtschnur, 
die  man  sich  für  die  Verwendung  des  Reichtums  nehmen  solle.  Wenn 
wir  bei  der  Pflicht  stehen  blieben,  die  die  einen  wie  die  andern  hätten, 
den  Armen  zu  helfen,  so  könnte  man  sagen,  dals  das  Prinzip  ein  altes 
sei,  aber  dab  dank  dem  Mangel  an  seiner  praktischen  Anwendung  die 
Erinnerung  daran  nicht  nur  passend,  sondern  auch  notwendig  gewesen 
wäre.  Wenn  wir  der  gegenwärtigen  Art  und  Weise,  die  Mildthätigkeit 
zu  üben,  ihrer  Kritik,  dem  Tadel  des  landläufigen  Bestrebens,  den  Kin- 
dern fette  Erbschaften  zu  hinterlassen,  und  dem  Vorzuge  Beachtung 
schenkten,  den  er  den  Schenkungen  bei  Lebzeiten  vor  den  testamen- 
tarischen gebe,  so  könne  man  sagen,  dafs  das  Problem  ein  neues  sei. 
Unser  Autor  sieht  von  einer  Besprechung  des  ersten  der  Ratschläge 
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des  Mr.  Oarnehie,  die  Mäfsigang  in  der  Verschwendnng,  ab,  weil  be- 
treffs dessen  alle  einig  seien,  und  bemerkt,  es  werde  den  einen  und  den 
andern  überraschen,  wie  wenig  günstig  sich  einige  Kritiker  über  den 
zweiten,  betreffs  des  Hinterlassens  groben  Besitzes  an  die  Kinder  ans- 
sprächen,  lieber  diesen  Gegenstand  werden  yerschiedene  Ansichten  bei 
denen  bestehen,  die  in  Ländern  leben,  wo  volle  Testierfreiheit  vor- 
handen ist,  nnd  denen,  die  in  andern  leben,  wo  diese  gesetzlich  ein- 
geschränkt ist;  Sr.  Azcäbate  fügt  den  Übelständen,  die  für  gewöhnlich 
der  letzteren  Form  zugeschrieben  werden,  den  hinzu,  dals  der  Familien- 
egoismus  dadurch  Nahrung  erhält,  der  für  das  Individuum  zum  Ver- 
gessen seiner  gesellschaftlichen  Pflichten  führt  und  es  hindert,  einen 
der  Zwecke  des  Testaments  (nach  Pboudhon)  zu  erfüllen,  nämlich  „das 
Weiterverweilen  in  der  Gesellschaft,  die  man  verlaust,  und  die  Fort- 
existenz unter  Menschen'^  dadurch,  dafs  es  einen  Teil  seines  Besitzes 
zu  Erfüllung  dauernder  Zwecke  und  gemeinnützig  verwendet  In  Eng- 
land und  den  Vereinigten  Staaten,  wo  die  groüsen  Vermögen  täglich 
zahlreicher  werden,  handelt  es  sich  mindestens  nicht  darum,  dals  die 
Kinder  femer  nicht  mehr  das  Nötige  zum  Beginne  einer  Existenz  erben 
sollen,  sondern  daCs  sie  sich  femer  nicht  mehr  plötzlich  nnd  lediglich 
dank  einem  letzten  Willen  mächtig  und  reich  sehen  sollen.  Und  da 
das  System  der  Pflichtteile  auf  dem  ganzen  europäischen  Kontinente 
mit  alleiniger  Ausnahme  Navarras  herrscht,  so  ergiebt  sich,  dals  man, 
ehe  man  das  Individuum  überzeugt,  dafs  es  passend  und  gerecht  sei, 
sich  weniger  mit  seinen  Kindem  und  mehr  mit  den  Armen  zu  beschäf- 
tigen, die  Gesetzgeber  zu  überzeugen  hat,  dals  es  gerecht  und  passend 
sei,  der  Testierfreiheit  die  gesetzliche  Weihe  zu  geben. 

In  Wahrheit  mangelt  sie  aber  nicht,  wenn  man  den  Vorschlägen 
und  Batschlägen  Mr.  Gabnegies  folgt,  weil  wir  wissen,  dafs  er  gleich- 
zeitig mit  der  heute  üblichen  Mildthätigkeit  die  wohlthätigen  Legate 
verwirft  und  verlangt,  dafs  man  über  seinen  Besitz  bei  Lebzeiten  für 
öffentliche  und  gesellschaftliche  Zwecke  Verfdgung  treffe.  Wenn  man 
unter  Almosen  heute  das  zu  verstehen  pflegt,  was  man  einem  Unbe- 
kannten, einem  ersten  Besten,  dem  man  auf  der  Strafse  begegnet,  giebt, 
so  ist  die  Verurteilung  desselben  sehr  gerecht  und  sehr  alt,  meint  Sr. 
Azcabate;  wenn  aber  der  anglo-amerikanische  Autor  jede  individuelle 
mildthätige  Handlung  verurteilt,  so  hält  er  dafür,  dals  unter  allen 
Formen  diese  Tugend  zu  üben,  die  erste  und  beste  die  ist,  die  Person 
mit  Person,  Familie  mit  Familie  in  Verbindung  bringt  und  in  der  der 
mildthätige  Akt  mit  Zuneigung,  mit  Interesse,  mit  Achtung  sich  ver- 
knüpft, Dingen,  die  der  Arme  stets  zu  schätzen  weiis  und  die  er  manch- 
mal nöthiger  hat  als  Brot  und  Geld. 

Was  die  Verurteilung  der  Wohlthätigkeitslegate  betrifft,  so  gesteht 
Sr.  AzciRATE,   dafs  sie  auf  ihn  einen  sonderbaren  Eindruck  gemacht 
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habe,  da  er  aas  den  englischen  Zeitungen  her  an  die  Ublichkeit  solcher 
Vermächtnisse  gewöhnt  sei  nnd  das  Beispiel,  das  Mr.  Peabody  und 
seine  Nachahmer  gegeben,  bewundere.  Mr.  Carnegie  geht  von  einer 
Voraussetzung  aus,  die  gewiä  nicht  neu  ist:  die  Idee,  dafs  der  Reiche 
so  zusagen  nur  der  Depositeur  und  Verwalter  der  von  ihm  besessenen 
Güter  sei,  dafs  es  darum  ftlr  ihn  eine  Pflicht  sei,  sie  für  gesellschaft- 
liche Bedttrfhisse  zu  verwenden  und  in  erster  Linie  zu  Gunsten  der 
Armen ;  wir  begegnen  ihr  bei  den  Kirchenvätern,  die  mit  geringen  Aus- 
nahmen eine  solche  Empfindung  zeigen,  wenn  sie  über  den  Ursprung 
des  Eigentums  und  den  Gebrauch,  den  man  von  ihm  machen  müsse, 
aufklären. 

Was  man  die  christliche  Lösung  des  sozialen  Problems  ge- 
nannt hat,  davon  begegnet  man  deutlichen  Hinweisen  in  Aristoteles 
Politik,  der,  nachdem  er  gefragt,  ob  die  Früchte  *des  Bodens  zu  ver- 
einigen seien,  um  gemeinsam  verbraucht  zu  werden,  vorausgesetzt,  dafs 
der  Boden  individuell  besessen  werde,  oder  ob  umgekehrt  bei  gemein- 
samem Eigentum  die  Früchte  unter  die  Individuen  zu  verteilen  seien,  — 
das  System  seiner  Zeit  vorzieht,  wenn  es  durch  die  Landessitten  er- 
gänzt und  durch  gute  Gesetze  gestützt  werde.  Es  strebt  darnach,  dafs 
die  bürgerliche  Tagend  die  Verwendung  der  Güter  entsprechend  dem 
Sprichwort:  „Unter  Freunden  ist  alles  gemeinsam'' regele,  und 
insofern  verdient  es  o£fenbar  den  Vorzug,  dals  das  Eigentum  ein  pri- 
vates sei  und  lediglich  durch  den  Gebrauch  zum  kollektiven 
werde. 

Sr.  AzcABATE  gewahrt  mit  einigem  Vorbehalt  in  der  Grundlage 
der  Doktrin  der  Kirchenväter  ein  allgemeines  Gefühl,  das  viel  eher 
Beifall  als  Tadel  verdiene,  das  Gefühl  davon,  dab  in  dem  Mafse,  als 
das  Recht  jedes  Eigentümers  respektiert  werde,  ihm  die  strengsten 
Pflichten  erwüchsen  in  Bezug  auf  die  Art  und  Weise,  nach  der  es  ihm 
freistehe,  seinen  Reichtum  zu  geniefsen,  und  bezüglich  der  Obliegen- 
heiten, die  er  gegenüber  seinesgleichen  zu  erfüllen  habe;  mit  einem 
Worte,  inwieweit  dem  unvernünftigen  und  egoistischen  Individualismus, 
der  dazu  führe,  von  der  Freiheit  keinen  anderen  Gebrauch  zu  machen, 
als  den  zum  eigenen  Nutzen,  Widerstand  zu  leisten  sei. 

Nach  seinen  neuen  wie  nach  seinen  alten  Teilen  aber  ist  dies  Pro- 
blem gleichsehr  nur  ein  Bruchteil  eines  anderen  fundamentaleren,  näm- 
lich des  der  Beziehungen  zwischen  der  ökonomischen  und  der  mora- 
lisch-ethischen Ordnung:  Mr.  Carnegie  stellt  sie  sich  wie  viele  andere 
Volkswirte  vor,  d.  h.  er  macht  das  Interesse  zur  Grundlage  und  zum 
Prinzip  der  ökonomischen  Sphäre,  wie  es  andere  giebt,  in  denen  die 
Gerechtigkeit,  die  Liebe,  die  Sympathie,  das  Gewissen  nnd  die  Ver- 
nunft das  Leben  des  Menschen  regieren.  Daher  stehen,  statt  dafs  die 
ökonomische  Ordnung  der  moralischen  untergeordnet  wird,  als  gleich- 
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wertig  bei  der  ersteren  die  Worte  an  der  Spitze:  Erwirb  so  yiel 
da  vermagst,  und  bei  der  zweiten:  Thne  alles  das  Gnte,  was 
du  vermagst;  oder,  was  dasselbe  ist,  das  Individuum  soll  Reichtum 
zu  erwerben  trachten,  und  wenn  er  erworben  ist,  wird  die  Notwendig- 
keit fbhlbar,  auf  das  Gewissen  zu  hören,  sodab  das  Problem  auf  die 
Beziehungen  zwischen  der  Moral  und  dem  Verbrauche  des  Reich- 
tums beschränkt  wird.  Es  genügt  nicht  etwa,  an  die  Vorsicht,  die 
Sparsamkeit,  die  Rechtlichkeit  bei  Verträgen  u.  s.  w.,  die  die  National- 
ökonomie anrät,  zu  erinnern,  die  ja  Notwendigkeiten  für  diejenigen 
sind,  die  sich  in  dieser  Sphäre  bewegen,  weil  alle  diese  Tagenden  als 
notwendig  zu  einem  nützlichen  Zwecke  empfohlen  werden  können,  als 
da  ist  Elapital  zu  bilden  oder  Kredit  zu  haben.  Nein,  worauf  es  an- 
kommt, ist,  zu  behaupten,  dars  die  Vernunft  und  nicht  das  Inter- 
esse über  die  Entfaltung  des  ökonomischen  Lebens  entscheide,  dafs 
das  Leben,  um  ein  menschliches  zu  sein,  durch  jene  in  allen  seinen 
Kundgebungen  gelenkt  sein  will,  in  denen  der  Mensch  gehalten  ist, 
nicht  zu  seinem  Privat-Guten,  sondern  ftlr  das  absolute  Gute  zu  wirken 
und  folglich  das  Geschick  aller  Menschen  mit  in  Rechnung  zu  ziehen 
und  sogar  das  aller  Wesen.  Und  aus  diesem  Anlafs  giebt  Sr.  Azgabate 
ein  Citat  wieder,  das  Rosgheb  in  seinen  „Grundlagen  der  Nationalöko- 
nomie" aus  Adam  Müller  beibringt,  und  erinnert  daran,  dafs  Moli- 
NARi  dasselbe  in  seiner  „Economic  de  Morale"  gesagt  und  Dameth  das 
gleiche  in  seinem  Werke  „Das  Gerechte  und  das  Nützliche" 
verfochten  hat 

Ein  janderer  Umstand  hat  nach  Sr.  Azcarate  mitgewirkt,  diese 
Situation  zu  schaffen,  nämlich  die  Art  und  Weise,  das  Recht  und  die 
Freiheit  in  ihren  Beziehungen  zu  Eigentum  und  Reichtum  zu  verstehen. 
Was  das  unbewegliche  Vermögen  betrifft,  hat  sich  nicht  nur,  seit  die 
Rechtsgelehrten  die  Prinzipien  des  römischen  Rechts  denen  subsituier- 
ten,  die  das  Feudalrecht  bildeten,  der  Nützlichkeits-  und  Freiheits- 
sinn in  jenem  weiterverbreitet,  sondern  man  hat  auch  durch  Verstüm- 
melung und  Verdrehung  seiner  Definition  das  ins  utendi  et  abutendi 
gerade  so  wie  es  lautet  gehalten,  und  es  mufste  so  die  gänzliche  Will- 
kür des  Eigentümers  in  der  Verfügung  und  dem  Gebrauche  seines 
Besitzes  die  Weihe  erhalten. 

Das  Ancien  Rögime  inspirierte  sich  an  einem  prinzipiellen  Mifs- 
trauen,  das  dahin  führte,  den  Staat  zum  höchsten  Leiter  des  Lebens 
zu  machen  und  der  individuellen  Freiheit  allenthalben  Schranken  zu 
ziehen:  die  Revolution  proklamierte  das  Prinzip  der  freien  Arbeit^  des 
freien  Kredits,  Interesses  u.  s.  w.,  aber  das  Freiheitsprinzip  wurde  ab- 
strakt verstanden  und  fiel  mit  der  baren  Willkür  in  eins  zusammen, 
statt  dafs  man  es  mit  der  vernünftigen  Freiheit  identifiziert  hätte ;  man 
hielt  die  Freiheit  für  den  Zweck  und  vergafs  dabei,  dsSa  sie  ein  Mittel 
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ist,  nm  höhere  Zwecke  zu  verfolgen:  man  erblickte  in  ihr  die  Fähig- 
keit zu  handeln,  ohne  sich  darum  zu  kflmmem,  wie  man  handeln  solle, 
nnd  man  gelangte  am  letzten  Ende  zn  dem  Schlüsse,  dafe  die  Freiheit 
darin  bestehe,  dafs  man  thne,  was  man  wolle  nnd  könne,  nnd  nicht  was 
man  solle.  Man  erfand  ein  Mittel,  die  Syndikate,  deren  Wirken  diese 
Freiheit  vernichtet,  nnd  die  Konkurrenz  wurde  gleich  unmöglich  wie  die 
Wohlfeilheit,  der  man  mit  ihr  nachging,  und  ebenso  verfiel  man  dar- 
auf, den  Zufall  zur  Basis  und  Grundlage  wirtschaftlichen  Handelns,  der 
Spekulation,  des  Spiels  und  der  Agiotage  zu  machen;  eine  Lebensweise, 
die  sich  von  allen  anderen  dadurch  unterscheidet,  dafs  bei  ihr  der  Ein- 
zelne mitunter  gewinnen  und  viel  gewinnen  kann,  die  Gesellschaft  aber 
keinen  Nutzen  davon  hat.  Mehr  als  das:  gleich  als  ob  das  Strafgesetz- 
buch ein  toter  Buchstabe  wäre,  das  die  Fälschung  und  den  Betrug 
zttchtigt,  bemächtigen  sich  beide  Delikte  des  Marktes,  und  die  öffent- 
lichen Gewalten  machen  gemeinsames  Spiel  mit  ihnen,  wie  als  ob  sie 
ohnmächtig  wären,  sie  zu  unterdrücken.  Ebensowenig  thut  die  gesell- 
schafOiche  Sanktion,  die  Sanktion  der  öffentlichen  Meinung,  was  die 
gesetzliche  Sanktion  sich  nicht  angelegen  sein  läfst:  weder  straft  sie 
die,  die  ihr  Becht  und  ihre  Freiheit  mifsbrauchen,  dadurch,  dab  sie 
gerechten  Abscheu  auf  sie  wirft,  noch  belohnt  sie  mit  ihrem  Beifalle 
die,  die  ihre  Freiheit  und  ihr  Becht  brauchen,  eingedenk  der  Forde- 
rungen der  Moral  und  des  Gemeininteresses. 

Sr.  AzcABATE  bemerkt  des  weiteren,  dafs  Bechtslehrer ,  Politiker 
und  Nationalökonomen  auf  Klärung  des  Begriffs  des  abstrakten  Libera- 
lismus hinwirken;  dafs  ein  Nationalökonom,  Cairnes,  nachdem  er  als 
Gharakterzug  unseres  so  wenig  verlockenden  Zustandes  eine  tiefgehende 
Klassentrennung,  verbunden  mit  jenen  Ungleichheiten  in  der  Verteilung 
des  Beichtums,  die  eins  der  Hauptmomente  unserer  gesellschaftlichen 
Unsicherheit  sind,  hervorgehoben  hat,  erklärt,  dafs  die  Nationalökonomie 
kein  Beschönigungsmittel  darbiete,  das  den  harten  Egoismus  zu  ent- 
lasten vermöge;  dafs  ein  Publizist,  Laveleye,  glaube,  Europa  sei  be- 
droht, durch  den  Klassen-  und  Bassenkampf  ins  Chaos  gestürzt  zu 
werden ,  wenn  nicht  ein  neuer  Hauch  christlicher  Milde  und  gesellschaft- 
licher Gerechtigkeit  diesen  Hass  besänftige,  und  dafs  ein  Philosoph, 
Ahbens,  kein  anderes  Mittel,  zu  ernsten  und  dauerhaften  Beformen  zu 
gelangen,  kenne,  als  bezüglich  des  Eigentums  das  Geftlhl  der  für  alle 
gleichen  Pflichten,  der  individuellen  Pflichten  der  Mäfsigung  und  Ent- 
haltsamkeit im  Gebrauche  der  Güter,  der  gesellschaftlichen  Pflichten 
der  Wohlthätigkeit,  der  Hilfe,  der  Unterstützung  seitens  der  Beichen 
gegenüber  den  Armen  und  schliefslich  der  Pflichten  der  Bechtlichkeit, 
Treue  und  Gerechtigkeit  in  allen  Vereinigungen,  die  den  Zweck  ver- 
folgen, Beichtum  zu  erzeugen,  zu  erwerben  und  auszutauschen. 

Sr.  AzciHATE  giebt  viele  Gedanken  von  Donna  GoncepciönArenai« 
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aas  ihrem  Werke  „Briefe  an  einen  Arbeiter'^  wieder,  die  hinaos- 
geschickt  sind,  nm  die  Selbstverleugnung,  das  Gefühl  und  die  Ver- 
wandtschaftsbande zwischen  Gerechtigkeit  und  Wohlth&tigkeit,  zwischen 
Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  zu  stärken. 

Derselbe  Autor  prtlft  den  religiösen  Aspekt  des  sozialen  Problems 
und  hält  dafllr,  dafs  die  irren,  die  mit  unzweifelhaftem  festen  Glauben 
denken,  dafs  sich  die  ganze  Lösung  einer  so  grofsen  und  verwickelten 
Frage  in  der  Encyklika  Sr.  Heil.  Leos  XUL  Rerum  novarum  vor- 
finde, und  verwirft  es,  dais  die  Kirche,  an  den  Zusammenhang  der 
Doktrinen  appellierend,  sich  vornimmt,  die  sozialen  Fragen  namens 
ihrer  Macht  für  alles,  was  katholisch  ist,  zu  lösen. 

Sr.  AzcifiATE  schliefst,  indem  er  sagt,  dafs  es  angesichts  der  tiefen 
Klassenteilung,  die  uns  bedrohe,  die  Pflicht  aller  sei,  die  Spaltungen, 
die  gegenwärtig  die  Sekten,  die  Schulen  und  die  Parteien  trennen,  aus- 
zuftlllen  und  nicht  zu  vertiefen,  dafs  aber  diese  Einung  im  Denken 
nicht  gentige,  sondern  dais  eine  im  Wirken  noch  nötiger  sei:  dafs  die 
Mitarbeit  aller  an  der  Wissenschaft  nicht  genüge,  sondern  die  am 
Leben  noch  unentbehrlicher  sei.  Und  darum  verdient  es  Beifall,  wenn 
Mr.  Gladstone  die  Vereinigung  vorschlägt,  die  wir  im  Beginne  dieser 
Studie  erwähnten,  auf  breitester  Basis,  dafs  in  ihr  Männer  von  jeder 
Meinung  ihren  Platz  fänden,  und  ist  die  Thatsache  zu  rtlhmen,  dafs  in 
den  fUr  die  Katholiken  Marylands  und  des  Distriktes  Kolumbia  eröff- 
neten Asylen  alle  Kinder  Aufnahme  finden,  welches  immer  ihr  reli- 
giöses Bekenntnis  sei. 

Wir  sind  der  Meinung,  dafs  der  Gegenstand,  den  sich  Sr.  Azci- 
BÄTE  fär  seine  Eröffnungsrede  gewählt  hat  0>  zweifellos  höchst  wichtig 
ist,  und  haben  so  versucht,  einen  getreuen  Auszug  daraus  zu  geben. 
Die  Theorie,  die  die  Hauptideen  in  sich  fafst,  dafs  es  nötig  und  nütz- 
lich sei,  der  Nationalökonomie  eine  moralische  Richtung  und  der  Be- 
nützung des  Reichtums  einen  Anstofs  zu  gröfserer  Lauterkeit  und  grö- 
fserem  Wohlwollen  zu  geben;  dafs  es  geboten  sei,  dafs  die  führenden 
und  reichen  Klassen  eine  Erleichterung  und  einen  Fortschritt  im  dunkehi 
und  bangen  Lose  der  arbeitenden  Klassen  herbeiführen,  sie  wird  schon 
seit  längerer  Zeit  durch  die  deutsche  historische  Schule  ver- 
fochten, noch  mehr  in  diesen  letzten  Jahren  durch  die  Katheder- 
sozialisten und  durch  die  Professoren  der  juristischen  Fakultäten 
Frankreichs  Cauw^^s,  Jouhdau,  Nilley  u.  s.  w.,  die  Nationalökonomen 
haben  die  Wissenschaft,  die  sie  lehren,  nicht  von  der  Vernunft  und  der 
Philosophie  getrennt;  sie  haben  die  Wahrheit  in  betreff  des  Reich- 
tums studiert,  sie  haben  die  Grenzen  des  von  ihnen  untersuchten 
Stoffes  geprüft,  sie  haben  verneint,  dafs  die  moralische  Ordnung  der 

1)  Die  gedruckte  Rede  des  Sr.  Azcabatb  bildet  einen  Band  in  grofs  Quart  Ton 
90  Seiten. 
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ökonomischen  tiberlegen  sei;  eine  Ausnahme  davon  wird  sich  nur  bei 
den  Antoren  der  positivistischen  Schule  finden  lassen;  so  hat  Ives 
GüTOT,  der  unlängst  in  Frankreich  Minister  der  öffentlichen  Arbeiten 
war,  geschrieben,  dafs  die  ökonomische  Wissenschaft  ihrem 
Wesen  nach  unmoralisch  sei;  aber  dies  sind  lediglich  vereinzelte 
Meinungen,  weil  jedermann,  der  nur  halbwegs  intelligent  ist,  begreift, 
dafs  die  Philosophie  der  Baum  ist,  der  den  gemeinsamen  Stamm  aller 
Wissenschaften  bildet,  die  ein  Ganzes  ausmachen,  zwischen  dessen 
Teilen  Harmonie  besteht;  Boscheb  lehrt,  dafs  jede  Anwendung  von 
Thätigkeit,  sofern  sie  kontinuierlich  sei  und  den  Erwerb  oder  die 
Nutzung  von  Glflcksgtttern  zum  Ziele  habe,  eine  Ökonomisehe 
heifse:  dafs  sie  gewöhnlich  von  zwei  Motiven  geleitet  werde,  dem  per- 
sönlichen Interesse,  das  Egoismus  heifse,  wenn  es  in  sträfliches  Übermafs 
ausarte ;  dafs  diese  Tendenz,  an  der  ökonomischen  Lage  zu  bessern,  allen 
Menschen  gemein  sei,  und  dafs  sich  ihr  gewöhnlich  das  Streben  nach 
einer  höheren  Welt  zugeselle,  nenne  sie  sich  nun  mit  spezifischer  Be- 
rticksichtigung  der  philosophischen  Seite  Idee  der  Billigkeit,  Gerechtig- 
keit, des  Wohlwollens,  der  moralischen  Vervollkommnung  oder  Frei- 
heit, oder  gewinne  sie  Gestalt  in  dem  lebendigen  Ausdrucke  der  Affekte 
selber  als  Liebe  zu  Gott.  Dies  sind  die  Prinzipien  der  zeitgenös- 
sischen Nationalökonomie,  mithin  billigen  wir  nicht,  dafs  man  sie  an- 
klagt, der  Vernunft  entgegengesetzt  zu  sein. 

Nachdem  dies  festgestellt  ist,  wollen  wir  fragen:  Wird  nicht  jeder, 
da  das  unmoralische  und  unbillige  Handeln  vieler  Reichen  und  nicht 
weniger  Unternehmer  eine  notorische  Thatsache  ist,  die  Theorien,  die 
Sr.  AzgXbate  in  seiner  Bede  aufzählt  und  analysiert,  und  die  er  selbst 
aus  eigenem  Nachdenken  mit  ebenso  viel  Talent  wie  Wissen  ergänzt 
und  erläutert,  mit  Sympathie  und  Wohlwollen  aufnehmen  können?  In 
Übereinstimmung  mit  den  Bestrebungen  der  denkenden  Menschen  und 
derer,  die  den  wahren  Fortschritt  wünschen,  werden  wir  suchen  müssen, 
den  moralischen  Triebfedern  einer  Gesellschaft,  die  Handel  und  Indu- 
strie irgendwie  von  der  intellektuellen  und  moralischen  Ordnung  ab- 
lenkt und  abtrennt,  Kraft,  Leben  und  neue  Stützen  zu  geben. 

Werden  dazu,  dafs  die  Klagen  der  Arbeiter  aufhören,  dafs  die 
sozialistische  Bewegung  an  der  Heftigkeit  der  Glut  und  dem  Feuer  ein- 
büfse,  mit  dem  sie  uns  bedroht,  dafs  die  Verteilung  des  Reichtums  sich 
reformiere  und  modifiziere,  wie  einige  Autoren  unserer  Tage  es  wünschen ; 
werden  dazu  die  moralischen  Ermunterungen,  die  Assoziation  zu  wohl- 
thätigen  Zwecken  genügen?  Wird  man  nicht  an  das  Gesetz,  an  die 
Autorität  des  Staates  appellieren  müssen,  dafs  dieser,  im  Verein  mit 
den  höheren  und  den  Arbeiterklassen  dazu  beitrage ,  dafs  die  Lage  der 
Arbeiter  so  sei,  dafs  sie  der  von  Bürgern,  von  Menschen  der  modernen 
Givilisation  entspreche,  so,  wie  es  die  Kathedersozialisten  wollen? 
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Wir  stellen  nicht  in  Abrede,  dafs  auf  zwei  yerschiedene  Weisen 
sieh  die  Entwickelang  nnserer  Gesellschaft  vollziehen  kann;  auf  der 
einen  Seite  hofft  man,  dab  die  Gesetze,  Kinder  der  Beyolation  nnd  der 
politischen  und  Ökonomischen  Wissenschaft,  wie  sie  heute  gelehrt  wird, 
kfinftig  ihre  logischen  Folgen  ergeben,  die  Sphäre  des  Guten  erweitem 
und  nach  und  nach  die  Zahl  der  Übel,  die  wir  fühlen  und  die  den  Un- 
voUkommenheiten  unserer  Kultur  entspringen,  vermieden  werden;  diese 
Ansicht  stellen  die  Individualisten  auf;  auf  der  andern  Seite  ver* 
langt  man,  dafs  eine  Gesamtheit  gesetzlicher  Mabregeln  angenommen 
und  vorgecshrieben  werde,  die  darauf  zielen,  dafs  der  Staat  die  Wand- 
lungen und  Änderungen  in  der  Verteilung  der  Gttter  durchsetze  und 
erreiche;  dies  sind  die  Bestrebungen  der  staatssozialistischen 
Schule;  wir  wollen  nicht  von  den  Sozialisten  im  strengen  Sinne 
des  Wortes  reden^  die,  wenn  sie  siegten,  eine  grflndliche  Revolution 
herbeiftthren  würden. 

Wir  denken,  dafs  es  auf  jede  Weise,  getreu  den  Batschlägen  der 
Geschichte  und  einer  gesunden  Philosophie,  geboten  ist,  die  Thätigkeit 
des  Staates  zu  stärken  und  seine  Befugnisse  zu  erweitem.  Unseren 
Vätern  war  sehr  daran  gelegen,  daCs  er  nicht  unterdrücken  könne; 
auf  diesem  gefährlichen  Wege  sind  wir  an  einen  Punkt  gelangt,  wo  er 
nicht  verteidigen  kann:  aber  dieser  Übergang  aus  einem  Zustande, 
in  dem  die  öffentliche  Gewalt  der  ihr  nötigen  Gröfse  und  Energie  ent- 
behrt, in  einen  anderen  Zustand,  in  dem  sie  mit  den  ihr  zugehörigen 
und  natürlichen  Befugnissen  bekleidet  erscheint,  ist  sehr  schwierig  und 
erfordert  vielleicht  auf  lange  Zeit  hinaus  eine  ununterbrochen^  Reihe 
mühsamer  Anstrengungen  und  beständiger  Bemühungen. 
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Deutsche  Litteratur. 
(Deutschland.    Österreich  -  Ungarn.    Schweiz.) 

Pastor,  Willy,  Vom  Kapitalismus  zur  Einzelarbeit  111  S.  Berlin, 
Puttkammer  &  Mühlbrecht,  1892.    Preis  1,60  M. 

Wem  es  obliegt,  die  Novitäten  des  Büchermarktes  kritisch  zu  durch- 
mustern,  der  wird  aufatmen,  wenn  ihm  ein  Autor  in  die  Hände  föllt,  der 
gänzlich  seine  eigenen  Wege  geht  und,  was  bei  solchen  unausbleiblich, 
der  herkömmlichen  Methode  der  Darstellung  lachend  ein  Schnippchen  schlägt 
Es  ist  der  Reiz  des  Kontrastes,  welcher  derartige  Bücher  einem  lieb  macht, 
und  fem  sei  es  von  uns,  die  griesgrämige  Miene  des  gekränkten  Schulmeisters 
aufzustecken,  wenn  bei  den  Zeit  und  Raum  überfliegenden  Phantasien  des 
Autors  die  Nationalökonomen  „der  Schule^'  tüchtig  abgekanzelt  werden  und 
eine  neue  Ära  dieser  veralteten  Disziplin  mehr  oder  minder  deutlich  von  diesem 
originellen  Schriffcchen  datierend  verheifsen  wird.  Man  könnte  ihm,  wie  anderen 
„ Jungen^',  die  Worte  Mephistos  an  den  Baccalaureus  entgegenhalten  : 
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,,Original  fahr  hin  in  deiner  Pracht^ 

Wer  kann  was  Dnmmes,  wer  was  Kluges  denken, 

Das  nicht  die  Vorwelt  schon  gedacht." 

Damit  aber  genug  der  einleitenden  Worte,  zu  denen  dieses  Büchlein 
unwillkürlich  herausfordert,  das  einen  noch  nicht  ausgegohrenen  Most  auf 
jeder  Seite  verrät 

Man  kann  jedoch  aus  derartigen  Schriftchen  oft  mehr  lernen,  als  aus 
anderen,  die  im  ausgefahrenen  Gleise  der  herkömmlichen  Einzelforschung 
und  Stilart  die  wissenschaftliche  Forschung  ein  Stückchen  weiterfSrdem. 
Der  Verfasser  ist,  wie  er  selbst  in  der  Vorrede  berichtet,  nach  langen  und 
abenteuerlichen  Irrfahrten  endlich  auf  dem  Gebiet  der  Nationalökonomie  ge- 
landet. Wer  eine  solche  Reise  hinter  sich  hat,  weiis  zu  berichten,  und  er 
bringt  von  ihr  manches  Neue  und  Alte,  das  aber  in  dieser  Form  neu  scheint, 
mit  auf  das  Feld,  welches  nach  der  Viter  Brauche  bisher  bestellt  wurde  — 
wir  folgen  bei  diesen  Bildern  wiederum  nur  einem  Gleichnis  des  Verfassers. 
Freilich  erweist  gar  häufig  die  Erfahrung,  dafs  die  neuen  „Pflüge"  fttr  diesen 
Boden  nichts  taugen  —  vielleicht  liegt  das  an  den  Pflügern,  vielleicht  an 
den  Pflügen,  oder  auch  am  Boden.  Allein  niemals  ist  ein  derartiges  Ex- 
periment ganz  fruchtlos.  Man  lernt  mindestens  daraus,  welche  Bearbeitungs- 
methode auf  diesem  steinigen  Boden  anwendbar  ist,  man  ist  aber  dankbar 
ftlr  jedes  Experiment,  das  neue  Erkenntnis  des  unendlich  vielseitigen  Pro- 
blems verheiDst.  Und  in  diesem  Sinne  kann  sich  die  „zunftmäfsig  abge- 
stempelte" Nationalökonomie  solche  „Bönhasen"  wohl  gefallen  lassen,  vor- 
ausgesetzt, dafs  ihre  Irrfahrt  hier  endet 

Das  Problem  nun,  welches  hier  abgehandelt  wird,  ist  kein  kleines. 
Pastob  unternimmt  es,  zu  zeigen,  dafs  eigentlich  die  gesamte  Sozialwissen- 
schaft auf  dem  Holzwege  sei,  wenn  sie  als  Endziel  der  heutigen  Wirtschafts- 
form sich  die  Grofsunternehmung,  also  die  Kooperation  vorstellt 
Dem  gegenüber  soll  hier  dargethan  werden,  dafs  so  der  historische  Gang 
der  Wirtschaftsformen  wie  der  Technik  auf  die  Einzelproduktion,  auf  die 
Familie  und  den  Nationalstaat  als  werdende  zukünftige  Wirtschaftsorgani- 
sation hinweise.  Wenigstens  scheint  uns  das  der  Angelpunkt  dieser  ganzen 
Untersuchung  zu  sein,  soweit  wir  mit  unserer  schulmäfsigen  Auffassungs- 
gabe seinem  Gedankenfluge  zu  folgen  vermochten.  Ein  einzelner  Mann 
fegen  alle  Nationalökonomen  —  Individualisten  wie  Sozialisten  —  das 
ennzeichnet  allein  den  fröhlichen  Wagemut  der  Jugend! 

Zum  Beweise  holt  der  Autor  weit  aus;  die  gesamte  europäische  Ge- 
schichte wird  uns  in  neuer  Beleuchtung  vorgeftihrt;  wir  erfahren,  dafs 
nicht  mit  dem  asiatischen  Griechenland,  sondern  mit  dem  europäischen  Rom 
die  Geschichte  unseres  Weltteils  beginne,  dafs  die  Sonnenwende  des  Jahres 
1000,  welche  uns  poetisch  geschildert  wird,  den  Geburtstag  der  Neuzeit 
bilde ,  dafs  die  Kreuzzüge  ein  sprechendes  Beispiel  (!  ?)  von  der  sinkenden 
Macht  der  Kirche  seien,  und  viel  des  Neuen  und  Interessanten  mehr.  Nie 
entsinnen  wir  uns,  so  vielerlei  Paradoxien,  welche  die  handgreiflichsten 
Thatsachen  auf  den  Kopf  stellen,  in  wenigen  Seiten  zusammengedrängt  ge- 
funden zu  haben.  Hinter  jedem  Satze,  ja  jedem  Worte,  mufs  freilich  „schul- 
mäfsige"  Weisheit  ein  oder  mehrere  Fragezeichen  seteen.  Wir  müssen  es 
bei  den  obigen  beliebig  herausgegrififenen  Proben  dieser  Argumentation  be- 
wenden lassen  und  verzichten  darauf,  diese  bündigen  „Beweise"  anzugeben 
oder  gar  kritisch  zu  würdigen.  Der  Autor  gelangt  am  Schlüsse  dieses  Ab- 
schnittes zu  einer  Vorhersage  der  Zukunft  Die  Völker  würden  ihre  gegen- 
seitige  Berechtigung  anerkennen  und  jedes  nur  an  sich  und  ihre  Heimat 
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denken.  Völkerbflndnisse  wären  dann  unnötig,  ein  Rückschlag  der  Kultur 
könne  nicht  mehr  eintreten,  und  das  Zeitalter  des  Friedens  werde  anbrechen. 
Wenn  diese  Andeutungen  überhaupt  einen  tieferen  und  verborgenen  Sinn 
haben,  so  bedeuten  sie  strikte  nationale  Abgeschlossenheit  als  Endziel  der 
Kultur.  Anders  als  sonst  in  Menschenköpfen  malt  sich  in  diesem  Kopfe 
eine  Welt.  Und  dabei  wird,  um  dies  gleich  vorwegzunehmen,  am  Ende  der 
Schrifd  in  überschwänglichen  Dithyramben  die  internationale  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung gefeiert  Gerade  sehr  logisch  finden  wir  das  nicht.  Oder  soll, 
wie  aus  einer  Andeutung  auf  S.  104  geschlossen  werden  könnte  —  man 
mufs  hier  gar  viel  aus-  bezw.  unterlegen;  vielleicht  schreibt  Herr  Pastor 
noch  eine  authentische  Teztinterpretation  dazu  —  besagte  internationale 
Regelung  nur  dazu  geschaffen  werden,  uns  vor  dem  Export  unseres  Kapitals 
und  dem  Import  fremder  Arbeiter  zu  bewahren?  Eine  Erwiderung  darauf 
ist  schwierig;  denn  ungern  entschliefst  man  sich,  die  gröfsten  Trivialitäten 
auszukramen.  Ist  dem  Verfasser  wirklich  unbekannt,  dafs  ein  Kapitalexport 
seinen  eigenen  immanenten  Gesetzen  folgt,  dafs  vor  allem  die  deutsche  Arbeiter- 
schutzgesetzgebung trotz  unzweifelhafter  Fortschritte  in  nächster  Zeit  noch 
gar  viel  zu  thun  hat,  um  der  anderer  Nationen  nur  gleichzukommen?  Wenn 
der  Autor  das  weifs,  wozu  der  Lärm?  Wenn  nicht,  dann  ist  freilich  er- 
forderlich, dafs  man  einigermafsen  die  Dinge  kennt,  über  die  man  ein  ur- 
teil fällt.  Ein  so  schwieriges  Problem  aber  anzufassen  ohne  Kenntnis  der 
elementarsten  Unterlagen,  ohne  Berücksichtigung  der  umfassenden  Vorarbeiten 
auf  philosophischem,  statistischem,  historischem,  völkerpsychologischem  Ge- 
biete, dies  Thema  zu  behandeln  ohne  Auseinandersetzung  mit  diesen  Momen- 
ten in  willkürlichen  —  unserthalben  geistreichen  —  Geschichtskonstruktionen, 
denen  der  Widersinn  auf  der  Stirn  geschrieben  steht,  unter  Anknüpfung  an 
eine  beliebige  Lektüre  —  nein,  das  ist  nicht  „schulmäfsig^',  es  ist  auch 
nicht  ernsthaft,  wie  der  Verfasser  im  Schlufswort  für  sich  prätendiert,  es  ist 
einfach  naiv.  Und  wenn  der  Herr  Verfasser  nach  einigen  Jahren,  die  der 
verachteten  Scholastik  gewidmet  sind,  seine  Schrift  überlesen  wird,  dürfte 
sein  Urteil  das  gleiche  sein,  wie  das  seines  nicht  voreingenommenen 
Kritikers. 

Was  die  technische  Seite  des  Problems  angeht,  so  wird  ausführlich  die 
Entstehungsgeschichte  der  maschinellen  Erfindungen  geschildert  —  zu  welchem 
Zwecke,  ist  uns  nicht  recht  ersichtlich  —  und  sodann  auf  die  Elektrizität 
verwiesen,  welche  die  Überlegenheit  des  Grofsbetriebes  über  den  Einzel- 
betrieb in  Zukunft  wett  machen  soll.  Allein  diese  sehr  anzuzweifelnde 
„Thatsache"  zugegeben,  beruht  wirklich  dieses  Übergewicht  blofs  auf  der 
technischen  Seite  der  Grofsuntemehmung?  Wir  Scholastiker  bestreiten  das 
aus  guten  Gründen,  die  uns  erst  Herr  Pastor  widerlegen  soll,  bevor  wir 
weiter  disputieren.  Ebenso  verhält  es  sich  mit  den  anderen  Zukunftsträumen 
des  Verfassers.  Angenommen,  das  Problem  wäre  gelöst,  aus  der  Luft  Nah- 
rungsmittel ohne  weitere  Arbeit  hervorzuzaubern,  würde  dann  nicht  natur- 
gemäfs  das  Streben  der  unteren  Volksklassen  in  der  Befriedigung  anderer 
Bedürfnisse  ihr  folgerichtiges  Ziel  erblicken?  Wir  könnten  diese  Fragen, 
die  sich  bei  den  kühnen  Schlufsfolgerungen  der  Schrift  aufdrängen,  bis  ins 
Unendliche  vermehren,  hier  erhalten  wir  keine  Antwort. 

Die  Erkenntnis  in  diesem  wichtigen  Problem  wird  nicht  einen  Schritt 
weiter  gefördert,  und  wenn  man  die  vorliegende  Schrift  als  einen  Schlag  in 
die  leere  Luft  bezeichnet,  wird  man  dem  Verfasser  in  keiner  Weise  Un- 
recht thun. 

Berlin.  Rudolf  Gratzer. 
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Fosohinger,  H.  von,  Die  rvirtschaftlichen  Verträge  Deutschlands,  gr.  %^. 
Berlin,  R.  v.  Decker.  L  Band:  Die  dentschen  Consalarverträge.  1892.  VIII; 
214  8.  Preis  3  M.  ü.  Band:  Die  deutschen  Handels-  und  Schi£Efahrt»-Ver- 
trÄge.  1892.  XVm,  485  8.  Preis  5  M.  IIL  Band:  Die  Verträge  über  das 
geistige  Eigentum.    1893.  X,  70  S.    Preis  1,50  M. 

Der  erste  Band  enthält  nicht  blofs  die  eigentlichen  Eonsularverträge, 
sondern  auch  jene  sich  in  Handels-,  8chiflfahrts-,  Freundschafts-,  Friedens-, 
Hinterlassenschafts-,  Auslieferungs-  und  zum  Teil  auch  in  internationalen 
Verträgen  zerstreut  findenden  konsularrechtlichen  Bestimmungen,  die  sich 
darauf  beschränken,  die  Amtsthätigkeit  der  Konsuln  im  allgemeinen  oder  in 
einzelnen  Punkten  zu  ermöglichen,  im  llbrigen  aber  auch  noch  andere 
Rechtsverhältnisse  regeln. 

Der  zweite  Band,  der  durch  eine  kurze  Darstellung  der  deutschen  Han- 
delspolitik während  der  letzten  zehn  Jahre  eingeleitet  wird,  enthält  die  vom 
Deutschen  Reich,  vom  früheren  Norddeutschen  Bund  und  vom  froheren 
Deutschen  Zoll-  und  Handelsverein,  nicht  aber  auch  die  von  einzelnen 
deutschen  Bundesstaaten  mit  auswärtigen  Staaten  abgeschlossenen  Handels- 
nnd  Schiffahrtsverträge,  wie  die  in  anderen  Verträgen  u.  s.  w.  niedergelegten, 
sich  auf  die  Handels-  und  Schiffahrtsverhältnisse  Deutschlands  mit  dem  Aus- 
lande beziehenden  Bestimmungen.  Einzelne  handelspolitische  Materien  sind 
in  Verträgen  geregelt,  die  Deutschland  gleichzeitig  mit  mehreren  Staaten  ab- 
geschlossen hat  Diese  internationalen  Verträge  reihen  sich  an  jene  mit 
den  einzelnen  fremden  Staaten  an.  Im  Anhang  sind  auch  diejenigen  han- 
delspolitischen Abkommen  Deutschlands  mit  fremden  Staaten  erwähnt,  die 
sich  auf  die  deutschen  Schutzgebiete  erstrecken.  Nicht  aufgenommen  sind 
die  Verträge  ausschlierslich  verwaltungspolizeilicher  Natur,  wie  die  über  die 
Fischerei  in  der  Nordsee,  die  Vereinbarungen  wegen  des  Sklavenhandels, 
der  Tierseuchen  und  der  Reblaus,  endlich  die  Eisenbahn-,  Post-  und  Tele- 
graphenverträge wie  die  internationale  Münz-  und  Meterkonvention. 

Der  dritte  Band  enthält  die  Verträge,  die  sich  auf  den  Schutz  von 
Werken  der  Litteratnr  und  Kunst,  wie  auf  den  Patent-,  Muster-  und  Marken- 
schutz beziehen. 

Der  Text  der  Verträge  ist  stets  genau  der  in  der  amtlichen  Gesetzsamm- 
Inng  publizierte,  und  zwar  der  deutsche.  Für  die  Anordnung  ist  die  alpha- 
betische Reihenfolge  der  Staaten  mafsgebend  gewesen,  mit  denen  deutscher- 
seits Verträge  abgeschlossen  worden  sind. 

Das  PosoHiNGBssche  Werk  stellt  sich  als  eine  wertvolle  Materialiensamm- 
lung dar,  die  in  hervorragender  Weise  geeignet  ist,  namentiich  praktischen 
Zwecken  zu  dienen.  Dafs  sich  der  Herausgeber  eine  Ergänzung  des  Werkes 
nach  verschiedenen  Seiten  hin  vorbehalten  hat,  ist  mit  Freuden  zu  begrüfsen. 

Berlin.  K.  Fbaiskekstein. 

Deutsche  Staatsgrundgesetze  in  diplomatisch  genauem  Abdrucke.  Zu 
amtlichem  und  zu  akademischem  Gebrauche.  Herausgegeben  von  Dr.  Karl 
Binding.  Heft  I.  VI,  78  S.  Preis  1,20  M.  Heft  H.  91  S.  Preis  1,50  M. 
Leipzig,  Engelmann,  1892  u.  1893. 

Mit  Recht  hebt  der  Verfasser  im  Vorworte  der  Sammlung  hervor,  dafs 
der  Lehrer  des  deutschen  Staatsrechts  bei  seinen  Vorlesungen  mit  dem 
Mangel  an  Ausgaben  seiner  Quellen  zu  kämpfen  hat,  die  lediglich  den  Text 
geben,  diesen  aber  absolut  verläfslich  und  zugleich  in  handlicher  Form,  und 
dafs  über  den  gleichen  Mangel  die  Praxis  klagt.  Diesem  Mangel  soll  durch 
die  Sammlung  deutscher  Staatsgrundgesetze,  von  welcher  jetzt  zwei  Hefte 
vorliegen,  abgeholfen  werden.    Über  die  Grundsätze,  welche  bei  der  Aus- 
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gäbe  beobachtet  wurden  bezw.  werden  sollen,  spricht  sich  das  Vorwort  dahin 
aus,  dafs  stets  an  erster  Stelle  der  ursprüngliche,  also  nicht  der  jetsst  gel- 
tende Text  gegeben,  aber  dessen  Wandlung  bis  zur  Gegenwart  anschaulich 
gemacht  wird.  Gegeben  wird  femer  nur  der  Text  ohne  Noten,  der  Text 
aber  in  diplomatisch  genauem  Abdrucke. 

Von  den  beiden  erschienenen  Heften  enthält  das  erste  die  Verfassung 
des  Norddeutschen  Bundes  vom  17.  April  1867  und  die  Verfassung  des 
Deutschen  Reichs  vom  16.  April  1871  mit  drei  Anlagen,  von  denen  nament- 
lich die  dritte  hervorzuheben  ist,  die  das  Reichstagswahlgesetz  vom  31.  Mai 
1869  und  seine  Änderungen  enthält. 

Das  zweite  Heft  bringt  einen  Abdruck  der  Verfassung  des  Deutschen 
Reiches  vom  28.  März  1849  und  der  Entwflrfe  der  sogen.  Erfurter  ünions- 
verfassung  (März  und  April  1850). 

Die  noch  in  Aussicht  genommenen  Hefte  IH — IX  sollen  enthalten :  Die 
Rheinbundakte,  die  deutsche  Bundesakte  und  die  Wiener  SchluTsakte;  die 
Verfassungsurkunden  von  Preufsen,  Bayern,  Sachsen  und  Württemberg,  die 
von  Baden  und  Hessen,  endlich  die  von  Lübeck,  Bremen  und  Hamburg. 

Da  die  Sammlung  in  der  That  einem  Bedürfnisse  entgegenkommt  und 
die  einzelnen  Hefte  handlich  und  praktisch  eingerichtet  sind,  wird  sie  sicher- 
lich allgemeinen  Anklang  finden. 

Würzburg»  Stengel. 

'BLTnt^ly  Das  Interregnum,  8^.  117  S.  Leipzig,  C.L.  Hirschfeld.  Pr.3M. 

Dem  Wortsinn  nach  bedeutet  „  Interregnum ''  eine  unregelmäfsige  Re- 
gierung zwischen  zwei  regelmäfsigen.  In  dieser  Bedeutung  entstammt  das 
Wort,  wie  der  Verfasser  in  der  Einleitung  hervorhebt,  dem  Staatsrechte 
des  alten  römischen  Königtums  und  bezeichnete  dort  die  Zwischenzeit  zwischen 
dem  Wegfall  des  einen  und  dem  Regierungsantritt  des  andern  Königs.  Der 
Begriff  des  Interregnums  fand  dann  Anwendung  im  Staatsrechte  der  römischen 
Republik  und  wurde  schliefslich  typisch  für  die  Zwlschenregierungen  im 
deutschen  Wahlreiche,  wie  überhaupt  in  allen  Wahlreichen.  Man  kann  von 
einem  Interregnum  wohl  nur  bei  einer  Monarchie  sprechen.  In  der  Demo- 
kratie kann  der  Inhaber  der  Staatsgewalt  nicht  zeitweise  fehlen,  da  dieser 
Inhaber  identisch  ist  mit  der  Gesamtheit  der  Staatsbürger,  und  in  einer 
Aristokratie  ist  es  zwar  möglich,  aber  im  höchsten  Grade  unwahrscheinlich, 
dafs  eine  Zwischenregierung  eintrete. 

Ein  Interregnum  ist  nur  verfassungsmäfsig  notwendig  in  der  Wahl- 
monarchie, da  das  Verfassungsrecht  dieser  Staatsform  die  Reihenfolge  der 
persönlichen  Inhaber  der  Staatsgewalt  bewufst  und  absichtiich  durch  einen 
Zwischenraum  ohne  ein  solches  gleichwertes  Subjekt  getrennt  sein  lassen 
will.  Möglich  ist  ein  Interregnum  in  allen  Monarchien,  nämlich  in  den 
Fällen,  in  denen  der  Herrscher  wegfällt,  ohne  dafs  sogleich  im  Augenblick 
dieses  Wegfalls  ein  Subjekt  vorhanden  ist,  das  mit  rechtlicher  Notwendig- 
keit unmittelbar  und  dem  weggefallenen  gleichwertig  an  dessen  Stelle  zu 
treten  häte.  Diese  Fälle  sind:  1.  Aussterben  eines  regierenden  Hauses  ohne 
jeden  lebenden  bezw.  erwarteten  Successionsberechtigten,  2.  Verzicht  des 
letzten  bezw.  der  letzten  Successionsberechtigten,  3.  wenn  der  Monarch  ohne 
Hinterlassung  erbberechtigter  Descendenz  wegfällt,  aber  seine  eigene  Wittwe 
bezw.  die  Wittwe  des  nächstberechtigten  Agnaten  im  Zustande  der  Schwanger- 
schaft zurückläfst.  Dieser  Fall  wird  gewöhnlich  als  ein  Fall  der  Regent- 
schaft betrachtet,  mit  Recht  hebt  aber  der  Verfasser  hervor,  dafs  hier  ein 
Fall  des  Interregnums  vorliegt,  da  die  ungeborene  Leibesfrucht  nicht  Rechts- 
subjekt ist  und   daher  auch  nicht  Subjekt  einer  Staatsgewalt  sein   kann. 
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Möglich  ist  feiner  ein  Interregnum  in  einem  nengegrttndeten  monarchiBchen 
Staate,  nämlich  dann,  wenn  die  Schöpfung  des  Staates  als  solchen  erfolgt 
ist,  ohne  dafs  damit  zugleich  der  Monarch  bestimmt  wäre.  In  diesem  Falle 
ist  dann  allerdings  nicht  eine  unregelmäfsige  Regierung  zwischen  zwei  regel- 
mäfsigen,  sondern  eine  regelmäfsige  vor  einer  unregelmäTsigen  gegeben. 

In  allen  anderen  mitunter  hierher  gezogenen  Fällen  (Regentschaft;  ge- 
waltsame Thronentsetzung  eines  Monarchen  u.  s.  w.)  kann,  wie  der  Verfasser 
richtig  darlegt;  von  einem  Interregnum  nicht  gesprochen  werden. 

Seitdem  die  Wahlmonarchien;  wenn  von  Bulgarien  abgesehen  wird;  aus 
Europa  verschwunden  sind;  hat  die  Lehre  vom  Interregnum  nur  noch  ge- 
ringe praktische  Bedeutung;  daher  kommt  es  auch;  dafs  dieselbe  in  der 
neueren  Zeit  fast  gar  nicht  mehr  wissenschaftlich  bearbeitet  worden  ist; 
während  dies  zu  Zeiten  des  alten  Deutschen  Reichs  begreiflicherweise  ganz 
anders  war.  Einen  verhältnismäfsig  grofsen  Raum  nimmt  deshalb  auch  in 
der  Schrift  Tri£pels  der  geschichtliche  Teil  ein  (S.  16 — 49),  namentlich  die 
Besprechung  der  Interregna  im  ehemaligen  Deutschen  Reiche.  Die  Lehre 
Yom  Interregnum  ist  aber  nicht  blofs  von  historischem  Ii\teresse.  Ganz  ab- 
gesehen davon  nämlich,  dafs  auch  jetzt  noch  Interregna  möglich  sind;  bietet 
die  Frage;  wem  die  Staatsgewalt  während  des  Interregnums  zusteht;  wer 
also  der  Inhaber;  der  sinnlich  wahrnehmbare  Träger  dieser  Gewalt  zu 
eigenem  Rechte  ist;  bezw.  ob  es  im  Zwischenreich  ein  persönliches  Subjekt 
der  Staatsgewalt  giebt;  ein  weit  über  die  Lehre  vom  Interregnum  hinaus- 
gehendes Interesse,  weil  sie  zwingt,  zu  der  Frage  der  Konstruktion  des 
Staates  überhaupt  Stellung  zu  nehmen.  Der  Verfasser  legt  nun  in  scharf- 
sinniger Weise  dar,  dafs  die  Frage  nach  dem  Inhaber  der  Staatsgewalt 
während  des  Interregnums  nur  von  derjenigen  Theorie  befriedigend  gelöst 
werden  kann,  welche  den  Staat  als  eine  durch  den  Wechsel  im  Träger  der 
Staatsgewalt  nicht  berührte  Persönlichkeit  betrachtet,  während  der  heutzutage 
so  sehr  in  Aufnahme  gekommenen  „empirischen^'  Staatslehre  mit  ihrer  In- 
dentität  von  „Herrscher^'  und  Staat  der  Staat  mit  Beginn  des  Interregnums 
in  Trümmer  fallen  mufs. 

Neben  dieser  wichtigsten  Frage,  wer  Träger  des  Staats  im  Interregnum 
ist,  behandelt  der  Verfasser  im  dogmatischen  Teile  der  Schrift  (S.  49 — 117) 
aufserdem  noch  die  rechtliche  Stellung  der  sogen,  provisorischen  Regierung 
und  der  Subjekte  derselben,  das  Interregnum  bei  einer  Staaten  Verbindung 
und  die  Beendigung  des  Interregnums. 

Die  Schrift  ist  klar  geschrieben  und  beruht  auf  eingehender  Kenntnis 
der  einschlägigen  geschichtlichen  und  dogmatischen  Litteratur. 

Würzburg.  Stengel. 

Französische  Litteratur. 

Xaurioe  Dufourmantelle,  avocat  ä  la  Cour  d'appel  de  Paris,  docteur  en 
droit,  Code  Manuel  de  droit  industriel  IL  Des  Brevets  d'invention  et  de  la 
contrefacon.    264  S.    Paris,  A.  Giard  &  E.  Bri^re,  1893.    Preis  3  Fr. 

Wie  in  Deutschland  so  hat  auch  im  Auslande,  namentlich  in  Frankreich 
und  in  Italien  die  moderne  Gesetzgebung  auf  dem  Gebiete  des  gewerblichen 
Rechtsschutzes  eine  reichhaltige  Litteratur  gezeitigt.  Dem  internationalen 
Charakter  und  Zweck  dieser  Gesetze  gemäfs  mufs  eine  Behandlung  und  Be- 
arbeitung dieses  Rechtsgebietes  eine  kosmopolitische  sein,  sie  darf  analoge 
Gesetzgebung  der  ttbrigen  Kulturländer  nicht  unberücksichtigt  lassen,  ein 
Umstand,  der  ein  erhöhtes,  allgemeineres  Interesse  erstehen  läfst.     Während 
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Ton  den  Erzeugnissen  italienischer  Litteratur  Cottarelli'  Oodici  della  proprietä 
indostriale  (1888)  und  Bozio*s  Le  invenzionf  brevettate  air  estero  dayanti 
alla  legge  e  alla  giurispmdenza  italtana  (1892)  hervorgehoben  sein  mögen, 
ist  in  Frankreich  eine  weit  regere  Thätigkeit  auf  diesem  SchafTensfelde  ent- 
faltet worden.  Den  Reigen  eröffnete  Malapert  mit  seinem  Nouveau  com- 
mentaire  des  lois  sur  les  brevets  d^invention  (1879).  Ihm  folgte  Rendu  mit 
Brevets  d'invention  (1879)  und  Contrefa^on  des  inventions  brevet^es 
(1880).  Wenn  diese  Werke  immerhin  das  einheimische  Recht  in  erster 
und  fast  auch  in  letzter  Linie  berücksichtigen,  so  erstreckt  sich  schon 
Ponillet'  Trait^  des  brevets  d'invention  et  de  la  contrefa9on  (1889)  weiter 
Aber  die  französischen  Grenzpfähle  hinaus,  bis  dann  Deveaux  in  seiner  Pro- 
tektion internationale  des  inventions  brevet^es  (1892)  in  den  Erdball  um- 
fassender Weise,  dem  Titel  seines  Buches  getreu  entsprechend  zum  ersten 
Male  den  internationalen  gewerblichen  Eigenthumschutz,  sofern  sich  derselbe 
wenigstens  auf  das  Patentrecht  bezieht,  in  ebenso  klarer  als  fesselnder  Weise 
eingehend  erörtert.  Erfreulicher  Weise  findet  in  allen  diesen  Werken  auch 
unseres  deutschen  Vaterlandes  Gesetzgebung  zum  Schutze  des  gewerbliehen 
geistigen  Eigenthums  eine  Berücksichtigung,  welche  namentlich  in  der  jüngsten 
litterarischen  Erscheinung  des  auf  diesem  Gebiete  in  neuerer  Zeit  besonders 
thätigen  Dr.  jur.  Maurice  Dufourmantelle ,  Anwalt  am  Pariser  Appellhofe, 
eine  unbedingte  Anerkennung  finden  muss.  Wie  in  den  beiden  ersten  Werken 
seines  code  manuel  de  droit  industriel,  in  der  legislation  ouvri^re  en  France  et  k 
r^tranger  und  in  „dessins  et  marques  de  fabrique,  nom  commercial,  concurrence 
d^loyale'^  so  hat  der  vielseitige  Autor  auch  in  seinem  soeben  erschienenen 
Werke:  Des  Brevets  d'invention  et  de  la  contrefagon  die  zu  Grunde  gelegte 
französische  Patentgesetzgebung  unter  Yergleichungmit  den  patentgesetzUchen 
Bestimmungen  der  wichtigsten  Eulturstaaten  eingehend  besprochen. 

Nach  einer  gedrängten  Darstellung  der  geschichtlichen  Entwickelung 
des  französischen  Patentrechts,  das  ftlr  die  Patentgebung  der  Mehrzahl  der 
europäischen  Staaten  mafsgebend  gewesen  ist,  erörtert  der  Verfasser  in  sorg- 
fältigster Weise  die  Voraussetzungen,  unter  welchen  ein  Patent  als  solches 
überhaupt  anzusehen,  anzumelden  und  zu  ertheilen  ist. 

Das  Ertheilungsverfahren,  welches  nach  französischem  Recht  ein  mehr 
oder  weniger  rein  formales  ist,  giebt  dem  Verfasser  Veranlassung  zu  einer 
digressiven  Besprechung  der  dem  französischen  Verfahren  fremden,  im 
deutschen  Patentrecht  durch  die  Patentnovelle  besonders  stark  zum  Ausdruck 
gelangten  Theorie  der  Vorprüfung.  Er  gelangt  hierbei  zu  dem  Resultat,  dafs 
dieses  Institut  ebenso  viel  Vorzüge  als  Schattenseiten  aufweist,  und  zwar 
insofern  als  das  deutsche  Patentamt  besondere  Schwierigkeiten  bei  der 
Patentirung  einer  wichtigen  Erfindung  mache,  so  dafs  eine  solche  oft  der 
Allgemeinheit  zum  Eigenthum  verfalle;  auch  werde  bei  einer  allzustrengen 
Prüfung  ein  Patent  oft  in's  Ausland  getrieben  und  endlich  seien  die  Ein- 
sprüche gegen  die  Patentertheilung  nicht  immer  aufrichtig  gemeint,  sodafs 
der  Erfinder  oft  erst  nach  geraumer  Zeit  zu  seinem  längst  verdienten  Rechte 
gelange.  Immerhin  muss  aber  der  Verfasser  anerkennen,  dafs  eine  gewissen- 
hafte sachliche  Prüfung  der  Anmeldung  die  beste  Garantie  für  den  Wert  des 
endgültig  erteilten  Patents  bietet.  Der  Verfasser  glaubt  hierbei  einem  Mittel- 
wege das  Wort  reden  zu  sollen,  wie  ein  solcher  bereits  auf  dem  gewerblichen 
Eongrefs  von  1878  vorgeschlagen  worden  ist,  dafs  nämlich  auf  jede  An- 
meldung ein  Vorbescheid  (avis  pr^alable)  über  die  Gültigkeit  und  die  Ver- 
wertbarkeit der  angemeldeten  Erfindungen  erlassen  wird  und  dafs  der  Patent- 
sucher für  den  Fall,  dafs  er  auch  gegenüber  einem  ungünstigen  Vorbescheid 
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bei  seiner  Anmeldung  verharrt,  das  Patent  auf  seine  Gefahr  erteilt  erhält. 
Der  hierbei  erstrebte  Zweck,  die  Zahl  der  Patentanmeldungen  zu  beschränken, 
wird  zweifellos  zuverlässiger  bei  dem  deutschen  Patentverfahren  erreicht, 
nach  welchem  ungültige  und  nicht  verwertbare  Patente  von  vornherein  nicht 
erteilt  worden,  wennschon  dieses  Verfahren  einen  grösseren  und  kostspieligeren 
Verwaltungsapparat  erforderlich  macht. 

Nicht  minder  interessant  sind  die  AusfUhrungen  des  Verfassers  Aber 
das  Wesen  der  Licenzbefugnis  und  der  Cession  des  Patents  sowie  die  Ver- 
gleichung  beider  Rechtsinstitute,  femer  die  Verhandlung  der  Theorie  des  Ab- 
hängigkeits*  und  Zusatzpatents,  der  Aufhebung  des  Patents  im  Wege  des 
Nichtigkeits-  und  des  Zurficknahmeverfahrens  und  endlich  der  Patentver- 
letzung, wobei  überall  der  internationalen  Gesetzgebung  gedacht  wird.  Zum 
besseren  Verständnis  seiner  Abhandlungen  hat  der  Verfasser  in  zweckdien- 
licher Weise  den  Text  des  französischen  Patentgesetzes  vom  5.  Juli  1844 
und  der  Novelle  vom  31.  Mai  1856  wörtlich  mitaufgenommen,  und  ebenso 
wertvoll  erscheint  die  Aufnahme  der  Protokolle  der  Konferenzen  der  Union 
vom  20.  März  1883  und  15.  April  1891.  Schliesslich  hat  der  Verfasser 
auch  die  Judikatur  der  firanzösischen  Gerichtshöfe  insofern  noch  eingehend 
berücksichtigt,  als  er  die  —  gegenüber  dem  in  Frankreich  geltenden  reinen 
Anmeldevertahren  seitens  der  Gerichte  des  ganzen  Landes  —  in  allen  wich- 
tigen Patentfragen  ergangenen  Entscheidungen  über  die  Frage  der  Neuheit 
einer  Erfindung  angesichts  ihrer  bereits  erfolgten  Beschreibung  in  öffent- 
lichen Druckschriften  aufführt  unter  denselben  verdienen  die  Erkenntnisse 
des  Tribunals  von  Paris  vom  28.  Januar  1879  und  des  Cassationshofes  vom 
9.  März  1883  aus  dem  Grunde  besonders  hervorgehoben  zu  werden,  weil 
sie  der  deutschen  Rechtsprechung  des  Reichsgerichts  wie  des  Patentamts 
diametral  entgegenstehen.  Während  nach  deutschrechtlicher  Ansicht  gemäfs 
der  Natur  des  deutschen  Aufgebotsverfahrens  durch  die  Bekanntmachung  der 
Patentanmeldung  im  Reichsanzeiger  und  im  Patentblatt  sowie  durch  die  mit 
derselben  verbundene  Auslegung  der  Anmeldung  die  Neuheit  der  Er- 
findung nicht  ausgeschlossen  wird,  um  nicht  das  ganze  Aufgebotsverfahren 
illusorisch  zu  machen,  hat  der  französische  Richter  auf  Grund  derartiger 
vor  der  Anmeldung  des  Patents  in  Frankreich,  im  Auslande  erfolgten  Ver- 
öffentlichungen den  Charakter  der  Neuheit  der  Erfindung  verneint  und  das 
erteilte  Patent  vernichtet.  Somit  bleibt  dem  Inländer  oder  Ausländer,  der 
seine  Erfindung  in  Frankreich  und  in  andern  Ländern  geschützt  wissen 
will,  nichts  weiter  übrig  als  dieselbe  in  den  Ländern,  wo  das  Aufgebots- 
verfahren gilt  (Deutschland,  England,  Nordamerika,  Rufsland,  Dänemark), 
die  Erfindung  zwar  anzumelden,  die  Veröffentlichung  der  Anmeldung  aber 
solange  aussetzen  zu  lassen,  bis  er  auch  in  Frankreich  die  Erfindung  an- 
gemeldet und  womöglich  endgültig  zur  Erteilung  gebracht  hat 

Nach  dem  Gesagten  wird  man  dem  Dufourmantelleschen  Werke  einen 
hohen  theoretischen  wie  praktischen  Wert  nicht  absprechen  können,  umso- 
weniger,  als  dasselbe  eine  namentlich  bei  uns  tief  empfundene  Lücke  zum  Teil 
auBzufUlen  vermag.  Denn  seit  Klostermann's  internationalem  Patentrecht,  das 
bereits  vor  der  Emanation  des  ersten  deutschen  Patentgesetzes  und  anderer 
modernen  Patentgesetze  erschienen,  und  abgesehen  von  der  sich  als  reine  Kom- 
pilation darstellenden  Gareis^schen  Sammlung  aller  Patentgesetze  ist  bei  uns  ein 
Werk  ähnlichen  Charakters  noch  nicht  wieder  geschrieben.  Auch  vom  praktischen 
Standpunkte  der  Erstrebung  und  der  Gewährung  des  Patentschutzes  aus  kann  das 
auch  äusserlich  wohl  geordnete  und  gruppierte  Werk  warm  empfohlen  werden. 

Berlin.  R.  Stephan. 
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vi  banno  attinenza.     16^    p.  114.    Napoli  1892,  E.  Pitbocolo.  60  c. 

—  delle  societii  cooperative :  raccolta  completa  delle  disposizioni  di  legge  e  di  rego- 
lamento,  conceruenti  qualunque  forma  di  cooperaaone,  estratti  dal  codice  di 
commercio,  dalle  leggi  di  boUo  e  registro,  ricchezza  mobile,  dazio  consumo, 
appalti   di  produzione  e  lavoro;  a  cura  da  L.  Rodino.     16^.    p.  454.    Firenze, 

G.  BABBfeBA.  L.  2.  50. 
Belaaione  della  direzione  generale  delle  imposte  dirette  e  del  catasto  per  Tesercizio 

finanziario  1890—91  (Ministro  delle  finanze).  p.  189.  Roma,  Tip.  Natiohalb  di 
G.  Bbbtbbo. 
BiBoossione»  La,  delle  imposte  dirette  nell  quinquennio  1893—97:  raccelta  com- 
pleta delle  leggi  col  collegamenta  tra  loro  e  col  riferimento  al  regolamento. 
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I.  Abhandlnngen  nnd  Anfsätze. 


Beiträge 
znr  Geschiclite  des  SoziaUsmus  nnd  des  Eonunnnismns. 

Von 

H.  Dietzel. 

n. 

Die  Ekklesiaznsen  des  Aristophanes  und  die  Flatonisclie  Foliteia. 

Ich  wUl  im  Folgenden  zeigen,  dafs  ein  polarer  Gegensatz  besteht 
zwischen  der  kommunistischen,  d.  i.  extrem  individualistischen 
Sozialtheorie,  welche  in  dem  Beden  nnd  Treiben  des  Pöbels  der  ari- 
stophanischen EomOdie  zum  Ansdrack  gelangt,  nnd  der  sozialisti- 
schen, d.  i.  extrem  anti-individnalistischen  Sozialtheorie  Platos. 

Ursprünglich  war  es  meine  Absicht,  eine  Skizze  der  Verhältnisse 
nnd  Stimmungen  vorauszuschicken,  aus  welchen  diese  so  schroff  mit 
einander  kontrastierenden  Sozialtheorien  erwuchsen  —  erwachsen  mufsten, 
aber  der  Stoff  ist  mir  so  unter  den  Händen  angeschwoUen ,  dais  ich 
vorziehe,  zunächst  die  Wirkungen  zu  zeichnen  und  später  die  Ursachen 
—  die  ich  im  Folgenden  nur  ganz  kurz  andeute  —  zu  erörtern.  — 

Die  Durchforschung  der  attischen  Sozialphilosophie  liegt  noch  sehr 
im  Argen  —  weit  mehr  als  die  Meisten  meinen.  0  Unsere  Analyse  der 
Foliteia  und  der  Ekklesiaznsen  wird  einen  Beleg  dafür  geben; 
die  Thatsache,  dafs  selbst  überaus  durchsichtige  Gedankengänge  gänz- 
lich milsverstanden  werden,  tritt  hier  besonders  grell  hervor. 

Bei  einer  groJsen  Zahl  von  Schriftstellern  findet  sich  der  un- 
begreifliche Irrtum,  es  sei  Plato  ein  Vertreter  der  „Gleichheit^',  wie 
die  moderne  Sozialdemokratie  sie  mit  ihrem  kollektivistischen  Pro- 
gramm zu  verwirklichen  strebe.^)  Weiter  vnrd  vielfach  behauptet, 
die  Ekklesiaznsen  seien  eine  Satire  auf  die  Politeia;  ich  werde 
zeigen,  dafs  dies  in  höchstem  Mafse  unwahrscheinlich  ist,  wenn  auch  die 
Möglichkeit  einer  strikten  Widerlegung  hier  fehlt 

1)  Vgl.  L.  Stein,  Die  staatswissenschaftliche  Theorie  der  Griechen  vor  Plato 
mid  Aristoteles.   (Zeitschrift  fOr  die  gesammte  Staatswissenschaft.  1853.  S.  115  ff.) 

2)  Vgl.  die  Anm.  unten  S.  396-397. 

Zettachr.  f.  litt.  n.  Gesch.  d.  Staats«-.   I.  25 


Digitized  by 


Google 


374  DiiTzxL 

Über  die  Ekklesiazusen  maTs  etwas  aasfUhrlicher  gehandelt 
werden.  So  weit  meine  Kenntnis  der  deutschen  und  ausländischen  Lit- 
teratnr  reicht,  ist  diesem  drastischen  Bilde,  oder  besser:  Zerrbilde  des 
attischen  Kommunismus  nirgends  eine  ausführliche  Schilderung  und 
Beurteilung  zu  teil  geworden.  ^) 

Über  die  Politeia,  deren  Inhalt  ja  sattsam  bekannt,  deren  Wesen 
allerdings,  wie  eben  bemerkt,  von  Vielen  durchaus  verkannt  ist,  kann 
ich  kürzer  sein. 

1.  Der  Kommunlsnins  der  EkkiesiazuseD. 

Kurz  nach  Mitte  des  V.  Jahrhunderts  war  Athen  auf  den  Gipfel 
der  ihm  beschiedenen  Grö&e  gelangt.  Machtvoll  stand  es  an  der  Spitze 
eines  groben  Staatenbundes,  welcher  immer  mehr  den  Charakter  eines 
Bundesstaates,  unter  überwiegendem  Einfiufs  des  Vororts,  annahm.  Frei- 
heit und  Gleichheit  herrschte;  Reichtum,  hohe  materielle  Kultur, 
war  den  Söhnen  des  „Marathongeschlechts"  nicht  minder  erbltlht  wie 
köstlichste  FflUe  an  Wissenschaft  und  Kunst 

Man  kann  die  soziale  Welt  Athens  um  diese  Zeit  als  ein  Prototyp 
der  modernen  liberalen  Gesellschaftsordnung  bezeichnen.  Als  „Rechts- 
staat'' hat  sie  U.  v.  Wilamowitz,  in  seiner  schönen  Festrede  „Von 
des  attischen  Reiches  Herrlichkeit^',  kurz  und  schlagend  charakterisiert 
War  auch  die  freie  Konkurrenz,  die  wirtschaftliche  Freiheit  nicht 
voll  und  ganz  durchgeführt,  so  war  andererseits  die  politische  Gleich- 
heit weit  radikaler  verwirklicht,  als  heutzutage  in  irgend  einem  der 
konstitutionellen  oder  republikanischen  Länder  unseres  Kontinents;  selbst 
die  Vereinigten  Staaten  von  Nord-Amerika  haben  bisher  nicht  die  gleiche 
Höhe  der  Demokratisierung  erreicht,  wie  damals  Athen. 

Überall  hat  heute  der  Liberalismus  sich  des  Kommunismus 
zu  erwehren.  Mit  greisem  Unbehagen  sieht  der  schon  sehr  solide  und 
lilsonnabel  gewordene  ältere  Bruder  aus  individualistischem  Schooise 
dieses  nachgeborene  „enfant  terrible''«  welches  mit  denselben  Schlag- 
worten operiert  wie  er,  nur  aber  sie  etwas  unbescheidener  auslegt 
Begnügte  sich  jener  mit  der  „ögalitö  de  droit'',  so  will  dieser  die 
„ögalitö  de  fait''  hinzuhaben. 2) 

Dies  selbe  Schauspiel  —  dafs  an  die  Ferse  des  Liberalismus  der 
Kommunismus  sich  heftet  —  zeigt  die  Entwickelung  des  attischen 
Lebens  und  Denkens  in  dem  Zeitraum,  welcher  zwischen  dem  Ende 
der  Perserkriege  und  dem  Beginn  der  thebanischen  Hegemonie  liegt') 


1)  Salviohi,  II  Communismo  nella Grecia Antica.  1883.  giebt  eineSkizze(S.  55—67). 

2)  „Beitrftge'<  I.  S.  lOff. 

3)  Vgl.  n.  a.:  E.  BOchbb,  Die  Aufst&nde  der  unfreien  Arbeiter  143—129  y.  Chr. 
S.  5—19);  R.  PöHLMAiTN,  Das  romantische  Element  im  Sozialismus  and  Eommonis- 
mus  der  Griechen.  (Histor.  Zeitschrift.  Bd.  XXXV.  S.  1-5.) 
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Und  wie  oft  es  sich  nachher  in  der  Weltgeschichte  auch  wiederholt 
hat,  so  flbt  doch  keine  der  späteren  Scenen  einen  so  fascinierenden 
Zauber  wie  diese  erste. 

Denn  nie  und  nimmer  wieder  hat  ein  Volk  so  rasch,  so  fieberhaft 
rasch,  so  dramatisch  gelebt.  Nie  und  nimmer  wieder  ist  dem  blendend- 
sten Tage  die  tiefste  Nacht  in  so  jähem  Wechsel  gefolgt.  Nie  und 
nimmer  wieder  hat  der  Geist  einer  Nation  ihr  politisches  und  soziales 
Philosophieren  in  so  künstlerisch  vollendete  Formen,  in  so  wunder- 
herrliche —  tiefernste,  wie  ausgelassen  lustige  —  Dichtungen  gebannt 
wie  damals. 

Wenn  wir  aus  der  Prosa  der  Geschichtswerke,  der  Parlaments- 
papiere, der  Tagespresse  unsere  Kenntnis  gewinnen  von  dem  Sein, 
Werden  und  Vergehen  der  Parteiprogramme,  so  steigen  die  Typen  der 
politischen  und  socialen  Theorien  und  Interessen,  welche  dies  einzige 
Athen  bewegt  haben,  empor  in  farbigen,  frischen  Gestalten,  vom  Poeten- 
auge erschaut,  aus  Dichterhand  gebildet. 

Zu  Abistophanes  und  Eubipides  und  Plato  —  der  ja  auch  ein 
gut  „Stück  Poet"  —  greifen  wir,  wenn  wir  forschen,  wie  diese  attische 
Gesellschaft  des  Y.  und  beginnenden  IV.  Jahrhunderts  lebte  und  über 
sich  dachte.  0  Zugegeben:  wir  möchten  oft  mehr  wissen,  als  wir  hier 
erfahren.  Die  Skizzen,  die  sie  uns  bieten,  sind  meist  einseitige  und 
immer  lückenhafte.  Aber  desto  grölser  der  Beiz,  sich  aus  diesen 
„beaux  restes"  mit  liebevoller,  aber  kritischer  Arbeit  ein  treues  Bild 
der  gewaltigen  Zeit  und  des  ZeitbewuJstseins  wieder  zu  gewinnen. 

Zahlreiche  Spuren  sozialphilosophischer  Spekulationen  finden  sich 
in  der  überkommenen  Litteratur.  Dafs  schon  während  der  ersten,  im 
allgemeinen  glücklicheren  Hälfte  des  peloponnesischen  Krieges  sich  die 
Überzeugung  Bahn  brach,  es  sei  mit  „Freiheit  und  Gleichheit"  allein 
nicht  gethan ,  kann  aus  Eubipides  nachgewiesen  werden.  Allmählig 
sind  die  Ideale  des  Liberalismus  zerronnen;  dem  Glauben  folgt  der 
Zweifel,  dem  Bausch  die  Ernüchterung.  Die  „soziale  Frage"  steigt  auf 
am  Horizont,  nachdem  die  politische  im  Sinne  radikaler  Demokratie 
entschieden.  Eine  kommunistische  Unterströmung  ist  schon  im  Jahr- 
zehnt 430 — 420  erkennbar.  Zu  bedenklicherer  Höhe  mufste  diese  an- 
schwellen, als  der  launische  Gott  der  Siege  Athen  den  Bücken  kehrte 
und  die  Erwerbsverhältnisse  sich  immer  kritischer  gestalteten.  Je  mehr 
wirkliche  oder  scheinbare  Fehler  die  Staatsmänner  und  Generale  Athens 
begingen,  je  stärker  der  wirtschaftliche  Verfall  sich  fühlbar  machte, 
desto  leichter  wurde  die  schon  lange  betriebene  Eapitalistenhetze  den 
Demagogen,  desto  williger  lauschten  die  Massen  denen,  welche,  wie 

1)  Selbstverständlich  ist  auch  Thuktdidss  eine  hochwichtige  Quelle,  aber,  wie 
mir  scheint,  doch  weit  wichtiger  für  die  Kenntnis  des  Verlaufs  der  grofsen  Haupt- 
und  Staatsaktionen,  als  für  das  soziale  Leben  und  Denken. 

25* 
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einst  zu  Zeiten  Solons^),  die  Teilung  der  Güter ,  den  Aderlab  der 
Beiehen,  die  Transfusion  des  Überschusses  der  Parvenüs  und  Geldprotze 
in  den  blutleeren  Körper  der  Armut  als  das  einfach  und  sicher  wir- 
kende, notwendig  zu  verschreibende  Bezept  zur  Heilung  der  sozialen 
Not  priesen. 

Diese  Spezies  von  Politikern  und  ihr  Programm  hat  Asistophanes 
in  den  „Ekklesiazusen^'  —  wahrscheinlich  im  Jahre  392  aufgeführt  — 
meisterlich  verspottet  Es  ist  eine  groteske  Karikatur,  aber  eine  der 
lebendigsten  und  geistreichsten,  welche  dem  Kommunismus  zu  teil  ge- 
worden sind. 

Nirgends  giebt  uns  die  Litteratur  der  Zeit  ein  mit  so  breitem  und 
vollem  Pinsel  entworfenes  Gemälde  der  Bewegung  wie  dieses.  Als 
wichtigste  Quelle  mag  es  zuerst  und  fUr  sich  erörtert  werden.  Die 
sonstigen  Spuren  der  „sozialen  Frage''  und  der  Theorien,  die  sich  an 
sie  ansetzten,  sollen  später  behandelt  werden. 

Aristophanes  schildert  in  dieser  Komödie  —  welche,  wie  ich  mit 
Drotsen  glaube,  zu  seinen  schönsten  Dichtungen  zählt^)  — ,  wie  die 
Weiber  Athens,  als  Männer  verkleidet,  sich  in  die  Ekklesie  ein- 
schmuggeln und,  im  Besitz  der  Stimmenmehrheit,  den  Übergang  der 
Staatsleitung  von  den  Männern,  welche  gar  zu  miserabel  wirtschaften, 
an  die  Weiber  zu  dekretieren.  Der  erste  Akt  des  neuen  Begime, 
welches  durch  die  listige  Praxagora,  die  Gattin  des  Blepyros,  zum 
Triumph  geführt  wird,  ist  der  Beschlufs,  das  soziale  Wesen  nach  kon- 
sequent kommunistischem  Stil  zu  ordnen.  Der  Schlufs  des  Stflcks  malt 
einige  Scenen  aus  dem  Leben  dieser  Schlaraffia. 

Dies  ist  in  kurzen  Worten  der  Inhalt  des  Lustspiels.  Ehe  wir  den 
Kommunismus  selbst  betrachten,  müssen  wir  einen  Blick  werfen  auf 
das  „Milieu'',  auf  welches  er  trifft 

Es  ist  eine  nette  Sorte  von  Gesindel,  dies  souveräne  Volk  von 
Athen,  wie  es  hier  auf  den  Brettern  erscheint.  Alle  Bande  des  Patrio- 
tismus, der  Beligion,  der  Sitte  sind  zerrissen;  alle  Laster  walten  frei 
Nur  der  bei  Allen  gleiche  Hang  und  Drang  nach  Gold  —  die  stete 
Sorge  „was  der  eigenen  Kasse  Vortheil  bringt"  (v.  207)  —  hält  noch 
diese  morsche  Welt  zusammen. 

Nur  um  des  Triobul  halber  gehen  die  Männer  in  die  Ekklesia. 
Wer  die  Diäten  einstreicht,  lobt  sein  Verdienst;  wer  nichts  bekommt, 
weil  zu  spät  angelangt,  sagt  allerdings,  „des  Todes  wfirdig  sei,  wer 
Volksversammlung  macht  zu  Tagelöhnerei."  (v.  187—88.) 

Der  Staat  ist  in  der  Hand  der  schlimmsten  Lumpe. 

1)  Abistotelbb,  Verfassung  von  Athen.  12. 

2)  Abibtophanes  Werke.  Übers,  von  Joh.  Gost.  Droysen.  2.  Aufl.  t671. 
(Bd.  n.  S.  349.)  Die  folgenden  Citate  aus  den  „Ekklesiazusen**  sind  dieser  meister- 
haften Übersetzung  entnommen. 
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,yAl8  Führer  hat  er,  seh'  ich,  immmerdar 

Nichtsnutz'ge  Leute;  ja,  war  Einer  Einen  Tag 

Achtbar,  so  ist  er  zwanzig,  Scharke  zwanzigfach; 

Man  ruft 'nen  Andern,  ärger  treibt  der's  hundertfach!"  (v.  176—179.) 

Jeder  will  „irgendwie  am  Gemeinbrei  mitlöffeln".  Mit  frivoler 
Ironie  erklärt  ein  plebejischer  Tartflffe,  dab  „nach  Kräften  mit  teil- 
nehmen mnfs  am  Vaterland  der  Gutgesinnte."  (392.) 

Dieser  Kommunismus  des  Mitgeniefsens  aus  fremder  Schüssel,  der 
aktive  Kommunismus  ist  diesen  Proletariern  schon  längst  in  Fleisch 
und  Blut  übergegangen.  Und  es  wird  ihnen  schwer  werden,  sich  den 
passiven  Kommunismus  —  Andere  mitgeniefsen  zu  lassen  —  anzu- 
gewöhnen. Die  Scene,  in  welcher  Abistophanes  uns  mitten  hinein  ver- 
setzt in  die  soziale  Liquidation,  berechtigt  zu  dieser  Vermutung.^) 

Ein  Biedermann  ist  beschäftigt,  seine  Siebensachen  zusanmienzu- 
tragen,  um  sie  auf  dem  Altar  der  Brüderlichkeit  darzubringen.  Ein 
anderer  Bürger  sieht  Jenem  verwundert  zu  —  er,  der  Schlauberger, 
lächelt  über  den  Narren,  welcher  thun  will,  „wie  das  Gesetz  es  befahl". 
Er  selbst  wird  sich  nicht  nach  dem  Beschluis  richten,  sondern  sich 
hüten,  auszuliefern,  ehe  er  gesehen  hat,  ob  die  Masse  auch  willens  ist, 
sich  dem  Beschlufs  zu  unterwerfen  {tcqIv  av  tdto  td  Ttkrjd^og  o  tl  ßov- 
Xevetai).  Er  meint:  sagen  werden  Alle,  sie  wollen  hergeben,  aber 
hergeben  in  Wirklichkeit  wird  Keiner.  Das  Gesetz  imponiert  ihm  nicht 
im  mindesten;  er  hat  nur  Respekt  vor  der  Macht,  die  jenem  die 
Fäuste  leiht  ^ 

Wider  Erwarten  finden  sich  aber  Dumme  genug,  welche  handeln 
wie  jener  Biedermann;  die  Ära  der  Gemeinschaft  beginnt  —  es  wird 
zum  frohen  Mahle  an  der  Staatstafel  geladen.  Darauf  hat  es  Niemand 
eiliger,  zum  Diner  zu  kommen,  wie  er.  Nun,  wo  es  an  das  Mitgeniefsen 
geht,  beruft  er  sich  auf  das  Gesetz,  welches  er  bisher  verhöhnt  hat. 
„Da  geh'  ich  freilich  auch  mit  hin!  Was  soll  ich  hier 
Stehen  bleiben,  wenn  der  Beschlufs  des  Volkes  so  es  meint." 

Jener  Biedermann  sucht  ihm  klar  zu  machen,  dafs  diese  Auffassung 
des  Kommunismus  doch  etwas  einseitig  sei  —  wenig  honett.  Darauf 
antwortet  er: 

„Mein  bischen  Armut  macht  nichts  aus."  Um  keinen  Preis  wird 
er  vom  Schmause  fernbleiben,  und  sollte  er  den  Dienern  die  Speisen 
aus  der  Hand  reifsen. 

Alles  vom  Staat,  Nichts  fUr  den  Staat.  Geben  von  dem  Seinen, 
das  ist  mit  nichten  nationaler  Brauch  (ov  yag  Tcargiov  xovt  iatlv, 
aiUta  kafißdveiy). 

1)  V.  735—883. 

2)  Sehr  charakteristisch  für  diese  im  Proletariat  lebende  brutale  Macht theorie 
sind  auch  die  Verse  806—808. 
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y,Nnr  nehmen  mnfs  man,  thnn's  doch  auch  die  Götter  so; 

Das  kannst  du  schon  an  den  Händen  ihrer  Statnen  sehen; 

Sobald  wir  beten,  Gutes  geben  möchten  sie  nns. 

So  stehen  sie  da  und  halten  die  offenen  Hände  hin. 

Als  wollten  sie  nicht  geben,  sondern  bekommen  was/' 
Der  attische  Proletarier  ist  ebenso  atheistisch  gesinnt,  wie  der 
moderne;  nnd  zur  Gottlosigkeit  ist  vollendete  Sittenlosigkeit  gesellt 

Wie  man  sich  die  Mittel  zum  Genüsse  erwirbt,  gilt  gleich.  Nur 
mit  so  wenig  Arbeit  als  möglich  —  wär's  auch  durch  gewerbsmäfoiges 
Denunzieren  oder  Meineidigen;  der  würdige  Gatte  der  Praxagora 
nennt  letzteres  sein  „täglich  Brot''  (v.  565). 

Mit  naiver  Schamlosigkeit  wird  diese  Fäulnis  zugestanden.  In  der 
Ekklesie  ist  dem  souveränen  Pöbel  gesagt  worden,  Hallunken,  Betrüger, 
Sykophanten  seien  sie  alle,  der  ganze  grofse  Haufe.  Darauf  Blepyros 
kttbl:„Wer  bestreitet  das?"  (v.  541.) 

Übrigens  kommen  auch  die  Weiber  keineswegs  viel  besser  weg 
in  der  Skizze  des  Dichters.  Bürgerin  Praxagora,  welcher  die  Herr- 
scherrolle zufällt,  ist  eine  überaus  schlaue  und  redegewandte,  aber  recht 
lockere  Dame.  Dafs  sie  mit  einem  Junker  eine  Liäson  hat,  findet  Ble- 
pyros durchaus  selbstverständlich;  er  zweifelt  nur,  ob  mit  einem  oder 
mehreren?  (v.  524 — 525.)  Und  auch  alles  Sinnen  und  Trachten  ihrer 
Genossinnen  kreist  um  galante  Abenteuer;  höchstens  die  Neigung  zum 
Schoppen  Thasierwein  macht  dem  Liebesspiel  Konkurrenz. 

„Dess'  Blume  sie  umduftet  lange  Zeit  das  Haupt; 

Doch  das  Andere,  schnell  verblüht,  verfliegt  im  Nu! 

Ja,  das  Schönste,  Götter,  das  AUerschönste  ist  der  Wein!"  (v.  1133  ff.) 
Wie  von  den  Männern,  so  wird  auch  von  den  Weibern  für  Geld 
Alles,  Nichts  ohne  Geld  gethan.  Wie  die  Bürger  nur  um  der  Groschen 
willen  die  Ekklesie  besuchen,  so  begründet  Bürgerin  Praxagora  ihren 
Besuch  bei  einer  Wöchnerin  mit  dem  dabei  zu  erwartenden  Gratu- 
lationstrinkgeld, (v.  551.) 

Viel  wird  man  sich  also  von  diesem  Wechsel  der  Herrscherrolle 
nicht  versprechen  dürfen.  Gevatter  Obrem  es,  welcher  dem  Ble- 
pyros von  dem  Zustandekommen  des  Beschlusses,  den  Weibern  das 
Regiment  zu  übergeben,  berichtet,  motiviert  die  Aktion  einfach  damit, 
dab  „dies  allein  noch  nicht  in  Athen  versucht  sei",  (v.  457).  Dieser 
Herr  hat  allerdings  eine  etwas  böse  Zunge.  Hören  wir,  wie  Praxa- 
gora die  Notwendigkeit  der  Gynäkokratie  begründet. 

Sie  hält  vor  den  Weibern  eine  Proberede,  welche  sie  dann  in  der 
Ekklesie  vorträgt.  Sie  spricht  also  das  Folgende,  als  Mann  verkleidet, 
zu  Männern  (v.  214  ff.). 

Die  Politik  der  Frauen  —  beginnt  sie  —  ist  weit  besser  als  die 
unsere.    Das  will  ich  beweisen!    Sie,  meine  Herren,  sind  alle  Ultra- 
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Fortschrittler!    Sie  kennen  keine  andere  Weisheit  als  Verachtung  des 
Herkömmlichen,  fortwährendes  Neuem!  Die  Damen  dagegen  sind  Muster 
und  Modelle  echt  konservativer  Gesinnung!    Denn 
„Erstens,  wie  Ihr  Alle  wUst, 
Warm  waschen  sie  die  Wolle,  nach  uraltem  Brauch, 
Die  Eine,  wie  die  Andere!    Keine  wird  man  auch 
Was  anderes  sehen  versuchen!  —  Würde  nicht  Athen 
Gar  bald  gerettet,  wollt  es  eben  darauf  sehn, 
Und  nicht  von  einer  neuesten  Art  zur  andern  gehn? 
Sie  setzen  sich  beim  Kochen,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  backen  Kuchen,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  quälen  ihre  Männer,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  halten  sich  Anbeter,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  gehn  nach  Leckerbissen,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  trinken  gern  ein  Schöppchen,  wie  in  alter  Zeit, 
Sie  lieben  sehr  das  Lieben,  wie  in  alter  Zeit,  • 

In  ihre  Hand  lafst,  Bürger,  des  Staates  Wohl  und  Ehr* 
Uns  legen  ohne  viel  Sprechen  und  Fragen  hin  und  her. 
Wie  sie  es  machen  werden;  nein,  uneingeschränkt 
Laust  sie  regieren  —  voll  Vertrauen!" 
Femer  aber  sind  die  Damen  f&r  gewisse  wichtigste  Gebiete  der 
Politik  vorzüglich  befähigt :  sie  sind  geborene  Diplomaten  des  Friedens, 
welchen  wir  alle  so  sehnlich  wünschen,  Finanz-  und  Handelsgenies, 
langjährig  geschulte  Geheimräte,   denen  Niemand  ein  X   flir   ein  U 
machen  wird. 

„Denn  bedenkt. 
Wie  erstens  sie  für  unsere  Krieger  ängstlich  sind. 
Um  vor  Gefahr  zu  hüten  jedes  Mutterkind; 
Wer  femer  sorgt  fUr  Nahrungsmittel  der  Mutter  gleich? 
Sich  Geld  zu  schaffen,  ist  die  Frau  an  Plänen  reich! 
In  ihrem  Amt  sich  täuschen,  läfst  sie  nimmermehr. 
Denn  selbst  zu  täuschen  ist  sie  gewöhnt  von  Jugend  her/' 
Mit  diesen  zugkräftigen  Gründen  —  und  sie  hat  deren  offenbar 
noch  andere  in  petto  „wohlfeil  wie  Brombeeren''  —  bestimmt  die  Praxa- 
gora  das  stärkere  Geschlecht  zur  Abgabe  des  Szepters. 

Abistophanes  läfst  uns  glauben,  dafs  der  Beschluis  fast  ohne  Wider- 
spruch durchgeht  Wenigstens  die  Städter  —  darunter  allerdings  die 
vielen  „blassen  Weber'*,  die  „Milchgesichter"  —  schreien  und  wiehern 
Beifall,  wie  sie  eben  alles  Nene  zu  beklatschen  gewohnt  sind.  Nur 
die  Bauern  toben  dagegen,  bleiben  aber  in  der  Minderheit  (v.  432 — 435). 
Kaum  noch  hat  der  Dichter  eine  so  unheimliche  Schärfe  der  Satire 
erreicht,  wie  da,  wo  er  den  Eindruck  schildert,  welche  diese  denkbar 
gröJste  Veränderung  des  Gemeinwesens  auf  den  Durchschnittsproletarier 
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Blepyros  ausübt.  DaCs  den  Weibern  jetzt  alle  die  Last  des  Begie- 
rens  zufällt,  er  selbst  mhig  im  Bette,  statt  auf  der  Pnyx  gähnen  kann, 
leuchtet  ihm  ein.  »,Nur:  für  Leute  unseres  Alters  fttrcht  ich  eins:  die 
Weiber  werden,  sind  des  Staates  Zttgel  in  ihrer  Hand,  uns  wider  WiUen 
zwingen  immer  ihnen  zu  Willen  zu  sein.^'  „Können  wir  es  denn  aber 
nicht,  so  geben  sie  uns  kein  Essen.''  (y.  465—470.) 

Es  ist  schwer  möglich,  einem  Volke  ein  grausigeres  Urteil  zu 
sprechen,  als  es  diese  zotigen  Verse  bergen.  — 

Die  Gynäkokratie  ist  errichtet    Praxagora,  zum  Archonten  gekflrt, 
bringt  den  Antrag  ein,  dafs  kflnftig  konsequenter  Kommunismus  be- 
stehen soll.    Sie  spricht  (y.  596  ff.): 
„Wie  mir  scheint,  muls  Alles  Gemeingut  sein,  teilnehmend  ein  Jeder 

an  Allem, 
Von  Gemeingut  Jeglicher  leben,  und  nicht  Der  reich  sein,  Jener 

ein  Bettler, 
Nicht  Der« viel  Felder  besitzen,  indels  für  ein  Grab  selbst  Jenem 

der  Platz  fehlt. 
Noch  von  Sklavem  ein  Heer  dem  dienen,  indefs  nicht  ein  Knecht 

Jenem  gehöret. 
Nein,  Jeglichem  werd'  ich  dasselbe  Geschick,  und  Gemeinschaft  Allen 
bereiten. 

So  schaff  ich  denn  erstens  den  Acker 

Zu  Gemeingut  um  und  das  sämtliche  Geld,  und  was  sonst  noch 

Jeder  Besitz  hat  — 
Aus  diesem  Gemeinschatz  werden  wir  Frauen  Euch  Männer  ernähren 

und  kleiden. 
Ihn  verwaltend  mit  Fleifs  und  mit  Sparsamkeit,  und  Rechnung  legend 
von  Allem!'' 
Man  hat  aus  dem  Zögern  der  Praxagora,  den  Plan  darzulegen, 
und  den  Worten  des  Chors,  welcher  etwas  begehrt,  das  „nimmer  ge- 
than''  und  „nimmer  erhört''  (v.  583),  schliefsen  wollen,  es  sei  Derartiges 
damals  ein  durchaus  Neues  gewesen.    Leicht  setzt  sich  an  diese  An- 
schauung  dann  die  Konsequenz  an,  es  könne  dieser  Kommunismus, 
welchen  Abistophanes  durch  das  Gesindel  der  „Ekklesiazusen"  ver- 
treten läfst,  nur  gegen  die  angeblich  ähnlichen  Phantasien  der  „Politeia" 
Platos,  die  Träume  eines  einsamen  Denkers,  sich  richten. 

Dabei  wird  aber  —  was  auch  einen  hflbschen  Beweis  giebt  für 
die  Leichtfertigkeit,  mit  welcher  sozialphilosophische  und  sozialpoli- 
tische Themata  aus  dieser  Zeit  vielfach  behandelt  werden  —  ganz 
übersehen,  dafs  Abistophanes  uns  ausdrücklich  sagt,  dab  seitens  der 
Demagogen  Projekte  der  „Theilung",  nur  keine  so  radikalen  aller- 
dings, in  die  Masse  geschleudert  wurden.  Wahrscheinlich  haben  sie 
den  Männern  der  äufsersten  Linken  überaus  häufig  gedient,  die  Gemäfsig- 
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teren  zn  übertrampfen  —  nicht  seltene  Stücke,  geprägt  im  Hirn  erlauch- 
ter Geister  wie  Piatos ,  sondern  gemeine  Scheidemünze  der  Helden 
der  Gasse. 

Gevatter   Ghremes   skizziert  den   Verlanf   der   Volksversamm- 
Inng  (y.  377  ff.).    Zuerst  tritt  ein  Bedner  anf,  welcher  sofort  hemnter- 
geschrieen  wird. 
jyNach  diesem  betrat  Eaaion,  der  geniale  Kopf, 
Die  Btthne;  anangezogen,  wie's  den  Meisten  schien. 
Er  selber  wenigstens  sagte,  'nen  Mantel  hab'  er  nicht; 
Und  hielt  'ne  höchst  populäre  Bede  folgender  Art: 

„Ich  sag'  68  Euch, 

Wie  Ihr  des  Staats  und  der  Bürger  Wohlfahrt  machen  könnt! 
Denn  leihn  um  die  Zeit  der  Wintersonnenwende  nur 
Die  Walker  einen  Mantel  Jedem,  der  keinen  hat, 
So  leidet  künftig  Keiner  von  uns  an  Schnupfen  mehr; 
Wer  nichts  von  Bett,  Steppdecke,  Schlafpelz  hat  daheim, 
Der  möge  reinlich  abgebadet  schlafen  gehn 
Bei  einem  Kürschner;  der,  wenn  er  ihm  in  Winterzeit 
Die  Thüre  weist,  drei  Pelze  Strafe  zahlen  mufs!'^ 

Blepyros: 
„So  wahr  Dionysos,  herrlich  das!    Und  wider  ihn 
Stimmt  sicher  niemand,  fügt  er  Folgendes  noch  hinzu: 
Es  soll  der  Vorkosthändler  drei  Bazionen  Brod 
Tags  jedem  Armen  reichen,  oder  es  gebt  ihm  schlecht: 
So  hätten  wir  doch  auch  von  Nausikydes  etwas !'' 
Der  zum  Schlufs  genannte  Nausikydes  war  ein  bekannter,  reicher 
Mehlhändler.  0 

Es  tritt  uns  hier  in  drastischem  Bilde  entgegen  ein  partieller  Kom- 
munismus, von  einer  „Bassermannschen  Gestalt'^  eigentlich  nur  fttr  sich 
selbst  gefordert,  in  der  Form  gedacht,  wie  sie  selbst  ihn  gerade  am 
notwendigsten  braucht,  aber  —  da  man  ja  nicht  wohl  auf  dem  Markt 
sagen  kann,  die  Wohlfahrt  des  Staates  und  der  Bürger  beruhe  darauf, 
daCs  Genosse  Euaion  einen  Bock  und  ein  Obdach  erbalte  —  sich  gebend 
als  eine  sozialpolitische  Maibregel  zu  Nutzen  aller  in  ähnlicher  Lage 
befindlichen  zerlumpten  Pennbrflder;  dann  freudig  aufgenommen  und 
erweitert  zum  Programm  der  täglichen  Brodausteilung  von  der  Masse 
der  Armen  und  Elenden.  Dafs  hier  ein  bestimmter  Grofskapitalist  nam- 
haft gemacht  ist,  dem  diese  neue  Art  von  „Liturgie''  angesonnen  wird, 
erinnert  etwas  an  die  Anekdote  von  1848,  da  die  zwei  Vagabunden  zu 
Botbschild  kamen,  um  mit  ihm  zu  „teilen''. 

Von  diesem  partiellen,  ad  hominem  berechneten  und  contra  homi- 


1)  Dbotsxn,  Anm.  zu  ▼.  427  der  Ekkles. 
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nem,  bezw.  einige  Unternehmerschiehten  —  Walker,  Kürschner  —  zu- 
gespitzten Eommanismns  bis  za  dem  ganzen,  alle  Güter  und  alle  In- 
dividuen in  Gemeinschaft  zusammenschlielsenden  Kommunismus,  wie 
ihn  Praxagora  vertritt,  ist  sicher  der  Übergang  nicht  blofs  einmal 
vollzogen  worden,  wenn  auch  die  Geschichte  die  Namen  der  Konse- 
quenten uns  verschweigt  und  nur,  in  ihrer  Laune,  den  des  bescheide- 
neren Herrn  Euaion  uns  meldet 

Wenn  dem  so  ist,  weshalb  läfst  sich  dann  Praxagora  so  lange 
nötigen,  ihr  kollektivistisches  Programm  zu  entrollen,  weshalb  muls  der 
Chor  eine  „nimmer  erhörte"  und  „nimmer  gethane'^  Reform  verlangen? 

Man  braucht  wahrlich  nicht  tief  in  die  Kniffe  dramatischer  Technik 
eingedrungen  zu  sein,  um  zu  sehen,  daJGs  Abistophanes  sich  dieser  Mittel 
nur  bedient,  um  seinen  Hieb  auf  die  Neuerungssucht,  welchen  er  hier 
anbringt,  desto  wirksamer  zu  schlagen,  desto  öfter  zu  wiederholen 
(v.  581  —  593).  Tritt  man  ohne  die  irrige  Anschauung,  als  ob  die 
Ekkles.  gegen  die  Politeia  zielten,  an  die  Stelle  heran,  so  kann  dies 
gar  nicht  zweifelhaft  sein. 

Das  Wühlen  gegen  die  Reichen,  das  Eröffnen  von  Perspektiven 
auf  eine  egalitäre  Umwälzung  der  Besitzverhältnisse  war  damals  en 
vogue,  und  nicht  minder  das  Thema  der  Frauenemanzipation  auf  poli- 
tischem wie  sozialem  Gebiet,  und  das  der  „freien  Liebe".  Akistophakes 
läfst  nur  die  Praxagora  nach  beiden  Seiten  hin  die  äuüsersten  Kon- 
sequenzen —  Gütergemeinschaft  und  -gleichheit,  Weiberherrschaft  und 
Weibergemeinschaft  —  ziehen,  um  die  „modernen"  Ideen,  welche  er 
als  begeisterter  Anhänger  der  „guten  alten  Zeit"  leidenschaftlich  habt, 
dem  Fluch  der  Lächerlichkeit  preiszugeben. 

Von  der  Weiberherrschaft  ist  im  Stück  nur  wenig  die  RedeO; 
sie  war  ein  zu  harmloser  Spuk,  um  daran  die  kostbaren  Pfeile  aristo- 
phanischen Witzes  zu  verschwenden.  Desto  unbarmherziger  werden 
Weibergemeinschaft  und  Gütergemeinschaft  aufs  Korn  genommen. 

An  die  Konsequenz  des  Freiheits-  und  Gleichheitsprinzipes  für  das 
Geschlechtsleben,  für  das  Verhältnis  zwischen  Mann  und  Weib,  hat  der 
groJse  Dichter  eine  seiner  grimmigsten  Satiren  gewandt. 

Einer  der  ersten  Einwände,  die  Blepyros  gegen  das  Projekt 
seiner  Gattin  richtet,  ist,  dafs  man,  wenn  das  Sondereigentum  aufhöre, 
kein  Geld  mehr  für  die  Mädchen  habe.  Mit  Vergnügen  vernimmt  er, 
dafs  es  dessen  gar  nicht  mehr  bedarf,  dafs  Jede  Jedem  kostenlos  ge- 
hört. Aber,  fragt  er  weiter,  wie  dann,  „wenn  sie  alle  nach  Einer,  nach 
der  Schönsten  im  Land,  wie  natürlich  gehen  und  sich  ihrer  zu  freuen 
verlangen",  und  umgekehrt  alle  Weiber  den  hübschesten  Mann  um- 
armen möchten?    Praxagora  räumt  die  Schwierigkeit  aus  dem  Wege, 


1)  Die  Haaptstelle  ist  bereits  oben  angeführt:  S.  378. 
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indem  sie,  dem  sonveränen  Gleich heitsprinzip  getreu,  die  Freiheit  in 
der  Liebe  beschränkt  und  einen  Beihedienst  der  Minne  anordnet.  Das 
Nähere  wiederzugeben,  gebt  nicht  an.  Aber,  wenngleich  im  höchsten 
Mafse  nnzttchtig,  es  sind  Scenen  von  grandioser,  verblüffendster  Komik, 
in  denen  Abistophanes  diesen  Konflikt  zwischen  libertö  und  ögalitö 
illustriert:  besonders  das  Finale  des  Stücks,  der  Streit  der  älteren  und 
ältesten  Damen  um  den  schmucken  Burschen,  welchen  sein  Schatz  so 
gern  für  sich  allein  haben  möchte,  —  was  aber  eben  dem  Grundsatz 
der  Gleichheit  widerspricht.  Niemals  hat  das  sexuelle  Utopien  gewisser 
Kommunisten  eine  so  durchschlagende,  niederschmetternde  Kritik  er< 
fahren  wie  hier;  schade,  dafs  unser  höher  entwickeltes  „Anstands- 
gefühl'^, richtiger  gesagt  unsere  eingelernte  Prüderie  uns  dies  siegreiche, 
befreiende  Lachen  über  so  „Menschliches"  nicht  mehr  gestattet 

Als  charakteristisch  für  die  Meinung  des  Abistophanes  über  die 
Geschlechter  erwähne  ich  nur  noch,  dafs  er  die  Sehnsucht  nach  diesem 
Paradiese  als  weit  dringender  bei  den  Weibern  wie  bei  den  Männern 
malt  Praxagora  befiehlt  mit  Diktatormiene,  dafs  den  Dirnen  und 
Sklavinnen  die  Konkurrenz  mit  den  attischen  Damen  um  Kypris  schönste 
Gunst  endgiltig  gelegt  werde  (v.  725  ff.). 

Wie  nimmt  nun  die  Bürgerschaft  die  Einftthrnng  der  Güter- 
gemeinschaft auf?  Eine  ernste  Opposition  erhebt  sich  gegen  dieses 
Schlaraffendasein  —  wir  werden  sofort  sehen,  wie  üppige  Bilder  die 
Phantasie  der  Praxagora  emporzaubert  —  nicht,  nur  der  dumm- 
schlaue Ehemann  bat  natürlich  0  einige  Einwände  (v.  609  ff.). 

Zunächst  meint  er,  es  würden  nicht  Alle  Alles  in  die  gemeinsame 

Kasse  ausschütten,  sondern  Mancher  werde  mogeln.     Darauf  beruhigt 

ihn  die  weitsichtigere  Gattin,  ganz  im  Gedankengange  der  Modernen 

sich  bewegend.    Was  gewinnt  er  denn,  wenn  er  nicht  einzahlt,  fragt 

sie.    Mehr  haben  als  Andere  bringt  ja  jetzt  keinen  Nutzen  mehr. 

Früher  allerdings  gab  der  Reichtum  Macht  über  die  Armut    Aber  jetzt? 

„Aus  Armut  thut  kein  Mensch  mehr  was,  denn  Alle  sie  haben  ja  Alles, 

Brod,  Kuchen,  Gemüs*,  Fleisch,  Fische,  Gewand,  Wein,  Kränze, 

Rosinen  und  Mandeln.^' 

Was  nützt  da  der  Betrug?  Darauf  Blepyros:  „Doch  betrügen 
auch  jetzt  die  gerade  zumeist,  die  das  Alles  in  Fülle  besitzen." 
Eine  Antwort,  die  leider  auch  heute  noch,  wenigstens  für  einen 
„compatriote'^  der  Herren  Baihaut,  Herz  u.  s.  w.  recht  zeitgemäb 
ist  Praxagora  entgegnet:  ja,  vordem,  Freund,  —  so  lange  wir 
noch  unter  dem  alten  verrotteten  Bourgeoisregime  lebten  und  durch 
dies  milieu  korrumpiert  waren.    Jetzt  aber  sind  Alle  ehrlich,  weil  Alle 


1)  So  klar  erweis'  Ichs  —  die  Vorteile  der  Gütergemeinschaft  nftmlich  »  dafs 
,,mein6m  Mann  selbst  nichts  zu  erwidern  möglich  ist"  sagt  Praxagora  (y.  572). 
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satt  sind,  Übersatt  an  Braten,  Wein  nnd  Liebe.    Alle  Genossen  leben 
dann  in  Friede  nnd  Eintracht 
,,Eein  Beateischneiden,  kein  Mifsgönnen  fremden  GIflcks, 
Kein  Nackt-  nnd  Blofsgehen,  kein  Verarmen,  keine  Not, 
Kein  Zank  der  Advokaten,  kein  Yerhaft  für  f&Uige  Schuld/' 
Darauf  Blepyros:  Wenn  aber  jemand  eine  Sobald  ableugnet?  — 
ein  Fall,  welcher  in  den  aristophanischen  Komödien  eine  bedeutsame 
Bolle  spielt. 

Aber  in  unserem  Staate,  widerlegt  ihn  Praxagora  —  wie  ein 
deutscher  Sozialdemokrat  es  thun  würde  —  wird  ja  gar  nicht  geborgt, 
kann  ja  nicht  geborgt  werden.  Denn  das  Priyatkapital ,  die  Quelle 
der  Ausbeutung  der  Besitzlosen,  ist  ja  aus  der  Welt  geschafft.  „Woher 
nur  hat  der  Verleiher  zu  leihen,  da  ja  Alles  zumal  doch  Gemeingut 
ist?    An  den  Tag  kommt's,  dals  er  gestohlen!^' 

Man  applaudiert  das  Argument;  aber  Blepyros,  der  Trottel,  ist 
noch  nicht  gesonnen,  den  prinzipiell  gepflegten  Widerspruch  gegen  das 
theure  Ehegespons  aufzugeben.  Er  will  weiter  wissen:  wie  ist's, 
wenn  ich  in  fröhlichem  Zustand  nach  Hause  kreuze  und  Einer  rempelt 
mich  an,  haut  mich?  „Ja,  da  stehen  die  Ochsen  am  Berge"  —  denn 
es  soll  ja  keine  Prozesse  mehr  geben,  ist  ihm  vorhin  gesagt  worden. 
Aber  Praxagora  findet  immer  einen  Ausweg:  Derartige  unbe- 
queme Genossen  werden  mit  einer  sehr  einfachen  Strafe  kirre  gemacht 
„Das  büÜBet  er  ab  mit  der  täglichen  Kost,  wenn  wir  die  ihm  gehörig 

beschneiden. 
So  wird  ihm  die  Lust  am  Prügeln  yergehn,  die  er  so  mit  dem  Magen 
gebttfst  hat.'' 
Doch  Blepyros  forscht  rastlos  weiter;  dieses  Strafsystem  der  franzö- 
sischen Gouvernante  —  „vous  n'aurez  point  de  dessert"  —  scheint  ihm 
offenbar  zu  milde,  um  die  bösen  Triebe  zu  zähmen.  Wie  ist's,  wenn 
Einer  meinen  Mantel  stiehlt?  Paletotmarder  scheint  es  damals  ziem- 
lich zahlreich  gegeben  zu  haben. 

Hier  bringt  die  unerschöpfliche  Praxagora  ein  anderes,  wiederum 
sehr  modernes  Argument  an: 

„Es  haben  ja  Alle  was  not  thut, 
Wes'  Mantel  man  will,  der  giebt  ihn  sogleich  freiwillig,  wozu  denn 

sich  zanken? 
Denn  er  geht  gleich  drauf  zum  Centralmagazin  und  holt  sich  da 
einen  noch  bessern!'' 
Der  Gatte  wird  dann,  was  ihn  sichtlich  betrübt,  belehrt,  dafs  man  auch 
nicht  mehr  sein  kleines  Spielchen  machen  könne.    Denn  woher  den 
Einsatz  nehmen?    Um  was  sollte  man  würfeln? 

Jetzt  erst  fragt  dieser  würdige  Familienvater,  wie  er  sich  denn 
künftig  die  Häuslichkeit  vorzustellen  habe?    „Auch  sie  sei  Allen  ge- 
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meinsam;  denn  die  Stadt  wird  Ein  Hans  bilden;  hinweg  wird  alles 
gebrochen,  dals  Jeder  znm  Andern  stets  frei  Zugang  hat''    Nun  aber 
die  Hauptsache,  wo  und  wie  wird  gespeist?    ,,Die  Gerichtshof  erst, 
dann  die  Hallen  und  Scharm  Efssäle  werden  sie  sämtlich.''   Was  machst 
du  mit  der  Tribüne?    „Da  stell'  ich  die  Kannen  nnd  Krüge  und  das 
Weinfals  hin."    Wo  finden  die  Verlosungen  statt?     Hier  wird  ange- 
spielt auf  die  athenische  Praxis,  gewisse  Beamtenstellen  zu  verlosen. 
Aber  wozu  noch  Beamte  in  diesem  Staate  vollster  Harmonie?    Praxa- 
gora  denkt  nur  an  die  Verlosung  der  Couverts. 
„Der  Herold  ruft:  die  von  Numero  A,  die  werden  sich  alle  gefälligst 
In  die  Königshalle  begeben  zu  Tisch ;  die  von  B  in  die  Halle  daneben, 
Die  von  Numero  G  in  die  untere  Stadt,  in  die  Halle  der  Mehl- 
magazine."   (V.  690  ff.) 
Wem  aber  das  Los  ftlr  den  Mittag  gar  nicht  herauskommt,  was 
geschiet  mit  diesem?    Selbstverständlich  giebt  es  hier  keine  Nieten, 
erwidert  Praxagora.    Der  Gatte  hat  vom  „Essen"  gesprochen,  sie 
korrigiert  ihn:  ein  „Schwelgen  beim  Mahl"  werde  es  sein. 

Aus  dem  Munde  der  Bttrgerin-Heroldin,  welcher  das  „madame  est 
servie"  spricht,  erhalten  wir  ein  anschauliches  Bild  dieser  Symposien. 
(V.  841  ff.) 
„Ihr  Bttrgerinnensöhne  —  denn  so  heilst  ihr  jetzt  — 
Auf,  eilet  zur  Begentin,  die  wir  eingesetzt. 
Damit  das  Glttck  des  Loses  Allen,  Mann  fttr  Mann, 
Verkünden  mOge,  wo  er  heute  speisen  kann. 
Es  sind  die  Tafeln  allzumal  bereitet  schon, 
Mit  Vliefis  und  Teppich  alle  Plätze  bebreitet  schon; 
Man  mischt  die  Becher,  reihentlang  stehn  hinterm  Tisch 
Die  Salbenmädchen;  schon  am  Feuer  ist  der  Fisch, 
Der  Hase  bratet,  und  der  Kuchen  im  Ofen  backt; 
Man  wickelt  Kränze,  und  die  Aschkastanie  knackt, 
Von  jungen  Mädchen  wird  ein  Sohnepfenbein  gehackt 


Auf,  auf,  geschwind;  man  bringt  das  Essen  schon  hinein! 

Ihr  braucht  nur  den  Mund  aufzumachen,  so  fliegt  es  drein!" 
Im  SchluTschor  wird  die  Hauptplatte  dieses  ersten  Freudentages  in 
ihren  Ingredienzen  ausgemalt  „Es  naht  ein  Frikassee  aus  Austern  — 
Sprotten  —  Muränen  —  Lampreten  —  Bregen  —  Trüffeln  u.s.  w."  kunst- 
reich bereitet  Man  sieht,  Frau  Praxagora  meint  es  noch  besser,  als 
FouBiEB  und  Cabet,  Bebel  und  Bellamy.  Und  keiner  der  späteren 
Sänger  vom  Lande  Schlaraffia  hat  die  Fülle  der  Genüsse,  welche  hier 
des  Bürgers  harren,  so  kurz  und  doch  so  deutlich  verkündet,  wie  hier 
Aristofhanes  in  unübertroffener  Originalität 
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Man  sieht  den  Blepyros  kommen,  am  zum  Diner  za  gehen;  er 
hat  sich  ans  irgend  welchem  Grunde  verspätet.  Daraof  die  Heroldin: 
„0  Herr^  dn  glttckgepriesener,  dreimalseliger !^'  Ich?  —  wieso,  fragt 
Blepyros.    Die  Heroldin  (v.  1145  ff.): 

,,Ja  Da,  bei  den  Göttern,  wie  keiner  der  Menschen  sonst! 

Wer  könnte  hochbeglückter  je  zu  preisen  sein 

Als  der  von  mehr  als  30  000  und  einigen 

Athenern  einzig  nicht  bereits  gegessen  hat!'' 
Doch  das  Schlufswort  gebührt  Frau  Praxagora,  welche  die  Reize 
dieses  Utopien  der  Güter-  und  Weibergemeinschaft,  wenn  auch  nicht 
mit  so  glänzender  Fointierung,  aber  in  dramatischer  Lebendigkeit  schil- 
dert (v.  696  ff.). 

„Wir  setzen  von  allem  so  Jeglichen  vor, 

Dafs  bespitzt  er,  das  Kränzlein  halb  auf  dem  Ohr 

Heimwandelt  — 

Und  die  Weibsen  in  Gassen  und  Gäfschen,  mit  Schrein 

Auf  Jeden  der  Kommenden  stürmen  sie  ein. 

Liebkosen  und  betteln,  bei  uns  kehr  ein! 

Wohlan  denn,  sagt  mir,  ob  es  Euch  gefällt?'' 
Und  aus  tiefstem  Herzen,  mit  dem  vollsten  Brustton  der  Überzeugung, 
schallt  ihr  entgegen  ein:  Jawohl,  Juchhe!!  — 

Zwei  Momente  aus  dem  Gedankenkreise  dieses  Kommunismas  sind 
noch  nachzutragen. 

Praxagora  beschäftigt  sich  mit  der  Frage,  wird  denn  diese  Ge- 
sellschaft in  ihrem  lustigen  Leibes-  und  Liebesleben  nicht  alle  Tapfer- 
keit einbüfsen,  wird  auch  von  Herrn  Blepyros  und  Genossen  einmal 
gerühmt  werden  können,  was  Pebikles,  in  jener  herrlichen  Leichenrede, 
an  den  Gefallenen  gepriesen  —  dafs  Niemand  von  ihnen  so  zäh  gehangen 
habe  an  den  guten  Dingen  dieser  Erde,  dafs  er  dem  Tod  fürs  Vaterland 
ausgewichen?^) 

Leise  nur  klingt  der  Ernst  des  Lebens  in  die  tolle  Lust  der  Posse 
hinein.  Die  Regentin  hat  auch  hier  gleich  das  Mittel  bei  der  Hand. 
Um  das  patriotische  Motiv  lebendig  zu  erhalten,  appelliert  sie  wieder 
an  das  Magenmotiv.    Nämlich: 

„Zum  Mahle  singen  die  Knaben  von  jedem  der  Männer, 

Den  preisend,  der  kühn  in  der  Schlacht  sich  bewährt,  dess'  spottend, 
der  feige  davonlief,  — 

Dafs  er  schamrot  nicht  sich  geselle  zum  Mahl!" 
Auch  im  modernen  Kommunismus  kehrt  ja  dies  Bestreben,  die 
adligen  Regungen  in  der  Menschenseele  wachzurufen,  —  beziehentlich 
die  Neigung  anzunehmen,  dafs  sie  im  Staate  der  Gleichheit  in  weit 

1)  Thukydides,  I.  42. 
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höherem  Grade  und  weit  allgemeiner  wie  heute  vorhanden  sein  würden  — 
wieder.  Aber  die  Aussicht,  von  der  Table  d'hote  weggespottet  zu  werden, 
als  Präventiymittel  gegen  die  Feigheit  —  das  ist,  glaube  ich,  später 
nicht  noch  „einmal  dagewesen^',  sondern  einzig  aristophanisch  gedacht. 

Und  nun  noch  Eines.  Dem  braven  B 1  e  p  y  r  o  s  erscheint  der  G  e  n  u  f  s 
überaus  plausibel,  aber,  fragt  er,  wer  soll  denn  die  Arbeit  thnn,  wer 
soll  das  Feld  in  Zukunft  bauen,  damit  diese  Gourmandisen  auf  den  Tisch 
seiner  Majestät  des  Volks  gelangen?   Sehr  einfach  —  sagt  Praxagora. 
„Das  bestellen  die  Sklaven;  für  Dich  bleibt 
Nur  das  eine  Geschäft,  wenn  der  Schatten  sich  streckt.  Dich  ge- 
schmückt zum  Gelag  zu  begeben."    (v.  657—658). 
Jedoch  wollen  die  Damen  so  liebenswürdig  sein,  selbst  für  die  Gar- 
derobe der  Herren  Sorge  zu  tragen. 

„Für  den  Anfang  habt  ihr  noch  die,  die  ihr  braucht. 
Und  in  Zukunft  weben  wir  neue."    (v.  660.)  — 

Es  wäre  eine  Sünde  wider  den  heiligen  Geist  der  Kunst,  wollte 
ich  nun  diesen  „luftigen,  zarten  Jungen"  der  aristophanischen  Muse  mit 
der  wissenschaftlichen  Ejritik  zu  Leibe  gehen  und  zeigen,  wie  verzerrt 
und  lückenhaft  das  Gemälde  ist,  welches  der  Dichter  dem  Kommunis- 
mus entgegenhält. 

Mir  kommt  es  in  dieser  Abhandlung  nur  darauf  an,  den  Gegensatz 
zwischen  diesem  Utopien  der  Ekkles.  und  dem  der  Politeia  zu  charak- 
terisieren. Kritisieren  will  ich  weder  jenes  noch  dieses.  Ehe  ich  aber 
zur  Schilderung  der  Politeia  mich  wende,  versuche  ich,  so  kurz  als 
möglich  das  Verhältnis  zu  bestimmen,  in  welchem  dieser  Kommunismus 
der  attischen  Proletarier  der  Ekkles.  zu  ähnlichen  Gebilden  der  Gegen- 
wart steht. 

Heute  wie  damals  kreist  das  politisch -soziale  Denken  der  Masse 
um  das  Phantom  einer  radikalen  Umgestaltung  der  Gesellschaft.  „Frei- 
heit und  Gleichheit",  „das  gröüste  Glück  der  gröfsten  Zahl"  —  die  Ära 
der  Konkurrenz  hat  nicht,  wie  einst  von  ihr  erhofft,  diese  indivi- 
dualistischen Ideale  verwirklicht;  nur  eine  Ära  des  Kollektivismus 
wird  „alle  Blütenträume  reifen". 

Aber  ein  Gegensatz  besteht  doch  zwischen  Dame  Praxagora 
und  z.  B.  den  Herren  Foubier  und  Bebel,  den  tapfem  Vorkämpfern 
der  Frauenemanzipation  und  der  Gütergemeinschaft 

Fast  alle  Züge  des  Programms  und  der  Begründung  decken  sich 
—  natürlich  müssen  wir  die  groteske  Maske  abstreifen,  in  welche  Abi- 
STOPHANES  die  Phantasien  des  attischen  Proletariats  gekleidet  hat.  Aber 
die  Beibehaltung  der  Sklaverei  im  Utopien  der  Antike? 

Fehlten  jene  Verse,  in  welchen  dem  attischen  Bürger  das  zwischen 
Essen  und  Schlafen  harmonisch  geteilte  Dasein  eines  Rentners  zuge- 
dacht wird,  so  könnte  man  meinen,  Bürgerin  Praxagora  und  Bürger 
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Blepjros,  der  qneen's  consort,  seien  die  lastigen  Ahnen  des  Gitoyen 
FouBiBR  und  des  Genossen  Bebel.  Jetzt  aber  wird  klar,  dab  eine 
direkte  Verwandtschaft  doch  nicht  besteht.  Zwar  sind  sie  yom  gleichen 
Stamme»  als  Sprossen  der  einen  grofsen  Ideenfamilie  des  Individnalisrnns. 
Aber  diese  Familie  ist  in  zwei  Linien  gespalten,  deren  eine  als  die  in- 
dividualistische Machttheorie,  deren  andere  als  die  individualistische 
Bechtstheorie  bezeichnet  werden  kann.^)  Dieser  attische  Kollektivis- 
mus gehört  der  ersteren,  der  moderne  der  zweiten  an. 

Die  Leutchen  der  Ekkles.  wissen  nichts  von  „Naturrechten''  oder 
„Menschenrechten",  während  die  moderne  liberal -kommunistische  Be- 
wegung darin  ihre  letzte  Wurzel  hat  Von  Natur  sind  die  Menschen 
gleichberechtigt,  Menschen  aller  Bässen  und  aller  Länder;  von  Natur 
ist  die  Erde  diesem  einen  Menschengeschlecht,  Geschwistern  von  einem 
Fleisch  und  Blut,  gegeben  zu  gemeinsamem  Besitz  —  das  sind  die 
Obersätze,  von  denen  John  Locke,  der  Stammvater  des  modernen  Frei- 
heits-  und  Gleichheitsprogramms,  ausgeht  —  Liberalismus  und  Kommu- 
nismus liegen  bei  ihm,  im  Keime,  friedlich  nebeneinander.  Diese  Idee 
des  einen  Menschentums  vereint  Locke  und  Bebel^),  Quesnay  und 
Pboüdhon,  A.  Smith  und  Bellamy.  Nur  die  Konsequenzen,  welche  ans 
dieser  gleichen  Grundanschauung,  dieser  gleichen  Thesis  eines  von  Natur 
dem  Menschen  als  Menschen  „Gerechten"  gezogen  werden,  differiercD. 

Praxagora  und  Blepyros  kümmern  sich  durchaus  nicht  um 
das  Gerechte.  Ihr  Kommunismus  wächst  nicht  wie  der  moderne  ans 
der  Rechts-,  sondern  aas  der  Machttheorie  hervor. 

Wieder  Kallikles,  im  „Gorgias",  und  der  Thrasjmachus,  in 
der  „Politeia",  das  „Recht"  des  königlichen  Individuum,  m.a.W.  die  rück- 
sichtslose Übung  der  thatsächlich  vorhandenen  Macht,  den  Schwann 
sich  zu  unterwerfen  und  zu  meistern,  vertreten,  so  auch,  allerdings  un- 
ausgesprochen, jenes  komische  Regentenpaar.  Nur  umgekehrt  übt  hier 
der  Schwärm  die  Macht  über  die  Minderheit  der  Gebildeten  und  Reichen. 

DüMMLEB^)  spricht  von  einer  „Raubtiermoral''  des  Kallikles  u.  s.w.: 
dem  aristokratischen  Wolf  ist  es  Dogma,  dars  er  die  Schafe  der  Pnyx 
zerfleischen  darf.  Hier  rotten  sich  die  Schafe  zusammen  und  zwingen  die 
Wölfe,  mit  ihnen  friedlich  zu  teilen;  aber  sie  teilen  nur,  soweit  sie  eben 
als  Bürger  von  Athen  mit  den  übrigen  Bürgern  teilen  müssen.  Sie  denken 
nicht  daran,  dafs  die  Sklaven  „gewissermafsen  auch  Menschen''  sind, 
sondern  fressen  behaglich  anf  der  von  fremder  Arbeit  gedüngten  Weide. 

Das  ist  der  grofse  Unterschied  zwischen  dem  modernen  und  dem 

1)  Vgl.  meinen  Artikel  „IndiTidaalismus'^  (Handwörterbuch  d.  Staatsw.  Bd.  lY. 
S.  567).  —  Ich  yerweise  auf  die  Yerse,  oben  S.  377. 

2)  Dafs  die  moderne  Sozialdemokratie  auch  mit  der  Machttheorie  operiert 
8.  „Individualismns^'  (S.  579). 

3)  F.  DüMHLBB,  Frolegomena  za  Piatos  Staat.   1891.  S.  61. 
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attischen  Eommnnismns,  wie  Asistophanes  ihn  malt;  er  hat  in  diesem 
Punkte  sicher  nicht  karrikiert 

DaÜB  damals  auch  die  Rechtstheorie  Gefolgschaft  hatte  und  die 
Sklaverei  als  ungerecht,  wenigstens  yon  Einzelnen,  empfunden  wurde, 
kann  hier  nicht  erörtert  werden. 

2.   Der  Sozialismus  der  platonischen  Politela» 

Über  wenige  Bücher  ist  so  unendlich  viel  geschrieben,  wie  über 
die  Politeia  Platos.  Allerdings  sind  keineswegs  Alle,  welche  yon  ihr 
reden,  zu  einer  genauen  Kenntnis  vorgedrungen.  ^)  Wer  aber  dies  grofs- 
artige  Werk,  welches  im  Leben  des  Philosophen  eine  ähnliche  Rolle 
gespielt  hat  wie  der  Faust  im  Leben  Goethes,  und  welches  daher 
naturgemäfs  manche  Ungleichheiten  der  Behandlung  und  wohl  auch 
Widersprüche  zeigt,  mit  Aufmerksamkeit  durchnimmt,  wird,  wenigstens 
was  die  politischen  Partien  anlangt,  auf  keine  ernsten  Schwierig- 
keiten und  Unklarheiten  stofsen.  Der  Gedankengang  der  fünf  ersten 
Bücher,  welche  für  mein  Thema  fast  ausschließlich  in  Betracht  kommen, 
ist  ein  überaus  einfacher,  durchsichtiger. 

Da  jedoch  die  sonderbare  Meinung,  dafs  die  Ekklesiazusen  mit 
ihrer  Satire  auf  Güter-  und  Weibergemeinschaft  gegen  die  Politeia 
zielen,  noch  immer  Vertretung  findet  —  selbst  seitens  hervorragender 
sozialökonomischer  Schriftsteller  2),  welche  doch  über  diesen  Punkt  in 
erster  Linie  zum  Urteil  berufen  wären  — ,  so  erscheint  eine  Skizze  des 
platonischen  Kollektivismus  und  seines  Motivs  nicht  überflüssig. 

Der  Philosoph  sieht  sein  Volk  im  trübsten  Lichte  —  zersetzt  von 
Parteiung,  von  allen  Dämonen  der  Zwietracht  gequält,  vom  Gifte 
schrankenloser  Selbstsucht  durchseucht.  Jeder  denkt  nur  an  sich  selbst, 
an  das  Vaterland  keiner.  „Der  Subjektivismus^'  —  ich  glaube,  dafs 
man  so  das  griechische  jynagavofila^^  eigentlich  Widergesetzlichkeit, 
Auflehnung  des  Subjekts  gegen  die  objektiven  Potenzen,  dem  Sinne 


1)  S.  unten:  S.  396  Anm. 

2)  „Dafs  der  platonische  SozialismuB  keine  blorse  Privatphaniasie  gewesen,  be- 
zeugt am  besten  schon  die  Polemik,  welche  Abistophanbs  in  den  Ekkles.  dagegen 
richtet.'*   (Robchbb,  Grundlagen  der  Nationalökonomie.  20.  Aufl.  S.  189.) 

Auch  in  dem,  speziell  den  „sozialen  Fragen*'  gewidmeten,  sehr  stoffireichen 
Buche  des  Historikers  Dbumaiik  heifst  es,  Abistophanbs  Komödie  sei  zwar  früher 
geschrieben  als  die  Politeia ;  „man  lernte  aber  die  Ideen  des  Philosophen  nicht  erst 
durch  seine  Schrift,  sondern  schon  durch  seine  Vorträge  kennen,  und  der  Dichter 
fand  darin  einen  willkommnnen  Stoff  zur  Ironie.  (W.  Dbümann,  Arbeiter  und  Kom- 
munisten in  Griechenland  und  Rom.    1860.   S.  133.) 

Ob  BüCHEB,  welcher  gegen  die  herkömmliche  „Unters chätzung  der  Macht  kom- 
munistischer Ideen  auf  ein  materiell  gedrücktes  Proletariat*'  Front  macht,  eine  Be- 
ziehung der  Ekkles.  auf  die  Politeia  annimmt,  ist  mir  nicht  klar  geworden.  (BüCEmB, 
Aufstände  der  unfreien  Arbeiter  von  143—129  v.  Chr.  1874.  S.  16.) 
Zeitsohr.  f.  Litt.  n.  Gesch.  d.  Staatsw.  I.  26 
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nach  am  besten  überträgt  —  ,,nlBtet  sich,  in  gefälligem  and  scheinbar 
harmlosem  Gewände,  zunächst  still  und  verschwiegen  ein  in  die  sitt- 
lichen Anschaunngen  der  Indiyidnen;  dann  schon  kecker  geworden,  tritt 
er  in  das  Treiben  des  Verkehrs  hinans,  nnd  schließlich  wendet  er  sich 
mit  gewaltiger  Frechheit  gegen  Gesetze  und  Einrichtangen  des  Staats, 
bis  er  zuletzt  alles  im  persönlichem  und  im  OflFentlichen  Leben  umge- 
stürzt hat."   (IV,  4.) 

Diesem  historischen  Gemeinwesen,  in  welchem  die  Teile  das  Ganze 
zerstören,  feindlich  widereinander  und  feindlich  dem  Staate,  hält  Plato 
das  für  ihn  ideale  Gemeinwesen  entgegen,  in  welchem  die  volle  Har- 
monie der  Teile  mit  dem  Ganzen  erreicht  werden  soll  —  dem  Staat  der 
Wirklichkeit,  der  Ausgeburt  des  In  di  vi  dualprinzips,  den  Staatseiner 
Träume,  in  schroffster  Eonsequenz  aus  dem  Sozialprinzip  konstruiert. 
Teils  in  Anlehnung  an  pythagoreische  Maximen,  teils  anknüpfend  an 
Bestände  des  spartanischen  Lebens,  teils  in  freier  schöpferischer  Arbeit 
der  Phantasie  entrollt  er  ein  soziales  Gemälde,  welches  auf  den  Grnnd- 
ton  der  schlechthinnigen  Hingabe  des  Subjekts  an  die  Gesellschaft  ge- 
stimmt ist 

Wie  soll  dies  ideale  Wesen  erstehen?  Der  Teufel  soll  zuerst  da 
gebannt  werden,  wo  sein  Spiel  am  schlimmsten  wirkt,  —  im  Kreise  der 
leitenden  Schichten. 

Athen  kannte  kein  fachmännisch  geschultes,  lebenslängliches,  aus- 
kömmlich besoldetes  und  versorgungsberechtigtes  Beamtentum,  wie  wir. 
Durch  Wahl  oder  Los  wurden  die  Stellen  besetzt.  Kreaturen  der  Partei, 
deren  Gunst  sie  emporgetragen,  nach  Ablauf  der  Amtsperiode  wieder 
in  das  Privatleben  zurücktretend,  sorgten  begreiflicherweise  diese  Be- 
amten —  wie  heute  etwa  die  Funktionäre  der  groüsen  transatlantischen 
Republik  —  mehr  für  das  Interesse  der  Fraktion,  sowie  das  eigene  Ich 
und  Eigen,  als  für  das  Wohl  des  Staates.  Hier  will  Plato,  mit  einem 
tiefen  Schnitt  eingreifend,  eine  Radikalkur  des  wunden  sozialen  Kör- 
pers bewirken.  Ein  technisch  tüchtiges  und  sittlich  tadelloses  Beamten- 
tum soll  geschaffen  werden. 

Wie  er  die  Erziehung  der  „Weisen"  und  der  „Wächter",  die  fach- 
männische Vorbildung,  deren  sie  bisher  entbehrten,  sich  denkt,  kann 
hier  übergangen  werden. 

Die  sittliche  Vollkommenheit  glaubt  er  —  abgesehen  von  den 
pädagogischen  Praktiken  —  dadurch  einpflanzen  zu  können,  dafs  er 
ihnen  bestimmt,  in  Güter-  und  Weibergemeinschaft  zu  leben. 

Ihnen  soll  verwehrt  sein,  etwas  ihr  Eigen  zu  nennen  —  weder 
Hab  und  Gut,  noch  Weib  und  Eand  darf  ihnen  gehören.    Weshalb? 
Damit  sie   nicht  durch   ihr  Sonderinteresse  an  Sondereigentum   und 
Sonderfamilie  abgezogen  werden,  wie  bisher,  von  der  einzigen  Sorge . 
für  das  Vaterland. 
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Da  sie  nicht  besitzen  nnd  erwerben  dürfen,  so  wird  ihnen  der 
Unterhalt  von  den  übrigen  Bürgern  geliefert,  m.  a.  W.  sie  beziehen 
Gehalt,  nnd  zwar  nur  so  viel,  als  sie  brauchen  für  des  Lebens  Nah- 
rung nnd  Notdurft.  Nur  an  Eonsummitteln  —  modern  gesprochen  — 
sollen  sie  Eigentum  haben,  nicht  mehr  an  Produktionsmitteln. 

Die  herrlichen  Sätze  am  Schlufs  des  Buches  lU  sprechen  das 
Motiy  dieser  „Gütergemeinschaft^^  und  ihr  Wesen  so  klar  aus  wie 
nur  denkbar. 

Von  dem  Leben  der  „Wächter"  0  —  ein  Leben  „für  Krieger,  nicht 
für  Geldleute"  (lU.  22.  p.  416)  —  heilst  es:  „Es  soll  Keiner  über  irgend 
etwas  als  sein  Eigentum  verfügen,  wofern  es  ihm  nicht  ganz  unent- 
behrlich ist ;  ferner  soll  Keiner  ein  Haus  oder  Vorräte  haben,  zu  denen 
nicht  jedermann  der  Zutritt  freistünde." 

„Alles  zum  Leben  Erforderliche  aber  —  was  mäfsige  und  tapfere 
Soldaten  brauchen  —  sollen  sie  ratenweise  von  den  übrigen  Bürgern 
empfangen  als  Lohn  für  ihre  Dienste,  und  zwar  in  solchem  Mafse,  dafo 
sie  weder  für  das  Jahr  etwas  übrig  haben,  noch  Mangel  leiden;  und 
gemeinsame  Mahle  sollen  sie  halten  und  gemeinsam  leben  wie  in  einem 
Kriegslager." 

„Gold  und  Silber  aber  —  soll  man  ihnen  sagen  —  haben  sie, 
durch  Götter  Gnade,  ein  Geschenk  der  Götter  2),  immer  genug  in  ihrer 
Seele  und  bedürfen  des  sterblichen  nicht;  auch  sei  es  eine  Sünde,  den 
Besitz  jenes  göttlichen  mit  dem  des  sterblichen  Metalles  zu  vermischen 
und  zu  besudeln;  denn  viel  Schlechtes  sei  mit  dem  gemeinen  Gelde 
geschehen,  während  das  Göttliche  in  ihnen  unbefleckt  sei." 

„Ihnen  allein  im  Gemeinwesen  soll  nicht  erlaubt  sein,  Gold  und 
Silber  in  die  Hand  zu  nehmen,  unter  einem  Dache  mit  ihm  zu  weilen 
es  an  sich  zu  hängen,  daraus  zu  trinken." 

„So  können  sie  erhalten  werden  und  das  Gemeinwesen  wird  er- 
halten. Wenn  sie  aber  eigenes  Land  und  Häuser  und  Geld  besitzen, 
so  werden  sie  Landwirte  und  Hauswirte  (und  Geldleute)  sein, 
statt  Wächter;  und  sie  werden  den  übrigen  Bürgern  feindliche  Herren 
sein  statt  treue  Helfer,  und  werden,  hassend  und  gehafst,  Nach- 
stellungen bereitend  und  erleidend  ihr  ganzes  Leben  verbringen,  viel 
öfter  und  mehr  die  Innern,  als  die  äufsern  Feinde  fürchtend.  So 
werden  sie  selbst  ganz  nahe  am  Bande  des  Verderbens  sich  bewegen, 
und  mit  ihnen  das  Gemeinwesen."    (HL  22.  p.  416.  417.) 

Es  bedarf  keiner  weiteren  Gitate,  um  zu  erkennen,  wie  unglaublich 

1)  Auseinanderzusetzen,  welche  unterschiede  bezw.  Ähniichkeiten  zwischen 
dem  Leben  der  „Wächter"  und  dem  der  „Weisen"  bestehen  sollen,  ist  für  mein 
Thema  überflüssig. 

2)  Vgl.  Bach  III.  21.  p.  415.  Diese  Stelle  ist  sehr  wichtig  als  Beleg  gegen 
die  irrige  Anschauung,  als  ob  Flato  ein  Kastenwesen  beabsichtige. 

26* 
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thöricht  die  immer  wieder  erzählte  Fabel  ist,  welche  aus  Plato  einen 
Vorläufer  der  modernen  Eommonisten  macht!  Nicht  durch  radikale 
Interpretation  von  „Freiheit  und  Gleichheit^'  gelangt  er  zur  Forderung 
der  Gütergemeinschaft;  nichts  liegt  ihm  femer,  als  die  Idee  der  Sou- 
veränität des  Individuum.  Allerdings  hat  er  Nachfiahren  gehabt  —  nur 
heifsen  sie  nicht  Bellamt  und  Bebel,  sondern  u.  a.  Geeoor  VIL 
und  St.  Fbancisgüs.  Ein  „militärischer  Monachismus'*  wird  hier  ge- 
zeichnet, wie  Salvioni  (a.  a.  0.)  einmal  treffend  sagt;  der  Unterschied 
ist  nur,  dais  die  Mönche  Platos  Weiber  haben.  Sehen  wir  uns  die 
„ Weiber gemeinschaft'^  an. 

Nachdem  der  Sokrates  des  Dialogs  die  Forderung  aufgestellt  hat, 
dafs  die  Weiber  der  Wächterklasse  mit  den  Männern  gemeinsam  als 
eine  grolse  Familie  leben  sollen,  —  dafs  keine  Sonderhaushalte  sich 
auslosen,  dab  die  Kinder  gemeinsam  seien,  „kein  Vater  sein  Kind 
kenne,  noch  ein  Kind  seinen  Vater'' ^)  — ,  regt  er  die  Frage  an,  ob 
denn  nicht  aus  diesem  steten  Beisammensein  der  Weiber  und  Männer 
eine  zügellose  geschlechtliche  Vermischung  folgen  werde?  Keineswegs, 
erwidert  er;  so  sei  die  „Weibergemeinschaft"  nicht  im  Entferntesten 
gedacht.  Vielmehr  würde  die  Regierung  allen  nicht  legalisierten 
geschlechtlichen  Umgang  als  „Sünde"  gegen  den  Staat  ansehen  und 
verbieten.  Kinder,  welche  unter  Übertretung  des  Sexual-Codex  gezeugt 
sind,  nennt  Sokrates  „eine  Frucht  der  Finsternis  und  schwerer  Un- 
keuschheit". ») 

Nichts  von  „freier  Liebe"*)  —  sondern  der  Staat  wird  „heilige 
Hochzeiten"  anordnen,  ihre  Zahl  so  bestimmen  und  die  Paare  so  ver- 
einen, wie  es  im  Interesse  der  Erzielung  eines  möglichst  vortrefflichen 
Beamtennachwuchses  sich  gebiete.^) 

Gleichwie  der  Privatmann,  welcher  z.  B.  Pferde  oder  Jagdhunde 
oder  Geflügel  habe,  nur  die  kräftigsten,  im  zeugungsfähigsten  Alter 
befindlichen  Exemplare  zur  Zucht  zulasse,  so  soll  hier  der  Staat  eine 
verständige  Selection  bewirken.  Wie  die  besten  Hengste,  so  sollen  auch 
die  tüchtigsten  Krieger  recht  oft  zur  Zucht  verwandt  werden  —  an- 
geblich als  Prämie  für  ihre  Tapferkeit  und  sonstige  Tugenden,  in  Wahr- 
heit aber,  „damit  unter  diesem  Vorwand  möglichst  viele  Kinder  von 
diesen  gezeugt  werden."^) 

1)  V.  7.  p.  457. 

2)  V.  9.  p.  461. 

3)  Nur  die  Paare,  welche  über  das  zeugungsfähige  Alter  hinaus  sind,  genieCsen 
diese.    Die  Staatsraison  ist  dabei  nicht  weiter  beteiligt    (Ebenda.) 

4)  y.  8.  p.  460.  Es  sollen  allerdings  die  W&chter  selbst  von  dieser  Ehepolitik 
nichts  merken,  sondern  die  Regierung  die  Auswahl  möglichst  schlau  —  mit  „viel 
List  und  Betrug''  bewerkstelligen;  sonst,  fürchtet  Plato,  wird  in  der  „Heerde  der 
Wächter*'  Zwist  entstehen. 

5)  V.  9.  p.  460.    cf.  459. 
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Damit  „die  Heerde  möglichst  vorzüglich  werde'S  sollen  femer  nar 
die  Kinder  anfgezogen  werden,  welche  gut  geraten ;  die  übrigen  werden 
ausgesetzt    So  wird  die  Basse  kräftig  erhalten. 

Sofort  nach  der  Geburt  werden  die  des  Lebenbleibens  gewürdigten 
Kinder  in  ein  Ammenhaus  gebracht.  Die  ^^Wächterinnen^^-Mütter  nähren, 
wenn  thnnlich,  selbst  —  aber  „jede  Vorkehrung  ist  zu  treffen,  dafs 
keine  ihr  Kind  sehe''.  Die  übrigen  Mühen  der  Säuglingspflege  fallen 
den  Sklavinnen  —  oder  bezahlten  Wärterinnen?  —  zu. 

„Du  machst  den  Frauen  der  Kriegerklasse  das  Kinderbekommen 
gar  leicht/'  wird  dem  Sokrates  gesagt.  „So  gebtthrts  sich  auch/'  er- 
wiedert  er. 

Auf ser lieh  sind  wieder  manche  Analogien  mit  sozialdemokra- 
tischen Zukunftsbildern  vorhanden.  Dem  Wesen  nach  aber  istPLATO 
keineswegs  der  Vorläufer  der  kommunistischen  Apostel  von  heute  — 
sondern,  wenn  man  darauf  hält,  Jemanden  zu  finden,  welcher,  aller- 
dings unbewuijst,  in  Platos  Spuren  wandelt,  so  ist  es  der  brutale  Ar- 
tilleristengeneral vom  IS.Brumaire,  Herr  Bonapabte,  mit  seiner  Neigung 
für  Findelhäuser  und  seiner  Lobpreisung  der  Frau,  welche  die  meisten 
Söhne,  künftige  Bekruten,  geboren.  — 

So  soll  jedes  Band  der  Zuneigung  zwischen  Eltern  und  Kindern 
zerschnitten,  oder,  richtiger  ausgedrückt,  erwirkt  werden,  dafs  ein  sol- 
ches Gefühl  gar  nicht  entstehe.  Alle,  männlichen  wie  weiblichen,  In- 
dividuen der  Beamtenklassen  sollen  sich  als  eine  grofse,  dem  Dienste 
des  Staates  geweihte  Familie  betrachten.  Sie  werden  leben  —  sagt 
Sokrates  —  „in  voller  Gemeinsamkeit  von  Lust  und  Leid"  0  —  wäh- 
rend die,  welche  ein  eigen  Heim  haben,  durch  „eigene  Freude  und 
eigene  Schmerzen"  untereinander  in  der  Familie  verbunden.  Andern 
aber  fremd  würden.  — 

In  Summa:  Plato  wehrt  einer  Anzahl  von  Individuen  das 
Sondereigentum  und  das  Sonderleben  im  eigenen  Heim,  damit  die  „gol- 
denen" und  „silbernen"  Seelen,  deren  der  Staat,  das  soziale  Ganze 
bedarf,  nicht  verdorben  werden  durch  Beichtum  und  abgezogen  werden 
von  ihrem  Dienste  durch  Familieninteresse.  Nur  dieser  Minderheit, 
welche  für  das  Vaterland  sich  opfern  mufs,  wird  der  Kollektivismus 
als  lästige  Pflicht  auferlegt;  die  übrigen  Bürger  sollen  besitzen  und 
erwerben  dürfen.    Ich  komme  hierauf  sofort  zurück. 

Es  wird  dem  Sokrates  die  Frage  gestellt,  wie  er  sich  denn  vertei- 
digen werde  gegen  den  Vorwurf,  dais  er  die  „Wächter"  doch  gar  nicht 
glücklich  mache.  Sie,  die  doch  den  ersten  Bang  im  Staate  einnehmen  ^), 
genössen  nichts  Gutes  in  ihm  —  „wie  die  Andern,  welche  Gold  und 

1)  V.  10.  p.  462;  12.  p.  464. 

2)  Vgl.  V.  13.  p.  465:  Sie  könnten  alles  Eigentum  der  Bürger  haben  —  als  die 
Stärkeren  —  and  haben  nichts. 
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Silber  und  Äcker  besitzen  und  schöne  Wohnnngen  nnd  Inxnriöse  Möbel, 
—  welche  den  Göttern  eigene  Opfer  bringen  und  ein  gastfreies  Haus 
fuhren'^  Vielmehr  gleichen  sie  bezahlten  Löhnem,  welche  nichts  thun 
dürfen,  als  ihrem  Wachtbemf  obliegen.  ^) 

Darauf  Sokrates:  Jawohl;  und  sogar  nur  um  die  Kost  dienen  sie, 
nicht  einmal  Geld  dürfen  sie  dazu  empfangen;  sie  können  nicht  einmal 
eine  Reise  unternehmen,  oder  einem  Schätzchen  etwas  schenken,  noch 
sonst  irgendwelche  Ausgaben  sich  leisteu,  dergleichen  diejenigen  machen, 
welche  für  glücklich  gelten.  Wie  er  sich  yerteidigen  werde?  Nun  — 
bei  seinem  Entwurf  habe  er  nicht  das  im  Auge,  irgend  eine  Gruppe 
besonders  glücklich  zu  machen,  sondern  so  weit  als  möglich  das  so- 
ziale Ganze.  Wenn  dies  das  Prinzip  der  Konstruktion  sei,  so  müsse 
sich  jeder  Teil  mit  dem  Mafs  von  Glück  zufrieden  geben,  welches  seine 
Funktion  im  gesellschaftlichen  Organismus  ihm  zu  gewähren  gestatte. 
„Wir  haben  jedem  Teile  gegeben,  was  ihm  entspricht,  und  dadurch  das 
Ganze  schön  gestaltet.''  ^)  Was  liegt  am  Glück  der  beamteten  Schicht  — 
Athen  blüht  empor! 

Die  Masse  des  Volks,  welche  an  der  Leitung  keinen  Anteil  habe, 
möge  glücklich  sein.  Es  ist  nicht  notwendig,  sie  seinem  so  unbehag- 
lichen Training  zu  unterwerfen,  wie  die  „zähen  und  magern  Hunde'', 
die  Wächter. 

„Wenn  z.  B.  Schuster  schlecht  und  liederlich  sind  und  sich  für 
solche  ausgeben,  ohne  es  zu  sein,  so  ist  das  für  den  Staat  nichts 
gefährliches." 

„Wenn  aber  die  Wächter  der  Gesetze  und  des  Volks  nicht  in  Wahr- 
heit „Wächter"  sind,  so  werden  sie  den  Staat  von  Grund  aus  ver- 
derben." .  .  .  „Wer  sie  zu  Grundbesitzern  macht  und  fröhlichen  Ge- 
niefsem,  als  wären  sie  bei  einem  Volksfeste, ...  der  mufs  etwas  anderes 
im  Auge  haben,  als  die  Bildung  des  besten  Gemeinwesens."^) 

Wenn  dieses  „grofs  und  schön  dasteht,  so  mögen  wir  es  der  Natur 
überlassen,  wie  sie  jeder  Gruppe  ihren  Anteil  am  Glück  zumilat"  ^) 

Übrigens  —  meint  Sokrates  —  sind  die  Wächter  in  Wahrheit  doch 
glücklich  zu  nennen. 


1)  IV.  1.  p.  420. 

2)  lY.  1.  p.  420.  Die  Stelle,  die  ich  hier  nicht  ganz  aosBchreiben  mag,  enthält 
eine  der  plastischsten,  konkretesten  Formulierungen  der  „organischen**  Sozialtheorie. 

3)  Die  Stelle  ist  dem  Wortlaut  nach  unklar ;  der  Sinn  kann  nicht  zweifelhaft 
sein,  scheint  mir. 

4)  lY.  1.  Schiurs.  Auch  diese  Stelle  enthält  eine  flberaus  klare,  nur  hier  ab- 
strakt gefafste  Formulierung  der  „organischen"  Sozialtheorie.  Cf.  die  Wiederholung 
V.  13  p.  465,  und  Y.  4  p.  453  ff.  die  breite  AusfQhrung  Aber  die  der  weiblichen  Natur 
entsprechende  Funktion  im  sozialen  Organismus.  So  interessant  diese  AuBfflhrung 
auch  ist,  so  würde  doch  eine  Analyse  derselben  das  hier  behandelte  Thema  nicht 
fördern.    Ich  übergehe  sie  daher. 
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yySie  werden  ein  seliges  Leben  führen^  noch  seliger  als  die  olym- 
pischen Sieger."  Denn  ihr  Sieg  ist  schöner,  ihr  Lohn  glänzender.  „Denn 
der  Sieg,  den  sie  siegen,  ist  die  Wohlfahrt  des  ganzen  Gemeinwesens, 
und  zum  Lohn  ihres  Verdienstes  nm  das  Gemeinwesen  werden  sie  und 
ihre  Kinder  mit  allem  bekränzt,  dessen  sie  bedürfen  —  im  Leben  ge- 
nießen sie  Auszeichnung  von  ihren  Mitbürgern,  im  Tode  wird  ihnen 
eine  ehrenvolle  Bestattung." 

Ob  das  nicht  ein  Dasein  sei,  weit  herrlicher  als  das  der  dem 
Erwerb  und  Genufs  nachjagenden  Schichten?  Ein  Leben,  welches  sehr 
wohl  den  Vergleich  aushalte  mit  dem  der  Geldleute  nnd  Grundherrn? 

Allerdings  dürfe  man  nicht  „eine  unverständige  und  knabenhafte 
Vorstellung  vom  Glück"  hegen  0  —  man  dürfe  nicht  den  Genuls  attischen 
Backwerks,  syrakusischer  Diners,  sizilischer  Delikatessen,  korinthischer 
Mädchen  als  der  Güter  höchste  schätzen  — ,  sondern  das  Glück  finden 
in  dem  Bewuistsein  der  Pflichterfüllung. 

Derart  zu  denken,  würden  aber  die  Wächter  von  Jugend  auf  er- 
zogen, und  so  würden  diese  „zähen  und  magern  Hunde"  im  Grunde 
glücklicher  sein  als  die  übrigen,  die  sich  materieller  Güter  freuen  dürfen. 

Jedoch  soll  auch  in  dieser  niedem  Welt  der  nur  ihrem  Sonder- 
interesse fröhnenden  Landwirte,  Handwerker  u.  s.  w.  keine  schranken- 
lose Differenz  des  Reichtums  und  der  Armut  statthaben.  Denn  das 
soziale  Interesse  würde  dadurch  gefährdet. 

Ein  Handwerker,  welcher  zu  reich  geworden,  wird  sich  des  Hand- 
werks nicht  mehr  annehmen  wollen,  wird  faul  und  nachlässig  werden. 
Und  umgekehrt  ein  zu  Armer,  welchem  die  Mittel  fehlen,  sich  mit  den 
nötigen  Werkzeugen  auszurüsten,  wird  schlechte  Ware  liefern  und  seine 
Söhne  mangelhaft  ausbilden.  ^)  „Reichtum  erzeugt  Üppigkeit,  Trägheit 
und  Unzufriedenheit,  Armut,  aulser  der  Unzufriedenheit  noch  gemeine 
Denkart  und  mangelhafte  Leistungen." 

Und  weiter:  der  Gegensatz  zwischen  Reichtum  und  Armut  zerklüftet 
den  Staat.  Ein  Gemeinwesen,  welches  zu  grofse  Besitzeskontraste  ein- 
schliefst, ist  im  Grunde  nicht  eines,  sondern  zwei  —  das  eine  der  Armen, 
das  andere  der  Reichen.  3) 

Dieser  Gedanke,  hier  nur  flüchtig  angeschlagen  ^),  ist  dann  in  den 
„Gesetzen"  breit  ausgeführt  worden.  — 

Ich  habe  versucht,  im  Vorigen  die  „Quintessenz  des  Sozialismus" 
Platos,  wie  er  in  der  „Politeia"  sich  darstellt,  zu  ziehen.  Alles  Neben- 
sächliche ist  übergangen,  aber  mir  scheint,  dafs  diese  kurze  Skizze 

1)  V.  13.  p.  465—466. 

2)  iV.  2.  p.  421. 

3)  IV.  2.  p.  422. 

4)  Über  die  souveräne  Stellung  der  Regierung  des  platonischen  Staates  auf  wirt- 
schaftlichem Gebiet  vgl.  IV.  4—5.  p.  425-427. 
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genügt,  um  zu  beweisen,  dafs  man  diese  —  partiell  —  kollektivistische 
Sozialtheorie  der  „Politeia"  bezeichnen  mnJs  als  die  verrnntlich  erste  nnd 
bisher  schroffste  der  Theorien,  welche  das  Sozialprinzip  ins  Extrem 
treiben  —  welche  eine  unbedingte  Negation  des  Indiyidnnms,  soweit  das 
soziale  Ganze  deren  bedarf,  fordern.  Sie  ist  das  Prototyp  aller  sozia- 
listischen, d.  h.  extrem  anti-individnalistischen  Theorien  — 
nnr  die  gröbste  Oberflächlichkeit  kann  in  ihr  das  Prototyp  der  kom- 
munistischen, d.  h.  extrem  individualistischen,  die  unbedingte 
Bejahung  des  Individuums  fordernden  Theorien  erblicken.  0 

1)  „Von  dem  Angenblicke  an,  da  der  Mensch  genag  Eoltur  besafs,  um  von 
der  sozialen  Ungleichheit  befremdet  zu  sein  .  .  .  mufsten  notwendig  sozia- 
listische Reformgedanken  in  seinem  Geiste  entstehen  .  .  .  Das  vollendetste  Master 
dieser  Utopien  ist  .  .  die  Republik  Platos.  (Layblbyb,  Soziale  Parteien  der  Gegen- 
wart, S.  5). 

Der  mit  seiner  Wissenschaftlichkeit  prahlende  (S.  2)  anonyme  Verfasser  der 
„Schlaraffia  politica''  beschreibt  dagegen  „die  Eigenart  dieses  Kommunismus"  Platos 
folgendermafsen : 

„Den  Nutzen  des  Gemeinschaftseigentums  haben  doch  nur  die  Krie- 
ger, diese  ausgewählte  Herde.  Sie  werden  vom  Staate  erhalten,  und  damit  sie  dem 
friedlichen  Bürger,  deutsch  gesprochen,  nicht  sein  Bier  wegtrinken,  bekommen 
sie  täglich  Braten  und  Wein  und  allerlei  Gutes,  was  jene  Bürger  erarbeiten 
müssen/'  (S.  13). 

Von  dem  Verfasser  eines  „grundgelehrten  Werkes"  könnte  man  doch  wobl 
fordern,  dafs  er  dies  Gespräch  über  den  „Staat",  welches  heute  „aufser  von  Fach- 
männern wenig  gelesen  wird"  (S.  10),  selbst  gelesen  hätte.  Bis  zum  SchluGs  des 
Buches  IV  scheint  er  aber  jedenfalls  nicht  vorgedrungen  zu  sein,  sonst  hätte  er 
jene  pikanten  Sätze  nicht  geschrieben,  welche  ein  so  durchaus  falsches  Bild  von 
dem  Leben  malen,  welches  Plato  seinen  „Wächtern"  zugedacht  hat.  Es  ist,  milde 
„deutsch  gesprochen",  etwas  sonderbar,  genau  das  Gegenteil  von  dem  zu  behaupten, 
was  in  den  klaren  Sätzen  des  Schlusses  des  Buches  IV  gesagt  wird.  Richtig  ist 
nur  das  Motiv  des  Kollektivismus  —  „sie  sollen  nicht  das  Bier  wegtrinken"  —  aber 
„Braten  und  Wein  und  allerlei  Gutes"  wird  für  die  „zähen  und  magern  Hunde" 
durchaus  nicht  geliefert. 

Nach  dieser  Stelle  des  Anonymus  scheint  es,  als  ob  er  ganz  anderer  Ansicht 
sei  wie  Layelbtb,  welcher  das  Sozialideal  der  Politeia  aus  der  demokratischen 
Gleichheitssehnsucht  ableitet;  denn  nach  dem  Anonymus  wird  ja  die  Gemein- 
schaft der  Güter  nur  von  einem  Teil  der  Bürger,  dem  Beamtentum,  genossen, 
erscheint  aisaristokratisches  Privileg !  Einige  Seiten  darauf  aber  bringt  der  Ano- 
nymus den  Staatsroman  des  Xenophon,  welcher  „die  Trefiflichkelt  der  unbeschränkten 
Fürstenherrschaft  darlegt",  in  Gegensatz  zu  der  „platonischen  Demokratie'*. 
Kurz  zuvor  erwähnt  er  als  „Kuriosum  . .  dafs  ein  Professor  der  Staatswissenschaften, 
der  über  diesen  Gegenstand  (die  Kyropädie)  schrieb,  offenherzig  bemerkte,  er  habe 
es  nicht  gelesen".  Über  das  Buch  KlbinwIchtbbs,  auf  welches  diese  Spitze  zielt, 
will  ich  lieber  schweigen,  aber  dem  Anonymus  mufs  ich  „offenherzig  bemerken"» 
dafs  das  Lesen  es  allein  nicht  thut  —  übrigens  hat  er  selbst,  wie  oben  gesagt  wurde, 
und  was  leicht  durch  weitere  Beweise  zu  belegen  wäre,  auch  recht  „kurios"  ge- 
lesen —  und  noch  weniger  das  Citieren  von  Dutzenden  von  Büchertiteln,  sondern 
das  Verstehen. 

Eine  Kritik  im  Detail  ist   diese  neueste  Kompilation  über  die  Staatsromane 
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3.  Die  EkklcsiazuBen  und  die  Politeia. 

Hat  Aristophanss  mit  dem  Lastspiel  einen  Hieb  gegen  Plato  beab- 
sichtigt, ist  die  Güter-  und  Weibergemeinschaft  der  Ekkl.  anf  die  Bühne 


nicht  wert;  ich  habe  hier  nur  die  Gelegenheit  benutzen  wollen,  vor  einem  außer- 
ordentlich arrogant  auftretenden  Machwerk  zu  warnen. 

Layblbyb  wie  der  Anonymus  erwecken  eine  völlig  falsche  Vorstellung  von  dem 
Wesen  des  platonischen  EoUektiTismuB.  Mehr  Beispiele  aus  der  Litteratur  der 
Gegenwart  zu  h&ufen,  um  zu  zeigen,  wie  mangelhaft  so  oft  die  Auslegung  der  pla- 
tonischen Schrift  geschieht,  ist  unnötig. 

Bemerken  will  ich  noch,  dafs  bereits  in  der  alten  Litteratur  ähnliche  Irrtümer 
vielü&ch  sich  finden.  Salyioni  (Comunismo  nella  Grecia  antica.  1883)  hat  eine 
Anzahl  zusammengestellt,  von  denen  ich  einige  hier  heraushebe.  "Wie  heute  be- 
sonders die  Gütergemeinschaft,  so  wurde  damals  besonders  die  Weibergemein- 
schaft  fälschlich  interpretiert. 

DiOQBNxs  Laebtiüs  Schreibt  im  Zeno  (VII,  131),  dafs  Zeno  und  Chrysipp  für 
die  Weibergemeinschaft  eingetreten  seien  in  Nachahmung  Flatos,  derart  n&mlich 
wozs  TOP  ivTvxovxa  xy  ivxvxovay  xg^iG^at  —  „was  fraglos  falsch  ist;  denn  diese 
Art  bestialischer  Verbindung  ist  durchaus  dem  platonischen  Gedankengange  fremd.*' 
(Salyiomi,  8.  42.) 

AUerdings  ist  andererseits  auch  schon  im  Altertum  Plato  gegen  die  leicht- 
fertigen Dolmetscher  seiner  Ansichten  und  Absichten  yerteidigt  worden.  So  von 
LüciAN,  welcher  von  denen,  die,  sich  stützend  auf  die  Autorität  Platos,  die  Weiber- 
gemeinschaft priesen,  spricht  als  „ovx  sldoreg  OTCcog  6  Uqoq  ixelvoq  r^^lov  xoivag 
riyeXa^ai  xaq  ywalxag^^,  verkennend,  in  welchem  Sinne  jener  heilige  Mann  die 
Weibergemeinschaft  verstanden  habe.    (Salyioni,  S.  43.) 

Manche  der  Kritiker  früherer  Zeit,  wie  auch  der  Gegenwart,  haben  es  offen- 
bar überflüssig  geachtet,  die  Politeia  zu  lesen.  Sonst  hätte  z.  B.  Lactahtxüs  (Divina 
institutio,  III,  21)  die  „matrimonia  communia*'  nicht  bestimmen  können,  „scilicet  ut 
eandem  mulierem  multi  viri,  t  am  quam  canes  —  er  hat  etwas  gehört  von  den 
„zähen  und  magern  Hunden",  wie  Plato  seine  (pvlaxeq  so  gern  nennt  —  conflnant 
et  is  utique  obtineat  qui  viribus  vicerit  ...  0  miram  Piatonis  aequitatem !  Ubi  est 
igitnr  virtus  castitatis ?*'  (Salvioni,  43 — 44.)  Eine  gute  Probe  für  die  Manier,  wie 
die  Kirchenväter  den  Abstand  zwischen  der  christlichen  Sittlichkeit  und  der  plato- 
nischen zu  erweitem  bestrebt  waren.    Ein  Beweis  der  Ignoranz,  oder  „Methode"? 

Leider  trifft  auch  einige  Schriftsteller  der  Gegenwart,  welche  sich  um  die  Dogmen- 
geschichte sehr  verdient  gemacht  haben,  der  Vorwurf,  Plato  sonderbar  mifszuverstehen. 
Weder  Boschbb  noch  Eisenhart  haben  die  Politeia  eines  sorgfältigen  Studiums  ge- 
würdigt —  sonst  wäre  ihnen  nicht  beigefallen,  zu  schreiben,  Plato  nenne  „die  Volks- 
wirtschaft geradezu  den  Staat  der  Schweine''  (Eisenhabt,  S.  5),  schildere  „das  Leben 
der  Gewerbtreibenden  als  ein  Leben  tierischer  Behaglichkeit,  vergleiche  sie  wohl 
gar  mit  Schweinen"  (Roschsb,  Ansichten  der  Volkswirtschaft,  S.  26).  Wer  so  flüchtig 
liest,  von  dem  ist  allerdings  eine  zutreffende  Darstellung  dessen,  was  die  attische 
Sozialphilosophie  auf  wirtschafts-  und  sozialpolitischem  Gebiete  geleistet  hat,  nicht 
zu  erwarten.    Ich  konmie  in  einem  späteren  Artikel  auf  diesen  Punkt  zurück. 

Was  den  „Staat  der  Schweine"  anbetrifft,  so  bezieht  sich  der  Ausdruck  weder 
auf  die  Volkswirtschaft,  noch  auf  das  Leben  der  Gewerbtreibenden,  sondern  auf  eine 
primitive,  vegetarische  Stufe  des  wirtschaftlichen  Lebens.  Man  lese  die  Stelle; 
Politeia,  Buch  IL  p.  372.  Hier  wenigstens  halb  richtig  der  Verfasser  der  „Schla- 
raffia"  (S.  12). 
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gebracht,  am  die  Güter-  nnd  Weibergemeinschaft  der  Politeia  zu  yer- 
spotten  ? 

Die  Stimmen  sind  geteilt  Die  Kontroverse  hat  sich  bisher  wesent- 
lich am  das  chronologische  Moment  gedreht  Wenn  die  Anfftthnmg 
der  Komödie  Tor  das  Bekanntwerden  der  einschlagenden  Partien  der 
Politeia  fiele  —  wie  oft  behauptet  wird  — ,  so  wäre  die  Frage  zu  ver- 
neinen. Aber  ein  exakter  Beweis  scheint  mir  hinsichtlich  dieses  Punktes 
unmöglich.  Es  mag  gelingen,  den  Termin  der  Publikation  der  Poli- 
teia mit  gröiserer  Gewifsheit  zu  bestimmen  als  bisher  —  vielleicht  mit 
unbedingter—  und  ebenso  den  Termin  der  Aufführung  der  Komödie 
genau  festzulegen.  Jedoch  steht  nicht  zu  erwarten ,  dafs  der  Termin 
des  Bekanntwerdens  des  platonischen  Kollektivismus  —  durch  die 
Vorträge  des  Philosophen  —  exakt  fixiert  werde. 

Glücklicherweise  liegt  aber  die  Kontroverse  so,  dafs  man  den  Streit 
um  die  Datierung  gar  nicht  zu  führen  braucht.  Vergleicht  man  die 
Sozialtheorie  des  Sokrates  inhaltlich  mit  derjenigen  der  Praxagora, 
so  wird  die  Annahme,  dafs  Abistophanes  gegen  Plato  ziele,  im 
höchsten  Mafse  unwahrscheinlich.  Soweit  ich  die  Litteratur  übersehe, 
ist  diese  Aufgabe  noch  niemals  mit  genügendem  Ernst  und  genügender 
Schärfe  in  Angriff  genommen  worden.  Man  hat  sich  begnügt  mit  der 
Erkenntnis,  dafs  hier  wie  dort  Güter-  und  Weibergemeinschaft  vertreten 
werden.  Das  Programm  ist  äufserlich  das  gleiche.  Damit  ist  der 
Anhänger  der  „realistischen''  Methode  ja  befriedigt. 0 

Mittels  der  dogmatischen  Methode,  welche  ihre  Urteile  auf  das 
Wesen,  auf  die  ethischen  Giiindprinzipien,  ans  welchen  die  Programme 
abgeleitet  sind,  gründet,  wird  klar,  dafs  ein  polarer  Kontrast  zwischen 
dem  Kollektivismus  der  Politeia  und  dem  der  Ekkesiazusen  waltet 

Das  Ideal  Platos  ist  die  absolute  Negation  des  Ideals  jener^  von 
Abistophanes  verhöhnten  Kommunisten  des  Pöbels. 

Plato  konstruiert  aus  dem  Sozialprinzip;  die  Proletarier  der 
Ekklesiazusen  aus  dem  Individualprinzip;  dort  die  unbedingte  Be- 
jahung des  Rechts  des  sozialen  Ganzen,  hier  die  unbedingte  Be- 
jahung des  Individuums;  dort  Sozialismus,  d.h.  extremer  Anti- 
Individualismus,  hier  Kommunismus,  d.  h.  extremer  Individualismus. 

Dort  ein  überspannter  Idealismus,  welcher  dem  Abstraktnm 
„Staat''  die  konkreten  Individuen  —  wenigstens  eine  Gruppe  derselben  — 
unbarmherzig  opfert.  Hier  ein  mafsloser  Materialismus,  welchem 
nichts  heilig  ist  als  der  „Einzige''  und  seine  Lust 

Allerdings  —  dort  wie  hier  Güter-  und  Weibergemeinschaft,  nur 
das  diametral  Entgegengesetzte  bezweckend  und  erwirkend.  Dort,  bei 
Plato,  eine  Gütergemeinschaft,  unter  deren  Herrschaft  die  „zähen 


1)  Vgl.  „Beitr&ge"  I.  S.  llff. 
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und  mageren  Honde''  ein  gerade  zureichendes  Futter  erhalten  —  eine 
asketische  Ordnung,  wo  Keinem  etwas  zu  haben  erlaubt  wird,  das 
Vorbild  klösterlicher  Gemeinschaft;  hier,  in  den  Ekklesiazusen,  die 
Gütergemeinschaft,  damit  Jeder  möglichst  viel  habe  —  ein  Leben 
üppigster  Schlemmerei. 

Und  weiter:  Welche  Verwandtschaft,  aufser  den  Namen,  besteht 
zwischen  der  Weibergemeinschaft  k  la  Praxagora,  so  gestaltet, 
dafs  die  ausschweifendste  Sinnengier  des  Individuums  ihre  Sättigung 
finde,  und  der  Weibergemeinschaft  der  Politeia  mit  ihren  offiziellen 
„heiligen  Hochzeiten",  dieser  Weibergemeinschaft,  deren  wahrer  Sinn 
ist,  daÜB  kein  Mann  ein  Weib,  kein  Weib  einen  Mann  sich 
eigen  nenne  —  während  dort  jeder  Mann  aller  Weiber,  jedes 
Weib  aller  Männer  geniefsen  soll? 

Dort  sind  Güter-  und  Weibergemeinschaft  herausgedacht  aus  dem 
verwirrten,  erhitzten  Hirn  eines  hungrigen,  verlumpten  Pöbels,  welcher 
nichts  hat,  alles  begehrt  —  vor  allem  Braten,  Wein  und  Dirnen.  Hier 
sind  sie  das  sozialpraktische  Programm  des  allerdings  etwas  phan- 
tastischen, „im  schönen  Wahnsinn''  befangenen  Philosophierens  einer 
adligen  Natur,  deren  erhabenem  Rigorismus  alles  Irdische  nur  als  wert- 
loser Flitter  gilt,  eines  weltfremden  Predigers,  welcher  die  keusche, 
reine  Gesinnung  des  eigenen  Selbst  in  die  Seele  eines  dem  Goldhunger 
und  der  Fleischeslust  verfallenen  Volkes  senken  möchte. 

Dort  betet  man  zum  Genüsse  als  dem  Gotte  der  Erde,  der  Krone  des 
Daseins;  der  Sokrates  der  Politeia  verkündet,  wie  der  Faust  des  H.  Teiles, 
dafs  „Geniefsen  macht  gemein''.  Dort  drängen  sich  die  Proletarier  zu 
den  köstlichen  Mahlen  der  Vornehmen  und  Reichen  —  ihnen  weniger, 
uns  mehr!  Plato  zwingt  gerade  die  Aristokratie  seines  Staates  zu 
unbedingter  Entsagung  alles  dessen,  was  „die  genieüsen,  die  fUr  glück- 
lich gelten". 

So  treten  im  Athen  des  IV.  Jahrhunderts  die  beiden  ewig  mitein- 
ander ringenden,  konträren  Gesellschaftsansichten  sich  entgegen:  hier 
Sozialprinzip,  dort  Individualprinzip!  Das  Schauspiel  hat  sich 
später  noch  oft  wiederholt,  aber  niemals  wieder  ist  der  Kontrast  so 
scharf  herausgeschliffen  worden  wie  hier;  auf  der  einen  Seite,  als  so- 
ziales Ideal,  die  zugleich  als  Rekrutenzuchtanstalt  dienende  Kaserne 
Platos,  auf  der  andern  Seite  das  von  einer  Sklavenschar  bediente 
Luxushotel  und  Gratisbordell  der  Dame  Praxagora. 

Es  ist,  nachdem  man  sich  diesen  Gegensatz  zum  Bewuftsein  ge- 
bracht hat,  schwer  begreiflich,  dafs  die  Meinung,  Abistophanes  beab- 
sichtige mit  seiner  hochkomischen  Karikatur  eine  Verhöhnung  Platos, 
so  viele  Anhänger  zählt.  Ich  frage  nur  noch:  Was  hätte  ihn  denn  ab- 
halten sollen,  den  Namen  des  Gegners  zu  verschweigen,  ihn,  welcher 
sonst  keine  Gelegenheit  zu  persönlichen  Spitzen  vorüberläbt,  sie  viel- 
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mehr  bei  den  Haaren  herbeizieht?  Weshalb  in  den  ,,Wolken"  das 
krasseste  Herauszerren  des  Soebates»  während  in  den  „Ekklesiaznsen'^ 
Platos  nicht  mit  einer  Anspielung  gedacht  wird? 

Gegen  Plato  gerichtet  wäre  die  Satire  der  Ekklesiazusen  einfach 
albern  —  gegen  die  namenlosen  Maulhelden  des  Proletariats  gerichtet 
ist  sie  ein  Meisterwerk  politischer  Polemik  nicht  minder,  als  ein  Meister- 
werk der  Eomödienkunst)  in  welchem  sich  die  derbe  Kraft  und  der  rück- 
sichtslose, Yor  keinem  Schmutz  zurückschreckende  Humor  Shakespeares 
paaren  mit  der  leichten  Grazie  und  dem  gehaltenen  Lachen  MoLikBES. 

Nein.  Der  lustigste  der  Dichter  hat  den  tiefernstesten  der  Philo- 
sophen hier  nicht  zur  Zielscheibe  genommen.  Nicht  Gegner  sind  sie, 
sondern  Verbündete.  Wenn  jener  die  „Satumalien  der  Kanaille '^ 
(Mommsen)  auf  die  Bühne  brachte,  so  wollte  er,  mit  der  Narrenpritsche 
dreinschlagend,  den  gleichen  Feind  bekämpfen,  gegen  den  der  Sokrates 
der  Politeia  im  Kanzeltone  einherzieht 

Es  ist  der  gleiche  Feind,  welcher  auch  unsere  Zeit  und  unsere 
Kultur  bedroht  —  der  allbeliebte  Tanz  um  das  goldene  Kalb,  der  fest- 
gefressene  Subjektivismus,  Egoismus  und  Materialismus.  Wie  er  in 
Athen  an  dem  einen  Pol  seiner  Wirksamkeit  die  Fäulnis  der  leitenden 
Schichten,  an  dem  andern  die  kommunistischen  Appetite  des  Pöbels 
erzeugte,  so  heute  den  Panamaskandal  und  die  Sozialdemokratie. 
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Studien  Aber  die  neuesten  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete 
der  politischen  Ökonomie  in  Spanien, 

Von 

Melchor  Salrä. 

IL 

Rede  Ton  Bon  Antonio  C&noTas  del  CastiUo  über  politische  Yergehen  durch 

das  Wort,  gehalten  in  der  ErVffnongrssitziing  des  Stadienjahres  1892/93  am 

28.  KoTcmher  1892  in  der  KVnigl.  Akademie  für  Bechtswissenschaft  und 

Gesetzgehnng  zn  Madrid. 

Herr  Ganoyas^  Präsident  des  Ministerialrats^  der  die  Antrittsrede 
des  Semesters  1892 — 93  in  der  Königlichen  Akademie  der  Bechtswissen- 
Schaft  zn  halten  hatte,  bestätigt,  dafs  er  stets  die  thätige  Entwickelnng 
jener  Zweige  des  Bechts,  die  einen  integrierenden  Teil  der  allgemeinen 
Staatswissenschaft  bilden,  zn  den  Pflichten  der  Kammer  gerechnet  habe; 
es  giebt  unter  jenen  Zweigen  keinen  interessanteren  als  das  Strafrecht 
in  seinen  verschiedenen  Abstufungen.  Da  es  der  Staat  ist,  in  dem  sich 
die  unabweisbare  Notwendigkeit  verkörpert,  die  die  Menschen  veran- 
lagt, in  gesellschaftlicher  Vereinigung  zu  leben,  welcher  Gegenstand 
sollte  ihm  wohl  im  Hinblick  auf  seinen  Fortbestand  sowohl  jetzt  wie 
immer  näher  angehen?  Auch  das  Individuum  kennt  kein  anderes  Glück, 
das  es  dem  Genüsse  der  sozialen  und  rechtlichen  Ordnung  im  Leben 
vorziehen  könnte,  einem  Genüsse,  wobei  sich  die  Persönlichkeit  aus- 
ruht, Kräfte  sammelt  und  Bundesgenossen  wirbt,  ohne  die  sie  vergeb- 
lich darnach  streben  würde,  ihre  nationalen  Bestimmungen  zu  erflillen. 

Herr  Ganovas  versichert,  dafs  er  nicht  so  weit  ausholen  würde, 
wenn  der  Inhalt  seiner  Bede  ihn  nicht  verpflichtete,  zu  erklären,  dafs 
thatsächlich  alle  Grundprinzipien  des  Strafrechts,  so  verschieden  sie 
auch  bei  der  Untersuchung  erscheinen  möchten,  auf  die  notwendige 
Erhaltung  des  sozialen  Staates  abzielten  und  auf  ihr  beruhten.  Die 
positivistische  italienische  Schule  hat,  wie  man  in  den  Studien  über 
kriminelle  Anthropologie  von  Enbiqüe  Ferri  nachlesen  kann, 
gegründete  Ursache,  das  Becht  und  den  Gesellschaftsstaat  für  genau  so 
untrennbar  zn  halten,  wie  dies  bei  Kraft  und  Stoff  der  Fall  ist.    Selbst 
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jenes  einst  so  fest  eingebürgerte  Utilitätsprinzip,  das  auch  heute  noch 
ohne  Sehen  nnd  Scham  in  nicht  wenigen  Büchern  bemäntelt  wird,  sollte 
unzweifelhaft  niemals  etwas  anderes  bedeuten,  als  die  Bevorzagong  des 
sozialen  Bandes  vor  allen  andern.  Das  heilst,  um  es  gerade  heraus- 
zusagen, soviel,  dafs  es  sich  lediglich  um  die  Zweckmäfsigkeit  (Utilität) 
für  die  Individuen  handelte,  die  fast  immer  unter  einander  uneinig  sind, 
und  dies  in  höherem  Mause  heutzutage  angesichts  der  kommunistischen 
Zweckmäfsigkeitslehre. 

Herr  Gakoyas  meint  in  seinem  Urteil,  dafs  die  neueste  Strafrechts- 
ordnung, die  die  Hypothesen  des  angeborenen  Triebes  zum  Verbrechen 
zugiebt  und  die  weder  die  politischen  Vergehen  noch  diejenigen,  die 
das  soziale  Becht  verletzen,  als  natürliche  oder  auch  thatsächliche  Ver- 
brechen anerkennt,  doch  immer  noch  ohne  Bedenken  die  Verantwort- 
lichkeit des  Menschen  mit  der  traditionellen  Anschuldbarkeit  seiner 
Handlungen  annimmt,  gerade  so,  wie  die  Gesetzlichkeit  der  Strafe, 
wenn  schon  nicht  aus  ethischen  Gründen,  so  doch  wegen  der  Notwen- 
digkeit und  Nützlichkeit  der  Erhaltung  des  Bandes,  das  die  Menschheit 
in  gröfseren  oder  kleineren  Gemeinwesen  zusammenhält.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dafs  es  genügt,  die  moralische  Pflicht  gegenüber  den  Staats- 
gesetzen und  die  Gerechtigkeit  gegenüber  der  Erfüllung  der  Bedingungen, 
die  das  Gesellschaftsleben  auferlegt,  zu  betonen,  um  dieses  notwendige 
Band  zu  rechtfertigen.  Man  vergegenwärtige  sich  überdies,  dafs  keine 
Schule,  so  kühn,  seltsam  und  fremd  ihre  Prinzipien  auch  erscheinen 
mögen,  darauf  hinzielen  wird,  die  Erhaltung  des  Gesetzes  als  oberste 
Grundlage  des  Rechts  auszutilgen.  Hierauf  gründet  sich  das  System 
der  Verteidigung,  obschon  es  dem  richtigen  Sinne  seines  Wortlautes  nach 
die  Sphäre  des  Handelns,  das  die  gesellschaftliche  Ordnung  zu  ihrem 
Besteben  und  ihrer  Erhaltung  bedarf,  zu  sehr  einschränkt;  das  ist 
übrigens  kein  Wunder,  wenn  man  bedenkt,  dab  im  Strafgesetzbuche 
Spaniens  nicht  einmal  die  volle  Erklärung  der  Begriffe  Verbrechen  und 
Vergehen  enthalten  ist.  ^)  Insofern  hat  der  ausgezeichnete  Römer  Gutes 
gestiftet,  der  mit  so  viel  Weisheit  dieses  System  der  Nachwelt  fttr 
immer  entwickelte,  wobei  es  sich  nicht  um  eine  thatsächliche,  sondern 
um  eine  angenommene  Verteidigung  handelte. 

Es  läfst  sich  nicht  ableugnen,  dafs  selbst  bis  zur  Besserungstheorie 
in  ihren  äufsersten  Zielen  nur  die  Erhaltung  der  Gesellschaft  angestrebt 
wird.  Darum  besteht  der  vornehmlichste  Irrtum  dieser  Schule  darin, 
dafs  sie  das  individuelle  abstrakte  Recht  dem  positiven,  zuerst  vorhan- 
denen GoUektivrecht  voransetzt.  Die  Annahme,  als  ob  sich  die  völlige 
Verwirklichung  des  Rechts  in  der  Gesellschaft  eher  feststellen  lie&e. 


1)  Artikel  1.   Verbrechen  und  Vergehen  sind  freiwUlige  Handlungen  und  Unter- 
lassungen, die  vom  Gesetz  mit  Strafe  belegt  werden. 
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als  deren  Bestand,  scheint  nach  der  Ansiebt  Canoyas  ein  Sophisma  zn 
sein.  Die  Geschichte  zeigt  nämlich,  dafs  das  Becht  mit  grö&erer  oder 
geringerer  UnvoUständigkeit  dem  Schutze  des  Staates,  dem  Haupt- 
organe der  Gesellschaft,  lebt,  indem  es  sich  mehr  oder  weniger  lang- 
sam von  Tag  zu  Tag  einem  Idealbegriffe  nähert.  Gegenüber  einer 
solchen,  auf  sich  selbst  bernhenden  Wahrheit  erkennt  die  an  dem  Prin- 
zip der  Straf^ergeltnng  festhaltende  Schule  endlich  an,  dafs  man  dem 
Staate,  wenn  sein  Zweck  mit  irgend  einem  Individuum  unverträglich 
erscheint,  den  Vorzug  schulde ;  sie  beharrt  dabei  auf  der  optimistischen 
Anschauung,  dafs  Gott  die  Existenz  unverbesserlicher  Kreaturen  nicht 
zugelassen  habe.  Demgemäfs  hört  für  sie  die  soziale  Notwendigkeit 
auf,  die  Besserung  des  Schuldigen  anzubahnen,  nachdem  er  zur  Ohn- 
macht gezwungen  ist.  Aber  einen  Menschen  zur  Ohnmacht  zwingen, 
bis  er  sich  bessert,  während  er  sich  sonst  nie  bessern  wtlrde,  besteht 
darin  nicht  Überhaupt  eine  Strafe?  Schliefslich  ist  es  jedoch  das  Ein- 
fachste und  Sicherste,  das  Prinzip  der  Erhaltung  zu  acceptieren,  möge 
es  sich  nun  nach  der  Art  und  Weise  der  italienischen  Anthropologen 
als  eine  Beaction  des  gesellschaftlichen  Organismus  gegen  diejenigen, 
die  seine  Existenzbedingungen  angreifen,  erklären  lassen  oder  nicht. 
Ohne  Widerrede  muijs  es  als  ungerecht  verwerfen,  was  zur  Erhaltung 
der  Gesellschaftsordnung,  so  wie  diese  im  Laufe  der  Zeit  in  jedem 
Lande  festgestellt  und  allmählich  verbessert  worden  ist,  nicht  unerläfs- 
lich  erscheint;  im  umgekehrten  Falle  kann  nattlrlich  alles  dasjenige, 
was  unzertrennlich  aus  jenem  Zweck  hervorgeht,  ohne  Furcht  vor  der 
Vermessenheit  einer  blofsen  Spekulation  als  gerecht  angenommen  werden. 
Herr  Canovas  glaubt,  dais  sich  die  entworfene  Doktrin  stets  un- 
widerleglich bewährt  haben  mttsse.  Nie  hat  für  sie  eine  so  ernste 
Grundlage  bestanden,  als  jetzt  aus  Grtlnden  der  sich  fortpflanzenden 
Unruhe,  die  jene  Vergehen  verursachen,  die  unmittelbar  gegen  die  Ge- 
sellschaft selbst  gerichtet  sind.  Kein  Zweifel,  dafs  sich  der  genaue 
Begriff  des  Vergehens  im  allgemeinen  verdunkelt,  da  bei  seiner  Er- 
klärung ein  vorübergehendes  ethisches  Moment  mit  in  Betracht  kommt; 
und  es  mufs  bemerkt  werden,  daCs  selbst  die  eigenste  christliche  Moral 
ihrem  allgemeinen  Sinne  nach  sehr  wohl  in  die  Erklärung  jener  Ver- 
gehen hineinpafst,  die  als  soziale  bezeichnet  werden.  Die  heiligen 
Gebote  verbieten  zwar  schon  den  Wunsch  nach  fremden  Gütern,  das 
bildet  einen  unbedingten  Widerspruch  mit  den  Absichten  der  revo- 
lutionären Anarchisten  und  Sozialisten.  Aber  man  darf  auch  nicht  ver- 
gessen, dafs  in  den  Schriften  der  heiligen  Väter  und  der  greisen  christ- 
lichen Gelehrten  die  von  der  Kirche  nie  geleugnete  Doktrin  erscheint, 
dab  den  Menschen  das  Recht  mangelt,  in  egoistischer  Weise  von  ihren 
Reichtümern  Gebrauch  zu  machen  und  Mifsbrauch  mit  ihnen  zu  treiben, 
ja  dafs  die  Reichtümer  der  Erde  nicht  den  Individuen,  sondern  der 
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meDschlichen  Gesellschaft  zngehören.  Man  kann  also  nicht  sagen,  die 
Umwälzungen,  die  Unruhestifter  veranlassen  könnten,  zerstörten  solche 
Ideen,  wie  die  der  positiven  Gesetzgebnng,  indem  sie  ihre  Bestätigmig 
vom  Gewissen  loslösen  and  sie  auf  das  Civil-  und  Strafgesetz  über- 
tragen; es  gehört  also  wohl  mehr  dazu,  um  den  Gmndirrtam  darzu- 
legen, der  in  der  gewaltsamen  Einftthrung  der  Übertretung  der  Moral 
in  jeder  Erklärung  des  Vergehens  enthalten  ist.  Daher  ist  es  notwendig 
und  gutzuheüsen  und  dem  Zwecke  entsprechend,  wenn  sie  auf  die  rein 
menschliche  und  die  Vemunftsphäre  beschränkt  wird. 

Viele  Versuche  dieser  Art  müssen  erwähnt  werden,  sagte  Herr 
Ganovas,  aber  er  bevorzuge  beispielsweise  Gabofalos,  der  weniger  als 
Andere  an  theoretischen  Vorurteilen  und  systematischen  Übertreibungen 
kranke.  Dieser  Schriftsteller  fllhrt  alle  Vergehen  auf  zwei  Elategorien 
zurück:  die  einen  auf  diejenigen,  die  das  natürliche  Gefühl  und  die 
Menschlichkeit  oder  das  Mitleid  des  Menschen  gegen  die  Opfer  irgend 
eines  persönlichen  Angriffs  verletzen,  die  andere  auf  die,  in  denen  die 
die  Bedlichkeit,  das  Ansehen  oder  der  Besitz  auch  vor  seinem  im 
menschlichen  Herzen  wurzelnden  Urteil  beleidigt  wird.  Aber  wohl  oder 
übel  begegnet  seine  Theorie  bald  dem  Hindernis  der  politischen  Ver- 
gehen, die  in  diesem  Falle  mit  den  sozialen  gleichbedeutend  sind;  und 
ein  Mann,  der  damit  begonnen  hatte,  die  Nachsicht  in  das  rechte  Liebt 
zu  stellen,  die  die  ersteren  verdienen,  um  sich  in  seiner  Meinung «zn 
bestärken,  dafs,  wo  keine  Unbill  gegen  die  Menschheit  noch  gegen  die 
Ehrlichkeit  bestehe,  auch  kein  Vergehen  vorliege,  endete  damit,  dals 
er  es  als  unabweisliche  Pflicht  jeder  Begierung  erklärte,  alle  gegen  sie 
gerichteten  Angriffe  energisch  zu  bestrafen,  nicht  ohne  hinzuzufügen, 
dafs  irgend  welche  Schwäche  gegen  die  Anstifter  einen  grofsen  Fehler 
bedeute.  Er  meinte  einen  so  grofsen  Widerspruch  aufzuheben,  indem 
er  einräumte,  dafs  die  Angriffe  auf  die  öffentliche  Ordnung  nicht  schlecht- 
weg Vergehen  im  allgemeinen  hiefsen,  sondern  politische  Ver- 
gehen, und  es  ist  Thatsache,  dafs  er  in  die  letzten  die  Arbeitsein- 
stellungen und  Vereinigungen  mit  einrechnete,  die  freilich  nicht  poli- 
tische, sondern  höchstens  soziale  Vergehen  sein  würden. 

Herr  Canovas  vermag  nicht  einzusehen,  wie  die  Dialektik  sich 
da  noch  herauswinden  könne;  ebensowenig,  wer  wohl  diese  Eigenart 
als  Wissenschaft  bezeichnen  und  ein  so  grobes  Sophisma  der  Achtung 
würdigen  könne.  Dieses  beiseitesetzend,  liefs  es  sich  der  scharfsinnige 
Kriminalist  vergeblich  angelegen  sein,  die  vorzüglichen  Eommentarien 
der  Herren  Ghavau  und  Faustin  Helie  zum  französischen  Strafgesetz- 
bnche  zu  widerlegen,  worin  die  Verletzung  der  unwidersprechlichen 
Pflicht,  der  der  Mensch  unterworfen  ist,  sich  den  Gesetzen  zu  fügen, 
auf  welchen  die  Gesellschaft  beruht,  mit  und  ohne  Bruch  der  Moral, 
als  Vergehen  bezeichnet  wird.    Dieser  Ansicht  schlieist  sich  die  des 
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Herrn  Canoyas  an^  jedoch  mit  dem  Hinzüfttgen,  dafs,  wenn  es 
blofs  phTsische  und  objektive  Verbrechen  gebe,  so  heiise  dies  soTiel, 
dab  ein  doktrinäres  Prinzip  verletzt  sei;  die  Verletzung  des  Kechts 
durch  die  menschliche  Intelligenz ,  sei  es  in  der  individuellen,  sei  es 
in  der  gemeinsamen  Ordnung,  erzeuge  an  sich  ebenfalls  Vergehen.  Sie 
sind  in  den  bösen  Gedanken  enthalten,  wenn  sie  mit  Absicht  verbreitet 
und  mitgeteilt  werden,  so  dafs  durch  sie  absichtlich  andere  Personen 
beeinflufst  und  in  Mitleidenschaft  gezogen  werden,  und  nicht  selten,  ohne 
dafs  die  Betreffenden  im  Sinne  der  christlichen  Doktrin  unmoralisch 
handelten,  und  dies  noch  weniger  in  Fällen,  in  denen  es  sich  hlob  um 
das  Vernünftige  und  Weltliche  handelt  Das  Prinzip  der  Erhaltung 
verlangt  von  der  Bechtsordnung,  dafs  ein  Vergehen  darnach  beurteilt 
werde,  ob  die  Absicht,  durch  intellektuelle  Mittel  zu  zerstören,  vor- 
handen war;  gerade  auf  sozialem  Gebiete  springt  das  in  die  Augen. 
Es  erscheint  unnötig,  darauf  hinzuweisen,  dafs  Pagheco  %  indem  er  den 
Ausspruch  that,  alle  Vergehen  bestünden  in  Handlungen,  er  darunter 
solche  verstand,  die  einer  Anklage  unterliegen,  und  dafs  er  das  Wort 
Handlung  auch  im  Sinne  der  Handlung  der  Unterlassung  in  Betracht 
zog.  Es  steht  thatsächlich  aufser  Zweifel,  dafs  das  gesprochene  Wort 
im  spanischen  Becht  bei  der  Anklage  als  eine  schwerwiegende  Hand- 
lung ausgelegt  wird. 

Nicht  blofs  diejenigen  Vergehen  schliefst  Herr  Gakovas  von  seinem 
Vortrage  aus,  die  anders  als  durch  Worte  begangen  werden,  er  nimmt 
sich  vielmehr  vor,  auch  von  denjenigen  nicht  zu  sprechen,  die  in  diese 
Kategorie  fallen,  wenn  sie  nicht  die  gewaltsame  Zerstörung  des  gesell- 
schaftlichen Systems  zum  Zweck  haben.  Es  sind  dies  Vergehen,  die 
weder  an  sich,  noch  unmittelbar  gegen  Personen  gerichtet  sind,  es  sei 
denn,  dab  sie  sich,  möglicherweise  gewaltsam,  jedoch  nur  zufällig 
gegen  andere  Gemeinwesen  richteten. 

Es  giebt  niemanden,  der  verkennte,  dab  die  Freiheit  das  gewöhn- 
liche Mittel  ist,  mit  dem  Gerechte  wie  Ungerechte  ohne  Unterschied 
in  ihrer  Art  operieren;  daher  kommt  es,  dafs  der  Gedanke,  wenn  er 
das  Ungerechte  auswählt  und  sich  äufsert,  indem  er  zur  physischen 
Handlung  übergeht,  ebensoviel  Wohlthaten  erzeugen  kann,  als  er  sich 
in  unableugbare  Schuld  verwickeln  kann.  Die  Einhelligkeit,  mit  der 
heutzutage  diese  versöhnende  Wahrheit  anerkannt  wird,  verhindert 
nicht,  dafs  die  Anklage  und  die  Bestrafung  der  reinen  Vergehen  durch 
das  Wort  oft  Schrecken  hervorrufen.  Zum  wenigsten  unter  den  Theo- 
retikern, die  auf  Seiten  der  Tribunale  am  aufmerksamsten  auf  Mifs- 
brauch  sind,  oder  der  Begierungen,  die  im  Banne  der  Notwendigkeit 


1)  Ehemals  Minister,  Professor  im  Athenäum  und  Verfasser  der  Vorträge  aber 
Strafrecht.    Starb  1865. 
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Stehen  y  dab  keine  schwere  Verletzung  des  Rechts,  sei  sie  nun  indi- 
viduell oder  sozial,  ungeahndet  bleibe.  Um  diesen  Schrecken  schnell 
zu  mildem,  wäre  es  gut,  die  Art  und  Weise  aufzuzeichnen,  wie  ein 
Skandal  verläuft  Das  spanische  Strafrecht  erachtet  jedoch  die  öffent- 
liche Bekanntgabe  in  Straffällen,  die  als  gemein  angesehen  werden,  fttr 
strafbar. 

Wenn  wir  auf  Beleidigung  und  Verleumdung  Bezug  nehmen,  in 
welchen  das  Becht  der  Personen  fttr  verletzt  angesehen  wird,  ohne  dafs 
irgend  eine  materielle  oder  physische  Handlung  dieselben  verletzte,  so  ist 
es  nicht  bekannt,  dab  fast  unbarmherzige  Ahndung  der  erwähnten  Ver- 
gehen unter  den  meisten  Freunden  der  Schreib-  und  Bedefreiheit  stets 
als  ein  Dogma  gegolten  hat.  Daher  kommt  es,  dafs  unsere  nähere  Er- 
klärung der  Injurie  kaum  den  Fortbestand  der  periodischen  Presse  ge- 
währleisten wtlrde,  wenn  die  Trägheit  bei  den  Einen,  die  Gering- 
schätzung bei  Anderen,  der  Mangel  an  Geld  zum  Prozessieren  bei  nicht 
Wenigen  das  weite  Bereich  der  strafbaren  Bedewendungen  nicht  ein- 
schränkten. 

Indem  Herr  Canovas  auf  die  Sphäre  der  Vergehen  durch  das  Wort, 
die  materielle  Handlungen  veranlassen  oder  veranlassen  können,  n^er 
eingeht,  bemerkt  er,  dals  eine  der  Arten,  sich  auf  diese  Weise  zu  ver- 
gehen, nach  dem  Wortlaut  des  Artikels  193  des  Strafgesetzbuchs  0  die 
Verleitung  ist;  Art.  193  macht  hauptsächlich  diejenigen  fttr  unfriedfertige 
Versammlungen  verantwortlich,  die  dieselben  durch  Druckschriften, 
Beden  u.  s.  w.  verleiten,  woraus  ersichtlich  ist,  daCs  selbst  in  solchen 
unbestimmten  Fällen  das  Vergehen  begangen  wird.  Genau  betrachtet 
ist  es  nicht  erforderlich,  dals  irgend  eine  Inspiration  unmittelbar  sei, 
weil  der  Nebenmensch  auf  sehr  indirekte  Weise  beeinflufst  werden 
kann.  In  gleicher  Weise  ist  die  Verleitung  einer  bewaffneten  Macht 
zum  Abfall  in  gewissen  Fällen  fttr  strafbar  erklärt,  wie  der  zweite  Ab- 
satz des  Artikels  137  des  Strafgesetzbuchs  darthut,  indem  er  den  Ver- 
leiter  zu  nicht  Geringerem  als  Tod  oder  lebenslänglicher  Kette  ver- 
urteilt Ebenso  schädlich  wird  die  Verleitung  dort  erachtet,  obgleich 
dieser,  richtig  angewandt,  nur  intellektuelle  Vorgänge  einer  milden  Art 
bezeichnet  In  Spanien  bildet  Aufreizung  durch  den  Druck  nach  den 
Artikeln  182  und  183  des  vorerwähnten  Gesetzbuchs  ein  Vergehen.  Um 
den  Beweis  fttr  den  hohen  Wert  unseres  Bechts  zu  führen,  ist  eine  ein- 
gehende Untersuchung  notwendig.  Es  ist  allbekannt,  dab  in  Spanien 
die  Handlung  der  Verleitung  einer  Person  zu  irgend  welchen  Vergehen 

1)  Als  Leiter  der  Yersammlungen  oder  Manifestationen  werden  Diejenigen  be- 
trachtet, die  durch  Beden,  die  sie  bei  denselben  gehalten,  durch  Drucksachen, 
die  veröffentUcht  oder  in  denselben  verteilt  wurden,  durch  Wahrsprüche,  Fahnen 
oder  andere  Abzeichen,  die  in  denselben  vorgezeigt  wurden,  oder  durch  irgend 
welche  andere  Handlung  als  Eingeber  der  Thaten  jener  erscheinen  mögen. 
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gleichbedeutend  erachtet  wird  mit  der  Ausführung  dieses  Verbrechens. 
Dies  ist  in  England  nicht  der  Fall,  wo  man  diejenigen,  die  zu  ge- 
wissen, nicht  allen  Vergehen  rateu,  zwar  auch  ftir  Thäter  erachtet,  sie 
aber  doch  nie  mit  dem  Tode  bestraft.  In  Österreich  setzt  man  auf 
die  Teilnahme  durch  Verleitung,  die  man  als  eine  indirekte  betrachtet, 
eine  geringere  Strafe ;  dasselbe  geschieht  in  Italien  und  Belgien,  wäh- 
rend in  anderen  Ländern  die  Strafe  des  Verführers  dem  Ermessen  des 
Richters  überlassen  bleibt.  Das  spanische  Strafrecht  kennt  keine  der- 
artige Unterscheidung,  es  yersteht  sich  nicht  einmal  dazu,  die  Verlei- 
tung, wie  dies  im  Artikel  60  des  französischen  Strafgesetzbuchs  ge- 
schieht, nur  dann  ftlr  strafbar  zu  erklären,  wenn  auDser  dem  Worte 
6eschenke,Ver6prechungen,Mifsbrauch  der  Autorität  und  listige  Anschläge 
oder  strafbare  Spitzfindigkeiten  mit  im  Spiele  sind.  Es  verbleiben  so- 
mit, im  Einverständnis  mit  den  Kommentatoren  Bossi,  Ghaybau,  Faustin 
Helie  und  dem  Professor  Boitabd  der  einfache  Bat  und  die  münd- 
liche Aufforderung  ausgeschlossen.  Dem  klardenkenden  Paghego  ver- 
ursachte es  in  Wahrheit  Widerwillen,  dals  derjenige,  der  nur  einen  Rat, 
gleichviel  welchen,  blofs  erteile,  mit  dem  gleichgestellt  werde,  der  zur 
blutigen  That  schreite.  Was  dies  betrifft,  kommt  Herr  Gakovas  zu  dem 
Schlufs,  dab  die  in  Kraft  bestehende  spanische  Gesetzgebung  bezüglich 
dieses  Vergehens  durch  das  Wort  zu  einem  Extrem  gelangt,  das  mit 
der  Wissenschaft  und  der  Gesetzgebung  im  allgemeinen  wenig  in  Ein- 
klang steht. 

Obschon  das  Kind  einer  Epoche  von  hoher  liberaler  Gesinnung, 
verordnete  der  französische  Kodex  vom  Jahre  1792,  dafs  die  augen- 
scheinliche Absicht,  mittelst  Aufreizung  durch  das  Wort  Suhestörungen 
zu  veranlassen,  strafbar  sei,  wenn  auch  daraus  Folgen  nicht  entstanden 
seien.  Bis  jetzt  ist  die  Presse  in  Frankreich  durch  das  Gesetz  vom 
29.  Juli  1881  geleitet  worden,  das  das  vom  Jahre  1819  abschaffte, 
das  die  alten  Vorschriften  wieder  herstellte,  und  es  ist  nicht  notwendig, 
den  Geist  darzulegen,  von  welchem  das  neueste  eingegeben  schien; 
aber  nichtsdestoweniger  und  trotz  aller  Mtthe  in  vielen  Fällen  hat  es^ 
gemäfs  Artikel  24  hinsichtlich  der  Veranlassung  zum  Verbrechen  durch 
das  Wort,  namentlich  wo  es  sich  um  Todschlag,  Kaub  (Diebstahl), 
Brandstiftung  und  die  Sicherheit  des  Staates  handelt,  wie  bereits  er- 
wähnt, weiter  kein  Resultat  gezeitigt.  Wenn  Herr  Canovas  seinen  Vor- 
trag in  Druck  giebt,  wird  im  gesetzgebenden  Körper  ein  im  Mai  ver- 
gangenen Jahres  eingebrachtes  Gesetz  zur  Verhandlung  kommen  tlber 
Bestrafung  von  Aufreizungen  gegen  die  Ordnung  und  den  Besitz. 

Wird  es  nicht  an  der  Zeit  sein,  dals  man  auf  die  gefährlichen 
Beden  Strafe  setzt?  Gerade  so  wie  in  anderen  Ländern  bietet  auch 
in  Spanien  jeder  Tag  Beispiele  der  Aufreizung  zu  gemeinen  Verbrechen. 
Wenn  auch  besondere  Beweggründe  vorliegen  mögen,  welcher  Art  sind 
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wohl  die  derer,  die  nicht  sowohl  Liebhabereien  und  perBÖnliche  Inter- 
essen befriedigen  wollen,  als  die  bestehende  soziale  Ordnung  darch  eine 
andere  ersetzen,  die  sie  vennessenerweise  besser  nennen?  Wenig,  wenn 
überhaupt,  Verstellang  zeigen  die  spanischen  Anarchisten  und  ihre 
fremden  Gesinnungsgenossen,  um  ohne  weiteres  den  Todschlag  zu  ver- 
anlassen, die  Beraubung  der  Bürger  und  das  Inbrandsetzen  der  Besitz- 
tümer und,  es  braucht  nicht  erst  gesagt  zu  werden,  den  Staat  zu  unter- 
drücken. Warum  denn  soll  man  gegen  so  gefährliche  Anstifter  und 
Aufwiegler  nicht  die  ganze  Strenge  walten  lassen,  die  andere  Staaten 
hinreichend  bethätigen?  Um  nach  dieser  Richtung  hin  eine  Gleich- 
stellung herbeizuführen,  bietet  unser  Strafgesetzbuch  unwiderlegliche 
Präcedenzfälle  in  den  Vergehen  der  Presse,  die,  wenn  Anstiftung  oder 
Verleitung  nachgewiesen  ist,  nur  mit  einer  derartigen  Herabminderung 
der  Strafe  geahndet  werden,  die  der  Vorübung  des  Vergehens  entsprechen 
würde,  wenn  der  Anreizung  statt  des  beabsichtigten  Unheils  das  Gegen- 
teil in  erhöhter  Potenz  folgte.  Es  besteht  gemäb  dem  Kodex  eine 
gemeinsame  Vorbedingung  im  Hinblick  auf  die  Anschuldbarkeit  der 
Anreizung  und  Verleitung,  und  diese  ist,  dafs  sie  unmittelbar  stattfinde. 
Dies  findet  notwendigerweise  statt,  wenn  es  sich  um  zwei  Personen 
handelt,  aber  wenn  der  entscheidende  Einflufs  gleichzeitig  auf  viele  ein- 
wirkt? Um  diesen  Punkt  zu  entscheiden,  bezieht  sich  Herr  Ganovas 
auf  die  Kechtsgelehrsamkeit  des  obersten  Tribunals,  das  entschieden 
hat,  dafs  die  Auslassungen  periodischer  Blätter,  die  nicht  in  Vernunft- 
gemälser  Weise  die  Vorzüge  dieser  oder  jener  Ideen  besprächen,  die 
vielmehr  augenscheinlich  darauf  ausgingen,  die  Leidenschaften  zu  er- 
regen, und  in  der  Absicht,  das  gesetzlich  Bestehende  zu  zerstören,  Mifs- 
trauen  säeten,  als  direkte  Anstiftung  anzusehen  seien,  ob  sie  nun  der 
Ausgangspunkt  weiterer  Folgen  seien  oder  nicht.  Die  Doktrin  jener 
hohen  Körperschaft  mufs  auch  angewendet  werden  auf  Vergehen  gegen 
die  Sicherheit  des  Staats  nach  Aufsen,  gegen  die  politische  Verfassung, 
gegen  die  Begierungsform,  gegen  die  Gerichte,  gegen  die  Individual- 
rechte; femer  werden  sie  in  Zukunft  angewendet  werden  müssen  auf 
die  Verleitung  zu  den  besonderen  Vergehen  gegen  die  soziale  Ordnung. 
Dafs  die  einen  von  den  anderen  verschieden  sind,  verhindert  nicht,  dab 
sie  vieles  gemein  haben,  wie  auch  Gleiches  in  einem  und  demselben 
Thatbestand,  wie  dies  G.  Lombboso  und  K  Lasghi  0  bestätigen,  und  um 
so  mehr,  wenn,  wie  es  jetzt  der  Fall  ist,  die  Sozialisten  dahin  streben, 
sich  aus  ihrer  Sphäre  loszumachen,  um  in  die  angrenzende  einzufallen. 
Es  kann  nicht  zugegeben  werden,  dals  der  Krieg,  den  der  revolutionäre 
Sozialismus  den  bevorzugten  Klassen  erklärt  hat,  um  ihnen  in  gewalt- 


1)  Le  crime  politique  et  les  revolationB,  übersetzt  aas  dem  Italienischen  Ton 
A.  Bauchard.    Paris  1892. 
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samer  und  ungesetzlicher  Weise  die  politische  Oberherrschaft  zu  ent- 
reilsen  nnd  anf  diese  Weise  Kapital  und  Eigentum  zu  unterdrücken, 
eine  mehr  oder  weniger  entschuldbare  Eriegsart  sei»  und  dafs  die  dar- 
aus hervorgehenden  Vergehen  auch  die  Bezeichnung  politische  verdienen. 
Es  ist  nicht  unzweifelhaft,  dais  mit  den  sozialen  Vergehen  eine  besondere 
Schwere  verbunden  sei,  so  dafs  gegen  sie  besonders  vorgesehen  werden 
müsse.  Es  ist  die  Ansicht  des  Herrn  Canovas,  dafs  dem  deutschen 
Gesetz  vom  20.  Oktober  1888  gegen  die  gemeingefährlichen  Bestrebungen 
der  Sozialdemokratie,  wenn  es  die  sozialen  Bestrebungen  mit  den  poli- 
tischen verwechselt,  nicht  wissenschaftliche  Gründe,  sondern  solche  der 
Staatsraison  unterliegen.  Unser  Autor  urteilt  dahin,  dafs  die  aufrüh- 
rerische Propaganda  gegen  den  Besitz,  das  Kapital,  die  Familie  und 
vor  allem  gegen  das  soziale  Band  nicht  eine  gleiche,  sondern  eine 
schärfere  Bestrafung  in  unserm  Strafgesetzbuche  verdienten,  als  irgend 
eine  Verletzung  der  neuen  politischen  Sechte,  die  weit  weniger  wichtig 
fbr  die  Menschen  sind,  als  die  bürgerlichen  und  sozialen.  Woraus  liefse 
sich  wohl  schliefsen,  dafs  ein  Angriff  auf  Angelegenheiten  der  poli- 
tischen Ordnung  in  keinem  Falle  strafbarer  sei,  als  jener,  der  gegen 
dasjenige  angestiftet  oder  ausgeführt  wird,  was  die  bleibende  Form  der 
Gesellschaft  bildet,  jener  Form,  die  lange  Erfahrung  der  Jahrhunderte, 
die  wissenschaftliche  Gesellschaftslehre  und  das  Gemeingefühl  als  in 
jeder  Hinsicht  unerläfslich  notwendig  zur  Erfüllung  des  Rechtes  Aller 
und  jedes  Einzelnen  bezeichnet.  Vielleicht  fehlt  es  nicht  an  solchen, 
die  die  Beobachtung  machen,  dafs  wegen  der  gegenwärtigen  sozialen 
Grundlagen  verschiedene  Meinungen  über  wichtige  Fragen  der  Organi- 
sation zulässig  und  im  Umlaufe  sind;  aber  das  ist  in  allen  politischen 
Angelegenheiten  der  Fall,  und  man  darf  die  vernunftgemäfse  Erörterung 
des  einen  oder  anderen  Ideals  nicht  mit  jenen  Worten  verwechseln, 
die  in  Umlauf  gesetzt  werden,  um  Leidenschaften  der  Massen  zu  erregen. 

Dafs  bei  den  sozialen  Vergehen  ebenso  wie  bei  den  politischen 
keineswegs  immer  Verworfenheit  und  persönliche  Korruption  des  Thä- 
ters  im  Spiele  zu  sein  braachen,  scheint  gewifs.  Aber  benimmt  das 
ihnen  den  strafbaren  Charakter? 

Ein  stark  in  der  Mode  stehender  französischer  Kriminalist,  Herr 
Fabde  ^),  ist  mit  Recht  der  Meinung,  dafs  es  weder  gefährlichere  Ver- 
gehen gebe  als  jene,  selbst  wo  es  sich  blols  um  einen  Versuch  handele, 
noch  auch  vernichtendere  und  zerstörendere  in  ihrer  Wirkung;  er  führt 
als  Beispiel  hierfür  die  Schandthaten  der  Kommune  in  Paris  an.  Kein 
Meuchelmörder,  sagt  er,  nicht  ohne  die  schlimmsten  anzuführen,  hat 
je  solche  ungeheuere  Unthaten  gegen  seine  Mitbürger  veranlafist,  wie 


1)  Mr.  Fabde,  La  Philosophie  penale.  Paris  1S92.  —  Derselbe,  La  criminalit^ 
comparde.  —  Derselbe,  Etudes  pönales  et  sociales.    Paris  1892. 
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die  Individnen  dieser  abBchenlichen  YereinigaDg.  Wahr  ist  es,  dafs 
der  Verfasser  selbst,  von  der  so  grofse  Verwirrung  in  der  Wissenschaft 
hervorrafenden  Sacht  nach  Originalität  fortgerissen,  verlangt,  dafs  kein 
Angeklagter  von  der  Verpflichtung  entbunden  werde,  eventuell  die  un- 
bedingte Uneigenntttzigkeit  seines  Handelns  darzuthun.  Herr  Fasde 
hätte  unterscheiden  sollen  zwischen  den  Vergehen  gegen  das  Fort- 
bestehen der  Segierungsformen  und  denjenigen,  die  gegen  den  Bestand 
der  sozialen  Ordnung  selbst  begangen  werden;  denn  die  von  persön- 
lichen Motiven  unvennischte  Selbstlosigkeit  jener,  die  ein  Begierungs- 
system zerstören,  um  ein  anderes  an  seine  Stelle  zu  setzen,  so  sehr  sie 
das  letztere  aufrichtig  vorziehen  mögen,  läfst  sich  sehr  schwer  nach- 
weisen. Die  Organisatoren  von  Umwälzungen  werden  ja  doch  durch  die 
Macht  der  Umstände  damit  betraut,  mit  der  Verantwortlichkeit  die  Lei- 
tung zu  ttbemehmeuy  und  wenn  die  Umwälzungspläne  nicht  gelingen, 
findet  sich  nie  Gelegenheit,  damit  die  Selbstlosigkeit  ihres  Urhebers, 
so  echt  sie  auch  immer  sei,  hervorleuchte.  Das  Gegenteil  muls  zuge- 
standen werden  bei  den  Vergehen  gegen  die  Gesellschaft,  deren  Ziel 
die  Verwirklichung  eines  im  allgemeinen  absurden  oder  barbarischen 
Ideals  ist,  mehr  noch  eines  Ideals,  das  die  unmittelbaren  persönlichen 
Interessen  eher  schädigt  als  fördert;  was  schliefslich  soviel  sagen  will, 
als  dafs  man  keinen  anderen  Mafsstab  an  diese  Vergehen  anlegen  sollte, 
als  den  der  Erhaltung  der  Gesellschaft.  Sei  die  Absicht  schlecht  oder 
nicht;  entstehe  das  Verwerfliche  nun  im  Verwechseln  des  Guten  mit 
dem  Bösen  durch  intellektuelle  Krankheit  oder  nicht,  so  läfst  sich  in 
der  Segel  mit  grö&erer  Sicherheit  als  durch  die  Lehren,  mit  denen 
man  jetzt  so  viele  Vergehen  entschuldigen  möchte,  darthun,  dafs  die 
Gesellschaft,  die  die  Notwendigkeit  ihres  Bestehens  in  der  Wohlfahrt 
ihrer  Angehörigen  sieht,  nicht  anders  kann,  als  diejenigen  einzuschttch- 
tem  und  zu  bestrafen,  die  ihre  Grundlagen  in  gewaltsamer  Weise  an- 
greifen und  gefährden. 

Herr  Ganovas  hält  es  ftlr  notwendig,  einige  Erklärungen  zu  geben, 
ohne  die  das  Gesagte  als  sehr  verschieden  von  dem  erscheinen  könnte, 
was  er  darthun  wollte.  Man  mufs  vor  allem  im  Auge  behalten ,  dalis 
er  weder  direkt  noch  indirekt  behauptet  hat,  dafs  auch  jene  Angriffe 
auf  die  Gesellschaft,  seien  sie  auch  noch  so  wirkungsvoll  und  gefahr- 
bringend, als  strafbar  erklärt  werden  sollen,  die  ohne  Bruch  der  be- 
stehenden Gesetze  oder  Anstiftung  irgend  jemandes  hierzu,  geschehen, 
da  in  dem  Falle  ein  Vergehen  nicht  vorliegt.  Überdies  spricht  er 
nicht  zum  ersten  Male  aus,  dafs  er  sich,  weit  davon  entfernt,  zu 
denen  zu  gehören,  die  vor  den  wachsenden  Forderungen  der  Arbeiter 
zurttckschrecken,  vielmehr  zu  jenen  rechnet,  die  sie  längst  voraussahen, 
und  ihnen  heute  mit  gröfserer  Buhe  gegenüberstehen.  Fortfahrend,  sagt 
er  allen  volljährigen  Männern,  die  in  so  vielen  Ländern  die  einzigen 


Digitized  by 


Google 


Stadien  üb.  d.  neaesten  Untersuchungen  auf  d.  Gebiete  d.  polit.  Okon.  in  Spanien.    41 1 

Werkzeuge  der  absoluten  Oberherrschaft  und  in  fast  allen  wichtige 
Teilnehmer  daran  sind,  dafs  sie  unter  der  Regierung,  die  sie  stiften 
oder  ansttben,  in  ökonomischer  Hinsicht  zn  einer  Ware  werden  müssen, 
die  oft  in  grofsen  und  unthätig  liegenden  Magazinen  aufgestaut  liegt, 
in  denen,  weil  sie  den  eigenen  Konsum  übersteigen,  der  Irrtum,  der 
durch  die  Pforten  des  Wahnsinns  einbricht,  die  Grenzen  der  Ver- 
nunft überflutet.  Kein  Jurist  wird  es  zu  leugnen  wagen,  dafs,  wenn 
das  Proletariat  sich  des  Stimmrechts  ausschliefslich  dazu  bediente,  um 
durch  gesetzgeberische  Mafsregeln  einen  vollständigen  sozialen  Umsturz 
herbeizuführen,  dies  überaus  traurig  sein  würde,  aber  ebenso  recht- 
mäfsig,  wie  es  jetzt  die  Civilgesetzbücher  sind,  die  den  bevorzugten 
Ständen  ihre  Rechte  gewährleisten,  denen  selbst  nicht  einmal  das  Recht 
verbliebe,  sich  zu  beklagen,  vorausgesetzt,  dafs  man  ohne  sie  nicht 
dahin  gelangt  wäre,  das  moderne  politische  Recht  zu  begründen. 

Drei  Bedingungen  sind  erforderlich,  damit  die  Umgestaltung  des 
Bestehenden  auf  friedliche  Art  erfolge,  oder  dafs  zum  wenigsten  un- 
erhörte Erschütterungen  vermieden  werden.  Die  erste  ist,  dafs  sich 
von  Tag  zu  Tag  die  rauhen  Wirkungen  unseres  sozialökonomischen 
Systems  fortschreitend  mildern,  bis  zur  Grenze  der  Möglichkeit,  und 
selbstredend  mit  der  Zustimmung  Aller,  sowohl  der  Arbeitgeber,  wie 
der  Arbeiter,  damit  auf  diese  Weise  die  letzteren  nie  die  Hoffnung  auf 
fortdauernde  Besserung  verlieren.  Die  zweite  ist,  dafs  sich  das  Pro- 
letariat, indem  es  der  neuen  und  klaren  Segnungen  teilhaftig  wird,  die 
ihm  das  Gesetz  schon  einräumt  und  die  in  der  Folge  unablässig  zu- 
nehmen müssen,  daran  gewöhne,  sofort  wenigstens  das  Mögliche  von 
dem  Unmöglichen  zu  unterscheiden,  nicht  ohne  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  den  strengen  Skepticismus  walten  zu  lassen,  mit  dem  es  ge- 
wohnt ist,  die  alten  Einrichtungen  gegenüber  den  vorgeblichen  Wahr- 
heiten zu  betrachten,  die  es  heute  mit  so  gro&er  Leichtigkeit  annimmt. 
Das  dritte  besteht  für  die,  die  zu  ihrem  Unglück  nicht  glauben,  darin, 
wieder  an  etwas  glauben  zu  lernen,  das  aufserhalb  dieses  unvollkom- 
menen Lebens  besteht,  wo  Gott  ihnen  die  unerklärlichen  Ungleichheiten 
mit  unfehlbarer  und  ewiger  Gerechtigkeit  vergilt  Mit  nichts  von  dem, 
was  Herr  Canovas  andeutet,  dürfte  sich  ein  dem  BedürMs  entspre- 
chendes völlig  ausreichendes  Mittel  bieten,  dies  sieht  er  selbst  ein; 
ebendeshalb  hat  er  die  Vergehen  durch  das  Wort  als  Gegenstand 
seiner  Rede  gewählt,  weil  es  ganz  gewiüs  ist,  dafs  da,  wo  die  Über- 
zeugung von  der  Wahrheit  und  die  gegenseitige  Achtung  vor  dem,  was 
vernünftig  und  gerecht  ist,  nicht  ausreichen,  die  Gesellschaft,  so  wie 
sie  besteht,  sich  wohl  oder  übel  und  in  unumgänglicher  Weise  durch 
das  Strafrecht  wird  schützen  müssen. 

Es  ist  nicht  möglich,  endgiltig  die  Verletzung  des  bestehenden 
Rechts  zu  bestimmen,  weil  man  nicht  weifs,  wann  die  Rede  gehalten 
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warde  und  wie  die  Vergehen  auf  einander  folgen,  und  es  mufs  zuge- 
standen werden,  dab  Angriffe  leichter  und  öfter  in  einer  Menschen- 
masse veranlafst  werden,  als  bei  einem  Einzelnen.  Die  Menge  erregt 
sich  von  selbst  mit  unglaublicher  Schnelligkeit  und  Heftigkeit,  und 
diese  psychologische  Erscheinung  bildet  heute  einen  wichtigen  Gegen- 
stand der  Strafrechtswissenschaft.  Mr.  Fabde,  den  wir  schon  erwähn- 
ten, legt  die  Ansicht  dar,  dalüs  die  psychologische  Gähmng  der  Seelen 
in  der  versammelten  Masse  ein  besonders  intellektuelles  Produkt  und 
von  der  unmöglichen  Summe  der  entgegengesetzten  freien  Willens- 
äufserungen,  die  Hebbebt  Spekgeb  annahm,  verschieden  sei.  Ein  ähn- 
liches Produkt  entsteht  in  der  Hitze  des  illusorischen  Gefühls  der  All- 
macht, das  eine  grolse  Anzahl  eingiebt;  es  wächst  rasch  infolge  der 
Nachahmung,  die  die  freie  Entschliefsung  und  gemeinsames  Handeln 
aufregen  und  antreiben,  und  führt  so,  wie  an  der  Hand  geleitet,  die 
Masse  zu  einem  Impuls  oder  Wahnsinn,  aus  dem  manchmal  die  Wild- 
heit hervorbricht  Bei  einem  solchen  Stande  der  Dinge  besteht  nach 
Mr.  Fabde  eine  hypnotische  Unverantwortlichkeit,  und  er  schliefst 
sogar,  dab  die  Verleiter  und  Anstifter  (meneurs)  über  die  freie  Ent- 
schliefsung der  Massen  immer  noch  mehr  Einfluls  und  Gewalt  üben, 
als  die  Hypnotiseure  über  die  Hypnotisierten.  Herr  Canovas  vermag 
es  nicht,  ihm  auf  diesem  Wege  zu  folgen,  doch  gesteht  er  zu»  dafs  die 
besagte  Beobachtung  im  Grunde  richtig  sei  und  dafs  sie  ebenso  wie 
eine  von  Hegel  gemachte  entstehe,  nach  der  Veränderungen  der  Quan- 
tität schliefslich  Änderungen  in  der  Qualität  mit  sich  führen. 

Der  Anstifter  handelt  nicht  in  gutem  Glauben,  wenn  er  die  Zer- 
störung des  Bestehenden  predigt,  Hoffnungen  vorlügend,  um  so  die 
Zügel  der  Gerechtigkeit  zu  erlangen  und  Schritt  für  Schritt  die  Be- 
ziehungen zwischen  Kapital  und  Arbeit  so  ausgleichend,  dab  die,  die 
im  Besitze  sind,  als  Opfer  derjenigen  fallen,  die  sich  des  fremden 
Eigentums  bemächtigen.  Viele  Opfer  sündigen  hierbei  durch  Ti%heit 
oder  unwissende  Furchtsamkeit  der  Seele,  und  es  labt  sich  wohl  hier- 
aus entnehmen,  dals  die  schrecklichen  Schäden,  die  beide  Teile  ver- 
anlassen, ihnen  beiden  in  entsprechendem  Malse  zur  Last  zu  legen 
wären.  Und  das  Schlimmste  ist,  dafs,  obgleich  da,  wo  das  intellek- 
tuelle Vergehen  am  augenscheinlichsten  hervortritt.  Alle  gleichzeitig 
Verbrecher  sind.  Alle,  auber  den  Anstiftern,  auf  den  ersten  Blick  als 
unschuldig  erscheinen.  Aber  sie  sind  es  nicht,  wenn  man  vor  allen 
Dingen  auf  Grund  des  vernunftgemäben  Ausgleichs  unterscheidet,  da 
sie  sich  gewohnheitsmäfsig  dem  Walten  des  intellektuellen  Rausches 
in  die  Arme  werfen,  um  den  es  sich  bei  fortwährenden  Versammlungen 
und  Vereinigungen  handelt. 

In  der  abscheulichen  Nachkommenschaft,  die  die  Internationale 
hinterliefs,  fiel  Spanien  das  Schlimmste  zu,  indem  die  Anarchisten  hier 
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die  Richtung  beTorzugten,  die  Bakunin  ins  Leben  rief  nnd  die  nns 
Yon  Zeit  zu  Zeit  schreckliche  Verbrechen  bringen ,  wenn  anch  bis  jetzt 
in  keiner  gro&en  Anzahl,  und  unser  oberster  Gerichtshof  hat  sich  mit 
Becht  beeilt,  den  Anarchismus,  den  Kollektivismus  und  selbst  die  Ab- 
sicht, durch  sie  ohne  oder  mit  Grund  den  systematischen  Kampf  der 
Arbeit  gegen  das  Kapital  und  der  Arbeiter  gegen  die  Bourgeosie  auf- 
recht zu  erhalten,  für  strafbar  zu  erklären;  er  stützte  sich  dabei  auf 
den  Artikel  des  Strafgesetzbuchs  gegen  die  ungesetzlichen  Vereinigungen. 
In  der  besagten  hohen  Körperschaft  ist  man  so  weit  von  jener  strengen 
Anhänglichkeit  an  den  Buchstaben  abgewichen,  worin  sich,  vielleicht 
allein  auf  der  ganzen  Welt,  gegenwärtig  die  Recbtsgelehrsamkeit  Spa- 
niens hervorthut 

Herr  Ganovas  schliefst,  indem  er  feststellt,  dafs  er  seinen  Betrach- 
tungen keinen  höheren  Wert  beilegt,  als  denjenigen,  den  sie  im  all- 
gemeinen Rechte  haben  könnten,  indem  er  vermieden  habe,  ihnen 
irgend  welche  feststehende  Form  zu  geben.  Dies  würde  die  genaue 
Feststellung  erfordert  haben,  die  verlangt  wird,  um  sie  in  ein  Gesetz 
zu  verwandeln,  und  er  erklärt,  dafs  er  nicht  den  Fufstapfen  irgend  einer 
Schule  gefolgt  sei,  sondern  das  er  von  seiner  Freiheit  Gebrauch  ge- 
macht habe,  mit  jener  Unabhängigkeit  und  Ungezwungenheit  zu  denken, 
deren  er  an  Orten  wie  die  Akademie  der  Rechtswissenschaft  und  Ge- 
setzgebung gewohnt  ist  Die  Erhaltung  des  bestehenden  sozialen  Staates 
in  seinen  wesentlichen  Punkten  gehe  Jedem  an;  er  ist  der  Verbesse- 
rung fähig,  doch  auch  unersetzlich,  und  aufserhalb  desselben  giebt  es 
kein  Woblergehen  fQr  die  Menschen.^) 

Die  Gesellschaft  ist  der  allgemeine  Boden  der  Ideen,  Traditionen, 
Gefühle,  Gebräuche,  Interessen,  Sonderrechte,  die  die  Individuen  unter 
derselben  Oberhoheit  und  denselben  Gesetzen  vereinigt  halten.  Der 
Staat  ist  ein  Geschöpf  derselben.  Das  Individuum  mnb  sich  unter 
Leitung  und  Gewährleistung  des  Staates  erhalten  und  entwickeln,  so 
haben  Lefebrierb  und  Manna  in  ihren  Werken  über  Verwaltungsrecht 
geschrieben,  aber  zu  gleicher  Zeit  ist  das  Kapital  das  Unterscheidungs- 
merkmal zwischen  Staat  und  Gesellschaft;  wenn  man  sie  verwechselte, 
würden  wir  uns  dem  monarchischen  oder  demokratischen  Despotismus 
gegenüber  befinden.  Wenn  jener  mit  diesem  im  Gegensatz  wäre,  ohne 
dafs  der  eine  noch  der  andere  sich  seiner  wahren  Rechte  bewufst  wäre, 
würde  die  Anarchie  mit  dem  Despotismus  abwechseln.^)  Die  soziale 
Organisation  steht  der  politischen  voran,  oder  vielmehr  sie  steht  höher ; 
die  letztere  besteht  aus  jenen  Regeln,  die  in  der  ersteren  den  Übergriffen 
des  Individuums  vorbeugen.    Das  Leben  des  Staates  ist  aufgeregter 

1)  Die  gedruckte  Rede  des  Herrn  Canoyas  hat  32  Seiten  in  Grofsqoart  und 
sehr  enger  Druckschrift,  30  Zeilen. 

2)  DiODATO  Sbot,  Della  filosofia  del  Dritto,  pag.  329. 
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als  dasjenige  der  organischen  NatorgeschOpfe,  da  änfsere  Erfolge,  ein 
machtToUer  oder  gewaltthätiger  Ann,  wilde  Leidenschaffcen  zu  Zeiten 
die  normale  Entwickelnng  hemmen  oder  ihren  Tod  herbeiführen J) 
Auf  Grand  dieser  Vorandentnngen  sind  wir  derselben  Ansicht  wie  Herr 
Canovas,  daTs  den  Vergehen  des  Wortes  gesteuert  werden  mtlsse:  wenn 
nämlich  die  Aufreizung,  die  ausdauernde  Kraft  und  die  einschttohtem- 
den  Beschlüsse  zam  Umsturz  der  Gesellschaft  gleichen  Schritt  halten 
mit  den  Reden,  Aufrufen,  Flugblättern  oder  Zeitungen,  in  denen  ver- 
sucht wird,  den  Hafs  und  die  Zerstörung  der  Personen  und  Güter  be- 
stimmter Klassen  einzuflüstern,  so  wird  diese  Voraussetzung  eine  sehr 
wichtige  Beziehung  zeitigen :  die  der  Ursache  und  der  Wirkung  zwischen 
den  Einen  und  den  Anderen.  Und  es  erscheint  uns  eine  durch  die 
Erfahrung  erwiesene  Sache,  dafs  diese  Beziehung  eine  Handlung  sei, 
und  dies  um  so  mehr,  als  ohne  die  Aufrufe,  Druckschriften,  Abzeichen 
und  Beden  an  den  Orten,  wo  die  Arbeiter  sich  versammeln,  höchstens 
einige  wenige  Unordnungen  oder  Verbrechen  von  der  Art,  wie  sie  uns 
beschäftigen,  stattfinden  würden,  doch  nicht  mehr.  Die  Gefahr  und 
Ausdehnung  derartiger  Delikte  entstehen  vollständig  aus  der  Richtung, 
die  die  Anführer  ihnen  einflöfsen,  und  aus  der  Verderbtheit  in  den 
Ideen,  die  durch  bestimmte  Behauptungen  erzeugt  werden.  Wenn  dies 
so  ist  —  und  es  kann  nicht  anders  sein,  weil  der  Mensch  Einbildungen 
und  Empfindungen  hat,  die  ihn  den  Eindrücken  zugänglich  machen, 
die  er  beim  öftem  Hören  von  Beden  und  Lesen  von  Druckschriften 
empfängt,  worin  Grandsätze  einer  gewissen  Art  enthalten  sind  — ,  wie 
könnten  wir  bezweifeln,  dafs  Diejenigen  Strafe  verdienen,  die  zu  den 
Angriffen  den  Anstofs  geben,  auf  die  wir  Bezug  nehmen?  Deshalb  ist 
es  meinem  Gefühle  nach  klar,  dals,  wenn  die  Gesellschaft  eine  Ver- 
einigung von  Menschen  ist,  worin  ehrwürdige  Überlieferungen,  gemein- 
same Leidenschaften,  allgemeine  Interessen,  Garantiegesetze  existieren, 
dafs  es  da  nicht  gesetzlich  sein  kann,  etwas  anderes  Neues,  Entgegen- 
gesetztes und  durch  Fremdheit  Überraschung  und  Verwunderung  Er- 
zeugendes in  Vorschlag  zu  bringen,  ja  auf  ihre  Vernichtung  und  Zer- 
störung durch  lebendige  Kraft  hinzuwirken.  Die  Individuen  haben  das 
Recht  sich  zu  erhalten  und  zu  entwickeln.  Wird  dieser  Grundsatz  be- 
rühmter Schriftsteller  aber  seine  Anwendung  finden,  wenn  wir  es  zu- 
geben, dafs  ganze  Bevölkerangsklassen  und  ihre  Reichtümer  auf  gewalt- 
samem Wege  beseitigt  werden?  Der  Staat  wird  in  seiner  Entwickelang 
gehemmt  und  stirbt,  wie  Bluntsghli  bemerkt,  zu  Zeiten  aus  AnUüs 
der  Entfesselung  wilder  Leidenschaften.  Welcher  neue  Stoizismus  würde 
es  sein,  der  ruhig  und  gelassen  die  Arme  kreuzte  gegenüber  der  Vor- 
bereitung und  Bildung  durch  Aufreizungen,   Liebkosungen  und  Ver- 


1)  Blüktschli,  Allgemeine  Staatslehre. 
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sprechnngen,  einer  angehenerlichen  Sammlang  von  grausamen ,  ener- 
gischen und  vor  nichts  zurückschreckenden  Leidenschaften,  die  den  Ab- 
grund der  Glühhitze  zu  bringen  drohen,  welcher  darin  besteht,  dafs  die 
Givilisation  nicht  eine  völlig  gleichmäßige  sei? 

Herr  Canoyas  entwirft  seine  These  tlber  die  Vergehen  durch 
das  Wort  mit  grofsem  Talente  und  hoher  Befähigung;  zuerst  zählt 
er  jene  Angriffe  und  strafbaren  Handlungen  auf,  die  die  allgemeine 
Ordnung  und  die  Privatephäre  betreffen,  aus  welchem  Anlafs  er  den 
Artikel  des  spanischen  Strafgesetzbuchs  anführt,  in  dem  als  Anstifter 
Diejenigen  bezeichnet  werden,  die  andere  zwingen  oder  direkt 
veranlassen,  Vergehen  zu  begehen;  weil  der  Anstifter  einen 
Zwang  ausübt,  indem  er  sich  fremder  Willensfreiheit  bemächtigt,  er- 
klärt ihn  das  Gesetz  des  Begehens  einer  strafbaren  Handlung  schuldig. 
Die  Furcht,  die  Vereinbarung,  die  Abmachung,  das  Versprechen,  der 
Bat  stellen  die  häufigsten  Formen  der  Anstiftung  dar.  ^)  Es  genügt  nicht, 
dab  sie  direkt  sei,  sondern  sie  muJs  auch  wichtig  genug,  schwerwiegend 
genug  sein,  damit  die  Absicht  des  Unterhändlers  bestimmt  werde,  und 
in  diesem  Sinne,  meint  Herr  SilyelA,  muis  die  Rechtsgelehrsamkeit 
des  spanischen  Tribunals  angesehen  werden.  Herr  Canoyas  urteilt, 
dais  in  dieser  Weise  Gesetze  zu  geben,  soviel  heifse,  als  sich  von  den 
Normen  abwenden  oder  trennen,  die  die  Gesetzgebungen  Europas  als 
die  besten  und  gerechtesten  betrachtet  haben,  in  denen  man  die  Teil- 
nahme durch  Baterteilung  als  eine  indirekte  ansieht  und  sie  mit  ge- 
ringerer Strafe  belegt,  als  die  Ausführung  selbst.  Ein  solches  Vorgehen 
scheint  uns  berechtigt,  indessen  verstehen  wir  darunter  nicht,  dafs  die- 
jenige Spaniens  Tadel  verdiene,  da,  wenn  der  Bat,  indem  er  sich  des 
fremden  freien  Willens  bemächtigt,  sowie  das  Versprechen  oder  die 
Anratung  so  stark  und  entscheidend  sind,  dafs  infolge  davon  das  Ver- 
brechen begangen  wird,  so  ist  der  moralische  Thäter  nicht  weniger 
strafbar  als  der  wirkliche,  und  es  scheint  uns  dies  mit  Hegels  Straf- 
theorie in  Einklang  zu  stehen.  Doch  denke  man  über  diesen  Punkt 
wie  man  wolle,  es  ist  sicher,  dafs  Herr  Gakoyas  sich  seiner  Aufgabe 
gewachsen  zeigt,  von  seiner  gesetzgeberischen  Lehre  ausgehend,  die 
niemanden  verletzt  und  in  der  die  Strafe  in  ihrer  vollen  Ausdehnung 
gegen  Diejenigen  ausgemessen  wird,  die  durch  das  Wort  Andere  zwingen 
und  antreiben.  Vergehen  zu  verüben. 

Dann  spricht  Herr  Canoyas  von  der  Eingebung  in  den  unfried- 
fertigen  Versammlungen  durch  Druckschriften,  Abzeichen,  Beden  u.s.w. 
und  von  der  Verleitung  zum  Abfalle  bei  einer  bewaffneten  Macht  in 
gewissen  Fällen  und  von  der  Anstiftung  vermittelst  der  Presse,  um  zu 

1)  Don  Luis  Silybla,  Senator  und  früher  Professor  der  Uniyersit&t  zvl  Madrid, 
Das  Strafrecht  nach  Prinzipien  und  der  in  Spanien  in  Kraft  befind- 
lichen Gesetzgebung  studiert.    5  Bände.  286  Seiten. 
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dem  Schlnifi  zu  gelangen ,  dals  es  gerecht  sei,  dals  das  Gesetz  Aber  die 
letztere  sich  auf  die  Reden  ausdehne,  da  das  Versammlnngsrecht  in  Spa- 
nien wie  im  Auslände  Beispiele  von  Anstiftung  zu  gemeinen  Verbrechen 
aufweise^  auch  wenn  die  Beweggründe  besondere  seien,  und  wir  wieder- 
holen, dals  diese  These,  die  sich,  wie  wir  gesehen  haben,  auf  groDse 
Männer  stützt,  und  aus  den  tiefsten  Prinzipien  des  Rechts  hervorgeht, 
uns  in  jedem  Punkte  aufser  aller  Frage  zu  stehen  scheint. 

Herr  Canoyas  hat  es  nicht  für  vorteilhaft  gehalten,  die  Argumente 
anzufahren  und  zu  widerlegen,  die,  da  sie  sich  auf  Eigentümlichkeiten 
und  auf  die  Mission  des  Staates  gründen  und  in  der  Natur  der  Frei- 
heit wurzebi,  thatsächlich  von  nicht  Wenigen  erhoben  werden.  Wir 
haben  ihm  nachzustreben,  nur  nehmen  wir  nicht  als  gewils  an,  dafs 
infolge  der  hohen  Meinung,  die  wir  von  der  freien  Meinungsäußerung 
und  der  Gedankenfreiheit  haben  mOgen,  der  Einschränkung  noch  Ge- 
nüge geschehe,  die  wir  begehren.  Robespiebre  sagte  in  seinem  Ent- 
wurf einer  Erklärung  der  Menschenrechte,  dafs  die  Ehrfurcht  vor  den 
natürlichen,  unveräufserlichen  Rechten  des  Menschen  die  Aufgabe  jeder 
politischen  Vereinigung  sei,  sowie  die  Entwickelung  aller  seiner  Fähig- 
keiten. Die  Freiheit  ist  das  Vermögen  jedes  Menschen,  nach  bester 
Überzeugung  von  seinen  Fähigkeiten  Gebrauch  zu  machen ;  die  Gerech- 
tigkeit dient  ihr  zur  Regel,  die  Rechte  Anderer  als  Beschränkung,  die 
Natur  als  Prinzip,  das  Gesetz  als  Gewährleistung.  Nun  fragen  wir: 
sind  die  Rechte  der  Besitzenden  und  des  Mittelstandes  und  deren  Güter 
nicht  im  geregelten  Gange  der  Gesellschaft  erworben  worden,  sind  sie 
nicht  in  ihrer  Vereinigung  ebensowenig  durch  Glücksfälle  wie  durch 
ÜbergriJBTe  und  Betrug  entstanden?  Und  sind  die  Grenzen  der  Frei- 
heit der  arbeitenden  Klassen  nicht  etwa  Rechte  gewisser  Men- 
schen, die  vom  Gesetz  bisher  gewährleistet  worden  sind, 
so  dafs  es  also,  selbst  wenn  wir  die  Erklärung  eines  der  gröfsten  Re- 
volutionäre zugeben,  in  unserem  Sinne  möglich  wäre,  dafs  eine  Hand- 
lung, die  der  erste  Ausgangspunkt,  die  Wiege  und  die  vergiftete  Wurzel 
anderer  ist,  die  die  heiligen  Rechte  des  Einzelnen  angreifen  und  die 
soziale  Ordnung  umstürzen,  als  Vergehen  angesehen  werden  können, 
die  eine  Strafe  verdienen? 

Um  die  Dinge  so  zu  beurteilen,  soll  es  uns  nicht  an  der  Stütze 
der  deutschen  Rechtsphilosophen  fehlen.  Ahrens  bestätigt,  dals  sich 
die  willkürliche  äuTserliche  Freiheit,  der  es  an  einer  moralischen 
Grundlage  fehle,  in  allen  Fällen  als  ein  Werkzeug  der  Verneinung  and 
Zerstörung  erwiesen  habe  und  dafs  es  Menschen  ohne  Grundsätze  ge- 
geben habe,  die  keinen  anderen  Gedanken  hatten,  als  sie  ihrem  Ehr- 
geiz dienstbar  zu  machen  und  die  letzten  moralischen  Bande  zu  zer- 
reÜsen,  die  noch  im  stände  waren,  einige  Beziehungen  unter  den 
Gliedern  der  Gesellschaft  aufrecht  zu  erhalten,  und  er  sagt  voraus,  daüs 
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die  Staaten  sich  gezwungen  sehen  würden,  die  Freiheit  im  Interesse 
der  Erhaltung  der  Gesellschaft  auf  die  äuijsersten  Grenzen  zu  beschrän- 
keoi  so  lange  der  intellektuelle  Staat  und  die  Moral  nicht  genügende 
Garantien  gegen  ihren  Mi&brauch  böten.  0  Auch  Tbendelenbubg,  der 
so  bescheiden  ist  und  vor  den  Extremen  flieht,  hält  es  nicht  für  aulser 
Frage,  daJs  er  sich  um  der  vomehmlichsten  Ideen  willen,  die  er  ver- 
teidigt, EinschrSnkungen  widersetzen  würde,  die  in  seiner  Zeit  nicht 
notwendig  waren,  er,  der  mit  so  viel  Gelehrsamkeit  die  unmittelbaren 
Beziehungen  darlegt,  die  zwischen  der  Ethik  und  dem  Rechte  bestehen.^) 

1)  Cours  de  droit  naturel. 

2)  Dritte  naturale  sulla  base  del  Etico,  version  de  N.  Nodugno. 
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Von 

Kurt  Ton  Sohrseheldt. 

I. 

(Schlafs.) 

VI.  Abschnitt. 

a)  Edikt  fBr  OstprenTsen,  Lltthauen,  Ermeland  und  den  Marien- 
werderschen  LandrSthllehen  Kreis,  die  MttUen-Oereehtigkelt 
und  die  durchgängige  Aufhebung  des  Mfllilenzwanges  betreifend; 

Tom  29.  HSrz  1808.^)^ 

b)  Edikt  wegen  der  Hfllüengereehtigkeit  und  Aufhebung  des 
Mfililen-Zwangs,  des  Bier-  und  Branntwein-Zwangs  in  der  ganzen 

Monarchie;  rem  28.  October  1810.  ^) 

Motive  zu  a):  Nachdem  Wir  Allerhöchstselbst  erwogen  haben,  dafs  das  bisher 
in  Unsem  Provinzen  Ostpreufsen  und  Litthanen,  mit  Einschlnfs  des  Ermelandes  und 
des  Marienwerderschen  Landräthlichen  Kreises,  behauptete  Mahlen-Regal  an  sich 
der  Finanz-Yerwaltung  keinen  erheblichen  Nutzen  gew&hret,  und  dafs  besonders  das 
sowohl  Unsem  Königlichen  als  den  Privat-MOhlen  zustehende  Zwangsrecfat  zum  Druck 
der  Einwohner,  hauptsächlich  der  untern  Yolksklassen  gereichet,  ohne  dafs  es  jemals 
gelingen  kann,  diese  der  Wohlfahrt  des  Landes  und  der  heilsamen  Vermehrung  der 
MQhlen  entgegenstrebende  Verfassung  durch  Polizeigesetze'  und  sonstige  n&here 
Bestinmiungen  unschädlicher  zu  machen,  Wir  auch  nach  der,  alle  Unsere  getreue 
Unterthanen  gleich  umfassenden  Landesväterlichen  Vorsorge,  es  nicht  gestatten 
dürfen,  dab  das  gemeinschädliche  Monopol  der  Mehlfabrikation,  während  es  in  einem 
Theil  der  Provinz  angehoben  wird,  in  einem  andern  beibehalten  werde;  als  haben 
Wir  nicht  länger  Anstand  genommen,  die  Gesetze,  worauf  der  Mühlenzwang  in 
den  Eingangs  erwähnten  Provinzen  beruht,  und  worin  den  Grrundbesitzem  die  An- 
legung neuer  Mühlen  untersagt  ist,  nemlich  das  Mühlen-Reglement  für  Oät- 
preufsen  vom  5.  October  1786  und  für  Litthauen  vom  14.  Dezember  17S5,  femer  die 
Vorschriften  des  Allg.  L.  R.  Theil  I.  Tit.  23  §  25—29,  Th.  U  Tit.  15  §  236,  237, 
240,  242  und  den  Zusatz  230  des  Ostpreufsischen  Provinziahrechts,  hiermit  gänzlich 
aufzuheben 

Die  nachteiligste  Wirkung  der  Zünfte  äufserte  sich  in  den  Ge- 
werbebeschränknngen  im  allgemeinen  und  den  Zwangs-  und 


1)  S.  d.  G.  u.  V.  S.  217  ff. 

2)  Über  das  Mühlenrecbt:  E.  M.  Schilling,  Mttblenrecht  (Leipzig  1829),  Mauren- 
brecher, Privatrecht  (Bonn  1834),  §  646. 

3)  G.  S.  S.  95  ff. 
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Bannrechten  insbesondere.  Unter  Gewerbebeschränknngen  werden 
zunächst  diejenigen  verstandeni  welche  dem  Berechtigten  die  Befagnis 
geben  y  innerhalb  eines  gewissen  Bezirks  ein  Gewerbe  entweder  aas- 
schliefelich  zu  betreiben  oder  dnrch  andere  betreiben  zu  lassen ;  dies  sind 
die  sogenannten  ansschliefslichen  Gewerbeberechtigungen. 
Solche  Befagnis  enthielt  also  ein  direktes  Untersagungsrecht  nicht 
gegen  die  Konsumenten,  sondern  gegen  jeden  nichtberechtig- 
ten Gewerbetreibenden  gleicher  Art  Neben  diesen  Berech- 
tigungen  kamen  aber  noch  andere  vor^  die,  wenn  sie  gleich  kein  solches 
direktes  Verbietungsrecht  gegen  nichtberechtigte  Gewerbetreibende  ent- 
hielten,  doch  die  Konsumenten  in  der  Freiheit  des  gewerblichen 
Verkehrs  und  dadurch,  wiewohl  nur  aufindirekteWeise,  auch  zu- 
gleich die  Gewerbetreibenden  hinderten.  Dies  waren  die  gewerblichen 
Zwangsrechte,  worunter  man  allgemein  die  Befugnis  verstand,  den 
Konsumenten  in  seiner  natürlichen  Freiheit  dergestalt  zu  beschränken, 
dafs  ihm  die  AnschaJBTung  oder  die  Zubereitung  gewisser  Bedürfnisse 
bei  andern  als  den  Berechtigten  untersagt  werden  konnte.  Der  wesent- 
liche Unterschied  zwischen  den  ansschliefslichen  Gewerbeberechtigungen 
und  den  Zwangs-  und  Bannrechten  in  Bezug  auf  ihre  Wirksamkeit 
äuTserte  sich  also  darin,  dafs  erstere  die  nicht  berechtigten  Gewerbe- 
treibenden, letztere  die  Konsumenten  in  dem  Gebrauche  ihrer  natür- 
lichen Freiheit  beschränkten.  Wenn  man  auch  nicht  behaupten  kann, 
dafs  letztere  Befugnisse  an  und  für  sich  und  unter  allen  Umständen 
einen  nachteiligen  Einflufs  auf  die  Freiheit  des  gewerblichen  Ver- 
kehrs äufsern  müssen,  weil  sonst  jeder  Vertrag,  durch  welchen  sich 
jemand  verpflichtet,  seinen  Bedarf  an  gewissen  gewerblichen  Gegen- 
ständen von  einer  bestimmten  Person  zu  entnehmen,  gemeinschädlich 
sein  würde,  so  tritt  doch  diese  Wirkung  ein,  falls  eine  solche  Verpflich- 
tung in  ihrer  Dauer  nicht  begrenzt  ist,  also 

1.  wemi  das  Becht  in  Beziehung  auf  den  Verpflichteten  ohne  Beschränkung  auf 
einen  bestimmten  Zeitraum  Beal-Qualität  erlangt  und  dadurch  jeden  Be- 
Besitzer des  belasteten  Grundstücks  verpflichtet, 

2.  wenn  die  Verpflichtung  zwar  nicht  auf  dem  Grundbesitz  haftet,  aber  von 
einer  Korporation  ohne  Beschränkung  auf  eine  bestinmite  Frist  Über- 
nommen ist,  weil  dieselbe  ihrem  Wesen  nach  etwas  dauerndes  ist  (üniversi- 
tas  non  moritur). 

Die  grofse  Schädlichkeit  dieser  Zwangsrechte  wurde  bei  der  Ke- 
organisation  des  Zunftwesens  zu  Ende  des  vorigen  und  zu  Anfang  dieses 
Jahrhunderts  ebenso  allgemein  anerkannt  als  der  nachteilige  Einflufs> 
den  die  ansschliefslichen  Gewerbeberechtigungen  auf  die  Freiheit  des 
Verkehrs  ausübten.  Insbesondere  galt  dies  von  den  sogenannten  Ba Un- 
gerechtigkeiten, welche  nur,  eine  Art  der  Realzwangsrechte  aus- 
machten und  sich  von  diesen  dadurch  unterschieden,  dafs  bei  ihnen 
die  Verpflichtung  nicht  blols  auf  einzelnen  bestimmten  Grundstücken, 
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sondern  auf  einem  ganzen  Komplex  derselben,  einem  Distrikt  haftete 
und  somit  alle  Bewohner  desselben  verpflichtete.  Sie  standen  damit, 
wenn  auch  ihrem  Begriffe  nach  wesentlich  von  den  ausschliefslichen 
Gewerbeberechtigungen,  den  Verbietungsrechten  gegen  Produzenten,  ver- 
schieden, diesen  dennoch  in  ihrer  Wirkung  völlig  gleich,  da  die  Ver- 
pflichtung des  Bannpflichtigen  gegen  den  Bannberechtigten  andere  Ge- 
werbetreibende gleicher  Art  hinderte,  ihr  Fabrikat  an  jene  abzusetzen. 
Solche  Zwangsgerechtigkeiten  waren  z.  B.  der  Mtlhlen-,  Bier-, 
Wein-  und  Branntwein-,  Backofen-  und  Eelter-Zwang, 
femer  die  Gasthofs-,  Schank-,  Färberei-,  Apotheken-,  Eavil- 
lerei-Gerechtigkeiten,  oft  nur  unter  dem  Namen  der  Privilegien 
begriffen,  das  Recht  zum  Lumpensammeln,  zur  musikalischen 
Aufwartung  u.  s.w.  Diese  Gerechtsame  erhielten  im  Laufe  der  Zeit 
meist  einen  bedeutenden  Werth.  Es  war  natürlich,  dab,  sobald  ein 
Gewerbe  durch  die  Einschränkung  auf  eine  bestimmte  Anzahl  Mitglieder 
vorteilhafter  wurde,  als  es  bei  freier  Konkurrenz  werden  konnte,  sich 
immer  mehrere  fanden,  die  es  zu  betreiben  wünschten.  Diese  versuchten 
daher  durch  ein  Abstandsquantum,  durch  eine  Entschädigung  für  den 
zu  hoffenden  Gewinn,  die  Inhaber  des  Monopols  zu  bewegen,  ihnen  zu 
Gunsten  den  Betrieb  des  Gewerbes  aufzugeben.  In  solchem  Falle 
mufste  selbstverständlich  der  Käufer  darnach  trachten,  wenigstens  das 
Kapital  zu  verzinsen,  das  er  angewendet  hatte,  um  sich  die  Erlaub- 
nis zum  Betriebe  des  Gewerbes  zu  verschaffen.  Konnte  er  überdies 
einen  beträchtlichen  Vorteil  erschwingen,  so  nahm  er  später  daraus 
Gelegenheit,  noch  höhere  Bedingungen  vorzuschreiben,  wenn  er  einmal 
seine  Berechtigung  wieder  abtrat.  Noch  bedeutend  mehr  war  dies  der 
Fall,  wenn  eine  solche  Berechtigung  zur  Betreibung  eines  Gewerbes 
erblich  bezw.  an  den  Besitz  eines  bestimmten  Grundstückes 
geknüpft  wurde.  Es  heifst  hierüber  sehr  richtig  in  dem  „Interesse 
des  Menschen  und  Bürgers  bei  den  bestehenden  Zunft- 
verfassungen"^): 

„Dieser  Einfall  (der  Vererbung)  kam  allerdings  den  ersten  Verkäufern  sehr  zu 
Statten.  Sie  erwarben  dadurch  ihren  Familien  eine  ganz  neue  Art  von  Eigenthum, 
das  sie  weder  Mühe  noch  Baarschaft  kostete,  und  dennoch  einen  sehr  reellen  Werth 
hatte.  Es  ist  allerdings  begreiflich,  dafs  man  Männern,  welche  Beweise  von  ihrer 
Kunstfertigkeit  gegeben  hatten,  den  ausschliefslichen  Betrieb  ihres  Gewerbes  auf 
Lebenszeit  zusicherte,  um  ihnen  dadurch  einen  stets  sicheren  Erwerb  anzuweisen; 
obwohl  es  immer  gerathener  seyn  dürfte,  sie  stets  unter  der  Zucht  und  Aufsicht  der 
freien  Konkurrenz  zu  halten,  und  die  Sicherung  ihres  Erwerbes  lediglich  ihrem 
Fleifse  und  Betragen  zu  überlassen.  Aber  nur  der  Eigennutz,  den  noch  keine  öffent- 
liche Polizei  zügelte,  konnte  sich  anmaafsen,  die  Berechtigung  zu  einem  Erwerbe, 
die  offenbar  nur  von  persönlichen  Kenntnissen  und  Fertigkeiten  abhängt,  zu  einem 


1)  Das  Interesse  des  Menschen  und  Bürgers  bei  den  bestehenden  Zunftver- 
fassungen  (von  J.  G.  Hoffinann),  Königsberg  1803,  S.  168  ff. 
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Familieneigenthnm  zu  machen.   Die  zehn  Menschen,  welche  jetzt  z.  B.  die  zehn 
Barbientuben  eines  Orts  inne  haben,  besitzen  nicht  allein  das  ausschliefsende  Recht 
in  ihrem  Sprengel  C&rte  zu  scheren  oder  sie  in  Rechnung  scheren  zu  lassen;  sondern 
dieses  Becht  ist  auch  ein  Familieuerbgut  für  ewige  Zeiten  und  mufs,  wie  ein  jedes 
andere  Erbstück  von  den  Hinterlassenen  erkauft  werden,  wenn  es  ein  andrer  nutzen 
will.    Machte  uns  die  Gewohnheit  nicht  gleichgültig  gegen  einen  Handel,  der  t&glich 
vor  unseren  Augen  geschieht:  so  würden  wir  es  schlechterdings  für  unmöglich  halten, 
dafs  die  ungezügelte  Selbstsucht  dem  Publikum  eine   so  anmafsende   Beschränkung 
der   Gewerbefreiheit  aufdringen  konnte.      Der   Werth    s&mmtlichor   Handwerker- 
Gerechtigkeiten  in  den  preufsischen  Staaten  allein  beträgt  nach  Abzug  der  Grund- 
stücke und  Mensilien,   welche  zuweilen  mit  den  Gerechtigkeiten  verbunden  sind, 
gewißi  viele  Millionen.    £8  giebt  St&dte,  wo  eine  B&ckergerechtigkeit  dritte- 
halbtausend  Thaler,    eine  Schuhmachergerechtigkeit   zwölfhundert 
Thaler  gilt.    Allein  die  gesammten  reinen  Braugerechtigkeiten  einer  einzigen 
Stadt  haben  jetzt  einen  Werth  von  achtmalhunderttausend  Reichsthalern. 
Diese  ungeheuren  Summen  sind  ein  Eigenthum,  welches  die  Zünfte  sich  angeeignet 
haben,  und  dessen  Werth  auf  einer  immerwährenden  Rente  beruht,  welche  man  sich 
berechtigt  gehalten  hat,  auf  das  Publikum  anzuweisen.    Man  könnte  sie  füglich  eine 
Anticipation  nennen,  welche  die  Vorwelt  auf  die  Früchte  des  Fleifses  der  Nach- 
kommen gemacht  hat.    Es  ist  nicht  sclrwer,  wohlhabend  zu  werden,  wenn  man  Kapi- 
tale willkührlich  erschaffen  kann,  indem  man  für  deren  Verzinsung  den  Erwerb  aller 
künftigen  Generationen  verpfändet   Daher  ist  es  auch  natürlich,  dafs  noch  jetzt  auf 
dieser  breiten  Heerstrafse  Jeder  nach  Gewinne  eilt;  dafs  noch  jetzt  ein  Jeder  trach- 
tet neue  Anleihen  auf  die  Nachwelt  zu  fundiren,  so  weit  nur  dieser  Kredit  irgend 
reichen  will;  dafs  also  die  Preise  der  Gerechtigkeiten  noch  immer  gesteigert  werden. 
Es  sey,  dafs  diese  Steigerungen  zum  Theil  dadurch  begründet  wurden,  daCs  die  Ver- 
mehrung der  Volksmenge  und  der  Luxus  den  Betrieb  erweitert  und  lohnender  macht ; 
es  sey,  dafs  die  Vergröfserung  der  umlaufenden  Geldmasse  und  die  Erniedrigung  des 
Zinsfüfses  den  Kauf  werth  der  Gerechtigkeiten  erhöht,  ohne  dafs  die  Rente  verhält- 
nifsmäfsig  wüchse:   aber  es  bleibt  doch  auch  immer  wahrscheinlich,  dafs  der  uner- 
schöpfliche Scharfsinn  des  Eigennutzes,  das  allgemeine  Raffinement  auf  Gewinn,  der 
Polizei  noch  jetzt  einen  Sieg  nach  dem  andern  abgewinnt;  und  die  späten  Früchte 
neu  begründeter  Mifsbräuche  zur  Hypothek  eines  erweiterten  £[redits  auf  Kosten  der 
Nachwelt  macht    Wohin  diefs  Fundirsystem  ohne  gegenstrebenden  Sinking-Fond 
führen  müsse,  ist  nicht  schwer  zu  errathen.    Es  mufs  eine  Zeit  kommen,  wo  endlich 
die    Belastung    der    durch    Gerechtigkeiten    eingeschränkten   Gewerbe    eine   so 
drückende  Auflage  für  die  Nation  wird,  dafs  sie  sich  weigert,  fernerhin  die 
Zinsen,  welche  die  Vorwelt  auf  sie  angewiesen  hat,  zu  zahlen:   das  heiCst,  es  mufs 
eine  Zeit  kommen,  wo  die  Arbeit  der  Zünfte  wegen  der  Zinsen,   welche  sie  für  die 
Gerechtigkeiten  aufbringen  müssen,   so  theuer  wird,  daCs  man  den   Gewerks- 
zwang  aufhebt,  nnd  dadurch  alle  Inhaber  der  Gerechtigkeiten  ban- 
kerott macht   Es  ist  augenscheinlich,  dafs  nur  die  Furcht  für  den  schrecklichen 
Folgen  eines  solchen  Bankerots  schon  jetzt  noch  allein  die  Freigebung  der  Gewerbe 
verhindert." 

Der  Autor  plädierte  also  fttr  die  allgemeine  Beseitigung  der  Oe- 
recbtigkeiten,  da  kein  Staat  Vermögen  genng  besitze,  sie  alle  auf  ein- 
mal einzulösen,  und  eine  allmähliche  Einlösung  nur  dazu  dienen 
würde,  den  Wert  der  übrigbleibenden  zu  erhöhen.  Das  ungeheure 
Kapital,  welches  in  den  Gerechtigkeiten  lag,  diente  nicht  einmal  dazu, 
den  Nationalreichtum  zu  vermehren.    Dem  Reichtum  der  Mono- 
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polisierten  stand  vielmehr  die  Armut  derjenigen  gegenüber,  welche  das 
Gewerbe  entweder  gar  nicht  oder  doch  nicht  in  beliebigem  Umfange 
betreiben  durften.  Bei  vorhandener  Gewerbefreiheit  muiste  hierin  ein 
Ausgleich  und  im  Ganzen  eine  Zunahme  des  Gesamtreichtums  ein- 
treten) da  bei  der  gröfseren  Anzahl  der  Einzelkräfte,  die  mit  ein- 
ander in  Konkurrenz  kamen,  auch  eine  stärkere  Anspannung  und  Aus- 
nutzung derselben  erfolgen  mufste.  Bis  zu  welcher  Höhe  der  Verkaufs- 
wert  der  Gerechtigkeiten  getrieben  wurde,  ist  oft  kaum  zu  glauben. 
So  wird  uns  berichtet,  dafs  es  Orte  gegeben  hat,  in  denen  eine  Bar- 
biergerechtigkeit 20  000  Gulden  wert  war  und  auch  so  teuer  be- 
zahlt wurde.  0  Noch  schlimmer  lagen  die  Verhältnisse  in  Frankreich^ 
dort  kostete  im  Jahre  1825  in  Paris  eine  Bäckergerechtigkeit 
50000bisl00000Fr.und eine  Fleischergerechtigkeit  150000 Fr. 2),. 
ein  Beweis,  da(s  viel  zu  wenig  Gewerbsleute  vorhanden  waren,  die  einen 
tlbergrofsen  Gewinn  auf  Kosten  und  zum  Schaden  des  kaufenden  Publi- 
kums zogen.  Zu  dieser  Zeit  bestanden  300  Fleischergewerbe  in  Paris, 
die  also  45  Millionen  Franken  wert  waren.  Soviel  Kapital  ruhte  für  das 
Gemeinwohl  nutzlos  im  Monopol,  welches  das  Publikum  mit  2V2  Mill.  Fr. 
jährlich  zu  verzinsen  hatte,  abgesehen  von  den  Millionen  an  Monopol- 
gewinn. Der  Verfasser  des  „Interesse  u.  s.  w."  berechnete,  dafe  180J 
in  Preufsen  bei  einer  Einwohnerschaft  von  8  Millionen  etwa  2V2  Mil- 
lionen oder  500  000  Familien  in  den  Städten  wohnten,  und  dafs  davon 
wohl  160  000  zünftige  Meister  seien.  Wenn  von  diesen  nur  ein  Zebn- 
teil  Gerechtigkeiten  zu  kaufen  genötigt  wären  und  der  Durchschnittswert 
einer  jeden  solchen  mit  nicht  mehr  als  1000  Thalern  angenommen  würde^ 
so  hätten  dieselben  zusammen  16  Millionen  Thaler  gekostet.  Die  Ver- 
zinsung dieses  Ankaufsgeldes,  mit  einer  Gefahrprämie  für  den  Gewerbs- 
mann zu  TVa^o  berechnet,  ergäbe  einen  Betrag  von  1  200  000  Thlrn., 
der  von  den  Kunden  jährlich  aufgebracht  werden  mtUbte,  um  die  ZtLnfte 
für  den  Ankauf  der  Gerechtigkeiten  zu  entschädigen. 

Weiter  berechnet  der  Verfasser  3),  wenn  wir  seinen  ferneren  Be- 
trachtungen für  einen  Augenblick  folgen  wollen,  obwohl  sie  nicht  un- 
mittelbar auf  die  Zwangsrechte  sich  beziehen,  dafs  jeder  Meister  durch- 
schnittlich für  Erlangung  des  Meisterrechts,  für  Zeit- oder  Geld- 
verlust bei  Anfertigung  des  Meisterstückes,  für  die  Ehrenausgaben,  welche 
die  konventioneUe  Sitte  erpresse,  etwa  150  Thaler  verausgabe.  Die 
Gesamtsumme  für  alle  zünftigen  Meister  belaufe  sich  daher  auf  24  Mil- 
lionen Thaler.  Diese  Beträge  seien  mit  dem  Tode  der  derzeitigen  Meister 
verloren  und  müfsten  von  ihren  Nachfolgern  jedesmal  von  neuem  auf- 
gebracht werden.    Da  die  meisten  ungefähr  im  dreifsigsten  Jahre  das 

1)  Lbuchs,  Gewerbe-  und  Handelsfreiheit,  Nürnberg  1827,  S.  123. 

2)  Ebenda,  S.  166. 

3)  Das  Interesse  des  Menschen  und  Bürgers  u.  s.  w.  S.  177  ff. 
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Meisterrecht  erlangten,  so  kOnne  man  die  mittlere  Zeit,  während  welcher 
ein  Meister  sein  Handwerk  nutze,  etwa  auf  24  Jahre  rechnen,  nnd  dies 
am  so  mehr,  als  viele  Handwerker  im  hohen  Alter  ihr  Gewerbe  nieder- 
legten, andere  verarmten  und  von  öffentlichen  Instituten  ernährt  werden 
mUfsten,  so  dafs  also  nicht  allein  die  Sterblichkeit  in  Anschlag  zu  bringen 
sei.  Wer  Geld  in  einem  kleinen  Gewerbe  anlege,  müsse  es  wenigstens 
za  10^0  natzen,  und  häufig  genug  würde  man  mit  so  viel  reinem  Ge- 
winn nicht  einmal  zufrieden  sein  wollen.  Da  nun  hier  das  Anlage- 
kapital mit  dem  Austritte  der  Interessenten  verloren  ginge,  so  mtlsse 
man  die  Sache  so  ansehen,  alä  werde  für  24  Millionen  eine  vierund- 
zwanzigjährige  Rente  auf  den  Zinsfnis  von  10%  gekauft  Diese  Beute 
betrüge  rund  2  670  000  Thaler  jährlich  und  müsse  aufeer  dem 
Arbeitslohne  von  den  zünftigen  Meistern  gewonnen  werden,  wenn  sie 
für  ihre  Auslage  auf  das  Meisterrecht  entschädigt  werden  sollten.  So- 
dann wird  angenommen,  dafs  jeder  Meister  für  die  Unterhaltung  der 
Zunftkasse,  für  Bestreitung  der  Innungsausgaben  wie  Besoldung  von 
Boten,  Veranstaltung  von  Feierlichkeiten,  Abtragung  von  Baukapitalien 
u.  s.  w. ,  auch  für  den  Verlust  von  Arbeitstagen  durch  Zunftversamm- 
lungen, ferner  durch  Ausgaben,  die  die  Zunftverbindung  als  solche  her- 
vorrief, einen  jährlichen  Verlust  von  10  Thalern  erlitt  Dies  ergab  für 
sämtliche  Innungsmitglieder  eine  Summe  von  1600  000  Thalern,  die 
ebenfalls  von  den  Konsumenten  zu  ersetzen  war. 

Endlich  weist  der  Verfasser  darauf  hin,  dafs  die  Zunfteinrichtungen 
häufig  die  wirtschaftlichste  Bearbeitung  der  Produkte  verhinderten.  Vieles 
würde  besser  und  wohlfeiler  gemacht  werden  können,  wenn  Handwerker 
Arbeiter  von  verschiedenen  Gewerken  in  ihrer  Werkstätte  anstellen  und 
ein  Ganzes,  das  mancherlei  Bearbeitung  erfordere,  unter  einer  allge- 
meinen Aufsicht  verfertigen  lassen  könnten.  Manche  Arbeiten  seien  nur 
im  Greisen  vorteilhaft  zu  betreiben,  und  man  würde  nie  daran  denken^ 
sie  im  Kleinen  vorzunehmen,  wenn  nicht  der  Zunftgeist  den  betriebsamen 
Mann  auf  eine  gewisse  Anzahl  Arbeiten  oder  auf  eine  gewisse  Ausdeh- 
nung des  Gewerbes  einschränke.  Manche  Waren  könnten  mit  andern 
Handgriffen  oder  nach  einer  andern  Bearbeitungsart  vollkommener  und 
billiger  hergestellt  werden,  aber  der  Zunftgeist  dulde  nicht,  dals  man 
das  herkömmliche  Verfahren  verlasse,  vielmehr  würden  sich  die  meisten 
Gesellen  beschimpft  glauben,  wenn  man  ihnen  zumute,  andere  Arbeiten 
zu  übernehmen,  als  sie  gewöhnt  seien,  zu  verrichten.  Den  hierdurch 
entstehenden  Schaden  bemifst  der  Verfasser  auf  1500  000  Thaler, 
so  dals  die  aus  den  angeführten  vier  Punkten  sich  ergebende  Gresamt- 
summe  nahezu  7  Millionen  Thaier  ergiebt  Diese  Berechnung  ist 
jedenfalls  noch  erheblich  zu  niedrig,  da  sie  unter  der  Voraussetzung  er- 
folgt ist,  dafs  die  Zünfte  ihr  Monopol  nicht  ausnutzen,  sondern  Ware 
und  Arbeit  so  billig  liefern  wollten,  als  sie  bei  freier  Konkurrenz 
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za  liefern  gezwungen  sein  würden.  Aber  immerhin,  aach  nach 
der  obigen  Schätzung  hatte  jeder  Kopf  im  Lande  eine  jährliche  Abgabe 
von  1  Thaler  zu  zahlen,  weil  Ztlnfte  voriianden  waren,  und  der  Ver- 
fasser bemerkt  dazu  mit  Recht:  „Man  dürfte  vielleicht  in  keinem  groben 
Staate  aufser  England,  welches  sich  fttr  seine  Abgaben  durch  den  Welt- 
handel entschädigt,  eine  Auflage  zu  den  bestehenden  ftlgen,  die  im 
Durchschnitte  einen  Thaler  auf  jeden  Kopf  beträgt  Es  ist  daher  un- 
glaublich, wenn  man  eine  ähnliche  Abgabe  erträgt,  die  blos  einer  ver- 
alteten Form  zu  Gunsten  besteht/' 

Es  ist  zweifellos,  dafs  die  Besitzer  der  Gerechtigkeiten  ein  Recht 
auf  dieselben  hatten,  das  ihnen  nicht  ohne  weiteres  genommen  werden 
konnte,  allein  hier  trat  wieder  einmal  der  paradoxe  Satz,  dafs  höchstes 
Recht  zum  höchsten  Unrecht  werden  kann,  in  seiner  scharfen  Wahrheit 
hervor.  Was  fttr  .einige  Wenige  höchstesRecht  war,  wurde  flirdie 
ttbergrof se  Mehrheit  der  Staatsbürger  höchstesUnrecht  Das  Inter- 
esse der  letzteren  war  das  tiberwiegende,  dies  in  erster  Linie  zu  berück- 
sichtigen, war  der  Staat  sich  selbst  schuldig,  sobald  er  die  Gefahr  des 
bisherigen  Systems  erkannt  hatte.  Wie  aber  sollte  er  es  durchsetzen, 
ohne  die  gegründeten  Rechte  der  zünftigen  Meister  zu  verletzen?  Auch 
Kraus,  der  wirtschaftlich  freisinnige  Professor  der  Königsberger  Uni- 
versität, der  Lehrer  von  Schböttbb,  Schön  und  Aubrswald,  fand  die 
Hanptschwierigkeit  darin,  dafs  die  damaligen  Inhaber  der  Gerechtig- 
keiten ihr  Recht  wirklich  iusto  titulo  eoque  oneroso  erworben  hatten.^) 
Um  der  Sache  beizakommen,  wurden  die  seltsamsten  logischen  Fechter- 
stückchen ausgeführt  So  wird  z.  B.  darzulegen  versucht,  da(s  die  Ge- 
werbsgerechtigkeiten ursprünglich  keinewohlerworbenen,  sondern 
Rechte  gewesen  seien,  die  ihr  Entstehen  aus  der  Anmabung  beschrän- 
kender Gewerksgesellschaften  abgeleitet  hätten.  Sie  wären  also  viel- 
mehr ihrer  Natur  nach  unrechtlich.  Im  allgemeinen  aber  sprach  sich 
die  Litteratur  für  Aufhebung  der  Gerechtigkeiten,  jedoch  auch  für  Ent- 
s^ädigung  der  letzten  Besitzer  derselben  aus.  Ziemlich  einsam  mit 
seiner  Auffassung  steht  Lotz,  der  in  seinem  Handbuche  der  Staats- 
wirthschaftriehre  ^)  sagt:  „Der  Preis  und  Wert  solcher  Gewerbsunter- 
nehmungen (der  Realgerechtigkeiten),  welche  zu  ihrem  Betriebe  ein 
gewisses  Besitztum  an  Grund  und  Boden  und  gewisse,  am  Grund  und 
Boden  haftende,  oft  ziemlich  kostbare  Anlagen  fordern,  worein  man 
den  Charakter  der  sogenannten  Realgerechtigkeiten  setzt,  bildet  sich  bei 
weitem  weniger  durch  das  Gesetz,  welches  die  Unzertrennlichkeit  äner 
gewissen  Gewerbsuntemebmung  mit  einem  gewisse  Grundbesitztum  aus- 
gesprochen hat,   als  durch  den  Wert  und  Preis  jener  zum  Gewerbe- 


1)  Ebaüs,  Staatswirthschaft,  Köiiig8berg.l808,  Bd.  II. 

2)  Lotz,  Handbuch  der  StaatswirthschaftBlehre,  Erlangen  1822,  Bd.  11,  S.  96iL 
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betrieb  notwendigen  Anlagen  selbst  Eine  Mühle,  eine  Branerei,  eine 
Ziegelei,  eine  Leder-  oder  Tnehmannfaktnr,  eine  Oastwirtschaftsgerech- 
tigkeit  wird  nicht  dadurch  wert-  und  preislos,  daüs  die  Errichtung  sol- 
cher Gewerbsnnteniehmnngen,  zn  welchen  man  bisher  nur  einzelne  Ans- 
erwählte  znliefs,  freigegeben  wird;  sondern  der  Wert  and  Preis,  der  in 
ihren  Anlagen  rnht,  erhUt  sich  auch  nach  jener  Freigebung.  Wer 
die  nötigen  Anlagen  nicht  zu  machen  yermögend  ist,  ist  ebenso  gut  von 
dem  Betriebe  der  jetzt  freigegebenen  (bewerbe  ausgeschlossen  wie  vor- 
dem, so  lange  das  Statut  bestand;  und  wer  das  Gewerbe,  das  solche 
Anlagen  heischt,  irgendwo  betreiben  will,  mufs  den  Aufwand,  welchen 
jene  Anlagen  erfordern,  immer  machen ;  und  darin,  dafs  er  sie  machen 
muÜB,  liegt  der  Hauptsttttzpunkt  ftlr  die  Erhaltung  des  Werts  und  Preises 
der  bisher  bestandenen  älteren  Gewerbsverriohtungen  der  Art,  welche 
stets  nur  dann  wert-  und  preislos  werden  können,  wenn  sie  nicht  mehr 
tauglich  sind.  Das  Einzige,  was  durch  die  gestattete  Gewerbsfreiheit 
fdr  den  Kealgerechtigkeitsbesitzer  yerloren  gehen  kann,  ist  der  Preis 
des  etwa  mit  seiner  Realgerechtigkeit  bisher  verbunden  gewesenen 
Monopols.  Doch  teils  ist  bei  den  wenigsten  Gewerbsgerechtigkeiten 
dieser  Preis  selten  von  sonderlieher  Bedeutud^,  wenn  man  ihn  von  dem 
Preise  der  nötigen  Anlagen  abzieht;  teils  kann  auch  der  Gewinn  und 
das  Einkommen,  das  irgend  ein  Gewerbgmann  aus  solchen  monopo- 
listischen Unternehmungen  gezogen  haben  mag,  aus  den  oben  ausein- 
andergesetzten Gründen  1),  nie  in  Betrachtung  kommen,  wenn  es,  wie 
hier,  darauf  ankommt,  verjährte  Mifsbräuche  zu  vertilgen  und  dem 
Streben  des  bürgerlich  vereinten  Menschen  nach  Wohlstand  und  Reich- 
tum den  nötigen  und  ausgedehnten  Spielraum  zu  verschaffen.  Und  zu- 
letzt liegt  es  auch  in  der  Natur  der  Dinge,  dab  solche  Monopole  nicht 
sofort  ihre  Einträglichkeit  für  ihren  Besitzer  verlieren,  wenn  sie  ge- 
setzlich vernichtet  werden,  und  dafs,  wenn  auch  im  Laufe  der  Zeit  jene 
EintrSglichkeit  zu  gründe  geht,  sich  der  Verlust,  der  dadurch  für  den 
Monx>poli8ten  entstehen  kann,  durch  Vorteile,  die  ihm  selbst  die  jetzt 
hergestellte  Gewerbsfreiheit  zuführt,  so  ziemlich  ausgleichen  werden. 
Kurz,  selbst  bei  den  sogenannten  Realgewerbsgerechtigkeiten,  bei  wel- 
chen die  Aufhebung  des  bisher  bestandenen  Zunftwesens  noch  die  meisten 
Schwierigkeiten  haben  möchte,  selbst  hier  ist  die  Sache  bei  weitem 
nicht  so  bedenklich,  wie  man  sie  bei  dem  ersten  Anblicke  finden  möchte. 
Auch  hier  kann  die  vermeintliche  gröfsere  Sicherheit  des  Gewerbs- 
mannes nicht  zum  Verwände  gebraucht  werden,  um  der  Herstellung  des 
naturgemäfsM  Verhältnisses  in  unserm  Gewerbswesen  und  der  zu  dem 
Ende  nötigen  Aufhebung  des  Zunft*  und  Innungswesens  in  den  Weg 
zu  treten.'' 


1)  LoTZ  a.  a.  0.  Bd.  II,  B.  60  ff. 
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Das  lästigste  und  aach  für  das  Gemeinwohl  gefährlichste  der  Zwangs- 
nnd  Bannrechte  war  der  Mühlen  zwang,  d.  h.  die  Verpflichtung,  sein 
Getreide  auf  einer  bestimmten  Mühle  mahlen  zu  lassen. 

Die  Entstehung  des  Mühlenzwanges  mag  darauf  zurttckgefährt 
werden,  dals  der  Staat,  der  den  Mühlenbau  zunächst  als  ein  ihm  zu- 
stehendes Recht  in  Anspruch  nahm,  die  Verzinsung  der  Kapitale, 
die  er  in  solchen  Anstalten  angelegt  hatte,  einigermaßen  sichern  wollte. 
Auch  mögen  wohl  Privatpersonen  in  den  Zeiten,  wo  der  Rechtsschutz 
nur  ein  unsicherer  war  und  jede  Gewerbsthätigkeit  in  Gefahr  stand, 
durch  Gewalt  unterbrochen  zu  werden,  nicht  gewagt  haben,  die  für  die 
Kultur  und  Ernährung  des  Landes  so  nötigen  Mühlen  anzulegen,  wenn 
ihnen  nicht  dadurch  eine  gewisse  Garantie  gewährt  wurde,  dafs  man 
die  Unterthanen  verpflichtete,  sich  ihren  Mehlbedarf  nur  in  der  neuen 
Mühle  zu  beschaffen.  So  wird  es  wenigstens  überall  in  den  Städten 
vor  sich  gjsgangen  sein,  während  auf  dem  flachen  Lande  der 
Mtthlenzwang  wohl  vielfach  aus  dem  Hörigkeitsverhältnis  her- 
vorging und  oft  auch  nichts  weiter  als  eine  zum  Gewohnheitsrecht  ge- 
wordene Anmafsung  des  Gutsherrn  war.  Gingen  andererseits  fiskalische 
Mühlen  in  die  Hände  von  Privatpersonen  über,  so  geschah  dies  nicht 
ohne  das  nunmehr  schon  an  dem  Grundstücke  haftende  Zwangsrecht. 
Ein  solcher  Zustand  entsprach  vollkommen  den  Zeitverhältnissen,  recht- 
fertigte sich  besonders  aus  dem  Mangel  an  Verkehrswegen,  der 
die  Wirksamkeit  einer  solchen  gewerblichen  Anstalt  nur  auf  einen  ver- 
hältnismäfsig  geringen  Bezirk  beschränkte.  Hieraus  erklärt  sich  auch 
die  wahrscheinlich  auf  uraltes  Herkommen  gegründete  gesetzliche  Vor- 
schrift, nach  welcher  die  Mühlenbesitzer  innerhalb  eines  gewissen 
Distrikts  gegen  die  Anlegung  neuer  Mühlen  protestieren  konnten. 

Es  war  natürlich,  dais  mit  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung  und 
der  Steigerung  der  Bedürfhisse  der  Mühlzwang  zu  vielen  Belästigungen 
Veranlassung  gab.  Oft  war  der  Müller  nicht  im  stände,  sämtliche  Mahl- 
gäste rechtzeitig  zu  befriedigen;  und  wenn  denselben  auch  gestattet 
war,  nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeit,  innerhalb  welcher  der  Müller 
das  ihm  zugeführte  Mehl  nicht  hatte  mahlen  können,  eine  andere  Mühle 
aufzusuchen,  so  machten  sie  davon  doch  ;neist  keinen  Gebrauch,  da 
sie  nur  Transportkosten  und,  falls  der  andere  Müller  auch  mit  Arbeit 
überhäuft  war,  Zeitverlust  zu  erwarten  hatten.  Andererseits  war  es 
ihnen  meist  auch  nicht  gestattet,  durch  Verwendung  von  Handmühlen 
sich  selbst  aus  der  Not  zu  helfen.  So  erschienen  am  19.  Juli  1802  auf 
dem  Amte  Heinrichswalde  in  Litthauen  die  Eigenkätner  der  Dorf- 
schaften Baltruscheiten  und  Noragitten  und  beschwerten  sich,  dafs  ihnen 
auf  geschärften  Befehl  der  Kriegs-  und  Domänenkammer  in  Gumbinnen 
ihre  Quirdeln  (Handmühlen)  abgenommen  seien.  Sie  wären  daher  in 
Verlegenheit,  da  die  Mühle,  zu  der  sie  gehörten,  sich  aniser  stände  be- 
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fände,  ihr  Mehl  gat  zu  befördern.  Auch  drücke  sie  der  Müller  durch 
die  Forderung,  daCs  sie  ihm  das  anschlagsmäbige  Mahlgeld  bezahlen 
sollten,  wenn  sie  gleich  wenig  oder  gar  nichts  vermählen  hätten.  ^) 

Hierüber  wurde  unter  dem  31.  Juli  1802  dem  Kammerpräsidenten 
Y.  AuEBSWALD  Bericht  erstattet,  in  welchem  es  hiefs,  die  jetzigen  Be- 
schwerden in  Mühlensachen  würden  besonders  von  den  Einsassen  der 
Tilsitschen  Niederung  und  der  „über  Memel'schen  Ämter''  geführt,  in 
welchen  Distrikten  die  mahlpflichtigen  Bewohner  mit  den  Orts-Erb- 
mühlenpächtern  von  jeher  in  Eontrakten  gestanden  hätten,  nach  denen 
sie  statt  des  anschlagsmäfsigen  Metz-  und  Mahlgeldes  ein  bestimmtes 
jährlichesFixum  zahlten  und  dafür  die  Freiheit  befafsen,  sich  ihr 
„Gemahl"  nach  Gefallen  in  fremden  Mühlen  oder  auf  Quirdeln  zu  be- 
sorgen. Diese  Abmachung  sei  um  so  wohlthätiger,  als  die  Mühlen  für 
die  Verarbeitung  des  Bedarfs  nicht  zureichend  wären.  Seit  1800  hätten 
aber  die  Mahlpflichtigen  teils  aus  Mifsverständnis  der  zur  Verbesserung 
des  Mühlenwesens  ergangenen  Erkenntnisse,  teils  aus  überhandnehmen- 
dem Hange  zur  Renitenz  diese  Einrichtung  verworfen  und  in  dem  Wahne, 
dafs  aller  Mühlenzwang  aufgehoben  sei,  weder  die  Vergleiche  gehalten, 
noch  die  Entrichtung  der  Mühlenabgaben  und  die  Abschaffung  der 
Quirdeln  sich  gefallen  lassen  wollen.  Die  Müller  würden  dadurch  in 
den  ihnen  durch  die  Erbpachtkontrakte  und  das  Mühlenreglement  vom 
14.  Dezember  1785  zugesicherten  Gerechtsamen  geschädigt,  wenn  man 
von  ihnen  die  Pachtgefälle  fordern  wollte.  So  hätten  den  sich  weigern- 
den Einsassen  die  Quirdeln  abgenommen  werden  müssen.  In  dem  übrigen 
Teile  von  Litthauen  hätten  die  Unterthanen  sich  stets  dem  Mühlen- 
zwange unterworfen.  Im  Polnisch-Natangischen  Kreis  bestände  noch 
die  älteste  Einrichtung,  nach  welcher  für  jede  konsignierte  Person  25  Gr. 
Metz-  und  Mahlgeld  gezahlt  würde,  wofür  dieselbe  unbeschränkte  Frei- 
heit genOsse.  Daher  kämen  auch  von  dort  keine  Beschwerden.  Schließ- 
lich würde  die  Notwendigkeit  betont,  die  alten  Mühlen  im  rich- 
tigen Stande  zu  erhalten  und  sie  zu  erweitern,  auch  da,  wo 
es  nötig  sei,  neue  Mühlen  nach  Malsgabe  der  vorhandenen  Volksmenge 
und  des  sich  darauf  gründenden  gröfseren  Mehlbedarfs  zu  errichten. 

Die  Litthauische  Kriegs-  und  Domänenkammer^)  berich- 
tete unter  dem  29.  September  1802  weiter  an  Auebswald.  Sie  bezeich- 
nete den  Mühlenzwang  als  eins  der  drückendsten  Übel  in  der 
Provinz,  ehe  aber  zu  einer  Abhilfe  geschritten  werden  könne,  mülsten 
die  Gesinnungen  der  Hauptinteressenten  vorher  geprüft  werden.  Daher 
erlieis  sie  an  die  Müllergewerke  in  Tilsit,  Memel,  Stallupönen,  Gum- 
binnen  und  an  die  Müller  in  den  Ämtern  Angerburg  und  Seeheste  eine 
Verfügung,  in  welcher  ausgeführt  wurde,  bei  der  erwiesenen  Unzuläng- 


1)  A,  Nr.  5.  2)  A,  Nr.  5. 
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lichkeit  der  Zwaogsintthlen  gegenüber  dem  Mehlbedarf  in  der  ganzen 
Provinz  Littbauen  und  bei  den  Klagen  der  Einsassen  über  unerhörte 
Bedrückungen  sowie  bei  den  Klagen  der  Mühlen-Erbpächter  darüber, 
daüs  sie  den  Anschlag  nicht  erfüllen  könnten,  habe  der  König  beschlossen, 
den  bisherigen  Mühlenzwang  gegen  eine  gerechte  und  billige 
Entschädigung  der  Erbmühlenpächt^r  aufzuheben.  Hierüber  sollten 
Verhandlungen  mit  Deputierten  stattfinden. 

Durch  Allerhöchsten  Spezialbefehl  vom  2.  Januar  1803  wurde 
eine  Kommission  eingesetzt,  welche  den  Auftrag  erhielt,  die  Beschwerden 
der  Einsassen  zu  prüfen,  die  Legalität  der  Erbpachtskontrakte  zu  unter- 
suchen und  die  Art  zu  ermitteln,  auf  welche  letztere  zum  Besten  der 
unteren  Volksklasse  einzuschränken  seien.  Die  Kommission  bestand  aus 
dem  Kammerdirektor  v.Salis  und  dem  Kriegs-  und  Domänenrat  Needer- 
STETTEN  von  der  Ostpreufsischen  Kammer,  einem  Rate  der  Litthauischen 
Kammer,  Kkalle,  und  dem  Oeheimrat  Mobgenstesn,  endlich  dem  Tri- 
bunalrat Hallensleben  aus  den  Justizbedienten. 

Die  vorerwähnten  Mifsverständnisse  unter  den  Eingesessenen  waren 
dadurch  hervorgerufen  worden,  dafs  durch  das  Mühlenreglement 
vom  14.  Dezember  1785 1)  für  die  Provinz  Litthauen  zeitweise  und 
teilweise  der  Mühlenzwang  aufgehoben  worden  war.  Das  Reglement 
gab  hierüber  folgende  Bestimmungen: 

§  1.  Der  bisherige  Mühlenzwang  findet  in  den  Litthaoischen  Domänen-Ämtem 
und  bey  allen  zu  denselben  gehörigen  Mühlen,  in  so  weit  es  die  Einsaafsen 
des  platten  Landes  betrift,  in  Ansehung  des  Brodt-Getreydes,  ingleichen  des 
Malzes  zum  Haus-  und  Emdte-Trinken,  wie  auch  des  Fntter-  nnd  Mast-Schroots. 
nicht  weiter  statt,  sondern  es  stehet  einem  jeden  vom  platten  Lande,  der  bishero 
bey  sothanen  Mühlen  mahlpflichtig  gewesen,  nunmehro  firey,  mahlen  zn  lassen,  in 
welcher  Mühle  er  will,  wie  es  ihm  denn  auch  unbenommen  bleibt,  sich  in  Ansehung 
der  nur  gedachten  Gegenstände  des  Mahlwerks,  nach  Gefallen  der  Quirdel  zu  be- 
dienen.   Dahingegen  hat  es 

§  2.  Bey  dem  Mühlen-Zwange  nicht  nur  in  Absicht  des  st&dtischenMahl- 
werks  überhaupt,  sondern  auch  in  Ansehung  des  Malzes  und  Brandtweins-Schroots, 
welches  zu  den  Amts-  und  privilegirten  Privat-Brau-  und  Brennereyen  des  platten 
Landes  gebraucht  wird,  fernerhin  sein  Verbleiben,  und  dürfen  dahero  so  wenig  die 
St&dte,  welche  zu  den  Königlichen  Mühlen  als  mahlpflichtig  geschlagen  sind,  ihr 
Mehl-  und  Schroot-Getreyde,  als  die  Königlichen  Beamten,  ingleichen  die  zur  Brau- 
und  Brennerey  privilegirten  Einsaafsen  des  platten  Landes,  in  sofern  sie  zu  den 
Königl.  Mühlen  als  mahlpflichtig  gehören,  das  zur  Brau-  und  Brennerey  erforder- 
liche Malz-  und  Brandtwein-Schroot,  auf  keiner  andern  als  der  ihnen  angewiesenen 
Mühle  abmahlen  und  schrooten  lassen,  oder  sich  der  Quirdel  zu  bedienen,  widrigen- 
falls nicht  nur  dem  Müller  das  dadurch  entzogene  Metz-  und  Mahlgeld  dennoch  ver- 
gütet werden  mufs,  sondern  die  Contravenienten  im  Betretungs-Fall  auch  noch  über- 
dem  mit  dem  vierfachen  Metz-  und  Mahl-Gelde  bestraft  werden  sollen,  wovon  der 
Denunciant  die  Hälfte  erhalten,  das  übrige  aber  dem  Fisco  anheim  fallen  soU  .... 

Infolge   vielfacher  Beschwerden   wurde   aber  bereits   unter  dem 
1)  Mtlius,  Novum  Corpus  Constitutionum  u.  s.  w.  Bd.  YU  (1805),  Spalte  3253. 
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13.  Januar  1790  der  Mttblenzwang  in  seinem  vollen  Umfange 
wieder  hergestellt. 

Die  Kommission  berichtete  am  12.  März  1803  an  AuebswaldO» 
wenn  es  behufs  Anlage  neuer  Mühlen  nur  darauf  ankomme,  das  soge- 
nannte Mtthlenregal  zum  Besten  des  Publikums  einzuschränken,  dann 
würde  sich  die  Sache  so  machen  lassen  wie  in  Schlesien,  wo  durch 
die  unter  dem  8.  Februar  1803  ergangene  Deklaration  des  Edikts  vom 

14.  Februar  1772  jeder  Gutsbesitzer  ermächtigt  wurde,  so  viel  Mühlen 
aller  Arten  anzulegen,  als  er  zur  auskömmlichen  Versorgung  seiner 
Unterthanen  zn  allen  Zeiten  nötig  habe.  Allein  wegen  des  Mühlzwanges, 
der  besonders  den  Königlichen  Erbmühlenpächtem  durch  ihre  Kon- 
trakte innerhalb  einer  bestimmten  Entfernung,  gewöhnlich  innerhalb 
IV2  Meilen,  zugesichert  sei,  entstände  aus  wohlerworbenen  Rechten  ein 
Widerspruchsrecht  gegen  die  Anlage  neuer  Mühlen  iin  ganzen 
Umfange  ihres  Zwangsbezirkes. 

Die  Kommission  trat  hierauf  in  eine  besondere  Erörterung  dieser 
letzteren  Frage  ein  und  berichtete  unter  dem  22.  Mai  1803^)  weiter 
in  der  Angelegenheit.  An  sich  sei  es  ja  lediglich  Sache  der  freien 
Willkür,  das  Getreide  da  malen  zu  lassen,  wo  der  Konsument  seinen 
Vorteil  zu  haben  glaube.  Allein  die  Domänenämter  und  Privatguts- 
besitzer  hätten  sich  den  Mühlenzwang  gegen  die  nicht  eximierten  Be- 
wohner des  platten  Landes  nach  und  nach  angemafst  und  durch 
Verjährung  erworben.  Bezüglich  der  Domänenämter  für  das  Her- 
zogtum Preufsen  finde  sich  der  Mühlenzwang  bereits  in  den  Amts- 
artikeln  von  1642.  Nach  diesen  habe  der  Müller  die  4.  oder  5.  Metze 
erhalten.  Mit  Friedrich  Wilhelm  I.  beginne  eine  den  Mühlenzwang 
ungemein  erweiternde  Epoche;  auch  der  Gebrauch  von  Qairdeln  sei 
durch  Verordnung  von  1713  verboten  worden.  Das  Reglement  vom 
11.  Mai  1723  wäre  bei  allen  späteren  Erbpachtskontrakten  zur  Kicht- 
schnur  genommen.  Femer  wurden  im  Jahre  1731  alle,  die  ihre  Mühlen- 
gerechtigkeit nicht  binnen  6  Wochen  nachweisen  konnten,  an  irgend 
eine  vorhandene  Mühle  als  Zwangsmahlgäste  verwiesen.  Die  Absicht 
ging  dahin,  dals  jeder  Einzelne  einer  besonderen  Mühle  zugeschlagen 
werde,  und  nur  dann,  wenn  diese  nicht  binnen  36  Stunden  das  Mehl 
liefern  könne,  berechtigt  sei,  eine  fremde  Mühle  aufzusuchen.  Das  Patent 
vom  13.  März  1736  bestätigte  zwar  die  Zuweisung  an  die  einzelnen 
Mühlen,  liefs  jedoch  von  der  Erlaubnis,  nach  36  Stunden  abgehen  zu 
dürfen,  nichts  verlauten,  und  verpflichtete  die  Müller  nur,  für  die  Gäste, 
welche  nicht  über  zwei  Tage  warten  konnten,  Mehl  zum  Verkaufe 
zu  halten.  Damit  war  der  Mühlenzwang  ein-  und  durchgeführt.  Der- 
selbe erwies  sich  gerade  für  die  kleinen  Leute  sehr  drückend,  die  mit 


1)  A,  Nr.  5.  2)  A.  Nr.  5, 
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ihren  geringen  Vorräten  tagelang  warten  mufsten,  and  wenn  sie  nach 
Ablauf  längerer  Zeit  einen  Erlaubnisschein  erhielten,  eine  andere  Mühle 
besuchen  zu  dürfen,  so  waren  fttr  sie,  wie  bereits  oben  ausgeführt  ist, 
nur  Tage  versäumt,  nichts  aber  war  für  sie  gewonnen,  als  die  Gefahr 
neuer  Zeitverluste. 

Von  1731  an  wurden  verschiedene  Mühlen  vererbpachtet,  wobei 
in  der  Regel  kein  Einkaufsgeld  zu  bezahlen  war,  fttr  die  richtige  Be- 
gleichung des  jährlichen  Pachtgeldes  bürgte  eine  bestimmte  Kaution. 
Von  1751  an  wurden  nach  Reskript  vom  29.  April  sämtliche  königliche 
Mühlen  an  diejenigen  vererbpachtet,  die  das  höchste  Erbstandsgeld  an- 
boten. Die  Verpflichtung  zur  Vornahme  von  Bauten  seitens  der  kgl. 
Kasse  hörte  auf,  doch  mufste  das  Holz  für  Mühlenwellen  bei  Wasser- 
mühlen, zu  Eandbalken  und  Ständern  bei  Windmühlen  der  kgl.  Forst 
liefern,  und  wenn  es  nicht  innerhalb  vier  Wochen  zu  haben  war,  mulste 
es  den  Pächtern  nach  der  Forsttaxe  ersetzt  werden. 

In  den  Kontrakten  wurde  angeordnet,  dafs  der  Erbmühlenpächter 
es  sich  gefallen  lassen  müsse,  wenn  einige  Dörfer,  die  innerhalb  des 
Bannes  von  1 V^  Meile  gelegen  waren,  doch  mit  der  Zeit  bequemer  zu 
einer  andern  Mühle  geschlagen  werden  konnten.  Hieraus  folgerte  nun 
die  Kommission,  dafs,  abgesehen  von  solchem  Falle,  dem  Pächter  seine 
angeschlagenen  Zwangsmahlgäste  nicht  willkürlich  genommen 
werden  dürften,  auch  wenn  der  Erbverpächter  dagegen  auf  das  Pacht- 
geld Verzicht  leisten  wolle.  Der  Landesherr  habe  auch  das  volle 
Eigentum  der  Erbpächter  an  der  Gerechtigkeit  dadurch  anerkannt,  dafs 
er  darüber  Hypothekenbücher  führen  lasse.  Femer  könne  das 
Recht  zur  Aufhebung  des  Mühlenzwanges  nicht  daraus  hergeleitet 
werden,  dafs  die  Mühle  nicht  zureiche,  nicht  im  Stand  gehalten  werde, 
dafs  die  Zahl  der  Mahlgäste  zu  grols  sei  u.  s.  w.  Aus  einer  schlechten 
Wirtschaftsführung  des  Erbpächters  entstände  nach  A.  L.  R.  Th.  II, 
Tit.  21,  §205  und  Tit.  23,  §  43  nicht  das  Recht,  die  Sache  zurück- 
zunehmen. 

Die  Unzulänglichkeit  der  Mühle  könne  aber  nur  zur  Befreiung  des- 
jenigen Teils  der  Mahlgäste  führen,  welche  zu  fördern  der  Pächter 
durch  die  ursprüngliche  Beschaffenheit  der  Mühlwerke  selbst  verhindert 
werde.  Dagegen  habe  der  Landesherr  das  Recht,  die  Erb- 
pachtverträge aus  Gründen  des  gemeinen  Wohles,  ledig- 
lich zum  Nachteil  des  Fiskus  oder  der  Staatseinkünfte 
aufzuheben. 

Schon  unter  dem  29.  Mai  1803  berichtete  die  Kommission  wiederum 
und  schlug  dabei  vor,  eine  allgemeine  Revision  der  Mühlen  vor- 
zunehmen. Je  häufiger  sich  die  Notwendigkeit  erneuerter  Mühlen- 
anlagen erweisen  würde,  um  so  eher  müfsten  sich  die  Müller  dazu  ver- 
stehen, statt  dessen  den  Mahlgästen  die  Befreiung  vom  Zwange  im  Wege 
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des  Vergleichs  einzuräumen.    Anf  diesem  Wege  werde  auch  die  Sache 
nicht  tibereilt  und  doch  etwas  erreicht  werden. 

Hierauf  fand  am  3.  Juni  1803  eine  Verhandlung  des  Staats- 
ministers y.  Schbötter^)  mit  den  Mitgliedern  derEommis- 
sion  statt,  in  welcher  die  Aufhebung  des  Mtthlenzwanges  allgemein 
als  wünschenswert  anerkannt  und  nur  über  die  Frage  gestritten  wurde, 
ob  dies  auf  einmal  oder  allmählich  geschehen  solle.  Ersteres  führe 
allerdings  am  schnellsten  zum  Resultate,  allein  es  entständen  Verlegen- 
heiten wegen  der  zu  leistenden  Entschädigungen,  die  sich  nicht  alle  vor- 
aussehen liefsen.  Hierüber  sei  schon  die  Kommission  zu  keinem  Er- 
gebnisse gelangt.  Aufser  den  erweislichen  Verbesserungen  müfste  doch 
den  Müllern  auch  der  Erwerbspreis  erstattet  werden,  und  aus  diesem 
Grunde  hätte  bereits  die  Kommission  eine  allmähliche  Aufhebung 
des  Zwanges  für  gut  befunden.  Man  gelangte  daher  zu  folgenden  Vor- 
schlägen: 

1.  Die  Mehrheit  der  Zwangsmahlgäste  sollte  berechtigt  werden,  auf 
die  Aufhebung  des  Zwanges  gegen  vollständige,  ev.  durch 
Urteil  und  Recht  zu  bestimmende  Entschädigung  anzutragen.  Von 
dieser  Erlaubnis  würden  die  bedrücktesten  Mahlgäste  am  ehesten  Ge- 
brauch machen. 

2.  Als  mittelbare  Vorbereitungsmalsregel,  die  den  Zweck  haben 
solle,  die  Müller  gefügig  zu  machen,  werde  eine  Revision  der 
Mühlenwerke  dienen.  Dieselbe  hätte  nach  und  nach  auf  besondere 
Veranlassung  zu  geschehen,  und  es  würden  wiederum  die  Mahlgäste 
am  ehesten  darauf  antragen,  deren  Müller  nicht  im  stände  seien,  sie 
gehörig  zu  fördern. 

3.  Die  Bildung  eines  Entschädigungsfonds  habe  stattzufinden, 
und  zwar  sollten  die  Abgaben,  die  an  die  königlichen  Kassen  gezahlt 
würden,  fixiert  und  zur  Entschädigung  der  Müller  verwendet  werden. 

Über  diese  Vorschläge  der  Kommission  bezw.  Schböttebs  wurde, 
wie  ein  Kgl.  Spezialbefehl  vom  19.  September  1803  mitteilte,  die  Mei^- 
nung  des  Grofskanzlers  und  des  Chefs  der  Justiz  eingeholt. 

Hierbei  blieb  die  Angelegenheit  anscheinend  stehen,  bis  sie  im 
Jahre  1806  von  den  beiden  Schbötteb  wieder  in  Anregung  gebracht 
wurde.  Sie  wurde  dann  Gegenstand  weiterer  Verhandlungen,  als  bei 
Vorberatung  des  Edikts  vom  9.  Oktober  1807  die  Kabinetsordre  vom 
3.  September  desselben  Jahres  von  neuem  daran  erinnerte.  Schbötteb 
antwortete,  dafs  nach  Eingang  der  Akten  aus  Berlin  besonderer  Vor- 
trag darüber  werde  gehalten  werden.  '^)  Inzwischen  war  auf  Schböttebs 
Antrag  das  Mühlsteinregal,  welches  nach  Abtretung  des  Mansfel- 

1)  A,  Nr.  5. 

2)  Die  Akten  fiber  diese  weiteren  Verhandlungen  za  ermitteln,  ist  mir  nicht 
möglich  gewesen, 
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dischen  Gebietsteils  geradezu  schädlich  zu  werden  drohte,  angehoben 
worden,  worüber  das  Patent  vom  30.  Janaar  1808^)  yerordnete: 

„Bei  der  Schwierigkeit,  die  Provinzen  Ost-  and  Westpreafaen  mit  den 
benöthigten  Mahlensteinen  aas  den  einl&ndischen  Steinbrachen  zn  yersehen,  haben 
Wir  beschlossen,  zur  Beförderung  der  Mehl-  und  Granpenfabrikation,  das  bisher  be- 
standene Mahlen  Steinregal,  in  Racksicht  der  gedachten  Provinzen,  hierdurch 
aufsuheben. 

„Wir  gestatten  daher  einem  jeden,  der  sonsten  dazn  berechtigt  ist,  nnd  sich 
damit  abgeben  wil),  nicht  allein  die  Zubereitung  von  Mahlensteinen  aas  Feldsteinen, 
sondern  auch  den  fireien  Handel,  sowohl  mit  ein-  als  ausländischen  Mahlensteinen 
aller  Art,  ohne  weitere  Beschränkung. 

„Wir  erlassen  gleichfalls  ans  vorbemeldeter  landesväterlicher  Absicht,  das  so- 
genannte Mahlenstein- Interesse  bei  der  Einfuhr  fremder  Mahlensteine,  und 
genehmigen  es,  dafs  selbige  g^en  die  in  dem  Accise- Tarife  vom  22.  Mu  1806  ver- 
ordneten Accisegef&lle  eingebracht  werden  können.^' 

Earz  daranf,  nnter  dem  29.  März  1808,  erging  denn  das  Edikt 
tiber  die  Aufhebung  des  Mtihlenzwanges  für  Ostpreufsen,  Lit- 
thauen, Ermeland  und  den  Marienwerderschen  Kreis,  welches  von  den 
beiden  Schbötter  unterzeichnet  ist.  Es  war  die  Absicht  Steins,  diese 
Anordnung  später  auf  das  ganze  Land  auszudehnen,  allein  seine  dahin- 
gehende Weisung  an  die  Civilkommissarien  in  Pommern,  der  Mark  und 
Schlesien  ist  nicht  zur  Ausführung  gekommen.  2) 

Das  Edikt  hob  zunächst  das  Mtthlenregal  auf,  indem  es  jedem 
Eigentttmer  gestattete,  auf  seinem  Grund  und  Boden  Mühlen  aller  Art 
an  Privatgewässem  und  Windmühlen  anzulegen,  lediglich  gegen  Über- 
nahme der  in  der  Provinz  für  den  einzelnen  Mahlgang  zu  entrichten- 
den Gewerbesteuer.  Der  Anbau  neuer  Mühlen  sollte  in  jeder 
Weise  begünstigt  werden.  Wer  daher  eine  solche  bauen  oder  eine  ein- 
gegangene wieder  herstellen,  sie  an  einen  andern  Ort  verlegen,  in  eine 
andere  Gattung  verwandeln  oder  mit  mehr  Gängen  versehen  wollte, 
hatte  der  Landespolizeibehörde  davon  Anzeige  zu  machen.  Letztere 
durfte  nur  dann  dem  Plane  ihre  Genehmigung  versagen,  wenn  derselbe 
den  Polizeivorschriften  nicht  entsprach,  dagegen  war  sie  weder  befugt 
noch  verpflichtet,  etwa  entgegenstehende  Privatrechte  wahrzunehmen. 
Den  Eigentümern  einer  schon  vorhandenen  Mühle  wurde  allerdings  ein 
Widerspruchsrecht  gegeben,  aber  nur  für  den  Fall,  dals  ihm  durch  die 
Keuanlage  das  zu  seinem  Betriebe  erforderliche  Wasser  verloren  ging, 
oder  zu  seinem  Nachteil  ein  Zurückstauen  desselben  eintrat.  Außer- 
dem hatte  ganz  allgemein  jeder  die  Befugnis,  Einspruch  zu  erhebeo, 
wenn  für  ihn  eine  Gefährdung  bei  Benutzung  seines  Grundeigentums 
zu  befürchten  war.  Über  die  Aufhebung  des  Mühlenzwanges 
bestimmte  §  7: 


1)  S.  d.  G.  u.  V.  S.  189. 

2)  Pebtz  a.  a.  0.  Bd.  II,  S.  144. 
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„Der  Müblenzwang  oder  die  mit  dem  Besitz  einer  MQhle  verbundene  Befug- 
nifs,  andere  so  zwingen,  daGs  sie  dch  derselben  bedienen,  hört  in  OstpreuGsen  und 
Litthauen  mit  dem  1.  Dezember  1808  gegen  Entschädigung  der  Zwangs- 
berechtigten sowohl  in  den  St&dten  als  auf  dem  Lande  in  Rücksicht 
aller  Mfihlen,  welchen  die  Zwangsgerechtigkeit  beigelegt  ist,  ohne  Unterschied  der 
Qualität  der  Besitzrechte,  nach  der  Willkfihr  der  Zwangspflichtigen,  gänz- 
lich auf,  indem  es  von  ihrer  Erkl&ning  abhängt,  den  Zwang  aufzuheben  oder  bei- 
zubehalten. Es  darf  also  vom  1.  Dezember  1808  jeder  Mahlgast,  der  sich  der  Bei- 
behaltung des  Zwanges  nicht  ausdrücklich  unterworfen  hat,  sein  Getreide  zum  Ab- 
mahlen  in  jede  beliebige  Mühle  innerhalb  Landes  bringen,  mithin  auch  der 
Stadtbewohner  in  die  Landmühle,  und  der  Landbewohner  in  die 
Stadtmühle,  doch  versteht  es  sich  von  selbst,  dafs  ersterer  (der  Stadtbewohner) 
die  Mühlaccise  dennoch  bezahlen  mufs.'^ 

Die  Entschädigungen  des  Zwangsberechtigten  sollten  in  der  Weise 
herbeigeführt  werden,  dab  demMtlhlen-Erbpächter  oder  Pächter 
der  Kanon  oder  das  Pachtgeld,  bezw.  überhaupt  die  Abgabe,  welche 
von  der  Mühle  für  das  Nutzungsrecht  derselben  bisher  entrichtet  war, 
ganz  oder  zum  Teil  erlassen  wurde.  Der  gänzliche  Erlafs  war  die 
Maximal- Entschädigung,  jedoch  wurde  sie  auch  als  die  normale  an- 
gesehen, wenn  nicht  der  Ober-Eigentümer  oder  der  Verpächter  oder 
die  Mablpflichtigen  den  Beweis  lieferten,  dals  der  Ausfall  an  dem  Ge- 
winne des  Müllers  ein  geringerer  sei.  In  diesem  Falle  sollte  nur  der 
wirkliche  Ausfall  vergütet  werden.  Wo  bisher  von  den  Mabl- 
pflichtigen zur  Unterhaltung  der  Zwangsmühle  Baudienste  geleistet 
worden  waren,  da  sollten  dieselben  nach  aufgehobenem  Zwangs- 
verhältnis künftig  wegfallen,  und  zwar  ohne  besondere  Entschä- 
digung; als  Ersatz  hierfür  diente  ebenfalls  der  Zinserlars.  Für  das 
Recht  auf  freies  Bauholz  hatte  sich  der  Müller  eine  Geldabfindung 
innerhalb  des  zwanzigjährigen  Durchschnitts  nach  der  Forsttaxe  ge- 
fallen zu  lassen.  Der  Ausfall,  welchen  die  Kassen  durch  den  Pacht- 
erlafs  erlitten,  sollte  durch  eine  von  den  Mablpflichtigen  für  ihre 
Freiheit  zu  erlegende  Abgabe  gedeckt  werden.  Das  Edikt  be- 
stimmte, dafs  diese  Abgabe  bezüglich  der  königl.  Erbpacbtsmühlen  auf 
dem  Lande  als  eine  Grundsteuer  von  den  bisher  mahlpflichtigen 
Gütern  (mit  einer  Erleichterung  der  Käthner  gegen  die  Hufenwirte)  er- 
hoben und  den  übrigen  Grundsteuern,  in  den  Städten  aber  der  Mahl- 
accise  zugeschlagen  werden  solle.  Die  Abgabe  wurde  nach  dem  etats- 
mäbigen  Betrage  der  Mühle  fixiert,  ohne  künftig  mit  dem  Wechsel  der 
Seelenzahl  eine  Vermehrung  oder  Verminderung  zu  erfahren.  Die  Eigen- 
tümer der  Privatmüblen  hatten  das  Recht,  sich  von  den  bisherigen 
Mahlpflichtigen  auf  eine  gleiche  Weise  entschädigen  zu  lassen,  jedoch 
konnte  hier  die  Entschädigungssumme  nur  durch  Vertrag  oder  richter- 
liches Erkenntnis  festgesetzt  werden.  Der  Gebrauch  von  Qu ir  de  In 
wurde  den  Bewohnern  des  platten  Landes,  nicht  aber  denen  der  Städte 
erlaubt.    Schliefslich  wurde  jeder  Mtlller  verpflichtet,   eine  schwarze, 
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mit  weiben  oder  roten  Nummern  versehene  Rangtafel  sichtbar  auf- 
zuhängen, auf  welcher  die  Mahlgäste  nach  der  Reihe  ihrer  Anmeldung 
eingetragen  werden  sollten.  Die  Reihenfolge  durfte  nur  durch  Getreide, 
welches  für  die  öffentlichen  Magazine  oder  für  die  Verpflegung  der 
Armee  zur  Vermahlung  kam,  ferner  durch  Malz-  und  Branntwein-Schrot, 
in  den  Städten  durch  das  Bäckergut,  wenn  es  nicht  über  dreilsig  Scheffel 
betrug,  unterbrochen  werden.  Jedem  Mahlgaste  stand  es  jedoch 
frei,  sein  Getreide  auch  nach  Eintragung  in  der  Rangtafel  zurückzu- 
nehmen, wenn  er  nicht  länger  warten  wollte. 

Hiermit  war  in  den  preufsischen  Provinzen  ein  wichtiger  Schritt 
zur  Erleichterung  des  Verkehrs  mit  den  notwendigsten  Lebensmitteln 
gethan,  denn  da  die  Mühlen  wiederum  das  allgemeine  Volksgetränk, 
das  Bier,  durch  den  Schrot  vermittelten,  so  wurden  sie  durch  ihren 
Zusammenhang  mit  dem  Brauwesen  wie  mit  der  Brotbäckerei  fQr  den 
Nahrungsstand  der  Bevölkerung  doppelt  bedeutsam.  0  In  den  übrigen 
Landesteilen  galten  noch  die  Vorschriften  des  Allgemeinen  Landrechts 
Th.  I,  Tit  23,  §§  23  ff.  und  Th.  II,  Tit.  15,  §§  229  ff.  Hiernach  war  das 
Recht,  Wasser-  und  Schiffsmühlen  an  und  in  öffentlichen  Flüssen 
anzulegen,  ein  Vorbehalt  des  Staates.  Dagegen  durfte,  wo  nicht  Pro- 
vinzialgesetze  das  Gegenteil  bestimmten,  jeder  Eigentümer  auf  seinem 
Grund  und  Boden  Mühlen  an  Privatflüssen  und  Windmühlen 
errichten.  Zum  Nachteil  einer  Zwangsgerechtigkeit  durfte 
aber  kein  Neubau,  Erweiterungs-  oder  Veränderungsbau  zugelassen 
werden.  Eine  solche  Gerechtigkeit  konnte  allein  der  Staat  verleihen. 
Aus  dem  Rechte,  eine  Mühle  zu  haben,  folgte  nun  zwar  noch  nicht 
von  selbst  die  Befugnis,  andere  zu  zwingen,  sich  derselben  zu  be- 
dienen, vielmehr  mufste  das  Privilegium  ausdrücklich  dahin  lauten. 
Es  galt  jedoch  die  Regel,  dafs  eine  jede  Dorfgemeinde  sich  zu  der 
Mühle  desselben  Dorfes  zu  halten  schuldig  sei.  Der  Inhaber  einer 
Zwangsmühle  war  verpflichtet,  die  ihm  zugeschlagenen  Mahlgäste  ge- 
hörig zu  fbrdern,  auch  brauchten  letztere  nicht  länger  als  drei  Tage 
auf  die  Abfertigung  zu  warten.  Über  den  Bier-  und  Branntwein- 
zwang handelte  das  Allgemeine  Landrecht  in  den  §§  53  ff.  und  90  ff. 
des  Tit.  23  Th.  L  Die  Braugerechtigkeit  war  die  Befugnis,  Bier 
zum  Verkaufe  zu  verfertigen,  die  Schankgerechtigkeit  begriff  das 
Recht,  Getränke  zu  verkaufen.  Wer  letztere  besafs,  war  darum  noch 
nicht  befugt,  erstere  zu  betreiben.  Der  Inhaber  der  Schankgerechtig- 
keit durfte  das  Getränk  sowohl  in  Fässern,  als  in  kleinen  Quantitäten 
veräulsern,  während  der  Ausschank  oder  die  Krugnahrung  die 
Erlaubnis  hat,  nur  Getränke  in  Gläsern,  Flaschen  oder  anderen  kleineren 


1)  Vgl.  KBOmTZ,  ökonomisch-technologische  Eucyklopädie,  Th.  95,  S.  42,  Th.  96, 
S.  400,  579,  601. 
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Mengen  feilzubieten.  Der  Krugyerlag  bestand  in  der  Berechtigung, 
eine  gewisse  Schankstätte  mit  Getränk  zu  versorgen.  Weder  die  Brau- 
noch  die  Schankgerechtigkeit  enthielt  an  sich  ein  Zwangsrecht,  doch 
umfafste  der  Krugyerlag  die  Befugnis,  dem  Inhaber  der  Schankstätte 
zu  untersagen,  dafs  er  das  auszuschenkende  Getränk  irgend  wo  anders 
hernähme  (eigentliches  Zwangsrecht).  Wem  in  einem  bestimm- 
ten Bezirk  die  Braugerechtigkeit  allein  zukam,  durfte  anderen  nicht 
nur  alles  Brauen  innerhalb  dieses  Bezirks,  sondern  auch  das  Einbringen 
des  ausserhalb  gebrauten  Bieres  verbieten  (ausschlieTs liehe  Ge- 
werbeberechtigung). Wer  eine  ausschliersliche  Brau  gerechtigkeit 
befaij9,  konnte  deshalb  der  Anlegung  neuer  Schankstätten  innerhalb 
des  Bezirks  nicht  widersprechen.  Wer  aber  eine  ausschliefsliche 
Schankgerechtigkeit  hatte,  durfte  gegen  die  Anlegung  neuer  Schank- 
stätten protestieren.  Wo  städtische  Braugerechtigkeiten  auf  be- 
stimmten Grundstücken  hafteten,  da  konnten  sie  ohne  diese  Grundstücke 
nicht  veräufsert  werden.  Was  über  die  Braugerechtigkeit  und  die 
übrigen  sich  darauf  beziehenden  Rechte  verordnet  war,  das  galt  auch 
von  der  Befugnis,  Branntwein  zu  brennen.  Die  Branntweinbren- 
nerei-Gerechtigkeit, auch  wenn  sie  jemandem  ausschlierslich  zukam, 
begriff  kein  ausschliefslichesRecht  zur  Verfertigung  künstlicher 
abgezogener  Wasser  oder  anderer  geistiger  Getränke  in  sich.  Wer 
jedoch  der  Zwangsgerechtigkeit  unterworfen  war,  durfte  solche 
Getränke  nur  zu  seinem  eigenen  Gebrauche  verfertigen  und  mufste  den 
dazu  erforderlichen  Branntwein  von  dem  Berechtigten  entnehmen. 

Diesen  Zuständen  machte  endlich  das  EdiktwegenderMühlen- 
Gerechtigkeit  und  Aufhebung  des  Mühlen-Zwangs,  des 
Bier-  und  Branntweinzwangs  vom  28.  October  1810*)  ein 
Ende,  und  zwar  für  die  ganze  Monarchie.  Das  Gesetz  ermächtigte 
jeden,  der  überhaupt  zu  Bauanlagen  auf  einem  Grundstücke  berechtigt 
war,  gleichfalls  zu  Anlagen  von  Mühlen,  mochten  sie  durch  Wasser, 
Wind,  tierische  Kräfte  oder  Dämpfe  getrieben  werden,  ferner  auch 
von  Brennereien  und  Brauereien.  Jeder,  der  eine  Gefährdung 
seiner  Rechte  fürchtete,  konnte  gegen  die  beabsichtigte  Mühlenanlage 
Einspruch  erheben,  jedoch  hatte  der  Besitzer  einer  schon  vorhandenen 
Wind-  oder  Wassermühle  nur  dann  ein  Veto,  wenn  ihm  die  neue  An- 
lage Wind  oder  Wasser  in  dem  Mause  entzog  oder  auch  letzteres 
aufstaute,  dals  er  nach  der  Art  seines  bisherigen  Betriebes  einen 
Schaden  beweisen  konnte,  für  den  er  nicht  vollständig  entschädigt 
wurde.  Über  die  Aufhebung  der  Zwangsrechte  verordjpete  das 
Edikt  folgendes: 

§  1.  Der  Mahlenzwang,  der  Brau-  und  Branntwein-Zwang,  oder  das 
mit  dem  Besitze  einer  Mühle,   einer  Brauerei,   Brennerei  oder  eines  Schanks  ver- 

1)  Gesetzsammlung  S.  95  ff. 
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bundene  Recht,  andere  za  zwingen,  dab  sie  daselbst  ihren  Bedarf  entweder  mahlen 
und  schroten,  oder  das  Getr&nke  ausschlieblich  beziehen  müssen,  hört  Tom  heutigen 
Tage  an,  sowohl  in  den  St&dten,  als  auf  dem  platten  Lande,  ohne  Unter- 
schied der  Qnalit&t  der  Besitzrechte,  auf. 

S  2.  Da  die  Theorie  und  die  Erfahrung  beweisen,  dafs  die  Auflösung  der 
Zwangs  und  fiannrechte  in  der  Regel  keineswegs  die  Einnahmen  der  froher  Berech- 
tigten mindert,  sondern  bei  der  gewöhnlich  vermehrten  Gonsnmtion  erhöht,  so  soll 
weder  der  Yerk&ufer,  noch  der  Zeitp&chter,  noch  der  Zwangspflich- 
tige yerbunden  seyn,  für  jene  Eviction  zu  leisten,  oder  irgend  eine  Entschädigung 
zu  übernehmen. 

S  3.  Weil  jedoch  örtliche  Yerhftltnisse  einzelne  Ausnahmen  jener  allge- 
meinen Regel  begründen  und  Schaden  ftLr  den  Berechtigten  herbeiführen  können, 
so  wird  der  Staat  in  diesen  F&llen  die  Entschädigung  nach  folgenden  Vor- 
schriften leisten. 

Der  Berechtigte  weiset  nach: 

a)  Den  Debit,  welcher  in  den  letzten  10  Jahren  vor  dem  Kriege  nach  genau 
geführten  Düchem  Statt  fand; 

b)  Den  Debit,  welcher  in  den  nächsten  4  Jahren,  von  Aufhebung  der  Bann- 
rechte  an  gerechnet,  eintritt.  Vor  Ablauf  der  4  Jahre  kann  Ton  einer  Ent- 
schädigung nicht  die  Rede  seyn,  da  die  Zeit  erst  den  Erfolg  der  Aufhebung 
der  Bannrechte  lehren  kann. 

c)  Dafs  der  liquidirte  Ausfall,  (welcher  übrigens  nie  präsumirt  wird)  ohne  sein 
Verschulden  und  nicht  durch  Mangel  an  Thätigkeit,  Industrie  und  Güte  des 
Fabrikates  Statt  fand,  sondern  lediglich  als  unmittelbare  Folge  der  aufge- 
hobenen Bannrechte,  weniger  Getreide  vermählen,  weniger  Getränke  abgesetzt 
worden  sey,  als  verhältniCsmäfsig  in  jener  früheren  Periode.  Verringerung 
des  Debits  aus  andern  Gründen,  z.  B.  Abnahme  der  Menschenzahl,  kann 
nicht  zur  Berechnung  gezogen  werden. 

Der  Ausfall,  welcher  hiemach  dennoch  Statt  findet,  wird  nach  dreifsigj&hrigea 
örtlichen  Durchschnittspreisen  ersetzt  und  berechnet.  Ein  prozessualisches  Ver- 
fahren kann  hierüber  nicht  eingeleitet  werden. 

Dieses  bereits  unter  Hardenberg  erlassene  und  von  ihm  gezeich- 
nete Edikt  setzte  also  keine  Entschädigungen  für  die  Auf- 
hebung der  ausschliefslichen  Gewerbeberechtigungen  (der 
VerbietuDgsrechte  gegen  Produzenten),  sondern  nursolche  fttr  die 
Beseitigung  der  eigentlichen  Zwangs-  und  Bannrechte 
(Zwangsrechte  gegen  die  Konsumenten)  fest  Es  unterschied  sich  von 
dem  preuJjBischen  Edikt  vom  20.  März  1808  insbesondere  dadurch,  dafs 
es  die  Entschädigungen  lediglich  als  eineAusnahme  von  der  Kegel 
bewilligte,  und  dafs  diese  vom  Staate  und  nicht  wie  dort  von  den 
Zwangspflichtigen  geleistet  wurden. 

Durch  Kabinetsordre  vom  22.  September  1826  <)  wurde  de- 
klariert, dals  für  die  Landesteile,  bezüglich  derer  das  Edikt  vom  29.  März 
1808  ergangen  sei,  die  Mühlengesetzgebung  durch  dies  Edikt  als  ab- 
geschlossen zu  erachten  wäre,  und  dafs  dasselbe  durch  das  fttr  die  übrigen 
Provinzen  erlassene   Edikt  vdm  28.  Oktober  1810  keine  Abänderung 


1)  G.  S.  S.  25. 
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erlitten  habe,  daher  dies  letztere  Gesetz  in  jenen  Provinzen  keine  An- 
wendung finden  kOnne. 

Endlichbestimmteeine  Verordnung  vom  18. November  1819  0> 
daüs  der  §  247  Tit.  15,  Th.  11 A.  L.  R.,  nach  welchem  niemand  berech- 
tigt sein  solle,  durch  Anpflanzung  hoher  Bäume  da^  wo  der- 
gleichen vorher  nicht  gewesen,  einer  Windmühle  den  nötigen  Wind  zu 
benehmen,  bei  der  seit  Einführung  der  Gewerbefreiheit  stattfindenden 
Vermehrung  der  Windmühlen  nicht  ferner  für  angemessen  erachtet 
werden  kOnne.  Es  wurde  daher  in  Erwägung,  dab  jedes  Gewerbe 
einen  gleichmäbigen  Schutz  verdiene,  der  angeführte  Paragraph  rück- 
sichtlich aller  nach  Verkündigung  dieser  Verordnung  entstehenden  Wind- 
mühlen für  aufgehoben  erklärt. 

(Ein  zweiter  Aufsatz  fol|^.) 

1)  G.  S.  S.  250. 
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Deutsche  Litteratur. 
(Deutschland.    Österreich -Ungarn.    Schweiz.) 

Pr.  Albert  Maria  WeUs,  0.  Pr.,  Soziale  Frage  und  soziale  Ordnung 
oder  Institutionen  der  Qesellschaftslehre.  Zwei  Teile  mit  zusammen  1026  S. 
Freiburg  i.  Br.,  Herder,  1892.    Preis  10  M. 

Der  Verfasser  löst  seine  Aufgabe  auf  der  gediegenen  Grundlage  einer 
vielseitigen  Litteraturkenntnis  und  klaren,  selbständigen  Überzeugung  mit 
grofser  Herzenswärme  in  ansprechender  Form.  Gleich  Jüstüs  Moser  und 
dem  Freiherrn  von  Stein  lebt  und  webt  er  im  altdeutschen  Recht  und  flicht 
sehr  häufig  deutsche  Rechtssprichwörter  nach  Graf  und  Dietherr  ein,  wie 
er  denn  überhaupt  eine  kräftige,  anschauliche,  durch  passende  Vergleiche 
packende  Sprache  liebt.  Sein  Ideal  ist  demnach  die  Wiedergeburt  einer 
vom  christlichen  Geiste  und  christlichem  Gerechtigkeitsgefühl  durchdrungenen, 
kooperativ  gegliederten  Gesellschaft,  in  der  die  Zuständigkeit  der  Staats* 
gewalt  auf  ihre  natttrlichen  Grenzen  zurückgeführt  und  die  Wirksamkeit 
der  Kirche  von  allen  Fesseln  befreit  wäre.  Wir  wollen  versuchen,  in  einer 
kurzen  Übersicht  von  dem  reichen  Inhalte  des  in  7  Abteilungen  geglie- 
derten  Buches  einen  Begriff  zu  geben. 

In  der  Einleitung  beklagt  Weiss,  dafs  es  dem  heutigen  Geschlecht  an 
staatsmännischem  Blick  und  an  Gemeinsinn  fehle.  „Es  ist  kein  Zufall,  dafs 
wir  keine  öffentlichen  Redner  mehr  haben  wie  Burke  und  Pitt,  keine 
Geschichtsschreiber  wie  Thukydides  und  Tacitus,  oder  auch  nur  wie  Nie- 
buhr  und  Macaulay.  Das  ist  in  der  ganzen  Geistes-  und  Denkrichtung 
unserer  Tage  begründet.  Ein  Ranke  hat  nur  Sinn  für  Hofintrignen  und 
Diplomatenkniffe;  das  Volk  existiert  für  ihn  kaum,  die  Gesellschaft  schon 
gar  nicht."  Die  Ursache  dieses  Zustandes  findet  er  in  der  übertriebenen 
Ausdehnung  der  Gewalt  und  Wirksamkeit  des  Staates.  „Seit  uns  der  Staat 
fast  alle  zu  Staatspensionären  gemacht  hat,  trifft  uns  samt  und  sonders  das 
furchtbare  Wort,  das  der  zürnende  Freiherr  von  Stein  gegen  den  ver- 
hafsten  Mechanismus  des  Schreiberwesens  geschleudert  hat:  besoldet,  buch- 
gelehrt, interesselos,  eigentumsios  —  damit  ist  alles  gesagt."  Erneuerung 
der  vom  Staate  zerstörten  Gesellschaft  sei  demnach  die  Aufgabe  der  Zeit 

Die  erste  Abteilung  behandelt  „das  öffentliche  Leben  unter  dem  Ein- 
flüsse der  modernen  Ideen".  Eine  Kritik  des  absoluten  Staates  ergiebt 
das  Recht  der  Revolution.  „Somit  kann  man  sagen,  dafs  die  Revolution 
ihrem  Wesen  nach  nichts  anderes  ist  als  der  Versuch,  an  Stelle  eines  will- 
kürlichen Rechtes  eine  willkürlich  ausgemalte  Natur  zu  setzen,  oder  dem 
unbeschränkten  Rechte  einer  mafslosen  Macht  das  unbeschränkte  Recht 
einer  zügellosen  und  zuchtlosen  Natur  entgegenzustellen."   (S.  52.)     Ein 
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Recht  an  sich  allerdings  kommt  der  Revolution  nicht  zu.  „Das  Recht 
hatte  sie  nicht  aas  sich;  noch  weniger  von  Gott;  den  sie  nicht  anerkannte, 
sondern  einzig  vom  absoluten  Staate,  der  sie  notwendig  machte.  Mit 
anderen  Worten,  er  hat  kein  Recht,  sich  über  sie  zu  beklagen;  aber  sie 
hat  kein  Recht,  ihn  in  Stücke  zu  schlagen.'^  (S.  57.)  Der  Liberalismus  so- 
dann „ist  der  Versuch,  den  absoluten  Staat  durch  das  Eingehen  auf  die 
Grundsätze  der  Revolution  zu  retten  und  vollkommen  auszubilden.  Es  ge- 
hört deshalb  zu  seinem  Wesen  einmal  der  despotische  Zwang,  der  sich  auf 
alles  ohne  Ausnahme  erstreckt,  nicht  mehr  blofs,  wie  im  alten  Staat,  auf 
das  Öffentliche  und  politische  Leben,  sondern  auch  auf  das  gesellschaftliche 
Leben  in  Familie,  in  Verkehr  und  Erwerb,  ja  sogar  auf  das  Innere,  auf 
Denken  wie  auf  Gewissen.  Nur  übt  der  Liberalismus  diese  Tyrannei  gegen 
den  Geist  selten  offen,  sondern  am  liebsten  durch  geheime  Mittel,  die  er 
auf  seinem  Lieblingswege,  dem  der  Ränke  und  Schliche,  meisterhaft  an- 
zuwenden und  in  Form  der  sogenannten  Majoritäten,  der  öffentlichen  Mei- 
nung und  der  öffentlichen  Stimme  zu  verwerten  versteht.  Fürs  zweite  liegt 
in  seinem  Wesen  das  Eingehen  auf  die  geistigen  Errungenschaften  der  Re- 
volution''. (S.  63.)  Als  echtes  Kind  der  Revolution  soll  sich  der  Liberalis- 
mus besonders  dadurch  bewähren,  dafs  er  keine  Pflichten  kennt,  jeden 
einzelnen  „als  isolierte  Ziffer^,  als  reines  Ich,  als  eine  Welt  für  sich,  als 
unverantwortlichen  Autokraten  auffafst.  Wenn  dann  unter  den  Vertretern 
einer  Richtung,  die  nur  Rechte  der  Individuen,  aber  keine  Pflichten  anerkenne, 
zwischen  Hobbes,  Rousseau  und  Adam  Smith  einerseits,  Dabwin  und  Heb- 
bebt Spengeb  anderseits  als  verbindender  Mittelsmann  Kant  genannt  wird 
(8.  72),  so  ist  das  ein  bifschen  stark;  sollte  der  gelehrte  Fb.  Weiss  noch 
nie  etwas  vom  kategorischen  Imperativ  gehört  haben?  Sodann  wird  der 
Sozialismus  dargestellt  „als  Totengräber  des  Liberalismus,  als  Nachahmung 
aller  Übertreibungen  der  Resolution,  als  Universalerbe^  des  liberalen  Staates, 
der  sozialistische  Zukunftsstaat  als  „Generalprobe  der  modernen  Ideen^. 
Das  vorläufige  Ergebnis  der  modernen  Entwickelung  sei  der  Ej*ieg  aller 
gegen  alle.  „Das  Bild,  das  vor  Zeiten  Hobbes  von  dem  sogenannten  Natur- 
zustande entworfen  hat,  und  das  heute  von  den  Darwinisten  womöglich  mit 
noch  roherer  Phantasie  ausgemalt  wird,  ist  fast  buchstäblich  der  Ausdruck 
für  die  Gesinnung  geworden,  mit  der  sich  die  Menschen  gegentlberstehen. 
Wortwörtlich  sind  alle  die  Feinde  aller.  Wir  betrachten  nicht  mehr  den 
Frieden,  sondern  den  Krieg,  den  Vernichtungskrieg,  für  den  natürlichen 
Zustand  unseres  Geschlechts.^  (S.  115 — 116.)  Für  diesen  Zustand  seien 
alle  Stände  ohne  Ausnahme  verantwortlich ;  was  aber  die  Heilung  angehe, 
so  würden  blofs  äufserliche  Mafsregeln  ohne  innerliche  Abwendung  von 
den  modernen  Ideen  das  Übel  nur  verschlimmern. 

Die  zweite  Abteilung  handelt  vom  Recht.  Durch  die  Ablösung  des 
Rechtes  von  seinem  Ursprünge,  von  Gott,  sei  die  Idee  des  Rechts  ver- 
dorben worden.  Huao  Gbotius  habe  zuerst  diese  verhängnisvolle  Opera- 
tion vollzogen;  nicht  aus  Abneigung  gegen  die  Religion,  der  er  ja  für 
seine  Person  aufrichtig  ergeben  war,  sondern  weil  „er  glaubte,  der  über- 
handnehmenden Abneigung  gegen  sie  Rechnung  tragen  zu  müssen,  und  meiste, 
der  Zeit  und  dem  Rechte  einen  wahren  Dienst  zu  erweisen,  indem  er  letzteres 
einzig  auf  die  Natur  gründete**.  (S.  153.)  Auf  der  vorhergehenden  Seite  helft 
es:  „In  derselben  Zeit  nun,  da  die  Menschheit  allenthalben,  in  der  schönen 
Litteratur  wie  in  der  Philosophie,  auf  der  Suche  nach  der  rechten  Natur 
war,  um  damit  zwei  Vorteile  zugleich  zu  finden,  einen  Zufluchtsort  vor  der 
unerträglich  gewordenen  Kultur  und  einen  Ersatz  für  das  lästige  Christen- 
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taiD;  begab  sich  anch  die  Rechtawisseneohaft  auf  die  gleichen  Wege^.  Das 
sieht  beinahe  so  ans,  wie  wenn  der  Verfaaaer  das  17.  mit  dem  18.  Jahr- 
hundert yerwechselt  oder  Hüoo  Gbotius  als  Zeitgenossen  J.  J.  Rousseaüs 
gedacht  hätte.  Übrigens  werden  die  Übertreibungen  der  Juristenschuleui 
der  naturrechtlichen  und  der  historischen,  gut  charakterisiert  Rousseau, 
meint  Weiss  S.  171,  wttrde  Stahl  den  wärmsten  Dank  dafür  ausdrücken, 
,,dars  dieser  mit  seiner  schroffen  Unterscheidung  zwischen  förmlichem  und 
wirklichem  Rechte  das  erst  ganz  klar  gemacht  habe,  was  er  mit  seiner 
Gegenüberstellung  von  Rechtszustand  und  Naturzustand  habe  sagen  wollen. 
Der  Unterschied  ist  nur  der,  dafs  er  im  Falle  eines  Widerspruchs  zwischen 
Recht  und  Natur  die  Natur  als  das  anerkennt,  was  zuletzt  den  Ausschlag 
geben  müsse,  während  Stahl  dem  förmlichen  Rechte  den  Vorzug  vor  dem 
wirklichen  giebt,  also  folgerichtig  erklären  mufs,  dafs,  wenn  der  russische 
Staat  seine  Zeitrechnung  beharrlich  beibehält  und  somit  Weihnachten  ein- 
mal in  den  Sommer  fällt,  der  Irrtum  hier  nicht  auf  Seiten  des  förmlichen 
Rechts,  sondern  der  Natur  liegt. '^  Die  Darstellung  zielt  darauf  ab,  zu  be- 
weisen, dafs  nicht  die  Staatswillkür  die  Quelle  des  Rechts  sei,  sondern  der 
Staat  sich  mit  seiner  Gesetzgebung  nach  dem  über  ihm  stehenden,  von 
Gott  in  den  Gewissen  verkündigten  Rechte  zu  richten  habe,  und  dafs  in 
Fällen,  wo  das  positive  Gesetz  dem  Gewissen  des  Einzelnen  widerspricht, 
diesem  das  Recht  des  passiven  Widerstandes  gewahrt  bleiben  müsse.  In 
einer  Abhandlung  über  „das  Recht  und  die  öffentliche  Ordnung^  wird  der 
Zusammenhang  von  Recht  und  Moral  und  der  Einflufs  der  öffentlichen  Sitte 
und  öffentlichen  Meinung  auf  die  Privatmoral  erörtert.  Der  Verfasser  nennt 
das  Altertum  und  die  Neuzeit  schlechte  Zeiten,  weil  in  beiden  die  öffent- 
lich anerkannte  Moral  schlechter  gewesen  sei  als  die  Privatmoral ;  im  Mittel- 
alter hingegen  seien  die  Menschen  durchschnittlich  schlechter  gewesen  als 
die  geltende  Sitte  und  das  geltende  Recht,  und  darum  sei  es  eine  gute  Zeit 
gewesen,  eine  Zeit,  die  auf  ihre  Kinder  bessernd  eingewirkt  habe.  Die 
Modernen  sind  natürlich  anderer  Ansicht  als  unser  Dominikaner.  So  z.  B. 
findet  Wolf  (Sozialismus  und  kapitalistische  Gesellschaftsordnung  S.  72 — 73), 
dafs  die  exoterische  Sittlichkeit,  wie  er  die  Öffentliche  nennt,  in  neuerer 
Zeit  beständig  und  bedeutend  gewachsen  sei,  während  sich  eine  erhebliche 
Zunahme  der  esoterischen  Sittlichkeit  nicht  nachweisen  lasse.  Müssen  wir 
diesen  zweifelhaften  Punkt  dahingestellt  sein  lassen,  so  können  wir  dagegen 
dem  Verfasser  unbedenklich  Recht  geben,  wenn  er  meint,  „dafs  es  nicht 
so  leicht  sei,  das  Recht  ausfindig  zu  machen,  und  noch  weniger  leicht,  es 
in  die  Form  zu  kleiden,  in  der  es  den  Einzelnen  stützt  und  die  Gemein- 
samkeit fördert^.  Zwar  sehe  ein  zartes  Gewissen,  das  lieber  den  Tod 
wählt,  als  eine  Ungerechtigkeit,  in  Dingen  des  Rechts  schärfer  als  aller 
juristische  Verstand,  zwar  finde  man  beim  unverdorbenen  gemeinen  Mann 
einen  scharfen  Rechtssinn,  aber  doch  sei  nichts  leichter,  als  den  schlichten 
Mann  in  Rechtsfragen  irrezuführen,  sobald  er  dem,  was  er  fühlt,  eine 
genaue  Fassung  verleihen  soll.  „Daher  die  Leichtigkeit,  ihn  bei  Volks- 
abstimmungen zu  mifsbrauchen."  Das  wisse  er  recht  wohl,  daher  sträube 
er  sich  desto  mehr  gegen  Abstimmungen,  gegen  Anerkennung  neuer  Rechts- 
formeln, je  gewissenhafter  er  sei.  „Je  bereitwilliger  ein  Volk  zu  Abstim« 
mungen  und  Verfassungsänderungen  ist,  je  mehr  advokatischen  Geist  die 
gewöhnlichen  Leute  verraten,  um  so  mehr  darf  man  annehmen,  dafs  der 
gerade  Sinn  fUr  das  Recht,  also  eben  die  Fähigkeit,  das  Recht  zu  schöpfen 
und  zu  fassen,  aus  ihm  geschwunden  ist.^  (S.  218.) 

Die  dritte,  „die  Grundlagen  der  Gesellschaft'^  überschriebene  Abteilung 
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handelt  von  der  menschlichen  Persönlichkeit;  vom  Eigentnm  and  von  der 
Arbeit.  In  Beziehung  auf  den  Menschen  wird  dargelegt,  wie  er  nur  so 
lange  sich  selber  angehöre  und  sein  eigener  Herr  sei,  als  er  Gott  ange- 
gehöre  und  ihn  als  seinen  Herrn  anerkenne.  Nur  dadurch  werde  dem 
Menschen  seine  Persönlichkeit  gewahrt.  Unsere  Zeit  vernichte  die  Per- 
sönlichkeit durch  den  Pantheismus  und  vergesse  den  lebendigen  Menschen 
über  toten  Begriffen.  Man  rede  nur  noch  von  Arbeit  und  Kapital ,  aber 
nicht  von  den  Pflichten  der  Kapitalisten  und  von  dem,  was  dem  Arbeiter 
wohl  und  wehe  thue;  man  höre  wohl  von  Staat  und  Staatsgewalt  reden, 
aber  weder  von  der  Verantwortung  der  Staatsgewaltigen,  noch  von  den 
Personen,  die  den  Staat  bilden  und  seine  Lasten  tragen;  die  wirtschaft- 
lichen und  politischen  Veränderungen  werden  aus  Naturgesetzen  erklärt, 
und  der  einzelne  bewufste  und  fühlende  Mensch  kommt  in  diesem  grofsen 
Naturmechanismus  nicht  mehr  in  Betracht.  Mit  diesem  Götzendienst  toter 
Begriffe  mttsse  gebrochen  und  der  Mensch  selbst  wieder  zum  Mittelpunkte 
der  Gesellschaft  gemacht  werden.  Das  Sondereigentum,  wird  weiter  nach- 
gewiesen, sei  in  der  jetzigen  Weltordnung  unentbehrlich ;  nicht  minder  eine 
mäfsige  Scheidung  von  Eigentum  und  Arbeit;  denn  wo  jeder  Einzelne  im 
Besitze  seiner  sämtlichen  Arbeitsmittel  wäre  und  alles,  was  er  braucht, 
selbst  erzeugte,  wie  das  denn  bei  den  Ansiedlern  in  jungen  Ackerbaukolo- 
nien wirklich  der  Fall  ist,  wo  demnach  keiner  den  andern  bedtlrfte,  da 
könnte  gar  keine  Gesellschaft  entstehen.  Ist  nun  zwar  auch  dem  ärmsten 
Arbeitor  ein  kleines  Eigentum  zu  wünschen,  das  seine  Notdurft  befriedigt, 
so  ist  doch,  erklärt  Weiss,  die  Übertreibung  von  Männern  wie  Hegel, 
Fichte,  Lasson,  Rothe  zurückzuweisen,  nach  denen  es  der  Persönlichkeit 
unmöglich  sein  soll,  sich  ohne  Eigentum  zu  verwirklichen.  ^Ist  es  nicht 
ohnehin  schon  hart  genug,  wenn  Hunderttausende  bei  erdrückender  Arbeits- 
last nichts  haben,  nicht  einmal  die  Aussicht,  je  auf  einen  grünen  Zweig 
zu  kommen?  Mufste  sie  denn  die  Wissenschaft  auch  noch  moralisch  zer- 
treten und  ihnen  das  empörende  Wort  ins  Gesicht  schleudern:  der  Mensch 
ist,  was  er  hat;  wer  nichts  hat,  ist  nichts?^  Auch  ist  das  Eigentumsrecht 
weder  unumschränkt  noch  absolut  unverletzlich.  Im  Falle  der  äufsersten 
Bedrängnis  eines  Einzelnen  obsiegt  das  ursprüngliche  Gemeinrecht,  welches 
daraus  entspringt,  dafs  Gott  dem  ganzen  Menschengeschlecht  die  Erde  zu 
gemeinsamer  Verwaltung  und  Nutzniefsung  übergeben  hat.  Nicht  etwa 
macht  die  Not  den  Diebstahl  erlaubt,  sondern  sie  bewirkt,  dafs  das  nicht 
Diebstahl  ist,  was  sonst  Diebstahl  sein  würde ;  der  Eingriff  in  fremdes  Recht 
hört  auf,  unrecht  zu  sein,  weil  jenes  zuvor  aufhört,  Recht  zu  sein;  der  ur- 
sprüngliche Zustand  des  Gemeinbesitzes  ist  dann  wieder  eingetreten.  (Zu 
demselben  Ergebnis  ist  Friedrich  der  Grofse  in  einer  Korrespondenz  mit 
D'Alembert  gelangt.  Preufsische  Jahrbücher,  August  1892,  „Friedrich  d.  Gr. 
als  Morallehrer",  von  A.  Döring.  S.  213.)  Die  Arbeit  sodann  wird  als 
sittliche  und  gesellschaftliche  Aufgabe  und  als  wirtschaftliche  Thätigkeit 
charakterisiert;  als  höchste  gesellschaftliche  Arbeit  wird  die  geistige,  und 
als  bester  Ausdruck  der  gesellschaftlichen  Arbeit  und  solidarischen  Ver- 
pflichtung das  Feudalsystem  gerühmt.  Die  Auflösung  dieser  natürlichen 
Ordnung  habe  den  Arbeiter  zur  Sache,  zum  Anhängsel  der  dem  Kapital 
verkauften  Arbeitskraft  herabgewürdigt,  und  dafür  räche  sich  nun  der 
Arbeiter,  indem  er  das  gemeingefährliche  „Recht  auf  Arbeit"  proklamiere. 
Vom  Standpunkte  des  Liberalismus  aus  sei  das  nicht  zurückzuweisen. 
„Man  predigt  denen,  die  auf  Arbeit  angewiesen  sind,  ohne  Aufhören,  dafs 
alle  Schranken  gefallen  seien,  dafs  alle  volle  Freiheit,  alle  das  Recht  zu 
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unbegrenzter  Konkurrenz  hätten.  Nun  gut!  Dann  sollen  aber  auch  alle 
Schranken  wirklich  fallen!  Wo  ist  nun  aber  die  allgemeine  Konkurrenz? 
Nichts  als  Schranken^  lauter  Hindernisse,  nirgends  Freiheit,  nicht  einmal 
die  Möglichkeit,  Arbeit  zu  finden!^  (S.  336.)  Über  die  Ursachen  der  Arbeits- 
losigkeit sagt  er  u.  a.  S.  341 :  „Einer  von  den  Qrundfehlern  des  jetzigen 
sozialen  Lebens  ist  der,  dafs  das  Eigentum  sich  der  Arbeit  entzieht.  Statt 
mit  Grund  und  Boden  und  mit  der  Arbeit  zusammenzuwirken,  hat  das 
Kapital  —  man  sagt  so,  man  würde  aber  besser  sagen,  das  Geld  —  einen 
Weg  gefunden,  mit  mehr  Ertrag  für  sich  allein  zu  arbeiten.^ 

Die  vierte  Abteilung,  von  der  Familie,  enthält  eine  Ftllle  keimkräf- 
tiger Gedanken.  Wir  müssen  uns  auf  die  Bemerkung  beschränken,  dafs 
in  prinzipieller  Hinsicht  die  Ansicht,  als  gelange  der  Mensch  erst  in  der 
Ehe,  durch  Ergänzung,  zur  vollen  Persönlichkeit,  und  in  volkswirtschaft- 
licher der  Malthusianismus  mit  ehrlicher  und  tiefer  Entrüstung  zurück- 
gewiesen wird.  Doch  macht  sich  der  Verfasser  die  Bevölkerungsfrage  viel 
zu  leicht;  die  verhältnismäfsig  glücklichen  Zustände  des  von  ihm  verherr- 
lichten Mittelalters  beruhten  eben  vor  allem  darauf,  dafs  die  städtische  Be- 
völkerung nur  etwa  ein  Zehntel  der  ländlichen  betrug,  diese  aber  zur  Ver- 
sorgung überzähliger  Söhne  teils  Urwald  in  der  Nähe,  teils  das  Slavenland 
als  Kolonisationsgebiet  zur  Verfügung  hatte.  Was  die  Sittenverderbnis  in 
geschlechtlicher  Beziehung  anlangt,  so  erkennt  der  Verfasser  an,  dafs  viel 
bureaukratisches  Reglementieren  die  Übel  nur  schlimmer  mache.  Mit  dra- 
stischer Beredsamkeit  schildert  er,  wie  den  armen  Leuten  durch  bureau- 
kratische  Formalitäten  die  Eheschliefsung  und  durch  die  sozialen  Verhält- 
nisse das  Familienleben  erschwert  wird.  „In  wessen  Dienste  steht  denn 
eigentlich  der  Staat  ?^  schliefst  er  S.  417  eine  Aufzählung  der  zahlreichen 
Berufsarten,  die  ein  vernünftiges  Familienleben  und  oft  schon  das  Familien- 
leben überhaupt  geradezu  unmöglich  machen. 

In  der  fünften  Abteilung,  „die  bürgerliche  Gesellschaft^,  wird  die  so- 
ziale Lage  und  ihre  Gefahr  im  allgemeinen  dahin  bestimmt,  dafs  es  keine 
natürlich  gewordenen  und  zur  Natur  passenden  Gesetze  und  Einrichtungen 
mehr  gebe,  und  dafs  der  verhängnisvolle  Satz  gelte:  „Wo  wir  kein  Recht 
haben,  da  machen  wir  ein  Gesetz^.  (S.  487.)  Aus  dem  Besondern  heben 
wir  die  treflFliche  Kritik  der  Lehre  „vom  allgemeinen  Wohlstand"  hervor, 
jenem  Nationalreichtum,  der  teils  nach  den  Reichtümern  der  oberen  Zehn- 
tausend, teils  nach  den  meist  imaginären  „Kapitalien",  die  an  der  Börse 
gehandelt  werden,  teils  nach  den  riesigen  Steuerleistungen  der  Grofsstaaten 
und  ihren  Ausgaben  fürs  Militär  geschätzt  wird,  während  die  Masse  des 
Volkes  teils  in  Dürftigkeit  lebt,  teils  im  Elend  schmachtet  Zur  Gesund- 
heit der  Gesellschaft  gehöre,  dafs  mittlerer  Wohlstand  vorherrsche,  die 
Zahl  der  Besitzlosen  wie  die  der  Millionäre  gering  sei.  Gerade  der  Staat 
aber  erdrücke  die  Gesellschaft,  verschlimmere  die  sozialen  Ej*ankheiten 
und  mache  zuletzt  durch  den  Staatssozialismus  das  Mafs  der  Übel  voll. 
Ein  besonderer,  höchst  interessanter  Abschnitt  ist  der  kirchlichen  Lehre 
über  Kapital,  Zins  und  Wucher  gewidmet.  Weiss  ist  unwillig  über  solche 
Apologeten,  die  das  kirchliche  Zinsverbot,  wie  man  es  gewöhnlich,  aber 
fälschlich  nenne,  mit  den  mittelalterlichen  Zeitverhältnissen  entschuldigen 
wollen.  Hier  gebe  es  gar  nichts  zu  entschuldigen;  die  kirchliche  Lehre 
sei  die  absolut  richtige,  entspreche  allein  der  Natur  der  Dinge  wie  der 
Vernunft  Die  Kirche  verbiete  gar  nicht  den  Zins;  sie  verbiete  nur,  dort 
Zins  zu  nehmen,  wo  keiner  abfällt  Der  Besitzer  eines  fruchtbringenden 
Gutes,  eines  Kapitals,  der  dieses  einem  andern  zur  Benutzung  überlasse, 
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sei  auch  nach  kirchlicher  Lehre  vollauf  berechtigt,  seinen  Anteil  am  Er* 
trage  als  Zins  zu  fordern.  Aber  Geld  sei  kein  Kapital,  kein  fruchttragen- 
des Gut.  Unter  Umständen  sei  es  allerdings  nicht  mehr  wie  billig ,  dafs 
der  Schuldner  den  Gläubiger  für  lucrum  cessans  und  damnum  emergens 
entschädige,  allein  dieses  „Interesse^,  diese  mit  Rücksicht  auf  das  persön- 
liche Interesse  des  Gläubigers  gewährte  Entschädigung  sei  grundverschieden 
vom  Zins,  diesem  Anteil  vom  Ertrage  eines  fruchtbringenden  Gutes.  (8.  695.) 
S.  66S  giebt  er  folgende  Definition  von  Kapital:  ^Demnach  ist  Kapital  der 
Verbrauchswert  eines  jeden  wirtschaftlichen  Gutes,  welches  und  soweit  es 
in  Verbindung  mit  Arbeit  im  weitesten  Sinne  des  Wortes  der  Bildung  von 
Gebrauchswerten  als  Grundlage  oder  Hilfsmittel  dient^.  Drei  Seiten  vor- 
her hat  er  Kapital  mit  John  Stuart  Mill  als  „angeeignetes  Naturobjekt^ 
oder  als  einen  „in  den  Wertbiidungsprozefs  hineingezogenen  Anteil  an  den 
Gütern  der  Natur^  bestimmt.  Die  scharfe  Auseinanderhaltung  von  Kapital 
and  Geld  ist  sehr  nützlich.  Sie  würde  noch  fruchtbarer  ausgefallen  sein, 
wenn  der  Verfasser  nach  dem  Vorgange  von  Rodbertus,  den  er  merk- 
würdigerweise gar  nicht  zu  kennen  scheint,  mit  dieser  ersten  Unterschei- 
dung eine  zweite,  die  von  Kapital  und  Kapitalbesitz,  kombiniert  hätte; 
Geld  ist  eben  weit  weniger  ein  Mittel,  neue  Kapitalien  zu  schaffen,  als  sich 
schon  geschaffene  Kapitalien  anzueignen,  wie  auch  Weiss  selbst  hervorhebt. 

Was  nun  die  kirchliche  Zinslehre  nach  obiger  Darstellung  anlangt,  so 
ist  sie  durchaus  annehmbar  und  könnte  unter  Umständen  sehr  fruchtbar 
werden ;  aber  unter  der  Herrschaft  der  jetzigen  Kapitalswirtschaft  ist  dazn 
keine  Aussicht  vorhanden.  Jedermann  sieht  den  Unterschied  zwischen  einer 
Kuh  und  einem  Thaler  ein.  Die  Kuh  giebt  Milch  und  wirft  Kälber,  der 
Thaler  aber  heckt,  mit  Luther  zu  reden,  in  Ewigkeit  kein  Junges.  Es  ist 
daher  auch  klar,  dafs  ich,  wenn  ich  meine  Kuh  einem  andern  in  Pflege 
gebe,  auf  einen  Teil  der  Milch  und  der  Kälber  Anspruch  habe,  während, 
wenn  ich  nicht  blofs  den  geliehenen  Thaler  zurück,  sondern  auch  noch 
einige  Pfennige  darüber  als  Interessen  haben  will,  mein  Anspruch  mit 
allerlei  künstlichen  Herleitungen  begründet  werden  mufs,  über  die  sich  die 
Gelehrten  nicht  zu  einigen  vermögen.  Wenn  nun  aber  das  einemal  A. 
von  B.  ein  Landgut  pachtet,  das  anderemal  C.  mit  dem  von  D.  geliehenen 
Gelde  ein  Landgut  kauft,  so  besteht  zwischen  den  beiden  dem  A.  und  dem 
G.  geleisteten  Diensten  gar  kein  Unterschied;  beide  werden  dadurch  in 
Stand  gesetzt,  von  einem  wirklichen  Kapital  Früchte  zu  erzielen,  nnd  es 
ist  nicht  abzusehen,  warum  C.  weniger  als  A.  verpflichtet  sein  sollte,  diese 
Früchte  mit  dem  zu  teilen,  dem  er  die  Möglichkeit  ihrer  Gewinnung  verdankt. 
Soll  daher  die  kanonische  Lehre  von  Zins  und  Interesse  nicht  lediglich 
eine  schöne  Theorie  bleiben,  so  mufs  der  Weg  zu  ihrer  praktischen  Ver- 
wertung gezeigt  werden.   Dazu  macht  aber  Weiss  nicht  einmal  einen  Versuch. 

Die  sechste  Abteilung  ist  überschrieben:  „Staat  und  Völkergesell- 
schaft^.  Sie  zeigt,  dafs  der  Staat  nicht  Selbstzweck  sei,  sondern  „einen 
Teil  von  der  öffentlichen  Gesamtaufgabe  der  Menschheit^  zu  verwirklichen 
habe.  Sehr  zur  rechten  Zeit  wird  daran  erinnert,  dafs  nicht  allein  der 
moderne  Staatsbegriff,  sondern  auch  das  Wort  Staat  neu  sei  und  sich  keines- 
wegs mit  den  alten  Bezeichnungen  für  ähnliche  Dinge,  wie  civitas,  respublica 
und  imperium  decke.  Das  neue  Wort,  meint  Weiss,  begünstige  die  in 
vieler  Beziehung  schädliche,  aber  allgemein  gewordene  Verwechselung 
zwischen  der  besonderen  Gesellschaft,  an  die  eigentlich  bei  dem  Worte 
„Staat^  gedacht  werden  soll,  und  der  Staatsgewalt,  den  Behörden  des 
Staates.    Zum  Teil  dieser  Verwechselung  sei  es  zuzuschreiben,  dafs  die 
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wichtigsten  Glieder  des  Staates,  ja  die  ihn  eigentlich  ausmachen,  nament- 
lich der  Bauernstand  und  der  Handwerkerstand,  übersehen  und  vergeesen 
würden.  Nur  der  Lohnarbeiter  werde  jetzt  häufig  gedacht,  weil  sie  am 
meisten  Lärm  machten,  aber  sie  zu  befriedigen,  sei  wahrlich  weder  die 
nächste,  noch  die  höchste  der  sozialen  Aufgaben ;  das  sei  vielmehr  die  Er- 
haltung und  Wiederherstellung  des  Mittelstandes.  Alle  dahin  zielenden 
Bemühungen  aber  seien  vergeblich,  solange  sich  der  Staat  nicht  zuerst 
selber  reformiere.  „Diese  Riesenansgaben  für  Zwecke,  die  nur  zehren  und 
nichts  schaffen,  diese  unerschwinglichen  Lasten,  die  auf  den  Produzieren- 
den, den  Arbeitenden  und  den  Besitzenden  liegen,  lassen  eine  durchgrei- 
fende Verbesserung  nicht  zu.^  Wenn  hier  nicht  Abhilfe  geschafft  werde, 
und  zwar  auf  internationalem  Wege,  so  sei  es  schwer,  auf  eine  bessere 
Zukunft  zu  hoffen.  Indem  der  Staat,  d.  h.  die  Staat^ewalt,  aufgehört 
habe,  Mittel  zu  sein,  und  sich  selbst  zum  höchsten  Zweck  mache,  habe  sie 
überall  zerstörend  und  auflösend  gewirkt,  anstatt  zu  erhalten.  Weiss  schil- 
dert fromme,  zufriedene,  fleifsige  Landbevölkerungen,  wie  er  sie  kennen 
gelernt  hat.  „Ach  wie  haben  unsere  neueren  Gesetzgebungen  an  diesem 
Kerne  der  Bevölkerung  gefrevelt!  Noch  ringen  diese  Leute  vielfach  mit 
bewunderungswürdiger  Treue  um  die  Aufrechterhaltung  ihrer  alten  Standes- 
sitte und  Standesehre.  Aber  ohne  Schutz  ßUlt  einer  nach  dem  andern 
unter  dem  Drucke  der  Verhältnisse,  ja  was  das  ärgste  ist,  unter  dem 
Drucke  der  Gesetze  in  den  offenen  Abgrund  und  rekrutiert  das  Proletariat 
und  die  Gefllngnisse.^  (S.  779.)  Unter  diesen  Umständen  ständen  die  heu- 
tige Politik  und  die  wahre  Vaterlandsliebe  im  schreiendsten  Gegensatze  zu 
einander.  Jene  bestehe  blofs  noch  in  dem  Streben  jedes  einzelnen  Staates, 
alle  übrigen  Staaten  zu  schwächen  und  die  erste  Violine  zu  spielen  ^in 
dem  seltsam  genug  so  genannten  Konzert  der  Mächte^.  Der  Patriot  aber 
wolle  vor  allem  die  Wiederherstellung  gesunder  Gesellschaftsverhältnisse 
und  echt  volkstümliches  Leben.  „Die  Dinge  müssen  wieder  so  umgestaltet 
werden,  dafs  der  Schwerpunkt  unseres  öffentlichen  Lebens  aus  den  Stuben 
in  die  Natur,  aus  den  Bureaus  der  Wechsler  und  Beamten  in  die  Kreise 
verlegt  wird,  in  denen  wirklich  der  Erwerb  und  der  Verkehr  des  Lebens 
vor  sich  geht;  es  mufs  den  Leuten  auf  dem  Lande  wieder  wohl  werden.^ 

Wenn  der  Verfasser,  wie  sich  das  bei  einem  katholischen  Ordensmann 
von  selbst  versteht,  dann  schliefslich  empfiehlt,  die  Kirche  wieder  zum 
Mittelpunkte  für  die  Einigung  der  Völker  zu  machen,  mit  ihrer  Hilfe  ein 
wirkliches  Völkerrecht  zu  begründen,  und  in  der  siebenten  und  letzten 
Abteilung  den  Ausblick  auf  das  „Reich  Gottes  auf  Erden"  eröffiiet,  so  ist 
das  zwar  eine  würdigere  Utopie  als  etwa  die  von  Bellamy,  aber  nichts- 
destoweniger eine  Utopie,  und  gerade  diese  Utopie  kann  anfserhalb  der 
klerikalen  Kreise  um  so  weniger  Gläubige  zu  finden  hoffen,  als  ihre  Verwirk- 
lichung schon  einmal,  im  Mittelalter,  im  grofsartigsten  Mafsstabe,  mit  den 
grofsartigsten  Mitteln  und  unter  den  günstigsten  Bedingungen,  zu  denen 
vor  allem  der  noch  unenttäuschte  Glaube  der  Völker  gehörte,  versucht 
worden,  der  Versuch  aber  gründlich  gescheitert  ist.  Hiervon  abgesehen, 
wird  der  Anhänger  der  Lehre  vom  organischen  Bau  der  Gesellschaft  die 
volkswirtschaftlichen  und  sozialen  Ansichten  des  Verfassers  sowie  seine 
juristisch-politischen  Grundsätze  im  ganzen  für  richtig  erklären  und  ihm 
für  die  scharfe  Beleuchtung,  die  er  von  seinem  Standpunkte  organischer 
Gesellschaftsgliedernng  der  heutigen  heillosen  Wirtschaft  zuteil  werden 
läfst,  dankbar  sein  müssen. 

Neisse.  C.  Jentsch. 
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Kartin  von  Hathuiiiu,  Die  Mitarbeit  der  Kirche  an  der  Lösung  der 
sozialen  Frage.  I.Band:  Die  soziale  Frage.  Ym  und  310  S.  Leipzig, 
J.  C.  Hinrichssche  Buchhandlang,  1893.    Preis  5  M. 

Der  Verfasser  hat  die  redliche  Absicht,  an  der  Lösung  der  sozialen 
Frage,  als  einer  „der  menschlichen  Beschränktheit  und  Schwachheit  ange- 
messenen Befreiung  aus  den  sozialen  Schwierigkeiten  der  Gegenwart'^,  mit- 
zuwirken. Er  ist  eifrig  bestrebt,  die  christliche  Kirche  diesem  Dienste  will- 
fährig zu  machen.  Aber  sie  soll  nicht  zur  Leistung  von  „Handlangerdiensten^^ 
erniedrigt  werden,  wie  sie  auch  nicht  „mobil  gemacht  werden  soll  zu  aufser- 
kirchlichen  Zwecken^^.  Der  Verfasser  will  vielmehr  der  Kirche,  angesichts 
der  mit  der  sozialen  Bewegung  hervorgetretenen  tiefgehenden  sittlichen  und 
religiösen  Schäden,  die  Frage  vorlegen,  ob  „sie  ihre  Aufgabe  überall  recht 
erkannt  und  geübt  habe'^  Eine  „spezifisch  kirchlichem^  Frage  ist  es,  die  hier 
eine  „theologisch-wissenschaftliche^'  Beantwortung  finden  soll.  Ein  näheres 
Verständnis  fOr  diese  Aufgabe  soll  darin  gefunden  werden,  dafs  die  Unter- 
suchungen „ausgehen  von  der  Thatsache  eines  kirchlichen  Defektes  und 
darauf  abzielen,  die  wissenschaftliche  Grundlage  fOr  ein  kirchliches  Handeln 
zu  sichern,  das  jenem  Defekt  gerecht  wird'^  In  diesem  Sinne  spricht  er 
von  einer  Mitarbeit  der  Kirche  an  der  Lösung  der  sozialen  Frage. 

Dieser  Aufgabe  entledigt  sich  der  Verfasser  nun  zum  Teil  in  dem  vor- 
liegenden ersten  Bande  seines  Werkes,  der  ans  einer  Einleitung  und  drei 
Kapiteln  besteht  Im  ersten,  „Allgemeine  Abgrenzung  des  sozialen  Gebietes^' 
überschriebenen  Kapitel  wird  der  Gegenstand  organisch,  d.  h.  in  seinem 
Zusammenhange  mit  dem  Gesamtgebiete  des  menschlichen  Denkens  und 
Wissens;  im  zweiten,  der  „Geschichtlichen  Entwickelung  der  Volkswirtschaft" 
gewidmeten,  historisch,  also  in  seinem  geschichtüchen  Gewordensein;  und 
im  dritten  Kapitel,  welches  von  den  „Hauptproblemen  der  Volkswirtschafts- 
lehre'^  handelt,  systematisch,  d.h.  in  seiner  inneren  Struktur,  betrachtet 
Im  zweiten  Bande  des  Werkes  sollen  sodann  insbesondere  die  Aufgaben, 
welche  die  Kirche  bei  der  Mitarbeit  sich  zu  stellen  hat,  eingehend  begründet 
werden. 

Bemerkenswert  und  zugleich  bezeichnend  für  die  Stellung  und  Denkungs- 
art  des  Verfassers  sind  die  in  der  Einleitung  zu  seinem  Werke  entwickelten 
Ansichten  über  die  bisherige  kirchlich-soziale  Litteratur.  Er  urgiert  beson- 
ders zwei  hervorgetretene  Mängel.  Den  einen  findet  er  darin,  dafs  die 
„Fragestellung  in  dieser  Litteratur  nicht  sachgemäfs^'  sei,  und  den  andern 
erkennt  er  in  der  Art  der  „wissenschaftlichen  Begründung  der  kirchlichen 
Aufgabe,  somit  in  der  bisherigen  Behandlung  der  praktischen  Theologie", 
woraus  er  folgert,  dafs  die  Wurzel  dieser  Mängel  in  der  bisherigen  Behand- 
lung der  Ethik  liege.  „Den  Theologen  fehlt  vielfach  die  Kenntnis  der  wirt- 
schaftlichen Probleme",  und  „die  Kirche  ist  in  der  wissenschaftlichen  Ent- 
wickelung ihrer  Aufgaben  zu  sehr  bei  sich  selber  stehen  geblieben,  während 
sie  ihr  eigenes  Wesen  mehr  in  lebendige  Beziehungen  zu  den  Zuständen 
der  wirklichen  Welt  setzen  sollte".  Eine  andere  Behandlung  der  Ethik  ist 
deswegen  ein  dringendes  Erfordernis.  „Die  Ethik  können  wir  bezeichnen 
als  die  Theorie  des  christlichen  Handelns.  Die  praktische  Theologie  aber 
ist  die  Theorie  des  kirchlichen  Handelns.  Daraus  ergiebt  sich,  dafs  die 
Ethik  von  der  praktischen  Theologie  vorausgesetzt  wird,  und  dafs  diese  von 
jener  ihre  Bestimmung  und  ihr  Gepräge  erhält"  —  „Es  ist  einer  der  wun- 
desten Punkte  in  der  theologischen  Ethik,  dafs  über  das  Wesen  des  Staates 
und  sein  Verhältnis  zum  Recht,  über  das  Wesen  des  Staates  und  sein  Ver- 
hältnis zur  Sittlichkeit  keine  durchgebildeten  und  gegründeten  Ansichten  zu 
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finden  sind/'  übrigens  soll  die  Anklage  der  theologischen  Ethik  keines- 
wegs eine  Lobrede  der  philosophischen  sein.  ,,Im  allgemeinen  ist  zu  sagen^ 
dafs  die  theologische  Ethik  vor  der  philosophischen  noch  den  Yorzag  hat, 
dafs  sie  wenigstens  mit  einem  konkreten  (sie!)  sittlichen  Willen  rechnet,  d.  h. 
dem  darch  die  Erbsünde  gebundenen  und  dnrch  den  Erlösungsglauben  be- 
freiten, während  die  philosophische  zumeist  den  abstrakten  Willen  anredet, 
den  es  nirgends  giebf 

Die  Ergebnisse  seiner  Untersuchungen  hat  der  Verfasser  selbst  zu- 
sammengestellt Im  wesentlichen  sind  sie,  wie  folgt,  wiedergegeben:  Die 
Volkswirtschaft  hat  eine  sittliche  Seite;  wird  dieselbe  nicht  beachtet  und 
gepflegt^  so  geht  nicht  nur  die  Wirtschaft  eines  Volkes  zu  Grunde,  sondern 
auch  seine  Sittlichkeit  Wir  sehen  die  furchtbare  Zerrttttung  des  sittlich- 
religiösen Lebens  in  unserem  Volke  als  eine  Folge  wirtschaftlicher  Ent- 
wickelungen  und  Zustände.  Wir  warfen  deshalb  die  Frage  auf,  wie  denn 
das  wirtschaftliche  und  sittliche  Leben  zusammenhängen,  dafs  ein  solcher 
Einflufs  des  einen  auf  das  andere  möglich  wird.  Das  erste  Kapitel  hat 
diese  Znsammenhänge  nachgewiesen.  Das  zweite  Kapitel  zeigte  an  dem 
Gange,  den  die  wirtschaftlichen  Theorien  geschichtlich  genommen  haben,  in 
wie  hohem  MaTse  dieselben  durch  sittliche  und  religiöse  Einrichtungen  und 
Anschauungen  beeinflufst  sind.  Das  dritte  Kapitel  ergiebt,  dafs  auf  Schritt 
und  Tritt  die  Ethik  um  ihre  Entscheidung  angegangen  werden  mufs.  Daraus 
folgt,  dafs  jeder,  der  Nationalökonomie  treiben  will,  verpflichtet  ist,  sich 
nach  gesunden  sittlichen  Prinzipien  umzusehen  und  diese  Wissenschaft  auf 
ihre  religiösen  und  sittlichen  Ausgangspunkte  zu  prtlfen.  Es  folgt  für  alle 
daraus,  eine  Volkswirtschaft  zu  erstreben,  welche  dem  sittlichen  und  dem 
Rechtsbewufstsein  im  Volke  entspricht  und  geeignet  ist,  es  zu  stützen  und 
zu  schützen. —  „Die  Hauptarbeit  mufs  der  Kirche  zufallen.  Die 
Kirche  tritt  mit  dem  Anspruch  auf,  die  einzig  wahren  sitt- 
lichen Prinzipien  und  Gesetze  zu  besitzen,  die  allein  dem 
Wesen  und  den  Bedürfnissen  der  menschlichen  Natur  und 
Gesellschaft  entsprechen.  Sie  hat  sie  durch  göttliche  Offen- 
barung. Sie  hat  mit  dem  Empfang  derselben  die  Pflicht  über- 
nommen, diese  göttlichen  Prinzipien  und  Gesetze  für  die  Ord- 
nung der  menschliehen  Verhältnisse  zur  Geltung  zu  bringen." 

Aus  dieser  Summe  von  Ergebnissen  ergiebt  sich  aber  für  den  denkenden 
und  unterrichteten  Leser  noch  zweierlei.  Erstens,  dafs  der  Verfasser  die- 
jenigen Reformbestrebungen  so  gut  wie  gar  nicht  kennt,  welche  darauf  ge- 
richtet sind,  sämtlichen  Privatbodenbesitz  in  Gemeinbesitz  zu  verwandeln, 
und  folglich  die  weltgeschichtliche  Bedeutung  einer  solchen  Eigentumsrechts- 
reform nicht  gewürdigt  hat  Zweitens,  dafs  der  Verfasser  in  seinen  Dar- 
legungen die  wichtige  Thatsache  übersehen  hat,  dafs  die  gesamten  Staats- 
wissenschaften, zu  denen  ja  auch  die  politische  Ökonomie  gehört,  reine  Er- 
fahrungswissenschaften sind  und  sie  sich  deswegen  keiner  anderen  Mittel, 
seien  sie  ethischer  oder  physischer  Natur,  bedienen  können  und  bedienen 
dürfen,  als  solcher,  welche  im  Bereiche  des  menschlichen  Intellekts  liegen 
und  also  von  diesem  erreichbar  sind.  Eine  Reform,  welche  die  wirtschaft- 
liche und  politische  Gesellschaft  zum  Ausgangspunkte  und  Zielpunkte  ihrer 
Bestrebungen  nimmt,  darf  daher  niemals  das  Gebiet  der  Erf^üirung  über- 
schreiten und  ihre  Mittel  aus  Regionen  nehmen,  welche  nicht  als  seiend  ge- 
dacht werden  können,  weil  sie  jenseit  der  Grenzen  aller  wissenschaftlichen 
Erkenntnis  liegen. 

Bremen.  Wilhelm  Emanuel  Backhaus. 
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HaAm  Beiohesberg,  Friedrich  Albert  Lange  als  Naiionalökonom,  (Berner 
Beiträge  zur  Geschichte  der  Nationalökonomie.  Nr.  4.)  95  S.  Bern,  K.  J. 
Wyfs,  1892.     Preis  1,60  M. 

Die  sympathische  und  bedeutende  Erscheinung  Langes  wird  in  diesem 
Schriftchen  von  der  nationalökonomischen  Seite  her  zum  Gegenstand  des 
Studiums  gemacht.  Es  ist  zur  Genüge  bekannt,  daTs  Lange  früh  die  Mängel 
der  orthodoxen  nationalökonomischen  Schule  erkannt  hat,  zu  einer  Zeit, 
wo  mancher  der  heutigen  Sozialpolitiker  noch  fest  im  Banne  des  Laisser- 
faire-Prinzips  steckte.  Lange  gehört  jedenfalls  zu  den  Bahnbrechern.  Seine 
Schriften,  von  sittlichem  Ernste  durchweht,  getragen  von  einer  vorurteils- 
freien, naturwissenschaftlichen  Erkenntnis,  haben  in  weiten  Kreisen  Eingang 
gefunden.  Die  vorliegende  Schrift  bietet  eine  kurze  Skizze  des  Lebens- 
laufes dieses  Mannes  und  seiner  nationalökonomischen  Ansichten.  Sie  wird 
hoffentlich  Viele  zum  Studium  Langes  anregen. 

Budapest  B.  Földes. 

Kober,  £arl  Mez,  Ein  Vorkämpfer  für  christlichen  Sozialismus.  S^. 
X,  252  S.  m.  Bildn.    Basel,  Spittler,  1892.     Preis  2  M. 

Das  vorliegende  Buch  entrollt  uns  das  Lebensbild  einer  interessanten 
Individualität,  die  in  der  Geschichte  der  sozialen  Bewegungen  eine  Stelle 
fordert  Ein  schlichter  Fabrikant,  der,  durchdrungen  von  Religiosität,  prak- 
tisch auf  die  Besserung  der  Fabriksverhältnisse  hinarbeitet  Mez  kann  im 
ernsten  und  wahren  Sinne  ein  Vorkämpfer  für  christlichen  Sozialismus  ge- 
nannt werden.  Bei  ihm  ist  die  Religion  nicht  blofs  eine  Parteilosung,  son- 
dern ihm  durchdringen  sich  Religion  und  soziales  Leben  auf  jedem  Punkte. 
Die  Religion  ist  ihm  in  Wahrheit  das  Erste.  Wenn  wir  uns  auch  nicht  ganz 
auf  den  Standpunkt  dieses  praktischen  Sozialpolitikers  im  besten  Sinne  des 
Wortes  stellen  können,  so  können  wir  doch  nicht  umhin,  zu  betonen,  dafs 
sein  Leben  und  Denken  ein  lehrreiches  Exempel  bieten  kann  für  Viele. 
Und  Jeder  wird  gern  die  ethische  Bedeutung  seiner  Sentenz  anerkennen: 
„In  den  Klöstern  wurde  schliefslich  nur  noch  gebetet,  aber  nicht  mehr  ge- 
arbeitet, darum  sind  sie  zerfallen.  Den  Fabriken  wird  es  nicht  besser  gehen, 
wenn  man  darin  nur  arbeitet,  aber  nicht  betet^^ 

Budapest  B.  Földes. 

Dr.  WiobelhanSy  Geh.  Regierungsrat,  Professor  und  Direktor  des  tech- 
nologischen Instituts  der  Universität  zu  Berlin,  Wirtschaftliche  Bedeutung 
chemischer  Arbeit,  gr.  8®.  42  Seiten.  Braunschweig,  Druck  und  Verlag  von 
Friedrich  Vieweg  &  Sohn,  1893.    Preis  0,60  M. 

Die  Bedeutung  des  Autors  ist  bekannt  Die  Berliner  Universität  ist  so 
glücklich,  einen  derart  eminenten  Vertreter  technischer  Forschung  zu  besitzen. 
Viele  andere  deutsche  Universitäten  können  sich  heute  dieses  Vorzuges  nicht 
mehr  rühmen,  obwohl  sie  ihn  einst  besessen  haben,  ja  manche  schon  vor 
100  Jahren,  wie  die  Universität  Göttingen.  Gerade  Wichelhaus  beweist  durch 
die  vorliegende  Arbeit,  dafs  die  Abstraktion  aus  dem  positiven  Inhalte  man- 
cher technischen  Wissenschaft  einen  fast  unentbehrlichen  Bestandteil  der  ge- 
samten menschlichen  Erkenntnis  bildet  und  daher  in  dem  Lehrgebäude  einer 
Hochschule  schwer  zu  vermissen  ist.  Wichelhaus  knüpft  an  bekannte  That- 
sachen  an.  So  erinnert  er  gleich  im  ersten  Abschnitte  an  die  epoche- 
machenden LiEBiGSchen  Entdeckungen  und  Forschungen  auf  dem  Gebiete 
der  sogenannten  Agrikulturchemie,  welche  zu  der  Wertschätzung  der  Kali- 
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salze  für  den  Feldbau  gefOhrt  haben.  Ans  dieser,  von  den  Nachfolgern 
LiEBiGS  fortgesetzten  and  vertieften  Erforschnng  des  Wertes  der  Kalisalze 
entsprang  die  bergmännische  und  chemisch-technische  Verwertung  einer  Reihe 
von  Mineralien  in  grofsen  Mengen;  und  sohin  schliefst  das  betreffende 
Kapitel  mit  der  Bemerkung,  dafs  sich  der  durch  die  Förderung  der  Kali- 
salze fflr  das  Jahr  1890  in  Deutschland  geschaffene  Wert  auf  nahezu  17  Mil- 
lionen Mark  beläuft.  Drei  Viertel  dieser  Förderung  wurden  in  Enderzeug- 
nisse im  Werte  Yon  etwa  36  Millionen  Mark  umgewandelt,  4500  Arbeiter 
fanden  dabei  ihre  Beschäftigung  und  ihren  Erwerb. 

In  ähnlicher  Gedankenfolge  behandelt  die  koncis  gehaltene  Schrift  von 
Prof.  Wichelhaus  folgende  Hauptstoffe  der  chemischen  Orofsindustrie :  Soda 
und  Schwefelsäure,  Wasserglas,  Salpeter,  Sprengstoffe,  Phosphor  und  Phos- 
phate, Ultramarin,  CeUulose,  Rübenzucker  und  Stärkezucker,  Stearinsäure 
und  Kunstbutter,  endlich  die  Theerfarbstoffe.  Das  letztgenannte  Kapitel  ist 
ein  ftlr  die  deutsche  Wirtschaft  und  die  Verdienste  der  deutschen  Chemiker 
besonders  mafsgebendes. 

An  diese  Hauptdarstellungen  reihen  sich  noch  Daten  Aber  einige  minder 
belangreiche,  aber  immerhin  noch  erheblich  wichtige  Präparate. 

Es  ist  ein  Riesenmaterial  an  Ziffern  in  diesen  Zusammenstellungen  auf- 
gespeichert; dennoch  fehlt  mancher  Zahlenbeleg  zur  Beurteilung  der  mittels 
der  chemischen  Arbeit  geschaffenen  Werte.  Wicheihaus  weist  anf  die  Lücken 
hin,  welche  durch  die  Industrie-  und  Handelsstatistik  noch  auszufQllen 
wären. 

Den  Schlufs  der  Arbeit  bildet  eine  Betrachtung,  welche  sich  noch  viel 
weiter  ausführen  liefse,  als  dies  der  Verfasser  gethan.  Er  hielt  sich  offenbar  an 
das  von  ihm  selbst  aufgestellte  Gebot,  nur  das  Allemotwendigste  zu  sagen  und 
dem  Leser  Spielraum  für  die  eigene  Erwägung  zu  lassen.  Wichelhaus  sagt : 
„Rflckblickend  erkennt  man  ebensowohl  fest  gegründete,  bestimmbaren  Er- 
trag bringende  Gewerbszweige  chemischer  Arbeit,  als  auch  Wirkungen,  die 
ohne  Zweifel  der  Wissenschaft  zu  yerdanken  sind,  aber  nicht  gerade  mefs- 
bare  Gröfse  erlangt  haben.  In  der  That  verbindet  die  Chemie  mit  gesicher- 
tem, weitgreifendem  Einflufs  die  Freudigkeit  des  Schaffens  und  Versuchens, 
welche  der  Jugend  bestes  Zeichen  ist." 

Die  chemische  Industrie,  direkt  aus  der  Schule  und  dem  Laboratorium 
des  Forschers  entspringend,  oder  doch  mindestens  von  dem  letzteren  geführt 
und  verbessert,  schafft  nicht  nur  im  eigenen  Lande  „Werte"  und  begründet 
Existenzen,  sondern  sie  bietet  auch  noch  den  volkswirtschaftlichen  Vorteil, 
der  darin  liegt,  dafs  ein  grofser  Teil  des  Preises  der  erzeugten  Produkte 
vom  Auslande  bezahlt  wird.  Produkte,  welche  heute  Deutschland  in  Massen 
ausführt,  wurden  früher  aus  allen  Teilen  der  Welt  importiert:  Potasche  aus 
Rufsland  und  Amerika,  Kalisalpeter  aus  Ostindien,  Soda  aus  England,  Ultra- 
marin aus  Persien,  Zucker  aus  Indien,  Farbstoffe  aus  dem  Orient.  Diese 
Verhältnisse  haben  sich  in  der  Neuzeit  vollständig  umgekehrt.  Daraus  er- 
hellt wohl,  dafs  das  Geld,  welches  von  Staatswegen  auf  den  Unterricht  in 
der  Technologie  chemischer  und  mechanischer  Richtung  aufgewendet  wurde, 
ein  vortrefflich  angelegtes  Kapital  darstellt.  Mit  einer  Versuchsanstalt  kann 
wirtschaftlich  mehr  erreicht  werden,  als  durch  eine  Reihe  von  Gesetzen  be- 
treffend die  Organisation  der  produzierenden  Klassen  der  Gesellschaft. 

Wien.  Wilhelm  Exmeb. 

B.  Hasse,  Geh.  Bergrat  und  vortragender  Rat  im  Ministerium  ftlr  Handel 
und  Gewerbe,  Die  Kohlenvorräte  der  europäischen  Staaten,  insbesondere 


Digitized  by 


Google 


Deutsche  Litterator.  449 

Deutschlands,  und  deren  Erschöpfung,  gr.  8<>.  55  Seiten.  Berlin^  Pattkammer 
&  MOhlbreoht,  1893.    Preis  1  M. 

Trotz  der  halbwegs  beruhigenden  Überzeugung,  dafs  weder  die  jetzige 
Generation,  noch  unsere  Kinder  und  Kindeskinder  durch  eine  herannahende 
Erschöpfung  der  Kohlenvorräte  bedroht  sein  würden,  ist  es  doch  gewifs  der 
Mflhe  wert,  zu  erwägen,  wie  lange  noch  die  gegenwärtige,  fast  ausschliefs- 
lich  auf  der  Benützung  der  Kohle  beruhende  Kraftwirtschaft  dauern,  mit 
andern  Worten  ^  wann  die  Ära  der  Kohle  sich  ihrem  Ende  nähern  werde. 
Die  Beantworttuig  dieser  Frage  erheischt  die  Feststellung  der  vorhandenen 
Kohlenvorräte  der  Erde.  Dabei  kommt  es  aber  nicht  auf  deren  absolute 
Menge,  sondern  nur  auf  den  Vorrat  an  technisch  und  ökonomisch  erreich- 
barer Kohle  an.  Nicht  wie  tief  man  einen  Schacht  machen  kann,  sondern 
darum  handelt  es  sich,  bis  zu  welcher  Tiefe  die  Gewinnung  der  Kohle  öko- 
nomisch zulässig  sei.  Die  Mazimalgrenze  der  Schachttiefe  dürfte  etwa  bei 
feuchter  Luft  1200,  bei  trockener  Luft  1500  Meter  betragen.  Auch  die 
Mächtigkeit  der  Kohlenflötze  spielt  eine  wichtige  Rolle;  sie  mufs  im  Zu- 
sammenhange mit  der  Höhe  der  Arbeitslöhne  an  einem  bestimmten  Orte  be- 
trachtet werden.  Schon  im  Jahre  1858  wurde  in  Deutschland  durch  Herrn 
V.  Dechen  der  Versuch  einer  Schätzung  der  Kohlenvorräte  Deutschlands 
unternommen.  Im  Sommer  1890  wurden  die  preufsischen  Oberbergämter 
beauftragt,  Ermittelungen  über  den  Kohlenvorrat  in  den  dem  Staate  ge- 
hörigen Steinkohlenbecken  anzustellen.  Auch  in  Sachsen  wurde  eine  solche 
Untersuchung  unternommen.  In  England  hat  schon  im  Jahre  1829  H.  Taylor 
eine  Rechnung  über  die  voraussichtliche  Erschöpfting  des  Kohlenvorrates  von 
Durham-Northumberland  durchgeftlhrt  Diese  und  mehrere  spätere  Schriften 
veranlafsten  das  englische  Parlament,  offizielle  Erhebungen  über  den  eng- 
lischen Kohlenvorrat  anzuordnen  und  durchzuführen.  Auch  Frankreich  be- 
sitzt einiges  litterarisches  Material  über  die  Angelegenheit. 

Der  Verfasser  der  vorliegenden  Schrift,  ein  bekannter  und  anerkannter 
Fachmann,  hat  an  der  Hand  des  gesamten  literarischen  Materials  und  auf 
Orund  eigener  selbständiger  Untersuchungen  neuestens  eine  Betrachtung  über 
die  gewinnbaren  Kohlenvorräte  Europas  und  Amerikas  und  über  die  durch- 
schnittliche Förderung  von  Stein-  und  Braunkohle  in  allen  Kohlenländem 
angestellt.  Er  hat  in  Erwägung  gezogen,  in  welcher  Weise  die  progressive 
Entwickelung  des  Kohlenabbaues  und  des  Kohlenverbrauchs  zur  beurteilen 
sei.  Auf  Grund  dieser  Erwägungen  gelangt  er  zu  dem  Resultate,  dafs  das 
Herannahen  der  Erschöpfung  der  Kohlenvorräte,  welcher  ja  doch  eine  be- 
deutende Preissteigerung  der  Kohlen  vorangehen  würde,  in  Osterreich,  Frank- 
reich und  Belgien  nach  spätestens  500  Jahren,  in  Grofsbritannien  und 
Deutschland  aber  vielleicht  erst  nach  500  — 1000  Jahren  erfolgen  dürfte. 
Nimmt  man  von  alledem  den  Durchschnitt  und  fafst  man  auch  noch  Amerika 
ins  Auge,  so  gelangt  man  nach  Nasse  zu  der  Ansicht,  dafs  der  Kohlenvor- 
rat der  Erde  nach  ca.  6V2  Jahrhunderten  erschöpft  sein  wird.  In  der  Ge- 
schichte der  Menschheit  wird  demnach  die  Kohlenperiode  nicht  einmal  ein 
Jahrtausend  umfassen. 

Der  positive  Inhalt  der  vorliegenden  Schrift  ist,  wie  aus  der  voran- 
gehenden Skizze  erhellt,  ein  hochinteressanter.  Es  erübrigt  noch  zu  konsta- 
tieren, dafs  die  Darstellung  eine  klare  und  vertrauenerweckende  und  die 
daran  geknüpften  Folgerungen  wichtig,  belehrend  und  fesselnd  sind.  Man 
kann  der  Monographie  nachrühmen,  dafs  ihr  Umfang  und  ihr  Preis  im 
umgekehrten  Verhältnisse  zum  Werte  des  Inhalts  stehen. 

Wien.  Wilhelm  Exmer. 
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Dr.  Max  Hirsch»  Die  Arbeiter-Bewegung  und  -Organisation  in  Deutsch- 
land, 30  Seiten.  Berlin,  Verlag  der  y^Yolkszeitang^',  AktieDgesellBchaft,  1892. 
Preis  0,50  M. 

Der  Verfasser  hat  sich  seit  dreifsig  Jahren  als  Verbandsanwait  der 
,,  Deutschen  Gewerkvereine  (Hirsch -Dnncker)'^,  als  Reichstagsmitglied  nnd 
in  anderer  Weise  thätig  an  der  deutschen  Arbeiterbewegong  beteiligt. 
Es  dürfte  im  In-  und  Auslande  kaum  einen  zweiten  Mann  geben,  der  sie 
praktisch  und  theoretisch  so  genau  kennt,  wie  er.  Die  kleine,  inter- 
essante Schrift  wendet  sich  auch  an  Nichtgelehrte,  einschliefslich  denkender, 
strebsamer  Arbeiter.  Trotzdem  wird  ein  Nationalökonom  von  Fach,  selbst 
wenn  er  den  Ansichten  M.  HmscHS  nicht  überall  beipflichten  kann,  in  der 
Broschüre  so  manche  neue,  anregende  Thatsachen  und  Ideen  finden;  denn 
die  thatsächliche  und  die  rechtliche  Lage  der  arbeitenden  Klassen  war  und 
ist  etwas  ungemein  Verwickeltes.  Darin  liegt  eine  Hauptschwierigkeit  wahr- 
haft wissenschaftlicher  und  staatsmännischer  Reformen  auf  diesem  wichtigen 
Gebiete.  Für  neue,  wohl  bald  zu  erwartende  Auflagen  sei  ein  sinnstörender 
Druckfehler  notiert.   S.  16  mufs  es  Geheimrat  Wagener,  nicht  Wagner,  heifsen. 

Leipzig.  Karl  WAiiCKER. 

Dr.  Vietor  Bohmert,  Der  gegenwärtige  Stand  und  die  neuen  Aufgaben 
der  Lohnstatistik  mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Methode  der  Erhebung 
und  Bearbeitung,  —  Alban  Förster,  Lohnstatistische  Untersuchungen  in  der 
Cigarrenfabrikation  mit  besonderer  Bücksicht  auf  die  Methode  der  Lohn- 
statistik. —  S.-A.  a.  d.  Zeitschrift  des  Königl.  Sachs.  Statistischen  Bureaus. 
XXXVm.  Jahrg.  1892.  Heft  I  u.  H. 

In  der  ersten  Arbeit  giebt  Böhmert,  der  Altmeister  auf  dem  Gebiete 
der  Lohnstatistik,  eine  Übersicht  über  den  gegenwärtigen  Stand  dieser  Frage. 
Indem  er  die  irreführende  Gewohnheit,  Durchschnittslohnsätze  zu  berechnen 
und  zu  Schlufsfolgerungen  zu  benutzen,  tadelt,  geht  er  zu  den  einzekien 
neueren  Ermittelungen  über,  wie  die  von  Hirsch  bei  den  Gewerkvereinen, 
Bebel  über  die  Bäckerei  und  Verein  deutscher  Eisen-  und  Stahl-Industrieller, 
um  ihre  Unzulänglichkeit  nachzuweisen.  Mehr  Anerkennung  zollt  der  Ver- 
fasser der  Methode  einer  Erhebung  des  Eönigl.  Kommerz-Kollegiums  in 
Altona,  welches  die  Ermittelung  auf  Lohnzähikarten  für  den  einzelnen  Ar- 
beiter vornahm.  Auf  der  Karte  waren  auTser  dem  Namen  und  Geschlecht^ 
sowie  der  Beschäftigungsart  auch  Fragen  nach  dem  Alter,  der  Zahl  der  ge- 
arbeiteten Tage,  dem  gezahlten  Gesamtlohn  und  dem  hieraus  berechneten 
Durchschnittslohn  pro  Tag  enthalten.  Auch  eine  Erhebung  der  Reichen- 
berger  Handelskammer,  die  Schriften  Wörrishoffers,  des  Vereins  für  Sozial- 
politik und  von  Schülze-Gävernitz  werden  kurz  erwähnt. 

Eine  ausführlichere  Behandlung  erfährt  die  Lohnstatistik  auf  der  Kon- 
ferenz der  deutschen  Städte-Statistiker,  indem  aus  dem  Protokoll  der  letzten 
Konferenz  gröfsere  Mitteilungen  gemacht  wurden,  obwohl  dieses  Protokoll 
eigentlich  nicht  für  die  Öffentlichkeit  bestimmt  und  geeignet  ist.  Schüefslich  wird 
der  Behandlung  dieses  Gegenstandes  vor  dem  Internationalen  statistischen  Institut 
gedacht.  Die  dort  vorgebrachten  und  genehmigen  Resolutionen  werden  ein- 
gehend mitgeteilt.  Den  Schlufs  bildet  ein  kurzer  überblick  über  die  weitere  För- 
derung der  Lohnstatistik,  namentlich  im  Hinblick  auf  einzelne  auswärtige  Staaten. 

Dieser  theoretischen  Arbeit  steht  als  praktische  diejenige  von  Förster 
gegenüber,  welche  sich  aus  dem  BöHMERTSchen  statistischen  Seminar  her- 
leitet und  unter  Zugrundelegung  der  Lohnlisten  einer  Tabakfabrik  in  Dresden 
die  bezüglichen  Verhältnisse  sorgfältig  und  eingehend  untersucht. 
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Man  wird  in  der  vorhandenen  Litteratur  überhaupt  zwischen  praktischen 
und  theoretischen  Arbeiten  unterscheiden  müssen.  In  ersterer  Hinsicht  wäre 
alle  Aussicht  vorhanden;  schneller  vorwärts  zu  kommen ^  wenn  auch  noch 
andere  statistische  Seminare  als  das  BöHMERTSche  und  andere  Praktiker 
noch  als  Förster  das  vorhandene  lohnstatistische  Material  ausnutzen  wollten. 
Durch  die  Einrichtung  der  Berufsgenossenschaften  ist  dasselbe  aufserordent- 
lieh  vermehrt  worden^  und  auch  Förster  hält  es  ftlr  geeignet. 

Die  theoretischen  Arbeiten  können  mehr  oder  minder  der  praktischen 
Arbeit  die  Wege  ebnen.  Es  wird  aber  gut  sein,  von  vornherein  nicht  zu 
grofse  theoretische  Anforderungen  zu  stellen.  Von  diesem  Gesichtspunkte 
ans  werden  die  Beschlüsse  des  Internationalen  statistischen  Instituts  ohne 
sonderlichen  praktischen  Erfolg  sein.  Es  soll  nicht  unterschätzt  werden, 
dafs  man  das  zu  erstrebende  Ziel  in  Resolutionen  und  Zählkarten  feststellt, 
aber  man  soll  sich  in  dieser  Hinsicht  keine  Illusionen  machen.  Man  wird 
auf  diesem  Wege  weder  in  den  einzelnen  Staaten  zu  einer  nationalen,  noch 
gar  allgemein  zu  einer  internationalen  Lohnstatistik  kommen.  Nützlich  ist 
es  ja,  durch  Aufstellung  von  Zählkarten  und  Fragebogen  darzuthun,  dafs 
mit  dem  Erfragen  des  Lohnes  noch  wenig  gewonnen  ist,  sondern  dafs  man 
auch  das  Alter  des  Arbeiters,  die  Zahl  der  zu  ernährenden  (aber  auch  mit- 
verdienenden !)  Angehörigen,  die  Arbeitszeit,  sowie  andererseits  auch  die  Aus- 
gaben für  Wohnung,  Nahrung  u.  s.  w.  kennen  mufs.  Die  Lohnstatistik  ist 
eben  nur  die  eine  Seite  der  Statistik  des  Standes  der  arbeitenden  Klassen, 
sie  ist  nur  die  Statistik  der  Einnahmen,  nicht  der  Ausgaben.  Nützlicher 
aber  wird  es  sein,  vor  allem  mit  praktischen  Versuchen  —  wie  in  der 
FöRSTiocschen  Arbeit  —  vorzugehen. 

Es  würde  zu  weit  führen,  sollten  hier  die  BömcERTSchen  Ausführungen 
eingehender  besprochen  oder  die  FöRSTERSche  Arbeit  hinsichtiich  ihrer  Ver- 
wertbarkeit für  andere  Orte  und  andere  Verhältnisse  geprüft  werden.  Es 
genüge,  die  Statistiker  auf  die  beachtenswerten  Arbeiten  hinzuweisen. 

Berlin.  E.  HmscHBERa. 

P.  Schweizer,  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität.  1.  Halbband. 
280  S.    Frauenfeld,  Hubers  Verlag,  1893.    Preis  5  M. 

Der  Verfasser  will  eine  genaue  Darstellung  der  Geschichte  des  schwei- 
zerischen Neutralität  vom  Mittelalter  bis  zur  Gegenwart  geben.  Der  vor- 
liegende erste  Halbband  behandelt  auf  S.  138 — 280  die  Zeit  bis  zum  West- 
fälischen Frieden. 

Dem  der  schweizerischen  Neutralität  gewidmeten  Teile  des  Buches  geht 
aber  auf  S.  3 — 134  eine  eingehende  Darlegung  der  historischen  Entwicke- 
lung  des  allgemeinen  Neutralitätsrechtes  voraus,  die  eine  Zusammenfassung 
und  Erörterung  der  von  den  Völkerrechtslehrern  seit  Hugo  Grotius  auf- 
gestellten Theorie  und  des  in  der  Praxis  gehandhabten  Verfahrens  enthält 

Zunächst  versucht  der  Verfasser  den  Begriff  der  Neutralität  klarzu- 
stellen; es  war  das  um  so  notwendiger,  als  die  Definition  der  Neutralität 
in  der  Regel  dadurch  einseitig  und  schief  wurde,  dafs  sie  ausschliefslich  nur 
auf  die  Kriegfbhrenden  oder  nur  auf  die  Neutralen  Rücksicht  nahm.  Der 
Verfasser  schliefst  sich  der  von  Bluntschli  gegebenen  Definition  an:  „Neu- 
tral sein  heifst  Nichtbeteiligung  an  dem  Kriege  Dritter  und  daher  Behaup- 
tung der  Friedensordnung  für  den  eigenen  Bereich'^,  und  hebt  hervor,  dafs 
diese  Begriffsbestimmung,  die  sich  im  wesentlichen  schon  bei  Vattel  findet, 
die  positive  wie  negative  Seite  der  Neutralität  umfafst  und  am  besten  auch 
denjenigen  Staaten   gerecht  wird,    welche    wie  die  Schweiz  die   dauernde 
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(ewige)  Neutralität  zum  Grundaatz  ihrer  Politik  gemacht  huben.  In  der  Be- 
hauptung der  Friedensordnung  liegt  aber,  wie  der  Verfasser  sagt,  die  grofse 
Bedeutung  des  Neutralitätsprinzips  fflr  die  Menschheit  ausgedrflckt:  ,,an  den 
neutralen  Grenzen  brechen  sich  die  Wogen  des  Kriegs,  hier  finden  auch 
alle  Fremden  Zuflucht,  die  sich  aus  dem  Kriegsgettlmmel  in  ein  friedliches 
Land  retten  wollen". 

An  die  Erörterung  über  die  Begriffsbestimmung  schliefst  sich  ein  kurzer 
Überblick  über  die  allgemeine  Geschichte  der  Neutralität  vom  Altertum  bis 
zur  Gegenwart  (S.  15 — 36),  welcher  dem  Verfasser  Anlafs  giebt,  daraufhin- 
zuweisen, dafs  die  bei  verschiedenen  Schriftstellern  auftretende  Leugnung 
einer  Geschichte  der  Neutralität  insofern  auf  einer  Verkennung  der  that- 
sächlichen  Verhältnisse  beruht,  als  der  den  gegenwärtigen  Rechtsanschauungen 
entsprechenden  Neutralität,  die  man  als  vollkommene  Neutralität  bezeichnen 
kann,  eine  unvollkommene  Neutralität  vorausging.  Das  Unvollkommene 
dieser  Neutralität,  die  auf  S.  37 — 71  eingehender  besprochen  wird,  äufserte 
sich  darin,  dafs  damals  Vieles  mit  dem  Zustande  der  Neutralität  als  ver- 
träglich erschien,  was  jetzt  als  verboten  erscheint,  wie  die  beschränkte 
Unterstützung  der  Kriegftlhrenden  auf  Grund  von  Defensiwerträgen,  die  Ge- 
stattung des  Durchmarsches  durch  neutrales  Gebiet  zum  Zwecke  des  rasche- 
ren Erreichens  eigener  Landesteile;  die  Bewilligung  von  Werbungen  auf 
neutralem  Gebiete  und  von  Solddiensten  neutraler  Unterthanen  in  fremden 
Heeren,  der  Lieferung  von  Lebensmitteln,  Ansrüstungsgegenstäuden  und 
Geld  u.  s.  w. 

Die  Neutralität,  mag  sie  als  unvollkommene  oder  vollkommene  erscheinen, 
ist,  wie  der  Verfasser  darlegt,  entweder  eine  gelegentliche,  die  jeder 
Staat  beliebig  einnehmen  kann  und  auch  schon  eingenommen  hat,  bei  Kriegen, 
welche  mitzumachen  für  ihn  kein  genügendes  Interesse  bestand,  —  oder 
eine  sogen,  ewige,  dauernde  oder  prinzipielle  Neutralität,  die  nur 
bei  einer  kleinen  Anzahl  von  Staaten  vorkommt  Die  Neutralität  setzt  immer 
einen  Krieg  zwischen  zwei  Parteien  voraus,  findet  aber,  wie  der  Verfasser 
mit  Recht  Bulmerincq  gegenüber  hervorhebt,  auch  auf  einen  sogen.  Bürger- 
krieg Anwendung.  Im  Frieden  giebt  es  keine  Neutralität,  auch  die  sogen, 
ewige  Neutralität  und  die  NeutraUsation  tritt  erst  mit  Beginn  eines  Krieges 
zwischen  andern  Staaten  in  Wirksamkeit,  im  Frieden  ist  sie  latent. 

Nach  ihrem  Ursprung  ist  die  dauernde  Neutralität  verschieden,  je  nach- 
dem sie  einzig  aus  dem  freien  Willen  und  Entschlufs  des  betreffenden  Staa- 
tes selbst  hervorgeht  —  sogen,  prinzipielle  Neutralität  als  Staatsmaxime  — , 
oder  nur  auf  Verträgen  beruht,  welche  ohne  sein  Zuthun  zwischen  andern 
Staaten  geschlossen  worden  sind,  oder  endlich  auf  beiden  Grundlagen,  näm- 
lich auf  eigenen  Entschlufs  des  Staates  und  internationaler  Anerkennimg 
derselben. 

Die  prinzipielle  Neutralität  als  Staatsmaxime,  welche  ihren  Grund  teils 
in  ganz  besonderen  politischen  oder  religiösen  Veifassungsverhältnissen,  teils 
in  geographischen  Bedingungen  hat,  ist  nur  selten  und  nie  bei  grofsen, 
starken,  von  einem  persönlichen  Willen  geleiteten  Staaten  zu  erwarten. 

Ein  Beispiel  dieser  Neutralität  bietet  neben  einigen  andern  Staaten  wie 
der  Republik  Venedig  (seit  Mitte  des  1 7.  Jahrhunderts)  die  Schweiz,  welche 
auch  seit  1815  das  einzige  Beispiel  einer  durch  Verträge  anerkannten  prin- 
zipiellen Neutralität  ist. 

Was  die  durch  Verträge  geschaffene  ewige  Neutralität  oder  Neutrali- 
sation anlangt,  so  führt  hier  der  Verfasser  als  Beispiele  an  Krakau,  Bel- 
gien, Luxemburg,   Moresnet,    die  jonischen  Inseln,  das  Kongogebiet,  die 
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Samoainaeln  und  die  verschiedenen  neutralisierten  Gewässer,  wie  die  Dar- 
danellen, der  Suezkanal  u.  s.  w. 

Übergehend  auf  die  Natur  der  schweizerischen  Neutralität  betont  der 
Verfasser,  dafs  dieselbe  nicht  das  Geschöpf  der  fremden  Mächte  sei,  son- 
dern die  eigene,  in  jahrhundertelanger  Entwickelung  entstandene  Schöpfung 
der  Schweiz,  „die  das  Muster  geworden  ist  für  die  fremden  Staaten  und  für 
die  Konstruktion  des  allgemeinen  Neutralitätsrechts^^ 

Nachdem  so  die  verschiedenen  Arten  und  Richtungen  der  Neutralität 
klargelegt  sind,  erörtert  der  Verfasser  ausftlhrlich  (S.  87 — 134)  die  beson- 
deren Pflichten  der  Neutralität,  die  Rechte  der  Neutralen  und  die  Neutrali- 
tätsverletzungen. Ein  genaueres  Eingehen  auf  diesen  reichhaltigen  Abschnitt 
des  Buches  würde  hier  zu  weit  führen,  hervorgehoben  mufs  aber  werden, 
dafs  der  Verfasser  in  gründlicher  und  scharfsinniger  Weise  unter  stetem 
Hinweise  auf  die  Praxis  die  von  den  verschiedenen  Völkerrechtslehrem  vor- 
getragene Theorie  der  Neutralität  kritisirt  und  nachweist,  dafs  die  von  den 
Theoretikern  vertretenen,  unter  sich  in  manchen  Punkten  keineswegs  über- 
einstimmenden Ansichten  über  die  Rechte  und  Pflichten  der  Neutralen  viel- 
fach unbegründet  sind.  Es  ist  unbedingt  anzuerkennen,  dafs  der  Verfasser 
durch  diese  Ausführungen  die  der  Klarstellung  und  des  Ausbaues  noch  sehr 
bedürftige  Lehre  von  der  Neutralität  wesentlich  gefördert  hat,  so  dafs  man 
sagen  kann,  das  Buch  Schweizers  biete  in  diesem  Abschnitte  weit  mehr 
als  eine  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität. 

Die  schweizerische  Neutraliiät,  deren  Geschichte  in  dem  zweiten 
Teile  des  Buches  zunächst  bis  zum  Westfälischen  Frieden  dargestellt  ist,  ist 
in  den  letzten  Jahren  wiederholt  besprochen  und  erörtert  worden.  Es  mag 
hier  nur  auf  die  Abhandlungen  von  Hilty  und  Calondeb,  „Die  Neutralität 
der  Schweiz  in  ihrer  heuligen  Auffassung'^  (1888)  und  „Beitrag  zur  Frage 
der  schweizerischen  Neutralität'^  (1890)  und  die  Broschüre  „La  Neutralit^ 
de  la  Suisse''  (Rome  1892)  hingewiesen  werden.  Eine  so  eingehende,  auf 
die  Quellen  gestützte  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität,  wie  sie 
Schweizer  giebt,  lag  jedoch  noch  nicht  vor. 

Hervorzuheben  ist  vor  allem,  dafs  die  Ansicht,  dafs  die  schweizerische 
Neutralität  nicht  über  die  im  Jahre  1815  abgeschlossenen  völkerrechtlichen 
Verträge  zurückreiche,  höchstens  für  die  sogen,  ewige  oder  garantierte  Neu- 
tralität zutre£fend  ist,  während  thatsächlich  die  Eidgenossenschaft  schon  seit 
Jahrhunderten  grundisätzlich  und  regelmäfsig  Neutralität  beobachtet  hat,  so 
dafs  jene  Vereinbarungen  im  wesentlichen  nur  den  förmlichen  Abschlufs 
einer  langen  Entwickelung  bildeten.  Der  Neutralitätsbegriff  fand  aber  in 
der  Geschichte  der  alten  Eidgenossenschaft  nicht  nur  wie  jetzt  allein  auf  die 
politische  Haltung  des  ganzen  Bundes  gegen  aufsen  Anwendung,  sondern  es 
lassen  sich  für  die  früheren  Jahrhunderte  seit  etwa  1400  fünf  verschiedene 
Anwendungen  der  Neutralität  unterscheiden:  1.  die  Neutralität  einzelner 
schweizerischer  Stände  oder  Territorien  im  Innern  der  Schweie  bei  Bürger- 
kriegen —  innere  Neutralität;  2.  die  Neutralität  fremder  Ge- 
biete im  Innern  der  Schweiz  bei  Kriegen  zwischen  ihrer  Herrschaft  und 
den  Eidgenossen;  3.  die  Ausdehnung  der  eidgenössischen  Neutralität  auf 
fremde  Gebiete  aufserhalb  der  Landesgrenzen;  4.  die  Neutrali- 
tät einzelner  Orte  gegenüber  auswärtigen  Kriegen;  5.  die  Neutrali- 
tät der  ganzen  Eidgenossenschaft  gegenüber  auswärtigen  Kriegen. 
Dieser  letzte  Anwendungsfall  ist  natürlich  der  wichtigste;  derselbe  bildet 
daher  auch  den  Hauptgegenstand  der  Darstellung. 

Ehe  der  Verfasser  auf  die  Geschichte  der  Neutralität  der  ganzen  Eid- 
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genoBsenschaft  gegen  anfsen  eingeht,  bespricht  er  die  Bündnisse,  welche  die 
Eidgenossenschaft  mit  verschiedenen  Ffirsten  and  Staaten,  den  Grafen  von 
Württemberg,  den  Herzögen  von  Bayern,  dem  Herzog  von  Savoyen,  den 
Bischöfen  von  Konstanz,  Strafsbnrg,  Basel  n.  s.  w.,  namentlich  aber  mit 
Österreich  (Erbeinung  vom  7.  Febr.  1511)  und  mit  Frankreich  (Ewiger  Friede 
vom  29.Novbr.  1526)  abschlofs,  nnd  welche  eher  das  Gegenteil  von  Neutralität 
zu  bedingen  schienen,  da  dieselben  in  der  Regel  darauf  abzielten,  dafs  sich 
die  Vertragsteile  in  etwaigen  Kriegen,  in  welche  sie  verwickelt  werden  soll- 
ten, gegenseitige  Unterstützung  und  Hilfe  in  gröfserem  oder  geringerem  Um- 
fange zusagten;  alle  Verträge  zusammengenommen  machten  aber  den  Eid- 
genossen eine  eigentliche  und  vollständige  Beteiligung  an  jedem  künftigen 
Kriege  zwischen  zwei  der  ihnen  so  verbundenen  Staaten  unmöglich  und  ver- 
anlafsten  sie  zu  einer  allerdings  unvollkommenen  Neutralität.  „Gerade  durch 
diese  scheinbar  der  Neutralität  widersprechenden  Verträge  haben  sich  die 
Eidgenossen  eine  neutrale  Stellung  bei  vielen  fremden  Kriegen  gewahrt,  und 
dies  schon  zu  einer  Zeit,  da  sie  noch  keineswegs  auf  eigene  E[riegfÜhruug 
und  Eroberung  verzichtet  hatten." 

Die  Übelstände,  welche  die  fremden  Bündnisse  mit  ihrem  Pensionen- 
wesen für  die  Eidgenossenschaft  zur  Folge  hatten,  veranlafsten  aber  auch 
im  Laufe  der  Zeit  eine  Opposition  gegen  diese  Bündnisse,  welche  nament- 
lich in  dem  Züricher  Reformator  Zwixgli  einen  eifrigen  Vertreter  fand  und 
schliefslich  zu  dem  Bestreben  nach  vollständiger  Neutralität  führte. 

In  der  Zeit  der  eidgenössischen  Freiheits-  und  Eroberungskriege  war 
die  Neutralität  lediglich  eine  gelegentliche  und  selten,  dagegen  war  während 
des  dreifsigsährigen  E[rieges  die  Neutralität  der  Eidgenossenschaft  eine  grund- 
sätzliche und  regelmälsige.  Der  Abschnitt  über  die  Neutralität  der  Schweiz 
während  des  dreifsigj ährigen  Krieges  ist  vom  Verfasser  unter  Benutzung  des 
reichhaltigen  Züricher  Staatsarchivs  besonders  ausführlich  und  eingehend  be- 
handelt (S.  211—278),  namentlich  ist  dargelegt,  wie  schwer  es  der  Eid- 
genossenschaft mit  Rücksicht  auf  ihre  mangelhafte  Organisation  und  die  be- 
stehenden Verträge  mit  den  Nachbarstaaten,  namentlich  die  eingeräumten  Durch- 
zugsberechtigungen, fiel,  die  Neutralität  zu  wahren,  und  in  der  That  nicht,  ohne 
dafs  dieselbe  wiederholt  verletzt  worden  wäre.  Die  schwerste  Neutralitäts- 
verletzung erfolgte  durch  den  schwedischen  Generalfeldmarschall  Gustav 
HoRN  bei  Stein  am  Rhein  (September  1633).  Der  Verfasser  bringt  über 
diesen  Vorfall  ganz  neue  Aufschlüsse  und  liefert  den  Beweis,  dafs  die  Neu- 
tralitätsverletzung seitens  der  Schweden  in  Übereinstimmung  mit  einer  Partei 
in  Zürich  erfolgte,  die  in  ausschliefslicher  Berücksichtigung  evangelischer 
Interessen  in  Verbindung  mit  den  Schweden  trat  und  die  Eidgenossenschaft 
in  die  Gefahr  brachte,  auseinanderzufallen.  Doch  gelang  es,  die  Gefahr  zu 
beseitigen,  und  in  den  letzten  Jahren  des  Krieges  wurde  die  Neutralität  nach 
jeder  Richtung  hin  strenge  aufrecht  erhalten.  Der  Verfasser  glaubt  daher 
auch  am  Schlüsse  dieses  Abschnittes,  dafs  die  Anerkennung  der  Unabhängig- 
keit der  Eidgenossenschaft  im  Westfälischen  Frieden  zum  guten  Teile  dem 
Umstände  zuzuschreiben  sei,  dafs  sie  sich  in  dem  langwierigen  europäischen 
Kriege  so  unabhängig  gehalten. 

Mit  der  Besprechung  der  Teilnahme  der  Eidgenossenschaft  am  West- 
fälischen Frieden  schliefst  der  erste  Halbband  des  Werkes ;  der  zweite  Halb- 
band, der  hoffentlich  nicht  zu  lange  auf  sich  warten  läfst,  wird  die  Dar- 
stellung der  Geschichte  der  schweizerischen  Neutralität  bis  zur  Gegenwart 
enthalten. 

Würzburg,  Stengel. 
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M.  Lipp,  Das  fränkische  Grenzsystem  unter  Karl  dem  Grofsen. 
(41.  Heft  der  Untersachungen  zur  deutschen  Staats-  und  Rechtsgeschichte 
von  Dr.  Otto  Gierke.)    VI,  76  S.    Breslau,  W.  Köbner,  1892.    Frei  2,50  M. 

Die  Abhandlung  giebt  eine  neue  quellenmäfsige  Darstellung  der  ältesten 
äufseren  wie  inneren  Verhältnisse  der  Earolingschen  Marken.  Im  ersten 
Kapitel  wird  zunächst  wesentlich  im  Anschlufs  an  Waitz  der  Begriff  bezw. 
Unterschied  der  Orenzgrafschaften  und  der  eigentlichen  Marken  festgestellt 
Im  zweiten  Kapitel  wird  die  Zeit  und  Art  der  Gründung  der  einzelnen  Karo- 
lingschen  Marken  (bretonische  Mark,  spanische  Mark,  Marken  an  der  Elbe, 
Marken  gegen  die  Sorben  und  Czechen,  Marken  im  Südosten)  eingehender 
untersucht  unter  Hervorhebung  verschiedener  neuer  Gesichtspunkte  und  An- 
sichten. Das  dritte  Kapitel  behandelt  den  geographischen  Umfang  der  Marken, 
und  im  vierten  Kapitel  werden  die  inneren  Verhältnisse  der  Marken,  ihre 
Einteilung  in  verschiedene  Verwaltungsbezirke  (Grafschaften)  und  die  Befug- 
nisse der  Grafen,  dann  die  Bevölkerungs-  und  Besiedelungsverhältnisse,  die 
kirchlichen  Verhältnisse  und  die  politische  Zugehörigkeit  der  Marken  be- 
sprochen. 

Würzburg.  Stenobl. 

Ungarische  Litteratur. 

Földes,  Mla,  A  tärsadalmi  gazdasägtan  elemei,  (Die  Elemente  der 
Sozialökonomie.)  80.  XII,  442  S.  Budapest,  Eggenberger,  1893.  Preis  4  fl.  50  kr. 

Die  jüngste  Arbeit  von  Földes,  der  die  Lehrkanzel  für  Volkswirtschafts- 
lehre an  der  Budapester  Universität  einnimmt  und  sich  durch  seine  Arbeiten 
auf  dem  Gebiete  der  Statistik,  Wirtschaftsgeschichte  und  Soziologie  auch  im 
Auslande  vorteilhaft  bekannt  gemacht  hat,  sichert  ihm  einen  ersten  Platz 
unter  den  volkswirtschaftlichen  Schriftstellern  Ungarns.  Das  Buch,  das  den 
ersten  Teil  eines  auf  drei  Bände  veranschlagten  Systems  der  Sozialökonomie 
bildet,  behandelt  sehr  eingehend  und  auf  Grund  selbständiger  Forschungen 
die  theoretischen  Fragen  der  Nationalökonomie.  Die  Arbeit  zerfällt  in  ftlnf 
Abteilungen,  deren  erste  die  besonders  wertvolle  Grundlegung  enthält.  Hier 
finden  wir  aufser  dem  Begriff  und  dem  Gegenstand  der  Sozialökonomie  den 
historischen  Entwickelungsgang  des  wirtschaftlichen  Lebens,  die  Hauptrich- 
tungen der  volkswirtschaftlichen  Ideen,  die  verschiedenen  sozialistischen 
Schulen,  die  Methode  der  Sozialökonomie  erörtert.  In  besonderen  Kapiteln 
werden  die  sittlichen  Bedingungen  des  Wirtschaftslebens,  die  wirtschaftliche 
Freiheit  und  Glechheit,  der  Zusammenhang  von  Natur  und  Bevölkerung  mit 
der  Sozialökonomie,  sowie  das  Eigentumsrecht  behandelt.  Das  letzte  Kapitel 
dieser  Abteilung  enthält  die  sorgfältig  formulierten  Grundbegriffe.  Die  11.  Ab- 
teilung beschäftigt  sich  mit  der  Produktion,  die  III.  mit  dem  Verkehr,  die 
rV.  mit  der  Einkommensverteilung,  während  die  letzte  Abteilung  eine  sehr 
ausführliche  Behandlung  der  Konsumtion  mit  besonderer  Berücksichtigung 
des  Standard  of  life  entiiält. 

Der  Verfasser  legte  den  Schwerpunkt  seiner  Arbeit  auf  die  streng 
wissenschaftliche,  exakte  Untersuchung  der  sozialökonomischen  Grundpro- 
bleme, auf  die  strenge  Fortbildung  der  dogmatischen  Seite  der  National- 
ökonomie. Die  dogmatische  Fortbildung  beruht  hauptsächlich  auf  solchen 
Momenten  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen,  die  bisher  vernachlässigt 
wurden.  Die  meisten  Hauptbegriffe  finden  wir  neu  begründet  und  formu- 
liert, so  z.  B.  Reichtum,  Güter,  Güterquellen,  Produktionsfähigkeit,  Klassi- 
fikation der  Produktionszweige,   Unterkonsumtion,  Überproduktion,  Preis^ 
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Kapital,  Unternehmen,  Unternehmerlohn  n.  8.  w.;  eine  subtile  psychologische 
Untersachung  fttkrt  zum  Begrilfo  des  Wertes.  Bei  jeder  Omppe  der  Er- 
Bcheinangen  sind  die  allgemeinen  Lehren  sehr  gründlich  behandelt,  so  bei 
der  Produktion,  Verkehr,  Elakommensverteilang  und  Konsumtion.  Besonders 
eingehend  dargestellt  und  out  neuen  Gesichtspunkten  bereichert  finden  wir 
die  Forderungen  einer  richtigen  Einkommensverteilung.  Im  Mittelpunkte  der 
Erörterungen  ttber  Einkommen  steht  der  Arbeitslohn,  dessen  Theorie  sehr 
gründlich  erörtert  ist  Die  Preislehre  ist  nach  mehreren  Seiten  erweitert 
und  vertieft;  hier  hat  auch  der  Verfasser  das  Verhältnis  der  Zahlungsflhig- 
keit  zu  den  Preisfaktoren  entgegen  der  HBRMANNSchen  Theorie  neu  unter- 
sucht. Dasselbe  Kapitel  enthält  auch  eine  eingehende  Untersuchung  über 
den  so  oft  mifsverstandenen  Begriff  der  Produktionskosten.  Nicht  minder 
wichtig  ist  die  Darstellung  der  von  der  englischen  Theorie  wenig  berück- 
sichtigten Momente,  von  deren  Eintreten  die  Grundrentenerscheinung  abhängt 
Überhaupt  enthält  die  Grnndrentenlehre  viele  wertvolle  Auseinandersetzungen. 
Neben  den  verschiedenen  Arten  der  Grundrente  hat  Földes  die  städtische 
Grundrente  mit  Herbeiziehung  eines  grofsen  statistischen  Materials  besonders 
dargestellt  In  der  Prodnktionslehre  hebt  Földes  das  menschlich-ethische 
Moment  stark  hervor,  was  wir  schon  aus  den  Kapitelüberschriften:  „Die 
Arbeit  und  der  Arbeiter^',  „Das  Kapital  und  der  Kapitalist^'  ersehen  können. 
Wertvoll  sind  die  Untersuchungen  jener  Momente,  von  denen  das  nationale 
Arbeitsquantum  abhängt 

Im  allgemeinen  hat  Föij>es  in  seinem  Buche  das  ethische  und  das 
in  der  ungarischen  Litteratur  bisher  vernachlässigte  sozialpolitische 
Moment  konsequent  durchgeführt.  Der  Grundzug  des  Werkes  ist  aus  der 
folgenden  Stelle,  welche  wir  aus  der  Einleitung  herausgreifen,  am  besten 
zu  erkennen :  „Die  erste  Forderung,  die  wir  für  die  Sozialökonomie  aufstellen 
müssen,  lautet:  dafs  sie  auf  den  Grundlagen  der  ethischen  Gesetze  aufgebaut 
werde.  Das  bedeutet  nicht  so  viel,  dafs  sie  billige  Lehren,  salbungsvolle 
Ratschläge  erteile,  sondern  dafs  sie  die  Wirkung  der  ethischen  Gesetze  unter- 
suche, die  sittlichen  Postnlate  formuliere  und  auf  jedem  Punkte  nur  solchen 
wirtschaftlichen  Vorgängen  zustimme,  die  mit  dem  Sittenkodex  im  Einklänge 
stehen'^  (S.  4).    Diese  Auffassung  durchzieht  das  ganze  Werk. 

Die  Stellung  Földes  zum  Sozialismus,  den  er  sehr  objektiv  analysiert, 
wollen  wir  mit  folgenden  Sätzen  charakterisieren :  „Der  Sozialismus  war  not- 
wendig, um  der  Gesellschaft  jene  Gefahren  zu  zeigen,  denen  sie  ausgesetzt 
ist,  wenn  sie  die  Verbesserung  der  Lage  der  Arbeiterklasse  vernachlässigt 
Wenn  er  diese  Mission  beendet  hat>  wird  seine  weltgeschichtiiche  Bedeutung 
für  unser  Zeitalter  aufhören.  Die  Verwirklichung  seines  Systems  bildet  eine 
wirtschaftliche,  kulturelle,  ja  sogar  sittliche  Unmöglichkeit  Der  Sozialismus 
wird  dadurch  besiegt  werden,  dafs  immer  mehr  und  mehr  jenes  Prinzip  ver- 
wirklicht wird,  dafs  möglichst  jedermann  an  der  gesellschaftlichen  Arbeit 
teilnehme  und  niemand  über  seine  physischen  Kräfte  zu  arbeiten  genötigt 
werde ;  dafs  möglichst  jedermann  befähigt  werde,  seine  dringlichsten  Bedürf- 
nisse zu  befriedigen,  an  Genüssen  teilzunehmen,  aber  niemand  über  gewisse 
rationale  Grenzen  dem  Genüsse  nachjage.  Ein  gesünderes  Verhältnis  zwi- 
schen Arbeit  und  Genufs  ist  die  beste  Bürgschaft  für  den  Frieden  zwischen 
den  verschiedenen  Gesellschaftsklassen.  Dies  ist  mit  Hilfe  richtiger  Reformen 
auch  auf  dem  Boden  der  heutigen  Gesellschaft  möglich.  Der  Individualis- 
mus ist  ganz  so  berechtigt  wie  der  Sozialismus,  jeder  ausschliefslich  ange- 
wendet führt  zu  Ungerechtigkeiten.  Man  mufs  den  Individualismus  nur  zügeln. 
Die  Auswüchse  des  Eigentumsrechtes  müssen  abgestutzt  werden,  die  Gesetz- 
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gebnsg  muTs  mehr  von  sozialen  Momenten  durchdrungen  werden^  man  muljB 
solche  Organisationen  schaffen,  in  deren  Rahmen  jede  Klasse,  jede  Lebens- 
sphire  die  Bedingungen  ihrer  Existenz  Torfindet,  nur  dieses  kann  der  Ziel- 
punkt einer  gesunden  sozialen  Bewegnng  sein/'  (8.  46.) 

Neben  den  ethischen  und  sozialpolitiflchen  Momenten  wird  auch  das 
nationale  Moment  von  Föij>bs  stark  betont  und  stets  berücksichtigt.  Die 
Erscheinungen  des  ungarischen  Wirtschaftslebens  in  Vergangenheit  und  Gegen- 
wart werden  zur  Illustrierung  der  Lehrsätze  oft  herangezogen. 

Das  Buch,  das  eine  entschiedene  Bereicherung  der  sozialökonomischen 
Litteratur  bildet,  würde  verdienen,  in  eine  westeuropäische  Eultursprache 
übersetzt  zu  werden,  damit  es  einem  weiteren  Leserkreise  zugänglich  werde. 

Budapest.  E.  SoMoaYi. 

FeUner,  F.,  A  nemzeti  vagyon  becsldse.  (Die  Schätzung  des  National- 
vermögens.)   S^.    63  S.    Budapest,  Pesti  Könjvnyomda.    Preis  80  kr. 

Die  recht  fleifsig  gearbeitete  Studie  stellt  es  sich  zur  Aufgabe,  die  ver- 
schiedenen Methoden  der  Schätzung  des  Nationalvermögens  darzulegen  und 
zu  untersuchen.  Nachdem  der  Verfasser  die  objektive  Methode  Rümbuns 
und  SoHALLS  detailliert,  die  aaf  der  Schätzung  der  sich  im  Besitze  des  Volkes 
befindlichen  Vermögensgegenstände  beruht,  geht  er  in  einem  zweiten  Kapitel 
zur  Darlegung  der  subjektiven  Methode  über,  bei  der  das  im  Besitze  der 
einzelnen  Individuen  befindliche  Vermögen  ermittelt  und  sumiert  wird.  Hier 
werden  besonders  die  von  Giffen,  Povii^lb  und  Bodio  angewandten 
Schätzungsmethoden  behandelt.  Ein  drittes  Kapitel  beschäftigt  sich  mit  der 
indirekten  Methode,  welche,  anstatt  das  in  Zahlen  unausdrückbare  Volksver- 
mögen, jene  Erscheinungen  untersucht,  die  sich  als  Folgen  des  National-  und 
Volkswohlstandes  ergeben,  oder  aus  welchen  ein  Rückschlufs  auf  denselben 
möglich  ist.  Hier  analysiert  der  Verfasser  die  Versuche  von  Michaelis, 
Geyer  und  Philippi,  die  teils  auf  der  Wohnungsstatistik,  teils  auf  der  Nah- 
rungsmittelindustrie- und  Bauhandwerks-Statistik ,  teils  auf  der  Sparkassen- 
und  Assekaranz  -  Statistik  beruhen.  Am  eingehendsten  behandelt  Fellnbr 
die  einschlägigen  Arbeiten  von  Losoh  und  Nbumann-Spai;lart.  Die  Resul- 
tate der  verschiedenen  Versuche  rekapitulierend  und  kritisierend  kommt  Ver- 
fasser zu  dem  Schlüsse,  dafs  eine  exakte  Schätzung  des  Nationalvermögens 
unmöglich  ist.  Schon  der  Begriff  des  Volksvermögens  schliefst  eine  solche 
Schätzung  aus,  denn  dasselbe  besitzt  solche  Bestandteile,  welche  infolge 
ihrer  immateriellen  Natur  sich  jeder  Schätzung  entziehen.  Verfasser  glaubt, 
dafs  es  mit  der  Zeit  auf  Grund  der  besser  organisierten  Statistik  möglich 
sein  wird,  die  thatsächlichen  Zustände  annähernd  zu  schätzen.  Sehr  richtig 
bemerkt  der  Verfasser,  dafs  auch  diese  verbesserten  Schätzungen  nur  pro« 
blematischen  Wert  besitzen  und  es  vom  Standpunkte  der  Wissenschaft  imd 
des  praktischen  Lebens  wünschenswerter  wäre,  die  Wohlstandsverhältnisse 
des  Volkes  zu  untersuchen,  als  die  unzuverlässigen  Schätzungen  des  National- 
vermögens vorzunehmen. 

Budapest. E.  Somogyi. 

Russische  Litteratur. 
Neuere  volks-  und  staatswirtschaftliche  Litteratur  Rufslands. 

L 
Die  volkswirtschaftliche  Litteratur  Rufslands  beschäftigt  sich  nahezu  aus- 
nahmslos mit  der  Erforschung  und  Betrachtung  der  thatsächlichen  ökono- 
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mischen  nnd  sozialen  Yerhältnissey  während  theoretische  Untersnchnngen  nur 
selten  das  Licht  der  Welt  erblicken.  Die  gegebenen  Bedingungen  bieten 
für  diese  Erscheinong  vollgiltige  Erklärong.  Die  Kenntnisse  dieser  Verhält- 
nisse beim  Eintritt  der  neuen  Ära  (Alexander  IL)  waren  sehr  dürftig,  die 
Einführung  der  grofsen  Reformen ,  insbesondere  die  Aufhebung  der  Leib- 
eigenschaft und  die  EinfQhrung  der  Landschaftsinstitutionen  (Selbstverwal- 
tungskörperschaften)  und  alle  die  Umgestaltungen  des  wirtschaftlichen  Lebens, 
die  durch  Eisenbahnen,  Telegraphen,  Banken  u.  s.  w.  hervorgerufen  wurden, 
verbunden  mit  einem  Aufblühen  geistiger  Thätigkeit  auf  allen  Gebieten  des 
öffentlichen  Lebens  und  der  Litteratur  —  alles  das  brachte  eine  so  durch- 
greifende Umgestaltung  aller  wirtschaftlichen  Verhältnisse  und  Beziehungen 
mit  sich,  wie  sie  kein  westeuropäischer  Staat  in  so  kurzer  Zeit  durchzu- 
machen gehabt  hat.  Fiel  doch  die  Zeit,  in  welcher  endlich  seit  Menschen- 
altem hinausgeschobene  Reformen,  wie  die  bäuerliche  Frage,  die  Reorgani- 
sation des  veralteten  Gerichtsverfahrens,  die  verknöcherte  Beamtenwirtschaft 
u.  s.  w.  in  Angriff  genommen  wurden,  mit  der  Zeit  zusammen,  in  welcher 
Westeuropa  in  die  Periode  der  modernen  Volkswirtschaft  mit  Dampf,  Eisen- 
bahnen u.  8.  w.  trat.  Diesen  Errungenschaften  des  19.  Jahrhunderts  konnte 
Rufsland  sich  nicht  entziehen,  es  mufste  beiden  Aufgaben  zu  gleicher  Zeit 
gerecht  werden,  ja  diese  Komplikation  rief  naturgemäfs  eine  Beschleunigung, 
ja  eine  radikalere  Durchführung  der  Reformen  erster  E^ategorie  hervor.  Um 
nur  auf  einen  Punkt  hinzuweisen:  die  Eisenbahnen  und  all  die  anderen 
neuen  wirtschaftlichen  Einrichtungen  konnten  nur  bei  Freilegung  aller  Kräfte 
ihre  volle  Wirksamkeit  entfalten,  es  war  also  unmöglich,  ftlr  den  der  Be- 
freiung harrenden  Bauern  ein  Übergangsstadium  zu  schaffen:  er  mufste  voll- 
ständig frei  dastehen,  vollständig  jeder  Abhängigkeit  von  dem  soeben  noch 
allmächtigen  Gutsherrn  entbunden  werden.  Hierdurch  aber  wuchs  die  In- 
tensität der  Wirkung  der  Neugestaltungen. 

Wie  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Landes  sind,  wie  sie  sich  ins- 
besondere unter  den  neuen  Bedingungen  umgestaltet  haben,  war  nicht  allein 
von  hohem  wissenschaftlichem,  von  allgemein  sozialpolitischem  Interesse,  — 
die  praktischen  Bedürfnisse  der  inneren  Verwaltung  verlangten  um  so  dringen- 
der eine  Beantwortung  dieser  Frage,  als  die  durchgeführten  Reformen  durch- 
aus nicht  den  gehegten  Erwartungen  entsprachen :  man  ftlhlte  sich  allgemein 
—  in  der  Gesellschaft,  wie  in  den  Kreisen  der  Regierung  —  enttäuscht, 
ein  ebenso  starker  Rückschlag  der  Stimmung  trat  ein,  wie  die  Wogen  der 
Begeisterung  in  den  sechziger  Jahren  überhoch  gingen.  Wo  drückt  der 
Schuh?  war  und  ist  auch  heute  noch  die  erste  Frage,  die  Regierung  xmd 
Gesellschaft  beschäftigt  Daher  auch  das  rege  Interesse,  das  hier  Unter- 
suchungen auf  volkswirtschaftlichem  Gebiete  finden. 

Läfst  sich  auch  nicht  in  Abrede  stellen,  dafs  auf  dem  Gebiete  der  Er- 
forschung der  derzeitigen  Lage  der  ökonomischen  Bedingungen  von  Seiten 
der  Staatsregierung,  von  der  man  hier  in  Rufsland  mehr  erwartet  als  sonst 
in  Europa,  viel  geschehen  ist,  und  werden  wir  auch  Gelegenheit  finden,  auf 
derartige  Editionen  näher  einzugehen,  so  gebührt  doch  der  Landschaft,  der 
Semstwo  (den  neu  geschaffenen  Selbstverwaltungskörperschaften  in  Gouver- 
nement und  Kreis),  die  Palme :  erst  die  zahlreichen  Publikationen  der  Land- 
schaften bieten  uns  das  Material,  welches  zur  Beurteilung  der  wirtschaft- 
lichen Lage,  zumal  der  ländlichen,  erforderlich  ist. 

Freilich  trat  ihr,  der  Landschaft,  ganz  direkt  der  Mangel  positiver 
Landeskunde  entgegen:  wie  sollte  sie  ihrer  Aufgabe,  „die  Verwaltung 
der  auf  die  örtlichen  wirtschaftlichen  Interessen  und  Bedürfnisse  bezüglichen 
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Angelegenheiten'^,  gerecht  werden,  so  lange  diese  selbst  ihr  unbekannt 
waren? 

Ans  diesen  nächstliegendeji  praktischen  Bedürfnissen  heraus  wuchs  aus 
kleinen  Anfängen  die  umfassende  und  eingehende  Materialiensammlung  über 
die  wirtschaftliche  Lage  der  ländlichen  Bevölkerung  hervor,  auf  welche  man 
hier  mit  um  so  mehr  Stolz  blickt,  als  sie  in  den  vielen  lokalen  Centren,  ganz 
aus  eigener  Initiative  der  Verlareter  der  Landschaft  ohne  Anregung  und 
Unterstützung  der  Staatsregierung,  ja  mit  einer  zeitweiligen  Mifsgunst  dieser, 
entstanden  und  durchgeführt  ist. 

Auch  in  den  fachwissenschaftlichen  Zeitschriften  Deutschlands  ist  diesen 
statistischen,  auf  lokalen  Erhebungen  beruhenden  Arbeiten  viel  Lob  ge- 
spendet, zumeist  freilich  von  Russen  selbst.  Ihr  Wert  soll  von  uns  nicht 
unter-,  aber  auch  nicht  überschätzt  werden.  Gerade  in  einer  nüchternen, 
unbefangenen  Prüfung  liegt  hier  wie  überall  die  erste  Voraussetzung  zur  Er- 
kenntnis der  eventuell  anhaftenden  Fehler.  Der  wesentliche  Mifsstand,  der 
jenen  grofsen  statistisch- volkswirtschaftlichen  Erhebungen  anhaftet,  ist,  dafs 
zu  viel  auf  einmal  in  Angriff  genommen  und  dadurch  in  Wirklichkeit 
weniger  erzielt  wird,  als  bei  weiser  Einschränkung  erreicht  werden  könnte. 
So  lange  wir  noch  vollständig  im  Dunkeln  über  die  ökonomische  Lage  sind, 
kann  nicht  gleichzeitig  vorgenommen  werden  eine  Volks-  und  Viehzählung, 
Ermittelung  der  Verteilung  des  Grundbesitzes,  der  Gestaltung  des  Gemeinde- 
besitzes und  der  mit  dieser  Grundbesitzordnung  zusammenhängenden  Fragen, 
der  landwirtschaftlichen  Betriebsarten,  des  Inventars,  eine  Gewerbezählung, 
Ermittelung  der  Arbeitspreise  —  unter  verschiedenen  Bedingungen  — ,  der 
Pachtpreise  für  Land  (für  Winter-,  Sommerfeld,  fllr  Wiese,  für  Land  zum 
Gemüse-,  Hanf-u.  s.  w.-Bau),  der  Bestellungskosten  für  alle  Teile  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeit,  der  Ernteerträge  mit  den  genauesten  Teilfragen 
u.  s.  w.  u.  s  w.  —  alles  dieses  und  viele  andere  Fragen  sollen  in  kürzester 
Zeit  1)  genaue  Beantwortung  finden  —  und  das  ist  fast  unmöglich,  auch  bei 
Verwendung  der  bestgeschulten  Statistiker.  Aber  an  solchen  Kräften,  wie 
an  Mitteln,  sie  heranzuziehen,  fehlt  es,  daher  auch  in  vielen  Gouvernements 
diese  Erhebungen  nioht  von  den  Gliedern  der  statistischen  Bureaus  unter- 
nommen sind,  sondern  die  Fragebogen  wurden  an  den  Wolostvorstand,  an 
die  Volksschullehrer  zur  Ausfüllung  übersandt;  wurden  diesen  Personen  auch 
schriftliche  und  auch  mündliche  Instruktionen  erteilt,  mifsverstandene  Auf- 
fassungen und  ungenaue  Antworten  finden  sich  um  so  häufiger,  als  zumal  in 
der  ersten  Zeit  die  Fragen  nicht  präzis  genug  gestellt  waren  und  vielfach 
wegen  Unkenntnis  der  bezüglichen  erst  zu  ermittelnden  Thatsachen  nicht 
präzis  genug  gestellt  werden  konnten.  Alle  diese  Umstände  bringen  es 
dazu,  dafs  das  mit  grofsem  Fleifse  aufgehäufte  Material  nicht  den  durch  das 
reiche  Frageprogramm  hochgespannten  Erwartungen  entspricht.  Wir  er- 
halten aus  ihm  kein  vollständiges  Bild  der  ökonomischen  Lage  der  Bevöl- 
kerung. Auch  wenn  alle  Rubriken  korrekt  beantwortet  wären,  so  gäben  die 
summarisch  pro  Gemeinde  oder  Dorf  zusammengefafsten  Daten,  wenn  diese 
auch,  wie  in  der  letzten  Zeit,  fast  ausnahmslos  pro  ländliche  Wirtschafts- 
einheit (Hof,  Familie)  ermittelt  sind,  doch  kein  festes  Urteil  über  die  Lage 


1)  In  der  weiter  unten  zu  besprechenden  Abhandlung  A.  Fobtunatows  finden 
wir  als  Beispiel  die  Notiz,  dafs  bei  der  Erhebung  in  14  Kreisen  auf  einen  Regi- 
strator  durchschnitttlich  ca.  1600  Höfe  monatlich,  m  18  Kreisen  täglich  56  Höfe  ent- 
fielen und  endlich  nach  wenig  zahlreichen  Angaben  in  einer  Stunde  ununterbrochener 
Arbeit  15—20  Höfe  registriert  wurden,  also  pro  Hof  3—4  Minuten  1  Und  dabei  ein 
so  langer  Wunschzettel! 
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der  einselnen  Höfe.  Und  liierin  scheint  tme,  neben  den  zu  weitgehenden 
Fragen,  der  zweite  Übelßtand  zu  liegen:  das  grofse  mitgeteilte  Tabellenwerk 
ersetzt  nicht  die  Detailachildening  der  Einzelwirtschaften  —  etwa  der  als 
typisch  im  Dorf  zn  geltenden,  so  lange  eben  die  Oesamtlage  der  bäuer- 
lichen Bevölkernng  noch  nnbekannt  ist  Weniger  glänzend  wäre  das  erzielte 
Resultat,  aber  dem  BedärftiiBS  der  Erforschung  der  thatsächlichen  Lage  weit 
mehr  entsprechend,  wenn  statt  der  in  so  Tielen  Gouvernements  unternom- 
menen Erhebungen  der  angegebenen  Art  man  sich  vorerst  mit  der  Ermit- 
telung und  Verarbeitung  der  allgemeinen,  wichtigsten  Fragen  begütigt  hätte, 
um  dann  je  nach  den  praktischen  Bedflrfnissen  in  dem  gegebenen  Gouver- 
nement und  je  nach  den  auftauchenden  Fragen  Spezialerhebungen  zu  unter- 
nehmen. 

Freilich  hätte  dann  auch  noch  auf  ein  anderes  Ziel  verzichtet  werden 
mUssen.  Jenen  Arbeiten  lag  auch  der  Gedanke  zu  Grunde,  neben  den 
lokalen  Bedtlrfnissen  des  Kreises  und  des  Gouvernements  auch  noch  ein  all- 
gemeines Bedürfnis  Ar  das  Reich  zu  befriedigen:  eine  exakte  Wirtschaft- 
liehe  Statistik  fOr  das  Reich  zu  schaffen,  wie  sie  in  dieser  Vollständigkeit, 
wenn  alle  Fragen  flberhaupt  und  korrekt  beantwortet  wären,  in  keinem 
Staate  Westeuropas  herzustellen  unternommen  ist  In  dieser  Beziehung  trat 
aber  noch  der  Mifsstand  hinzu,  dafs  die  Programme  nicht  gleichartig  ge- 
stellt sind,  das  Material  nicht  nach  gleichem  System  geordnet  und  verarbeitet 
ward  und  in  Betreff  des  bei  dem  Charakter  dieser  Massenerhebungen  un- 
umgänglich gebotenen  erläuternden  Textes  die  gröfste  Verschiedenheit 
herrschte,  so  dafs  nur  in  einigen  allgemeinen  Fragen  (Gröfse  des  Landes 
mit  Unterscheidung  der  Nutzungsart,  der  Bevölkerung,  Grundbesitzrecht  — 
ob  Gemeinde-  oder  individuelles  Besitzrecht,  und  noch  einigen  anderen)  eine 
vollständige  Zusammenstellung  des  pro  Kreis  gewonnenen  Materials  sich  als 
möglich  erweist:  hier  wird  die  eine  Frage  sehr  eingehend  behandelt,  wäh- 
rend über  sie  in  einem  andern  Gouvernement,  wo  sie  auch  von  Bedeutung 
ist,  kein  Wort  verloren  wird.  Ja  selbst  die  Beschreibung  der  Kreise  des- 
selben Gouvernements,  die  von  demselben  statistischen  Bflreau  ausgegeben 
ist,  ist  vielfach  nach  anderer  Methode,  in  ganz  verschiedener  Vollständigkeit 
ausgefallen  —  dazwischen  mag  die  Erklärung  darin  liegen,  dafs  eine  andere 
Persönlichkeit,  die  den  Vorgänger  in  den  Schatten  zu  stellen  wünscht  oder 
überhaupt  sein  eigenes  Programm  ins  Bureau  trägt  ohne  Rücksicht  auf  die 
zum  Teil  bereits  nach  anderen  Grundsätzen  unternommene  und  abgeschlossene 
Arbeit,  oder  auch  dem  Verfasser  des  bereits  funktionierenden  Programms 
gefällt  dieses  nicht  mehr,  und  er  acceptiert  einfach  ein  neues.  Endlich  sind 
es  aber  auch  äufsere  Umstände,  die  eine  Änderung  des  Programms  insbeson- 
dere in  heikelen  Fragen  verlangt  haben:  Rücksicht  auf  die  derzeitigen  Macht- 
haber in  der  Landschaft  und  noch  mehr  auf  die  Forderungen  und  Winke 
der  Staatsregierung. 

Endlich  leidet  das  Material  in  so  manchen  Beziehungen  unter  einer 
mehr  oder  weniger  hervortretenden  Tendenz  der  Verfasser.  Insbesondere 
ist  solche  in  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  bemerkbar,  sodann  in  der 
Überschätzung  der  Bedeutung  des  kleinbäuerlichen  Grundbesitzes  und  in  der 
Unterschätzung  der  des  Grossgrundbesitzes.  Fast  ausschliefslich  sind  die 
Leiter  dieser  statistischen  Arbeiten  übereifrige  Anhänger  jener  altgewohnten 
und  aus  nationalen  und  sozialen  Gründen  hochgehaltenen  Grundbesitzordnung: 
was  sie  nicht  sehen  wollen,  haben  sie  vielfach  nicht  gesehen,  und  lassen 
Fragen  unberücksichtigt,  die  ihnen  unbequem  sind  oder  jene  Grundbesitzord- 
nung auch  nur  ungfinstig  erscheinen  lassen  (z.  B.  die  Wirkung  der  Solidarhaft 
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der  Gemeinde  Air  die  obliegenden  öffentlichen  Zahlnngsverpffichtüngen^  das 
Entziehen  von  Land  in  der  ZwiBchenzeit  zwischen  den  allgemeinen  Ver- 
teilungen n.  s.  w.). 

Diese  kurzen  Hinweise,  die  bei  Gelegenheit  vervollständigt  werden  sollen, 
mögen  als  Einleitung  zur  Beurteilung  zweier  gröfserer  Werke  genügen,  auf 
welche  die  Aufmerksamkeit  der  Leser  gelenkt  werden  soll 

Einige  Mitglieder  der  statistischen  Abteilung  der  Moskauschen  Gesell- 
schaft haben  sich  an  die  Aufgabe  gemacht,  eine  systematische  Bearbeitung 
des  reichen  Materials,  das  in  den  erwähnten  Landschaftseditionen  aufge- 
häuft ist,  zu  veranstalten.  Aber  gleich  bei  Entwurf  dieses  Themas  wird 
die  Einschränkung  gemacht,  dafs  es  sich  bei  dieser  Bearbeitung  um  die 
Elarlegung  und  Schilderung  des  bäuerlichen  Lebens  zu  handeln  habe. 
Diese  Einschränkung  war  schon  deshalb  geboten,  als  nur  in  verhältnismäfsig 
wenigen  Gouvernements  die  Wirtschaft  und  die  Lage  des  Grofsgrundbesitzes 
genau  untersucht  und  das  Material  verarbeitet  ist,  und  unter  diesen  giebt  es 
wiederum  nicht  wenige,  ftlr  welche  diese  Aufgabe  in  wenig  genflgender  Kürze 
gelöst  ist.  Es  läfst  sich  dabei  nicht  in  Abrede  stellen,  dafs  das  allgemeine 
Interesse  sich  weit  mehr  auf  die  Lage  der  bäuerlichen,  als  auf  die  der  guts- 
herrlichen Wirtschaft  richtet.  Aber  es  liegt  auch  noch  der  sachliche  Grund 
vor,  dafs  die  Grofsgrundbesitzer  leicht  verlautbaren  können,  wo  der  Schuh  sie 
drückt,  und  Mittel  und  Wege  finden,  ihre  Wünsche  an  mafsgebender 
Stelle,  sei  es  in  der  Landschaft,  sei  es  bei  der  Staatsregierung,  zur  Geltung 
zu  bringen,  was  sie  insbesondere  im  letzten  Jahrzehnt  in  hohem  Mafse  ausge- 
beutet haben.  Der  Bauer  vermag  das  nicht,  auch  wenn  er  als  Deputierter 
in  der  Landschaftsversammlung  sitzt. 

Eine  systematische  Verarbeitung  des  massenhaften  Materials  hat  nun 
ein  grofses  praktisches,  wie  auch  wissenschaftliches  Interesse.  Handelt  es 
sich  doch  um  die  Zugänglichmachung  eines  weitschichtigen  Materials  aus 
einer  grofsen  Anzahl  von  Bänden,  die  zusammenzuschaffen  nicht  allein  einer 
Privatperson  schwer  fällt,  da  so  manche  Bände  bereits  jetzt  bibliographische 
Seltenheiten  geworden  sind,  und  um  die  Erleichterung  der  Benutzung  des 
Stoffes  fttr  die  Bedürfnisse  der  Verwaltung,  wie  für  die  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  über  die  wirtschaftliche  Lage  des  Landes. 

Das  zu  bearbeitende  Material  ist  ein  ungemein  grofses.  Die  Landschafts- 
verfassungen bestehen  zur  Zeit  in  34  Gouvernements,  die  zusammen  258  Kreise 
zählen.  Abgesehen  von  den  statistischen  Arbeiten,  welche  pflichtmäfsig  das 
Landamt  (das  ausführende  Organ  der  Landschaftsversammlung,  der  beschlies- 
sendeu  Körperschaft)  fortlaufend  ausführt,  sind  von  der  Landschaft  (bis  1891) 
in  28  Gouvernements  in  258  Kreisen  wirtschaftlich -statistische  Erhebungen 
ausgeführt.  Sind  auch  so  manche  Erhebungen  nicht  oder  nur  in  Kürze  (in 
Berichten  verschiedener  Art)  durch  den  Druck  veröffentlicht,  so  ist  doch  das 
Meiste,  in  grofsen  statistischen  Sammelbänden  gedruckt,  weiteren  Kreisen 
zugänglich  gemacht.  Bis  1891  sind  allein  auf  dem  Gebiete  einer  grund- 
legenden wirtschaftlichen  Statistik  —  fUr  andere  Gebiete  giebt  es  auch  Pub- 
licationen,  insbesondere  für  das  Sanitätswesen,  Schulwesen  u.  s.  w.  —  circa 
320  Druckbände  erschienen;  ausserdem  sind  noch  etwa  130  Lieferungen 
illr  die  laufende  wirtschaftliche  Statistik,  wie  sie  13  Gouvernements  üblich 
ist,  zur  Ausgabe  gelangt,  znsammen  also  auf  diesem  Gebiete  etwa  450  Druck- 
schriften. In  der  Zeit  von  1870,  dem  Jahre  der  ersten  Anfänge  solcher 
Arbeiten  (Gouvernements  Wätka  und  Räsan)  bis  zum  Schluss  des  Jahres  1890, 
also  in  21  Jahren  haben  statistische  Erhebungen  zur  Ermittelung  der  bäuer- 
lichen Wirtschaft,  deren  Resultate  bereits   im  Druck  (zum  Jahre  1891)  er- 
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schienen  sind,  in  25  Gonvemements  stattgefunden  und  betreffen  mehr  denn 
4  Vi  Millionen  Bauerhöfe,  diese  Zahl  sinkt  auf  etwas  über  4  Millionen  (4030840), 
wenn  wir  nur  die  Erhebungen  durch  besondere  Expeditionen  rechnen  und  auf 
3  Vi  Millionen  (3309020),  wenn  wir  nur  die  pro  Hof  ausgeführten  in  Betracht 
ziehen;  diese  Höfe  verteilen  sich  in  24  Gouvernements  auf  133  ganze  und 
15  Kreise,  die  nur  zum  Teil  untersucht  sind;  das  diesen  Höfen  zugeteilte 
Bauerland  beträgt  37,89  Millionen  Dessätine,  schliefst  eine  Bevölkerung  von 
19,69  Millionen  Seelen  beiderlei  Geschlechts  ein  und  bildet  50429  Dörfer. 

Der  1.  Band^  der  unternommenen  systematischen  Bearbeitung  dieses 
weitschichtigen  Stoffes  enthält  —  als  Einführung  in  das  ganze  in  Angriff 
genommene  Werk  —  einen  „Allgemeinen  üeberblick  über  die  landschaftliche 
Statistik  der  bäuerlichen  Wirtschaft'^  von  A.  Fortünatow  und  sodann  den 
Hauptteil  des  Bandes :  „Die  bäuerliche  Gemeinde"  gezeichnet  W.  W.,  unter 
welchen  Initialen  der  auf  dem  Gebiete  der  bäuerlichen  ökonomischen  Fragen 
bekannte  Schriftsteller  W.  Wobonzow  seine  Arbeiten  veröffentlicht. 

Der  kurze,  35  Seiten  enthaltende  Überblick  des  Herrn  A.  Fortcnatow 
bietet  einen  geschichtlichen  Abrifs  der  Entstehung  und  Entwickelung  der 
landschaftlichen  Statistik,  behandelt  leider  nur  in  ganz  allgemeiner,  nicht  hinrei- 
chend orientierender  Art  die  Programme  und  die  Arten  der  Erhebungen,  woran 
sich  Materialien  zur  Beurteilung  der  Genauigkeit  der  Angaben  der  befragten 
Bauern  schliefsen,  wobei  auf  diese  Frage,  wie  auch  auf  das  gesamte  System 
dieser  Massenbeobachtungen  viel  zu  wenig  eingegangen,  dieses  fast  gar  nicht 
kritisch  beleuchtet  wird:  er  findet  Alles  vortrefflich  mit  einigen  schüchternen 
Bedenken.  In  den  einleitenden  Worten  haben  wir  einige  wesentliche  Mängel 
angedeutet. 

Räumlich  wie  auch  inhaltlich  bildet  den  Hauptteil  des  Werkes  die  um- 
fassende, 600  Seiten  Text  zählende  Arbeit  des  Herrn  W.  Woronzow.  Wir 
finden  hier  Alles  zusammengetragen  und  systematisch  gruppiert,  was  die  land- 
schaftliche Statistik  über  den  Gemeindebesitz  bietet  —  mit  Ausnahme  alles 
desjenigen,  was  sich  auf  die  eigentliche  Technik  der  Vertheiluug  des  Landes 
selbst  bezieht  Wenn  ich  von  meinem  eigenen,  in  deutscher  Sprache  er- 
schienenen Werke  „Zur  Geschichte  und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeinde- 
besitzes in  Rufsland''  absehe,  so  ist  die  Studie  Woronzows  der  erste  in 
gröfserem  Mafsstabe  angelegte  Versuch  der  systematischen  Verarbeitung  dieses 
Materials.  Auf  diesem  Gebiete  sind  bisher  nur  Specialfragen,  die  sich  auf 
einzelne  Teile  des  Landes  in  der  Bearbeitung  erstrecken,  behandelt,  wie 
z.  B.  die  Frage  der  Verschuldung  der  bäuerlichen  Bevölkerung  von  dem 
bekannten  Agrarhistoriker  P.  A.  Ssokolowsey  in  dem  im  Auftrage  des 
Komitee  für  Spar-  und  Leihgenossenschaften  verfafsten  Werk:  „Die  Spar- 
und  Leihgenossenschaften  in  Rufsland  nach  ihrer  Behandlung  in  der  Litteratur'', 
St.  Petersburg  1889. 

Das  Verdienst,  das  sich  Herr  W.  Woronzow  durch  diese  Arbeit  er- 
worben, wird  noch  erhöht  durch  die  Sorgfalt,  mit  welcher  er  das  reiche, 
seit  dem  Erscheinen  meines  Werkes  bedeutend  angeschwollene  Material  aus- 
gezogen und  gruppiert  hat,  es  wird  aber  erheblich  gemindert  durch  die 
Tendenziosität  der  Behandlung  der  Frage. 

Er  bietet  den  Stoff  in  12  Kapiteln,  wobei  er  die  Eigentümlichkeit 
beobachtet,   dafs   er  —   bis  auf  einige  Fälle  —   allein  das  Material  der 

1)  Der  Gesamttitel  für  die  erschienenen  und  die  noch  erscheinenden  Bände 
(in  russischer  Sprache)  lautet:  „Die  Resultate  der  wirtschaftlichen  Untersuchung 
Rufslands  nach  den  Daten  der  Statistik  der  Landschaft/*  Der  erste  Band  erschien 
Moskau  1892. 
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Landschaft:  bearbeitet  nnd  die  reiche  Litteratur  der  Frage,  an  welcher  er 
selber  thätigen  Anteil  genommen  hat,  bei  Seite  läfst.  Diese  Beschränkung 
hat  ihr  Mifsliches,  das  sich  auch  in  der  Arbeit  kundgiebt. 

Das  erste  Kapitel  behandelt,  soweit  sich  solches  aus  dem  erwähnten 
Material  ergiebt,  die  Entstehung  und  die  erstzeitige  Geschichte  der  allge- 
meinen ümteilungen  des  Landes  in  drei  Abschnitten,  und  zwar :  wie  aus  der 
occupatorischen  Besitznahme  des  Landes,  sodann  wie  aus  der  erblichen 
Nutzung  und  endlich  wie  aus  dem  Familienbesitz  mit  der  Zeit  eine  Regelung 
des  Grundbesitzes  durch  allgemeine  Ümteilungen  erfolgt  ist.  Im  zweiten  wird 
„die  Idee  der  allgemeinen  Umteilung  in  neuester  Zeit",  im  dritten  Kapitel 
„der  Kampf  um  die  Umteilung  und  die  Bedingungen,  die  den  Prozefs  einer 
Vorbereitung  in  dieser  oder  jener  Richtung  beeinflufst  haben",  besprochen. 
Im  vierten  Kapitel  werden  „die  individualistischen  Bestrebungen  in  der  zeit- 
genössischen Gemeinde"  (faktische  Ausbildung  des  persönlichen  Rechts  und 
die  Umwandlung  des  Gemeindebesitzes  in  individuellen,  Ausscheidung  einzelner 
Bauern  aus  dem  Gemeindebesitz  durch  gesonderte  Abtragung  der  Ablösungs- 
schuld und  durch  Verkauf  von  Gemeindeland  durch  die  Gemeinde),  im  fünften 
„Die  Systeme  der  Verteilung  des  Gemeindelandes",  im  sechsten  „Der  Bestand 
der  Personen,  die  nach  der  Neuverteilung  an  der  Nutzung  des  Gemeinde- 
landes Anteil  haben,  und  das  Mafs  der  Gleichmäfsigkeit  bei  der  Verteilung 
des  Landes  pro  ^Revisionsseele  und  bei  der  pro  vorhandene  Seele"  unter- 
sucht. Im  siebenten  Kapitel  wird  „Die  Verfügung  über  das  Gemeindeland 
in  der  Zeit  zwischen  den  allgemeinen  Ümteilungen",  im  achten  „Die  Art 
der  Ausgleichung  der  Verschiedenheit  der  Beschaffenheit  des  Landes  und 
wie  hierdurch  die  Forderungen  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  befriedigt 
werden,  sowie  der  Einfluss  des  Gemeindebesitzes  auf  die  Düngung  der  Felder" 
eingehend  geschildert.  Das  neunte  Kapitel  behandelt  „Die  Art  der  Nutzung 
der  Wiesen,  der  Weide,  des  Gehöftlandes  und  des  Waldes",  das  letzte  end- 
lich „Die  zusammengesetzten  Gemeinden,  die  Art  der  nicht  landwirtschaft- 
lichen Nutzungen,  die  gemeindeweise  Bestellung  des  Ackers  und  andere 
Unternehmungen  der  Gemeinde". 

Bereits  die  Wiedergabe  der  Kapitelbezeichnung  zeigt  die  Einseitigkeit 
und  Tendenziosität  des  Werkes:  es  trägt  den  allgemeinen  Titel  „Der  Ge- 
meindebesitz", und  doch  dreht  es  sich  überall  um  die  Ümteilungen  des  Landes, 
freilich  das  wichtigste  Gebiet  dieser  Grundbesitzordnung,  aber  dieses  doch 
nicht  erschöpfend.  Die  oben  bereits  erwähnte  Weglassung  des  auf  die  Technik 
der  Verteilung  des  Landes  Bezüglichen  erscheint  im  Hinblick  auf  Anlage 
und  Zweck  des  Werkes  durchaus  unstatthaft  und  zwar  um  so  weniger,  als 
die  hierbei  in  Betracht  kommenden  Momente  nicht  allein  solche  äufseren 
Charakters  für  die  Gestaltung  des  Gemeindebesitzes,  sondern  für  das  innere 
Gemeindeleben  von  Bedeutung  sind.  Und  wenn  der  Verfasser  als  Erklärung 
für  sein  Vorgehen  den  Grund  angiebt,  dafs  „die  hierauf  bezüglichen  Angaben 
nichts  Neues  zu  dem  bieten,  was  in  dieser  Beziehung  bereits  in  der  Litte- 
ratur bekannt  ist",  so  kann  dasselbe  von  seinem  ganzen  Werke  behauptet 
werden.  In  der  russischen  „Litteratur"  selbst,  wenn  wir  die  Materialien  der 
Landschaft  ausschliefsen ,  findet  sich  in  Betreff  der  Technik  der  Verteilung 
des  Landes  herzlich  wenig,  eine  systematische  Zusammenstellung  dieses 
Materials  —  soweit  wir  es  der  Landschaft  zu  verdanken  haben  —  aber  fehlt 
ebenso  wie  in  Betreff  der  Frage  des  Gemeindebesitzes  überhaupt,  die  Wobon- 
zow  so  eingehend  behandelt.  Es  fehlt  weiterhin  die  Darlegung  der  sehr 
wichtigen  und  tief  in  das  Gemeindeleben  einschneidenden  Institution  der 
„Loosgruppen"  —  zur  gröfseren  Bequemlichkeit  und  zur  Erleichterung  der 
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Verteilung  des  Landes,  der  Verteilnng  der  Natorallaateii  n.  s.  w.  wird  die 
Gemeinde;  znmal  wenn  sie  volkreich  ist;  in  Gmppen  und  üntei^rvppen  ge- 
teilt; in  dieser  Organisation  liegt  ein  gnt  Teil  der  inneren  Festigkeit  der 
Gemeinde;  nnd  sie  kann  als  Prinzip  der  Ordnung  im  Chaos  der  Gemeinde 
(Masse  in  der  Gemeindeversammlung)  gelten;  nnd  bei  ihrer  sweckmi(sigen 
weiteren  Ausbildung  würden  viele  derzeitige  Schiden  des  Gemeindelebens  ver- 
schwinden oder  mindestens  erbeblich  gemindert  werden. 

Ffir  die  Nichtbehandlnng  dieser  Fragen  giebt  er  freilich  einen  anderen 
Grund;  welcher  sein  Vorgehen  an  sich  erUären  könnte :  es  fehlt  an  Ai^ben 
hierflber.  Nach  der  ausgezeichnet  durchgeführten  Arbeit  des  zu  frtlh  ver- 
storbenen W.  OrloW;  der  den  gröfsten  Einfluss  auf  die  Entstehung  und 
weitem  Ausbau  der  landschaftlichen  Statistik  gellbt  hat;  für  das  Gouverne- 
ment MoskaU;  finden  sich  diese  Spezialgebiete  nur  in  einigen  Binden  ziem- 
lich ausftlhrlich;  in  einigen  ganz  kurZ;  in  den  meisten  aber  gar  nicht  be- 
handelt; nicht  einmal  erwähnt,  und  es  hat  gar  keinen  Wert;  wenn  es  in 
Betreff  eines  Kreises  einmal  heifst;  die  Verteilung  des  Landes  ist  so  wie 
Oblow  sie  im  Gouvernement  Moskau  auseinandergesetzt;  es  besagt  nichts, 
da  hier  grofse  Verschiedenartigkeiten  bestehen  und  der  Leser  nicht  erraten 
kanU;  welche  dieser  Arten  und  in  welcher  Verbreitung  sie  bestehen.  Eis  mag 
den  die  Erhebung  durchftlhrenden  Personen  diese  Angaben;  die  ja  kein  prak- 
tisches Interesse  und  dem  Anscheine  nach  für  die  Streitfrage  des  Gemeinde- 
besitzes keine  Bedeutung  haben ;  zu  ermitteln  langweilig  gewesen  seiU;  vor 
Allem  aber  ist  es  die  bereits  oben  gerügte  überftUe  der  Programmfragen; 
die  ein  Eindringen  in  die  DetailS;  zumal  wenn  es  sich  nicht  leicht  und  ziffem- 
mäfsig  ergiebt;  nicht  ermöglicht  beim  besten  Eönneu;  das  nicht  immer  grofs 
war,  und  beim  besten  WilleU;  der  auch  dazwischen  fehlte. 

In  diesem  grofsen  Werk  Woronzows  dreht  sich  eben  alles  um  die  eine 
grofse  FragC;  die  die  übereifrigen  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  in  gröfster 
Spannung  erhält  und  die  der  Verfasser  selbst  an  einer  Stelle  als  ;;das  Übel 
des  Tages^^  bezeichnet,  nämlich  um  die  Erscheinung;  dafs  in  der  Zeit  nach 
der  Emanzipation  der  bäuerlichen  Bevölkerung  resp.  nach  der  Ermäfsigung 
der  Ablösungszahlungen  und  der  Abschaffung  der  Kopfsteuer;  allgemeine 
ümteilungeu;  d.  h.  eine  Ausgleichung  des  Grundbesitzes  je  nach  dem  in- 
zwischen erfolgten  Wechsel  in  dem  Bestände  der  Familie  u.  s.  w.,  verhält- 
nur  selten  stattgefunden  haben.  Gegner  dieser  Grundbesitzordnung  sehen  in 
dieser  Erscheinung  den  sich  ankündigenden  Verfall  des  Gemeindebesitzes; 
die  Anhänger  können  sich  einer  Besorgniss  nicht  entziehen  und  suchen  nach 
Erklärungsgründen  vorübergehender  und  äufserer  Art;  um  nicht  die  Grund- 
lage dieses  Rechts  preisgeben  zu  müssen.  Schreiber  dieses  sieht  hierin  nur 
einen  ümwandlungsprozefs  in  die  durch  äussere  historische  umstände  (Ein- 
führung der  Schollenpflichtigkeit  und  der  Kopfsteuer,  verbunden  mit  einer 
Überlast  der  auf  den  landsässigen  Bauern  ruhenden  Zahlungsverpflichtungen 
und  Naturallieferungen  aller  Art)  hervorgerufene  heutige  Gestalt  des  Ge- 
meindebesitzes mit  seinem  gleichen  Recht  aller  Gemeindeglieder  auf  Land 
zu  einer  neuen  Gestalt,  die  dieses  Recht  in  seiner  heutigen  Form  der  Ver- 
wirklichung vernichtet ') 

Aber  —  auch  charakteristisch  für  die  übrigens  halb  unbewufste  Ten- 
denziosität  des  Verfassers,   die  übrigens  bei   den   anderen  übereifrigen  An- 

1)  Hierüber  in  meinen  Schriften:  Zur  Geschichte  und  Kritik  des  Gemeinde- 
besitzes in  Rafsland,  Tl.  lll.,  p.  4  u.  fg.,  311  u.  fg.,  in  der  „Festgabe  für  Georg 
Hanssen'*  der  Artikel  „Genossenschaftliches  Grundbesitzrecht  in  Kufsland'S  und  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften:  „Mir'*. 
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hängen  dieser  Omndbesitzorclnimg  desgleichen  zu  finden  ist  —  es  wird  auf 
das  Wesen  dieser  Erscheinung  nicht  näher  eingegangen,  als  dafs  die  Ab- 
neigung gegen  eine  neue  allgemeine  ümteilnng  und  insbesondere  der  nahe- 
liegende nnd  entscheidende  Omnd  mit  wenig  besagenden  GrOnden  abgethan 
oder  gans  ttberseben  wird^  wie  fDr  einen  grofsen  Teil  der  H5fe  eine  solche 
Nenyerteilang  eine  Eflrznng  des  Grundbesitzes  bedentet,  die  nicht  allein  eine 
Schmftlening  der  Einnahme,  sondern  auch  eine  mehr  oder  weniger  empfind- 
liche Störung  des  bestehenden  Wirtschaftsb^triebes  in  sich  schliefst,  und 
zwar  ftlr  den  Teil  der  Höfe,  dessen  Personalbestand  seit  der  letzten  üm- 
teilung  abgenommen  hat  resp.  gleichgeblieben  ist  bei  allgemeiner  Zunahme 
der  Bevölkerung  in  der  Gemeinde.  Und  wo  bei  Reproduktion  vieler  Ta- 
bellen über  die  durch  die  Neuverteilung  hervorgerufene  Änderung  des  Be- 
sitzstandes der  Höfe  (Familien)  jene  Verringerung  des  Grundbesitzes  grell 
in  die  Augen  tritt,  da  begnügt  er  sich  mit  nachstehenden  Worten:  „Wir 
warnen  den  Leser  davor,  die  Veränderung  in  der  Wohlfahrt  der  Gemeinde- 
glieder in  eine  proportionale  Beziehung  zur  Veränderung  der  Gröfse  ihrer 
Landanteile  zu  seteen.  Zur  richtigen  Beurteilung  der  gegenseitigen  Ab- 
hängigkeit dieser  zwei  Erscheinungen  mufs  man  dessen  eingedenk  sein,  dafs 
der  Bauer  nicht  allein  auf  seinem  Gemeindelandanteil  wirtschaftet,  sondern 
auch  auf  dem  von  der  Staatsdomänenverwaltung,  von  Gutsbesitzern  xmd  auch 
von  eigenen  Gemeindegenossen  gepachteten  Lande,  dafs  das  Mafs  des  Be- 
darfs nach  solcher  Pachtung  von  der  Gröfse  des  eigenen  Landanteils  ab- 
hängt Endlich,  je  weniger  die  Bauern  sich  mit  Ackerbau  beschäftigen,  um 
so  mehr  verbleibt  ihnen  Zeit  für  andere  Arbeiten,  zu  welchen  die  gröfsere 
Hälfte  der  Bevölkerung  selbst  im  Schwarzerdegebiet  ihre  Zuflucht  nimmt. 
Aus  diesen  Gründen  befindet  sich  der  Wohlstand  der  Bevölkerung  überhaupt 
und  noch  weniger  der  der  einzelnen  Hufe  in  der  ausschliefslichen  Abhängig- 
keit von  der  Gröfse  des  Landanteils.^^ 

Vor  allem  fällt  hier  der  logische  Schnitzer  auf,  der  in  dem  Zusatz: 
„ ausschliefs liehe '^  zum  Worte  „Abhängigkeit^^  Uegt.  Denn  es  handelt 
sich  ja  in  dieser  Frage  gar  nicht  um  die  Ansschliefslichkeit  des  angedeuteten 
Abhängigkeitsverhältnisses,  sondern  überhaupt  um  die  Wirkung  der  Kürzung 
des  Landanteils  auf  den  Zustand  der  Wirtschaften.  Im  Eifer  der  Vertretung 
seiner  Ansicht  übersieht  er  ganz,  wie  er  selbst  —  und  mit  ihm  seine  Ge- 
sinnungsgenossen —  so  eindringend  für  die  Erweiterung  des  Bauerlandes 
resp.  für  Aussiedelung  als  allgemeine,  nicht  etwa  auf  gewisse  Landstriche 
zu  beschränkende  Mafsregel  plädiert  hat.  Alles  das  wäre  ja  nicht  erforder- 
lich, wenn  überall  oder  auch  nur  in  den  weiten  Landstrichen  des  Teiles  des 
Reichs,  wo  die  Landwirtschaft  den  Haupterwerbszweig  bildet,  anderer  Er- 
werb so  bequem  und  ertragreich,  wie  die  Bestellung  des  eigenen  Land- 
anteils, sich  darbieten  würde.  Daran  fehlt  es  aber  durchaus  fast  in  allen 
Teilen  des  Reichs  —  zum  grofsen  Teil  infolge  der  der  neuen  Zeit  nicht 
mehr  entsprechenden  Form  des  Gemeindebesitzes,  die  einen  zu  grofsen  Bruch- 
teil an  die  Scholle  bindet,  welche  ihn  nicht  ernähren  kann.  Diese  par- 
tielle Übervölkerung  —  bei  sonst  dünn  gesäter  Bevölkerung  —  bringt  es 
mit  sich,  dafs  die  Pachtsätze  für  Land  aufserordentiich  hoch  stehen,  die  dem 
Arbeiter  einen  nur  geringfügigen  Lohn  (mit  dem  Risiko  bei  geringer  Ernte 
oder  gar  Mifsemte)  übrig  lässt,  dafs  der  Lohn  fttr  Arbeiter  sehr  niedrig,  in 
dem  vornehmlich  auf  Ackerbau  angewiesenen  Landstrich  (Gebiet  der  Schwarz- 
erde und  der  Steppe)  insbesondere  der  Lohn  fOr  Arbeiter  mit  Gespann  so 
wenig  den  ohnehin  geringen  Lohn  für  Arbeiter  ohne  Gespann  übertrifft,  dafs 
häufig  das  Pferd  mit  dem  ÜberschuOi  kaum  zu  ernähren  wäre,  denn  der  durch 
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eine  ümteilnng  gekürzte  Landanteil  beschäftigt  nicht  mehr  ein  Gespann, 
das  Pferd,  die  Möglichkeit  der  eigenen  Wirtschafteführnng,  will  aber  der 
Bauer  nicht  aufgeben.  In  diesem  Konkurrenzkampf,  um  das  eine  Pferd  sich 
zu  erhalten,  wurden  die  Pachtpreise  in  die  Höhe,  die  Löhne  heruntergetrieben,  — 
unterliegen  natttrlich  die  ökonomisch  Schwächeren,  die  mit  dem  Verlust  des 
Pferdes,  für  welches  sie  so  viel  Opfer  gebracht,  ihre  eigene  Wirtschaft 
schliefslich  aufgeben  müssen,  auch  wenn  es  ihnen  erst  gelingt,  mit  gemie- 
tetem Anspann  sich  noch  einige  Zeit  zu  halten.  Die  Misere  in  der  Haus- 
industrie ist  bekannt,  ebenso,  dafis  das  übergrofse  Angebot  unqualifizierter 
Arbeiter,  die  die  heutige  Gestalt  des  Gemeindebesitzes  auf  den  Markt  wirft, 
solche  Arbeit  auf  einem  unglaublich  niedrigen  Preisstand  erhält,  während 
jede  qualifizierte  Arbeit  sehr  hoch  bezahlt  wird. 

Alle  diese  Thatsachen  ergeben  sich  auch  aus  der  landschaftlichen  Sta- 
tistik, wenn  nur  das  Augenmerk  auf  diesen  inneren  Zusammenhang  gerichtet 
wird.  Die  erste  Aushilfe,  die  Woronzow  anführt,  die  Pachtung  von  Land, 
wird  im  H.  Bande  der  Bearbeitung  des  statistischen  MateriaLs  der  Landschaft, 
auf  welches  wir  später  zu  sprechen  kommen  werden,  in  den  düstersten  Farben 
geschildert.  Und  doch  findet  Woronzow  fftr  die  gegen  eine  Neuverteilung 
des  Landes  Opponierenden  keine  andere  Bezeichnung  als  „eng-egoistisch'', 
„gierig"  u.  s.  w. 

Dabei  erkennt  Woronzow,  wie  auch  die  anderen  übereifrigen  Anhänger 
dieser  Grundbesitzordnung  nicht,  dafs  sie  die  Weiterexistenz  dieser  gefährden, 
wenn  sie  sich  der  Erkenntnis  jener  Thatsachen  verschliefsen  und  insbeson- 
dere die  Untersuchung  jener,  durch  Umteilung  und  die  damit  zusammen- 
hängenden Fragen  hervorgerufenen  Gährung  in  der  Gemeinde  unterlassen  : 
solch  ein  Verhalten  stärkt  einerseits  die  Gegner  des  Gemeindebesitzes,  dessen 
Grundgedanken  wir  mit  aller  Energie  vertreten,  in  einer  Zeit,  wo  ein  g&nzer 
Sturm  gegen  diese  Institution  entfesselt  ist,  andererseits  wird,  bleibt  die  Ge- 
meinde sich  selber  überlassen,  der  Gemeindebesitz  und  das  starke  innere 
Gemeindeleben  im  Kampf  um  und  wider  die  Umteilung  untergraben! 

Wie  der  Verfasser,  von  seiner  p]iantastischen  Idee  getragen,  seinen  Blick 
fftr  die  sich  regende  Kraft  in  der  Gemeinde  verschliefst,  so  geht  er  in  Be- 
treff der  Entstehung  dieses  Grundbesitzrechts  mit  einer  an  das  Naive  gren- 
zenden Unbefangenheit  vorüber.  Dagegen  findet  er  Zeit  und  Raum  in  seinem 
Werke,  eine  besondere  Theorie  sich  zurecht  zu  legen,  um  sich,  ohne  dem 
Gemeindebesitz  nahezutreten,  den  besonders  unter  den  früher  gutsherrlichen 
Bauern  sich  stark  zeigenden  Widerstand  gegen  eine  neue  allgemeine  Um- 
teilung verständlich  zu  machen. 

Diese  tritt  uns  gleich  in  den  ersten  Zeilen  des  Werkes  entgegen.  Es  heifst 
hier:  „die  Gemeinden  der  gutsherrlichen  Bauern  haben  das  Recht,  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  auch  die  Möglichkeit  der  Regulirung  des  Grundbesitzes  ihrer 
Glieder  erst  mit  der  Befreiung  aus  der  Leibeigenschaft  auf  Grund  des  Ge- 
setzes vom  19.  Februar  1861  erhalten'^  Eine  Erklärung  dieser  Behauptung 
finden  wir  später,  wo  der  Verfasser  versichert,  zur  Zeit  der  Leibeigenschaft 
habe  der  gutsherrliche  Bauer  in  der  Mehrzahl  der  Fälle  keine  freie  Re- 
gulierung der  Nutzung  des  Landes,  wie  sie  in  der  gleichmäfsigen  Verteilung 
des  Landes  besteht,  gekannt,  denn,  führt  er  an,  auf  den  Gütern  mit  Arbeits- 
frohne  hing  die  Umteilung  des  Landes  vom  Willen  der  Gutsherren  ab, 
diese  Bauern  waren  also  Neulinge  auf  diesem  Gebiet,  und  der  nationale  Geist 
konnte  sich  nicht  so  schnell  entwickeln  und  in  einer  neuen  Umteilung  seinen 
lebendigen  Ausdruck  finden. 

Wie  streng  sich  der  Verfasser  sonst  auch  an  den  Grundsatz  festhält, 
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seinem  Werke  nur  die  Editionen  der  LandBchaft  zn  Grunde  zu  legen,  weicht 
er  von  ihm  ab,  wenn  es  sich  ihm  nm  die  Vertretung  seiner  LiebHngsidee 
handelt:  zur  Bekräftigung  oder  eigentlich  Begründung  jener  Behauptung 
bietet  er  einen,  zwei  Seiten  (in  Petit  gesetzt)  unpassenden  Abdruck  aus  einer 
anderwärts  erschienenen  Abhandlung  über  diese  Grundbesitzordnung  in  einer 
Wolost  und  ihrer  Umgegend  (im  Gouvernement  Kasan)  als  einzigen  Stütz- 
punkt seiner  Behauptung;  aus  ihr  ergiebt  sich  aber  nur  die  auch  sonst  be- 
kannte Thatsache  einer  Beeinflussung,  aber  in  diesem  ausdrücklich  auf  einen 
umgrenzten  Landstrich  sich  beziehenden  Citat  wird  noch  besonders  hervor- 
gehoben, dafs  dort  auch  arbeitspflichtige  Gemeinden  aus  eigener  Initiative 
ümteilungen  durchgeführt  haben. 

Aus  jener  einen  Thatsache  schliefst  nun  Woronzow  auf  die  gutsherr- 
lichen Bauern  überhaupt,  als  auch  auf  die  Gemeinden,  welche  seit  Alters 
Geldpacht  (Obrok)  dem  Gutsherrn  entrichteten  und  fast  ausnahmslos  ganz 
selbständig  über  das  Land  (durch  ümteilung  u.  s.  w.)  verfügten.  Bei  diesen 
Bauern  finden  wir  nun  dieselbe  Abneigung  gegen  eine  Neuverteilung  des 
Landes,  wie  bei  früher  frohneleistenden  Bauern,  soweit  die  erforderlichen  Vor- 
bedingen  zutreffen,  d.  i.  wo  die  auf  der  Gemeinde  lastenden  öffentlich-recht- 
lichen Zahlungen  und  Naturalleistungen  (mit  Einschlnfs  der  Ablösungszah- 
lungen) nicht  den  Ertragswert  des  zugeteilten  Landes  überragen,  wo  der 
Besitz  des  Landanteils  keine  ökonomische  Last,  sondern  von  Vorteil  ist:  die 
allgemeine,  hier  wie  dort  bestehende  Ursache  dieses  Verhaltens  ist,  diesen 
Vorteil  nicht  aufzugeben.  Dabei  weisen  die  Bauern  auf  die  Entrichtung  der 
Ablösungszahlungen  (aufser  den  Zinsen  die  Amortisationsquote)  und  die  viel- 
fach gezahlte  Extrakapitalsumme  an  den  Gutsherrn,  durch  diese  Zahlungen 
hätten  sie  ein  Recht  auf  den  jetzigen  Landbesitz  erworben  und  sprechen 
der  Gemeinde  das  Recht  einer  Kürzung  des  Landanteils  zu  Gunsten  anderer 
Höfe,  deren  Personalbestand  zugenommen,  ab. 

Wo  aber  diese  Vorbedingungen  fehlen,  d.  h.  wo  die  obliegenden  Leist- 
tungen den  Ertragswert  des  Landes  überragen,  der  Besitz  des  Landes  eine 
Last  ist,  dort  fanden  je  nach  Lage  der  Dinge  häufig  allgemeine  und  par- 
tielle ümteilungen  statt  (d.  h.  Abnahme  von  Seelenlandanteilen  von  den  an 
Arbeitskraft  und  überhaupt  ökonomisch  schwächer  gewordenen  Höfe  und  Auf- 
wälzen von  Land  auf  stärker  gewordene  Höfe)  und  zwar  infolge  der  Solidar- 
haft  der  Gemeinde  in  Betreff  jener  Zahlungen,  nicht  aber,  wie  Wobonzow 
phantastisch  sich  zurechtlegt,  da  hier  ein  reges  Markgemeindeleben  pulsiert. 

Überhaupt  beachtet  der  Verfasser  die  ökonomische  Seite  der  Frage  nur 
ganz  beiläufig,  wie  schon  aus  dem  Mitgeteilten  ersichtlich.  Und  wo  er  wirt- 
schaftliche Momente  durchaus  anzuführen  hat,  da  werden  sie  an  die  letzte 
Stelle  gesetzt,  wo  sie  die  erste  Stelle  einzunehmen  haben. 

Es  erscheint  das  ganze  Werk  als  ein  Plaidoyer  für  den  Gemeindebesitz, 
wobei  der  soziale  Gesichtspunkt  dem  nationalen  gleichkommt  Der  Verfasser 
erklärt  übrigens  in   der  Vorrede  ganz  naiv,   dafs   er,  um   das  Werk  dem 


1)  Beim  nochmaUgen  Durchblättern  des  Werkes  sind  mir  drei  Fälle  des  Citie- 
rens  anderer  Schriften  als  die  der  Landschaften  anfgestofsen :  der  zweite  Fall  ist 
ebenso  charakteristisch  wie  der  erste:  eine  auf  eine  Erfahrung  in  enger  Umgren- 
zung aus  dem  Jahre  1857  beobachtete  Erscheinung  soll  beweisen,  dafs  die  Bauern 
auch  bei  einer  beyorstehenden  allgemeinen  Ümteilung  sich  nicht  von  der  Düngung 
der  Felder  abhalten  lassen  —  eine  Einschränkung  des  Verfassers  für  die  Jetztzeit 
ist,  dafs  einige  wohlhabende  und  dazu  geizige  Bauern  in  solchem  Fall  das  Feld 
weniger  sorgfältig  bestellen  mögen!!  Der  dritte  Hinweis  auf  eine  ft'emde  Quelle  findet 
desgleichen  nur  m  der  Einseitigkeit  des  Verfassers  seine  Erklärung  und  besagt  an 
sich  nichts. 
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Dnrchschnittsleser  sehmackhaft  zn  machen,  das  Mitzuteilende  dnrck  eiAe'^^Idee^' 
erleuchtet  habe.  Versichert  er  nun  auch,  sich  dämm  bemüht  zn  haben,  dafs 
dag  Hineintragen  der  Idee  nicht  die  Vollständigkeit  des  mitzuteilenden  Stoffes 
beeinträchtige  und  dafs  die  seiner  Idee  widersprechenden  Thatsachen  ihren 
Platz  neben  den  ihnen  gegensätzlichen  einnehmen,  so  ist  doch  das  Material 
so  gruppiert,  dafs  der  Leser,  dem  dieses  nicht  bekannt  ist,  in  vielen  wich- 
tigen Punkten  nicht  im  Stande  sein  wird,  ein  anderes  Resultat  ans  der  Dar- 
stellung herauszuschälen,  als  der  Verfasser  es  ihm  darreicht  Um  zu  dem 
bereits  Mitgeteilten  noch  Etwas  hinzuzufOgen.  Zu  der  ftür  seine  „Idee'^,  den 
Gemeingeist  im  russischen  Bauern,  so  wichtigen  Frage  des  Übertritts  vom 
individuellen  Grundbesitzrecht  zum  Gemeindebesitz,  werden  diejenigen  Kate- 
gorien von  Einzelfällen,  wo  dieser  Übergang  ganz  klar  und  allein  unter  dem 
angedeuteten  Druck  (überlast  der  Zahlungen  bei  Solidarhaft  der  Gemeinde)^ 
wie  z.  B.  in  einem  Teil  des  Gouvernements  Tschemigow,  oder  durch  den 
direkten  Zwang  der  Gutsbesitzer,  wie  im  Gouvernement  Charkow,  statt- 
gefunden hat,  einfach  verschwiegen.  Wo  die  staatlichen  Beamten  einen 
Druck  in  dieser  Beziehung  ausgeübt  haben  —  und  das  ist  nachweisbar  fast 
überall  der  Fall,  soweit  nicht  das  fiskalische  Moment  an  sich  schon  die  ent- 
scheidende Stimulus  war  —  da  heifst  es  einfach,  der  nationale  Geist  war 
es,  der  die  Beamten  so  handeln  liefs ;  —  ob  hierbei  wohlerworbene  Rechte 
verletzt,  bestehende  Wirtschaften  ge-  und  zerstört  werden,  das  spielt  keine 
Rolle,  wenn  nur  jene  angeblich  nationale  Idee  zum  Dnrchbruch  gelangt.  Auch 
das  stört  den  Verfasser  nicht,  dafs  ja  auch  Angehörige  fremder  Stämme  und 
Rassen,  deren  separatistische  und  dem  Russischen  abneigende  Haltung 
so  vielfach  beklagt  wird,  wie  Deutsehe,  Finnen,  Tartaren  u.  s.  w.  zu  der 
,,russischen^'  Grundbesitzordnung  übergegangen  sind,  und  auch  wo  die  Vor- 
bedingungen zu  diesem  Übergang  in  der  neueren  Zeit  in  Wegfall  gerathen 
sind,  dieser  sich  doch  noch  erhält.  Diese  Erscheinung  führt  er  an,  sie  zn 
erklären,  unterläfst  er  aber.  Er  geht  einfach  vom  Gesichtspunkt  der  ür- 
sprünglichkeit  des  Gemeindebesitzes  als  einer  national-russischen  Eigentüm- 
lichkeit aus,  abgesehen  davon,  dafs  die  Durchforschung  unzähliger  historischer 
Aktenstücke  aller  Art  auch  keinen  einzigen  Fall  hat  nachweisen  lassen,  es 
hätte  vor  der  EinfClhrung  der  Schollenpflichtigkeit  und  der  Kopfsteuer  das 
heutige  Gemeindebesitzrecht  bestanden,  d.  h.  das  gleiche  Recht  jedes  Gemeinde- 
gliedes auf  das  Gemeindeland,  welches  Recht  eventuell  durch  zwangsweise 
Kürzung  des  Grundbesitzes  anderer  Gemeindeglieder  verwirk- 
licht ward;  —  abgesehen  davon,  dafs  solch  ein  Recht  sich  bei  keinem  Volke  der 
Welt  überhaupt,  wo  nicht  (wie  z.  B.  auf  Java)  die  gleichen  Vorbedingungen  jenes 
Recht  gezeitigt  haben,  und  insbesondere  bei  keinem  slavischen  Stamme  (die 
Familiengemeinschaft,  die  Sadruga  bei  den  Serben  u.  s.w.  ist  etwas  ganz  anderes), 
ja  selbst  bei  keinem  anderen  russischen  als  bei  dem  grofsrussischen ,  nicht 
bei  dem  klein-  und  dem  weifsrussischen  sich  gezeigt  hat,  so  lange  und  soweit 
diese  nicht  unter  dem  grofsrussischen  Regime  standen,  dafs  die  Thatsachen, 
die  die  nationale  Ursprünglichkeit  des  Rechts  nachweisen  sollen,  teils  Er- 
scheinungen primärer  Lebensordnung,  teils  nicht  Ursache,  sondern  umgekehrt 
Wirkung  der  seit  Jahrhunderten  bestehenden  Grundbesitzordnung  sind,  dafs 
aus  dem  Charakter  des  russischen  Volkes  jene  Eigentümlichkeit  nicht  heraus 
dedudert  werden  kann,  überhaupt  kein  Gemeinwesen,  welche  Selbstaufopfe- 
rung jedes  thatkräftige  Volk  in  Fällen  der  Not  zur  Selbsterhaltung  auch 
zeigt,  in  dem  engen  Verbände  der  Nachbarn  einen  soleh  haben,  idealen,  sitt- 
lich reifen  Standpunkt  je  gehabt  hat,  die  eigene  Existenz  zu  opfern  zu  Gunsten 
von  Gemeindegenossen,  die  u.  U.  nicht  einmal  im  Stande  sind  (aus  Mangel 
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an  Mitteln  zur  Einrichtung  resp.  zur  Vergröfsernng  der  Wirtschaft),  den  er- 
langten Besitz  in  rechter  Weise  zu  bestellen  resp.  zu  nutzen,  und  daljs  end- 
lich die  neue  Zeit,  die  auch  den  Domänenbauem  die  Freiheit  der  wirt- 
schaftlichen Bewegung  und  die  freie  Selbstverwaltung  verliehen  hat,  nach 
allen  Seiten  einen  Individualismus  zeigt,  dessen  starkes  Auftreten  sich  als 
Reaction  gegen  die  früher  erdrückende,  künstlich  grofsgezogene  Macht  der 
Gemeinde,  wie  sie  dem  Bureaukratismus  so  bequem,  kundthut  und  so  deut- 
lich den  Protest  gegen  das  Recht  auf  Land,  wie  er  bis  jetzt  verwirklicht 
ward,  erkennen  läfst. 

Das  Werk  leidet  unter  der  zu  starken  Hervorkehrung  dieser  Idee  um 
so  mehr,  als  die  Verfasser  der  hier  bearbeiteten  Quellenwerke  fast  ausnahms- 
los auch  übereifrige  Anhänger  jener  Grundbesitzordnung  sind,  auch  ihre 
Behandlung  des  Stoffes  unter  dem  Gesichtswinkel  jener  Idee  erfolgt  ist 
Somit  wird  das  Bild,  das  man  sich  von  den  thatsäohlichen  Verhältnissen 
allein  nach  dem  WoRONzow'schen  Werk  machen  würde,  ein  verzerrtes.  Aber 
auch  der  positive  Inhalt  hat,  wie  oben  bemerkt,  unter  dieser  Tendenziosität 
gelitten:  auf  viele  Erscheinungen  des  inneren  Lebens  der  Gemeinde,  die  mit 
dem  Wesen  des  Gemeindebesitzes  auf  das  engste  verbunden  sind,  wird  wenig 
oder  gar  nicht  eingegangen,  insbesondere  vermissen  wir  —  schon  in  dem 
Quellenwerk  der  landschaftlichen  Statistik,  hier  aber  noch  mehr  —  ein 
näheres  Eingehen  auf  die  Steuerverhältnisse  innerhalb  der  Gemeinde,  die 
Vertheilung,  Erhebung  der  Steuern,  wie  die  Rückstände  beigetrieben  werden, 
wie  die  SoUdarhaft  der  Gemeinde  in  Betreff  der  Rückstände  zur  praktischen 
Anwendung  gelangt,  auf  die  Gestaltung  der  partiellen  Umteilungen  u.  s.  w. 
Das  Wenige,  was  in  dieser  und  anderen  Fragen  beregter  Art  in  der  land- 
schaftlichen Statistik  vorhanden  ist,  erscheint  in  der  Bearbeitung  Worokzow's 
weiterhin  abgeblafst.  Freilich  würde  gerade  das  nähere  Eindringen  in  diese 
Fragen  zeigen,  wie  das  Steuerwesen  die  Basis  des  Gemeindebesitzrechts  ist^ 
und  das  bestätigt  weiter,  dafs  dieses  Grundbesitzrecht  nicht  aus  dem  Recht 
aller  Personen  auf  den  gleichmäfsigen  Landanteil  entstanden  ist,  sondern 
vielmehr  aus  der  Pflicht  der  Übernahme  überhoher  Leistungen. 

Ungeachtet  dieser  Ausstellungen  hat  das  Werk  Woronzows,  der  mit 
vielem  Fleifs  ein  grofses  Material  zusammengetragen  und  verarbeitet  hat,  einen 
grofsen  Wert:  kritisch  benutzt  wird  es  Ar  jeden  Forscher  auf  diesem  Ge- 
biet ein  unentbehrliches  Handbuch  sein,  um  über  wichtige  Seiten  sich  zu 
orientieren,  und  dient  dem  Neuling  auf  diesem  Gebiete  als  Handhabe,  sich 
in  dem  Labyrinth  der  vielen  Bände  der  landschaftlichen  Statistik  zurecht- 
zufinden. 

Zwei  Punkte  sind  es,  die  mich  veranlafst  haben,  die  Mängel  des  Werkes 
so  ausführlich,  wie  geschehen,  zu  behandeln:  einerseits  fallen  die  meisten 
Schriftsteller  aus  dem  Lager  der  Anhänger  des  Gemeindebesitzes  in  die- 
selben Fehler,  andererseits  bietet  gerade  die  einseitige  Behandlung  den 
Gegnern  eine  wirksame  Handhabe  zum  Kampf  gegen  diese  Grundbesitzordnung. 
Und  gerade  in  jetziger  Zeit  ist  der  Ansturm  gegen  den  Gemeindebesitz  sehr 
stark,  welcher  —  statt  einer  organischen  Ausgestaltung  dieses  Grundbesitzrechts, 
die  seine  Mifsstände  zu  beseitigen,  seinen  grofsen  sozialen,  in  das  nationale 
Bewufstsein  übergangenen  Grundgedanken  aber  mit  möglichster  Erhaltung 
der  historisch  gewordenen  Gestaltung  zu  erhalten  hat  —  bureaukratische  Ein- 
mischung  erstrebt,  um  jenes  Grundbesitzrecht  überhaupt  zu  vernichten. 

St  Petersburg.  Joh.  v.  Eeussler. 
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5u  amtlidjem  unb  5U  afabemifdjcm  (ßcbraucfcc. 

Dr.  fiarl  6tnbinfl 

orb,  ^rofcffor  bcr  dltCbtt  in  8ei)>at3< 

(Erfdiirnfn  Unli:  »'•    «^^toiiicrt. 

$eft    I:  Xit  Derfaffnng  5c9  HorÜ^cntf^fn  dun^cs  t)om  IT.^^ril  1SG7   unb  bie  t^ttfaffiing 

5r$  JDcntfdjtn  ftrtd)r0  »om  16.  ^prt(  1871.    ^  1.2U. 
«      II:  !Dic  9rrfa|fnitg.2»c5  9(ntfd)tu  llci4)C0  bom  28.  äßärg  1849  unb  bte  €ntmnxfe  ^n 

fogrnanntfn  (Erfurter  Kitioiis-I^erfaffnng.    (Tlcixi  unb  %\sx[{  1850).    ^  1.50. 
=    III:  2:ie  ftonfoleration^-Aktc  )rr  rl)diiif4cu  0un)($|laattn  toom  12.  Suli  1806.  —  Tit 

ütnifttjt  ünnUS'MU  i^om  8. 3uni  1815.  —  2)ic  IPIcncr  Sdiln^-Aktr  öom  15.  3Äai 

1820.    .^  i.— . 
=    VI:  ^ttfaflünqsnxkmU  5m  fioiilgrcldj«  Swtifeii.    35om  4.  ©e^tcmBcr  1831   mit  aflen 

STOänbcrunöcn  biß  jum  ©cfct?  toom  20.  STpvil  1892.    ®amt  brci  SCntacjcn.  J^  2.75. 

3ir  ilorbertitiiiig  bcfinbcn  fic^: 

§cft  IV :  2Jic  ilcrfttirnttg  uon  JJreuJtn. 
=      V:  2)ie  llerfaffung  von  6aQ(rn. 
=  VII:  3)ic  iJcrfalfung  ooii  ttlurttnnlirrg. 
rVIII:  2)ic  ilerftt|)fniig  uon  ßahtn  un5  tjcffen. 

i    IX:  2)te  l^frfalfnngsrutiDidicluug  in  3ad)fcn-Q)ctinar  bon  1809  biß  jur  @egenn?art. 
0      X:  !2^i6  t)crfa|fnngen  uon  Cübcdi,  firrnicn  uu5  i^amlinrg  atß  iRc^räfcntantcn  bcr  freu 
ftaattic^^cu  SBcrfafinnc^öform. 


Orell  Füssli -Verlag,  Zürich. 
Die 

Mf  eiz  lä  lue  ölTentlictien  Siedsgerichte. 

Eine  historische  Studie  von  Dr.  K.  Meisterhans. 

S'\    broscli.     39  Seiten.    Mk.  1.— 

*  *  *  Die  Schiedsgerichte  bilden  einen  wesentlichen  Teil  der  Verhandlungen 
aller  Friedensvereine,  so  dass  die  vorliegende  Arbeit  ausser  dem  allgemeinen  histo- 
rischen, noch  ein  bedeutendes  Interesse  für  die  Mitglieder  jener  Vereine  hat 

Allgem.  Schweizer  Zeitung,  Bas  kl. 

Der  Verfasser  verfolgt  hier  an  der  Hand  der  Urkunden  das  Schiedsgericht 
in  der  Schweiz  von  den  ersten  Anfängen  bis  auf  die  Neuzeit  herab.  Eine  Arbeit 
wie  die  vorliegende  fehlte  bisher  gänzlich,  und  da  der  Verfasser  selbständig  die 
Urkunden  durchforscht  bat,  so  fällt  auch  manches  Neue  und  Interessante  für  die 
Geschichte  ab.  Schweizer.  Handels- Zeitung,  Zürich. 
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Im  Verlag  von  Larose  &  Forcel  in  Paris,  rue  Soufflot  22,  erscheint  soeben  der 
VII.  Jahrgang  der  Monatsschrift 

Revue  d'fconomie  Folitique 

von 

P.  CauwÄs  (Paris)  E.  Schwiedland  (Wien) 

K.  Gide  (Montpellier)  E.  VlUey  (Caen). 

Preis  jährlich  21  Francs. 
Die  Zeitschrift  brachte  in  den  letzten  Jahren  Aufsätze  von  d'AulniS  (Utrecht), 
Beauregard  (Paris),  v.  Böhm-Bawerk  (Wien),  Brentano  (München),  Bücher  (Leipzig), 
J.  B.  Clark  (Northampton),  L  Cossa  (Pavia),  Foxwell  (Cambridge),  Jssajew  (St.  Petersburg), 
Knapp  (Strassburg),  Laveleye  f,  Levasseur  (Paris),  Lorla  (Padua),  Macleod  (London), 
Mataja  CVVien),  v.  Matlekovich  (Budapest),  Menger  (Wien),  v.  MIaskowski  (Leipzig),  Munro 
(Manchester),  Oncken  (Bern),  Philippovich  (Freiburg),  Piernas  (Madrid),  Pigeonneau  t, 
Rabbeno  (Bologna),  Sauzet  (Paris),  Schmoller  (Berlin),  st  Marc  (Bordeaux),  Walras 
(Lausanne),  Westergaard  (Kopenhagen)  u.  A.,  sowie  eine  ständige  Uebersicht  über  die 
wirtschaftlichen  Parlament^debatten  und  Gesetze  Frankreichs. 

Verlag  von  C.  Ij.  Hirschfeld  in  Iieipzig. 

Das 

private  Wissen  des  Richters. 

Untersuchungen  zum  Beweisrecht  beider  Prozesse. 
Von 

Dr,  Friedrich  Stein, 

ao.  Prof.  der  Rochto  in  Leipzig. 
Preis  Ji  4.—. 

2)ag  2)cutf(ic  Urjckrrctjt 

an  Hterortfc^etf,  !iinftleri($en  unb  ^(otograp^tfdien  SScrleiu 
Die  Hetdisgefe^e 

ü6cr  ba^ 
Hrl^ebcrrcd^t  an  Sd^riftmcrfen,  2lbbilbiingcn,  mufifalifd^cn  Kompofittoncn, 
öramatifdjcn  it^crfeii,  Wcrhn  bcr  btlbenben  Künfte,  forotc  über  ben  Scf^u^  ber 

Pl^otograpljiccn 

unter  Bcfonbcrcr  S3crucf{i^tigung 

ber  Hedjtfpredinng  ht%  Hei(ft0gertd^t0 

unb  tcr  intcrnationaren  Serträge  te«  Deutfi^en  9teicl^ö 

erläutert  V)on 

®.  ©(Jede, 

€taateaniralt  in  3)rc«bcn. 
?rci8  Jti  6.80  ,  gcbunbcn  ^  7.80. 


Das  3nterregnum. 

(Eine  |laaf;sred^tli(i)e  idtterfudittng 

bon 

»r.  ^eittrid^  Zvief^tl, 

^riVQtbojetit  au  bei*  Univctfität  Scip.^ig. 
<Prei§  M  :*.— . 


Digitized  by 


Google 


Verlag  von  C.  Ii.  Hirachfeld  in  "Leipofß 

Die 
in  i^rcr 

()cf(^i(^tn(^eit  6iit)Dt(feIniig  hii  jur  ©egentuart 

3Jon 

Dr.  jur.  et  Lic.  theol.  fiarl  Rteker, 

<ßn«<itrc)cnt  ber  Steckte  an  ber  UnioccfUfit  itipM- 
yretg  ./^  10  — . 

INHALT. 


I.  Abhandinngren  und  Aafsfttze:  Seite 

Bohrseheidt,  Kurt  Tm  Kegierangs- Assessor,  Merseburg.    Auf  dem 

Wege  zur  Gewerbefreiheit  in  Preussen 277 

SalT&,  Prof.  Dr.  M.,  Mitgl.  der  Akademie,  Madrid.  Studien  über  die 
neuesten  Untersuchungen  auf  dem  Gebiete  der  politischen  Oekonomie 
in  Spanien 326 

II.  Kritiken  und  Referate: 

a.  Deutsche  Lilteratitr: 

Pastor,  Vom  Kapitalismus  zur  Einzelarbeit.  (Dr.  R.  Grfttzcr- Berlin)  339 
Poschinger,  Die  wirthschaft liehen  Verträge  Deutschlands.    I.— III. 

Band.    (Dr.  K,  Frankenstein -Berlin) 341 

Binding,    Deutsche  Staatsgrundgesetze   in  diplomatisch  genauem 

Abdrucke.  Heft  I.  II.  (Prof.  Dr.  Freih.  v.  Stengel-Würzburg)  341 
Triepel,  Das  Interregnum.    (Prof.  Dr.  Freih.  y.  Stengel- Würzburg)    342 

b.  Französische  Litteratur: 

Dnfourmantelle,  Code  Manuel  de  droit  industriel  II.  Des  Brevets 
d'inyention  et  de  la  contrefa^on.  (Kais.  Regierungsrath  und 
Mitgl.  des  Kaiserl.  Patentamts  Dr.  Stephan- Berlin)       ....     343 

nL  Bibliographie  (15.  Februar  bis  15.  April  1893) 346 

IT.  Kleine  Mittlieilungen : 

Nachruf:  Lothar  von  Dargun 371 

Personalien 371 


Die  Zeitschrift  für  Litteratur  und  Geschichte  der  Staats- 

wissenschaften  erscheint  in  zwanglosen  Heften,  von  denen  6  einen 

Band  bilden. 

Preis  eines  Bandes  12  Mark. 

RS"  Bestellungen  werden  durch  alle  Buchhandlungen  und 

Postanstalten  (Postzeitungscatalog  No,  7278*)  angenommen. 
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J,  V.  Keussler  in  St.  Petersburg,  Prof.  Dr.  J.  Lehr  in  München,  Prof. 
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Prof.  Dr.  E.  Sax  in  Prag,  Prof.  Dr.  W.  Scharling  in  Kopenhagen,  Prof. 
Dr.  K.  Freiherr  von  Stengel  in  Würzburg 

HERAUSGEGEBEN. 
VON 

Dr.  küno  frankenstein 

DOZENTEN  AN  DER  HUMBOLDT- AKADEMIE  ZU  BERLIN. 

ERSTER  BAND.  FÜNFTES  UND  SECHSTES  HEFT. 


LEIPZIG, 

VERLAG  VON   C.  L.  HIRSCHFELD. 

1893. 

AMSTERDAifi  JOHANNES  MÜLLER.  —  BERN:  SCHMID,  FEANCKE  &  CO.  —  BUDAPEST: 
CARL  GRILL'S  K.  UND  K.  HÜFBUCHHANDLUNG.  —  CHRISTIANIA :  JACOB  DYBWAD.  — 
KOPBNHAQEH'.  ANDR.FRED.  HüST&SÖN,  K.  HOFBUCHH.  —  LONDON:  ^TILLIAMS  &  NORGATE. 
—  MAILAND:  ÜLRICOHOEPLI,  EDITORE  LI13KAI0  DELLA  REAL  CAS A.  —  NEW  YORK:  GUSTAV 
E.  STECHERT.  —  PARIS:  C.  KLINCKSIECK.  —  ST.  PETERSBURG:  CARL  RICKER.  —  ROM: 
LßESCBER  &C0.  —  STOCKHOLM:  C.E. FRITZE' SCHE  HOFBÜCHUANDLUNG.  —  »K/^iV.MANZ'SCHE 
K.  UND  K.  HOFVERLAGS-  UND  ÜNIVERSITÄTS-BÜCHHANDLUNG. 
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Verlag  von  C.  L.  Hlrsohfeld  in  Ijeipzig. 
Das 

private  Wissen  des  Richters. 

Untersuchungen  zum  Beweisrecht  beider  Prozesse. 

Von 

Dr.  Friedrich  Stein, 

ao.  Prof.  der  Rechto  in  Leipzig. 
Preis  Jd  A,—. 

'  ^o^xak  fragen 

(an  Essay  on  Projects) 
35amcl  2)tfoe, 

1697. 

Ucbetfctjt  öon  ©ugo  gifc^er. 

$Tet9  Ji  2.40. 


Die 

Hegung  der  deutschen  Gerichte 

im  Mittelalter. 

Ein  Beitrag  zur  deutschen  Rechtsgeschichte 


von 

Dr,  jur.  Kurt  Burchard, 

Privntdocenten  an  der  Universität  Leipzig. 
Preis  Ji  6.—. 


!Bte 

in  il^rcr 

ge|c^i(^t(i(^cii  ©nttoitfclmig  Big  jur  ©efleHtoart 
Dr.  jur.  et  Lic.  theol.  fiatl  Kieker, 

^rttoatbojcnt  ber  Siechte  an  ber  Unitjerfttat  Sei^nii). 
Ji  10.—. 


Das  Interregnum. 

Eine  staatsrecMliclie  Untersnch-ang 


Dr.  Heinrich  Triepel, 

Privatdozent  an  der  Univor&itllt  Leipzig. 
1892.    Preis  J&  3.—. 
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Verlag  von  C.  Ii.  Hirsohfeld  in  Leipzig. 

2)ag  2)cutf(ic  Urjckrrctfjt 

an  litetartfc^etf,  fiinftlertfc^en  unb  ti^otogta^^ifcben  SBerlein 


Die  lletd^^gefe^e 

über  ba« 
Url^ebcrrcdjt  an  Scf^riftipcrfen,  2lbbilbungcn,  muftfalifd|cn  Kompofitionoi, 
bramattfcben  IPcrFcn,  ItJerfcn  bcr  bilbcnben  Künpe,  foroic  über  bcn  Sd^u^  bcr 

pi^otograpl^ieen 

unter  bcfonbercr  ^erürffid^tlgunfl 

der  Hed)tf|ired|uug  iee  Heid)0gettd)t0 

unD  tet  intctnationalcn  Verträge  teö  3)eut[c^en  9ieic^§ 

erlSutett  )»on 

Staatsanwalt  in  3>Tedb€n. 
^rci«  Jk  6.80,  fleBunben  ^  7.80. 

Im  Verlag  von  Larose  &  Forcel  in  Paris,  rue  Sonfflot  22,  erscheint  soeben  der 
VII.  Jahrgang  der  Monatsschrift 

Revue  d'£eonomie  Folitique 

von 

P.  Cauwfes  (Paris)  E.  Schwledland  (Wiea) 

K.  €Hde  (MontpelUer)  E.  Villey  (Caen). 

Preis  jährlich  21  Francs, 
Die  Zeitschrift  brachte  in  den  letzten  Jahren  Aufsätze  von  d'AulniS  (Utrecht), 
Beauregard  (Paris),  v.  Böhm-Bawerk  (Wien),  Brentano  (München),  Bücher  (Leipzig), 
J.  B.  Clark  (Northampton),  L  Cossa  (Pavia),  Foxwell  (Cambridge),  Jssajew  (St,  Petersburg), 
Knapp  (Strassburg),  Laveleye  f,  Levasseur  (Paris),  Lorla  (Padua),  Macleod  (London), 
Mataja  (Wien),  V.  Matlekovich  (Budapest),  Menger  (Wleu),  v.  MIaskowski  (Leipzig),  Munro 
(Manchester),  Oncken  (Bern),  Philippovich  (Freiburg),  Plemas  (Madrid),  Pigeonneau  ti 
Rabbeno  (Boiogaa),  Sauzet  (Paris),  Schmoller  (Beriiu),  st  Marc  (Bordeaux),  Walras 
(Lausanne),  Westergaard  (Kopenhagen)  u.  A.,  sowie  eine  ständige  Ucbersicht  über  die 
Avirtschaftlichcn  Parlamentsdebatten  und  Gesetze  Frankreichs. 

Im  Verlage  von  A.  Giard  &.  E.  Brl^re  in  Paris,   16  rue  Sonfflot,  erscheint  seit 
Januar  1893: 

Revue  Internationale 

de 

Sociologie 

herausgegeben  von 

Dr.  Rene  Worms. 

Preis  jährlich  (6  Hefte)  für  Frankreich  10  Fr.,  fttr  das  Ausland  12  Fr. 
Die  Zeitschrift  brachte  in  den  drei  ersten  Heften  Aufsätze  von  Albebt  Babeau, 
Jacqoes  Bbbtillon.  Maurice  Du  Fourmantelle,  Läon  Duguit,  Fernand  Faüre,  Lud- 
wig GüMPLOwicz,  J.  Lkmoine,  John  Lübbock,  P.  du  Maroussem,  Oscar  Pypfersbn, 
Georges  Benard,  Virgxlb  Rössel,  Maurice  Travers,  Gabriel  Tarde  und  Rene 
Worms.  Die  nächsteu  Hefte  werden  Aufsätze  enthalten  von  E.  Cheysson,  Maximä 
Kovalevsky,  Arthur  Rafpalovich,  Franz  Schrader,  J.  J.  Tavarez  de  Medeiros, 
JouN  M.  Vincent  u.  A. 
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und  des  Kommunismus.     II.  Die  Ekklesiazasen  des  Aristophanes 
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die   neuesten  Untersuchungen   auf  dem  Gebiete   der  politischen 
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Rohrgeheidt,  Kurt  t.,  Regier ungs- Assessor,  Merseburg.    Auf  dem 

Weg3  zur  Gewerbe  fr  eih  ei  t  in  Preussen.    (Schluss) 418 
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Deutschlands,  und  deren  Erschöpfung  (Hofrath  Prof.  Dr,  Exner- 
Wien)    448 

Hirsch,  Die  Arbeiter- Bewegung  und  -Organisation  in  Deutschland 

(Dr.  Karl  Walcker-Leipzigi 450 

BShmert,   Der  gegen>K  artige  Stand  und  die  neuen  Aufgaben  der 
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(Dr.  E.  Hirschberg-Berlin.) 
0\  Schweizer,  Geschichte  der  schweizeriscihen  Neutralität   (Prof.  Dr. 

^  Freih.  von  Stengel- Würzburg) 451 

^4      1  LipiN  Das  fränkische  Grenzsystera  unter  Karl  dem  Grossen  (Prof. 

^  Dr.  Freih.  von  Stengel- Würz  bürg) 455 
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Die  Zeitschrift  für  Litteratur  und  Gesclilclito   der  Staats- 

wisseuseliafteu  erscheint  in  zwanglosen  Heften,  von  denen  6  einen 

Band  bilden. 

Preis  eines  Bandes  12  Mjirk. 

RS*  Bestellungen  werden  durch  alle  Buchhandlungen  und 

Postanstalten  (Postzeitungscatalog  No.  7278 '^)  angenommen. 
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